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Sammlung 


| ſaͤmmtlicher J 
Verordnungen, 
J welche bis Ende des Jahres 1833 — 
in den von Kamptz'ſchen 
Jahrbuͤchern fuͤr Preußiſche Geſetzgebung 


enthalten ſind; 


nad) den Materien zuſammengeſtellt. 





| R | 


-Siebenter Band. 


Enthaltend die vom 1. Juli 1830 bis Ende 1833 zur Erläu: 
terung der Criminal-, Hypotheken: und Depofital; 
Drdnung, der Gebühren: Tare, des Stempel: 
Edicts ergangenen Neferipte, fo wie diejenigen, welche die 
Rheinifhe Juſtizpflege betreffen, nebft einem hronolo- 
sifhen Negifter zum fechsten und fiebenten Bande und einer 
Ueberficht der” in den v. Kamptz'ſchen Jahr buͤch ern enthal: 
tenen die Rechtswiffenfchaft betreffenden Auffaͤtze — 





Breslau, 1834. | . 
Bei Georg Philipp Aderholz. 
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Reſceripte 


jur allgemeinen Criminal⸗-Ordnung. 


$. 15— 19. Erweiterung der Competenz zur Führung der Unterſuchun⸗ 


gen, und Abfaffung der Erkenntniffe bei den Konigl. Lande» und Stadige 
richten Galjmedel, Menhaldensieden, Calbe a. d. Saale, Gardelegen, 
Wanzleben, Sroßs Salze, Seehauien in der Altmark, Wolmirfiädt und Burg. 


A. 


In Folge der, in der Alferhöchften Cabinets -Ordre vom 31. 
Sanuar d. J. dem Juſtizminiſter ertheilten Autoriſation, und auf 
den Bericht des Königl. D.L. ©. zu Magdeburg, wird das Königl, 
Land» und Stadtgeriht  - ' 

1) zur Führung aller, ſowohl fisfalifchen als Criminal; Unter, 
ſuchungen gegen Nicht-Erimirte, bei welchen die höchfte geſetz⸗ 
lihe Strafe des, dem Gegenftand der Unterfuchung aus: 
machenden Verbrechens oder Vergeheng, | 

eine Geldftrafe, a 
oder, außer koͤrperlicher Züchtigung und den eintretenden Eh: 
renftrafen, - | 
eine dreijährige Freiheitsſtrafe nicht Äberfteigt, 
und zur Führung aller Unterfuchungen 


wegen eines erften gewaltfamen Diebftahls — wegen eines 


zweiten oder dritten großen gemeinen oder unter erfchwerenden 
Umftänden begangenen Diebftahls, | 
fo wie ” 
2) zur Abfaffung der Erkenntniſſe erfter Inſtanz in diefen Uns 
terfuchungen, jedoch mit Ausfchluß / 
der Kontraventionsfachen gegen Abgabengefege, infofern 
die Strafe das im $. 250. des Anh. zur A. G. O. vorge, 
ſchriebene Maag überfchreitet, — 
hierdurch ermaͤchtigt; und dahin deſſen Competenz erweitert. 
Das Koͤnigl. Lands und Stadtgericht wird jedoch angemjefen, 
auch in diefen Fällen die Unterfuchung an das Inquiſitoriat abzu; 
geben, 2 


\ 


18 


Allg. Erim. Orb. $$. 15 — 19. 


wenn die Individualität der Verbrecher eine mehr fichere Auf- 
bewahrung, ats folhe das Gefängnig des Orts oder des 
Landgerichts gewährt, nothiwendig macht; 
* wenn die zur Unterſuchung Gezogenen wegen Mangels an 
aum | | 
in den Gefängniffen nicht mehr untergebracht werden fönnen, 
und im le&tern Falle der erforderliche Naum auch dadurch . 
nicht zu erlangen ift, daß Strafgefangene in das Inquiſito— 
riats-Gefaͤngniß abgeliefert werden. Ä | 
Diefe Einrichtung ift vom 1. Mai ab zur Ausführung zu bringen. 
Berlin, den 10. März 1833. 


n 
die Königl. Land: und Stadtgerichte zu Salzwedel, 
Neuhaldensleben, Kalbe a. d. Saale, 
Gardelegen, Wanzleben, Groß : Salze, 
Seehaufen in der Altmark und Wolmirftädt. 


B. 


Auf den Grund der dem Auftizminifter in der Allerhöchften 
Cabinets⸗ Ordre vom 31. Januar d. J. ertheilten Autorifation- wird 
das Königl. Land » und Stadtgericht hierdurch ermächtigt, 

in allen, ſowohl fiskalifchen als Criminal » Unterfuchungen 

gegen Nicht-Erimirte, bei welchen die höchfte gefeßliche Strafe 

des den Gegenſtand der Unterfuchung ausmachenden Verbre: 
chend oder Vergehens 

eine Geldftrafe ift, | 
oder, außer förperlicher Züchtigung und den eintretenden. 

Ehrenftrafen, 

eine dreijährige Sreiheitsftrafe 
nicht überfteigt, 

und jedenfall in den Unterfuchungen wegen eines erften ge: 

waltfamen Diebftahld, wegen eines zweiten oder dritten gro⸗ 

Ben gemeinen oder unter erfchwerenden Umftänden begange- 

nen Diebftahls, | | 
fortan feldftftändig zu erkennen, und dahin deſſen Competenz er: 
weitert. 

Ausgenommen. werden jedoch alle Eontraventionsfachen gegen 
Abgabengeſetze, infofern die Strafe das im $. 250. des Anh. zur 
A. G. O. vorgefchriebene Maaß uͤberſchreitet; hinfichtlich deren es 
bei den gefeglichen Vorfchriften das Bewenden behält. 

Diefe Einrichtung ift vom 1. Mai ab zur Ausführung zu 
bringen, , 
Berlin, den 10. März 1833. (v. K. J. Bd. 41. S. 285.) 

Yn a 


das Königl. Land: und Stadtgericht zu Burg. 


Allg. Crim. Ordn. $. 19 folg. und $$. 513. 25. 3 


S. 19. fofg. und 8. 513. Kat 
’ Zune = in & kaufitz in en Ri im Nergogehum 

Auf den Bericht des Königl. Ober - Landesgerichte vom 24. 
Auguft d. J., betreffend die Competenz der Untergerichte im Her: 
zosthum Sachfen, in Unterfuhungsfachen wegen geringerer, nicht 
bloße Polizeiübertretungen betreffender, Vergehen ift zuvoͤrderſt 
die gutachtliche Aeußerung des Ober » Landesgerichts zu Naumburg 
erfordert worden. Nachdem folhe eingegangen, findet der Juſtiz— 
minifter fein Bedenken , auf den Grund der VBorfchriften des A. L. R. 
Th. II. Tit. 17. $. 61— 63, der Criminal » Ordnung $. 19, 
der Verordnung vom 11. März 1818, und der Inſtruction wegen 
Errihtung der Untergerichte in den vormals fächfifchen Provinzen 
vom 4. Mai 1820, $. 10. zu genehmigen, daß diejenigen Unter: , 
fuhungen, in welchen nur ein abgekürztes polizeiliches Verfahren 
Statt findet, an die Untergerichte verwiefen werden. - 

Die Competenz der Landgerichte umfaßt alle diejenigen Fälle, 
in welchen auf feine höhere Strafe, als 50 Thaler. Geldbuße, 
vierwöchentliches Gefängniß oder leichte Eörperliche Züchtigung zu 
erkennen if. Die Serichtsämter und Patrimonialgerichte find 
dagegen nur in folhen Fällen die Unterfuchung zu führen und das 
Erfenntniß abzufaſſen befugt, in welchen nach ihrem Dafürhalten 
in concreto nur bis 14 Tage Gefängniß, leichte koͤrperliche Züch: 
tigung oder 5 Thaler Geldbuße zu erkennen ift. Tritt eine höhere 
Strafe ein, fo fenden fie die Acten an das betrefferide Landgericht 
zur Aburtelung, welches dann, wenn die Strafe eine Geldbuße. 
von 50 Thalern, vierwöchentliches Gefängniß oder eine leichte för; 
perliche Züchtigung nicht uͤberſchreitet, felbft in der Sache erkennt, 
im Falle einer verwirften höhern Strafe aber. die Abfaffung des 
Erfenntniffes dem Ober » Landesgerichte anheimftellt. So wird im 
Bezirk des Ober - Landesgerichts zu Naumburg verfahren, und es 
ſcheint nichts entgegenzuftehen, ein gleiches Verfahren auch in dem 
Bezirk des Königl. Ober » Landesgerichts zu beobachten. 

Berlin, den 8. Dctbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. ©. 333.) 


$. 25. Reviſionen der Civil» Strafanftalten. 

Um von der ordnungsmäßigen Verwaltung der Eivil: Straf; 
anftalten-und der Befolgung der für diefelben beftehenden In— 
fiructionen fich Weberzeugung zu verfchaffen, ift der Juſtizminiſter 
mit dem Herrn Minifter des Innern und der Polizei übereinge- _ 
fommen, eine von Zeit zu Zeit, und mindeitens alle 2 Sahre vor; 
zunehmende, unvermuthete Nevifion diefer Anftalten, in eben der 
Art anzuordnen, wie folche nach der Bekanntmachung v. 18. 
Sanuar 1828 (Jahrb. Bd. 31. &.200) in Betreff der Feſtungs⸗ 
baugefangen » Anftalten vorgefehrieben worden iſt. Dieſe Nevir 
fion foll von einer Commiffion , beftehend aus einem Mitgliede des 

1 * 


4 | Allg. Crim. Ordn. 65. 25, 


Koͤnigl. Obergerichts und einem Mitgliede der Koͤnigl. Regierung, 
denen die Zuziehung eines Phyſicus, welcher jedoch nicht der ger 
wöhnliche Arzt der Anftalt fein darf, nach-Umftänden überlaffen 
bleibt, veranftaltet und Über das Reſultat von der Commiſſion an 
die Provinzialbehörden, zur weitern Veranlaffung, Bericht er⸗ 
ftattet werden. 

Die Königl. Obergerichte, in deren Bezirk ſich Zuchthäufer 

oder andere Civil » Strafanftalten befinden, werden daher hier⸗ 

durch angemwiefen, wegen Ausführung dieſer Anordnung mit den 

betreffenden Königl. Regierungen in Communication zu treten, 

und wegen Ernennung des Commiffarii hiernächft das weitere zu. 

verfügen. . Die Diäten und Reifekoften des Commiffarii des Ober; 

gerichts find auf den Criminal: Koftenfonds anzumeifen. 

Berlin, den 17. Decbr. 1829. (v. 8. J. Bd. 34. ©. 489.) 


$. 25. Beſetzung der Gefangenmärterftellen in den Staͤdten. 

Auf den von dem Koͤnigl. Kammergerichte, 
wegen Befeßung der Sefangentwärterftelle beim Stadtgericht 
zu Prenzlau, | 

unterm 26, v. M. erftatteten Bericht, deffen Driginalanlagen zu: 
rück erfolgen, wird es hierdurch genehmigt, daß da, wo, wie in 
Prenzlau, die Gefangenwärter aus dem Fonds der Magifträte 
befoldet werden und Feine Gehaltszahlungen aus Juſtizcaſſen er- 
halten, auch die Juſtiz- und Polizeigefangenen zu bewachen 
haben, und ver Magiftrat die Polizei zu verwalten hat, die Ma— 
gifträte die Gefangenwärter beftellen, infofern fie die Perſon defr 
felben vorher dem Obergerichte namhaft gemacht haben, und ge 
gen deſſen Dualification nichts zu erinnern if. j 
Berlin, den 21. Derbr. 1829. (v. 8. J. Bd. 34. S. 490.) 


$ 25 Bewachung der Inaquiſitori i i N 
auiſitoriats « Gefängniffe dei Abweſenheit oder 
Verbinderung bes Miirärs. n fängniff Abweſenh 


A. 


Aus dem mit einem Volumen Acten des Inquiſitoriats zu 
Halberſtadt urſchriftlich anliegenden Berichte des Ober⸗Landesge— 
richts daſelbſt v. 22. v. M. wollen Ew. Excellenz zu erſehen belie—⸗ 
ben, daß der Magiſtrat zu Halberſtadt ſich weigert, fuͤr die Be— 

wachung des großen Inquiſitoriats⸗Gefaͤngniſſes daſelbſt, bei Ab⸗ 
weſenheit oder Verhinderung des Militaͤrs, zu ſorgen, und daß 
die Regierung zu Magdeburg, geſtuͤtzt auf die Anweiſung im ver⸗ 
ehrlichen Reſcripte Eines Hochloͤblichen Miniſterii des Innern vom 
21. September pr., den genannten Magiſtrat in ſeiner Weigerung 
unterſtuͤtzt. Ich kann aber nicht glauben, daß dieſe Anſicht der 
Regierung Ew. Excellenz Billigung erhalten kann. Die Koͤnigl. 
Cabinets⸗Ordre vom II. Juli 1828 (Geſetzſamml. ©. 93.) ver⸗ 


Allg. Crim. Ordn. $. 25. 5 


pflichter gerade die Städte zu dieſem Wachdienfte, wenn das Mi— 
litaͤr verhindert iſt, da, wo die Ruͤckſicht auf die allgemeine Sicher, 
heit des Orts die Wache nothwendig macht. Nun ift wohl die 
allgemeine Sicherheit nirgend mehr, als bei der gehörigen Ber 
wachung der Gefangenanftalten für in Unterfuchung befindliche 
Verbrecher intereffirt. Em. Ercellenz erfuche ich daher ganz erges 
benft, die Stadt Halberſtadt durch den Magiſtrat zur Geftellung 
der Wachen, bei Verhinderung des Militärs, anweifen zu laffen, 
und von dem Verfügten mich, unter Zuräckfendung der Anlagen, 
gefälligft zu benachrichtigen. | | 

Berlin, den 13. Febr. 1830. 


An 
des Könige. Geheimen Staatsmi—⸗ 
nifters und Minifters des Innern 
und der Polizei, Herrn v. Schu: 
mann, Ercellenz. 


Graf v. Danktelmann. 


B. 


Auf Ew: Ercellenz geehrte Zufchrift vom 13. v. M. habe ich 
über den Gegenftand derſelben, betreffend die Weigerung des Ma— 
giftrats zu Halberftadt, für die Bewachung des Inquiſitoriats- 
‚Gefängniffes dafeldft bei Abwefenheit oder Verhinderung des Mi- 
litärs, zu forgen, Bericht von der Regierung zu Magdeburg er: 
fordert. Diefer Bericht ift jeßt eingegangen und von einem Vo; 
tum des Heren Geheimen Staats: Minifters v. Klewiz beglei, 


tet, worin ſich derfelbe-über die Anfiht, welche die Negierung 


über die Sache aufgeftellt hat, berichtigend ausfpriht. Einver— 
ftanden mit dem Sentiment Sr. Excellenz v. Klemwiz, daß der ' 
Magiftrat den in Rede ftehenden Poften bei Verhinderung des Mi, 
litaͤrs geftellen müffe, habe ich nun denfelben erſucht, die Negie: 
rung in Gemäßheit deffen zu inftrniren, und ermangle nicht Em. 
Excellenz hievon, unter Wiederbeifügung des mir gefälligft mitge: 
— Berichts des Ober-Landesgerichts zu Halberſtadt vom 22, 
anuar c., mit dem Bemerken ganz ergebenſt zu benachrichtigen, 
daß die Regierung veranlaßt worden ift, die aus Verſehen zurück, 
behaltenen Inquiſitoriats⸗Acten unmittelbar dem Ober : Landesge- 
richt zuzuftellen. I 
Berlin, den 31. März 1830. (v. 8.9. Bd. 35. S. 140.) 
— v. Schuckmann. 


An 
des Koͤnigl. Geheimen Staats⸗ und Juſtiz⸗ 
miniſters, Herrn Grafen v. Dankel— 
mann, Excellenz. 


6 Allg. Crim. Ordn. 66. 34 —46, 


$. 34 -—46. Einführung der $$. 34 — 45. der Criminal Ordnung in 
Neu + Vorpommern: 
ö A. 


Auf Shren Bericht vom 8. d. M. und nad) Ihrem Antrage 


ſetze Ich feſt: daß die Beſtimmungen der Criminal» Ordnung vom 
11. Decbr. 1805, wegen Befeßung der Criminalgerichte, insbe: 
fondere $$. 3446, bei den Gerichtöbehörden in Neu - Vorpom: 
mern, von jeßt an beobachtet und in die Stelle derjenigen Vorſchrif—⸗ 
ten treten ſollen, welche nach der dortigen Gerichtsverfaſſung da— 
ſelbſt bisher in Anwendung gebracht find. Sie haben die Bekannt: 


machung diefes Erlafies durch das Amtsblatt der Regierung in . 


Stralfund zu verfügen und die Gerichtsbehörden demgemaͤß anzu⸗ 
weiſen. 
Berlin, den 26. Januar 1833, | 
An Friedrich Withelm. 
die Staatsminiſter v. Kamptz und | j 
Muͤhler. 


⸗— 


B. 
Dem Koͤnigl. Dber ; Appellationsgericht wird auf den Bericht 
vom 16. Octbr. v. J. über die Frage: | 
ob in Eriminalfachen die Anwefenheit beider Gerichtsmitglie: 
der zur vollftändigen Befegung der Gerichtsbank wefentlic) 
erforderlich fei, oder ob nicht vielmehr die Anweſenheit eines 
Richters, außer dem Protofollführer,, genüge? 


anliegend eine beglaubte Abfchrift der desfalls ergangnen Aller: 


höchften Cabinets⸗Ordre vom 26. d. M. mit der Anweifung zuge: 
fertigt: 


die Allerhöchfte Beftimmung nebft den fünftig zu beobachten: 


den $$. 34 — 46. der Criminal: Drdnung durch die Amts: 
blätter der Negierung zu Stralfund zur Kenntniß der Ju— 
ſtizbehoͤrden und des Publikums zu bringen, auch darauf 
zu halten, daß bei allen Gerichtsbehörden in Neu: Bor; 
pommern nach diefer Allerhöchften Beftimmung verfahren 
werde. 
. Berlin, den 30. Januar 1833, (9.8.3. Bd.41. ©. 237.) 


g. 36 „Befguns ded — bei yoliseimäßiger Unterſuchung 


Dem Koͤnigl. Ober-Landesgerichte wird auf den Bericht vom 
24. Auguft v. J., 
das Verfahren bei poligeificher Unterfuchung kleiner Dieb; 
ftähle betreffend, 
hiermit eröffnet, daß bei dergleichen Unterfuchungen die Zuziehung 
eines Criminal: Protofollführers nicht erforderlich ift. 
Berlin, den 30, Juli 1830. G. K. J. Bd. 36, S. 172.) 


% 


Allg. Erim.-Drdn. 66. 77. 78., 7 


$. 71. Forum mehrerer Verbrechen, Bar ein anderer Drt des letzten 
Verbrechens in der Unterſuchung ermittelt wird 


Wenn die, der Vorſchrift des $. 77. Nr. 2. der Criminal⸗ 
Ordnung — uͤber deren Anwendbarkeit das Koͤnigl. Juſtizamt im 
Berichte vom 9. d. M. angefragt hat — zum Grunde liegende 
Abſicht, welche keine andere iſt, als zu verhuͤten, daß die Unter- 
ſuchung wegen begangener mehrerer Verbrechen, bei mehreren Ge⸗ 
richten gefuͤhrt werde, erreicht werden ſoll; ſo kann die gedachte 
Vorſchrift nicht in dem Falle zur Anwendung kommen, wenn 
erft nach eingeleiteter Unterfuchung ausgemittelt worden, daf das 
legte Verbrechen nicht in dem Bezirke desjenigen Richters, welcher 
die Unterſuchung eroͤffnet hat, ſondern in dem Bezirk eines an -⸗ 
bern begangen worden. Folgerecht würde, wenn dieſes angenom⸗ 
men werden koͤnnte, die Unterſuchung mehreremale zu einem ans 
dern Richter übergehen müffen, fobald fih im Laufe derfelben er- 
gabe, dag dasılegte Verbrechen in einem andern Bezirke verübt 
worden. Es hat hiernach bei der Befcheidung des Kammerges 
rihts vom 8. d. M. ſowohl für die vorliegende Unterfuchung wider 
den N. N., als au) für ähnliche Fälle fein Bewenden. ; 

Berlin, den A. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 432.) 


$. 78. Verfahren bei der —— Dienſtentlaſſung der Land: Gen» 

darmen und deren Vereidun 

Auf den es Bericht der Minifterien des In⸗ 

nern, des Krieges und der Juſtiz vom 3. d. M. bin Ich damit 
einverftanden, daß die Land » Gendarmen als folche befonderg 
vereidigt werden, genehmige die dazu vom General Lieutenant 
v. Tippelskirch vorgefchlagene und von obengedachten Minifterien 
revidirte Eidesformel, und beftimme, daß bei Abnahme diefes 
Eides den Gendarmen ausdrüclich einzufchärfen ift, daß das zu 
ihren Militär s Worgefeßten beftehende Verhältnig nach wie vor 
allein nach den Grundfägen der militärifchen Subordination zu 
beurtheilen bleibe. In Betreff der Eintlaffung der Gendarmen auf 
abminiftrativem Wege genehmige ch, daß diefelde unter Anwen; 
dung der über die Entfernung der Civil Beamten in adminiftrativem 
Wege gegebenen Vorfchriften vom 21. Febr. 1823, 16. Auguft 
1826 und 24. Septbr. 1827 erfolgen fönne, und fi nd dabei, in 
a. cht auf die Form des Verfahrens, die beiden Fälle zu unter: 

iden, 

a) wenn die unfreimwillige Entlaffung wegen mangelhafter Er: 

füllung der Berufspflichten, Ä 

b) wenn fie wegen unmoralifcher Führung erforderlich wird. 
Im erftern Falle ift die Einleitung des Verfahrens, nach dem 
Vorſchlage der mehrgedachten Minifterien, von den. Militär : ‘und 
Civil/ Vorgefegten gemeinſchaftlich anzuordnen, und bleibt den 


8 Allg. Erim. Ordn. $. 78. 


Regierungen überlaffen, im Einverftändnig mit dem betreffenden 
DBrigadier, nah Maaßgabe der Verordnung vom 21, Febr. 1823, 
oder, infofern ſich der Fall zur unfreiwilligen Penflonirung eignet, 
nach den Beflimmungen der Verordnung vom 16. Auguft 1826 
zu verfahren. 

Im legtern. Falle hingegen geht die Einleitung des Verfahrens 
allein von den Militär » Vorgefegten aus, und ift der Antrag auf. 
unfreiwillige Entlaſſung, nad) vorhergegangener Aufnahme der 
gefetlich vorgefchriebenen vorbereitenden Verhandlungen, von dem 
Chef der Gendarmerie, durch das Kriegs: Minifterium an das 
Staats : Minifterium zu bringen; wobei Sch noch feftfeße, das 
einem in vorftehender Art ohne Penfion aus dem Dienft entfern: 
ten Gendarmen nur in fo fern Sinvaliden - Wohlthaten zu gewäh: 
ren find, als er bereits vor feinem Eintritt in die Gendarmerie 
Anfprüche darauf hatte, 

Sch gebe dem Staats Minifterio die Bekanntmachung und 
Anwendung diefer Beſtimmungen anheim. | 

Berlin, den 22. Auguft 1829. (v. 8. J. Bd. 34. ©. 127.) 
7 Sriedrih Wilhelm. 


An 
das Staats: Minifterium. 


| Eides»;: Formel 
Ich ſchwoͤre u. f; w. 


daß, nachdem ich zum Gendarmen angenommen worden, 
Seiner Königl, Majeftät von Preußen, meinem allergnädig: 
ften Herrn, ich treu und gehorfam fein, die in Dienftfachen 
von meinen DVergefegten erhaltenen Befehle willig und uns 
weigerlich befolgen, mich den erhaltenen Anweifungen gemäß 
betragen, über alle zu meiner Kenntniß gelangenden geheim 
zu haltenden Dienft + Angelegenheiten ein unverbrächliches 
Stillfehweigen beobachten, auch vomgewiſſenhafter Verwal: 
tung meines Amts mich durch Gefchenfe, Freundſchaft, Ver; 
wandtfhaft, Feindfchaft, Werfprechen oder Drohungen nicht 
abhalten laſſen, fondern vielmehr mich überall treu, ordent; 
lich, nüchtern und unverdroffen betragen will. Insbeſon— 
dere gelobe ich auch, daß ich diejenigen ftrafbaren Handlun: 
gen, welche zu meiner Kenntniß gelangen, mit aller Treue, 
Wahrheit und Gewiffenhaftigkeit anzeigen, und was ich 
darüber und über deren Urheber und Theilnehmer felbft 
wahrgenommen oder durch fremde Meittheilung erfahren. 
habe, mit genauer Unterfcheidung angeben will; 

ſo wahr ıc. ıc. _ \ 


$. 78. Gerichtsſtand der Poſtbeamten im Herzogthum Anhalt »Eörhen. 
Refer. v. 17, Auguft 1830. (zur Gerichtsordnung I.2. 8.60.) 


* 
Allg. Crim. Ordn. 66. 790. 80. 81. 0 


$. 79. Anordnung der gemifchten Sommiffionen bei Ereeffen zwiſchen Mili⸗ 
tär» und Sivilperfonen. 


Ich bin auf die anliegende Anfrage des General Aubditoriats 
damit einverftanden, daß ein Exceß zwiſchen Militaͤr⸗ und Civil: 
perfonen zur Anordnung der gemifchten Commiffion nur dann an 
die General» Commando’3 zu verweifen ift, wenn Militärperfonen 
dabei concurkiren, welche nicht bei einem und demfelben Militärs 
gerichte den Gerichtsftand haben; in allen andern Fällen aber das 
betreffende Diviſions Commandantur » oder Gouvernements Ge 
richt mit der reffortirten Eivilbehörde unmittelbar das Erforderliche 
einzuleiten hat, und beauftrage das Militär: Yuftiz: Departement, 
demgemäß das Nöthige an die Gerichtsbehörden zu erlaffen. 

Berlin, den 6. Juli 1833. | 
An Friedrih Wilhelm. 
das Militär + Zuftiz » Departement, _ 
Saͤnmmtliche Königl. Gerichte werden von diefer Allerhöchften 
Cabinets⸗ Ordre in Kenntniß gefebt. 
Berlin, den 29. Juli 1833. (v. 8. 3. Bd. 42. ©. 190.) 


$. 80. Gerichtsſtand in Unterſuchungen wegen Tumults. Der 


Dem Criminal» Senat des Königl. Ober » Landesgerichtd wird 
auf den Bericht vom 20. d. M., betreffend die in der Stadt Fiddir 
how ftattgefundenen Unruhen, eröffnet, daß es kein Bedenken 
haben fann, der Suftizz Kammer zu Schwedt die Unterfuchung 
der dabei vorgefallenen tumultuarifchen Exceſſe zu überlaffen. Eins 
mal liegt in der Beftimmung des $. 14. Abfchnitt I. der Circular- 
Verordnung vom 30. Dechr. 1798, wodurch die Fortfegung. der 
Unterfuchung wegen Tumults und die Abfaffung des Erfenntnifs 
fed an die Landes: Szuftiz- Collegien verwiefen worden, nicht die 
Anordnung eines von dem gewöhnlichen Gerichtsftande gänzlich. ges 
trennten fori (fori speeialis causae). Zweitens ift jene Beſtim⸗ 
mung in die Criminal» Ordnung nicht aufgenommen und dadurch 
diefelbe aufgehoben worden, und endlich drittens ift die Juſtiz— 
Kammer zu Schwedt durch die Verfügung vom 26. April v. J. 
für befugt erffäre worden, in allen darin nicht namentlicd genann⸗ 
ten Fällen, alfo auch in Tumultfachen,, das Erkenntniß abzufaffen. 
Es ift daher hiernach das Weitere auf den hierbei zurüc erfolgen: 
den Bericht der Yuftiz: Rammer vom 13. d. DM. zu verfilgen. 

Berlin, den 28. Octbr. 1831. (v. 8. I. Bd. 38. S. 431.) 


$. 8l. Bei Holsdiebftählen tritt dad forum exemtum nicht ein. 
| A. 


Auf Beranlaffung des Berichts des Königl. Kammergerichts 
vom 2. Decbr. v. J. ift in Betreff der Frage: | 


10 Aug. Crim. Ordn. $. 81. 


. ob. bei Holzdiebſtaͤhlen, welche von Erimirten begangen wor: 
den, bie Unterfuchung und Entfheidung vor dem Unterge: 
eichte, in deſſen Bezirke der befchädigte Forft gelegen, erfolgt, 

oder ob die Erimirten auf Unterfuchung und Erkenntniß durch 

"das Obergericht antragen können ? 

von dem Ober » Landesgericht zu Marienwerder der nebft Anlage 
abfchriftlich beifolgende Bericht vom 17. Januar c. erfordert wor: 
den. Mit der darin geäußerten Anficht erklärt der Juſtizminiſter 
fi einverffanden, und meifet das Königl. Kammergericht hier: 
durch an, danach gleichfalls zu verfahren. 
Berlin, den 7. März 1831. 
B. 
Auf die Hohe Verfügung vom 17. Decbr. v. J., betreffend 
die Frage: N 
ob Bei Hofzdiebftählen, welche von Erimirten begangen wor⸗ 
den die Unterfuchung und Entfcheidung vor dem Untergerich- 
te, in deſſen Bezirke der befchädigte Forſt gelegen, erfolgt, 
oder ob die Erimirten auf Unterfuchung und Erfenntniß 
durch das Dbergericht antragen koͤnnen? | 
überreichen wir Einem Hohen Suftiz + Meinifterio die durch bie 
Amtsblätter unferes Departements erlaffene Bekanntmachung vom 
23. Sanuar 1822 in Abfchrift, nach welcher bisher in diefem 
Departement ftets verfahren worden if. Wir find auch der Mei: 


nung, daß die Erimirten auf Unterfuchung und Erfenntniß durch 


die competenten Obergerichte nicht antragen koͤnnen, weil fonft das 
in dem Geſetze vom 7. Juni 1821 angeordnete Unterfuchungs: 


verfahren in Ruͤckſicht der Erimirten unausführbar fein würde. 


» 


Marienwerder, den 17. Sjanuar 1831. 


, Das Ober » Landesgericht. 
C. 
Zur Befeitigung der, bei mehreren Gerichten darüber ent: 
ftandenen Zweifel: | 


od nad) dem Sinhalte des Geſetzes wegen Beftrafung des 
Holzdiebſtahls vom 7. Suni 1821. $. 6. den beftellten Forft: 
richtern die Unterfuchung und das Erkenntniß auch gegen eri- 
mirte Holzdefraudanten verftattet fei? 
wird fammtlichen Untergerichten im Departement des unterzeich 
neten Ober : Landesgerichts, denen die Ausmittelung und Beftrafung 
des Holzdiebftahle nach Beſtimmung des gedachten Gefeges zu: 
fiehet, das Erkenntniß auch gegen- diejenigen Holzdefraudanten 
hierdurch übertragen, die einen erimirten Gerichtsftand haben; 
wobei es ſich jedoch von felbft verfteht, daß diefe Befugniß nur auf 
den einfachen Holzdiebſtahl zu befchränken, und in den $$. 31 und 
32. des gedachten Geſetzes beſtimmten Fällen das ‚ordentliche 
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Verfahren, entweder im Wege des fiötatifchen oder des Crimi⸗ 
nal⸗Unterſuchungsproceſſes, zu beobachten. 
Marienwerder, den 23. Jan. 1822, (0.8.5. B. 37. S. 110.) 
König. Preuß. Ober Landesgericht 
von in 


$. 99. Einridtung der jährlich beim Safi + Minifterium — 
Ueberſichten der Unterſuchungen. 


Durch das Circular-Reſcript vom 4. März 1814 (Jahr— 
bücher Bd.3. S. 17.) ift verordnet, daß die Obergerichte jährlich - 
a) eine Tabelle von fammtlichen im Departement fehwebend ge: 
weſenen Unterfuchungen, 
(nad) beftimmten Kubrifen) 
b) eine Leberficht der Unterfuchungen nach den Gattungen der 
Verbrechen, 
einreichen follen. 
Die Verfügung vom 25. Mai 1821 Jahrb. Bd. 17. 
S. 290.) ſo wie die Reſcripte vom 10. Febr. 1830 und 2. April 
1830 (Jahrb. Bd. 35. S. 391.), welche in Verfolg jenes Cir⸗ 
cular⸗Reſcripts erlaſſen find, beziehen ſich nur auf die Form, 
nad) welcher die sub b. gedachten Ueberfichten einzurichten find ; 
fie fchliegen daher die Einreichung der sub a. gedachten Tabelle‘ 
nicht aus. 
Da mehrere Behörden der Meinung gewefen find, daß die 
zufegt gedachten Veberfichten die Einreichung der Tabelle fammt; 
licher Unterfuchungen entbehrlich machten, fo wird hierdutc aug- 
drücklich beftimme, daß auch fernerhin noch jene Tabelle, neben 
der Weberficht der Unterfuchungen nad den Gattungen ber Der; 
brechen , zinzureichen ift. 
Es wird aber zugleich feftgefegt,, daß die Tabelle von ben 
Unterfuchungen 
zwei Haupt: Aötheitungen, 
nämlich eine für Criminal: und die andere für fisfalifche Unter: 
fuchungen haben, und daß die Tabelle für fiskalifche Unterfuchun- 
gen. auch die wegen Sinjurien » Contraventiond: und Defrarsda- 
tionsfachen ſchwebend gewefener Unterfuchungen (melche nach dem 
Circular⸗Reſcript vorm 4. März 1814 ausgefchloffen bleiben foll; 
ten) aufnehmen muß. 
Berlin, den 12. Septbr. 1831. 6 K. J. Bd. 38. S. 137.) 


8. 140. Serichtliche Vernehmung des Zundarues zur Gonftatirung des 
Thatbeſtandes bei körperlichen Verletzungen 


Der Juſtizminiſter kann fih mit dem allgemeinen Grund; 
faße, welchen das. Koͤnigl. Kammergericht in dem, über die Be; 


— des * MN. vom 21. Juni c. in der nterfuhunge zu 


1 
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fache gegen den Bäcker N. N. erfkatteten Berichte vom 12.0. M. ' 
aufgeftellt hat: Ä 

daß zu jeder Conftatirung des Förperlichen Zuftandes eines 

Beſchaͤdigten in Unterfuchungsfachen durch einen Arzt oder 

Wundarzt defien gerichtliche Vernehmung und Vereidung ers · 

forderfich fei, 
nicht einverftanden erflären. Die Criminal» Ordnung handelt bei 
der ‚Seftftellung des Ihatbeftandes in den $$. 140 bis 146. von 
Verleßungen, und $$. 147— 179. von Tödtungen. 

Für den erften Fall ift im $. 140, ausdrücklich das Atteft ei; 
nes approbirten Wundarztes als hinreichend zur Conftatirung des 
Tharbeftandes bezeichnet, und in $. 141 u f. find die Formen vor- 
gefchrieben, welche in bedenklicheren Fällen noch hinzutreten muͤſ— 
fen. Abweichend hiervon find die Beftimmungen bei Toͤdtungen 
$. 147.179; und wenn hier die eidliche Vernehmung der Medis 
cinal» Derfonen vorgefchrieben iſt, fo läßt fich diefe Vorſchrift auf 
jene minder wichtigen Fälle nicht tödtlicher Verletzungen nicht 
anwenden. | 

Das Könige, Kammergericht hat daher, wenn der vorlie; 
gende Fall zur legten Klaffe gehört, die Qualität des Dr, N. N. 
als eines approbirten Wundarztes außer Zweifel ift, und nicht 
etwa befondere Gründe vorliegen, um denfelben, abgefehen von 
feiner Eigenſchaft ald Sachverftändiger, als Zeugen zu vernehmen, 
das Land und Stadtgericht anzumeifen, daß es von deffen Vers 
nehmung abftrahire, und eventualiter die Vorfchriften: des 
$..141. 142. der Criminal» Ordnung beachte, und demnächft den 
Bittſteller zu befcheiden. , 

Berlin, den 17. Aug. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 168. 


$. 147. Beweiskraft der Atteſte der Militär » Xerste. 
Refer. v. 30. Mai 1831. (zur Gerichtsordnung 1.24. $. 143.) 


$. 156. Eompetenz zur gerichtlichen Beſichtigung und Dbduetion der Reichs 
name von Militärperfonen, | Äh | 


Die gerichtliche Befihtigung und Obduction der Leichname 
von Militärperfonen, welche durch Gewalt, Zufall oder Selbſt—⸗ 
mord Leben verloren haben, gehoͤrt in der Regel vor die Mili— 
taͤrgerichte, und find die Civiigerichte nur dann dieſelbe für ſich zu 
verlangen oder dabei zu concurriren berechtigt, wenn diefe Befich, 
tigung und reſp. Obduction zur Feftftellung des Thatbeftandes ei: 
nes, von Civilperfonen begangenen Verbrechens erforderlich wird. 
Sämmtliche Gerichtöbehörden werden daher angewiefen, die vor; 
ftehend beftimmten Grenzen ihrer Competenz zu beachten, und ſich 
in Faͤllen der alleinigen Competenz der ——— nur an Or⸗ 
ten, wo dergleichen nicht vorhanden, auf Requiſition der betreffen: 
ben Militärbehörden, dem Gefchäft ver Ermittelung der Todes: 
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urfache und der Befichtigung oder Obduction verftorbener Militär 
perfonen zu unterziehen. Ä 
Wegen Abgabe der aufgenommenen Verhandlungen an die 
Mititärbehörde iſt in folchen Fällen die Verfügung vom 21. Zuli 
1828 (Jahrb. Bd. 32. ©. 92.) zu befolgen. 
Berlin, den 20. Mai 1830. (0.8.5. 30.35. S. 290. 


g. 160. In wie fern Chirurgen die Stelle der Kreiss Chirurgen vertreten 


Die Königl. Gerichtsbehsrden find durch die Circular s Ver; 
‚ fügung vom 23. Febr. v. J. (Jahrb. Bd. 35. ©. 148.) angewie⸗ 
ſen worden, zur Verminderung der Neifekoften der Sachverftän. 
®digen bei gerichtlich » medicinifchen Gefchäften ftatt des Kreischirurs - 
aus, wenn derfelbe nicht an einem ‚Orte mit dem Kreisphuficus 
wohnt, einen andern an diefem Orte wohnenden qualificirten Chis 
rurgus zuzuziehen. Zur Verhütung von Mißdeutungen diefes 
Referipts wird jedoch fämmtlichen Könige. Gerichtsbehörden im 
Finverftändnig mit dem Könige. Minifterium der Medicinals Ans _ 
gelegenheiten hierdurch eröffnet, daß nur folhe Chirurgen erfter 
Klaffe, welche zu forenfifchen Gefchäften geprüft und durch ein. 
ihnen darüber ertheiltes Zeugniß für befähigt erflärt find, als 
qualificirt betrachtet werden Fönnen ;- die Stelle der Kreischirurgen 
zu vertreten. - 
Berlin, den 26. Aug. 1831. (v. K. J. Bd.38. ©. 0.) 


$. 162. 388. Die van Verwandtſchaft des bei einer Leihen: Section 
fungirenden Richterd mir dem Phyſicus ift ein twefentliher Mangel, . 
A. 
Em. Excellenz haben mittelft hochgeehrter Verfügung vom 
28, v. M. uns die Anfrage des Ober » Landesgerichtd von Königs: 
berg vom 14. ejasd darüber: | | 
ob die nahe Werwandtfchaft des bei einer Leichen » Section 
fungirenden Richters mit dem die Section bewirkenden Phys 
ſicus einen wefentlichen,, die volle Beweiskraft ausfchliegen, 
den Mangel begründe? | | 
-zum Gutachten zugefertigt, und wir verfehlen nicht, unter Zu- 
ruͤckreichung des uns communicirten Berichts unfere Anficht über 
diefen Gegenftand im Folgenden gehorfamft darzulegen. 

Der 6. 13. Tit. 13. Ip. III. der A. ©. O. verordnet: 
Jedes Mitglied eines Juſtiz-Collegii oder Gerichts muß in 
Sachen feiner Ehegattin und folcher Parteien, mit denen er 
in auf: oder abfteigender Linie oder bis zum Kten Grade ber 
Seitenlinie verwandt oder verſchwaͤgert ift, fich feines Stimm; 
rechts und aller übrigen Einmifchungen gänzlich enthalten ꝛc. 

Hierdurch ift ausgefprochen, daß ein Richter in Angelegenheiten 
der mit ihm in dem bezeichneten Verhältniffe ftehenden Perſonen 
weder als verfügender oder erfennender, noch als perfönlich mit 


/ 


* 
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ihnen verhandelnder Nichter z. B. als Inſtruent auftreten fol. 
Es ift aber in dem allegirten Geſetz blos von Parteien bie 
Rede, und es fragt fih, ob daffelbe.auch auf andere bei einem 
Proceſſe  concurrirende Perfonen bezogen werden könne? Die 
Aoficht des: Geſetzes, welches in dem vorausgefeßten Falle dem 
Nichter jede Einmifchung verbietet, ift ohne Zweifel die: zu ver; 


hüten, daß er fich dem Intereſſe feines Verwandten parteiifch ans 


ſchließe, und felbft, wenn dies fpeciefler Umftände wegen nicht zu 
beforgen wäre, doch den Anftoß zu vermeiden, den die Gegen: 
partei oder irgend ein Anderer an dem Verhaͤltniß des Richters, 
nehmen koͤnnte. In Ruͤckſicht des mit den Parteien perfönlic) 
verhandelnden Richters kommt aber noch eine dritte Abſicht hinzu, 
nämlich die: die vor ihm erfcheinenden Perfonen durch den Ein: 
druck feiner Würde zu dem nöthigen Ernfte zu disponiren, und 
fie in eine Lage zu feßen, die von der alltäglichen fich wefentlich 
unterfcheiden und eine wohlthätige Scheu hervorbringen foll, ver: 
möge der die Partei Alles, was fie thut und fagt, einer gewiſ— 
‚ fenhaftern Prüfung unterwirft und die Folgen eines fahrläffigen 
oder gat- vorfäßlich gewiffenlofen Benehmens lebendiger vor Augen 
hat. Diefer dritte Grund des vorhin allegirten Geſetzes findet 
aber nicht nur auf Parteien, fondern auch, und faft mehr 
noch, auf andere Perfonen Anwendung, mit denen es der Nich- 
ter bei einem gerichtlichen Verfahren zu hun hat, 3. B. auf Zeu: 
gen und Sachverftändige. Ein Blick auf die Vorfchriften über 
das Verfahren bei Vernehmen von Zeugen (A. G. O. Th. I. 
Tit. 10. $. 188 u. f. und Criminal; Ordnung $. 317 u. f.) zeigt 
hinlänglich, wie nöthig dem vernehmenden Nichter diefelbe Auto: 


rieät ift, in welcher er den Parteien gegenüberftehen muß. Wir 


find daher der Meinung, daß der $. 13. Tit. 3. TH. III. A. ©. 
O. fih nicht allein auf die in einem Proceffe betheiligten Perfonen 
beziehe, fondern auch auf alle Andere auszudehnen fei, mit de 
nen ber Nichter perfönlich zu verhandeln hat. Diefer Meinung 
fiehen die Referipte vom 8. Mai 1815 und 23, Debr. 1823 
(v. K. J. Bd. 5. ©. 3. und Bd. 22, S. 190.) zur Seite, in: 
dem diejelben die mehrerwähnte Vorfchrift der Gerichts - Ordnung 
felöft auf Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ausdehnen. 
Alle Sorgfalt aber, welche der Gefeßgeber in feinen Anord- 
nungen über das gerichtliche Verfahren zur Erreichung der Wahr- 
heit und einer unparteiischen Nechtspflege angewendet hat, findet 
fih in einem: erhöheten Grade in den Vorfchriften über das Ver: 
fahren des Richters in Criminalfällen, und es leider daher feinen 
Zweifel, daß der alfegirte $. 13. Tit. 3.-Th. IL. A. G. O. auch 
diefe in fich begreife, und daß der unterfuchende Richter weder mit 
dem Angefchuldigten, noch mit den zu vernehmenden Zeugen und 
Sachverſtaͤndigen in dem daſelbſt bezeichneten- Verwandtſchafts⸗ 
verhältniffe ftehen dürfe. u | 


+. 
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Was insbeſondere die bei:einer Obduction zuziehenden Aerzte 
betrifft, fo finder dieſer Grundſatz auf fie ganz beſonders Anwen; 
dung. Sie find nicht blos: mit ihren Ausfagen und Gutachten 
zu hoͤren, ſondern der Richter ſoll ſie auch in den vor ihm vorzu⸗ 
nehmenden Handlungen controlliren; er ſoll darauf ſehen, daß 
jeder in der Criminal-Ordnung vorgeſchriebene Schritt geſchehe, 
daß 3. B. die Eröffnung feiner der drei Hauptcavitäten des Kör- 
pers unterbleibe, daß bei neugebornen Kindern die Lungenprobe 
vorgenommen werde u. ſ. w. ($. 164 u. f. Erim. Ordn.) Der 
Kichter foll jeden wefentlichen Schritt der Sachverftändigen „, bes 
zeugen” ($. 168. Erim, Ordn.), und er muß daher, wenn bei ir: 
gend einem gerichtlichen. Acte, ganz vorzüglich bei dem der Ob; 
duction eines Leichnams, frei feyn von allen:auf feine Unbefan: 
genheit nachtheilig influirenden Verhaͤltniſſen. Wenn es zweifelhaft 
ift, ob es in einem Falle der Obduction bedürfe, fo foll,- wenn 
Nichter und Phyſicus darüber verfchiedener Meinung find, nad) 
$. 159. der Erim. Ordn, immer damit verfahren werden. Durch 
diefe Vorſchrift find der Richter und der Arzt abermals in: ein 
Verhältnig zu einander geftellt, welches zu dem zwifchen dem. 
Richter-und einem blos zu vernehmenden Sachverftändigen 
noch hinzutritt, und die Freiheit beider von allen gegenfeitigen per⸗ 
fönlichen Beziehungen noch dringender erfordert, weil eine Ver⸗ 
einigung der Meinungen nach den Vorausfegungen unferer Ges 
fege und auch nad) dem Laufe der Natur unter -naheftehenden 
Perſonen leichter zu Stande zu fommen pflegt, und man un: 
ficher bleibt, ob dabei den Verftandesgründen ihr volles Recht wi- 
derfahren fei. Dazu fommt, daß -in Criminalfällen die Zwei: 
fel der Entſcheidung am häufigften gerade an den objectiven That⸗ 
befiand und die Art und Weiſe feiner Feftftellung angefnäpft zu 
werden pflegen, und hierin ein Grund mehr liegt, alle Quali— 
täten des Richters, die erfordert werden, um feine Verhandlun- 
gen als vollgültig anzunehmen, vorzüglich bei Obductionen zur 
Bedingung zu machen. Weberhaups enthält eine jede gerichtliche 
Verhandlung das amtliche Zeugnig des Nichters, daß dasjenige, 
wovon das Protokoll handelt, ſich fo, mie es niedergefchrieben, 
ereignet, daß derjenige, welcher in derſelben eine Erklärung ab- 
gegeben, ſich ſo, wie fie niedergefchrieben , geäußert hat. Steht 
daher der Nichter mit einer Perfon, welche vor ihm erfcheint, in 
einer folchen Verbindung, welche feine Glaubwürdigkeit als Zeuge 
hintert, fo hat auch die von ihm aufgenommene gerichtliche Hand: 
lung feinen vollen Glauben; dies fcheint uns fo Elar in der Natur 
der Sache zu liegen, daß es einer befondern gefeßlichen Beſtim⸗ 
mung darüber gar nicht bedarf. 

Sonach find wir der Meinung: 

daß. die Vorfchrift des $. 13. Tit. 3. TH. I. A. ©: O. 

auch auf den Unterfuchungsrichter und bie bei einer. Ob⸗ 


N 
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duction zuguziehenden Aerzte zu beziehen fei, und dag, wenn 


in einem Falle diefer Vorfchrift demnach entgegen gehandelt 

worden, die Verhandlung ihre volle Beweiskraft verliere. 
Es können zwar Fälle eintreten, in denen der Mangel dieſer Be: 
weiskraft nicht von wefentlihem influffe ift, und die Anmwen- 
dung der ordentlichen Strafe nicht hindert; 3. ®. bei dem Ver⸗ 


brechen ded Mordes, wo die Momente, auf die es allein an⸗ 


kommt, nämlich: die in der Abficht zu tödten zugefügte Ver— 
letzung und: der darauf (der Zeit nach) erfolgte Tod des Verletzten 
auch anderweitig und abgefehen von dem Obductionsbefunde feft- 
‚geftelle feyn können, (Refer. v. 26. April 1810. Mathis Bd. 9. 
S. 129.); allein in. dem Princip kann dies Feine Aenderung her- 
vorbringen.: Wir erlauben ung dieferhalb. auf ein von uns unterm 
16, Aug. 1828 erftattetes Gutachten in der Unterfuchungsfache 
wider den Hirten N. N., worin das Landgericht zu N. N. er 
fannt hatte, gehorfamft Bezug zu nehmen. In diefer Sache 
haben wir das Verhältnig des Inquirenten und des bei der Ob» 
duction zugezogenen Phyficus, als leiblicher Bruder, der befons 


dern Umftände und des anderweitig geführten Beweifes wegen, 


zwar nicht als einen Grund angefehen, die ordentliche Strafe aus; 
zuſchließen, allein wir haben gleichwohl die Meinung ausgeführt, 
‚daß die Obductiond- Verhandlung, jenes Verhältniffes wegen, an 
und für fih feinen vollen Glauben verdiene. 


- Berlin, den 10. Febr. 1831. | 
- ; Der Criminal: Senat des Kammergerichts. 


B 


Ueber den Gegenftand des Berichts des Criminal: Senats 
des König. Ober » Landesgerichts vom 14. v. M., betweffend die 


Frage;: 


girenden Richters mit dem die Section bewirkenden Phyſi⸗ 

cus einen weſentlichen, die volle Beweiskraft ausſchließen⸗ 

den Mangel begruͤnde? 
iſt die gutachtlihe Aeußerung des Criminal » Senats des Kam— 
mergerichts erfordert worden. Der von dieſem Collegium unterm 
10. d. M. erſtattete Bericht erfolgt hierbei abſchriftlich mit dem 
Bemerken, daß das Juſtiz-Miniſterium ‚der uͤbereinſtimmenden 
Anſicht beider Criminalgerichtshoͤfe lediglich beitritt. 

Berlin, den 24. Febr. 1831. (v. K. J. Bd. 37. ©. 116.) 


$. 202. Beurtheilun der Zrage: ob eine fiskaliſche oder eine Eriminals 
Unterſuchung einzuleiten fen ? 
Ob in einem gegebenen Falle eine fisfalifche oder eine Eris 
minal sUnterfuchung einzuleiten ift? kann im Allgemeinen nicht 
davon abhängig gemacht werden, ob das Marimum der auf eine 


ob die nahe Verwandtſchaft des bei einer Leichen⸗Section fun⸗ J | 
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gewiſſe Gattung von Gefeßesverlegungen ftehenden Strafe zu fi; 
ner Anwendung die vorgängige Eriminal » Unterfuchung erfordern 
würde. Liegt nämlich die Anklage vollftändig vor, fo kann man ' 
nicht vorausjegen, daß doch wohl möglicherweife noch etwas Meh⸗ 
reres gegen den Angefcehuldigten fich herausftellen koͤnnte, als der 
en felbft nur behauptet hat, und es kann ſich alfo nur 
ragen: u | 

wie die Strafe befchaffen ſeyn würde, wenn die gerade vor; 

liegende vollftändig aufgenommene, Anklage auch in der That 

vollftändig erwiefen werden möchte? 
um danad) zu beurtheilen, ob zur Anwendung der Strafe, wie 
fie bei vorausgefeßtem vollftändigen Beweife der Denunciation 
feyn würde, die Criminal» Unterfuchung erforderlich oder die fis- 
kaliſche Unterfuchung genügend fei. 

Dies wird dem Criminal: Senat des Königl. Ober » Landes; 
gerichts auf den Über die Befchwerde des Bürgermeifters N. zu B. 
in deſſen Criminal: Unterfuchungsfahe unterm 2. d. M. erftattes 
ten Bericht mit dem Bemerken eröffnet, daß, da nach der An- 
zeige das Kollegium nad) der Zufammenftellung der vollftändigen 
Denunciation in gegenwärtiger Sache des Dafürhaltens gewefen 
ift, daß die, $. 371. Tit. 20. Th. IL. Allg. Landr. vorgefchriebene 
Criminalſtrafe eintreten koͤnne, es im übrigen bei der eingeleiteten 
Criminal » Unterfuchung fein Bewenden behalten muß. Das Col: 
fegium wird indeß wiederholt aufgefordert, für die mögliche Bes 
fhleunigung derfelben Sorge zu tragen. 

Berlin, den 13. Sjan. 1832, (v. K. J. Bd. 39. ©. 207.) 


N 218. Bon je Ä ® | | 
. der, wider einen beurlaubten Eand Dffieier eroͤ 
Unterfuchung M der vorgefegten ilärbehhrde Yaadeiar a 


A. 


Auf den Antrag des Königl. Kriegs » Minifteriums wird das 
König. Ober s Landesgericht angetwiefen, von einer jeden wider - 
einen beurlaubten Landwehr » Dfficier eröffneten Unterfuchung, 
unter Angabe der Verdachtsgründe, der vorgeſetzten Königl. Mi: 
Sitärbehörde, Behufs der von. diefer Behörde wider den Ange: 
—— etwa zu treffenden Disciplinar⸗Verfuͤgung, Rachricht 
zu geben. | | 

Berlin, den 24, Juni 1830, 


B. 

Beigehend erhaltend Sie Abfchrift der, in Beziehung auf 
Unterfuchungen wider beurlaubte Landwehr; Dfficiere, heute er» 
laffenen Circular » Verfügung, um derfelben gemäß ſowohl für 
en Theil der Rheinprovinzen, in welchem ur das fran- 
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zoͤſiſche Necht gilt, als auch für den oftrheinifchen Theil des Co 
blenzer Negierungd » Departements das Nöthige zu veranlaffen. 
Berlin, den 24. Suni 1830. (v.8.%. ©d.35, ©. 288.) 

| AN | 


. n . 
den Könige. General: Prorurater 
Herrn Ruppenthal zu Coͤln. 


| §. 218. 509. Die Militärs Behörden ſollen von jeder wider Militärs 
winhtige eingeleisenen Unterfuhung und erfannten Strafe in Kennnif 
est werden, 


Es ift zur Kenntniß des Juſtiz⸗Miniſteriums gelangt, daß 
von den Kivilgerichten die Beftimmung des Reſcripts v. 17. Sept. 
1819 (Jahrb. Bd. 14. ©. 66.) — wonach den betreffenden 
Kreis-Landraͤthen von jeder gegen einen Militärpflichtigen einges 


leiteten Unterfuchung un) von dem Ausfall des Erkenntniffes das _ 


bei Nachricht gegeben werden foll, häufig unbeachtet bleibt, und 
dadurch veranlaßt wird, daß Leute in die Truppentheile eingeftellt 
merden, bei denen erft nach ihrer Einftellung zur Sprache fommt, 
daß fie fich in Unterfuchung befinden. | 
Sämmtliche Könige. Gerichts: Behörden werden daher zur 
genauen Befolgung jener Verfügung hierdurch wiederholt anges 
wiefen. 
' Berlin, den 26. Aug. 1831. (v. K. J. B. 38. S. 138.) 


$. 218. 509. Benachrichtigung des KreidsLandrathd von jeder Unter» 
fuhung und Sentenz wider Wilitärverpflichtere. 


‚ Obgleich durdy die in den Jahrbuͤchern abgedruckte Verfüs 
gung vom 17. Septbr. 1819 feitgefegt worden ift: | 
x. daß von Seiten der Gerichte dem Landiathe des SKreifes 

nicht allein von einer jeden Unterfuchung, welche wider einen, 
zum Kriegsdienfte im -fechenden Heere Verpflichteten einges 
leitet worden, fondern auch von dem Ausfalle des Erfennts 
niſſes Nachricht gegeben werden fol; SR 
fo find doch in neueren Zeiten Fälle vorgefommen, aus denen her; 
vorgeht, daß dieſe Benachrichtigung der Iandräthlichen Behörden 
von Seiten der Civil» Gerichtsbehörden häufig unterbleibt. I 

- Sämmtlihe Koͤnigl. Gerichtshehoͤrden werden daher hiers 
durch angemwiefen, die obengedachte Verfügung gehörig zu beachten. 

Berlin, den 24, Mai 1833. (v. K. J. Bd.41. ©. 562.) 


§F. 218 — 222. $. 509. Berfahren in — gegen Juſtin 


deamte. Bericht an den ijmini 6 WORT 
während der Unterfudung,  minißer, Gutpenfion und Dienjteintommen 


Der Juftizminifter finder ſich im Intereſſe der ihm obliegens 
ben Oberaufſicht über ſaͤmmtliche Juſtizbeamte, und um bei den 
Landes » Juftigcollegien hinfichts der Suspenfion der zur Unter⸗ 
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fuchung gezogenen Zuftizbeamten ein gleichförmiges Verfahren eine 
‚zuführen, zu nachftehenden Beftimmungen veranlaßt. 


I. Bon jeder Einleitung einer Eriminals oder fisfalis 
fchen Unterfuchung wegen Amts: oder gemeiner Vergehen eines 
Juſtizbeamten ift fofort mit kurzer Angabe der Veranfaffung dem 
Juſtizminiſter Bericht zu erſtatten, wenn 

1) der Beamte im Koͤnigl. Dienſte ſteht, oder doch ſein Ein⸗ 
kommen aus Staatsfonds bezieht und zugleich zu denjenigen 

Beamten gehoͤrt, deren Anſtellung verfaſſungsmaͤßig von 

Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige Allerhoͤchſt unmittelbar oder durch 

den Juſtizminiſter erfolgt; | 

2) wenn der Beamte ein richterliches Amt bei einer Drirat⸗ 

Jurisdiction verwaltet, oder 

3) als Juſtiz⸗Commiſſar oder Notar angeſtellt iſt. 
Doch bedarf es auch bei diefen Beamten (1. 2. 3.) feines Berich— 
tes, wenn gegen fie 

a. im abgefürzten Unterfuhungsverfahren Stras 

fen feſtgeſetzt, oder 
b. die Unterfuchung wegen Snjurien eingeleitet wor⸗ 
en iſt. 


II. Bei der Frage: ob * zur Unterſuchung zu ziehende 
Beamte von ſeinem Amte zu ſuspendiren ſei, iſt zu erwaͤgen: 
1) ob die Anſchuldigungen von der Art ſind, daß ſie die Caſ— 
fation oder Degradation. des Beamten zur Folge haben 
dürften, und 
2) ob der Beamte zugleich die Würde feines Amtes compros 
mittirt, d. h. die. erforderliche Achtung und Autorität bei 
dem Publicum und feinen Untergebenen verwirft hat; oder 
ob die Beforgnig obwaltet, daß er die Kortfeßung feines 
Dienfted zu neuen Vergehen oder zur Berdunfelung der 
Angefhuldigten mißbrauchen werde 
Nur wenn der Fall zu 1. und einer der beiden Umfrände zu 
2. vorhanden ift, muß die Suspenſion verfügt werden. Iſt die 
Suspenfion unterblieben, in erfter Inſtanz aber auf Caffation 
erkannt worden, fo muß.die Euspenfion allemal fofort nach Pur 
blisation des Erfenntniffes angeordnet werden. | 
Finder fih im Laufe der Unterfuchun gegründete Veran⸗ 
faffung zur Suspenflon, fo muß fie ni während berfelben vers 
anlaßt werden. 


III. Die Suspenfion tann 
I) in dringenden Fällen, wenn Gefahr im Ders 
zuge obwaltet, ſowohl von den Landes: Juſtizcollegien, als 
auch von den Dirigenten der Untergerichte gegen jeden ihnen 
untergeordneten zn. ih werden; 
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2) außerdem aber ſteht die unmittelbare Verfügung berfelben 
- den Königl. Untergerichts : Dirigenten niemals, den Lan: 
des ; Sjuftizcollegien aber nur dann zu, wenn der Beamte 
a. zu denjenigen gehört, deren Anftellung verfaſſungsmaͤßig 
den Landes » Szuftizcollegien übertragen worden, oder 
wenn 
b. die Suspenfion in Gemäßheit eines Urtels auf Caſſation 
erfolgt (11.); 
3) dagegen bleibt außer dem Falle zu I. die Suspenfion 
a. der Beamten, deren Anftellung von des Königs Majeftät 
erfolgt ift, oder von dem Juſtizminiſter ausgeht, 
b. der Richter bei Privat - Surisdictionen, 
ec. der Suftizs Commiffarien und Notarien, 
dem Juſtizminiſter vorbehalten. 

Die Landes s Zuftizcollegien haben in den Fällen zu I., wenn 
die Suspenfion fonft dem Szuftizminifter zuftehen wuͤrde, fofort 
anzuzeigen, 

daß und warum die Suspenflon verfügt, was hinfichts der 

Stellvertretung angeordnet, und wie viel von dem Gehalt 

und den Eimolumenten des Beamten zu feinem Unterhalt 

und feiner Vertretung beftimmt worden ift. 
An den Fällen unter No. 3. aber find hierüber gutachtliche An: 
träge zu machen, | 
| IV. Bei der Suspenfion find fofort die erforderlichen Ver; 
fügungen wegen Vertretung des fuspendirten Beamten und we: 
gen Verwendung deffen Dienfteinfommens zu erlaffen. | 

Dabei ift Folgendes zu berückfichtigen : | 

1) In der Regel ift dem fuspendirten Beamten die Hälfte 
feines Einfommens zu belaffen. ft jedoch durch die 
vorläufige Unterfuchung fo viel ausgemittelt, daß die Amtes 
entfeßung wahrfcheinlich erfolgen werde, fo wird ihm nur 
der nothdärftigfte Unterhalt gewährt ($. 222, der 

Erim. Ordn.). Bei diefer Beftimmung bleibt es bis zur 

Publication des erften Erkenntniſſes, nach welchem ander; 

weit feftgefeßt wird, was dem fuspendirten Beamten aus 

feinem Einfommen zum Unterhalt zu belaffen fei, wonad) 
bis zur Publication des zweiten Erfenntniffes verfahren wird. 

2) Nicht nur das Gehalt, fondern auch die gefammten Dienfts 
emolumente ded Beamten find bei Beftimmung des ihm 
daraus zu gewährenden Einkommens zur Berechnung zu 
ziehen. Nur auf die Entfhädigungen für Dienftausgaben, 

3. B. zu Dienftreifen, Anfhaffung von Schreibmaterialien 

uf w. hat der fuspendirte Beamte feinen Anfprud). 
Dagegen wird der Genuß einer freien Wohnung bei der zum 
nothdürftigften Unterhalte beftimmten Summe in der 
Regel nicht angerechnet, fondern dem fuspendirten Beaniten aus 
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Gerdem bewilligt, wenn e; nicht im Intereſſe des Dienſtes noth⸗ 
wendig wird, dem interimiftifchen Verwalter des Poftens, wie 
dies bei Sefangenmwärterftellen in der Regel der Fall feyn wird, 
die mit der Stelle verbundene Dienftwohnung ganz oder zum 
Theil einzuräumen; Ä * 
3) Von dem reinen Dienſteinkommen vorweg ſind zu berichtigen: 
a. die laufenden Penſions- und Wittwen  Caffenbeiträge, 
b. die von dem Beamten in diefer Eigenſchaft zu entrichten 
den Königl. und Communalabgaben (Klaffenfteuer, Com: 
munalbeiträge) ; | 

von dem fodann verbleibenden Reſte erhält der Beamte die 

Hälfte, wenn ihm die Hälfte feines Einkommens belaffen 

worden ift. | 

4) Zum nothdärftigen Unterhalt find in der Regel, 
ohne Ruͤckſicht, ob der Beamte Familie und fonftiges Ver— 
mögen. hat, 
a. bei richterlichen Beamten monatlich 20 Rthlr., 
b. bei Subalternenbeamten einfchließlich der Kanzliften mo. 
natlich 10 Rthlr., | | 
c. bei Unterbeamten (Erecutoren, Gerichtsdienern, Boten ꝛc.) 

. monatlid 5 Rthlr. zu beftimmen. 

Diefe Sumtmen find jesoch dem Beamten nur dann zu ge 

währen, wenn folche die Hälfte des Dienfteintommens nicht 

überfteigen. 
5) Der dem Beamten vorenthaltene Theil feines Einfommens 
iſt zur Nemuneration feines Stellvertreter, eventualiter 
zur Beſtreitung der Unterfuchungstoften, zu verwenden 
c(6. 222, der Erim. Ordn.). 
Ob und in wie fern dem Beamten nach beendigter Unterfuchung 
der hiernach nicht verwendete Theil oder auch das ganze zuruͤck⸗ 
behaltene Gehalt nachzuzahlen ſei, ift nach den Cabinetsordres 
von 8, Debr. 1824 (Geſetzſamml. für 1825. ©. 5.) und vom. 
20. April 1831 (Jahrb. Bd. 33. ©. 443.) zu beurtheilen. 

V. Die Unterfuhungen gegen Juſtizbeamte find vorzugs- 
weiſe zu befchleunigen, und daher von dem Präfidenten ſowohl 
bei dem Inquirenten, als bei dein Nefetenten, hinfichts der Des 
fehleunigung genau zu controlliren, damit pflichtvergefiene Beamte 
möglichft bald aus dem Juſtizdienſte entfernt oder fonft beftraft, 
und die Vertretung fuspendirter Beamten befeitigt werde. 

Kommen im Laufe der Unterfuchungen neue Vergehen zur 
Sprache, deren Unterfuchung beträchtlichen Zeitaufwand Eoften 
würde, und läßt ſich die Caffation des Beamten fehon nad) dem 
bisherigen Ermittlungen mit Wahrfcheinlichkeit erwarten, fü 
kann die Ausdehnung der Unterfuchung auf die neuen Vergehen 
ausgefegt bleiben, damit zuvoͤrderſt in der früher begangenen Un: 
terfuchung erkannt werde ($: 416. der Crim. Ordn.). 


M Allg. Erim. Ordn. $. 218 — 222, 509. 


Sin der mit dem Sahresberichte einzureichenden Lifte ber gegen 
" Beamte fehwebenden Unterfuchungen ift bei den noch nicht been, 
digten Unterfuchungen der Tag der Einleitung und die Urfache ans 
zugeben, warum die Unterfuchung noch nicht beendigt worden fei. 


VI. on den abgefaßten Erfenntniffen find dem Juſtiz⸗ 
minifter volfftändige Abfchriften einzureichen : 


I) von dem erften Erfenntniffe, und zwar fofort bei 
Verfügung der Publication beffelben: 


. a, in allen Fällen, wenn die Suspenfion eines Beamten ers 
folgt oder auf.den-Grund des Urtels zu verfügen ift, und 
b. in fisfalifhen Unterfuhungen, bei weichen der 
fistalifchen Behörde gegen das abgefaßte Erkenntniß, nad) 
6.98, Tit. 35. Ih. 1. der A. ©, O. binnen 4 Wochen 
nad) deffen Publication, ein Rechtsmittel zufteht, und bei 
welchen der Suftizminifter zu beftimmen hat, ob das zus 
läffige Rechtsmittel einzuienden fei. 
Fiskalifche Unterfuchungen wegen Injurien gehören mit Ruͤck⸗ 
fiht auf $. 223. des Anhangs zur A. ©. D. nicht hierher. _ 
Außerdem 
2) von jedem rechtskraͤftigen Erkenntniſſe der erſten und von je 
dem Erfenntniffe der zweiten Inſtanz gegen Beamte, welche 


a. bei Köntgl. oder aus Staatsfonds unterhaltenen UN 
b. als Suftiz: Commiffarien und Notarien, 
e. als Richter bei einer Privat : Surisdiction, 
angeftelle find, ohne Ruͤckſicht darauf, ob die Anftellung des 
Beamten verfaffungsmäßig durch den Juftizminifter oder die 
Chef; Präfidenten der Landes » Suftizcollsgien erfolgt, ober ob 
auf Beftrafung oder Freifprechung des Beamten erkannt 
worden ift. 
Dur bei Unterfuchungen wegen Snjurien tritt die Ausnahme 
ein, daß von der legten Entfcheidung nur dann Abfchrift ein, 
— iſt, wenn die Unterſuchung gegen einen Richter, Juſtiz⸗ 
Commiſſar oder Notar eingeleitet und auf eine Strafe erkannt 
worden iſt. Iſt das Erkenntniß erſter Inſtanz zu 1. bereits eins 
gereicht worden und wird rechtskräftig, fo bedarf es nicht einer 
nochmaligen Einreihung deffelben, fondern es genügt die Anzeige, 
daß es in die Rechtskraft übergegangen ſei. 
Sin fo weit werden die früheren Verordnungen wegen Einfens 
dung der Erfenntniffe: 
vom 26, Juli 1809, in Rabe?s Samml. Bd, 10. ©.121, 
» 22, Decbr. „1820, in den Jahrbuͤchern Bd. 16. ©. 245, 


+. 2. März 18 Pau er — s 29, 114, 
s 28, Febr, 151. Pe Be s ‚ 37.» 125. 
hierdurch abgeändert. 


Berlin, den 15, Movbr, 1832, (G. K. J. 88.40, ©. 504.) 
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§. 221. Zur Snövenfion eines Inſtiz⸗Tommiſſarius, In Folge einer Unter 
ſuchung, ıft Genehmigung des Juftizs Minifters erforderlich. 

Der Auftisminifter kann die, von dem Königl. Ober Lanı 
desgericht, nach dem Berichte vom 10ten d. Mts. ausgefprochene 
Suspenfion des Juſtiz-Commiſſarius N. in N. von feinen Aem⸗ 
tern zur Zeit noch nicht genehmigen, indem der eingereichten Abs 


fchrift des gegen denfelben abgefaßten Erkenntniſſes, durch wei 


ches er feiner Aemter entfegt werden foll, feine Gründe beigefiige 
find, mithin das der Intfcheidung zum Grunde liegende Sad): 
und Rechts-Verhaͤltniß nicht überfehen werden kann. 


Das Könige. Ober» Landesgericht bat daher ſchleunigſt eine 
Abſchrift des vollftändigen Erkenntniſſes einzureichen, inzwifchen 
aber die Suspenfion des N. bis auf weitere Verfiigung zu 
ſiſtiren. | 

Die Amtsfuspenfion fteht mit der Befugniß, zur Anftellung 
der Beamten an fih, in einer-nothwendigen Verbindung; die A. 
G. O. ftellt im Tit. 7. IH. III. die Juſtiz-Commiſſarien unter 
die ſpecielle Aufficht des Inftizminifters und die Circular-Verfuͤ⸗ 
gung vom 2Iten Dechr. 1824 (v. Kamptz Jahrb. Bd. 24. ©. 
301 — 305.), welche den Yandes » Szuftizcollegien die Anord— 
nung der Suspenfion vom Amte nachgelaffen hat, hat jene Vor, 
fchrift nicht aufgehoben. J 

Es iſt aber an ſich eine ſehr bedenkliche Sache, einen Juſtiz- 
Commiſſarius im Laufe des Unterſuchungs-Proceſſes zu ſuspen— 
firen, da fein ganzes Wohl von diefer Maaßregel abhängt, und der 
Schade, der ihm dadurch zugefügt wird, unmwiederbringlich if, 

Der Suftizminifter muß daher die nähere Beurtheilung 
der Frage: ob die Suspenfion eines Juftiz « Commiffarius eintre⸗ 
ven foll, lediglich fich feldft vorbehalten. 


Hiernach ift auch bei Gelegenheit eines ſpeciellen Falls bereits 


fruͤher an das Koͤnigl. Kammergericht verfuͤgt worden. 


Bei einem jeden im Gehalt ſtehenden Beamten muß die 
Suspenſion in Folge des erſten, die Amtseinſetzung ausſprechen⸗ 
den Erkenntniſſes Statt finden, weil der Koͤnigl. Dienſt dabei uns 
mittelbar betheilige iſt; ‚bei einem Amte, welches nur die Erlaub⸗ 
niß ertheilt, dem Publicum zu dienen, frägt es fich blos: ob von 
der Fortfegung diefer Erlaubniß ein Nachtheil für das Publicum 
zu beforgen iſt? — iſt diefes nicht der Fall, und das Verbrechen, 
nicht von der. Art, das es eine moralifche Unwuͤrdigkeit in ſich 
fhliegt, fo wird die Suspenſion eines Juſtiz Commifjarius im 
Laufe der. Unterfuchung aud) nicht ausgefprochen werden koͤnnen. 

Berlin, den 30. Juli 1832. (v. K. J. Bd. 40. ©. 252.) 


% 
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F. 222. Dispefirion über die — eines zur gerichtlichen oder 
Diteipiinar - Inserfugung gejogenen und darin ensferten oder eutlaſſenen 


x 


Dem Königl. Ober: » Landesgericht ıc. wird die, 
in Betreff der Dispofition über die Dienfteinkünfte eines zur 
gerichtlichen" oder Discipfinar » Unterfuchung gezogenen Ber 
amten, 
unter dem 20, April d. J. an das Königl. Staats: Miniſterium 
erlaſſene Allerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre (Anlage A.) hierbei abſchrift⸗ 


lich mitgetheilt, um in den eintretenden Faͤllen darauf Ruͤckſicht zu 


nehmen und Antraͤge zu machen. 

Die noch beifolgenden drei Exemplare ber Allerhoͤchſten Ordre 
find zur Vertheilung im Collegio und an die Caffen: Beamten zu 
benutzen. 

Berlin, den 31. October 1831. 


A. 
Mit dem in dem Berichte des Staats; Minifteriums vom 
28. Sebruar d, J. motivirten Antrage einverftanden, genchmige 


Ih, daß die Dienfteinkünfte eines zur gerichtlichen, oder Disci⸗ 


plinar «Unterfuhung gezogenen und mit Entfegung oder Entlafr 
fung beftraften Beamten, welche während feiner Amts: Suspen- 
fion gefammelt und nicht zu den Koften der Stellvertretung und 
Unterfuchung, fo wie zum Erſatz des etwa verurfachten Schadens, 


‚verwendet worden find, zur Verfügung der vorgefeßten obern 


Dienſtbehoͤrde geftelle werden, um fie nad) ihrem pflichtmäßigen 


Ermeſſen zum Beften und für das dringende Beduͤrfniß des Bes 


amten felbft zu verwenden, fo daß ſolche erfparte Dienfteinfünfte 
nur dann der Kaffe anheimfallen, wenn die obere Behörde eine 


Verfügung im Intereſſe des Beamten der Lage der Sache nicht 
gemäß finder. 
Berlin, den 20. April 1831, 
Friedrich Wilhelm. 
(o. Kamptz Jahrb. Bd. 38. ©, — 


F. 230. Auodehnung der Hafts⸗Cantion auf die Unterſuchungskoſten. 
Der Juſtizminiſter kann der Ausführung des Criminal⸗ 


Senats des Koͤnigl. Ober⸗Landesgrichts in dem in der Unterſu⸗ 


hungsſache wider die Gebruͤder N. erſtatteten Berichte vom 28. 
Januar c., daß die von dem Juſtiz-Commiſſarius B. für den Carl 


Albert N. geftellte Kaution auch für die Unterfuchungsfoften hafte, 
. nicht beitreten. 


Eine Caution wird nad) $. 224. der Criminal» Drinung zur 
Befreiung von der perfönlichen Laft beftellt und auch nad) gemei- 


nem Recht wird fie nur als ein ren vor der Gefahr 


l 
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der Flucht bezeichnet. Erfolge letztere nicht, unterzieht ſich der 
durch Kaution von der Haft Befreite der Unteriuchung und-dem 
Straferfenntniffe, fo ift der Zweck der Caution völlig erfüllt, und 
es koͤnnen nicht Verpflichtungen auf diefe Caution gelegt werden, 
welche mit dem Zwecke derfelben in gar feiner Verbindung ſtehen, 
wohin offenbar der Koftenyunft gerechnet werden muß, in Abſicht 
auf welchen gar feine Veränderung ‚ der abwefende Inculpat mag 
detinirt werden oder nicht, eintritt. 

Dies ergiebt die Natur der Sache, und es iſt daher nicht 
wahrſcheinlich, daß die Geſetzgebung ſich von dieſen Grundſoͤtzen 
hat entfernen wollen. Dies iſt aber auch ſo wenig der Fall, daß 
vielmehr-die 69. 224. 226. 227 und 230. der Criminal: Ordnung 
ganz mit diefen Grundfägen übereinfiimmen, wenn fie im Zufams 
menhange gelefen werden, namentlich ift $. 230 1. c. fo deutlid), 
daß es nicht wohl einzufehen ift, wie bei dem Mangel ver noth— 
mwendigen Bedingung (der Entfernung des Angeichult i,ten) die 
Meinung gerechtfertigt werden konn, daß die Unterfuchungsfoften 
jedesmal, d. h. auch ohne diefe Bedingung, aus der Caution zu 
entrichten feien, da fih das Wort „‚jedesmal” augenfcheinlich nur 
auf die beiden Fälle bezieht, entweder‘, daß der Koftenpunft im 
Cautions » Inftfumente erwähnt wird, oder, daß dies nicht der 
Fall iſt; nicht aber auch auf den Fall, daß die Bedingung der 
Entfernung gar nicht eintritt. An dieſen Fall kann der Geſetz⸗ 
geber in den angezogenen Geſetzſtellen gar nicht gedacht haben, 
weil, wenn feine Entfernung erfolgt, der Vermoͤgenszuſtand des 
Inculpaten gar nicht geändert wird, und nicht abzufehen ift, wes⸗ 
halb ein Dritter für diefe Koften auffommen fol, welche allein in 
dem Falle das Gericht ganz hat fichern wollen, wenn die Entfer; 
nung des Inculpaten es nicht mehr möglich macht, diefe Koften 
von ihm zu erhalten, oder wenigftens diefe Kofteneinforderung ers _ 
fhwert. 

Prüft man hiernad die Kautions » Verhandlungen mit dem 
⁊c. D. Fol. 245, 247 und 248.. der anbei zurück erfolgenden Uns 
terſuchungs Akten wider ꝛc. N., fo ſcheint ed zwar, daß das Sn; 
quifitoriat dem Cautionsfteller auch die Zahlung der Koften jeden: 
falls hat zur Pfliht machen wollen. Legterer hat aber durchaus 
feine andere. Verpflichtungen, als die gefeglichen mit Bezug auf 
$. 230. der Eriminal-Drdnung übernommen, und fann daher auch 
nur nad) dem Gefeße beurtheilt werden. Hieraus folgt, daß mit 
Unrecht die Koften aus der Kaution entnommen worden, und hat 
daher das Collegium dem 20. D. das von der Kaution Entnommene 
zu reftituiren, und ihn in den Befig der ganzen Cautions : Summe 
zu fegen, welche dadurch, daß der ꝛc. N., fich nicht entfernt hat, 
ihren Zweck erreicht hat, und an welche Feine Anſpruͤche weiter 
gemacht werden koͤnnen. 

Berlin, den 2, . 1832. (0. K. J. Bd. 39. ©. 20°.) 


26 Allg. Crim. Ordn. 56.237. 237 — 248. 


$. ar —— * Gewalt⸗Maaßrtegeln gegen fluͤchtige oder ſich wider. 
‚Seit einiger Zeit haben nicht allein die Holzdiebftähle in den 
Koͤnigl. Forften überhand genommen, fondern es find auch dabei 
noch andre fehr fehwere Verbrechen begangen worden, indem die 
KHolzdiebe den Forftbeamten, ja fogar dem zu deren Unterftügung 
abgeordneten Militaͤr Widerftand geleiftet, und mit Anwendung 
lebensgefährlicher Gewalt ihr Vorhaben. durchzyfegen verfucht has 
ben. Um folche Frevel zu verhindern, wird firenger als bisher 
verfahren, und es werden nachdrädliche Mittel angewendet wer: 
den. | — | 
Zur Warnung wird aber jegt befahnt gemacht, daß das 
> Militär, welches zum Schuß der Königl. Forften und Unter; 
ſtuͤtzung der Forſtbeamten abgeordnet wird, befugt ift, feiner 
Waffen und insbefondre auch des Schießgewehrs, auf jede Weiſe 
gegen die Forſtfrevler fich zu bedienen: 
I) wenn diefe mit offenbarer Gewalt ſich widerfegen, ober 
2) wenn die Frevler, nachdem fie fchon ergriffen worden, füch 
gewaltfam zu befreien fuchen, oder | 
3) wenn fie ſich thätlich und mit Gewalt dem Militär oder den 
Forftbeamten widerfegt hatten, nach erfolgter Verhaftung ° 
aber entlaufen. | 
Berlin, den 24. October 1830, 


Der Finanz: Der Minifter - Für den 
Minifter des Innern Kriegs: Minifter, 
Maaßen. und der Polizei in deſſen 
Frh. v. Brenn. Abweſenheit 
| v. Schöler. 


(0. 8 I. Bd. 36, ©. 335.) 


$. 237 — 243. 2 und Beförderung der Merkerſchen Mitthei⸗ 
lungen durch die Eriminalgerichts » Heborden. sag 
Zur Beförderung des unverfennbaren Nutzens, welchemdie 
bier erfcheinenden, durch die Verfügungen vom 23. Septbr. 1825 
und 16. Octbr.. 1828, (Jahrb. Bd. 26. ©. 219. und Bd. 32: 
©. 311.) zut Anfchaffung empfohlenen „Merkerfhen Mittheilun 
gen zur Beförderung der Sicherheitöpflege” für  Criminalge: 
richts- fo wie für Polizeis Behörden haben, dient vorzuͤglich die 
möglichfte Unterftüßung der Nedaction durch unaufgeforderte Mit, 
theilungen, fo wie durch bereitwillige Erledigung ihrer Anfragen 
und Anträge. Befonders können die Criminalgerichts + Behör, 
den hierzu mitwirken, wenn fie der Redaction die zu erlaffenden 

Steckbriefe, fo wie die etwanige Erledigung derſelben, möglichft 
bald zukommen laffen, und außerdem auch) andern, auf das Bers 
fahren gegen flüchtige Verbrecher und herumziehende Gauner fich 
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beziehende oder zur Entlarvung und Weberführung in Unterfuchung 
befindlicher Verbrecher dienende Nachrichten mittheilen. Sämmt 
liche Königl, Landes » Juftizeollegien werden hierdurch aufgefors 
dert, den Eriminalgerichts » Behörden ihres Departements die ers 
forderlihen Anweifungen in diefem Sinne zu ertheilen. 


Berlin, den 16. April 1833. (y. 8. I. Bd. 41. &. 563.) 


F. 260. Sofortige Vernehmung aller eingelieferten Verbrecher binnen 48° 
Stunden. 


Der Praͤſident v. Frankenberg hat bei Erſtattung des Jah— 
resberichts über das Criminal⸗-Juſtizweſen im Departement des. 
Königt. Ober : Landesgerichts angezeigt, daß nicht alle Inquiſitoriate 
die an fie abgelieferten Gefangenen inmerhalb der Frift, welche 
das Allg Landr. Th. 2. Tit. 20. $. 381. vorfchreibt, vernehmen, 
und daß ſelbſt einige Mitglieder des Königl. Collegii der Anficht 
find, daß durch die erfolgte Vernehmung des Verbrechers im Ges 
richtsftande des begangenen Verbrechens oder der Aufgreifung def 
felben, jener gefeglihen Vorfchrift genügt werde. In Folge dies 
fer Anzeige wird dem Königl, Ober: Landesgericht hierdurch ers 
öffnet, das ein jeder Richter die an ihn abgelicferten Gefangenen 
durchaus in den erften 485 Stunden vernehmen muß, und es kei— 
nen Linterfchied machen fann, wenn auch die Dernehmung des 
Gefangenen ſchon bei einem andern Gericht gefchehen iſt. Es ift 
dies fchon deßhalb nothivendig, um jeden Irrthum in der Perfon 
des Gefangenen zu vermeiden, und bemfelben nicht Zeit zu laſſen, 
ſich mit feinen Mitgefangenen zu berathen und Unwahrheiten aus: 


zuſinnen. 


Das Collegium hat die Inquiſitoriate des dortigen Departes 
ments auf diefe Beftimmungen ausdruͤcklich aufmerffam zu- 
machen. | | 

Berlin, den 16; April 1832. (v. 8. I. Bd. 39. ©. 469.) 


$. 261 und 432, Unterfuchung des Geſundheit⸗Zuſtaudes vor der kom 
perlichen Zuͤchtigung. 
Dem Koͤnigl. Ober⸗Appellationsgerichte wird der Bericht 
* Landgerichts zu Frauſtadt vom 15. d. Mts., betreffend die 
vage: 
ob in EriminalsUnterfuchungen,, in welchen auf £öperliche 
Züchtigung zu erkennen, in jedem Falle ohne Ausnahme der 
Sefundheitszuftand und die Züchtigungsfähigkeit des Incul⸗ 
paten ärztlich zu unterfuchen ift ? 
abfepriftlih (Anl. A.) mit dem Eröffnen zugefertigt,- daß das 
Verfahren des Landgerichts nicht gemißbillige werden kann. Es 
fpriht dafür "die allgemeine Dispofition, des $. 261. der Crim. 
Ordnung, welche duch den $. 432, nicht beſchraͤnkt, ſondern viel, 


\ 


28 Allg. Crim. Ordn. 161. 432 


mehr weiter ausgedehnt wird, indem danach unter der bezeichne⸗ 
ten Vorausſetzung eine nochmalige ſachverſtaͤndige Unterſuchung 


der koͤrperlichen Beſchaffenheit des Juculpaten Statt finden ſoll. 


Es ſpricht ferner dafuͤr der Umſtand, daß das Urtheil des Inqui⸗ 
renten uͤber die Zuͤchtigungsfaͤhigkeit keinen ſichern Grund fuͤr die 
Unſchaͤdlichkeit der zu vollſtreckenden Zuͤchtigung abgiebt und daher 
nach der Erfahrung letztere oft hat ausgeſetzt werden muͤſſen, weil 


Zweifel über die Zuͤchtigungsfaͤhigkeit entſtanden ſind. Wofern 


daher dieſe letztere auch ohne Unterſuchung des Phyſicus nicht vöL- 
lig in die Augen fallend und von dem Inculpaten ſelbſt anerkannt 
iſt, muß das ſachverſtaͤndige Gutachten erfordert werden, wo— 
durch ſich der Richter, wie es allerdings ſeine Pflicht iſt, gegen 
alle moͤgliche ſchaͤdliche Folgen der Zuͤchtigung ſicher ſtellen kann, 
wie denn üßerhaupt bei Vollſtreckung koͤrperlicher Zuͤchtigungen 
mit der aͤußerſten Vorſicht verfahren werden muß, und jede Ver: 
nachläffigung derfelben vom Juſtiz⸗Miniſterium nachdrücklich wird 


- geahndet werden. 


Hiernach hat das Königl. Ober sAppellationsgericht ſowohl 
das Landgericht zu Frauftadt, als auch die übrigen dem Collegium 
untergeordneten Gerichte, ingleichen die Inquiſitoriate mit weiterer 
Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den 30. Septbr. 1831. 


A. 


Das Landgericht zu Frauftadt frägt unterthänigft an, ob 

. in EriminalsUnterfuchungen, in welchen auf Eörper- 
lihe Züchtigung zu erkennen, in jedem Fall ohne Aus: 
nahme der Gefundheitszuftend und die Zuͤchtigungs—⸗ 
fähigkeit des Inculpaten ärztlich zu unterfuchen ift. 


Sn Eriminals Unterfuchungen, in welchen auf körperlihe 
Züchtigung zu erkennen war, haben wir ein ärztliches Atteft über 
den Gefundheitszuftand und die Züchtigungsfähigkeit des Incul⸗ 
paten nach $. 261. der Criminal: Ordnung für erforderlich gehalt: 
ten, und wenn es fich nicht in den Acten vorfand, die Nachbrin: 
gung deffelben durch ein Reſolut veranlaßt. 

Conſequent wurde dies Verfahren erft feit einiger Zeit beobach⸗ 
tet, und das Königl. Inquiſitoriat hiefelbft machte wiederholt Eins 
wendungen dagegen, welche von uns zuruͤckgewieſen wurden. 

Auf Grund einer Beſchwerde defielben hält das Königliche 
Ober : Appellationsgericht zu Pofen die Beibringung des Ärztlichen At: 
teftes nur in den Fällen für erforderlich, in welchen ſich gegrün: 
dete Zweifel gegen die Züchtigungsfähigkeit des Inculpaten erhe: 
ben laffen, und findet das von uns beobachtete Verfahren wider: 
ſprechend den klaren Worfchriften der Gefege in den $$. 261 und 
432. der Crim. Ordnung. Das Nefeript des Koͤnigl. Ober : Appellas 
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tionsgerichts von 29. Auguſt d. J. fuͤgen wir ganz gehorſamſt in 
Abſchrift bei. | 

Wenn wir und auch verpflichtet: halten, in dem fpeciellen 
Salt, welcher diefes Nefeript veranlaßte, der Aufforderung un: 
ferer vorgefeßten Behörde Folge zu leiften, fo fühlen 'wir uns eben 
fo verpflichtet, Einem hohen Zuftiz: Minifterio die Gründe für. . 
unfer Verfahren ganz unterthänigft zur Entfcheidung vorzutragen, 
da wir der Ueberzeugung find, den gefeßlichen Vorfchriften gemäß 
gehandelt zu haben. — | 

Nach $. 261. der Erim. Ordn. foll die Leibesconftitution des 
Inculpaten, und ob und welchen Grad der £örperlichen Züchtigung _ 
derfelbe ertragen Fann, genau unterfucht werden ; wer dieſe Unter; 
fuhung anftelfen fol, iſt nicht fpeciell vorgefchrieben. | 

Es ſcheint ung in der Natur der Sache zu liegen, daß diefe 
Unterfuchung nur von einen Sachverftändigen, einem Arzte, und 
nicht vom Inquirenten vorgenommen werden kann, wenn fie eine 
genaue, wie das Gefe fordert, und nicht eine oberflächliche un: 
zuverläffige fein foll, da fich bei dem Richter die dazu erforderliche 
gründliche Kenntniß des menfchlihen Organismus nicht voraus; 
fegen läßt. | | | 

Wenn der $. 432. der Crim. Ordn. die Prüfung des Ge: 
fundheitszuftandes des Inculpaten bei dem Schluß der Unterfu: 
hung dem Inquirenten ausdrücklich Überläßt, fo dürfte diefe ge: 
feglihe Beftimmung unfer bisher beobachtetes Verfahren ebenfalls 
rechtfertigen. Diefe Prüfung nämlich gründet fih nur auf die 
faſt tägliche Beobachtung des Inculpaten durch den Inquirenten, 
und befchränft fich lediglich "darauf: ob fich der Gefundheitszuftand 
des Inculpaten feit der Arztlichen Unterfuchung nicht geändert hat. 
Bieter fih dem Richter eine gegründete Vermuthung einer nad): 
theiligen Veränderung dar, fo tritt wiederum die Thätigkeit des 
Sadverftändigen, des Arztes, ein. | 

Zu dieſer Prüfung wird von dem Inquirenten nur eine ge: 
woͤhnliche Beobachtung des Inculpaten, nicht die eines fachver: 
ftändigen Arztes und die Gewifienhaftigkeit erfordert, daß er, 
wenn Inculpat wieder gefund erfcheint, als zur Zeit der Arztlichen 
Unterfuhung, ihn nochmals durch einen Arzt unterfuchen läßt. 

Im Widerfpruch mit unferer Anficht hält allerdings der $. 4. 
der Circular Verordnung vom 26. Februar 1799 überhaupt nur 
bei obwaltenden Zweifeln die Ärztliche Unterfuchung für erforderlich. 
Als das frühere Geſetz dürfte e8 aber nicht die Norm der Entſchei— 
dung bilden, und es erfcheint auch befremdend, daß diefe fpecielle 
Beftimmung der Tircular- Verordnung nicht in den $. 261. der 
Krim. Ordn. aufgenommen worden ift, wenn es der Wille des Ge; 
feßgebers geweſen wäre, nur bei obwaltenden Zweifeln die ärztliche 
Unterfuchung eintreten zu laſſen. | 


30 Acllg. Erim, Ordn. $. 280. 


Sedenfalls dürfte die Unterfuchung des phuftfchen Zuftandes | 


des Inculpaten durch den’ Arzt dem erfennenden Richter eine groͤ— 
Bere Sicherheit daruͤber gewähren, daß die Vollſtreckung der Lei⸗ 
besftrafe der Geſundheit des Inculpaten nicht nachtheilig fei, und 


denfelben daher größeres Uebel trifft, als das Gefeg für Die vers | 


brecheriſche That beftimmt. 


Ein hohes Yuftiz: Minifterium bitten wir unterthänigft um 


hochgeneigten Befcheid: | 
ob die von uns dargeftellten Gründe-unfere Anfiht und das 
von uns beobachtete Verfahren rechtfertigen. 
Frauſtadt, d. 15. Septbr. 1831. (v. 8. I. Bd. 39. S. 148.) 
Au | Das Landgericht. 


$. 280. Gränzen der Befngniffe der Gerichte, die Gytachten der Aerzte 
und Medieinalbehörden über den Gemärhösuftand zu prüfen, 

Ueber die Gränzen, in welchen fich die Gerichte bei der Pruͤ⸗ 
fung der Gutachten der Aerzte und der Medicinalbehörden zu hal 
ten haben, hat füh der Juſtizminiſter von Kircheifen in einem 
noch nicht Öffentlich bekannt gemachten, in der Unterfuchungss 
fache, wider die unverehlihte ©. an das Kammergericht erlaffenen 
Heferipte vom 18. October 1822 ausgefprochen. Da der unters 
zeichnete Juſtizminiſter mit diefen Grundfägen vollkommen einver; 
ftanden ift, fo wird dem Königl. Ober Landesgericht jenes Res 
feript anliegend im Auszuge zugefertigt, um ſich darnach zu 
‚achten. f 
Berlin, den 21: December 1832, 


Ertract 


Dem Königl. Kammergericht wird das mittelft Berichts vom 
30, v. Mis. eingereichte Urtel wider die unverehelichte ©., nebft 
den Unterfuchungsacten und dem Acten:Ertract, mit dem Er: 
Öffnen remittirt, daß der’ Juſtizminiſter Bedenken trägt, diefeg, 
in der gegenwärtigen Sachlage abgefaßte Erkenntniß zu beftätigen, 
Denn wenn auch darin dem Collegium beigepflichtet wird, daß 
das Urtheil über die Zurechnungsfähigkeit eines Angefchuldigten 
dem Richter beigelegt fei; fo liegt e8 doc) in der Natur der Sache, 
und der Geſetzgeber hat im $. 280, der Criminal: Ordnung aus 
druͤcklich feſtgeſetzt, | 
daß, fofern fih Spuren einer Verirrung oder Schwäche 
des Verftandes fÄnden, der Richter bemüht fein muͤſſe, mit 
Zuziehung des Phyficus oder eines approbjrten Arztes den 
Gemürhszuftand des Angefchuldigten zu erforfchen, und die 
deshalb angemwendeten Mittel mit deren Reſultaten zu den 
Acten zu verzeichnen; -wobei der Sachverſtaͤndige fein Guts 
achten -über den vermuthlichen Grund und über die wahr 
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fcheinliche Entftehungszeit des entdeckten Mangels ber See⸗ 

lenkraͤfte abzugeben habe. 

Die Gutachten der Aerzte unterliegen nun allerdings wieder der 

tichterlichen Beurtheilung, infofern der Nichter wohl befugt ift, 
ihre logiſche Nichtigkeit und feldft die materielle Richtigkeit der Präs 
miffen zu prüfen, fo weit die leßteren der Nechtswiffenfchaft mit 
gemein find, oder in das Gebiet. der allgemeinen —— 
Bildung gehören. 

Wenn es fich z. B. fände, daß der zugezogene Arzt bloß mos 
ralifche Verirrungen eines Verbrechers, der zur Zeit der That der 
Abſchreckung durch Strafgeſetze fähig war, als Folgen einer frank; 
haften die Zurechnung ausfchließenden Gemüthsverirrung ausgeges 
ben, und eine fogenannte dementia occulta angenommen hätte, 
ohne folhe durch technifhe Gründe rechtfertigen zu können ; fo iſt 
der Nichter bei feiner Entfcheidung wohl befugt, auf dem ihm 
allein zuftehenden Gebiete der juriftifchen und moralifchen Zurech⸗ 
"nung von jenem Gutachten abzumweichen. 

In folhen Fällen aber, da ein koͤrperlich krankhafter Zuſtand 
eines Angeſchuldigten wirklich actenmaͤßig geworden iſt, und der 
Sachverſtaͤndige einen geſtoͤrten Gemuͤthszuſtand annimmt, wels 
chen er aus jenem koͤrperlich krankhaften Zuſtande herleitet, oder 
aus demfelben erfennt, bleibt es zwar dem Richter unverfchräntt, 
auch ein folhes Gutachten und den darauf gegründeten ärztlichen 
Ausſpruch zu prüfen, es ift jedoch, falls gegen deffen Nichtigkeit 
Zweifel entftehen, rathfam und ſelbſt nothwendig, das Gutachten 
der vorgefegten technifchen Behörde des zugezogenen Arztes vor 
der richterlichen Eintfcheidung einzuholen. 


Berim, den 18. Octbr. 1822, (v. K. J. 540. ©. 510.) 


F. 334. Eidesformel bei Zeugen katholiſcher Religion. 

Dem Koͤnigl. Hofgericht wird auf den Antrag in dem Bes 
richte vom 31. Dechr, pr. an. in der abfchriftlihen Anlage (A.) 
das an das Ober » Landesgericht zu Paderborn unter dem 25, as 
nuar 1817 erlaſſene Nefeript, die Abänderung der im $. 334. 
der Criminal = Ordnung vorgefchriebenen Schlußformel bei Zeu: 
— der Katholiken betreffend, zur weitern NE juges 


fert 
Berlin, den 20. Sjanuar 1832, 
A. 


Die Abaͤnderung der im $. 334. der Criminal: — vor⸗ 
geſchriebenen Schlußformel bei Zeugeneiden der Katholiken, wel 
he den Gegenftand des von der Königk Ober » Landesgerichts» - 
Commiſſion unterm. 14. d. M. erftatteten Berichts ausmacht, ift 
ſchon von der Ober » Landesgerichts⸗ — zu Muͤnſter auf 


„#4 


32: Ag. Crim, Orpn. $$. 352. 410. 


Beranlaffung des dortigen General : Vicariars in Anregung ge: - 
bracht norden, und es wird darüber eine gefegliche Beftimmung 
. erfolgen. ‘Der Ober : Landesgerichts » Commiffion zu Münfter ift 
aber fchon jeßt nachgelafjen worden, ben Eid mit der von bem 
Gneral: Bicariat in Vorfchlag gebrachten Schlußformel: 

„So wahr Gott mir helfe und Sein heiliges Evangelium” - 
ableiften zu laffen. Ä . 
’ Mit derſelben Formel kann die Ableiftung des Eides auch in 
dem Szurisdietiong » Bezirfe des Collegii gefchehen. | 

Derlin, den 25. Sanuar 1817. (0.8.5. Bd.39. S. 210.) 


352. gerne | — 
De BE BT SE em Dar Ds entire 
Der $. 352. der Criminal: Ordnung fehreibt zwar vor: doß, 
' wenn Officiere in einer civilgerichtlichen Unterfuchung als Zeugen 
zu vernehmen find, diefe Bernehmung vor dem Militärgerichte ge: 
fchehen foll, jedoch nicht unbedingt, fondern 
„wenn nicht befondere Umftände ein Anderes nothiwendig 
machen.” | 
Als ein folher befonderer Umftand ift aber der Mangel eines Mi- 
Kitärgerihts an dem Wohnorte des zu vernehmenden Officiers zu 
betrachten, und es erjcheint fowohl zur Vereinfachung des Ge: 
ſchaͤftsganges, als zur. Erfparung von. Reifekoften angemeffen, daß 
in folhen Fällen die Vernehmung, nicht wie bisher gefchehen, 
durch Hinfendung eines Auditeurs nad) jenem Orte, fondern durch 
Subrequifition des daſelbſt befindlichen Eivilgerichts erfolge. 
Das Königl. Kriegs: Minifterium wird die Könige. Militärs; 
behörden dem gemäß anweifen, und haben die König. Gerichtsbe: - 
hörden daher folchen von Seiten der Militärgerichte an fie erge: 
henden Subrequifitionen, ohne ſich weiter auf eine nähere Prü- 
fung jener obwaltenden Umftände einzulaffen, ohne Zögerung zu- 
enuͤgen. | | 
z Berlin, den 15. März 1833. (v: 8. J. Bd. 41. ©. 278.) . 


. 410. i ins i i iſſe 
ä tn BE BE ran gkne et su 
\ Da, nad einer Benachrichtigung des Herrn Minifters des 
Innern und der Polizei Excellenz, die Polizeibehörden von den 
Erfenntniffen fehr oft feine Mittheilung erhalten, wodurch ein als 
Störer Her oͤffentlichen Sicherheit angefchuldigter Verbrecher ab 
instantia abfolvirt worden; fo werden fämmtliche Gerichtsbehör: 
ben an die Befolgung der Vorfchriften des Tircular » Neferipts 
vom 12. Septbr. 1815 (Jahrb. Bd. 4. ©. 26.) hierdurch ers 


innert. | 
VBerlin, den 25. Juni 1832, (u. 8. 5. Bd. 39. ©. 470.) 


\ 
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$. 482. Beide Referenten muͤſſen fimmfähige Mitglieder des Collegli fein. 
Dem Praͤſidio des Könige. Ober » Landesgerihtd wird auf 
die in deffen Berichte vom 6. v. M. enthaltene Anfrage eröffnet, 
daß im den Fällen, wo nach Vorfchrift des $. 482, der Criminal⸗ 
Ordnung, außer dem Referenten noch ein Correferent ernannt 
werden muß, die Stelle des einen Referenten nicht durch einen 
Neferendarius vertreten werden kann, in diefen Sachen vielmehr 
jedesmal von zwei ſtimmfaͤhigen Mitgliedern des Collegii referirt 
werden muß, und daher das Res und Correferat einem Referen⸗ 
darius nur unter dem Correferat eines ftimmfähigen Mitgliedes 
übertragen werden Pann. 
ze ten 17. Sjanuar 1831. 


das prä dium des Königl. Ober Eandesgergs 
von Coͤslin. 


Verfügung. 


Die vorftehende Nefolution ift durch die Jahrbücher ſaͤmmt⸗ 
lichen uͤbrigen Landes-Juſtizcollegien zur Nachachtung bekannt 
zu machen. 

Berlin, den 17. Januar 1831. (v8. J. 88.57. ©.121. 


+ 508. orm der im Auftrage des Iuſtiz Minifteriums von einem ans 
dern Berl hof abgefaßten Sriminal = Erfennrniffe, . 


Des Königs Majeftät haben durch die Allerhöchfte Cabinets s 
Drdre vom 18. März d. J. das Zuftiz - Minifterium zu autori- 
firen geruhet, in allen Fällen, in welchen die zur Beſtaͤtigung ein; 
gehenden Artikel in Unterfuhungsfachen nach dem Gutachten eines 
andern Gerichtshofes abgeändert werden, von dem begutachten, 
den Collegium ein Erkenntniß im Auftrage des Juſtiz-Miniſte⸗ 
riums ausfertigen zu laffen, und ſolches demjenigen Serichtshofe, 
— die Beſtaͤtigung nachgeſucht hat, zur Publication zuzu— 
ertigen. 

Diefer Allerhöchften Beſtimmung gemäß, hat der Criminal⸗ 
fenat des Königl. Kammergerichts jederzeit, wenn auf Abändes _ 
rung des zum Gutachten vorgelegten Erfenntniffes angetragen - 
wird, ein anderweitiges Erkenntniß abzufaſſen und ſolches einzus 


enden 
Hierbei verfteht fih von ſelbſt, daß die Gruͤnde dieſes zur 
Publication beſtimmten Erkenntniſſes nicht die Form einer Kritik 
der Anſichten des competenten Gerichtshofes annehmen duͤrfen. 
Alles dasjenige, was in dieſer Beziehung noch etwa anzufuͤhren 
ſein moͤchte und was zur Bekanntmachung an den Angeſchuldigten 
nicht geeignet iſt, gehört vielmehr in den zu erſtattenden Beglei⸗ 
tungsbericht. 
— den 26. — 1831. (v 8. 3. Bd. 37. — 122.) 
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a ; 
$. 508. Sriminals Erfenntniffe, welche der miniftertellen Beftärigung uns - 
Raus ‚ find biß zu dieſer bloße Gutachten, und nicht zur Publication 
gerig . 


. Se. Könige. Majeftät Haben. Ihre, in der Unterfuchungs: 
: fache wider N. N. und Comp: eingereichte Vorftellung vom 14. 
v. M. ohne alle Allerhächfte Verfügung an das Juſtiz-Miniſte⸗ 
rium gelangen lafien. Es wird Ihnen darauf zur Nefolution 
ertheilt, daß das Geſuch wegen Eröffnung des von dem Criminal: 
Senat des Lortigen Ober s Landesgerichts abgefaßten Erfenntniffes 
niht Statt findet, da nicht diefes Erkenntniß, fondern das von 
den Criminal: Senat des Kammergerichts im Auftrage des Juſtiz- 
Minifteriums , nach der in Gemäßheit der Allerhöchften Cabinets - 
Drdre vom 18. Maͤrz c., erlaffenen Verfügung vom 25. März 
ejd. a. (Jahrb. Bd. 37. &. 122.) abgefaßte Erkenntnig beftätigt, 
auch bereits‘ publicirt worden, mithin deffen Abänderung nur im 
Wege der weitern Vertheidigung erfolgen kann. 

Es ift durchaus irrthuͤmlich, wenn die von den Ober - Lan: 
desgerichten abgefaßten, der Beftätigung des Szuffiz + Minifte: 
riums bedärfenden Erfenntniffe, nad) ihrem von dem Ober: Lanz - 
desgerichte befchloffenen Inhalt, als Urtheile angefehen werden; fie 
find bis zur minifteriellen Beftätigung blos Gutachten und werden 
erft durch die Beftätigung des Juſtiz-Miniſteriums und in dem 
beftätigten Umfange Erfenntniffe. 

Dies alles beruht auf notorifcher Werfaffung und ift durch 
mehrere Vorfchriften, z. B. die Verordnung vom 4 Febr. 1806 
(Edicten⸗Samml. Th. XI. ©. 2287.) beftätigt. 

Berlin, den 4. Novbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 436.) 


. 508. 513. — 
3 minals Erfenntniffe 8 An che Berne + t A 
Das Juſtiz-Miniſterium kann die Anficht des Königl. Land : 

und Stadtgerichts in dem Berichte vom 21. v. M., daf nach der 
durch die Allerhöchften Kabinets-Drdres vom 9. Juni 1821 und 
4. Decbr. 1824 erfolgten Aufhebung der minifteriellen Beſtaͤti— 
‚gung der Erkenntniffe in Bezug auf mehrere Arten von Verbre- 
chen, die Untergerichte für befugt zu erachten, in folchen Unter: 
fuhungsfahen nunmehr felbfiftändig zu erkennen, durchaus nicht 
billigen, fondern nur verwerfen. Wenn in den $$. 508 und 512, 
der Erim. Ordn. den Untergerichten nicht die Verpflichtung aufer: 
legt worden, ihre Erfenntniffe in den dort bezeichneten Fällen zur 
Beftätigung des. Obergerichts einzureichen, fo läßt fich folches dar: 
aus fehr natürlich erklären, daß diefe Erfenntniffe zur minifteriel- 
len Beftätigung gelangten und daher der Beftätigung der Oberge: 
richte nicht bedurften. Daraus nun, daß die Obergerichte von 
‚ der Einfendung der Erkenntniffe an das Juſtiz-Miniſterium ent: 
bunden worden, folge Feine gleichmäßige Entbindung der Unterge; 
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richte von der Einfendung der Erkenntniſſe an das Obergericht. 
Diefem leßtern liegt nunmehr an der Stelle des Juſtiz-Miniſterii 
die Prüfung und Beftätigung ob. Es würde in der That wider; 
fprechend fein, anzunehmen, daß die Untergerichte in den Fällen 
des $. 513 1. c. wenn auf eine über 4 Wochen Gefängnig, 50 
Rthlr. Geldbuße oder eine leichte Züchtigung hinausgehende Strafe 
erfannt worden, die Erfenntniffe zur Beftätigung des Oberge⸗ 
richts einzufenden, verpflichtet, folche aber in den in Bezug auf 
die Art des begangenen Verbrechens weit wichtigern Fällen felbft: 
ftändig abzufaffen verbunden feien, fobald die Strafe nur nicht 
jene Höhe erreicht. Durch die Bezugnahme auf den $. 508 1. c. 
in dem $. 513 1: c. ift vielmehr deutlich zu erkennen gegeben wor: 
den, daß fammitlihe in den im $. 508. aufgeführten Fällen abge: 
faßte untergerichtliche Erkenntniſſe von dem Obergericht geprüft 
werden follen. Diefe Prüfung ift nirgends aufgehoben worden; 
fie muß daher noch gegenwärtig erfölgen, und mit ihr ift das Necht 
zur Verwerfung des Erfenntniffes und jeßt, nach Aufhebung der 
Bde Beftätigung, das Necht der eigenen Beftätigung 
verbunden, | 


Hiermit ſtimmt nicht blos der $.. 67. Tit. 17. Th. II. des 
AL. R., fondern auch die Allerhöchfte Cabinets Ordre vom 15. 
Juli 1809 sub No. 4. überein, nach welcher letztern das Oberge; 
richt in allen denjenigen Fällen die Beftätigung des untergericht: 
lichen Erkenntniſſes ohne Frage bei dein Juſtiz-Miniſterio ertheir 
len kann, in welchen es felbft, ohne diefe Beftätigung nachzuſuchen, 
zu erfennen, ermächtigt worden. 


Berlin, den 9.-Novbr. 1831. (v. 8. J. Bd. 38. S. 437.) 


Seiminal + Erfenneniffe gegen richterlidhe Perſonen müfien abs 


2 * 


: 509. 
ſchriftlich beim Juſtij ⸗Miniſterium eingereicht werden. 

Dem Königl. Ober » Landesgericht wird auf die Anfrage im 
Berichte vom 23. Novbr. pr. eröffnet: daß es der Einfendung ber 
Erkenntniſſe in Unterfuchungsfachen gegen Juſtizbeamte nur in 
Anfehung der Beamten bedarf, deren Anftellung nad) der Aller: 
höchften Cabinets⸗Ordre vom 31. Decbr. 1827 dem Juſtiz-Mi— 
nifterio geblieben iſt, wie f[hon aus der analogen Beftimmung des 
Reſcripts vom 2. März 1827. (Jahrb. Bd. 29. S. 114.) herz 
vorgeht. 

Wegen der Injurienſachen ift bereits durch das Nefeript vom 
22. Dechr. 1820 (Jahrb. Bd. 16. ©. 245.) beffimmt, daß es 
der Einreihung der Abfchrift der Erfenntniffe nur bedürfe, wenn 
auf eine Strafe gegen eine richterliche Perfon erkannt fei. Hier 
bei behält es fein Verbleiben. 

Berlin, den 28. Febr. 1831. (v. 8. 3. Bd. 37. 8 125.) . 


nn 
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$. 511. Nittheilung der wider Schiffdlente ergangenen Eriminal s Er» 
teuntniſſe an die Erfaßs und kandwehrbehoͤrden. 


Das Königl. ıc. wird (Em. Hochwohlgeboren werden) hier, 
durch veranlagt, die ihm (Ihnen) untergeordneten Juſtizbehoͤr⸗ 


den anzuweifen, daß fie-den Erfaßs und Landwehrbehörden von 


den Urtheifsfprüchen, welche gegen die auf Seereifen begriffenen 
Schiffsleute, wegen eines in den $$. 1606 bis 1616. Th. II. 
Tit. 8. des A.L. R. verbotenen Vergehens, abgefaßt werden, in 


jedem Falle beglaubigte Abſchriften mittheilen. 


Berlin, den 22. Decbr. 1832, (u. 8.3. Od. 40. ©. 812) | 


N) 511 Mitt i 
heilung d ider Schiffslente ergangenen Eriminal ⸗Et⸗ 
kenntniſſe an die Erfah. und hershchiien. > zu 


A. 


Sinfterburg, den 10. Sanuar 1833. 
Bericht des Ober + Landesgerichtd wegen der den Eifaß s 
und Landwehrbehörden mitzutheilenden Urtelöfprüche 
wider die auf Seereifen begriffenen Schiffsleute, wegen 
eines in den $$. 1606 bis 1616. Th. LI. Tit. 20. des 
A. L. NR. verbotenen Vergehens, ad Refer. v. 22, 
Decbr. pr. 


Bevor wir die in dem neben gedachten hohen Reſcript be⸗ 


fohlene Anweiſung an die Unterbehoͤrden unſers Departements ers 


laſſen, nehmen wir ung zuvoͤrderſt die Erlaubniß, Ew. Excellen⸗ 
zen noch um geneigte naͤhere Belehrung ganz gehorſamſt zu bitten. 
Wir glauben zunaͤchſt vorausſetzen zu duͤrfen, daß das in der 
geehrten Verfuͤgung enthaltene Allegat, wenn gleich dabei der Tit. 
20. Th. II. des A. L. R. angeführt wird, die in der Allerhoͤchſten 
Cabinets⸗Ordre vom 18. Novbr. a. pr. allegirten $$. des Tit. 8. 
ibid. betrifft. 

Nach eben diefer Cabinets-Ordre foll aber der Verluſt der 
den Seefahrern darin ertheilten Begünftigung nicht blos die Folge 
der $$. 1606 bis 1616. Tit. 8. Th. II. des A. L. R. bezeichneten 
Vergehungen ſein, ſondern auch bei jedem gemeinen Verbrechen 
eintreten, welches mit haͤrterer als einer ſechswoͤchentlichen Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe belegt wird. Eine ſolche Beſtrafung der Schiffsleute 
ſcheint daher die Erſatz⸗- und Landwehrbehoͤrden eben fo ſehr zu 
intereffiren,, als Uebertretungen ber in ber geehrten Verfügung. 
— $$., und werden zudem weit haͤufiger vorkommen, als 

iefe. | | 

Es fcheint uns daher auch in folhen Fällen der Mitteilung 
der Erkenntniſſe an die zuftändigen Behörden zu bedürfen; wir 
bitten daher ganz gehorfamft um geneigte Anmweifung, ob deflen 


’ 
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ungeachtet diefe Bekanntmachung nur in den, in dem Hohen Res 
feript bezeichneten Fällen erfolgen foll. s | 
Das Ober Landesgericht. _ 
-  (Unterfohriften.) 


B. 
Dem Königl. Ober s Landesgericht wird auf den Bericht 
"vom 10.8. M., 
die den Erfaß s und Landwehrbehörden mitzutheilenden Ur: 
“ theilsfpräche wider die auf Seereifen begriffenen Schiffsleute 
betreffend, 
hiermit eröffnet, daß, wenn in der Verfügung vom 22. Dechr. 
v. J. auf das A. L. R. Th. II. Ti. 20, Bezug genommen wird, 
dies nur durch einen Schreibfehler veranlaßt ift, als weiches fchon 
daraus hinlänglich hervorgeht, daß der allegirte Titel nur 1577 
Paragraphen in fid) faßt. Es verfteht fich hiernach von feldft, 
dag nur der in der Allerhöchften Ordre vom 18. Novbr. 6. J. 
allegirte achte Titel des zweiten Theils des A.L. R. darunter hat 
verftanden fein fönnen. Da nun in dem $. 1606. ausdrücklich 
nicht bloß von Gewaltthätigkeiten, Aufftand, oder Meuterei ges 
gen den Schiffer gefprochen, fondern auch ganz allgemein anderer 
fchweren Nerbrechen gedacht wird, und die durch die Geſetzſamm⸗ 
"Jung publicirte Alferhöchfte Cabinets⸗Ordre überhaupt nur die gute 
Führung der der Seemilitär » Verpflichtung unterworfenen Schiffes 
mannfchaften vorausgefegt hat, fo unterliegt es feinem Bedenken, 
dag die befohlene Mittheilung der Erfenntniffe in allen dergleichen 
Fällen an die, zuftändigen Behörden gemacht werden muß. 
Berlin, den 28. Januar 1833. (0.8.5. Bd. 41. ©. 279.) 


8. 513. Ein von einen —— * 6* und ——— Borfchrift 
Ertenntnif ift ——— der Mublication als lie hir ee * 
Dem Criminal» Senat des Koͤnigl. Ober : Landesgerichts 
wird auf den Bericht vom 18. v. M. eröffnet, daß der Juſtiz⸗ 
minifter der, von dem zweiten Senat, imgleichen von der Minoris 
tät des Collegium aufgeftellten Anficht dahin beitreten muß: 
daß ein, von einem Untergericht abgefaßtes, und wider die 
Vorfchrift des $. 513. der Criminal: Ordnung zur Beftätis 
gung des Obergerichts nicht eingefandtes Erfenntniß, der ers 
folgten Publication deffelben ungeachtet, nicht als gültig ans 
zufehen fei. | 
Menn, wie die Majorität einräumt, ein folches zur Beftätigung 
des Dbergerichts nicht eingefandtes Erfenntniß vor der Publication 
deffelben nur als ein Entwurf, mithin als zur Publication noch 
nicht reif, zu betrachten iſt; fo ift nicht abzufehen, wie durch das 
Factum der Publication der bloße Entwurf eines Erkenntniſſes 
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zu einem gültigen Erkenntniffe umgefchaffen werden fann. Die 
Einfendung zur Beftätigung ift in allen Fällen, in welchen nicht 
die Höhe der erkannten Strafe, fondern entweder die Natur des 
begangenen Verbrechens oder die Eigenfchaft des Angefihuldigten, 
als auch des Staats vorgefchrieben, und beide Intereſſen würden 
gefährdet fein, wenn der Publication eines bloßen Urtelsentwurfs 
die Wirkung einer wahren Entſcheidung beigelegt werden müßte. 
“ Auch dabei, daß der Angefchuldigte fehon durch das erfte Erkennt⸗ 
niß nicht mit einer .zu harten Strafe, oder mit einer Strafe in 
Fällen, in. welchen eine Freifprechung erfolgen muß, belegt werde, 
ift das gemeine Wohl intereſſirt; weshalb denn die nachträgliche 
Einholung der. Beftätigung auch dann erfolgen muß, wenn der 
BVerurtheilte ſich bei dem nicht beftätigten Erkenntniffe beruhigen 
follte. 

Noch weniger kann durch ein, wider die gefeßlichen Vor: 
fchriften publicirtes Erfenntnig, und durch die Erklärung des An; 
geſchuldigten, fich dabei beruhigen oder den Ausſpruch der Nichtig- 
keit nicht verlangen zu wollen, den Rechten des Staats, in Hins 
fiht auf eine zu gelinde Beſtrafung, präjudieirt werden. Die 
Vorfchrift. des $. 24. der Criminal: Ordnung, betreffend die Wirs 
‚tung eines, von einem in dem vorliegenden Falle incompetenten 
Eriminalrichter abgefaßten Erfenntniffes, kann deßhalb hier nicht 
zur Anwendung fommen, weil felbige nur von ſolchen Fällen hans 
delt, im denen ber Eriminalrichter felbftftändig zu erkennen befugt 
ift, und nur die vorliegende Entfcheidung einem andern Nichter 
gebührt; in den Fällen dagegen, in denen ein Unterrichter die 
Einfendung des Erkenntniffes zur Beſtaͤtigung unterlaffen hat, es 
an jener vorausgefegten Seldftftändigkeit. fehlt und auf diefe Fälle 
die Gründe der Vorfchrift des $. 24. der Criminal» Ordnung nicht 
pafien. 

Der Eriminal: Senat des Königl. Ober » Landesgerichts hat 
hiernach fich der Prüfung des in der Unterfuchungsfache wider den 
Schullehrer und Gerihtöfhreiber N. N. zu N. N. ergangenen 
Erkenntniſſes zu unterziehen. - 

Berlin, den 13. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 339.) 


$. 515. 


Völlig freiſprechende Erkenntniſſe find mittelt Por au über ' 
- fenden, 


(Ertract.) 


Das Inquiſitoriat iſt anzuweiſen, künftig in allen Fällen, 
wo ein Angeſchuldigter von Strafe und Koſten voͤllig freigeſprochen 
worden, ſtatt der Anberaumung eines befondern Publicationster⸗ 
mind, dem Angefchuldigten eine Abfchrift der Erkenntnißformel 
durch die Poft, wobei es keines Inſinuationsdocuments bedarf, 
zu Aberfenden, und ihm zu überlaffen, fid), wenn er die Vorle— 
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fung des ganzen Erkenntniſſes verlange, bei dem Inquiſitoriat zu 
melden. 
Berlin, den 17. Decbr. 1829. (v. K. J. Bd. 34. S. 488.) 


F. 515. Mittheilung der Criminalerkenutniſſe mit den Gruͤnden in Ab⸗ 
ſchrift oder Ausfertigung auf Verlangen der Aigeſchuldigten. 


A. 


Die Allg. Erim. Ordn. beftimmt im $. 343., daß jedem An: 
gefchufdigten vor dem Schluffe der Unterfuchung der Inhalt der 
Zeugenvernehmung bekannt gemacht und er zur Angabe veffen, 
was er zur Unterffügung oder Widerlegung der Zeugenausfagen 
noch etwa anzuführen haben möchte, aufgefordert werden foll. 
Im $. 515. ift fodann feftgefeßt, daß, fobald ein Erkenntniß ab: 
gefaßt worden, dem Angefchulsigten nicht bloß die Entfcheidung 
felöft, fondern auch deren Gründe befannt gemacht und allenfalls 
vorgelefen werden follen. Es foll alſo, wie ſchon aus. dem Begriff 
einer ordentlichen Nechtspflege fich ergiebt, niemals ein Geheimniß 
für den Angefchuldigten bleiben, was in der ſtattgehabten Un- 
terfuchung für oder wider ihn ermittelt und auf welche Gründe 
das wider ihn .ergangene Erkenntniß geftüßt if. Zwar fehreibt 
nun das Geſetz eine abfchriftliche Mittheilung der Erfenntniffe 
mit den Gründen an die Anzefchuldigten nicht vor, und die-Vor: 
ſchriften $$. 934 und 535. der Criminal: ‚Drdnung ſprechen ſelbſt 
nur von einer Mittheilung der Urtelsformeln, wenn eine voͤllige 
oder vorlaͤufige Freiſprechung erfolgt iſt. Es wuͤrde aber ein Fehl— 
ſchluß fein, aus dieſem Stillſchweigen des Geſetzes zu folgern, 
daß die abſchriftliche Mittheilung der Entſcheidungsgruͤnde unter— 
ſagt ſei, es würde vielmehr ein ausdruͤckliches Verbot der fehrift: 
lichen Mittheilung deffen, was mändlich mitgetheilt werden foll; 
um fo mehr nothiwendig fein, als die mündlihe Mittheilung oft 
ganz nußlos ift. Ueberdem disponiven die zuleßt gedachten Vor: 
fchriften blos darüber, inwiefern eine Eoftenfreie Ertheilung . 
der Srfenntniffe in Abfchrift oder resp. in Ausfertigung ver; 
lange werden koͤnnte, — betteffen alfo die Mittheilung überhaupt, 
und daher auch nicht die Frage, in. wie weit fie erfolgen koͤnne, 
wenn der Angeſchuldigte fie auf feine Koften begehrt, und 
ift daher, daß auch alddann die Ertheilung einer Abfchrift oder’ 
Ausfertigung des Erfenntniffes mit den Gründen wär erfolgen 
koͤnne, nirgends ausgefprochen. 

. Mean hat freilich gegen die Zuläffigkeit diefer Mittheilung der 
Gründe zuweilen angeführt, ed könne von Nachtheil fein, wenn . 
ein nicht geftändiger Verbrecher folche verlange, indem derfelbe fie 
zu nichts anderm benugen werde, als die. vorgefommenen That: 
fachen fo ſchwankend als möglich zu machen, um auf, folhe Weiſe 
einem weitern nachtheiligen Urtheil in zweiter Inſtanz oder einer 
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andermweitigen nach $$. 411 und 412. der Criminal» Ordnung zu 
laͤſſigen nochmaligen Unterfuchung vorzubeugen. Dieß ift aber 
nicht der Geſichtspunkt des Gefeßgebers, weil er, hätte er ihn, 
die Vorlefung der Urtheilsgrände nicht vorgefchrieben haben würde. 
Es ift vielmehr oberfter Grundfag der Criminal: Ordnung, daß 
die Vertheidigung und der Erweis der Unfhuld durch nichts. ber 
fhränft werden, und daß jeder Angefchuldigte von dem, was für 
oder wider ihn feftgeftellt worden, fo wie von den Gründen, wel: 
che den wider ihn ergangenen richterlihen Ausfpruch motivirt ha; 
ben ‚"vollftändige Kenntniß haben foll, damit es ihm möglich fei, 
alles anzuführen, wodurch diefe Gründe widerlegt und feine Uns 
ſchuld vertheidigt und dargethan werden koͤnnen. 


Es ift daher jeder Angefchuldigte befugt, auf feine Koften 
eine Abfchrift oder Ausfertigung der wider ihn ergangenen Erimi- 
nal » Erfenntniffe mit den dazu gehörigen Gründen, fo weit fie ihn 
. betreffen, zu verlangen, und weift demnach das Juſtiz-Miniſte— 

rium ſaͤmmtliche Könige. Gerichtsbehörden hierducch an, für die 
Folge hiernach zu verfahren. ar 
Berlin, den 12. Novbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 433.) 


B. 


Dem Koͤnigl. Ober »Landesgerichte wird auf den Bericht vom 
9. d. M. eröffnet, daß die Mittheilung der Urtelögründe an den 
Angefhuldigten, auch in criminalibus, in unferer Gefeßgebung 
begründet ift, und daher die Kireular : Verfügung vom 12.0. M. 
nur über die Art und Weife nähere Beftimmungen Enthält. Das 
Königl. Ober » Landesgericht hat allerdings vollkommen Recht, 
wenn es von dem Grundfaß ausgeht, daß dem Armen wie dem 
Mohlhabenden die Rechtspflege in gleichem Maaße zu Theil wers 
‚ den müffe; undes ift daher allerdings die Abficht des Juſtiz-Mini—⸗ 
fteriums, daß in Unterfuchungen wider arme Angeklagte, auf 
deren, oder des Defenfors, ausdrückliches Verlangen die Mittheis 
‚ lung der Entfcheidungsgründe eben fo unentgeldlich erfolge, wie 

andere Abfchriften in Armenfachen. | 


Es verſteht ſich Übrigens von felbft, daß bei ausführlich aus. 
gearbeiteten Urtelögründen bei Erkenntniſſen, welche gegen mehrere 
Sjneulpaten zugleich ergangen, es nur der Mittheilung der eigent- 
lichen, oder der den darum nachfuchenden Inculpaten betreffenden 
Entfcheidungsgrände bedarf. 


Das Koͤnigl. Ober » Landesgericht hat die Circular-Verfuͤ⸗ 

gung vom 12.9. M., ‚mit der aus diefem Nefeript fich ergebenden 

näheren Anweifung , durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 
Berlin, den 17. Decbr. 1831. (v.8.%. Bd. 38. &, 435.) 


Alg. Crim Ordn. $$. 513. 526. 4 


$. 518. Restitutio in i i i 
in integru en ein einem Minderjährigen ohne 
Zuziehung des Vaters oder Aneerim ⸗Eurators publicirted Erfennnif. u Ä 


Da der Privatlehrer N. N., über defien Gefuh vom 1. v. 
Mes, der Criminal: Senat des Königl. Ober » Landesgerichts unter 
dem 14. ejd, mens. Bericht erftattet hat, zur Zeit der wider ihn 
eingeleiteten Unterfuchung noch minderjährig geweſen ift, fo hätte 
nach Vorfchrift des Reſcripts vom 27. April 1816 (Jahrb. Bd. 7. 
©. 201.) bei Bublication des Erfenntniffes der Vater des N. N., 
oder ein Interims-Curator zugezogen werden müffen. Dies ift, 
wie die Verhandlung vom 13. Dechr. 1825 ergiebt, nicht gefches 
hen; es kann. daher die Erklärung des N. N., wodurch er dem 
Rchtsmittel der weitern Vertheidigung entfagt hat, nicht als volls 
gültig angefehen und auf deren Grund ihm die Befugnig, das 

techtsmittel nachträglich einzuwenden, zufolge der Beſtimmung 
bes $. 518. der Crim. Ordn. nicht verfagt werden. 

Das Eollegium hat -diefem pe den N: N. noch zum 
Rechtsmittel der weitern Vertheidigung zu verftatten und zu dem 
Ende das Weitere zu veranlaffen. Auf die Erforderniffe der re- 
stitulio in integrum, deren Nachweis der Criminal » Senat 
des Königl. Ober » Landesgericht zur Einleitung eines andermeitis . 
gen Verfahrens verlangt hat, kann es unter diefen Umftänden 
nicht ferner ankommen. 

‚Die eingereichten Acten erfolgen anbei zurüd, 

Berlin, den 12. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 439.) 


526. Verfahren in zweiter Inſtanz, wenn wegen eines zweiten Crimi⸗ 
nalvergehens nur eine fiskaliſche Unterfuchung eroͤffnet, aber gleichwohl 


auf eine Criminalſtrafe erkannt iſt. 


Das Koͤnigl. Ober⸗-Landesgericht erhält die mittelſt Berichts 
vom 9. v. M. eingereichten Acten in Unterſuchungsſachen wider 
den Stellenbeſitzer N. N. zu N. N. hierneben mit dem Eroͤffnen 
zuruͤck: daß das Juſtiz-Miniſterium ſich mit der Anſicht des 
zweiten Senats des Collegii, nach welcher in Faͤllen, in denen 
wegen eines Criminalvergehens nur eine fiskaliſche Unterſuchung 
eroͤffnet, gleichwohl auf eine Criminalſtrafe erkannt worden, der 
zweite Richter nicht. blos die Erneuerung des Verfahrens vor bes 
festem Criminalgericht, fondern auch die nochmalige Aburtelung 
in erfter Inſtanz zu verfügen berechtigt ift, nicht einverftanden ers» 
flären kann. Wenn in dem $. 43. der Erim. Ordn. beſtimmt 
worden, daß die Unterlaffung der Vorfchriften wegen Befeßung 
des Gerichts die Ungüftigkeit der Verhandlung allemal dergeftalt 
nad) fich ziehe, daß entweder gar keine Rädkjicht darauf genom⸗ 
men, oder doch nicht auf die ordentlihe Strafe erfannt werden 
tönne; fo folge daraus nicht, daß das auf. eine ſolche Verhand: 
lung ergangene Straferkenntniß von dem zweiten Richter als nich ⸗ 


j ! 


/ 
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tig aufgehoben werden fönne, und zwar dergeftalt, daß von 
neuem in erfter Inſtanz zu erkennen fei. 

Eine Befugniß diefer Art ift dem zweiten erfennenden Rich: 
ter nirgend beigelegt; die Folgen eines folhen Verfahrens würden 
dem Angefchuldigten felbft, welcher nur ein gelindereg Erkenntniß 
in Bezug auf die feftgefette Strafe verlangt, hoͤchſt nachtheilig 
werden können, indem der erfte erfennende Richter, wenn er von 
neuem erkennen müßte, auch eine härtere als die bereits erfannte 
Strafe feftfegen, und der zweite Richter folche beftätigen Eönnte, 
Als eine Verſchaͤrfung des erften Vrtels kann es dagegen nicht an: 
gefehen werden, wenn blos die Bezeichnung der Art der Unter: 
fuhung, auf deren Grund das zweite Erfenntniß abgefaßt wird, 
in diefem anders lautet, als in dem. erften Urtel. Hiernach kann _ 
der $. 44. der Erim. Ordn. in Verbindung mit dem $. 526, nicht 
anders ald dahin gedeutet werden, daß die Ergänzung des Vers 
fahrens in den Fällen, in denen fchon erfannt worden, nur zum 
Zweck der Abfaffung des zweiten Erfenntniffes erfolgt. 

. Berlin, den 31. San. 1831. (0.8.5. Bd.37. ©. 123. 


| 928. Den Srimingt«Ertenntniffen , 
$ dige —— — * 3 Inſtan/ j | 


Durch die Verfügung vom 31. Octbr. 1808 (Sanimlung 
der Minifterial: Berfügungen ©. 241.) wurde gerügt, daß einem 
confirmatorifchen Criminal: Erfenntniffe feine Entfcheidungsgründe 
beigefügt worden, ungeachtet Inculpat erhebliche, His dahin nicht 
angebrachte oder nicht berückfichtigte Wertheidigungsmomente an; 
geführt hatte. | | 

Diefes Nefeript fcheint in Vergeſſenheit gerathen zu fein. 
Dei mehreren Collegien werden nicht nur in dem bezeichneten Falle, 
fondern felbft dann, wenn wirkliche Abänderungen erfolgen, den 
Er’fenntniffen zweiter Inſtanz feine Entfcheidungsgründe beigefügt. 

Dies Verfahren läßt fich auf feine Weiſe rechtfertigen. Die 
Gründe der Entfcheidung follen dem Sinculpaten und dem Staate 
die Bürgfchaft geben, daß die Sache reiflich erwogen und nichts 
dabei überfehen worden if. — 

Es ſind daher kuͤnftig jedem Erkenntniſſe zweiter Inſtanz, 
es mag das erſte Urtel beſtaͤtigen oder abaͤndern, vollſtaͤndige Ent— 
ſcheidungsgruͤnde beizufuͤgen, und es wird hierdurch den Praͤſi— 
denten und Dirigenten der Collegien zur Pflicht gemacht, darauf 
zu halten, daß kein Urtel ohne vollſtaͤndige Entſcheidungsgruͤnde 
zur Unterſchrift vorgelegt werde. 

Berlin, deu 30. Octbr. 1833. (v. K. J. Bd. 42. ©. 446.) 


$. 336. Verfahren bei gerichtlich erfannten Venſionsverluſt. 
Nach der durch die Geſetzſammlung bekannt gemachten Al: 
lerhoͤchſten Cabinetsordre vom 21. Mai 1825 fell gegen penfio; 
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nirte Beamte in den dort bezeichneten Fällen auf den gänzliche 

oder theilweifen Verluſt der Penfion erkannt werden. : 
Obgleich nun vorausgefegt werden muß, nicht allein, daß 
diefe gefeßliche Vorfchrift felbft in vorfommenden Fällen genau bes 
folgt, fondern auch, daß, Behufs der Vollftrefung der ergange: 
nen Erfenntniffe, derjenigen Behörde, aus deren Fonds die Zah: 
"fung der Penfion erfolge, von der rechtskräftigen Entfcheidung 
werde Nachricht gegeben werden; fo will der Sjuftizminifter den; 
noch, auf Veranlaffung eines Schreibens der Königl. Minifterien 
des Innern und der Finanzen, die Königl. Landes : Suftizcolle- 
gien fowohl auf jene Vorſchrift, als auch auf die Nothwendig- 
feit der gedachten Benachrichtigung befonders aufmerkſam machen. 

Berlin, den 8, Detbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. ©.334) 


a n 
$. 336. Abfisung mehrerer In verſchledenen Unterfuchungen erfannter Stra⸗ 
fen mit Unterbrechungen und au verfähledenen Zeiten. 


A. 


Auf den, in Sachen des N. wider den N. am 8. huj. erftats 
teten Bericht, wird dem. Königl, Ober » Landesgericht eröffnet, 
daß die gegen ein und daffelbe Individuum in verfchiedenen Unter: 
ſuchungen erkannten Freiheitsftrafen wider den Willen des Ders 
urtheilten nicht in ununterbrochener Zeitfolge abgebüßt werden 
fönnen, vielmehr eine jede derfelben befonders und, infofern der 
Verurtheilte es wünfcht, mit einem angerheffenen Zwifchenraum 
zu vollftrecken ift, da die Fortdauer und Länge der Strafzeit die 
‚ Strafe felbft bedeutend erfchwert und verfhärft. Eben fo wenig, 
ald mehrere, in verfchiedenen Unterfuchungen erkannte mäßige 
koͤrperliche Züchtigungen unmittelbar nad) einander und gleichfam 
uno actu und folchergeftalt in dem fehärfften Grade vollftreckt 
werden können; eben fo wenig fann dies. bei Freiheitsftrafen der 
Fall feyn und folchergeftalt ein, - wegen verfchiedener befonderer 
Vergehen zu mehreren Gefängnißftrafen, von welchen jede nur 
einige Donate beträgt, verurtheilter Snculpat, durch die ünmit- 
telbar auf einander folgende Vollftrecfung derfelben,, wider feinen 
Willen, auf ein unterbrochenes Jahr die Gefängnißftrafe erleiden. 

Dies auf den vorliegenden Fall angewendet, ift dem Suppli⸗ 
kanten allerdings zu geftatten, die zweimonatliche Gefängniß» 
firafe erft nad Verlauf von zwei Monaten, nach Abfigung der 
in dem Berichte erwähnten Freiheitsſtrafen von fieben Monaten 
und acht Tagen, anzutreten, fo daß er zwei Monate lang auf 
freien Füßen bleibt, und iſt auch dann zuvor noch der Gefund 
heitszuftand deſſelben zu unterfuchen. | 

Das Königl. Ober: Landesgericht hat den Supplifanten hier: 
nad) zu befcheiden. 

Derlin, den 28. Jan. 1831. 


/ 
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B. 
Der Arbeitsmann N. N. zu N. N. hat dem Juſtiz⸗Mini—⸗ 
ſterio vorgeſtellt, daß er angewieſen ſei, die nach und nach wegen 
Holzdiebſtaͤhle wider ihn erkannten, zuſammen auf die Hoͤhe von 
65 Tagen angewachſenen Gefaͤngnißſtrafen — ab⸗ 
zuſitzen und zugleich darauf angetragen, ihm zu geſtatten, dieſe 
Strafe im Winter und in wöchentlichen Raten von 2 Tagen abs 
ubuͤßen. | ' 
Das Minifterium kann es durchaus nicht billigen, daß, wie 
ſo haͤufig der Fall iſt, der Vollziehung diefer Strafen fo lange Ans 
ſtand gegeben wird, bis fie zu einer fo bedeutenden Höhe aufges 
schwollen find, daß ihre Abbuͤßung die Strafe erfehweren und. den 
Beitraften in feinen Erwerbverhäftniffen zuruͤckſetzen. Jeder 
Holzdiebſtahl ift ein für fich beftehendes Vergehen, fo wie die das 
durch verwirkte Strafe eine befondere Strafe, die dadurch nicht 
verfchärft werden darf, daß fie mit einer Menge gleichartiger 
Strafen unmittelbar nad) einander vollftrecft wird, und dadurch 
der Beftrafte einer Freiheitsftrafe unterworfen wird, die derjenis 
gen gleichkommt, welche ihn für ein ſchweres Verbrechen treffen 
würde. Eben jo wenig kann das Yuftiz » Minifterium billigen, 
daß die Vollſtreckung folher zufammengehäuften Strafen, welche, 
wenn jede gleich vollzogen worden wäre, nicht allein den Beftrafs 
ten in feiner Nahrung nicht zuräckfegen, fondern ihn vielleicht auch 
von den folgenden Vergehen abgehalten haben würden, gerade in 
diejenige Sjahreszeit verlegt wird, welche für den aͤrmern Yands 
mann und für deffen und feiner Familie Nahrung und Erwerb 
beſonders vortheilhaft, ift und in welcher der Fandmann der Av; 
beitsfräfte dringend bedarf, Der Criminal» Depütation des Kb: 
nigl. Stadtgerichts werden diefe Nückfihten zu ihrer Nachachtung 
vorgefchriebeu, und hat diefelbe, fo viel den vorliegenden Fall bes 
trifft, den Arbeitsmann N. N. mit der ununterbrochenen Verbuͤ⸗ 
fung ber auf 65 Tage geftiegenen Gefängnißftrafen zu verfchonen 
und ihn vielmehr mit befonderer Beruͤckſichtigung feines Nahrungs⸗ 
zuftandes, in einer für diefen nicht fo nachtheiligen Zeit, die ge⸗ 
gen ihn erkannten Gefaͤngnißſtrafen einzeln nach und nach abſitzen 
zu laſſen. 
Berlin, den 31. März 1831. (v. H. J. Bd. 37. ©, 128.) 


S 936. Hadfesun der Straf⸗ Vollſtrecku im 
' ng bei nachgefuchter Be 
Milderung, — * oder Aufſchub. — eſuchtet Vegnadigung, 


Dem Koͤnigl. Stadtgericht werden die mittelſt Berichts vom 
4. d. M. eingereichten Acten in der Unterſuchungsſache wider die 
verehel. N. N. hierneben mit dem Eroͤffnen zugeſandt, daß der 
Supplikantin geſtattet worden iſt, die erkannte achtwoͤchentliche 
Gefaͤngnißſtrafe in zwei Terminen mit einem Zwiſchenraum von 
einem Monat abzubuͤßen. Wenn das Stadtgericht der verehel. 
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N. N. durch den Befcheid vom 16. v. M. "eröffnet hat, daß. die 
Strafvollfirecfung. bis zum Eingange der Allerhöchften Refolution 
nicht ausgefegt werden koͤnne und daher die N. N. in 8 Tagen 
ohnfehlbar ihre Strafe anzutreten, widrigenfalls aber fofort ab. 
geholt werden wird; fo muß das Suftiz; Minifterium dem König. 
Stadtgericht diefes Verfahren nachdrücklichft verweifen und für 
die Zufunft ernftlichft unterfagen. Es liegt von felbft vor, daß 
dies ein Mißgriff ift, und daß die Gerichtsbehörden, wenn ihren 
angezeigt wird, daß gegen ein Straferfenntniß entweder bei des 
Königs Meojeftät ein Begnadigungs : oder, Milderungs : Gefuch, 
oder bei dem Juſtiz-Miniſterium ein Gefuch um Verwandlung, 
Aufſchub oder theilmeife Abbuͤßung einer Strafe eingelegt worden, _ 
oder eingelegt werden folle, der Strafvollftreefung fofort Anftand 
geben und weitere Verfügung abwarten muͤſſen. Sie würden 
widrigenfalls nicht allein die zur Strafe verurtheilten Parteien 
um die ihnen zuftehenden Begnadigungs⸗, Milderungs : und ans 
dere Erleichterungsmittel bringen, fondern auch der Entfchließung 
bes Chefs der Juſtiz, ja felbft Sr. Majeftät des Königs, durch die 
That felbft vorgreifen und diefe Eintfchliegungen nicht mehr auss 
führbar machen. Sollte das König. Stadtgericht zu jener irr⸗ 
ehümlichen Anſicht durch die Vorfchriften der Allg. Crim. Ordn. 
$. 536, beftimmt worden feyn, fo hätte es nicht überfehen werden 
follen, daß darin nur von weitern gerichtlichen Verhand— 
lungen und nur von dem Falle die Rede ift, in welchen der Ver; 
urtheilte fich bei dem Erfenntniffe beruhigt oder fich- — 
muß, dieſer Fall aber nicht vorhanden iſt, wenn derſelbe erklaͤrt 
daß er von den ihm geſetzlich zuſtehenden außergerichtlichen 
Gnaden: und Milderungsmitteln Gebrauch machen will. Alles, 
was alsdann dem Gerichte freiſteht, beſteht darin, daß es bei 
entſtehenden Zweifeln uͤber die Wahrheit der Behauptung des 
Verurtheilten, die Beſcheinigung, daß derſelbe die Allerhoͤchſte 
Gnade Sr. Majeſtaͤt in Anſpruch genommen oder an das Minis 
fierium ſich gewandt habe, erfordert. 
Berlin, den 30. Juni 1831. (0.8.5. Bd. 37. ©.421.) 


g. 536. Ausſehung der Strafvollſtreckung bei nachgeſuchter Degnadigung. £ 


Dei Rückfendung der brevi manu eingeforderten Unterfu: 
hungsacten wider den N. N. und abfchriftlicher Mittheilung der 
an denfelben heute ergehenden Refolution wird das Königl. Stadt: 
gericht hierdurch angemwiefen, die Strafvollftrectung bei gegenwär; 
tiger Abwefenheit Sr. Majeftät annoc auf 3 Wochen, von heute 
an gerechnet, auszufegen. N 

Vebrigens kann das Juſtiz-Miniſterium es nur ernftlichft 
mißbilligen, daß das König. Stadtgericht durch das Decret vom 
KdM. dem N. N. die erbetene Frift zur Antretung der Ge; 
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fängnißftrafe verfagt und demfelben eröffnet hat, daß, wenn er 
ſich innerhalb 8 Tagen nicht zur Abbuͤßung der Gefängnißftrafe 
einfinden werde, feine Verhaftung durch die Polizei werde verfügt 
werden, ungeachtet derfelbe als alleinigen Grund feines Auffhubs: 
gefuch ein bei des Königs Majeſtaͤt einzureichendes et ek 
gefuch angeführt hatte. Dies Verfahren ift um fo unzuläffiger,. 
als fein Gericht und Feine Behörde befugt ift, den Weg zur lan; 
desherrlichen Gnade zu befchränfen oder gar der leßtern vorzu: 
greifen, welches aber, wenn die Strafe, um deren Begnadigung 
nachgefucht wird, immittelft vollzogen wäre, der Fall fein, und 
das Gericht, wenn die Allerhöchfte Begnadigung eintritt, bedeu; 
tender Verantwortlichkeit und der Entfhädigungs » Verbindlichkeit 
ausfegen würde. Dem Gerichte liegt vielmehr in einem folchen 
Falle unerlaͤßlich ob, die Strafvollſtreckung bis zum Eingange der 
Allerhoͤchſten Entfchliegung auszufegen, oder bei etwanigem Ver; 
dacht, daß das Begnadigungsgefuch blos vorgefhäßt werde, dem 
Verurtheilten aufzufordern, binnen angemeffener Frift den Ab: 
gang des Begnadigungsgefuchs zu befcheinigen. Im vorliegenden 
Falle ift das Verfahren des Königl. Stadtgerihts um fo mehr zu 
mißbilligen, als es fi darın um ein minder erhebliches Vergehen _ 
und um eine unerheblichere Gefängnißftrafe handelte, und der 
Angefchuldigte feine Abfiht, an die Gnade Sr. Meajeftät des 
Königs fich zu wenden, im Termin der Publication des Urtels 
felöft zw Protokoll erffärte, und ein mit zwei Mühlen angefeffener 
Bürger iſt. Das Königl. Stadtgericht hat fi) hiernach in vor 
kommenden Fällen zu achten. 
Berlin, den 16. Juli 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 141.) 


‚536. ge | | | 
) friſten en. der Gerichte, imsbefondere der Untergerichte, Straf⸗ 
A: 


Em, Ereelfenz und ein Hohes Suftiz: Minifterium haben ir - 
einem in den Jahrb. Bd: 36: S. 173. abgedruckten Reſcripte 
vom 7. Sept. 1830 zu beftimmen geruhet: 

daß. Untergerichte die wegen unerheblicher. Vergehungen ge: 

gen Landleute erfannten Gefängnißftrafen während der Erndte 

und anderer dringender Arbeitözeit nicht vollſtrecken follen, 
widrigenfalls fie fich ernftlicher Rüge ausfegen würden. 
Es tritt jeßt fehr Häufig der Fall ein, daß nicht nur Landleute, 
fondern auch andere Perfonen, welche zu Gefaͤngniß- oder Zucht; 
hausftrafe verurtheilt worden find, mit Bezugnahme’ auf das ger 
dachte hohe Nefeript, die Ausjegung der gegen fie erkannten 
Strafe auf kürzere oder längere Zeit verlangen; auch find die Un: 
‚ tergerichte über Auslegung deffelben in Zweifel gerathen, nament: 
lich darüber: weiche Vergehungen als unerhebliche zu betrachten, 
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und in welchen Grenzen fie von der ihnen beigelegten Befugniß, 


die Vollſtreckung rechtskräftig erfannter Strafen auszufeßen, Ger 


brauch machen dürften, weshalb fie. dann bei und Befcheidung 
nachfuchen. | 
Um jedoch in diefer Beziehung die eigentliche Willendmeinung 
Ew. Excellenz und eines Hohen Juſtiz-Miniſterii nicht zu verfeh: 
fen und mit Sicherheit die Untergerichte unferes Departements 
mit der erforderlichen Anweifung verfehen zu können, bitten wir 
gehorfamft: 
uns hochgeneigteft zu befcheiden, ob unfere diesfällige An: 
fiht, die wir bei folgendem zur Sprache gekommenen Fall 
ung zu aͤußern genöthigt fehen möchten, die richtige fi? 


Der Bauer N. N., welher zu N. eine Ackerwirthſchaft betreibt, 
wurde wegen Widerfeglichkeit gegen einen Polizeibeamten im. 


Dienfte, und Beleidigung deffelben, zur fisfalifchen Unterfuchung 
gezogen und durch die Erfenntniffe unferes Collegii vom 4. Sept. 


1830 und 28. Febr. 1831 zwar von- der Befchuldigung der 


thätlichen Widerfeglichfeit gegen einen Abgeordneten der Obrigkeit 
freigefprochen, jedoch wegen wörtlicher und thätlicher Beleidigung 
deſſelben zu einer achtwöächentlichen Gefängnißftrafe verurtheilt. 
Unter dem 31. März d. 5. zeigte ung die Criminal; Deputation 
des hiefigen Stadtgerihts an, daß fie dem Denunciaten das 


zweite Erkenntniß am 29. März publicirt, ihn aber mit Antre⸗ 


tung der Strafe bis zum 1. Novbr. d. J. auf feinen Antrag be- 
frifter hätte. Wir haben die Criminal » Deputation hierauf in 
einer Verfügung vom 13, Mai d. J. aufmerffam gemadıt, daß 
eine fo lange Ausfegung der Strafe nicht gebilligt werden Fönnte, 
. auch der Fall fo. unbedenklich nicht zu den in dem Neferipte vom 
7. Spt. 1830 gedachten Ausnahmen zu zählen, und die Aus 
fegung von Strafen fünftig nur unter den dort erwähnten Bedin; 
gungen. zu geftatten fe. Es fehlen uns die zu lange Ausfeßung 


der Strafe hauptfächlih um deßhalb nicht angemeffen, weil of⸗ 


fendar zwifchen der Saat: und Erndtezeit, welche allerdings zu 
der dringenden Arbeitszeit zu rechnen, ein hinlänglicher Zeitraum 
vorhanden, um die erfannte Strafe zu vollſtrecken. Die Erimi: 
nal: Deputation hält fich aber für vollfommen berechtiget, die 
Strafvollſtreckung in der angegebenen Art auszufegen, weil ein: 
mal das Vergehen- des N. zu den weniger erheblichen gehöre, fo: 
dann aber die Saatzeit im April anfange, diefer die Heuerndte 


und unmittelbar die Erndte anderer Früchte, endlih auch die 
Saatzeit im Herbfte folge; ferner aber der Denunciat mit feiner ° 


Ehefrau im Scheidungsproceffe lebe und zwei unmündige Kin; 
der bei fich Habe, mithin er einen bedeutenden Nachtheil in feiner 
Wirthfchaft erleiden würde, wenn die Strafe fogleich vollftreckt 
werden follte. Wäre die Anficht der Criminal : Depntation im 
Allgemeinen überall richtig, fo könnte. aus den von ihr angegebr; 


— 
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nen Umftänden, im Fall auch im Spätherbft in der eigenen Haͤus⸗ 
lichkeit des Landmanns eine dringende Arbeitszeit einträte, nicht 
mit Unrecht gefolgert werden, daß beinahe gar feine Zeit übrig 
bliebe, Urtelsfprüche gegen einen folhen zu vollftrecken und ihm 
für die begangene Nechtsverlegung fein eigenes Necht angedeihen 
zu laſſen; übrigens dürften die Gefängniffe zu einer beftimmten 
Zeit nicht geräumig genug feyn, die ausgefegten Strafen mit eis 
nem Male zu vollftrecken, 
| Es hat aber den Gerichtshoͤfen bis jeßt nicht die Befugniß 
zugeftanden, von der Beftimmung des $. 536. der Crim, Ordn. 
abzumweichen; dagegen ift ed auch unbedenklich, daß durch die Zeit 
und Art der Vollftrectung erfannter Strafen dem Verbrecher fein 
größerer Nachtheil zugefügt werden foll, als Geſetz und Etfennt; 
niß beftimmt haben, und es ift unzweifelhaft, daß, wo nicht bes 
fondere gefegliche Vorſchriften dies ausgefprochen, die in dieſer 
Beziehung zu treffenden vorbeugenden Verordnungen, fo weit fie 
sticht in das Begnadigungsreht des Oberhauptd des Staats ein 
greifen, Tediglih Em. Ercellenz und Einem Hohen Juftiz: Minis 
fterio zuftehen. Dieferhalb ift denn auch Hfters der Grundfaß 
ausgefprochen,, daß es nicht einmal den Obergerichten freiftehen 
folle, terminliche Duldung erfannter Strafen zu bewilligen, und 
wenn ung durch das hohe Reſcript vom 28, Febr. 1820 aus: 
nahmsweiſe überlaffen worden, in dringenden Fällen bei nicht 
fchweren Verbrechen die Landleute zur Beſtellung ihrer Wirth: 
fchaft auf einige Wochen der Haft zu entlaffen; fo haben wir uns 
bis jest um fo mehr für verpflichtet gehalten, die Ausfegung der 
Vollſtreckung einer erkannten Strafe bei Ew. Excellenz und Ei 
nem Hohen Suftiz » Meinifterio nachzufuchen, oder die Bittfteller 
an Hochdieſelben zu verweifen. 

Obgleich nun das obengebachte hohe Nefeript vom 7. Sept. 
1830 jest alle Gerichte ganz allgemein berechtigt, die wegen un- 
erheblicher Vergehungen gegen den Landmann erfannten Gefäng- 
nißſtrafen während der Erndte- und anderer dringender Arbeits: 
zeit auszufegen; fo find mir doc) der unvorgreiflihen Meinung, 
daß diefe Beftimmung fo einfhränfend als möglich auszulegen fei, 
weil gegentheiligen Falld die entftehenden Nachtheile augenfchein: 
fih find, und die Gerichte gar zu leicht ihren 'gefeglichen Wir 
kungskreis überfchreiten koͤnnen. Dieferhalb glauben wir, daß 
namentlich die Untergerichte die Ausfegung erfannter Strafen eis 
genmächtig nicht bewilligen, 

1) wenn gegen einen Landmann auch nur auf eine Zuchthaus: 
ftrafe von geringer Dauer, 

2) wenn gegen ein anderes Individuum, welches nicht zu jes 

ner Klaffe der Einwohner des Staats zu zählen, wegen uns 

erheblicher ergehen auf Gefängnißftrafe erkannt worden if, 


\ 
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Zu den geringeren Vergehungen zählen wir aber nur folche, deren 
Strafe in einer mäßigen förperlichen Züchtigung , einer Geldftrafe 
von nicht mehr als 50 Rthlr., oder einem vierwächentlichen Ge⸗ 
fangniß beftehen würde, und feldft in dem Falle, wenn in thesi 
dem richterlichen arbitrio ein geringeres oder auc höheres Straf: 
maaß überlaffen, in concreto aber auf eine höhere als vier 
wöchentlihe Gefängnißftrafe erfannt worden ift, halten wir die 
Gerichte nicht für befugt, eigenwillig die Vollſtreckung der Strafe 
auszujegen. | 

Ew. Ereellenz und Eines Hohen Juſtiz-Miniſterii weite: 
rem Ermefjen ftellen wir ganz gehorſamſt anheim, die Nichtigkeit 
dieſer unferer Anficht zu prüfen, diefelbe eventualiter zu berich- 
an und uns hochgeneigteft bald mit Beſcheid verfehen zu 
wollen, 

Stettin, den 18. Juli 1831. 
Criminal: Senat des Ober : 
Landesgerichts von Pommern. 
(Unterfriften.) 
B. 

Das Zuftiz- Minifterium ift mit der von dem Criminal: ©e- 
nat des König. Ober Landesgerichts in dem Berichte vom 18. 
Suli d. J. ausgefprochenen Anfiht über Ausſetzung erfannter 
Strafen vollfommen einverftanden. Bis auf die in der Allg: 
Crim. Ordn. gedachten wenigen Fälfe ift die Befugniß, aus ans 
dern als den dort angeführten Gründen, und befonders, wenn 
durch die Zeit der Vollftrecfung dem Verbrecher ein größeres Straf: . 
übel zugefügt werden würde, als Geſetz und Erfenntniß beftimmt 
haben, die Vollſtreckung erfannter Strafen auszufeken und die 
terminliche Abbuͤßung derfelben zu bewilligen, nur eine Attribus 
tion der Juſtiz⸗Oberaufſicht, und fteht daher, wie das Königl 
Dber » Landesgericht mit Recht anführt, lediglich dem mit der letz⸗ 
teren beauftragten Yuftiz: Minifterium zu. Das Zufliz: Minis 
fterium hat indefien zum Beften der Unterthanen den Gerichts: 
höfen, und durch, das angeführte Nefeript vom 28. Febr. 1820 
dem König. Ober » Landesgericht nachgelaffen, aus dazu geeigne« 
ten Gründen und infonderheit in dringenden Fällen wegen Beftels 
fung der Wirthfchaft u. f. w., bei nicht fehweren Verbrechen die 
Vollftvefung der Strafen auf angemeffene Zeit auszufegen. 
Hierbei muß es auch verbleiben, damit bei nicht ſchweren Vers 
brechen durch die ruͤckſichtsloſe Wollftrefung der Strafen dem 
Verurtheilten nicht ein größeres und fchwereres Strafübel, als 
das Geſetz und Urtheil ausgefpröchen haben, zugefügt, und nicht 
allein er, fondern auch feine Familie in ihrem Nahrungsftande 
heruntergebracht und ihrer Subfiftenzmittel beraubt werden. 
. dabei infonderheit die Fälle der Saat⸗, ai 

v1. | ! 
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und Erndtezeit angeführt worden, fo hat doch die Abſicht nicht 
fein tönnen, diefe Strafausfegung blos auf diefe Beifpiele allein 
zu befchränfen, fondern fie tritt auch für. andere Werhältniffe ein, 
wenn dabei die nämlichen Gründe vorwalten, 3. B. bei einem 
Kauf: oder- Handwerfsmann. die Zeit der Meffe oder. eines feiner. 
Subfiftenz wichtigen Jahrmarkts, fo wie e8 fich von felbft ver; 
ſteht, daß bedeutende Krankheiten in der Familie, nahe bevor: 
ftehende Entbindung der Frau u. f. w. die Ausfeßung und even- 
tualiter Unterbrechung der Strafvollſtreckung bewirken muß. 
Bei bedeutenden Verbrechen ift jedoch die vorgängige, oder wenn 
aus deren Nachfuchung für den Werurtheilten oder feine Familie 
ein zu großer Nachtheil zu beforgen wäre, die nachträgliche Ger 
nehmigung des Juſtiz-Miniſteriums nachzufuchen. Die Grenz . 
linien Eönnen ihrer Natur nah im Allgemeinen nicht beftimme 
werden; das Juſtiz-Miniſterium überläßt fie daher den Ober: 
Yandesgerichten in vollem Vertrauen, daß diefelben auf der einen 
Seite das Anfehen gerichtliher Strafurtheile aufrecht erhalten, 
auf der andern Seite aber mit pflihtmäßiger und aufmerffamer 
Sorgfalt verhüten werden, daß, wie das Königl. Ober - Landes: 
gericht mit Recht bemerkt, dem Verurtheilten durch Art und Zeit 
der Strafvollftrecfung ein außer der Abficht des Geſetzes und des 
Richters liegendes Uebel zugefügt, und er und feine Familie außer 
Nahrungsitand gefeßt, oder darin unerfeßlich zurückgebracht, und 
durch diefe Folgen für feine Familien: und Nahrungsverhältniffe - 
härter, ald durch die Strafe ſelbſt, beftraft- werde. 

So viel infonderheit die Untergerichte betrifft, fo hat das 
Minifterial  Refeript vom 7. Sept. 1830 (Sahrb. B.36. ©. 173.) 
keinesweges beabfichtiget, auch ihnen diefe Befugniß allgemein 
.beizulegen; auf der andern Seite geftatten aber die obgedachten 
für den Nahrungsftand und die Gewerbe - und Familienverhältniffe 
der Unterthanen und in andern Beziehungen erheblichen Gründe 
auch wicht, fie von derfelben ganz auszufchliegen. Die darüber 
vom Königl. Ober : Landesgericht gemachten Vorfchläge find fehr 
zweckmäßig und werden daher hiermit dahin genehmigt: 

1) daß den Untergerichten allerdings nachzulaffen ift, wenn 
nicht höher als auf eine vierwächentliche Gefängnißftrafe er; 
kannt iſt, die Vollſtreckung der Strafe nad) eigenem Ermeſ—⸗ 

- fen und ohne Anfrage. bei dem vorgefegten Ober: Landesge- 
richt auf die nach den Umftänden erforderliche Zeit auszu: 
jeßen; daß dagegen aber 

2) die Untergerichte, wenn auf eine höhere Gefängnißftrafe 
und auf eine Zuchthausftrafe erfannt worden, wegen deren 
Ausfegung oder Terminalabbüßung » mit Anführung der 
Gründe, die Entfcheidung des Könige. Ober - Landesgerichts 

nachzuſuchen, bis zu deren Eingang jedoch der Strafvollzie- 
bung allemal Anftand zu geben ift. 
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Das Koͤnigl. Ober » Landesgericht hat hiernach das Weitere 
zu veranlaffen, und ift dem Königl. Ober - Landesgericht zu Coͤs— 
lin auf eine gleiche Anfrage diefes Nefeript zur gleichmäßigen’ 
Nachachtung abſchriftlich mitgetheilt. | 

Berlin, den 19. Septbr. 1831. (v. 8. J. Bd. 38. S. 142.) 


S- 540. folg. Srirun der Dualification der Scarfrichter in Oftpren- 

Auf den Bericht des Königl. Ober: Landesgerichts - vom 
2. April c. 

die Prüfung der Qualification der Scharfrichter in Oftpreu- 

gen und Litthauen betreffend, 
hat das Juſtiz-Miniſterium mit dem Finanz - Meinijterium Nück- 
fprache genommen und Ießteres hat ſich dahin erklärt, die Prü- 
fung und Verpflichtung der Scharfrichter Iediglich der Juſtizbe— 
hörde überlaffen zu wollen, da eine folhe Prüfung und Verpflich: 
tung durch den Oberforftmeifter jegt in Feiner Beziehung erforder: 
ih, vielmehr ganz unzweckmaͤßig fei. Das Juſtiz Miniſterium 
hat fein Bedenken, fich diefer Anficht anzuſchließen, hält auch die 
Vorfhrift der Forftordnung vom 3. December 1775. Tit. XIII. 
$.2. bei der jeßigen Reffort » Verfaffung nicht mehr für anwend⸗ 
‚bar. Die ähnliche Vorſchrift in der Circular - Verordnung vom 
5. Februar 1762 bleibt deshalb ebenfalls außer Anwendung. 

Das Könige. Ober » Landesgericht wird daher autorifirt, fich 
der Prüfung und Verpflichtung der Scharfrichter in dem dortigen 
Jurisdictionsbezirke zu unterziehen, und die erftere einem Juſtiz⸗ 
bedienten zu Übertragen.  . 

Was die Gegenftände diefer Prüfung betrifft, fo enthält 
der von dem hiefigen Hausvoigt, Geheimen Suftiz Rath Jor— 
dan, unterm 21. Septbr. 1824 erftattete Bericht, welcher nebft 
feinen Anlagen dem Collegium abfehriftlih (Anl. A.) mitgetheilt 
wird, darüber nähere Notizen, die auch in dem dortigen Departe- 
ment benugt werden fönnen. | 

Berlin, den 22. September 1831. 


A 


Sindem Ew. Excellenz ich die mir mittelſt hochverehrlichen 
Reſcripts vom 13. d. M. zugefertigten Berichte des Koͤnigl. Ober »- 
Landesgerichtd zu Naumburg resp. vom 6. und 19. v. M., die 
Dualification der Scharfrichter zu Hinrichtungen betreffend, nebft 
den dazu gehörigen Verhandlungen anliegend ganz gehorfamft zus 
rücfreiche, beehre ich mich zugleich, mich über die in dem Berichte 
vom 6. v. M. gemachten Vorfchläge pflichtfchuldigft in folgender 
Art gutachtlich zu äußern. i | 

Im Allgemeinen erfcheint es unbedenklich als hoͤchſt zweck⸗ 
mäßig und der richterlichen Würde angemeſſen, daß die zur Voll⸗ 
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ſtreckung peinlicher Urtheile angewieſenen Individuen nicht nur 
gehoͤrig gepruͤft, ſondern auch foͤrmlich in Eid und Pflicht genom⸗ 
men werden. Dieſer Anſicht gemaͤß habe ich waͤhrend meiner 
Amtsfuͤhrung als Hausvoigt immer ſtrenge darauf gehalten, daß 
die noch nicht foͤrmlich verpflichtet geweſenen Beſitzer von Scharf⸗ 
richtereien ſich zur Pruͤfung vor mich geſtellten, und wenn ſie in 
derſelben beſtanden, eidlich die Erfuͤllung ihrer Pflichten angelob⸗ 
ten. Beſtanden ſie in der Pruͤfung nicht, oder erklaͤrten ſie ſelbſt, 
daß ſie ſich zur Verrichtung peinlicher Executionen nicht fuͤr faͤhig 
erachteten, oder ergab dies ihr Aeußeres ſchon, fo wurden fie an 
gehalten, in der Perſon eines bereits geprüften und verpflichteten 
Scharfrichters einen Stellvertreter zu beftellen, der fich zum ges | 
eichtlichen Protocol anheifchig machen mußte, für fie die in ihrem 
Diftriete vorfallenden Erecutionen zu verrichten, Auf diefe Weiſe 
ift für die der Scharfrichter Commiffion untergeordneten Provin; 
zen (Kur: und Neumark, und die zu leßterer gefchlagenen, ehe: 
mals Sächfifchen Landestheile) dafür geforgt, daß es an qualifi- 
cirten Scharfrichtern nicht ermangelt, und wenn ein gleiches Vers 
fahren auch für den Bezirk des Königl. Oberlandes : Gerichts zu _ 
Naumburg beobachtet wird, fo dürfte auch dort der Fall nicht 
eintreten Fönnen, daß. es bei Hinrichtungen an qualificirten Sub: 
jeeten eumangelte. 

Mas aber die Art und Weiſe der Prüfung diefer Perfonen 
betrifft, fo habe ich die Zuziehung eines Phyſicus oder eines bes 
waͤhrten Scharfrichters dabei nicht für nöthig gefunden, bie des . 
Erfteren beſonders deshalb nicht, weil die Hinrichtung durch das 
Schwerdt nicht mehr Statt findet, bei welcher es allerdings auf 
einige anatomifche Kenntniffe ankommen möchte. In den Gene: 
ral»Acten fand ich zwar ein Schema zur Prüfung vor, dies 
war aber nicht anwendbar, weil 08 fich größtentheild nur auf das 
Verfahren bei der. Tortur erftreckte, und hinfichts der jeßt noch 
ftattfindenden peinlihen Verrichtungen nicht ausführlich genug 
war... Sch habe mir daher theild aus den Acten und befonders 
aus den darin befindlichen Bemerkungen des bewährten vormali- 
gen hiefigen Scharfrichterd Brandt, theils aus den Mittheilungen 
anderer qualificirter Scharfrichter und folcher Perfonen, die in ih: 
ren Amtsverhaͤltniſſen hiefelbft dergleichen Verrichtungen zu beobach⸗ 
ten Selegenhenheit gehabt, diejenigen Notizen gefammelt, welche 
in sub, A. ganz gehorfamft hier’ beigefügter Anlage enthalten find. 

Bei Prüfung der Scharfrichter bin ich diefe Notizen mit ih: 
nen durchgegangen, habe darnach verfchiedene Fragen an fie ger 
richtet, mir ihre eigene Anficht vortragen laffen, und wenn ich 
fand, daß es ihnen nicht an der Kenntniß des wefentlid Moth- 
wendigen mangelte, fie ſich auch ihrer moralifchen Führung: wegen 
gehörig ausweifen konnten, und ihr Außeres Benehmen oder ihr 
Alter keinen Anftoß gab, fo wurden fie mit dem in der Anlage B. 
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aufgezeichneten Eide belegt und zu ihrer Legitimation mit dem 
sub G. abfchriftlich hier beigefügten Artefte verfehen. Nach mei: 
nem unvorgreiflihen Dafürhalten würde es zweckmäßig fein, 
wern das Königl. Ober: Landesgericht den einzelnen Inquiſitoria— 
ten die Anweifung ertheilte, die in ihren Diftricten wohnenden, 
zur Verrichtung peinlicher Erecutionen noch nicht qualificirten Ber 
figer von Scharfrichtereien nach vorgedachten Grundfägen zu pruͤ⸗ 
fen und eventualiter zu verpflichten, die Nenitenten -oder un. 
fähig befundenen aber zur Beſchaffung eines qualificirten Stell: 
pertreters anzuhalten, der fih zum gerichtlichen Protokoll ein, 
für allemal anheifchig mache, die Amtsfunctionen in vorkommen⸗ 
den Fällen für fie zu verrichten. Dabei bemerfe ich ehrerbietigft 
hinſichts der Vollſtreckung der Todesitrafe des Beiles, daß nad 
Ausweis der hiefigen General: Acten die von Ew. Excellenz ger 
nehmigte sub D. hier gehorfamft in Abfchrift beigefügte Verband, 
lung vom 28. Juni 1811, in welcher das dabei zu beobadjtende 
Verfahren auseinander gefeßt ift, dem Königl. Ober - Landesges 
richte von bier aus bereits mittelft Schreibens vom 16. Min 
1818 abſchriftlich mitgetheilt worden ift. -Diefe Verhandlung 
würde den Sinquifitoriaten (wenn folches nicht, wie zu vermuthen 
ift, ſchon gefchehen fein follte) theils zur eigenen Nachachtung, 
theild zum Zwecke der Prüfung der Scharfrichtereibefiger und zu 
deren Belehrung unfehlbar zu communiciren fein. 

Schließlich erlaube ich mir nod) ganz gehorfamft darauf auf— 
merffam zu machen, daß nach der Anlage. A. eine Verordnung 
vom 31. Auguft 1733 eriftirt, nach welcher bei 100 Rthlr. Geld⸗ 
ftrafe fein Abdeckerknecht, auch Fein Abdeckerei » Befiger, der felbft 
Abdecker » Arbeiten verrichtet hat, das Amt eines Scharfrichters 
erhalten. foll. Ob diefe Verordnung aud) in der dortigen Gegend 
anzuwenden fein dürfte, muß ich zwar anheimftellen; ich fann 
indeffen nicht umhin, für deren Anwendung zu flimmen, da 
auch dort das Borurtheil gegen die Abdecker wohl noch nicht ganz 
ausgerottet feinmöchte, und da fich vielleicht manches Individuum 
defto eher zur Verrichtung peinlicher Erecutionen bereit finden laf- 
fen dürfte, wenn es verfichert ift, mit dem Abdeder nichts gemein 
zu haben, fo wie im Gegentheil bei der Nichtanmwendung ſich mans 
ches Subject zurücziehen dürfte, wodurch leicht ein Mangel an 
tauglichen Perfonen enrftehen könnte. 

Mit der tiefften Ehrerbietung habe ich die Ehre mich zu un: 
terzeichnen 


Ew. Erxcellenz 
gehorfamfter 
Berlin , der KRammergerichts : Rath 
den 21. September 1824. und Hausvoigt 


Jordan. 
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u | 
Notizen sum Gebraud) bei der PBräfung fund Beſtellung eined Scharfrichterg, 


. . , 5 j I. 
Nach dem Edict vom 31. Auguft 1733 (Mylius C. C. M. 
P. I. Sect. pag. 171.) foll bei 100 Rthlr. Geldftrafe fein AB; 
deckerknecht auch Fein Abdeckerei-Befiser, der felbft Abdecker; 
arbeiten verrichtet hat, das Amt eines Scharfrichters erhalten, 
Daher wird der Examinandus, wenn er hierüber nicht ein Atteſt 
feiner Orts : Obrigkeit beibringen fann, an Eides Statt verfichern 
muͤſſen (mie bisher gefchehen), daß er dergleichen Arbeiten nicht ver; 
richtet habe. = | | 
j II. 


Die von dem Scharfrichter zu vollziehenden oder unter ſei— 
ner Aufſicht und Leitung zu verrichtenden Executionen beſtehen 
A) in ſolchen, wobei die Todesſtrafe nicht eintritt, 
B) in Vollziehung der anerkannten Todesſtrafen. 
Zu denen 
ad A. gehört 


1. der Staupenfchlag. 


Er gehört zu den infamirenden Strafen, iſt nach dem Allge— | 


meinen ‚Landrechte immer mit (ebenswieriger Einfperrung verbun: 
den, und wird nur von dem Knechte nach Antveifung des Scharf: 
richters vollzogen. "Nach den Bemerkungen des ſachkundigen 
Scharfrichters Brandt, erhält der Inquiſit vor den vormals exi— 
ſtirenden Schöppenbanfen die drei erften Streiche, und fofort in 
jeder Gaſſe, mobei es von dem Richter abhängt, zu beftimmen, 
ob die Streiche hart oder gelinde fein follen. Dabei ift der In— 
quifit bis auf die Hüften entblößt, das weibliche Gefchlecht vorn 
mit einem Tuche bedeckt und die Hände gebunden. | 

Dei den beiden 1805 und 1806 Hier an den Bäckergefellen 
Kaps und der Ehefrau des Marcus Hirfch vollzogenen Stäupun: 
gen waren die Inquiſiten auf die angegebene Art entblößt, die 
Hände auf dem Ruͤcken gebunden, und der fie an dem Stricke vor ” 
fich herführende Knecht gab ihnen mit einem ftarfen Ruthenbuͤndel 
von Beſenreis 39 Hiebe, naͤmlich 13 vor der Stadtvoigtei, 13 
vor dem Rathhauſe und 13 vor dem Thore. Auf dem dort be: 

reit fiehenden Leiterwagen wurden fie nach der Feftung Spandau 


mit einiger militärifchen Bedeckung gefchafft und nicht erſt nach 


dem Gefaͤngniß wieder zuruͤckgebracht. 
2. Das Brandmarken, —— 


| Es findet nach dem Allgemeinen Landrecht Statt beim Dieb: 
ftahl und Raub in Banden, und nad) der Eireular ; Verordnnug 
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vom 26. Februar 1799. $..25. beim wiederholten Raube, ift eben: 
falls mit lebenswieriger Feftungsftrafe verbunden, wird’ zu den 
infamirenden Strafen gerechnet, und nur von dem Scharfrichter: 
fnechte unter Aufficht des Scharfrichterg verrichtet. 


Wie es früher in Preugifchen Landen damit gehalten worden, 
ergeben die Acten nicht. Mac) den gutachtlichen Vorfchlägen: des 
‚ Geheimen Raths v. Warfing würde auf beide Wangen des zu 
Acchtenden eine Galgen: oder eine Radfigur mit dem Buchftaben 
S durch ein Inſtrument einzuägen, und durch Einreiben eines 
Pulvers für immer fenntlich zu machen fein. in dazu gehöriger 
Apparat ift resp. am 3. Auguft und 17. November 1815 beim 
Königl. Juſtiz-Miniſterio eingereicht worden. 


3. Das Anfchlagen der Namen und Anheften der Biltniffe von 

Ä Deferteurs und Banfroteurs an den Galgen. 

Das hiezu benöthigte mit dem Namen verfehene Blech oder 
das Bildniß wird von der Obrigkeit oder dem Regimente ange 
fhafft, der Knecht heftet es unter Aufficht des Scharfrichters an - 
den Salgen. Ä 


AdB. die Vollziehung der Todesftrafe betreffend, jo finder 
nach der Cabinets-Ordre vom 19. October 1811 deren Verfchär: 
fung durch Aufflehtung des Körpers auf das Rad nicht mehr 
Statt. Dagegen befteht noch die Schleifung zur Gerichtsftätte. 
Sin Berlin wurde fie bisher in der Art vollzogen, daß der bis zum 
Thor auf einem Leiterwagen fortgefehaffte Delinquent in der dor; 
tigen Gegend auf einer Schleife feftgefnäpft, und ihm eine an 
zweien Seitenbrettern gelehnte Kuhhaut untergelegt ward, auf 
welche er, mit dem Rücken gegen den Nichtplag gewandt, und 
durch ein Abdeckerpferd fortgezogen wurde. | 
Bei Eltern » und Verwandten: Mord und Todtfchlag, fo wie, 
wenn folher an befonders zu fchonenden Perfonen begangen wor: 
den, findet noch vor der Hinrichtung Stäupung, oͤffent— 
liche Geißelung und Ausftelfung an einem Schand- 
pfahle Statt. | | 

Wie diefe vollzogen werden foll, darüber finden ſich Feine 
Vorfhriften vor. Die Art der Vollftrecfung wird daher jedes: 
“ mal duch den Nichier mit Beruͤckſichtigung der Umftände näher 
zu beftimmen fein. Am zweckmäßigften ift es wohl, wenn diefe 
zur Vollſtreckung des Erkenntniffes gehörigen Peinigungen auf 
der Nichtftätte kurz vor der Hinrichtung erfolgen, und dies um fo 
mehr, dadas Urtel nad) $. 547. der Criminal: Ordnung erft noch 
einmal auf dem Nichtplage verfefen und dann unverzüglich voll: 
ſtreckt werden foll. 2 
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1. Das bängen. 


Dabei ſoll es auf einen Kunſtgriff ankommen, vermoͤge def; 
ſen dem Delinquenten ein Strick mit zweien Knoten um den Hals 
gelegt wird, welche die Zerdruͤckung der Nackenwirbel bewirken, 
und dadurch einen weniger qualvollen Tod herbeiführen, Dieſen 
Knoten ſchuͤrzt dar Scharfrichter und dirigirt die Execution, die - 
nun von zweien Knechten vollzogen wird, nämlich. von einem, der 
zum Heraufziehen auf die große Leiter 'geftiegen iſt, und von ei- 
nem andern, der den Delinguenten die kleine Leiter heraufſteigen 

laͤßt, und ihm die Schleife um den Hals legt. 


2. Das Köpfen. N 


Statt der Strafe des Schwerdts ift die des Beils einge; 
führte. Wie folche vollftreckt werden foll, ift in der hoͤchſten Orts 
genehmigten Verhandlung vom 28. juni 1811 näher auseinan- 
der gefeßt. 

Jeder Scharfrichter folf fi ch ein Beil anſchaffen; den Richt⸗ 
block muß die Gerichtsobrigkeit nach dem Modell beſorgen. Fuͤr 
Abnutzung des erſteren werden ihm bei jeder Execution 1 Rthlr. 
10 — verguͤtet, wie fruͤherhin beim Gebrauche des Schwerdts. 


3. Das Verbrennen. 


Der Scharfrichter dirigirt die Erbauung des Scheiterhau⸗ 
fens, und ſieht beſonders danach, daß derſelbe mit Zugloͤchern und 
brennbaren Materien gehoͤrig verſehen ſei. Das Setzen des 
Scheiterhaufens, das Anzuͤnden deſſelben und alles Uebrige be⸗ 
ſorgt der Scharfrichter; der Knecht hat den Koͤrper, ſo lange er 
noch nicht voͤllig verbrannt iſt, mit Haaken auseinander zu 
ſcharren. 

Daß dem Delinquenten Pulver auf die Bruſt gebunden wer⸗ 
de, damit er deſto leichter erſticke und ihm die Bruſt ſchnell ein⸗ 
—— werde, will Brandt in Preußiſchen Landen IR gefehen 

aben. 

Bei den legten, an den Mordbrennern Horſt und Delig 
hier im Jahre 1813 vollzogenen Hinrichtungen durch das Feuer, 
wurden die Delinquenten auf eine Bank geſetzt, die an einem 
uͤber den Scheiterhaufen hinausragenden eichenen Pfahl befeſtiget 
war. Waͤhrend des Feſtbindens an den Armen, der Bruſt und 
den Füßen wurden fie durch Anlegung eines Strickes um den 
Hals erdroffelt. 


4. Das Rädern. 


Bon oben herab befommt der Inquiſit zuerft drei Stoͤße ine. 
Genick, dann wird er herum geworfen und ihm drei Stöße auf 


1 
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die Bruft, fodann einer auf den rechten Arm, einer auf das 
linfe Bein, wieder einer auf den linken Arm, und der legte auf, 
das rechte Bein gegeben. — | 


Beim Nädern von unten wird mit Zerſtoßung des rechten - 
Beins angefangen, und beim Genick aufgehört. 


Sin beiden Fällen. wird dem Inquiſiten, fobald er ſich nie: 
dergefegt hat, eine dünne Leine um den_Hals gefchleift und er 
während des Anknuͤpfens der Hände und Füße an die Krammen 
durch zwei bereit ftehende Knechte damit erdrofjelt. | | 


Das Rädern feldft verfieht der Scharfrichter in dem Falle, 
wenn der Inquiſit vorher nicht gefchändet, z. B. in eine Kuh: 
haut gehällt, zur Richtftätte gefchleift worden, in welchem legte: 
ren Falle der Abdecker das Rädern verrichten muß. 


B. 

2 Eid eines Scharfrichters. | 

Demnach ih N. N. zum Scharfrichter angenommen, als 
fhwöre ich zu Gott dem Allwiffenden einen leiblichen Eid, daß 
ih Sr. Königl. Drajeftät meinem Allergnädigften Kern, jeder; 
zeit getreu und gewärtig fein will: was mir von meinen hohen 
Vorgefegten befohlen, und von andern, zu peinlichen Sachen ver: 
ordneten Serichten, in meinem Amte zu verrichten aufgetragen 
wird, will ich jedesmal dem ergangenen Urtheil gemäß ausrich: 
ten. Mit denen mir zur Erecution übergebenen Perfonen will 


ich fo und nicht ander verfahren, als Urtel und Recht mit fih . 


bringt, und wie ich folches gegen Gott und Menfchen, in mei, 
nem Gewiſſen zu verantworten vermag. Die Verordnungen, wel: 
che beim Wiehfterben und fonft von mir zu beobachten find, will‘ 
ich treu befolgen, und mich überall in meinen Dienftverhältniffen 
fo betragen, wie es einem treuen Scharfrichter wohl anfteht und 
gebührt. So wahr. — 
C. Gi 


Arteft, ſo dem apptobirten Scharfrichter ertheilt wird, 
Daß Vorzeiger diefes N. N. nach vorgängigem Examen, 
. worin derfelbe wohl beftanden, als Scharfrichter angenommen 
und verpflichtet worden, und in Zukunft ſcharfrichterliche Hand⸗ 
lungen zu verrichten befugt iſt, ſolches wird demſelben hiermit at: 
teſtirt. | 

Urkundlic unter dem gewöhnlichen Hausvoigtei⸗Siegel, und 
der Unterfchrift des Oberforftmeifters und Hausvoigts. So ge: 
ſchehen ıc. | Ä 
gez. NM. 
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Extraet aus den a et vorn Ri ZZ ‚ betreffend die Br» 

1) - Das Beil wiege mit dem hölzernen Stiel 8/2 Pfd, 
die Schneide ift gerade und fehmiegt fich an beiden Enden unmerf; 
lich, die ganze Schneide hält I Fuß Länge, die höchfte Höhe des 
Beils in der Mitte ift 91/, Zoll, die Platte des Beils oder das - 
Ohr oben ift 6 Zoll lang, der hölzerne Stiel im Beil ift 2 Fuß 
"überhaupt lang.“ | 

2) Der Bloc ift vom beften Eichenholz, er ift 2 Fuß hoch, 
unten ift derfelde 18 Zoll im Durchmeffer und ift rund, oben hält 
derfelbe, wenn der Delinquent vor felbigepr Eniet, in der Breite von 
der rechten zur linken Seite deffelben 12 Zoll und gerade aus 7 
Zoll, wovon 4 Zoll ſtehen bleiben und 3 Zoll ausgefchnitten wer; 


‚den, damit der Hals auf dem unausgefchnittenen Theile und_das 


Geſicht in dem ausgefchnittenen Theile liege, das Geficht aber im 
ausgefchnittenen Theile herüberhänge oder liegen kann. 

An der Seite, wo der Delinquent ſich an den Block anlegt, 
ift derfelbe von unten nad) oben herauf 2 Zoll zugezogen; an der 
' entgegengefeßten Seite, wo.der Kopf herüberhängt, ift der Klotz 
von unten nach oben herauf, vermigtelft einer Ruͤndung, um 9 Zoll 
zugezogen. | 1 

An diefer Außern Seite des Blocks hat derfelbe unten 3 Zoll 
von der Erde, vechts und links einen eifernen Ring, durch wel; 
chen die Strike gezogen werden, welde an den Händen ded De: 
linquenten befeftigt find, und wodurch derfelbe mit der Bruſt an 
den Block herangezogen wird, damit er fich weder rechts noch linke 
bewegen fann. | | | 

Ueber den Kopf des Delinquenten kommt ein lederner 3 Fin: 
ger breiter Niemen, welcher in der Mitte mit Haaren gepolftert 
ift, diefer Riemen hat an beiden Enden Löcher, damit derfelde an 
den Knöpfen, weldye.rechts und links am Blocke befeftigt find, an⸗ 
geheftet werden kann, fo daß dadurch der Kopf des Delinquenten 
feftgehalten wird und ftille liegen muß; falls zwifchen der Höhe 
des Blocks und.der Größe des Delinquenten eine Disproportion 
eintritt, wird der Stand des Delinquenten durch Sand erhöht. 

(v. 8. J. 30.38. S. 152 — 161.) 


$. 596. Die sur Forftarbeit vernrrheilten Holzdiebe müffen die zu diefer Ars 
beit erforderlichen GBerächfchaften, fofort fie diefelben befigen, mit aur 


Stelle bringen. 

Die von dem Königl. "Ober - Landesgerichte an das Gerichts: 
amt von ©. unterm 14. März d. J. erfaffene Beſcheidung: daß 
ein zur Forftarbeit verurtheilter Holzdieb nicht verpflichtet fei, die 
zu dieſer Arbeit etwa erforderlichen Geräthfchaften und Werkzeuge 
mit zus Stelle zubringen, hat den Grafen v. R. auf T. Veran: 
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laſſung gegeben, hieruͤber die Beſtimmung des Juſtizminiſters 
nachzuſuchen. 

Nachdem dieſerhalb mit dem Herrn Finanzminiſter Ruͤck— 
fprache genommen, wird dem Koͤnigl. Ober-Landesgerichte er: 
öffnet: daß die Vorfehrift des Allgem. Landrechts Ih. 2, Tit. 7. 
$$. 358. 359 und 471, 

wonach dienftpflichtige Perfonen zu der Arbeit, wenn fie von 

folcher Art ift, wie fie in ihrer eigenen Wirthfchaft vorfällt, 

die erforderlichen Geraͤthſchaften dazu in tüächtigem Stande 
mitbringen muͤſſen, 
alferdings analogifch auch auf Holzdiebe, die zur Forftarbeit vers - 
urtheilt find , angewendet werden muß. DE 

Daß diefe Arbeit eine Strafe ift und auf einem Strafge— 
feße beruher, kann feinen Grund zur Annahme des Gegentheils 
abgeben. Das Gefeß vom 7. Juni 1821 hat im $. 5. über die - 
Forftarbeit, welche nah Wahl des Waldeigenthuͤmers an die 
Stelle der Gefängnißftrafe tritt, nichts Näheres beftimmt , fon- 
dern dies den Beftimmungen der Regierungen und Landes-Juſtiz— 
coffegien überlaffen , die dabei jene analoge Vorfchrift des Allgem. 
Landrechts zur Richtſchnur nehmen müffen. F 

Deshalb haben denn auch bisher die Verwaltungsbehörden 
das Mitbringen der gewöhnlichen Geräthfchaften, in deren Beſitz 
fich die Sträflinge befinden, von denfelben gefordert, und es un: 
terliegt feinem Bedenken, daß fie dazu auch durch diefelben 
Zwangsmittel angehalten werden können, welche Statt finden, 
um fie zur Arbeit felbft heranzuziehen. 

Den Sträflingen, welche die nöthigen Werkzeuge felbft nicht 
befigen, muß fie der Eigenthämer der Forften verabreichen, oder 
auf die Vollftreckung der Strafe durch Fotftarbeit verzichten. 

Hiernach hat ſich das Königl. ber Landesgericht zu achten 
und das Gerichtsamt von ©. andermeit zu beſcheiden. 

Berlin, den 16. Decbr. 1833. (v. K. J. Bd. 42. ©. 449.) 


. 596. folg. Verfahren, bei der Einſperrung der zu Freiheitäfirafen vers 
urtheilten Verbrecher jugendlichen Alters. 


Dem (2c.) wird hierbei Abfchrift des Schreibens des Kern 
Minifters des Innern und.der Polizei vom 10. d. Mts. 
wegen des Verfahrend hinfichtlich der zu Freiheitsſtrafen ver: 
urtheilten Verbrecher jugendlichen Alters 
und der Anlage zur Nachricht und Nachachtung zugefertigt. (Anl. 
A.und B.) Ä 
Berlin, den 14. Februar 1832. 


A, 


Auf’das geehrte Schreiben vom 6. v. Mis. habe ich wegen 
des Verfahrens hinſichtlich der zu Freiheitsſtrafen verurtheilten 


— 


J 
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Verbrecher jugendlichen Alters dato an die Koͤnigl. Ober⸗Praͤ— 
fidien die abfchriftlich angebogene Verfügung erlaffen, welche ich 


Einem Könige. Hochlöblihen Juſtiz-Miniſterium mit dem erge: 


benften Anheimftellen mitzutheilen nicht ermangle, die Landes : Ju: 
ftizcolfegien von dem Verfuͤgten gefälligft benachrichtigen zu 
wollen. 
Berlin, den 10. Febr. 1832, 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


B. 
/ 

Bei Vollftrefung der: gegen Verbrecher jugendlichen Alters 
gerichtlich erkannten Freiheitsftrafen ift bisher nicht überall mit der 
Rücficht verfahren worden, welche die Verhältniffe diefer Indivi— 
duen und befonders der Zweck der Befferung derfelben in Anfpruch 
nehmen. Ä 

Dies veranlaft mich, die befondere Aufmerkffamfeit der 
Königl. Ober » Präfidien auf den gedachten Gegenftand um fo mehr 
hinzuleiten, als einige Gerichtshöfe feldft gegen Kinder auf Zucht: 
hausftrafen erfennen und ihre Erfenntniffe auf die Anficht grün: 
den, daß unter der im $. 17. Tit. 20. Th. 11. des A. L. R. er: 
wähnten Züchtigung nicht geradezu eine Förperliche Zuͤchtigung, fon- 


‚ been auch jede andere, das Maaß der ordentlishen Strafe nicht 


erreichende Correstion, mithin auch eine Einfperrung in ein Zucht 
haus auf längere oder kürzere Zeit verftanden werden muͤſſe. Auf 
die Anftalt, in welcher die Strafe vollftrecft wird, fommt es nun 
weniger, ald darauf an, daß Unmuͤndige und uͤberhaupt juͤngere 
Perſonen von den aͤlteren und verdorbeneren Verbrechern moͤglichſt 
abgeſondert gehalten, dabei aber auch ſowohl in den Elementar; 
Schultenntniffen, als in der Religion, forgfältig unterrichtet 
werden. 

Den Hinderniffen, welche in einigen Landestheilen theils 


duch Mangel an Raum, theils aber auch dadurch herbeigeführt 


werden möchten, daß noch nicht in allen Straf: und Befferungs; 

anftalten für einen ausreishenden Schul: und Religions : Unter; 

richt geforgt ift, werde ich zwar nach und nach abzuhelfen fuchen, 
immittelft werden aber doc die Königl. Ober» Präfidien , infofern 

dieſerhalb nicht ſchon eine dem Zwecke entfprechende Einrichtung in 

der dortigen Provinz getroffen fein möchte, nach Maaßgabe des 

gegenwärtigen. Zuftandes und ber Einrichtung der Straf> und 

Befferungsanftalten Ihrer Bereiche, diejenige Anftalt, in welche 

Verbrecher jugendlichen Alters die gegen fie erfannten Freiheits: 

firafen am angemeffenften abbüßen fönnen, den betreffenden Su: 

ftizbehörden namhaft zu machen und diefelben zu erfuchen ha: 

ben, jugendliche Verbrecher fünftig an die Direstion jener Anſtalt 
zur Vollſtreckung der Strafe abliefern zu laſſen. 
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Indem ich die Koͤnigl. Ober - Präfidien erſuche, dem gemäß 
das Erforderliche einzuleiten, fordere ich diefelben zugleich auf, die 
Dirertion der Anftalt, welche zur Aufnahme jugendlicher Ver⸗ 
brecher beflimmt worden, megen ihres Verfahrens Hinfichts diefer 
Individuen ſpeciell zu inftruiren, und mir von dem Verfügten An: 
zeige zu machen. 

Dem Königl. Juſtiz-Miniſterium theile ich eine Abſchrift 
diefes Erlaffes mit, und ftelle demfelben anheim , die Landes» Zus 
ſtizcollegien von demjenigen, was ich verfügt habe, zu benach⸗ 

richtigen. 
Berlin, den 10. Febr. 1832. (9. K. J. Bd. 39. S. nn 


. 397. orläuffge Ablieferung der aus dem oprilitärftande entfernten 
Eandwehrm nner, wenn fie ein Verbrechen begangen haben, ins Zucht» 


Die Anfrage des Criminal: Senats des Königl. Ober⸗Lan⸗ 
desgerichts i im Berichte vom 10. Auguſt d. J.: 

ob die durch den commandirenden 84 aus dem Militaͤr⸗ 

ſtande entfernten Landwehrmaͤnner, wenn ſie ein Verbrechen 

begangen, in den dazu geeigneten Faͤllen, vorlaͤufig in das 

Zuchthaus abgefuͤhrt werden duͤrfen? 
hat zu einer Ruͤckſprache mit dem Koͤnigl. Kriegsminiſterium Ver⸗ 
anlaſſung gegeben. 

Mit Einverſtaͤndniß deſſelben wird dem Collegium eroͤffnet, 
daß, wenn gleich die, in Gemaͤßheit der (sub lit. A.) abſchriftlich 
anliegenden Cabinets⸗Ordre v. 26. Mai 1826, den commandiren⸗ 
den Generalen im Wege der Disciplin zuftehenbe Entfernung 
eines Landwehrmannes aus der Landwehr die mit. der Aus— 
ftogung aus dem Soldatenftande in Bezug auf die in ftaatsbär; 
gerlichen Verhältnifien des Ausgeftoßnen gefeglih verbundenen 
Nachtheile feinesweges zur Folge hat, doch der in ſolcher Art Ents 
fernte gaͤnzlich aus der Landwehr ſcheidet, mithin in Hinſicht ſeiner 
gerichtlichen Beſtrafung, als dem Militaͤrverhaͤltniſſe nicht mehr 
angehoͤrig, zu betrachten iſt. 

Es hat daher die vorlaͤufige Vollſtreckung der gegen ein ſolches 
Individuum erkannten Zuchthausſtrafe kein ———— 

Berlin, den 30. Octbr. 1830. 


A. 


Nachdem durch 3 Meine Ordre vom 22. Febr. 1823 die Um: 
wandlung der Civil: Straferfenntniffe bei der Landwehr aufgeho: 
ben ift, will Ich in Bezug auf den $. 31. der Inſtruction vom 
10. Dechr. 1316, wegen Entfernung eines Landwehrmannes aus. 
der Landwehr hierdurch beftimmen, daß diefe Entfernung nad) 
vorangegangenen genauen Eroͤrterungen über die Vergehen und 
Straffälligfeit ” betreffenden Landwehrmannes von Seiten 
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der vorgefeßten Bataillons-, Brigade: und Diviflons » Comman- 
deure im Wege der Digciplin durch den commandirenden General 
ausgefprochen und veranlaßt werden foll. Dabei foll aber Meine 
Drdre vom 15. Decbr. 1810 in der Art zum Grunde gelegt wer- 
den, daß diefe Entfernung nur zu verfügen ift, wenn der Land⸗ 
wehrmann fich durch mehrfache Beftrafung als incorrigible ausge: 
wiefen hat. Ich trage Ihnen auf, diefe Beftimmung der Armee 
bekannt zu machen. | | 
An Sriedrih Wilhelm. 
den Kriegsminifter, General der Syn; 
fanterie, vv. Hake. 


(0.8.5. Bd. 36. ©. 336.) 


$. 560. Anfang der Strafzeit bei verfpäterer Abführung wegen Ueberfül— 
[ung der Strafanſtalten. 


Der Criminal-Deputation des Koͤnigl. Stadtgerichts wird 
auf den Bericht vom 19. u M. eröffnet, daß es fein Bedenken 
hat, den zur Einftellung in eine Straf: Section verurtheilten 
Gefangenen, welche wegen Weberfüllung der Feftungen erft gegen 
Ende Octobers d. J. dahin haben abgeführt werden können und fo 
lange in der Gefangenen» Anftalt detinirt worden, die Zeit von 
dem Zeitpuncte an, wo ihre Abführung hätte erfolgen follen, auf 
ihre Strafzeit anzurechnen. | 

Berlin, den 6. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 441.) 


arreft dernerheilter Verbrecher geeigner find. 
zur Aufnahme folcher zum Feftungsarreft verurtheilten Ver: 
brecher, die nach der Befchaffenheit- ihres Vergehens oder Indivi— 
dualität befonders frenge, die Entweichung möglichft verhindernde 
Maaßregeln nöthig machen ,- ift das Fort Preußen in Stettin 
nicht geeignet. Won den übrigen Feftungen hat das König. 
Kriegs : Minifterium das Fort Weichfelmünde, die Feftungen 
Graudenz und Silberberg und die Citadelle zu Magdeburg als 
diejenigen namhaft gemacht, in welchen der Zweck der fichern Auf: 
bewahrung gefährlicher, zum Feftungsarreft verurtheilter Der: 
brecher erreicht werden kann. 
Das Königl. Ober : Landesgericht hat hierauf'in vorkommen; 
den Fällen Ruͤckſicht zu nehmen. : 
Berlin, den 19. Febr. 1830. (v. K. J. Bd. 35. ©.139.), 


§. 563. Feſtungen, welche zur —— gefährlicher, zum Feſtungs⸗ 
n 


8 

g. 563. Beachtung der mitzuſendenden Verpflegungsgelder oder Dörftig- 
—— bei Ablieferung der zur Feſtungsſtrafe verurtheilten Landwehr⸗ 
männer. 


Obgleich den Königl. Gerichtsbehoöͤrden in der unter dem 
2. Auguſt 1824 an ſie erlaſſenen und durch die Jahrb. Bd. 24. 


Allg. Crim. Ordn. $. 563 folg. 63 


&. 159. u. f. noch defonders befanni gemachten Circularverfuͤgung 
(sub No. 16, derfelben) aufs genauefte vorgefchrieben ift, ber 
Ablieferung der zur Feftungsftrafe verurtheilten Kandwehrmänner 
fogleich für die Ueberſendung der erforderlichen Verpflegungsgelder 
an die Königl. Militärbehörden Sorge zu tragen, oder denfelben 
ein Atteft über das Unvermögen des Verurtheilten und der zu fei- 
ner Verpflegung gefelich verpflichteten Verwandten, mit zu über: 
fenden: fo find doch, nach der. von Seiten des Herrn Kriegsmini- 
fters Excellenz gemachten Mittheilung verfchiedentlih Befchwerden 
der Königl. Commandanturen eingelaufen, daß jene Vorfchriften 
von den Gerichten nicht in allen Fällen und nicht ſtets zur rechten 
Zeit befolgt, auch die Dürftigkeitsaftefte nicht immer gehörig voll; 
ftändig ausgeftellt werden. | 

Die Königl. Ober » Landesgerichte werden daher hierdurch an— 
gewiefen, nicht nur felbft nach jenen Beftimmungen der Eircular: 
verfügung vom 2ten Auguft 1824 genau zu verfahren, fondern 
auch den Untergerichten ihres Departements deren Befolgung auf 
das gemeffenfte einzufchärfen. | 

Berlin, den 5. Febr. 1833, (v. K. J. Bd.41: ©. 281.) 


$. 963 folg. „ Sorge der Eivilgerichte für den Transport der verurtheil⸗ 
ten Eandwehrmäanner zur militärischen Strafvollſtreckung. : 


Dem Criminal: Senat des Königl. Ober » Landesgerichts wird 
auf die Anfrage in dem Berichte v. 25. v. M., 
ob und in wie weit die Beflimmungen des Schreibens des 
Königl. Kriegs: Minifteriums vom 24, Juni 1822, in Be: 
treff des Transports der durch die Kivilgerichte verurtheilten 
-Landwehrmänner an die militärifchen Strafanſtalten, für 
aufgehoben und abgeändert zu erachten find ? | 
hiermit eröffnet, daß die von dem General: Commando des 2ten 
Armeecorps ausgefprochene Anficht allerdings die richtige ift, und 
daß hiernach die Civilgerichte für den Transport der Verurtheilten 
zur militärifchen Strafvollftrecfung zu forgen verpflichter find. — 
Diefe Angelegenheit ift durch das Gefeß vom 22, Febr. 1823 
in eine andere Lage gekommen. Bor. diefem Geſetze mußte noch 
erft von Seiten der Militärbehörden eine Umwandlung der von 
den Eivilbehörden erkannten Strafe in eine Mititärftrafe erfolgen ; 
durch das Geſetz vom 22, Febr. 1823 aber find die Civilbehoͤrden 
autorifirt, gleich auf die Militärftrafen zu erkennen. 
Damals kam es auf die Vollftrecfung der durch die Militär; 
behörden feftgefegten Strafe an; jeßt handelt es fih um die Voll: 
ſtreckung der von den Civilgerichten erfannten Strafe. " Es folgt 
daraus, daß die Vollſtreckung durch die Civilbehoͤrden erfolgen, 
der beftrafte Landwehrmann daher, wie jeder andere, durch) die 
gewöhnlichen Transportmittel in die Strafanftalt gebracht werden . 
muß. Dadurch rechtfertigt fih auch die Anweifung in dem Re: 


! 
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feripte vom 2. Auguft 1824. $.14. (Jahrb. Bd. 4. ©. 159.) 
vollfommen, 
Berlin, den 12. Auguft.1833. (0.8.3. Bd. 42. ©.195.) 


g. 571. Entfcyeidung Über den Nachweis des ehrlichen Erwerbes oder der 
Beſſerung der Sträflinge. 


Der Königl. Negierung wird auf Ihre Anfrage im Berichte 
vom 3: Zuli d. J. wegen Ihrer Competenz bei Entſcheidung über 
den erkannten Nachweis des ehrlichen Erwerbes oderider Beſſe— 
rung der. Sträflinge eröffnet, daß Sie als obere Polizeibehörde 
auch dann über die Eintlaffung des zur Detention verurtheilten In⸗ 
dividuums zu entfcheiden hat, wenn die Strafe nicht eine Zucht: 
hausftrafe gewefen, fondern der zu ‘Detinirende nur zu einer Ge⸗ 
fängnißftrafe verurtheilt worden, es mag nun auf Detention big 
zum Nachweis des ehrlichen Erwerbes oder bis zur Beſſerung er- 
kannt worden fein. Es muß jedoch der betreffenden Gerichtsbe⸗ 
hörde, wenn die Entlaffung durch den Erwerbsnachweis bedingt 
ift, unbenommen bleiben, nad) $. 70. der Criminaf: Ordnung 
unmittelbar mit der Polizei : Obrigkeit des Aufenthaltorts in Mit; 
theilung zu treten, und nur wenn e8 einer Anweiſung derfelben zur 
Aufnahme des Beftraften bedürfen follte, hat die Koͤnigl. Regie— 
rung darüber zu beflimmen, indem die Allerhächfte Cabinets⸗ 
Drdre vom 4. Desbr. 1824 nur von dem Falle fpricht, wenn die 
Entlaffung von der Beſſerung abhängig gemacht worden ift. 

Was dagegen die Eintlaffung folher Subjecte aus den Milis 
tar »Strafanftalten anlangt, fo darf die Königl. Regierung, wenn 
von den Militärhehörden Ihre Mitwirfung in Anfpruch genom⸗ 
men wird, feinen Anftand nehmen, die erforderlichen Unterfuchun: 
gen zu veranftalten, und ſich über die Zuläffigkeit der Entlaffung 
zu äußern. 

Uebrigens muß die Detention in der Regel in der Anftalt er- 
folgen, in welcher die Strafe vollftreckt worden, was auch ſchon 
die Criminal: Ordnung im $. 569. angeordnet hat. | 

Berlin, den 3. Septbr. 1830, (9.8. J. Bd.36. S. 169.) 


„ Der Minifter des Innern Für den Juſtizminiſter 
v. Schuckmann. | v. Kamptz. 
An 


die Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg. 


8. 576. Geldſtrafen fuͤr Holsdiebftähfe kͤnnen auf Grundſtuͤcke nicht ein» 
getragen werden. 


Da das Recht, Geldſtrafen wegen Holzdiebſtahls eintragen 

zu laſſen, dem zur Beziehung der Strafen Berechtigten nirgends 
geſetzlich beigelegt iſt, derſelbe daher nur auf dem Wege der Exe⸗ 
cution durch Immiſſion in das Grundſtuͤck und Erwerbung eines 
praͤtoriſchen Pfandrechts zu dieſer Eintragung wuͤrde gelangen koͤn⸗ 


* 
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wen; fo kann der Privarforftberechtigte nicht für befugt geachter 
werden, außer dem obigen Wege und ohne Einwilligung des Vers 
urtheilten die Eintragung zu verlangen. Weberhaupr ift es dem. 
allgemeinen Grundfägen über die Vollſtreckung der Strafen ange: 
meffener, wenn diefe fofort erfolgt und daher einer nicht beizutreis 
benden Geldftrafe die gefegliche Forftarbeit oder Gefängnißftrafe 
fubftituire werde. Dagegen ift es nicht unterfagt, wegen Geld» 
firafen, welche in Holzdiebftahlsfachen erfannt worden, auch auf 
den Verkauf von Immobilien des Werurtheilten anzutragen. 
Dem Königl. Ober » Landesgerichte wird dies auf die Anfrage 
dm Berichte vom 11. v. M. zur Nachachtung eröffnet. 
Berlin, den 7. Febr. 1831. (v. K. J. Bd. 387. S. 131.) 


N 576. Berechti F 
chtigung su den Seldſtrafen für Forſtfrevel 
waldungen, nad) der onvention —— horn ng 


Dem Königl. Kammergericht wird auf die Anfrage in dem 
Berichte vom 24. v. M., 

wen die bei Forftfreveln in den Grenzwaldungen nach Ars 

titel 5. der zwifchen Preußen und Mecklenburg » Schwerin 

abgefchloffenen Convention vom 5. Novbr. 1828 dieffeitig 

feftgefeßten Geldftrafen gebühren, . 
hiermit eröffnet, daß das Juſtiz⸗Miniſterium der Anficht des Col⸗ 
legii, wonach diefe Strafe dem Inhaber der Jurisdiction, deffen 
Gericht diefelbe feftgefegt hat, zu laflen ift, beitritt. | 

Berlin, den 15. April 1831. (v. K. J. Bd. 37. S. 411. 


e 576. i 
’ als Steuerfrafen dem Königt gie feitgefegre gebähren 


Dem Criminal: Senat des Königl. Ober  Landesgerichts wird 
in der abfchriftlihen Anlage das in der Unterfuchungsfache wider 
den Schlächter B. ergangene Schreiben des Königl. Finanz: Mi; 
nifferü vom 8. d. M. mitgetheilt, durch welches das Juſtiz⸗Mi—⸗ 
nifterium von der Differenz über die an den Magiſtrat zu Lands: 
berg a. W. gezahlte Geldftrafe von 30 Rthlr. Kenntniß erhalten 
hat. Das AYuftiz- Minifterium kann nur der Anficht des Königl. 
Finanz -Meinifterium beitreten, daß alle durch die Steuergefege 
angeordnete Strafen zu den Steuerftrafen zu rechnen, und 
daß daher dem Magiftrat auf felbige, auch im vorliegenden Falle, 
auf jene 30 Rthlr. Fein Anfpruch zuftehe. Daß namentlich auch 
die Strafe der Widerfeglichkeit gegen Steuerbeamte nur als 
Steuerſtrafe anzufehen fei, ergiebt fich insbefondere auch daraus, 
daß fie principaliter eine Geldftrafe ift, während in den allges 
meinen Strafgefegen die Widerfeßlichfeit gegen Beamte mit einer 
Sreiheitsftrafe verpönt if. Da nun der Magiftrat, fo wenig er 
die Laften der Gerichtsbarkeit in Steuerfachen zu tragen hat, eben 
fo wenig auf die Früchte derfelben Anfpruch machen kann, fo ift 
en aufzufordern, die ihm mit Unrecht gezahlten 30 Rthlr. 
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an: das Haupt⸗Steueramt zurädtzuzahlen. “Der Criminal: Ser 
nat des Königl. Ober  Yandesgerichts aber hat es bei feiner Ber 
kanntmachung vom 23. Octbr. 1823 lediglich zu belaffen. 

Berlin, den 20. Mai 1831. (0.8.9. ®d.37. S. 409.) 


d. 576. Seldfirafen können für den Werurtheilten auch von einem Uns 
dern bejahlt werden. 


Es unterliegt feinem Bedenken, daß die von dem Königl. 
Land: und Stadtgerichte in. dem Berichte vom 10. d. M. aufge . 
ftellte Frage: | 

ob es zuläffig fey,. daß Geldftrafen durch einen Andern für 

einen zur Erlegung der Strafe unvermögenden Verurtheilten 

besahlt werden dürfen? | 

bejaht werden muß. ‘Denn, wenn gleich allerdings auch die Geld; 

buße, wie jede andere Strafe, den Zweck hat, dem Schuldigen 

ſelbſt für fein Vergehen ein Uebel zuzufügen, fo läßt es fich doch 
bei der eigenthämlichen Natur diefer Strafart, die nicht gegen die. 
Perſon des Verbrechers, fondern gegen fein Vermögen gerichtet ift, 

gar nicht verhindern, daß ein Dritter diefes Uebel für den Schul: 

digen auf fich nehme, und entweder demfelben die zur Erlegung 

der Geldbuße erforderliche Summe hergebe , oder diefe für ihn uns 

mittelbar zur Strafcaffe zahle. 

. Der Staat, welcher: bei der Einziehung erfannter Geldftra: 
fen nur wie jeder andere Gläubiger zu betrachten ift, hat eben fo 
wenig als diefer das Necht, danad) zu fragen, woher der zah- 
lende Schuldner das Geld entnommen habe, und derfelbe ift eben 
fo, wie jeder andere Gläubiger, nad) $$. 49. 50. Tit. 16. Th. 1. 
des A. L. R. verpflichtet, die von einem Dritten für den eigent: 
lichen Schuldner offerirte Zahlung anzunchmen. Auch kann der 
Staat nicht, wider den Willen des Zahlenden, die zur Tilgung der 
Strafe eingezahlte Summe auf andere Weife und namentlich 
nicht auf die von dem Derurtheilten vielleicht noch zu entrichtenden 
Proceß- und Unterfuchungsfoften verwenden. 

Berlin, den 4. Auguft 1832. (0.8.5. Bd. 40. S. 247.) 


$. 576. Strafgelder in Yolizeis Eontraventionen,, welche der Eognition 
der LacalsPolizeibehorden entzogen find, fließen zur Eaſſe der Landes «dos 
lizeibehörde. 
A 


Die in dem Circular-Reſcript des Meinifterii des Innern 
vom 9. Juni 1828 enthaltenen Beftimmungen über die Verwen⸗ 
dung der Polizei» Strafgelder find von mehreren Behörden dahin 
gedeutet worden: | 

dag nad) denfelben den Inhabern der Local» Polizeigerichts: 

barkeit. alle im Strafgefeb weder als fistalifch bezeichnete, 

noch zu einem beftimmten Fonds gemwiefene Geldftrafen ger 
bührten, mithin auch diejenige, welche wegen folher- Por 


x 
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lizei » Contraventionen feftgefeßt werden, die entweder (wie 
dies 3. B. hinfichtlich der von den Inhabern der Jurisdiction 
ſelbſt begangenen Contraventionen und der auf dem Lande 
vorgefallenen Vergehen gegen die polizeilichen Beftimmungen 
. des Negulativs vom 28. April 1824 über den Gewerbe: 
betrieb im Umherziehen der Fall ift) durch ausdruͤckliche ge: 
jegliche Vorſchriften der Kompetenz der Local: Polizeibehörs ' 
den entzogen find, oder. hinfichtlih deren diefe Competenz 
nah den Allerhöchften Cabinets : Befehlen vom 13. Sanuar 
1828 und vom 8. März 1830 und dem Circular⸗VReſcript 
des Minifterii des Innern und der Polizei vom 23. Mai 
1830 als begrändet nicht zu erachten ift. 
Diefe Deutung entfpriht jedoch der von des Könige Majeftät ge: 
nehmigten Anficht des Staats » Minifterii nicht, vielmehr ift nach 
derfelben bei allen Polizei : Contraventionen derjenige als Inhaber 
der Polizei » Jurisdiction zu betrachten, welchem die Entfeheidung - 
über Contraventionen der in Rede ftehenden Art in den Geſetzen 
zugemiefen ift, und diefem gebühren demnächft auch die eingezoges 
nen Geldftrafen, wobei es indeß, wie ſchon das Circular » Nefcript 
vom 9. Juni 1828 erwähnt, darauf, durch welche Behörde die 
Strafen im einzelnen Falle feftgefegt werden, nicht ankommt. 
Aus dem in dem gedachten Reſcripte aufgeſtellten Grundfage 
folgt übrigens von felöft: - 
daß die Orts: Armencaffen auf Bolizeiftrafen, die ihnen nicht 
durch das Strafgefeß ausdrüdlich übermwiefen werden, und 
namentlih auf Gewerbe : Polizeiftrafen ' feinen Anſpruch 
machen fönnen, und die in früheren Verfügungen, z. B. in 
dem Refeript vom 5. Sanuar 1824 an die Könige. Regie: 
rung zu Cöslin ausgefprochenen,, von manchen Behörden irr⸗ 
thuͤmlich noch für gültig gehaltenen entgegenftehenden Beſtim⸗ 
mungen nicht mehr anwendbar find. 
Die Königl. Regierungen haben darauf zu halten, daß biefe zur 
Kenntniß ihrer Unterbehörden zu bringende Declaration der Circus 
lar: Verfügung vom 9. Juni 1828 in allen vorfommenden Fällen : 
gehörig berückfichtigt werde. 
Berlin, den 29. Juli 1833. 
Fin. » Deinifterium. Meinifterium des Sins Meinifterium des Sn: 
Maaßen. nern und der Polizei. nern für Handel und 
In Abwefenheit des. Gewerbe. 
Hrn. Chefs Ercellenz. In Abweſenheit St. 
Köhler. Excellenz bes Herrn 


An J 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, mit Ausſchluß 
der Rheiniſchen, und an das Polizei⸗Praͤſidium 

hierfelöft. | 


BL Allg Erim Dion 5.500... 
| | u 
Sauaͤmmtliche Gerichtsbehörden in den Landestheilen, In wel 
chen das A. L. R. gilt, werden angemwiefen, ſich nach den in vors 
—— Verfuͤgung enthaltenen Grundſaͤtzen, welche die durch die 
eſcripte vom 4. Auguſt 1828 (Jahrb. Bd. 32. ©. 91.) und 21. _ 
Mai 1830 (Jahrb. Bd. 35. S. 283.) ertheilten Anweifungen ers 


. - Aäutern, gleichfalls zu achten. 


Es gebuͤhren hiernach die auflommenden Geldbußen bei dens 
jenigen Polizei » Eontraventionen, welche gefeßlich der Cognition der 
Local» Dolizeibehörde entzogen, und ber der Landes» Polizeibehör: 
den vorbehalten find, nicht den Inhabern der Local » Polizeige: 
richtsbarkeit, fondern muͤſſen zur Caffe der Landes» Polizeibehörde 
fliegen. Darüber aber, welche Polizei sContraventionen der Com: 
petenz ber Local» Polizeibehörde als entzogen zu betrachten find, 
ntfcheiden - 

entweder 
a. fpecielle Geſetze, z. B. $. 32. ded Negulativs über den Ger 
werbebetrieb, im Umbherziehen vom 28. April 1824, 
oder 
b. in deren Ermangelung bie den Gerichtsbehörben durch das 
Tircular» Refeript vom 21. Mai 1830 bekannt gemächten 
Grundſaͤtze. — 
Berlin, den 12. Auguft 1833. (v. K. J. Bd. 42, S. 192.) 


d. 590. Weber die von den Serichtsbehoͤrden über Anträge auf Begnadi⸗ 
gung, Otrafoe wandlung, Straffriften ꝛe. an dad Minifterium zu erftat- 
tenden Berichte. 


Es ift bemerkt worden, daß Gerichtsbehörden in den von 
dem Juſtiz⸗Miniſterio über Anträge auf Begnadigung, Straf: 
verwandlung, Straffriften u. f. w. erforderten Berichten fich dar: 
- auf befchränten, das Verbrechen oder Vergehen der Bittſteller zu 
entwickeln, dagegen aber die Wahrheit der vorgetragenen Gründe 
zur Begnadignung, Strafverwandlung, Terminalzahlung u. f. w. 
unberührt laffen. Das Juſtiz⸗-Miniſterium ift dadurch mehrmals 
genöthigt gewefen, über legtern Gegenftand eine nähere Ermitte: 
lung. und Berichtserftattung anzuordnen, aus welcher ſich ergeben 
hat, daß in concreto die vollgältigften Gründe zur Gewährung 
des Antrags vorhanden, und daher das Gericht, obwohl es nad 
der Strafbarkeit des begangenen Vergehens früher auf Abweis 
fung des Geſuchs andetragen, aus erheblichen individuellen Grün; 
den deſſen Gewährung bevorwortet hat. Damit auf der einen 
Seite die Vollſtreckung der Strafe durch folche nachträglich ans 
geordnete Unterfuchungen nicht aufgehalten, auf der andern Seite 
aber die, aus dem Grunde der Krankheit, der Zerrüttung des 
Mahrungsftandes, der gänzlichen Hülflofigkeit der Familien und 
aus andern erheblichen Verhältniffen fich ergebenden Momente voll; 


— 
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ſtaͤndig ermittelt und beruͤckſichtigt werden innen, werden ſaͤmms 
liche Koͤnigl. Oher/ und Untergerichte hiermit angewieſen, die von- 
ſolchen Bittſtellern zur Begründung ihrer Anträge angeführten 
Verhaͤltniſſe, injofern fle zu ihren Acten nicht notorifch ſind, ab 
lenfalls mit Zuziehung der Polizeibehdrden, welchen die Hah⸗ 
rungs⸗ und andere Verhaͤltniſſe näher bekannt find, zu unterſu⸗ 
chen und ihre Berichte ganz vorzüglich darauf zu erſtrecken. 
Berlin, den 11. Juni 1831. (v. K. J. ©. 37. S. 419) 


. 390. gertahren bei En u | 
9 anderen Modifientionen. rechesft —A — BEN 


Des Könige Majeſtaͤt haben allergnaͤdigſt geruht, zur Ber 
feitigung, einiger, bei Vollſtreckung gerichtlicher Criminal » Urtheile 
entftandenen Zweifel, unterm 13. Dechr. v. 3. erläuterude Bes 
ſtimmungen zu erlaffen und das Juſtiz-Miniſterium zu beauf: 
tragen, nad). Maaßgabe derſelben ſaͤmmtliche Gerichte zu ihrer 
Nachachtung mit näherer Anweifung zu verfehen. ‘Dem gemäß 
eröffuer das Zuftizs Minifterium dem Königl. ꝛc., daß die Ein 
wirkung des Suftizminifters im Allgemeinen theild auf dem, 
demfelben zuftehenden DOberauffichtsrecht über die Juſtizverwal⸗ 
tung, vermöge deffen. er auf die gehörige Befolgung der geſetz⸗ 
lichen Vorfchriften von Seiten der Gerichte zu achten, letztere in 
ihren Schranken zu halten und der tadelhaften Verfahrungsart 
einzelner Gerichte die erforderliche Remedur zu geben hat, theils 
aber auf folhen Befugniffen beruher, welche des Königs Maje⸗ 
ftät ihm außerdem befonders beigelegt haben, wohin z. B. die in 
der Criminal: Drdnufig $. 590. gedachten gehören. 

Sao viel infonderheit: 

}. das Strafverwandlungsrecht betrifft, fo beab-- 
fihtigen die in dem erwähnten, $. 590. enthaltenen. Beftimmungen, 
die allgemeinen Grundfage des Allgem, Landr. Th. IL. Tir. 20, 
$. 86 ff. auch auf ſolche Fälle anzuwenden, in welchen ein. bereits 
rechtskraͤftiges Erkenntniß zu verwandeln ift, weil es nicht voll 
zogen werden kann. Damit diefer Zweck deſto beftimmter und auf 
fürzerm Wege erreicht werde, haben die Pandes » Zuftizcollegien 
und die zur Abfaſſung von Criminal, Erkenntniffen berechtigten 
Untergerichte, fo viel irgend zuläffig, eventualiler auf eine zu 
fubftituirende Strafe zu erkennen. Wo dies nicht gefchehen oder 
nicht zureicht, oder durch fpäter bekannt gewordene Berhältniffe 
nicht ausführbar geworden, foll das erkennende Gericht richterlich 
die zu ſubſtituirende Strafe ermeſſen und Behufs der Genehmi⸗ 
gung bei dem Juſtizminiſter in Antrag bringen. Dies Gericht 
‚hat, die Verwandlung mag von dem DVerurtheilten ſelbſt nachge⸗ 
fucht oder von Amts wegen fuͤr nothwendig erachtet worden ſeyn, 
die Gründe für dieſelbe, die Verhaͤltniſſe des Verurtheilten, bie 
für ihn aus der Vollſtreckung der Strafe zu beforgenden Nach: - 
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theife und bei Geldftrafen infonderheit, ob die gaͤnzliche Un; 
-vermögenheit deffelben, oder nur eine temporäre vorhanden, und 
überhaupt alles, was zur Sache gehört, genau und gewiffenhaft 
zu präfen und dem Juſtizminiſter vorzutragen. Der Juſtizmini⸗ 
fter wird auf den Bericht des erfennenden Richters prüfen, ob die 
ſubſtituirte Strafe dem fchon rechtöfräftig ergangenen Erfenntniffe 
genug gethän, und die fubftituirte Strafe der vorher erfannten 
Strafe angemeffen, oder ob dadurch dem landesherrlichen Milde: 
tungsrechte vorgegriffen fei. Der Suftizminifter wird die fubfti- 
tuirte Strafe, wenn er fie angemeffen hält, genehmigen, und 
das Gericht mit weiterer Anweiſung verfehen, wogegen er bes 
rechtigt ift, wenn er befindet, daß,die fubftituirte Strafe zu milde 
ermefien fei, fie bis auf das Maaß zu verfchärfen, welches er als 
berhältnigmäßig gegen: die vechtskräftige zu verwandelnde Strafe 
anerkannt, wogegen dem Inculpaten, wie bisher, das Rechts: 
mittel der weitern Vertheidigung zufteht. Sollte aber der Sur 
ftizminifter die durch das Gericht ermeffene anderweitige Strafe 
verhältnigmäßig zu hart befinden; fo ift zwar dem Werurtheilten 
das Nechtsmittel . vorbehalten, allein es bleibt auch dem Juſtiz⸗ 
minifter überlaffen, nach Bewandtnig der Umftände, Begnadi⸗ 
Hung oder Milderung bei des Königs Majeſtaͤt in Antrag zu 
bringen. | | 
- Was demnähft:' | 

| II. die Befugniß, Terminal: Abbüägungen und 

Unterbrehungen rechtskräftig feftfiehender Stra; 
fen zu bewilligen, betrifft, fo wird dadurch von der durch 
die Criminal» Ordnung $. 536, dem Nichter ertheilten Borfchrift, 
rechtskräftig erfannte Strafen unverzäglich zu vollftredfen, eine 
Ausnahme angeordnet, wenn in der Perfon oder in den Verhält; 
niffen des Verurtheilten Gründe enthalten find, welche für die 
Strafvollfirefung Modalitäten erfordern, damit fie dem Verurs 
theilten fein Strafübel zufüge, welches dasjenige, was das Ges 
feß beftimmt, überfteigt. Dahin gehören nicht blos die in der 
Allg. Crim. Ordn. 6. 526. angeführten, fondern auch analoge 
Fälle, und infonderheit bedeutende Nachtheile für den Gewerve s 
und Nahrungsftand, die häuslichen und sffentlihen Verhaͤltniſſe 
des Verurtheilten, die Unvermögenheit deffelden, die Geldftrafe 
in unzertrennter Summe zu zahlen, wie denn die Erim. Ordn. 
$. 590, die Verwandlung der Geldftrafe in eine Gefängnißftrafe 
nur bei gänzlicher Unvermögenheit vorfchreibt, dieſe aber bei 
der Fähigkeit, fie theilweife zu erlegen, noch feinesweges vorhans 
den ift; überhaupt gehören dahin alle in obgedachter Kategorie fter 
hende und durch die Praxis hinreichend bezeichnete Fälle. Es ift 
bis vor Kurzem allgemein von den. Gerichtöhöfen und von dem 
Juſtiz-Miniſterium der Grundfag feftgehalten, daß Terminafs 
Strafabbägungen und Unterbrechungen erfannter Strafen nur 
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vom Yuftizminifter bewilligt und daher nur bei ihm nachgeſucht 
‚werden koͤnnen, und daß felbft Gerichtshöfe, welchen diefe Befug⸗ 
niß vom Juſtizminiſter ausdruͤcklich übertragen worden, ange: 
nommen haben, daß diefe Befugniß mit dem richterlichen Amte 
nicht vereinbarlich fei, wie dieg infonderheit aus-ben vom Kam; 
. mergericht unterm 11. Sept. 1809 und 7. Mai 1821 erftatteten 
Gahrb. Heft LAXIU. S. 501.) und den dafeldft abgedruckten 
- Berichten anderer Ober + Landesgerichte. hervorgeht. - Es iſt be; 
“ fannt, daß das Juſtiz-Miniſterium in neueren Zeiten und befon- 
ders im verfloffenen Jahre den Gerichtshoͤfen eröffnet hat, daß 
fie in den dazu geeigneten Fällen Terminalabbüßungen ſelbſt bewil- 
ligen können, und mehreren Ober -Landesgerichten dazu die Ber 
fugniß. ein: für allemal beigelegt hat. Es liegt auch von felbft vor, 
dag die jedesmalige Nachfuchung derfelben bei dem Zuftiz Minis 
fterium in den gewöhnlichften Fällen, befonders bei entfernteren 
Gerichten, nicht ausführbar fein, umd die ohnehin fo gehäuften 
Geſchaͤfte des Juſtiz-Miniſteriums nur ohne North vermehren 
würde. Des Königs Majeftät haben daher. durch die an das Zus 
ſtiz⸗Miniſterium unterm 13. Decbr. v. J. erlaffene Allerhöchfte 
Cabinets⸗Ordre die obgedachte vom Juſtizminiſter in neueren Zei- 
ten den Gerichten delegirte Befugniß zu generalifiren und zu be: 
. ftimmen geruht, daß die Genehmigung des Juſtizminiſters und 
die Anzeige an denfelben nur in den Fällen erforderlich fein fol, 
wenn das Urtheil feiner Beftätigung zu unterwerfen gemefen iſt. 
Die Unterbrechung einer fehon angetretenen Strafe und die Ter- 
minalabbüßung ift entweder ein, Auffchub, wenn er ſich durch die 
im $. 536. der Crim. Ordn. angeführten und durch analoge Fälle 
begründen läßt, wobei alddann eben fo, wie vorbemerft, verfahs 
ren werden muß, oder fie find, infofern fie fich nicht durch ſchonende 
Ruͤckſichten auf perfönliche Verhäftniffe des Verurtheilten, z. B. auf 
feinen Gewerb: und Nahrungsftand, motiviren laffen, als eine 
Milderung der Strafe zu betrachten. Obgleich in diefem Falle 

eine Strafmilderung eintreten und daher die Beſtimmung zum 
" Strafmilderungs » Necht gehören würde, fo haben dennoch des 
Königs Majeftät es bei der bisherigen Praris dahin bewenden 
laffen, daß der Juſtizminiſter dergleichen Unterbrechungen und 
Terminalabbüßungen der Strafe zu genehmioen befugt fein foll, 
und zwar theild auf den Antrag oder den bei,ulligen Bericht des 
betreffenden Gerichts, oder außerhalb deffelden. Sin Fällen der 
festen Art, wohin infonderheit der Fall gehört, daß der Werurs 
. theilte fih unmittelbar an den SSuftizminifter wendet, und er das 

efuh an das Gericht zu vermweifen Bedenken trägt, und den 
Bericht der vollftreckenden Behörde erfordert, iſt der Juſtizmini— 
ſter nach wie vor befugt, ‚auf den beifälligen Bericht der voll, 
ſtreckenden Behörde eine ſolche mildernde Modificatirn der rechts: 

kräftigen Strafe zu genehmigen, oder die Allerhoͤchſte Entſchei— 
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dung im Wege ber Meilderung zu erwirken. Sm erſtern Falle 
hingegen haben die Gerichtsbehörden die Gründe des auf Befris 
ftung oder fucceffive Abbuͤßung gerichteten Antrags genau und ge⸗ 
wifienhaft und mit Ruͤckſicht auf die individuellen Verhältniffe des 
Verurtheilten zu prüfen und dem Juſtizminiſter vorzutragen, Es 
iſt völlig unzuläffig, diefe Anträge und Berichte ganz allein zu 
faſſen und auf allgemeine Grundfäße, z. B. daß nad $. 536. 
der Erim. Ordn. die Strafen unverzüglic) vollſtreckt werden follen :c., 
zu befchränten, da diefes alles dem Juſtizminiſter eben fo befannt 
ift, wie den Gerichtshöfen, und ihm die Pflicht obliegt, darauf 


zu halten, daß dies von denfelben gefchehe, es aber in den hier. 


zus Frage ftehenden Fällen nicht auf diefe Regel, fondern viel 
mehr darauf anfommt, ob bie zur Ausnahme von berfelben ans 
eführten Umftände gegründet find und dies der eigentliche Gegen⸗ 
and des Berichts ded Gerichts ifl. Es ift daher auch eben ſo 
unzuläffig, daß die Gerichtsbehörden ihre Berichte auf die allge 
meine Aeußerung: daß fie den Antrag nicht unterftügen fönnen, 
daß fie fich dagegen erflären u. f. w., befchränfen, da es hierbei 
nicht auf ihre Genehmigung , fondern darauf ankommt, Die von 
dem. Verurtheilten angeführten Umftände und deren Wahrheit 
gründlich zu ermitteln, dies aber am vollftändigften durch die ge 
richtlihe Behörde, welche die Verhältniffe defielben kennt, oder 
bald ermitteln kann ,- bewirkt wird. \ 


Die Gerichtsbehoͤrden werden daher angerwiefen, hierauf bie 
gebührende —— zu verwenden, noͤthigenfalls daruͤber 
mit den Polizei-, Kommunal; oder Dienſtbehoͤrden zu communis 
eiren, und befonders, wenn fie pflichtmäßig glauben, wider die 
Gewährung des Geſuchs berichten zu müffen, die Gründe diefer 
ihrer Anficht dem Juftizminifter beftimmt anzuzeigen. Es ift in 
eben der Art bei den Berichten zu verfahren, welche der Juſtiz⸗ 
minifter über die bei ihm eingehenden Gefuche diefer Art erfordern 
Sn Der Suftizminifter wird demnächft auf die eingegangenen 

erihte der Gerichtsbehoͤrde weitern Beſchluß faffen und nad) 
Befinden an des Königs Majeftät Bericht erftatten, weshalb den 
ferneren Befchlüffen von den Gerichtsbehoͤrden durch Vollſtreckung 
der Strafe auch hier nicht vorgegriffen werden kann, fondern ihr 
Anſtand gegeben werden muß. 


Hierdurch ift das Verfahren auch für die Fälle geregelt, in 
welchen ein Auffchub, eine Unterbrechung oder eine Terminalabs 
büßgung der Strafe nicht durch das im $. 536. der Erim. Ordn. 
vorausgefegte und dem pflichtmäßigen vernünftigen Ermefien der 
betreffende Gerichtsbehärde vorbehaltene Erforderniß begründet, 
fondern durch ſchonende Ruͤckſichten auf perfönlihe Verhaͤltniſſe 
des Vernrtheilten, z. B. auf feinen Gewerbs: und Nahrungs 
ſtand, motivire wird. Er nn 
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Diefe Fälle. würden eigentlich für den Weg ber. Iandesherr, 
‚lichen Meilderung geeignet fein, des Königs Drajeftät Haben aber. 
durch die Allerhächfte Cabinets-Ordre vom 13. Decbr. v. J. die 
besherige Verfaffung zu beftätigen geruht, nach welcher der us 
flizminifter auf den jedesmaligen Antrag des betreffenden Gerichts, 
oder, wenn der Verurtheilte fich unmittelbar an denfelben wendet 
und er, das Geſuch an das Gericht zu verweifen Bedenken trägt, 
auf den beifälligen Bericht der vollftreckenden Behörde eine folhe 
mildernde Mobdification der rechtöfräftigen Strafe zu genehmigen 
ermächtigt ift, und durch die obgedachte Allerhoͤchſte Cabinets⸗ 
Ordre mieberholentlich autorifirt worden ft. 2 

Wenn des Könige Majeftät zugleich zu äußern geruht haben, 
daß Allerhöchftdiefelben zu dem. Gewiſſen, den Einfichten und 
felöft der Verantwortlichkeit Ihrer Gerichtshöfe und infonderheit 
der erkennenden und controllirenden Gerichtsbehörden das wohl⸗ 
wollende Vertrauen hegen, daß fie die Ruͤckſichten der Menſch⸗ 
lichkeit und ein fchunendes Verfahren mit den firengen Forderum 
gen ber ihnen übertragenen Amtsverwaltung gewiſſenhaft und vers 
ftändig zu vereinigen wiffen, und weder durch gefühllofe Härte 
das Unglück der Beftraften. und ihrer Familien erfchweren, noch 
durch unzeitige Nachficht der Straflofigkeit Vorſchuß thun werden; 
fo fieht das Juſtiz-Miniſterium ſich um fo mehr veranlaßt, die 
Gerichtsbehoͤrden hiernach anzumeifen, als die Acten. des Juftiz 
Miniſteriums fo viele Fälle darbieten, in welchen einzelne Gerichts⸗ 
behörden nach diefem landesväterlichen Willen Sr. Majeftät des 
Königs nicht verfahren, fondern vielmehr mit fhonungs; und 
ruͤckſichtsloſer Härte und Unachtfamkeit verfahren find, die für 
Diefe Straf » Modificationen angeführten Momente zu erörtern 
ſich nicht einmal die Mühe genommen, fondern vielmehr auf die 
als Regel beftehende Vorſchrift der unverzuͤglichen Strafvolls 
firefung, unbefümmert, ob davon in dem gegebenen Falle eine 
Ausnahme eintreten müffe, fediglich fich berufen und dadurch die 
Einfhreitung und Remedur und oft nachdrücliche Rügen von 
Seiten des Juſtiz-Miniſteriums nothiwendig gemacht haben. 

Das Königl. x, hat nach obftehenden Beftimmungen. nicht 
allein feiner Seits fich zu achten, fondern nad) -denfelben auch die 
Untergerichte feines Departements mit weiterer Vorfchrift zu vers 


fehen. 
Berlin, den 14. Febr. 1832. (0.8.5. ©d.38. &,443.) 


‚$. 590. Inftruetion Aber das Werfahren bei Gefuhen um Strafvermandı 
lung, Auffchub der Strafvolisiebung, um Terminals Abbäßung, LUnters 
ung der ſchon angerretenen Strafe, und um Begnadigung. 


JF A. . 
Das Färftlih von Hagfeld  Trahenberger Fuͤrſtenthumsge⸗ 
richt hat in dem nebſt feinen Anlagen abfcpriftiich beifplgenben Be; 
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richt v. 27.0. M. in der Eriminals Unterfuhungsfache wider den 
Einwohner F. ©. zu T. angezeigt, daß der Inculpat gebeten, 
ihm die Abfigung der gegen ihn erfannten fechswächentlichen Sreis » 
heitsſtrafe in 3 Terminen zu verftatten, und, daß ed das zu Pros 
-toßoll gegebene Geſuch des Inculpaten bereits dem Criminal: Se; 
-nat- des Königl. Ober » Landesgerichtd zur Verfügung vorgelegt, 
von demfelben‘ aber. dahin befchieden worden, daß bie Befugniß, 
die terminweife Abfisung zu bewilligen, nur dem Suftizminifter 
uftehe, und im vorliegenden Falle der Criminal » Senat feine 
eranlaffung habe, deshalb zu berichten, fondern.es lediglich dem 
Inculpaten überlaffen muͤſſe, fein Gefuch höhern Orts vorzubrin⸗ 


‚gen. 
In Gefolge diefes Befcheides hat nunmehr. das. Fürften: 
thumsgericht unmittelbar bei mir angefragt: 
ob der Inculpat zu der erbetenen terminweifen Abbüßung 
der Strafe zu verftatten fei? 
Zur Motivirung des Geſuches ift blos angezeigt worden, daß ber 
Bittſteller feine Ackerwirthfchaft mehr befige, daß er verehelicht 
ſei, 5 unerzogene Kinder habe und fich fowohl als auch feiner Fa; 
‚ ‚milie den Unterhalt durch Lohnfuhrwerk erwerbe. 
Da der Criminal » Senat fi nicht bewogen gefunden hat, 
das Geſuch des Birtftellers zu bevormworten, fo muß derfelbe an- 
‘genommen haben, daß die vorliegenden Umftände den Antrag 
nicht begründen, Hieruͤber bin ich mit dem Collegio vollftändig 
einverftanden. ‘Dem Fürftenthumsgericht ift daher zu eröffnen, 
daß das Geſuch des Inculpaten nicht bewilligt werde, und die 
"rechtskräftig erfannte Strafe ohne Verzug zu vollſtrecken fei. 

Zu erinnern finde ich Glos, daß der Criminal » Senat den 
:Bitefteller an den Sjuftizminifter verwiefen hat. Wenn die Ges 
ſuche um Verſtattung zur Zerminalabbüßung ſich nicht auf die 
im $. 536. der Crim. Ordn. bemerften Umftände gründen, alfo 
nicht durch Veränderungen, ‚welche ſich in der Perfon des Verur— 
«theilten ereignet haben, und bis dahin dem erfennenden Richter 
unbefannt waren, motivirt werden, fondern, wenn blos eine fchos 
nende Ruͤckſicht auf perfönliche Verhaͤltniſſe des Verurtheilten, 
3. B. auf feinen Gewerb⸗ oder Nahrungszuftand oder auf Fami; 
-fienverhältniffe, in Anfpruch genommen wird, fo darf der Juſtiz⸗ 

miniſter ein folches Gefuch Fediglich auf den beifälligen Bericht des 
betzeffenden Landes Fuftizcollegiums genehmigen. Wenn daf 
felbe daher das ihm vom a. vorgetragene Geſuch nicht zu 
bevorworten findet, fo muß dieſes fofort zurückgewiefen und den 
vollſtreckenden Untergerihten die ungefäumte Vollſtreckung des 
Strafurtheils anbefohlen werden. Eu 

Durch den vorliegenden Fall finde ich mich veranlaßt, dem 
Collegium über das Verfahren in Strafverwandlungsfällen bei 

Geſuchen und Terminglabbüßung. um Aufſchub der. Strafvoll; 
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ziehung und um Unterbrechung der ſchon angetretenen Strafe, fo 
wie bei Begnadigungsgefuchen auf den Grund der Crim. Ordn. 
und -der über diefen Gegenftand fpäter ergangenen Allerhöchften 
Beftimmungen zu feiner Nachachtung Folgendes zu eröffnen: 
| I. Im Allgemeinen ift ed, damit der Zweck der Beſtra⸗ 
fung erreicht, die Gerechtigkeit gehandhabt und die Sicherheit der 
Perſonen und des Eigenthums nicht gefährdet werde, der auss 
drücklich ausgefprochenen Intention Sr. Majeftät des Koͤngs ges 
mäß, als Regel zu. betrachten, daß die Strafurtheile unmittelbar 
nad) erlangter Rechtskraft und nach ihrem buchftäblichen Inhalt 
vollzogen, Verwandlung der Strafe, fo wie Auffhub, Unter 
srehung oder Modification der Strafvollziehung ‚aber nur als 
Ausnahme und lediglich in, den nachftehenden Fällen bewilliget 
werden, 

11. - Für die Verwandlung ber Strafen gelten folgende Bes 
fiimmungen: | 

1) Wenn es zweifelhaft ift, ob der Verbrecher die gefegliche 
LZeibeöftrafe ohne Gefahr an feiner Perſon werde erleiden, 
oder. die gefegliche Geldftrafe wegen gänzlicher Unvermögen- 

heit werde entrichten Fönnen, fo ift fchon im erftien Erkennt: 
niffe der gefeglichen Strafe auf den Fall der Unmöglichkeit 
ihrer Vollſtreckung eine andere zu fubftituiren. 

2) Wenn die Nothwendigkeit der Verwandlung ber in der ers 
ſten Inſtanz verhängten Strafart während der Sinftruction 
des Nechtsmittels eintritt oder erft alsdann zur Kenntniß des 
Richters fommt, fo find die Acten demjenigen Richter, wels ' 
cher in der erſten Inſtanz erfannt hat, nochmals vorzulegen, 
damit er durch ein nachträgliches Erkenntniß die zu fubftituis 

‚rende Strafe feftjege, wogegen dem Verurtheikten das Rechts⸗ 
mittel der weitern Vertheidigung offen fteht. 

3) Tritt die Nothwendigfeit der Strafverwandlung erft nad) 

. rechtskräftig erfolgter Entſcheidung ein, fo ift nach Vorfchrift. 
des $. 590. der Crim. Ordn. zu verfahren. Auf den gut⸗ 
achtlihen Antrag des Landes » Suftizcollegiums feßt der 

Juſtizminiſter die zu fubftituirende Strafe mit Vorbehalt des 
Rechtsmittels für den Inculpaten fell. Der Szuftizminifter 
ift durch den Allerhöchften Befehl vom 13, Decbr. v. J. ans 
gewiefen, die Beftimmung entweder nad) dem Antrage des 
Landes ; Juftizcolfegiums zu treffen, oder, wenn er findet, 
daß die fubftituirte Strafe dem rechtskräftig ergangenem Er; 

‚  * Senntniffe nicht genäge, und mithin dem Meifderungsrechte 
Sr. Majeftät des —— vorgegriffen ſei, ſolche bis auf das 
gehörige Maaß zu ergänzen. Dem Intereſſe des Inculpa⸗ 
ten ift in folchen Fällen durch das ihm geftattete Rechtsmittel 
vorgefehen. - Eine Milderung. deri vom Landes: Suftizcol; 
legio in Antrag gebrachten Strafe iſt dagegen dem Juſtiz— 
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miniſter nach der ausdruͤcklichen Beftimmung ber angefühe«, 
ten Cabinets/Ordre nicht nachgelaffen, fie ift vielmehr ledig, 
lich der Allerhöchften Beſchlußnahme Sr. Majeftär des Ko— 
nigs vorbehalten. - | 

4) Die Geſuche wegen einer folhen Strafverwandlung mäffen 
von den Bittftelleen bei dem gehörigen Landes⸗Juſtizeollegio 
angebracht werden, auch die vollſtreckenden Untergerichte has 
den dergleichen Anträge lediglich an das vorgefegte Landes s. 
Juſtizcollegium und nicht an den Juſtizminiſter zu richten, 
welcher feiner Seits alle unmittelbar bei ihm eingereichte Ges ; 
fuche um Strafverwandlung an das Landes; Sjuftizcollegium 
zur geeigneten Verfügung remittiren wird. Findet diefes ein 
vom Bitefteller oder von einem Untergerichte bevorwortetes 
oder vom  Sjuftizminifter remittirtes Straf » VBerwandlungss. 
geſuch unbegründet, fo weiſet es daffelbe zurück und verans ⸗ 
laßt die ungeſaͤumte Strafvollziehung, ohne daß es borher 
einer Berichtserftattung an den Suftizminifter bedarf. 

5) Wird die Verwandlung einer Leibesftrafe nachgefucht, weil 
fie ohne Gefahr an der Perfon des Verbrechers nicht voll, 
ſtreckt werden kann/ fo kann diefe Gefahr nur durch ein At 
teft des Kreisphyſicus nachgemwiefen werden. 

6) Der Antrag auf Verwandlung der Geldbuße in eine Leibes⸗ 

- ftrafe it fchon dann für begründet zu halten, wenn der Bes 
richt des Executors nachweift, daß der Verurtheilte nicht im 
Stande ift, die ganze Geldbuße in einer unzertrennten 
Summe zu bezahlen. Die zur Beitreibung der Geldftrafen 
zufäffige Erecution ift übrigens den in Betreff der Unters 
fuchungstoften im $. 622, der Crim. Ordn. aus fchonender 
Ruͤckſicht vorgefchriebenen Befhränfungen nicht unterworfen, 
und eben fo wenig finden nach einer Allerhächften Declaras 
tion die wegen Öffentlicher Abgaben und Gerichtöfoften in’ der 
Cabinets⸗/Ordre vom 30. Novbr. 1825 enthaltenen Beftims 

mungen auf Geldftrafen Anwendung. 

III. Die Geſuche um Auffhub der Strafvollziehung, 
um Terminalabbügung und Unterhrechung der ſchon angetrete, 
nen Strafe werden | 

1) entweder durch Veränderungen herbeigeführt, welche fich in 
der Perfon des Verurtheilten ereignet haben, bis dahin dem - 
erkennenden Richter unbekannt waren und eine dergleichen 
Modification der Strafe unbedingt nothwendig machen, als 
Schwangerfchaft, Krankheit u. f. w. In Fällen diefer Art, 
auf welche fich der $. 536. der Erim. Drdn. bezieht, muß das 
vollſtreckende Gericht neue Verhaltungsbefehle bei dem vor; 


gefegten Landes» Zuftizcollegio nachſuchen, welches die geeig ⸗ 


nete Verfügung zu treffen berechtigt ift. Die Beſtimmung 
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des Juſtizminiſters iſt jedoch ſtets einzuholen, wenn das Ur⸗ 
theil ſelbſt ſeiner Beſtaͤtigung bedurft hat. Tu 

2) Sind die Umftände nicht von diefer Art, fondern wird der 
Antrag dadurch begründet, daß die Strafvollſtreckung ohne 
jene Mobdification auf den Gewerbe » und Nahrungsftand, 

‚auf die Familien⸗, häuslichen und Hffentlichen Verhältniffe 

des Verurtheilten einen nachtheiligen Einfluß äußern würden, 
fo ift jede zum Beften deſſelben in Antrag gebrachte Modi⸗ 
fication eigentlich eine Straf: Meilderung, deren Genehmis 
gung in $. 590. der Erim. Ordn. Sr. Meajeftät dem Könige 
vorbehalten ift. Allerhöchftdiefelben haben jedoch in der Cas 
binets » Ordre vom 13. December v. J. den Juſtizminiſter 
antorifirt, auf den beifälligen Bericht des Landes s Juftizs 
- collegiums diejenigen Mobdificationen in der. Strafvollziehung 
durch Auffhub und Terminalabbüßung der erfannten ober 
Unterbrechung der angetretenen Strafe eintreten zu laſſen, 
welche das Landes » Szuftizcollegium in Antrag bringt, ober, 
weiche innerhalb diefes richterlihen Antrags liegen. Modi⸗ 

ficationen, welche diefen Antrag überfchreiten, bedürfen der 
Genehmigung Sr. Meajeftät des Königs. 

Das Eollegium hat von diefer ihm beigelegten Befugniß uns 

mittelbar, oder auf den Bericht des Untergerichts,, welches erkannt 
hat, oder der vollftrecdenden Behörde unter Einreihung des Bes 
richts — jedoch wie fi von felbft verſteht, nur mit großer Vor⸗ 
fihe Gebrauch zu machen. Bei leichten Freiheitsftrafen, und 
den nach den Vermögensverhältnifien des Inculpaten minder be 
deutenden Geldbußen, kann von einer folhen Modification 
nicht die Rede fein. Bedeutende Geld » oder Freiheitsftrafen 
haben allerdings in den meiften Fällen einen nachtheiligen Einfluß 
auf den Nahrungszuftand oder die Familienverhäftniffe des Ver: 
brechers, insbefondere wird bei fehweren Verbrechen des Hausva⸗ 
ters die Strafe größtentheils auch die Familie mittveffen.. Der: 
gleichen nachtheilige Folgen find ein Unglück, welches der Verbre⸗ 
her allein verſchuldet, und deffen Abhülfe.nicht vom Staate er: 
wartet werden kann. Durch eine Mobdification der Strafe darf 
fie wenigftend nur als eine feltene Ausnahme von der Regel erfols 
gen. Es wäre widerfprechend, ſchwere Strafen anzudrohen, 
darauf zu erfennen, und dennoch in den meiften Fällen wegen ber 
nachtheiligen Folgen, welche daraus nothiwendig für den Verbres 
her und deſſen Familie entftehen, die Strafe nicht zu vollſtrecken. 
‚Nur in den feltenen Fällen, da die erkannte gefeßliche Strafe, bei 
nicht modificirter Vollziehung, aus befondern Gründen eine ganz 
ungewöhnliche Härte für den Nahrungsftand oder die Familie des 
Verbrechers herbeiführen würde, hat das Collegium den Antrag 
auf Unterbrehung, Auffhub oder Terminalabbüßung der 
Strafe zu bevorworten: J— 
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Die unter IL 4. gegebenen Beſtimmungen finden auch. für 
diefen Fall (III. 2.) Anwendung. ne! 
TV. Wenn von der einen Seite feinem Verbrecher verehrt 
wird, Sr. Majeftät Gnade anzuflehen, fo-ift es doch Allerhöchft- 
dero ausdrücklich ausgefprochenen Intention gemäß , daß die Pros 
vocation auf die Gnade des Koͤnigs nicht als ein Rechtsmittel gel» 
ten, und daher auch die Rechtskraft des Strafurtheils nicht hem⸗ 
men und deſſen Vollziehung in der Regel nicht verzögern darf. 
Von diefer Regel. foll nach der. Allerhöchften Beftimmung nur 
dann eine Ausnahme eintreten, wenn dem Verurtheilten durch 
Verfagung ded Auffchubs bis zur Entfcheidung über das Begnadi⸗ 
gungsgefuh ein unmiederbringliher Schade am Leben, der 
Ehre, oder dem Vermögen zugefügt würde, 

Wenn es daher auf Vollziehung der Todes: oder einer Ehs 
renſtrafe, der Eörperlichen Züchtigung, einer Feftungsarbeits s 
oder der Zuchthaugfttrafe ankommt, fo ift dem Merurtheilten, 
welcher die Gnade des Königs antreten will, oder anzutreten bes 
abfichtigt, eine angemeffene Frift zu beftimmen, binnen welcher er 
ſich über den Erfolg feines Antrags auszumeifen hat. Nach Ab: 
lauf diefer Frift, desgleichen, fobald das Gericht von der Zuruͤck⸗ 
weifung des Begnadigungsgefuhs Nachricht erhalten hat, ift 


mit der Vollgiehung der Strafe ungefäumt zu verfahren. 


Die Berufung auf ein mwiederholteds Begnadigungsgefuch 


ift nie zu berückfichtigen. In Beziehung auf die Todesftrafe ver⸗ 


bleibt es bei der in der Cabinets-⸗Ordre vom 15. October 1810. 
(Mathis allgemeine juriftifhe Monatsſchrift Bd. IX, ©. 420.) 
getroffenen Beftimmung. 

Wenn auf Feftungsarreft, Strafarbeit, Gefaͤngniß⸗ oder 


Geldſtrafe erfannt ift, fo kann durch Vollziehung derfelben dem. 


Verurtheilten außer den Fällen, für welche unter No. Il und III. 
Fuͤrſorge getroffen worden, in der Regel kein unmwiederbringlicher 
Schade entfiehen. Die Vollſtreckung diefer Strafen darf das 
her durch die Berufung auf einen Begnadigungsantrag nicht 
verzögert werden. Nur wenn es bei Beitreibung der Geldftrafe 
auf den Verkauf eines Grundſtuͤcks ankoͤmmt, kann das Königl. 
Ober » Landesgericht nach Bewandtniß der Umftände den Zufchlag 
big zum Ablauf einer zu beftimmenden Frift ausfegen. Auch vers 
ſteht es fi von felbft, daß, fobald Sr. Majeſtaͤt der König Bes 
richt über ein Begnadigungsgefuch zu erfordern geruhen, damit 
der Allerhöchften Beftimmung nicht vorgegriffen werde, bis zum 
Eingange deffelden in allen Fällen die Sache in der Lage verbieis 
ben muß, in welcher fie fich befindet, mithin der Vollſtreckung der 
noch nicht angetretenen Strafe Anftand zu geben ift. | 

Erfolgt die Begnadigung, der Nichter finder jedoch Umſtaͤn⸗ 
de, von welchen zu vermuthen iſt, daß ſie Sr. Meajeftät dem Kö: 
nige unbefannt geblieben find, fo muß er nach Vorſchrift der Cris 


’ 
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minal» Ordnung 6.594. deshalb fofort mit Beifügung der Acten 
an den Juſtizminiſter berichten, jedoch bis zur erfolgenden Bes 
Scheidung ſich aller Verfügungen, welche die Begnadigung verrins 
gern oder gar vergeblich machen könnten, forgfältig enthalten. 

Das Königl: Ober: Landesgericht feiner Seits hat, fobald 
es von mir ausdruͤcklich oder durch Zufertigung des unbemwilligten 
Immediatgeſuchs benachrichtigt wird, daß ein Immediatbegnadi⸗ 
gungs⸗ Geſuch zurücgewiefen worden, oder unberäckfichtigt geblie⸗ 
ben ift, das vollftrecdende Gericht anzumweifen, die Strafe fofort 
vollziehen zu laffen, und wenn es Urfache hat, anzunehmen, daß 
das Letztere in der Befolgung dieſes Befehls ſaͤumig fein könnte, 
über die erfolgte Strafvollziehuhg Anzeige zu erfordern. 

Der Suftizminifter hat fih darauf beſchraͤnken mäffen, die 
allgemeinen Grundfäge feftzufegen, nach welchen das Koͤnigl. 
Dber : Landesgericht ſelbſt zu verfahren und feine Untergerichte 
anzumeifen hat. Bei der Ausführung werden jedoch noch immer 
in einzelnen Fällen Bedenken und Zweifel zur Sprache kommen. 
Für diefe Fälle, wobei e8 nur auf eine angemeffene directe oder 
analoge Anwendung der auffgeftellten Grundfäge anfommen kann, 
muß das Verfahren und die Befcheidung der anfragenden Unter: 
gerichte lediglich dem Ermeffen des Königl. Ober » Landesgerichts 
überlaffen werben. 


Der Yuftizminifter- vertraut gern der Pflichttreue und der 
Einfiht des Collegiums, daß es aud) bei Vollziehung der Straf: 
urtheile, wie fonft überall, die Ruͤckſichten der Menſchlichkeit mit 
den ftrengen und unerläglichen Forderungen der Gerechtigkeit und 
der Amtsverwaltung zu vereinigen wiffen werde, 

Berlin, den 20. Suli 1832, | 


B. 


In dem uns mittelft hoher Verfügung vom 7. Auguft c. 
in Abfchrift und zur Nachachtung zugefertigten an das Königl. 
Ober : Landesgericht zu Breslauerlaffenen Reſcript vom 20. Zufic., 

das bei Milderungs + und Vegnadigungs » Gefuchen in Unters 

fuhungsfachen zu beobachtende Verfahren betreffend, e 
wird dem genannten Gerichte sub IV. eröffnet: | 

daß die Provoration auf die Gnade des Könige Majeftät die 

Vollſtreckung der Strafen zwar in ber Regel nicht verzögern 

dürfe, daß jedoch nach der Allerhöchften Beftimmung hiervon 

eine Ausnahme in dem Falle eintreten foll, wenn dem Ders 
urtheilten duch Verſagung des Aufſchubs ein unmwiederbring- 
licher Schade am Leben, ber Ehre oder dem Vermögen zus 
gefügt würde. | 
Zugleich wird feftgefegt, daß dem zufolge der Strafvollſtrek⸗ 
kung Anftand zu geben fei, fobald es auf Vollziehung ber Todes: ' 
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oder einer Ehrenſtrafe, der Pörperlihen Züchtigung, einer Ge 
ngsarbeits⸗ oder Zuchthausftrafe anfommt,- daß dagegen, for- 

d auf Feſtungsarreſt, Strafarbeit, Gefängnißs oder Geid⸗ 

ftrafe erfanne worden, die Strafvollſtreckung in der Regel durch 
die Provocation nicht aufzuhalten fei. 

Diefe legteren, aus der Allerhöchften Beſtimmung gezogenen 
Folgerungen haben bei ung nachftehende Bedenken erregt, die Ew. 
Excellenz ehrerbietigft vorzutragen wir uns verpflichtet halten: 

1) daß die Lörperliche Züchtigung und bie Ehrenftrafen, nas 
mentlih Staupenfhlag, fhimpflihe Ausftellung, öffent 
lihe Bekanntmachung im Allgemeinen zu denjenigen Straf, 
arten zu rechnen find, durch deren Vollftrecfung dem Vers 
urtheilten ein unmwiederbringlicher Schade zugefügt wird, er; 
fcheint eben fo zweifelhaft, ald, daß zu diefer Art von Stra» 
fen auch die Feftungsftrafe gehört, indem mit diefer letztge⸗ 
nannten, der Baugefangenfchaft, nur die ſchwerſten Verbres 
chen geahndet werden und ber Baugefangene zu äffentlis 
chen, fchimpflihen Arbeiten gebraucht wird; dahin fcheint 

- 08 uns fehr bedenflih, anzunehmen, daß durch die Verb, 
fung der Zuchthausftrafe überhaupt uud unter allen Umſtaͤn⸗ 
den, ein unmwiederbringliher Schade an der Ehre zugefiigt 
werde. Denn mag im gemeinen Leben auch zumeilen die Ans 
fiht getroffen werden, daß diefe Strafe entehre, fo koͤnnen 
wir dennoch damit nicht einverftanden fein, daß diefe Meis 
nung allgemein verbreitet, noch weniger aber, daß fie die‘ 
geſetzlich richtige fei. | 

Mach den beftehenden Strafgefegen tritt Zuchthaugftrafe kei— 
neöweges ausfchlieglih nur bei fchweren und entehrenden Verbres 
hen, fondern auch bei Verbrechen leichterer und nicht entehrender 
Art, z. B. bei Wiederfeglichkeit, bei Vergehen aus bloßer Fahr: 
läffigkeit, ja unter Umftänden feldft bei Injurien ein, und fie ziehe _ 
nur dann, wenn fie wegen entehrender Verbrechen erkannt ift, 
nach der Cabinets-Ordre vom 30. September 1813 und dem 
Mefeript vom 4. November 1815, den Verluft der National Co; 
carde nach fih. Hieraus folgt von felbft, daß fie an fich keine 
entehrende Strafe fein kann. — Muß man dies als richtig zus 
geben, fo fann durch die Abführung nad dem Zuchthaufe dem 
Verurtheilten ein unmwiederbringliher Schade an feiner Ehre nicht 
‚zugefügt werden, und es wird deshalb auch nicht von Einfluß 
fein, 06 der Abzuführende die Zuchthausftrafe eines fchweren oder. 

leichten Verbrechens erdulden foll, da die Zuchthausftrafe an 
ſich nicht entehrt. Aus’ diefen Gründen find wir der unvorgreif; 
lihen Meinung, daß bie Allerhöchften Orts ausgefprochene Aus» 
nahme von ber Regel dem zum Zuchthaufe Verurtheilten nicht zu 
ftatten fommen könne. Auch dürfte eine Erweiterung jener Aus 
nahme zu Gunften diefer Verurtheilten nicht rathſam erfcheinen, 
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da gerade vorzugsweiſe und in ber Negel diefe Ars von Verbrecher 
während der Unterfuchung im Arreſte ſich befinden, und. zu bes - 
fürchten fteht, daß, wenn die desfalljige Beftimmung erft allges 
meiner befannt getvorden, von der Provocation nur zu häufig Ges 
‚brauch gemacht, dadurch aber die Zahl der Gefangenen in den - 
Gefängniffen, und die Laft der für die Koften fubfidiarifch Vers 
pflichteten bedeutend vergrößert. werben wird. Ueberdies ſcheint 
es gefährlich, den Dieben, gegen welche mit wenigen Ausnahmen 
auf Zuhthausftrafe erkannt werden muß, ein willfommenes 
Mittel an die Hand zu geben, die Ausfegung der Strafe zu bes 
wirken, fo wie wir denn auch nicht wiffen, wie die in der Crim. 
Drdn. $. 557 und 558. wegen der vorläufigen Abführung der Vers 
brecher an den Strafort mit den Beftimmungen Ew. Excellenz 
hohen Refcripts vom 20. Juli d. J. zu vereinigen find. Ä 
Sollten Ew. Excellenz die hier von ung vorgetragenen Zwei⸗ 
fel nicht für ausreichend erachten, eine Modification jener Beftims 
mungen eintteten zu laffen, fo dürfte-doch jedes Falls in Erwähs 
nung zu ziehen fein, ob die Abführung nicht wenigſtens dann ers 
folgen kann, wenn der Verurtheilte fich bereits im Unterfuchungss 
arreft befunden hat und noch befindet, oder bereits in Folge früs 
herer Verurtheilungen Zuchthausftrafe, Feftungsarbeits Strafe, 
koͤrperliche Züchtigung oder andere Chrenftrafen erlitten, indem 
er in den legteren Fällen namentlch fehr felten auf Begnadigung, 
hoffen darf, am feiner Ehre aber nichts mehr einzubügen hat, 
Es ift | 
2) der, wegen ihrer Militär »Verhäftniffe zur Einſtellung im 
eine Straffection Verurtheilten nicht befonders Erwähnung 
“nn. wir find jedoch der Anfiht, daß diefe mit den 
zum Zuchthauſe Verurtheilten nach gleichem Maaßſtabe zu 
beurtheilen find. — Endlich | 
8) ift in der zweiten Alternative der Ausdruck „‚Strafs Arbeit” 
/ erwähnt; daß hierunter nicht die von Sträflingen auf den 
Feftungen, in den Zuchthäufern und in den Gefängniffen zu 
feiftende Arbeit gemeint ift, -ergiebt fi aus der Zufammens 
ftellung ; andere Anftalten, außer den’genannten, in denen 
Gefangene zur Strafe arbeiten, bejigen wir in der Provinz 
eigentlich nicht, und deshalb wird auch von uns und den Uns 
tergerichten unferer Provinz, mit Ausnahme der Criminals 
Deputation hierfelöft, nie auf Strafarbeit erfannt, Wir 
muͤſſen daher vorausfegen, "daß jener Ausdruck ſich auf. 
Strafanftalten, die in andern Provinzen vorhanden fein 
mögen, bezieht. Was hingegen die hiefige Criminal» Des 
putation anlangt, fo erkennt diefelbe auf Grund fpecieller, 
durch Localverhaͤltniſſe herbeigeführter Anordnungen auf 
Strafarbeit, und wird diefelbe entweder durch Beſchaͤfti⸗ 
v gs des Verurtheilten bei oͤkonomiſchen — in der 
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Stadtvoigtei oder im hiefigen Arbeitshaufe oder endlich im 
Zuchthauſe vollſtreckt. J 
Dieſe Art der Strafarbeit hat eigentlich die Natur der Zucht 
hausftrafe und wird nur in den geeigneten Fällen in der Stadt 
voigtei und dem Arbeitshaufe gebüßt, es dürfte daher auch hin- 
fihtlich ihrer alles das gelten, was hinfichtlich der Zuchthausſtrafe 
agt iſt. ' 
e —— Em. Excellenz wir die höhere Entſcheidung ehrerbie⸗ 
tigft anheim ftellen, bitten wir zugleich ganz gehorfamft um baldige 
geneigte Worbefcheidung, damit wir in den Stand gefegt werden, 
darnach zu verfahren und die Unter Gerichte mis der nöthigen‘ 
Inſtruction zu verfehen. | | 
Berlin, den 8. September 1832, | 
. | Das Kammergericht. 
= Unterſchriften.) 
C. u Br 
Das Könige. Kammergeriht hat in Folge des, demſelben 
am 7. Auguft zur Nachachtung mitgetheilten, an das Ober »Lans 
deögericht zu Breslau am 20. Juli erlaffenen Neferipts, 
das bei Milderungs s und Begnadigungsgefuchen in Unters 
fuhungsfachen zu beobadhtende Verfahren betreffend, 
unterm 8. d. Mts. Bericht erftattet, worauf dem Collegium ers ⸗ 
oͤffnet wird: | 
1) Iſt e8 allerdings gegründet, daß die Zuchthausftrafe nicht 
in allen Fällen den Verluft der National: Cocarde zur Folge’ 
at, fondern nur dann, wenn fie wegen Verbrechen erkannt 
iſt, welche einen Mangel an patriotifchen oder ehrliebenden 
Sefinnungen anzeigen. Mit Unrecht wird hieraus ein 
Grund gegen die Nichtigkeit der in dem obengedachten Res 
feripte unter No. IV, gegebenen Beftimmungen entnommen: 
dag, wenn es auf Vollziehung einer Zuchthausftrafe 
ankomme, und der Verurtheilte die Gnade des Königs 
Majeſtaͤt angetreten habe oder anzutreten beabfichtige, je, 
nem eine angemeffene Frift zu beftimmen fei, binnen mel: 
cher er fich über den Erfolg feines Antrages auszumeifen: 
habe, und, daß innerhald;diefer Frift der Vollziehung der 
Strafe Anftand gegeben werden muͤſſe. j 
e — der naͤmliche Grund koͤnnte auch dafuͤr angefuͤhrt 
werden: | Ä 
bag bie erkannte Feftungsarbeitäftrafe in einem ſolchen 
Galle, des Begnadigungsgeſuchs ungeachtet, zu vollzie— 


en ſei; 
da die Allerhöchften Cabinets-Ordres vom 22, Februar und 30. 
September 1813 und das Reſcript vom 3. Mai 1814 fich eben 
ſowohl auf die Feſtungsarbeitsſtrafe, als auf Zuchthauss 
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ftrafe beziehen. Das allegirte Refeript vom 4. November 1815 
(Jahrb. Bd. 6. S. 166.) enthält über den vorliegenden Fall 
nicht. — Nichts defto weniger hat das Könige. Kammergericht 
ſelbſt und zwar mit Grunde ausgeführt: | 
daß der Vollziehung der Feftungsarbeitsftrafe in einem " 
dergleichen Falle Anftand zu geben fei. u 
In rechtlicher Beziehung, im Sinn des Geſetzes, ift die Fe- 
ftungsarbeitsftrafe eben fo wenig entehrend als die Zuchthaus: 
firafe. Wenn daher das Kollegium anführt, daß öffentliche, 
fhimpflihe Arbeiten mit den erfteren verbunden feien, fo gilt das 
in fo weit, als von der 'Schimpflichfeit nach der allgemeinen Mei: 
nung aller Stände, der höheren fowohl als der niederen, geſprochen 
wird. In dem nämlichen Sinne, nad} der Meinung des Volks, 
ift aber auch die Zuchthausftrafe eine fchimpfliche Strafe, und 
diefe Meinung muͤſſen die Behörden und Gerichte achten und zu 
befkärken fuchen. Es würde aber das Gegentheil gefchehen, wenn 
man die Vollziehung der Zuchthausftrafe, der nachgefuchten Be: 
gnadigung ungeachtet, dadurch rechtfertigen wollte, weil durch 
Vollziehung derfelben ein unmiederbringlicher Schade nicht zuge 
fügt werde. - — 

2) Dagegen iſt es keinem Bedenken unterworfen, daß die uns 
ter No. IV. des obgedachten Reſcripts gegebene Regel ſowohl 
in Abficht der Feftungsarbeits » als Zuchthausftrafe eine Aus: 
nahme leidet, und diefe mithin des eingereichten oder beab: 
ſichtigten Gnadengeſuchs ungeachtet, aledann vollzogen wer: 
den muß, | | 
_ wenn ber Verurtheilte bereits in Folge früherer DVerurtheis" - 

lungen, Feftungsarbeit. » oder Zuchthausftrafe oder koͤr⸗ 
perliche Züchtigung oder andere Ehrenftrafen erlitten hat. 

3) Den Vorfchriften der $$. 557 und 558. der Crim. Ordn. iſt 

bisher durch) fein Gefeß derogirt uud muͤſſen folhe daher nad) 
wie vor befolgt werden. Iſt nun ein Verurtheilter nach 
dem Schluß der Unterfuchung oder nach dem erſten Urtel be- 
reits zur Feſtung oder zum Zuchthaufe abgeführt; fo kann 
von einer Ausfegung der Strafe nicht mehr die Rede fein, 
Jene $$. ftehen daher an fih ber unter No. IV. des Re: 
feripts vom 20. Juli d. J. ertheilten Beftimmung nicht ent? 
gegen. Wenn aber ein zur Feftungsarbeits » oder Zuchthaus: 
ſtrafe Verurtheilter, der Beftimmung der $$. 557 und 558, 
ungeachtet, nicht vor rechtskraͤftig erfannter Strafe vorläus 
fig an den Strafort abgeliefert worden iftz fo muß, wenn 
er fich in Haft oder in Freiheit befindet, der Feftungsarbeits - 
oder Zuchthausftrafe, auch nach rechtskräftig erfannter Strafe, 
nach Maaßgabe der im Reſcripte vom 20. Juli c. unter 
No. IV. She Anweifung, fofern nicht etwa die unter 2, 
des gegenwärtigen Reſeripts nachgelaffene a eins 
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tritt, Anftand gegeben werden, Der Umftand allein, daß 
der DVerurtheilte wegen Diebftahls verurteilt it, kann feine 

Verſchiedenheit de3 Verfahrens bewirken. | 

4), Da die Einftellung in die Straffection an die Stelle der 
Feftungsarbeits s oder Zuchthausftrafe tritt, fo muß von je 
ner Steafarbeit diefelde Beftimmung gelten, welche in der 

treff der Feftungsarbeits s oder Zuchthausftrafe feſtgeſetzt iſt. 

5) Das Bedenken wegen der Strafarbeit anlangend, fo hat 

erfelben in dem Nefcripte vom 20. Juli d. J. Erwähnung 
gefchehen muͤſſen, da im 20. Titel des 2. Theils des Allger 
meinen Landrechts die Arbeitshausftrafe oder Strafarbeit als 
eine .von der Feftungsarbeitsftrafe, Zuchthausftrafe und dem 
Gefaͤngniß verfchiedene, zwifchen der Zuchthausftrafe und 
dem Gefaͤngniß ftehende, aufgeführt ift, wie fi aus dem 
$. 996. $. 1125. $. 1531. $.1585. ergiebt. Jedenfalls ges 
hört die Forftarbeit in die Kategorie der Strafarbeit. 

6) Sin der eigenthämlichen Verfaſſung, nach welcher Lie Eri- 
minal: Deputation des hiefigen Stadtgerihts auf Strafars 
beit auch in folchen Fällen erkennt, da das Allgemeine Ges 
ſetz Zuchthausſtrafe andeoht, hat durch die Reſcripte vom 
20. Juli und 7. Auguſt nichts geändert werben follen. 
Wenn aber auf Strafarbeit erfannt ift,. fo verbleibt es bei 
der Anweifung, welche deshalb im Neferipte vom 20. Juli 
ertheilt ift. — 

Berlin, den 28. Septbr. 1832. (v. K. J. Bd. 40. ©.253.) 


$ 590. Mir der Wiede i ati — 
rverleihung der National ⸗Coe e 
der Kriegs» Denkmünze verfn Nationals Eocarde ift die Buräcgabe 


Durd) die Allerhöchfte Cabinets -Ordre vom 11.6. Mts. has 
ben des Königs Majeftät zu aͤußern geruht, daß mit der Wieders 
verleihung der National: Cocarde die Zuruͤckgabe der Kriegs : Denk, 
münze allemal verfmüpft fei; welches hierdurd) zur Kenntniß und. 
Achtung ſaͤmmtlicher Suftigbehörden gebracht wird. _ 
Berlin, den 16, Januar 1833. (v. 8. J. Bd. 41. ©. 275.) 
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N 
it tiaung der Magifräte, für audwärtige Juguiften Gefänge / 


Der Magiſtrat zu Hammerſtein befchwert fih in der, nebſt 
' en — originaliter beikommenden Vorſtellung vom 1. 
. Mts. 
über die verſagte Feſtſetzung der Gefaͤngnißkoſten für aus 
waͤrt ge Inquiſiten. 
Wenn der Magiſtrat verpflichtet fein ſoll, aus fremden Juris⸗ 
dietionen Gefangene in feine Gefängniffe aufzunehmen, fo fann 
ihm eine billige Entſchaͤdigung dafür nicht verweigert werden. 


J 
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Dem reg die, dem Meglement für die Meagifträte der Weſtpreu⸗ 
Bifhen Städte vom 13. September. 1773 beigefügte Sportel : 
Taxe nicht entgegen. Selbige beftimme blos diejenigen Gebühren 
und Koften, welche für die Ausuͤbung der ftädtifchen Surisdiction 
Statt finden, und ſchließt jene —— nicht aus. Da nun 
die für die Abnutzung des Gefaͤngniſſes mit I Sgr. 3 Pf. täglich, 
fiquidirten Koften nicht für zu hoch zu erachten find, ſolche auch 
bereits in Schlefien durch das Neaulativ vom 10. October 1815 
sub No. II. 5. (Jahrbuͤcher 6. Bd. ©. 201.) in diefer Art feft- 
gefeßt worden, fo findet der Juſtizminiſter kein Bedenken dabei, 
ſolche nicht blos in der Unterfuchungsfache wider den Pferdeknecht 
Sag, fondern aud in Ähnlichen Fällen paffiren zu laffen, ohne 
die ftädtifche Commune zur Anftellung eines Proceffes zu verpflich. 
ten. Wollen die Jurisdictionarien fih zu einer ſolchen Zahlung 
nicht verftehen, fo bleibt es ihnen überlaffen, ihre Gefangenen 
anderswo unterzubringen. 
Hiernach ift das Erforderliche zu verfügen. 
Berlin, den 22. October. 1830. (v. K. 5. Bd. 36. ©. 338.) 


| S. 604. 611. Verhaftung des eingebrachten MWermögend einer nicht In 

GSatergemeinſchaft lebenden Ehefrau für die Werpflegungsds und MWerbafs 

tungskoften ihres Ebemannes. 

Die Verpflichtung der Ehefrau des Oekonomen $., für ihren 
Ehemann, mit dem fie nicht in Gütergemeinfchaft lebt, die Der; 
pflegungs » und Verhaftungskoſten in der fisfalifhen Unterfus 
chungsſache wider .denfelben zu zahlen, kann aus dem $. 604. der 
Erim. Ordn., auf weldhen das Koͤnigl. Ober Landesgericht in dem 
Berichte vom 3. d. Mes. fich bezieht, nicht hergeleitet werden. 
Diefer beftimme weiter nichts, als daß diejenigen, welche dazu 
nah den Geſetzen verbunden find, die vom Nichter fefts 
zufeßenden Cur⸗, Bekleidungs- und Verpflegungskoften nebft Sißs 
gebühren für einen unvermögenden Gefangenen bezahlen müffen. 


Die Gefege verpflichten aber die Ehefrau nicht unbedingt zur 
-Alimentation des Ehemannes, fondern fie ift nur verbunden, ihm 
den Niegbraud, ihres eingebrachten Vermögens zu überlaffen, 
und feldft wenn ihr diefer zurückgefallen ift, aus den Einkuͤnf— 
ten — fo weit folhe reihen — den nöthigen Unterhalt des 
Mannes zu beforgen. Niemals kann die Subftanz ihres Vers 
mögens deshalb angegriffen werden, und bie freie Verfügung, 
bie der Mann felbft über die eingebrachten Mobilien hat, berech» 
tigt nicht andere, fie als einen Gegenſtand der Erecution gegen 
den Dann in Anfpruch zu nehmen. 

Alles dies ergiebt fih aus einer Vergleihung der Vorfhrif: 
ten der $$. 174. 185. 194. 231. 257 und 262, des A. L. R. IT. 
1. und der 69. 2. 14 u. f. 11.3. . . | 
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Das Lands und Stadtgericht zu Magdeburg kann fich- hier: 
had) wegen der Verpflegungstoften des Ehemannes der Supplifans 
tin, fo wie wegen aller Koften der Unterfuchung gegen denfelben 
nur an den dem legtern zuftehenden Nießbrauch des Vermögens 
der Ehefrau halten; die Erecution in die Subftanz diefes Vermoͤ— 
gens dagegen ift mit Unrecht vollfirecft, und der Antrag der ver: 
ehelichten Dekonom F. auf Rückgabe der im Wege der Ererution 
aus ihrem Vermögen eingezogenen Gelder und Erftattung der 
Executionskoſten völlig begründet, wenn nicht jene NRevenden einen > _ 
Gegenftand der Execution abgeben. 


Das Königl. Oder » Landesgericht hat demgemäß das Nöthige 
zu verfügen, und die Befchwerdeführerin auf die hiebei zurückfols 
gende Vorftellung vom 4. Novbr. d. J. zu befcheiden. 


Berlin, den 17. Decbr, 1833, (0.8.5. Bd.42. ©. 450.) 


d ungut ap eneghtten St BtiserBreoranung un Zub 
- Auf den von dem Könial. Ober » Landesgericht in der Be, 
fehwerdefache des dortigen Yuftiz-Commiffarius N. auf das Re, 
feript vom 11. v. M. unterm 26, ejusd. erftatteten Bericht, bes 
treffend dig erfolgte Miederfchlagung von Defenfionsgebühren in 
Folge einer völligen Freifprechung des Angefchuldigten, wird dem 
Eollegio hiermit zur Reſolution ertheilt, daß die in dem Berichte 
allegirten Referipte vom 3. Octbr. und 14, Novbr. 1812 zwar als 
lerdings auch des Falles Erwähnung gethan haben, wenn der In; 
culpat freigefprochen worden. Es ift damals aber zunächft voraus; 
gefegt worden, daß der Inculpat unvermögend fei, die Ges 
bühren des Defenfors felbft zu berichtigen. Wenn indeß auch) jene 
Neferipte derjenigen Auslegung fähig find, welche das Collegium 
geleitet hat, fo finder fich der Juſtizminiſter ‘doch veranlaft ‚. den 
‚ausgefprochenen Grundfaß blos auf den Fall zu befchränten, da 
der Inculpat zahlungsunfähig if. Wenn der Ießtere hin: 
gegen im Stande ift, Zahlung zu leiften, fo bleibt derfelbe feinem 
felöftgewählten Defenfor offenbar aus dem Mandate » Contracte, 
und dem ihm zugeordneten, aus der nüßlichen Verwendung vers 
pflihtet. Die Vorfchriften der $$. 616 und 622, der Criminal s 
Drdnung laffen die Auslegung zu, daß fie nur für den oben anges 
. führten Fall gelten, und find nicht geeignet, privatrechtlihe Ber 
fugniſſe aufzuheben, welche dem Bevollmächtigten gegen feinen 
Machtgeber, oder dem Gefchäftsführer aus dem Fundament der 
nüßlichen Verwendung zuftehen. 


Es muß fonach bei der Verfügung vom 11.0. M. um fo mehr 
verbleiben, als es in der That bedenklich erſcheint, Gebühren für 
eine wohlgelungene Dertheidigungsfchrift, welche die völlige Frei: 
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fprechung zur Folge gehabt hat, niederzufchlagen, und dagegen für 
eine nicht gelungene paſſiren zu laſſen. — | 
Berlin, den 6. April 1832. (v. K. J. Bd. 39. ©. 473.) 


$. 618. Koften in Eriminal / Unterfachungen wider Militärperfonen. 


Es trite öfter der Fall ein, daß Unterfuchungen gegen Milis 
tärperfonen, wegen der Entfernung ihres Aufenthaltsorts von dem 
cömpetenten Militärgeriht, durch die Cibilgerichte, auf Requi— 
fition der erfteren , geführt werden muͤſſen, und es find in folchen 
Fällen von den Tivilgerichten Koften liquidirt worden, wegen deren 
Berichtigung Zweifel entftanden find. Zur Befeitigung diefer 
Zweifel werden . fammtliche Gerichtsbehörden hierdurch angewie— 
fen „. in folchen Fällen zwar bei ihren Liquidationen die Criminal⸗ 
Gebühren » Tare zum Grunde zu legen; wenn jedoch die betreffende 
Militärperfon gefeglich die Sportelfreiheit genießt, nur diejenigen 
baaten Auslagen zur Erftattung gegen die Militärgerichte zu liqui⸗ 
diren, welche auch, wenn die Unterfuchung gegen eine unvermoͤ⸗ 
gende Perfon des Civilftandes geführt wäre, zur Erftattung aus 
dem Criminal: Fonds geeignet fein würden. N 

Berlin, den 18. Febr. 1831. (v. 8. J. Bd. 37. S. 134.) 


622. ar j . 
N ar Sginaepen Ihnnen og mer den Mit des Sour 
Auf den Bericht des, Criminal: Senats des Königl. Ober s 
Landesgerichts vom 11. Juni c., die Kriminalkoften betreffend, 
iſt die Frage: 
„ob. Criminalkoſten gefeßlich. wider den Willen des Schuld» 
ners auf die Grundſtuͤcke beffelben eingetragen werden 
dürfen 7” 
wiederholt in Erwägung gezogen; es ergiebt ſich indeß nach ges 
nauer Vergleichung der betreffenden Gefegesftellen, - daß diefelbe 
nicht anders als verneinend beantwortet werden fann. Der $. 3. 
Tit. 20. Th. 1. des A. L. R. verweift in Beziehung auf die Frage, 
welchen Forderungen die Gefege unmittelbar das Recht beilegen, 
dag der Gläubiger auch ohne befondere Einwilligung des Schuld» 
ners die Beftellung eines Unterpfandrechts in Antrag bringen 
koͤnne, auf die im A. L. R. zerftreut vorfommenden Beftimmuns 
gen. Derartige Beſtimmungen giebt 28 befanntlih mehrere, 
J. B. Th. J. Tit.2. $. 972, Ih. II. Tit. 1. 59.254. 297. Tit. 2. 
$. 176., Tit. 18. $. 296.5 binfichtlich der fisfalifchen Fordes 
rung erwähnt zwar ber $. 66. Tit. 14. Th. II. des A. L. R. blos 


des Vorrechts der vierten Klaffe, allein der $. 12. Tit. 51. Th. J. 


der A. ©. D. bezeichnet eben diefes Vorrecht zugleich. ald einen 
rechtsgültigen Titel zum Pfandrecht, womit die Befugniß verbun⸗ 
den ift, die Forderung ohne Einwilligung des Schuldners auf def- 


14 
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fen Grundſtuͤcke eintragen zu laffen. Darauf beruher die Eintra⸗ 
gungsfähigkeit der fisfalifchen Forderungen, und unter diefen auch 
der Eivilfoften ohne Conſens des Schuldners, woruͤber in den 
Gerichten fein Zweifel obwalter. Anders verhält es ſich mit den 
Eriminalkoften , fie, find nicht minder wie die Geldftrafen ($. 66. 
Tit. 14. TH. I. des A.L. R., $.476. Tit.50, Th. 1. der A. G.O.) 
von dem Vorrechte der vierten Klaſſe durch den $. 362. des Anh, 
zur A. ©. D. andgefchloffen. Daher fehlt es an einer gefeglichen 
Beſtimmung, wodurch den Eriminalfoften ein gefeliches Pfand» 
recht (Titel zur Hypothek) beigelegt worden, fie ſtehen anderen For 
derungen gleih, wofür nur durch die im Wege der Execution auss 
gebrachte Sequeftration eines Grundſtuͤcks oder durch die Immiſ— 
fion nad) $. 448. Tit. 50. Th. I. der A. G. O. das gefegliche 
Dfandrecht erlangt werden fann. Die Sequeftration der Grunds 
ftücfe des Schuldners ift nun aber in Beziehung auf die Criminal, 
koſten durch den $. 622, der Crim. Ordn. wiederum in fo weit bes 
ſchraͤnkt, als niemand durch Unterfuhungstoften außer Nahrungss 
ftand gefeßt werden fol. Es kommt alfo darauf an, inwiefern, 
ohne den Schuldner außer Nahrungsftand zu fegen, die Seque— 
firation eingeleitet werden koͤnne, wie dies z. B. wenn der Schuld— 
ner mehrere Grundſtuͤcke befigen follte, in der Regel wird gefchehen 
koͤnnen. Jedenfalls aber kann das gefelihe Pfandrecht nur 
durch die Sequeftration, oder durch den Zutritt zu einer von ans 
dern ausgemwirkten Sequeftration erlangt werden; und infofern dies 
fer Weg nicht eingefchlagen werden fann, ohne den Schuldner 
außer Nahrungsftand zu fegen, giebt es kein Mittel, fuͤr die Eris - 
minalkoften ein gefegliches Pfandrecht zu erlangen. 

Hiernach hat fih das Collegium für die Zufunft zu achten; 
für die Vergangenheit will dag Juſtiz⸗ Meinifterium von Amts we 
gen nicht weiter einfchreiten. ur Ä 

Berlin, den 29. Juli 1831. (0.8.3. 30.38. ©. 163.) 


9 *  Eriminaltoften konnen wider den Wille 
s auf deffen Grunde eingetragen An des Schulduers nicht 


Dem Königt. Obers Landesgericht wird hierneben in Abfchrift 
das Recurs⸗Gefuch des N, vom 27. Auguft c. zugefertiget, um, 
infofern das Sachverhaͤltniß richtig vorgetragen worden ift, die 
Niederſchlagung der, in der wider den N. anhängig gewefenen fißs 
kaliſchen Unterfuchungsfache erwachfenen Koften, fo. wie die 86; 
fung der wegen derfelben auf deffen Grundſtuͤcke gefchehenen 
Eintragung zu verfügen, entgegengefeßten Falls aber über die 
KHinderungsgründe Bericht zu erftatten. J 

Was aber die Frage im Allgemeinen anlangt: 
ob Criminalkoſten geſetzlich wider den Willen des Schuldners 
auf die Grundſtuͤcke deſſelben eingetragen werden duͤrfen? 
ſo werden mit Beziehung auf das früher an das Collegium über 


!.: 
= 
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diefen Gegenftand erfaffene Reſcript vom 28. Febr. 1825 demfels 
ben die an das Ober » Landesgericht zu Frankfurt a. d. D. erganges 
nen Referipte vom 29, Juli c. (Anl. A.) und 21. Octbr. (Ant. B.), 
fo wie der Bericht jenes Ober » Landesgericht vom 2. Septbr. c. 
(Ant. C.) als die Veranlaffung des legten Referipts abfchriftlich 
. mitgetheilt, um auch Seinerfeits fih nach den in jenen Refcripten 
enthaltenen Beftimmungen zu achten. 

Berlin, den 28. Octbr. 1831, 


| | A. | > 
Vergleiche Heft LXXV. ©. 163. | 


B. 


Die von dem Koͤnigl. Ober⸗-Landesgerichte in dem Berichte 
vom 2, Septbr. anfgeftellte Anſicht: 

daß das Nefeript vom 29. Juli c., betreffend die Eintragungss 

fähigfeit der Criminalkoſten, der Anwendbarkeit des Reſcripts 

vom 28. Febr. 1825 entgegenftehe, 
kann nicht unbedingt für richtig angenommen werden. Das legt: 
gedachte Nefeript geht fehon von demfelden Grundfaße aus, mit 
defien näherer Entwicelung ſich das Nefeript vom 29. Juli d. 
befchäftigt. Es verfteht fid) jedoch von ſelbſt, daß der- Kereftfchlag 
nur unter denjenigen-Bedingungen Statt findet, unter denen über, 
haupt nach der Proceß -Drdn. Tit. 29, $. 10. ein Arreft gegen Bes 
figer von Immobilien zuläffig ift, und daß von der andern Seite 
der Grundfag aufrecht erhalten werden muß, Niemand dürfe 
duch Unterfuhungstoften außer Nahrungsftand gefegt werden, 
wie dies 3. B. nad) der in dem Reſcripte vom 29, Juli ce. enthalz 
tenen Bemerfung in der Regel wird angenommen werden müffen, 
wenn der Schuldner mehrere Grundftäcke befigen ſollte. Unter 


diefen Bedingungen muß der Arreft, welcher nur bezweckt, daB 


der Schuldner das Vermögens Object dem zuläffigen Grade der 
Execution nicht entziehe, allerbinge auch für ſtatthaft erachtet 
werden. 


Hiernach hat das Königl. Ober » Landesgericht die Unterge⸗ 
richte anzumeifen und in den zu feiner Kenntniß kommenden Fäl- 
len auf die Befolgung diefer Vorſchrift zu halten. 

Berlin, den 31. Detbr. 1831. 


Der Eriminal» Senat frägt gehorfamft an, ob die durch 
das hohe Reſcript vom 28. Febr. 1825 genehmigte Ein, 


‚ tragung einer protestatio de non amplius intabu- 
lando .für die fünftigen Unterfuchungsfoften in Folge 


“ 
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bes hohen Neferipts vom 29. Juli.c. A. O328. gleich 
falls künftig wegfallen folle. 

Ew. Ereellenz!haben uns durch die hohe Verfügung vom 29. 
Juli hochgeneigteſt zu eröffnen geruht, dag Unterfuchungstoften 
“auf die Grundftüce eines Verurtheilten wider deſſen Willen nicht 
eingetragen werden könnten, es jedoch für die Vergangenheit bei 
der erfolgten Eintragung verbleiben könne. Wir haben deshalb 
befchloffen, die Neclamatjonen der Sintereffenten abzuwarten und 
nur fobald dergleichen eintommen, die Löfchung der eingetragenen 

Koften zu verfügen. . Die Gerichte find indeffen, in Folge Ew. 
Ercellenz hoher Verfügung an das Ober » Landesgericht zu Maums 
burg vom 28, Febr, 1825 im Allgemeinen angewieſen, gleich bei 
"Einleitung der Unterfuchung, wenn der Angefchuldigte Grunds 
ftücke befigt und fonft Gründe zum Arreſtſchlage ex $. 10. Tit. 29. 
Th. Jl. A. ©. O. gegen ihn vorhanden find, eine protestatio de 
non amplius intabulando wegen der künftigen Unterfuchungss 
foften eintragen zu laffen, und es fragt ſich daher, ob diefe Anwei⸗ 
fung nicht jegt gleichfalls zurückgenommen werden müffe? Da 
diefe Proteftation nur gin Arreftfchlag ift, "welcher den Unters 
fuchungskoften Fein Vorrecht gewährt, fie ohnehin, da es an einem 
Titel zum Realrecht fehlt, niemals in eine Hypothek umgefchrie: 
‚ben werden fönnte, fo fcheint e$, zumal bei der angenommenen 
Unzuläffigkeit der Eintragung von Unterfuchungsfoften ohne foͤrm⸗ 
liche Hypothekbeſtellung, auch nicht zulaͤſſig, eine protestatio de 
non amplius intabulando einzutragen. 

Wir beabfichtigen daher, die Gerichte anzumeifen, dergleichen 
Eintragung von Proteftationen kuͤnftig zu unterlaſſen, erbitten uns 
jedoch, da dieſe Eintragungen bisher in Folge des hohen Reſcripts 
vom 28. Febr. 1825 vorgenommen worden ſind, Ew. Excellenz 
hohe Genehmigung ganz gehorſamſt. 

Frankfurt, den 2. Septbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 449.) 

| Der Criminal» Senat des Ober ; Landesgerichts. 
— ) 


. 622. ; 
— 622. Disc srimint, Sertichtskoſten ſoll der Schuldner nicht außer | 
Auf den, von dem Königl. Ober » Landesgerichte über das Ge, 
ſuch des N. um Geftattung theilweifer Berichtigung der ihm in 
der Unterfuchungsfache wider ihn auferlegten Koften erftatteten Bes 
richt vom 22. 9. M., ift der Bittſteller, wie die abfehriftliche Anlage 
befagt, befchieden worden, Dem Eollegio muß aber bemerklich 
gemacht werden, daß das in diefer Sache beobachtete Verfahren 
unter gar feinem Gefichtspunfte zu rechtfertigen ift, und hat daher 
das Königl. Ober» Landesgericht dem Juſtizamt N. das forglofe 
und gefegwidrige Verfahren alles Ernftes nachdruͤcklich zu verwei⸗ 
ſen. Es liegt von ſelbſt vor, daß, wenn ſein einziger Kahn einem 
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Fifcherwirth , oder einem Adersmann, der beffelben bei gewoͤhn⸗ 
Tih eintretenden Ueberſchwemmungen nothwendig bedarf, abges 
pfändet wird, er in feinem Nahrungsftande durchaus geftört wird, 
und daß daher, wenn dies wegen Gerichtsgebühren geſchieht, der 
Richter die Geſetze unverantwortlich uͤberſchreitet. Es find daher 
dem Bittfteller fofort fimmtliche Gerichtskoſten, welche ihm zur 
Laft gelegt find, niederzufchlagen und die bereits erecutivifch beige 
triebenen zu erftatten, und ift, wenn er dadurch nicht in den 
"Stand gefegt wird, einen andern Fifcherfahn ſich anzufchaffen, 
das dazu noch erforderliche Geld aus der Salariensdffe des Juſtiz⸗ 
amts baar zuzufchießen. 

Ob der Kahn im Spätherbft oder im Sommer abgepfändet 
worden, ift ganz gleichgültig, weil der Bittfteller, um fich und 
feine Familie zu erhalten, auch im Spätherbfte des Kahns bedarf 
und fich feinen neuen zum Sommer anfchaffen kann. Eben fo uns 
“erheblich ift es, daß der Bittfteller nicht um Terminalzahlungen ' 
nachgefucht hat, weil es eben fo fehr die Pflicht des Juſtizamts 
war, die Vorfchriften wegen der Erhaltung der Unterthanen im 
Nahrungsftande, als die wegen Beitreibung der Gerichtskoften zu 
berückfichtigen, und es jener Nachfuchung überdies gar nicht bes 
durfte, wenn der, Executor berichtet hätte, daß fein zuläffiges Obs 
ject zur Auspfändung wegen der Gerichtskoſten vorhanden fei. 

Hiernach hat das K. Ober » Kandesgericht das gedachte Zuftizamt 
nachdruͤcklichſt zu rectificiren. Es ift Sr. Meajeftät ganz beftimms 
ter Wille, daß Unterthanen wegen der Gerichtsfoften nicht außer. 
Nahrungsftand gefeßt werden follen, und wird das Juſtiz-Mini⸗ 
fterium auf diefe Allerhächfte Willensmeinung um fo ftrenger hals 
ten, als es nicht zugeben darf, daß die Gerichtsbehörden durch 
ſolche Bedruͤckungen ſich verhaßt machen und das Vertrauen und 
die Achtung des Publicums verlieren. Je entfernter eine Pro; 
vinz von der Hauptſtadt iſt, defto ſchwerer ift für die Unterthanen 
die Befchwerde gegen folche Bedruͤckungen, defto angelegentlicher- 
aber auch die Pflicht der Königl.. Ober » Landesgerichte, mit der 
größten Aufmerkſamkeit, mit dem ftrengften Ernft auf folhe Il⸗ 
fegalitäten der ihnen untergeordneten Gerichte zu wachen und 
Richter und Erecutoren, welche derfelben ſich fchuldig machen, 
nad aller Strenge zu behandeln. Es ift dem Juſtiz-Miniſterio 
erfreulich, daß das Königl. Ober Landesgericht in einem frühern 
alle Hiernach verfahren ift, und wird daffelbe aufgefordert, hier; 
nad) zu verfahren und dadurch das Juſtiz⸗Miniſterium der Noths 
wendigkeit zu überheben, an Gerichtsperfonen, die .hiergegen vers 
fiogen, ein nachdrückliches Erempel zu ftatuiren. 

Die Befchwerde des ꝛc. N. erfolgt anbei urfchriftlich zurück, 
ift aber baldigſt zuräcdzureichen, mit der Anzeige ,- wie diefem Ne; 
feripte genügt worden. | 

Berlin, den 7. Decbr. 1831. (v. 8. J. Bd. 38. &.452,) 
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S. 623. 624. ‚ Berpfliheung des nachfolgenden Datrimonial + Juride 
—— zur Erſtattung der vor ſeinem Beſitz eutſtandenen Eriminal⸗ 


Die Verbindlichkeit zur Erſtattung der baaren Auslagen in 
Unterſuchungsſachen, welche den Patrimonialgerichtsherren obs 
liegt, iſt eine beſtaͤndige, auf dem Dominio haftende Laſt und 
Real⸗-Verbindlichkeit, die von jedem Beſitzer des Dominii gefor⸗ 
dert werden kann, und nach der allgemeinen Hypotheken⸗Ord⸗ 
nung Tit. J. $. 48, der Eintragung in das Hypothekenbuch nicht 
bedarf. Da nun folhe baare Auslagen nicht eher liquid und 
fällig werden, als bis fie liquidirt und feftgeftelle worden, folglich 
auch nicht eher eingefordert werden können und dürfen; fo ergiebt 
ſich daraus, daß derjenige Befiger des Domini, während deſſen 
Beſitz jene Liquidation und Feftftellung erfolgt, mit Vorbehalt des 
etwanigen Negrefies gegen feinen Vorbefiger, zu deren Zahlung 
verbunden ift. | 

Dieſemnach ftellt ſich Ihre Befchwerde vom 20. Auguſt c. 
über die von Ihnen, als Befiser des Guts Ezerniß, geforderten 
Koften, in Unterfuchungsfachen wider Ignaz Wieczoreck und Cons 
forten, als ungegründet dar, 

Berlin, den 19. Detbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 302.) 
I) u 


$. 623. 624. Standetherren, welche die Eriminal « Gerichtsbarkeit 
nicht ‚befisen, find zur Zragung der Koften der General s Unterfuhung 
nicht verpflichtet. 


Einer Könige. Hochlöblihen Regierung eröffne ich auf das 
Schreiben vom 29. v. M., | | 

die Beftreitung der Koften bei den durch Standesherrliche 

Suftizämter geführten General; Unterfuchungen betreffend, 
daß ich mich zwar unter dem 22. Juni d. J. für die Schuldigkeit 
des Herrn Fürften N. N. zur Uebernahme der Koften der Gene 
ral⸗ Unterfuchungen in Straffachen, mit welchen das Juſtizamt 
N. N. befaßt gemwefen, erklärt habe; daß ich aber nunmehr, nach: 
dem alle Verhältniffe der Sache näher vorgetragen worden, die 
Meigerung des Herrn Fuͤrſten N. N. zur Uebernahme folcher Kos 
ften für begründet halte. Es ift allerdings durch die Allerhöchfte 
Cabinets⸗Ordre vom 9. Juni 1821, mittelft welcher die Fürfts 
lich NNſchen Herrfhaften N. N. und N. N. zu einer Standes: 
herifchaft erhoben worden, beftimmt, daß auf diefe Standesherr, 
ſchaft die Grundfäge der Verordnnngen vom 21. Suni 1815 und 
30. Mai 1820, betreffend die Standesherrlichen Verhältniffe, ans 
gewendet werden follen; aus beiden Verordnungen aber geht die 
Verbindlichkeit hervor zur Uebernahme der fraglichen Koften für 
Standesherren, welche in Provinzen liegen, wo die Allg. Preuß. 
Eriminals Ordnung eingeführt und aus welcher die gedachte Ver: 
bindlichkeit für die Standesherren abgeleitet iſ. In der Provinz, 
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worin die Herrſchaften N. N. liegen, iſt aber die Allg. Crim. 
Ordn. nicht eingefuͤhrt, daher kann man aus ihr zum Nachtheile 
des Herrn Fuͤrſten N. N. auch die fragliche Verbindlichkeit um ſo 
weniger deduciren, als die einzige Stelle, von welcher auf die 
Guͤltigkeit der Allg. Crim. Ordn. in den ſtandesherrlichen Gebie— 
ten, in welchen die Preußiſche Geſetzgebung uͤberhaupt noch nicht 
eingeführt worden iſt, geſchloſſen werden koͤnnte, der $. 43. der 
Inſtruction vom 30. Mai 1820, ihrer Natur nach, ſich nur bei 
der Criminalgerichtsbarkeit findet, dieſer ganze $. aber, geſetzt, 
ihm koͤnnte auch eine fo weite Ausdehnung beigelegt werden, auf 
die obgedachten Fürftlih NNſchen Herrfchaften keine Anwendung 
findet, mithin jede Anwendbarkeit der Vorfchriften der Allg. Crim. 
DHrdn. auf den Herrn Fürften N. N. als Befiger der mehrmals 
erwähnten Herrfchaften von felbft wegfälft, und dagegen lediglich 
die Grundſaͤtze des gemeinen bdeutfchen Nechts eintreten, nach 
welchen nur der Criminalgerichts⸗Inhaber die in Frage ftchenden 
Koften tragen muß. Menn gleich durch eine Herzoglih Nafs 

fauifche Verordnung vom 4. Decbr. 1809 den Standesherrlihen 
Suftizämtern die Koften der General; Unterfuchungen zur Laſt ges 
legt worden; fo kann doch diefe Verordnung dem Herrn Fürften 
N. N. nicht entgegengefegt werden, weil feine Standesherrfchaft 
erft im Jahre 1821 creire und auf diefe nur die Verordnung vom. ' 
21. Suni 1815, mit der Inſtruction vom 30. Mai 1820, für 
anwendbar erklärt worden ift. 

Es find diefemnad) die fraglichen Koften-aus dem Eriminalfonds 
zu beftreiten, und hat die Königl. Regierung hiervon den Herrn 
Fürften N. N. in Kenntniß zu ſetzen. 

Berlin, den 29. Dctbr. 1830, (0.8.9. Bd. 36. ©. 344.) 


An Ä | 
die Könige. Wohlloͤbliche Regierung zu Coblenz. 


g. 623. 624. ‚. Koftentragung des fori delicti commissi, wenn das 
. forum domicilii des Verbrechers im Großherzogthum Pofen ift. 


Auf den, von dem erften und dem Criminal» Senate des 
König. Dber s Landesgerihts am 25. Dctober c.  erftatteten 
Bericht, 

die Koftentragung in den Fällen betreffend, in welchen von 

einem fchlefifhen Gerichte ein Verbrechen zur Unterfuchung 

gezogen ift, das in der Provinz Schlefien von einem Indivi⸗ 

duo aus dem Großherzogthum Pofen verübt worden, | 
wird dem Eolfegio zur Nefolution ertheilt: daß von den bisherigen 
Grundfägeh nicht abgegangen werben kann. 
Der $. 624. der Criminal» Ordnung fegt einen perfönlichen 
Serichtsftand voraus, auf welchen zurückgegangen werden kann, 
Es ift aber nicht zweifelhaft, daß auf ein forum domicilii in 
einer Provinz, in welcher ohne Unterfchied die Koſten bei Unter 
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fuhungen, welche dort vorfallen, aus öffentlichen Fonds berichtigt 
werden, nicht von einem einzelnen foro delicti commissi einer 
andern Provinz zurückgegangen werden fann, weil jenes forum 
domicilii überhaupt feine Verbindlichkeit zur Tragung der Koften 
hat. Ein folhes forum domicilii muß ald Ausland angefehen 
werden, und wenn der Zeitpunft unmittelbar vor der Vereinigung 
ſolcher Provinzen mit Preußen ins Ange gefaßt wird, fo ift auch 
feine Erſchwerung für dad forum delicti commissi herbeiges 
führt worden. Auch nach gemeinem Rechte hat das Gericht, vor 
welches die Unterfuchung gehört, die fubfidiarifche Kaft der Koftens - 
tragung, und deßhalb ift auch im $. 623 1.c. des fori delicti 
commissi hauptfächlih gedacht. ° Des Triminalfonds gefchieht 
in diefem $. nur deßhalb Erwähnung, weil derfelbe in mehreren 
Fällen ex speciali fundamento eintritt, nicht aber da, wo ein 
forum delicti commissi überhanpt dazu verbindlich ift. 
Berlin, den 3. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 343.) 


$. 623. Verbindlichkeit zur fubfidiarifchen Tragung der Eriminaltoften In 
den verfihiedenen Provinzen. 
- Sn der Unterfuchungsfache wider die verehelichte Anna Mas 
rin Bommert, alias Johanna Lenz, wird dem Königl, Kammer: 
gericht bei abfchriftlicher Zufertigung des Berichts des Criminal: 
Senats des Ober » Landesgerichtd zu Marienwerder vom 7. 
v. M. eröffnet, dag der hiefige Magiſtrat fich nicht entziehen 
kann, die verfaffungsmäßigen Graudenzer Alimentationsgelder zu 
bezahlen. 
Ge Verbindlichkeit der ſubſidiariſch Werpflichteten muß nach 
den Grundfägen der Provinz fich modificiren, wo die Unterfuchung 
geführt und die Strafe vollftredit wird; es fommt mithin darauf 
nicht an, daß in hiefiger Provinz bei der Vollſtreckung in Zuchthäus 
fern eine Zufchußalimente gezahlt werden. Syn ähnlichen Fällen. 
find daher auch die Meagifträte biesfeitiger Provinzen angehatten 
worden, diefen Forderungen zu genügen, 
— iſt daher an den hieſigen Magiſtrat das Noͤthige zu 
erlaſſen. | 
Berlin, den 7. Septbr. 1830. (v. K. J. Sb. 36. &. 175.) 


. 623. N } . f ins 
5 * Mu un — unterſuchungskoſten iſt * Perovin⸗ 
Dem Antrage bed Magiſtrats zu Elbing in der Vorftellung 
vm8vu.M, 
wegen Erftattung der, von der dortigen Kämmerei in der 
Criminal» Unterfuchungsfache wider den Tifchlergefellen N. N. 
gezahlten Koften, aus dem König. Malefizfonds, 
kann nicht deferirt werden, | 


* 
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. Der Zuftigminifter ift micht berechtigt, die Verfaſſung einer 
"Provinz auf die andere zu übertragen, auch würde durch ein ſol⸗ 
ches Verfahren eine Provinzial: Berfaffung aufhören das zu fein, 
was fchon der Name derfelden ausfpricht. 


Die Verordnung vom 6. Januar 1816 hat allein die im 
Schleſien bezangenen fogenannten delicta publica zum Gegens 
ftande. - 


Berlin, den 3. März 1831. (5. K. J. B. 37. ©. 132.) 
An | 
den Magiftrat zu Elbing. 


$. 623. 624. Cubfiniarifhe Koftenverhaftung ber In verfihledenen Yro« 


vinzen gelegenen fora domicilii und delicti commissi. 


Der $. 624. der Erim. Ordn., welcher bei einem beftimmten 
perfönlichen Gerichtöftande den Verbrecher innerhalb Landes dies 
fem die unerfäßlichen Koften mit Ausfchluß derer, welche durch Er⸗ 
hebung und -Ausmittelung des Thatbeſtandes verurfacht werden, 
auferlegt, ift bisher dann nicht zur Anwendung gefommen, wenn 
die fora domicilii et delicti commissi in verfchiedenen Provin- 
zen lagen, bie in Bezug auf Triminalverwaltung nicht gleichartig 
organifirt waren, 


Des Königs Majeftät Haben auf den Bericht des Yuftiz: Mi- 
nifterii zu befehlen geruhet, daß die $. 623 und 624. der Crim. 
Drdn. auch für diefen Fall Anwendung finden follen, daß mithin 
der Eriminalfonds desjenigen Gerichts, welchem die Criminalge⸗ 
richtöbarfeit der betreffenden Patrimonialgerichtsherren uͤberwieſen 
worden, es fei ald foruın delicti commissi oder domicilii, die 
gefelich beſtimmte Koftenrate entrichten mäffe, wogegen fi von 
ſelbſt verftehe, daß dies Gericht ald forum delieti vommissi wis 
der einen in einer andern Provinz wohnhaften Verbrecher von der 
perfönlichen Gerichtsobrigkeit deffelden den Erſatz ihrer Koftenrate 
zu fordern häbe, | 

Das Königl. Ober » Landesgericht ıc. hat fih nach diefer Aller: - 
höchften Beftimmung für die Zukunft zu achten, und wird bei dies 
fer Gelegenheit an die Grundfäge des Neferipts vom 29. Septbr, 
1826 (Jahrb. Bd. 28. S. 118.) erinnert, nad) welchen ein jedes 
Dber s Landesgericht die in feinem Bezirk erwachfenen Koften aus 
feinem Eriminalfonds zu entnehmen hat, wenn auch nad dem 
Vorftehenden der Triminalfonds einer andern Provinz zu diefer 
Zahlung verpflichtet fein follte. 


Berlin, den 24. Auguſt 1831. (v. 8.3. 8.38. ©. 162.) 
Ba der Juſtiz. 
"Sad, 
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$. 623. 624. Suhfiviarifde Berbaftung der Orssobrigtett des Bohn- 


orts des uebertreters für die Koften der Polizel⸗Unterſuchung 
Das Minifterium des Innern und der Polizei hat. unterm 


16. Juni 1828 in der polizeilichen Unterfuchungsfache wider den 


u N. den Grundfag aufgeftellt: 
„daß die bei polizeilichen Vergehen durch die Unterfuchung 


der Polizei s Obrigkeit entftichenden und von dem Contra, 


venienten wegen Unvermögens nicht zu erjegenden Koften 
nad) der Analogie der Crim. Ordn. $. 623 seq. von der Por 
fizei- Obrigkeit des Orts, an welchem der Beftrafte fein Dos 
micil habe, zu erftatten feien. — 


Gegen diefen Grundſatz ſind jedoch mehrmals Zweifel erhoben 


worden, und das Miniſterium des Innern und der Polizei hat 
ſich gegenwärtig mit dem Juſtiz⸗-Miniſterio dahin geeinigt, daß 


eine folhe Analogie nicht Statt finden koͤnne, vielmehr auf dem 


Stunde: 

weil die Gefege eine folche Erftattung in polizeilichen Unters 

fuchungsfachen nicht ausdrücklich vorfchreiben, 
ein Anfpruch darauf nicht fernerhin anzuerkennen fei. 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß hierdurch die Wors 
ſchriften in Betreff der Erſtattung von Unterſtuͤtzungen an Arme, 
ſo wie die Koſten, welche aus der Detention und dem Transport 
der Bettler und Vagabonden entſtehen, überall nicht berühre 
werben. 

Indem hiernach bie Beſtimmungen des Reſcripts vom 16. 
Suni 1828 aufgehoben werden, wird die Königl. Regierung zus 
gleich angewieſen, den nunmehr angenommenen Grundſatz zu ber 
folgen, wonach die Polizei Obrigkeit des Orts, wo das Polizei s 
vergehen begangen worden, feinen Anſpruch auf Erftattung von 
Detentiong s und Unterfuchungskoften gegen die DO 
des Wohnorts des Uebertreters hat. 

Das gegenwärtige Reſcript ift nicht allein den Regierungen 

zu Sranffure und Breslau, welche zu feiner Zeit von dem gedach⸗ 

ten Reſcript Kenntniß erhalten haben , fondern auch den übrigen 

Regierungen, im deren Bezirk die Polizei » Gerichtöbarfeit noch 

ganz oder an einzelnen Orten durch Privatperſonen ausgeuͤbt wird, 

zur Nachricht und Achtung mitgetheilt worden. 
Berlin, den 8. debr. 1832, 


Der Minifter des Innern und der Pal 
v. Brenn. 


—— Verfuͤgung iſt durch Abdruck in den Jahrbuͤchern 
dur Kenntniß und Nachachtung ſaͤmmtlicher Gerichtsbehoͤrden zu 
ringen. 
Berlin, den 20. Febr. 1832. (v. K. J. Bd. 30. S. 215.) 


A 
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” 623 la. i = 
$ | —— —— * — S sur Tragung der Koften bei 
| ‚Der Criminal: Senat des Königl. Ober » Landesgerichts wird 
aus dem Berichte des Gerihtsamts H. vom 30. Juni c. erfehen, 
dag der Geheimerarh DI. über die Beftimmung des Collegiums in 
der Verfügung vom 4. Mai d. J., 
daß die unvermeidlichen Koften der Unterfuchung Kleiner Holz⸗ 
diebftähle nicht dem foro domicilii, fondern dem foro de- 
licti commissi bei dem Unvermögen des Werurtheilten zur, 
Laft fallen, 
Beſchwerde erhoben hat. 


Der Suftizminifter nimmt hieraus Veranlaffung, dem Eris 
en des Königl. Ober » Landesgerichts Folgendes zu er, 
en. | 
Zu den bloßen fisfalifhen oder polizeilichen Unterfuchungen 
koͤnnen die Unterfuchungen nicht gerechnet werden, welche wegen 
Holzdiebftahls eingeleitet worden, obgleich) das Gefek vom 7. Juni 
1821 für die Inſtruction und Entfcheidung derfelben ein befonde, 
res, abgefürztes Verfahren angeordnet hat. 

Da in diefem Geſetz wegen ber fubfidiarifchen Verhaftung 
für die in folhen Unterfuhungen entftehenden baaren Auslagen 
nichts Beſonderes feftgefeßt ift, fo müffen in dieſer Nückficht die 
Vorſchriften über die fubfidiarifhe Tragung der Koften in andern. 
Diebftahläunterfuhungen ihre Anwendung finden, d. h. es müffen 
auch hier die Grundfäge entfcheiden, welche die Erim. Ordn. 
$. 623 u. f. allgemein aufftellt. | 

Damit ftimmt aud) der $. 5. des Gefeges vom 7. Juni 1821 
überein. | Fr 
Hier ift nur für den Fall etwas Eigenthämliches beftimmt, 
wenn der Waldeigenthämer begehrt, daß der Vernrtheilte bie er, 
kannte Gefängnißftrafe durch Forftarbeit abbuͤße. In diefem 
Falle fol er jedesmal die Koften der Verpflegung übernehmen, in 
jedem andern Falle follen dagegen die Koften aus denfelben Fonds - 
getragen werden, wie bei andern Strafgefangenen. — 


Dies laͤßt keine andere Deutung zu, als daß da, wo die 
Erim. Ordn. Gültigkeit hat, auch nach Maaßgabe der darin ent- 
haltenen- oben erwähnten Beftimmungen der Punkt über die fubr 
fidiarifche Verpflichtung zu den Koften entfchieden werde, 

Wenn in dem $. 5. des Geſetzes vom 7. Juni 1821 ge: 
fagt ift, : | 

die Verpflegung der Verurtheilten im Gefängniß fei als 

eine Laft der Gerichtsbarkeit zu betrachten ; 
fo ift Hiermit, wie eben jener Nachſatz, 

dag fie aus denfelben Fonds zu leiſten fei, aus welchen 

= andere Strafgefangene verpflegt werden ug | 
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beweiſt, gerade nur die Gerichtsbarkeit gemeint, welcher bie all 
gemeinen Gefege die Verbindlichkeit dazu auflegen, alfo diefelbe 
Gerichtsbarkeit wie bei andern Diebftahls » Unterfuchungeen. 

Das Reſcript vom 15; Octbr. 1821, welches etwas Anderes 
‚feftfegt, wird demnach zuruͤckgenommen, und der, Criminal Ges 
nat des Königl. Ober » Landesgerichts angemwiefen, nad) den vors 
ftehenden gefeglihen Worfchriften die Beſchwerden zu erledigen und 
das Gerichtsamt H. zu befcheiden. 

Es verſteht ſich übrigens, daß nach $. 34. des Geſetzes vom 
7. Juni 1821 bei der Unterſuchung und Aburtelung der einfachen 
KHolzdiebftähle überhaupt Feine Sporteln Statt finden, und nad 
dem Nefer. vom 17. Febr. 1823 (Jahrb. Bd. 21, ©, 328.) im 
Unvermögensfalle des Verurtheilten fogar Copialien und Meilen 
gelder außer Anſatz bleiben müffen. 

Berlin, den 27. Aug. 1832. (u K. J. Bd. 40. ©. 267.) 


$. 623. 624. Graͤnzen der fubfidiarifchen Werbindlichtelt der Gerichts 
obrigkelten zur Zragung der Eriminaltoften. 

Die Remonſtration des Stadtgerichtd zu A. gegen die Ver, 
fügung des Criminal: Senats des Königl. Ober + Landesgerichts 
vom 20. Septbr. c. in der Unterfuchungsfache wider den Knecht 
G. und Genoffen, wegen Vertheilung der nach ergangenem Eri 
kenntniſſe entftandenen Transport» und: Bekleidungskoften der zur 
Strafanftalt abzuführenden Verbrecher, in dem abfchriftlich bei— 
liegenden Berichte, kann der Juſtizminiſter nur für begründet er- 
achten.‘ Die Beftimmung des Erkenntniffes über die Vertheilung 
der unerfäßlichen Koften der Unterfuchung unter die verfchiedenen 
fubfidiarifch verpflichteten Gerichtsobrigkeiten, darf auf Koften, 
welche fpäter nach diefem Erkenntniſſe entftanden find, eben fo 
wenig, wie z. B. auf Koften einer fernern Inſtanz, angewandt 
werden. Die Koften des Transports zur Strafanftalt und die 
der dazu nöthigen Bekleidung trägt jeder Snculpat, resp. die ſub— 
fidiarifch verpflichtete Gerichtsobrigkeit für fih, und eine folidari 
fhe Verhaftung der verfchiedenen Gerichtsobrigkeiten mehrerer 

Inculpaten findet nach $. 623 u. f. der Erim. Ordn. nicht Statt. 
Der Eriminal: Senat des Königl. Ober » Landesgerichts hat 
hiernach die Koften anderweit zu vertheilen und das Stadtgericht 
zu A. zu befcheiden. 

Berlin, den 3. Novbr. 1832, (v. 8.5. Bd.40. S. 513,) 


8. 624. Vereihnung der Koften des Zharbeftandes. 
Auf die Anfrage im Berichte vom 6. v. M., 
‚welche Koften zu denen des Thatbeftandes in Criminal »Unter- 
ſuchungen zu fechneh feien? Ä 
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wird dem Eriminal» Senat des Königl. Ober sLandesgerichts zum 


Beſcheide ertheilt: daß der Suftizminifter | 
diejenigen Koften, welche erwachfen, wenn die Verbrecher 
zur Feſtſtellung des Ihatbeftandes an den Ort des began, 
genen Verbrechens transportirt werden, und der Unterfus 
chungs⸗ Richter dahin reifen muß, 
für ſolche hält, bei welchen die Verpflichtung des fori delicti 
commissi in Bezug auf die Koften eintritt, und auch die Neifes 
foften und Diäten des Richters des Orts, an dem das Verbre— 
hen begangen worden, der den Snculpaten feftgenommen und 
den Thatbeftand ausgemittelt hat, nicht zu denen gerechnet wers 
den können, welche dem foro domicilii zur Laft fallen. 
Berlin, den 7. Septbr. 1830. (v. K. 5. Bd.36. S. 171.) 


% 1 


$. 624. BVerpflihtung eines frähern fori domicilii des Ineulpaten fär 
die Eriminalkoften. » 


A. 


Hochwohlgeborner Kerr, 
Hochzugebietender Herr Geheimer Staats: und 
Ssuftizminifter. | 

Die feparirte A. hat im vorigen Jahre einige Monate bei 
mir gedient, ift dann zu dem B. nad) €. gezogen, und wurde 
dort wegen Veruntreuung zur Unterfuchung gezogen. Dabei ermit⸗ 
telte fih, daß die Inculpatin auch mic) beftohlen habe, und fie 
iſt ohne meinen Antrag diefes Diebftahls wegen beftraft, während 
der ꝛch B. auf eine Beftrafung wegen der bei ihm entwendeten Ge 
genftände verzichtet hat. v 

In diefer Unterfuchungsfache find 24 Rthlr. 23 Ser. 8 Pf. 
baare Auslagen entftanden, und diefe werden von mir verlangt, 
weil die A. den Diebftahl in meinem Haufe verübt und damals 
aud in meinem Dienft geftanden, alfo nach dem Neferipte vom 
27. Octbr. 1823 in Worin ihre Domicil gehabt habe. Sich halte 
aber das Dominium Worin zur Zahlung der qu. Koften nicht für 
verbunden, da folche nach $. 624. der Erim. Ordn. und $. 10. des 
Patents vom 8. Septbr. 1804 von dem foro domicili, und 
zwar von demjenigen, welchem die Inculpatin zur Zeit der eroͤff⸗ 
neten Unterfuchung unterworfen war, getragen werden müffen. 
Das Könige. Ober s Landesgericht zu Frankfurt a. d. O. will ſich 
von diefer meiner Anficht nicht Überzeugen, und ich bin daher 
veranlaßt, Ew. Ercellenz unterthänigft zu bitten: 

diefe Behörde hochgeneigteft zu belehren, daß die Stadt C, 

als das leßte forum domicilii der A., und nicht das Do, 

minium Worin, bie qu. 24 Rthlr. 23 Sgr. 8 Pf. zu ent 

richten, habe, * 
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Sollte die Feftftellung des Thatbeftandes Koften veranlagt haben, 
fo werde ich mich zu deren Erftattung nicht weigern. Daß bie 
Vorſchrift $. 624. der Crim. Ordn. nur das neuefte forum do- 
micilii vor Augen hat, und fi nicht auf das zur Zeit der ſchon 
früher begangenen Verbrechen bezieht, erfcheint mir ald unbedenk⸗ 
lich, und ich darf von Ew. Excellenz Gerechtigkeitsliebe hoffen, daß 

mir nicht ohne Noth jene Koften aufgebürdet werden. 


Mit tiefftem Refpect 


Ew. Excellenz 
Worin bei Muͤncheberg, ganz gehorſamſter 
den 21. März 1832. der Rittergutsbefiger 
Ä Karbe. 
B. 


Dem Koͤnigl. Ober » Landesgericht wird hierneben Abfchrift 
einer Beſchwerde des Gutsbefigers Karbe zu Worin, bei Mündes 
berg vom 21. d. M. zugefertigt und dem Collegio dabei Folgendes 
eröffnet: 


In dem Meferipte vom 10, Octbr. 1823. (Jahrb. Bd. 22, 
&. 217.) wird zwar bei der fubfidiarifchen Tragung der Unter; 
fuchurgsfoften ein Unterfchied zwiſchen dem Gerichtöftande des 
Mohnfiges, welchen der Verbrecher zur Zeit der Veruͤbung des 
Verbrechens, und welchen er zur Zeit der eingeleiteten Unterfus 
chung hatte, gemacht, und es find der Gerichtsobrigkeit des letz⸗ 
tern die erſtandenen unerläßlichen Koften nach näherer Beftim: 
mung der Crim. Ordn. zur Laft gelegt worden. Da jedoch ein 
durch Ortöverhäftniffe begründerer Gerichtöftand mit der Veraͤn⸗ 
derung berfelben von felbft aufhört, die Crim. Ordn, keinen Unters 
fchied zwifchen einem frühern und einem fpätern Wohnfige macht, 
wenn fie daher von dem Gerichtäftande des Wohnfiges fpricht, nur 
den zur Zeit der Einleitung der Unterfuchung beftandenen hat bes 
zeichnen können, ugd man daher annehmen muß, daß, fo wie 
die Nußungen der Eriminalgerichtsbarkeit, eben fo die Laften der 
‚Unterfuhung der Gerichtsobrigkeit des letztern zuftehen und resp. 
obliegen follen, fo erfcheint die Befchwerde des Gutäbefigers Karbe 
allerdings gegründet. 


Das Königl. Ober Landesgericht hat ſowohl in diefer Sache 
als in künftigen Ähnlichen nach dem vorftehend entwickelten Grund- 
fage zu verfahren, dem hiernach zur Zahlung der Koften verpflich, 
teten foro domicılii aber zu überlafien, im Nechtswege feine an- 
geblichen Anfprüche an ein früheres foruan domicilii auszuführen. 

Berlin, den 30. März 1832. (v. K. J. 84.39. &. 471.) 


( 
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8.626. ger ung in &ri ; 
y a pflichtung zur Koftentra Sriminalstinte Pr 
gen großj gen rn —5* * Mr de verlichen eg — 


| Der Zuftizminifter kann der Anficht des Criminal; Senats 

des Königl, Ober : Landesgerichts in dem Berichte vom 10. d. M., 
die Befchwerde des Grafen v. ©. auf ©. betreffend, 

welche auch in dem ergangenen Erkenntniffe angenommen ift, daß 

der. Inculpat, Weberburfche Gottfried B., als Vagabonde an- 


zufehen, und demzufolge die nothwendigen Koften in der Unter 


fuhungsfache wider ihn der Gutsherrſchaft ©. als forum delicti 
coınmissi aufzuerlegen feien, nicht beitreten. 

Wenn, mie der Befchwerdeführer behauptet, und in dem 
Bericht des Königl. Ober » Landesgerichts als richtig anerfannt iſt, 
der Gottfried B. noch nirgends einen feften Wohnfig genommen 
hat, und noch unter der väterlichen Gewalt feines zu M. domici- 


lirenden Vaters fteht: fo ift das Forum ſeines Vaters auch fein. 


perfönlicher Gerichtsftand, obgleich er länger ald 3 Sjahre nad 
erreichter Großjaͤhrigkeit außerhalb deffelden zugebracht hat. Diks 
ergiebt fi aus den Vorfchriften. in den $$. 18. 23, und 24, der 
A. G. O. Th. 1. Tit. 2, Darnach begründet der jedeämalige 
Wohnſitz des Vaters zugleich den ordentlichen perſoͤnlichen Gerichts: 


ftand des noch unter feiner Gewalt befindlichen Kindes; Perfonen, 


die unter Eltern ftehen, Finnen nicht eigenmächtig, fondern nur 
mit ausdrücklicher oder ftillfchweigender Genehmigung defien, dem 
bie Gewalt zufteht, eine Veränderung mit ihrer Perfon vorneb: 
men und ihren perfänlichen Gerichtsſtand verändern, und ihre 
mehr als dreijährige Entfernung vom Orte der Herkunft hebt des; 
halb allein, - weil die vÄterliche Gewalt -beftehen bleibt, ihren Ge: 
richtöftand nicht anf. ” ; 

Der noch unter vÄterlicher Gewalt Stehende fann daher nicht 
ald Vagabonde angefehen werden, wenn er, ‚obgleich großjährig, 
3 Sjahre den Gerichtöftand feiner Herkunft verlaffen hat, und bei 
einer Unterfuhung wider ihn trägt, wenn er unvermögend ift, 
die Gerichtsobrigkeit des Orts, wo das Verbrechen begangen wor: 
den, nad) $. 624, der Erim. Ordn. nur die Koften, welche durd) 
Erhebung und Ausmittelung des Ihatbeftandes verurfacht wor: 
den, alle übrigen aber feine ordentliche, perſoͤnliche Gerichtsobrig- 
keit am Wohnort ded Vaters. 

Die anfcheinend entgegenftehenden Vorſchriften in %. 625 


und 626. der wrim. Ordn. müffen mit Nückficht auf die Vorfchrif: 


ten der A. ©. D. über den Gerichtsftand interpretirt werden, und 
dann ergiebt ſich, daß fie den Fall, wo ein Großjähriger noch un- 
ter väterlicher Gewalt fieht, von der im $. 626. ausgefprochenen 
Verpflichtung der Gerichtsohrigkeit des Wohnſitzes des Vaters nicht 
geradezu ausfchliegen. Der $. 625. fagt allgemein, daß dieſe 
Gerichtsobrigkeit eintritt, wenn ein Großjähriger noch keinen fe— 
ften Wohnſitz genommen, und noch nicht 3 Jahre außerhalb bes 


% 
\ 
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Wohnortes feines Vaters zugebracht hat, entfcheider damit aber - 
noch nicht, welche Gerichtsobrigkeit haften foll, wenn der Groß: 
jährige zwar. länger als 3 Sage den Mohnort des Vaters verlafs 
fen hat, jedoch noch unter vÄterliher Gewalt ſteht. Hieruͤber 
entfcheiden vielmehr erft die allegirten $$. der A. G. O. und 9.624. 
‚der Erim. Ordnung. 

Dem Criminal » Senat des Könige. Ober » Landesgerichts 
wird bei Nemiffion der eingefandten Acten aufgegeben, auf diefe 
Meife den Koftenpunkt bei der in Rede ftehenden Unterfuchung 
anderweit zu reguliren. - ar 
Berlin, den 26. April 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©. 563.) 


$. 634. Vereinbarung mit der Großherzoglich » Meklenburg s Strelihſchen 
ar wegen Aufhebung der Kofenvergärtgung in Eivil» und Erimis 
adyen. 


Nefer. vom 12. März (18. Juni) 1830 und Erklärung des 
Minift. der auswärt, Angel. vom 10. Febr. (18. Mai) 
1830. (Vid. zur G. 9.1.7. $. 4— 7.) 


Ä 3u A. Gerichtsgebuͤhren. 
Gebühren-Tare ad A. go 


l ueimãsi 
vom Unterfhungen. ften und Stempel in poligeimäßig gefährs 


a, 
Dem Criminal » Senat des König. Ober » Landesgerichts 
wird auf die Anfrage im Berichte vom 21, d. M., | 
die Koften in polizeimäßig geführten Unterfuchungsfachen bes 
treffend, | 
hiermit Folgendes eröffnet: 

1) Wiederhofte Heine Diebftähle müffen, eben fo wie andere 
Eleine Diedftähle, nur polizeimäßig unterfucht werden, und 
ed kann von dem vermögenden Verurtheilten daher an Kos 
fien ebenfalls nur ein Paufchquantum von 10 Sgr. bis 
2 Rthlr. eingezogen werden. | 

2) Eben diefes findet bei Diebftählen unter erfchwerenden Um⸗ 
ftänden, wobei das Entwendete nur 5 Rthlr oder weniger 
beträgt, nach der Verfügung vom 1, Juli 1825 (Jahrb. 
Bd. 26. ©. 220,) Statt, | 

3) Kleine Betrügereien gehören nicht zu denjenigen Vergehuns 
gen, weshalb nach den beftehenden Gefegen nur eine polizei 
mäßige Unterfuchung Statt findet. Die Verfügung vom 
28. uni c. kann daher auf felbige nicht ausgedehnt werden. 

4) Für das Erfenntniß, welches in dergleichen polizeimäßig ges 
führten Unterfuhungsfachen Als eine Verfügung anzufehen 

| ift, kann nur ein Stempel von 5 Sgr. genommen werden. 

. Berlin, den 30. Septbr. 1830. (v. 8.5. Bd.36. ©. 174.) 


“. 
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RL | | 

In der an den Criminal⸗Senat des Koͤnigl. Ober » Landeß 
gerichtg ergangenen und in dem 71. ‚Hefte der Jahrb. ‚Für bie 
Hyreußiſche Gefeßgebung ©. 174. abgedrudten Verfügung nom 
30. Septbr. d. J., 

ne in polizeimäßig geführten Unterfuchungsfashen be 

treffend, 
iſt unter No. 4. beſtimmt worden, daß für ein Erkenntniß, wel 
ches in dergleichen Unterfuchungsfachen als eine Verfügung anzu⸗ 


ſehen fei, nur ein Stempel von 5 Sgr. genommen werden koͤnne. 


Da jedoch nach dem Stempeltarif vom 7. März 1822 der 
zu den Straf⸗Reſoluten der Finanz» und Polizeibehörden ohne Uns 
terfchied der Strafe zu nehmende Stempel auf 15 Sr. feſtgeſetzt 
worden; fo mäffen die Straffeftfegungen der Gerichte in denen 
von ihnen polizeimäßig geführten Unterſuchungsſachen ebenfalls 
mit einem Stempel von 15 Sgr. belegt werden. | 
Die Verfügung vom 30. Septbr. v. J. wird hiernad abs 
geändert. F 

Berlin, den 31. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. ©. 348,) 


Gebuͤhren⸗Taxe. ad A. N zordre wegen der Koften 
in uͤnterſuchungen der Berge — Se gr a ingnißftrafe von 4 Wo ⸗ 
den oder perbältnigmäßiger Geldbuße bedroht find, | 


2. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium Hat bei der oft ganz unverhäftniß- 
mäßigen Hoͤhe der bei Unterfuchungen geringerer Vergehen auf 
laufenden Gerichtöfoften fich bewogen gefunden, daruͤber des Kb; 
nigs Majeftät aflerunterthänigften Vortrag zu Halten, und Aller: 
Höchftdiefelden haben darauf die abſchriftlich anliegende Cabinets 
Drdre zu erlaffen geruht. Indem das Juſtiz⸗Miniſterium dem 
Koͤnigl. Ober Landesgericht diefe Allerhöchfte Beftimmung eröff- 
net, weifet es daffelbe zugleich an, nad) derfelben nicht allein ſich 
felöft zu achten, fondern auch die dem Eollegio untergeordneten 
Gerichte mit der erforderlichen Anweiſung zu verfehen. In den 
darin bezeichneten geringfügigen Unterfuhungsfadhen ift, wenn 
von einern andern ald dem inquirirenden Gericht das Erfenntniß 
abgefaßt wird, das Pauſchquantum zwifchen beiden Gerichten 
dergeftalt zu.theilen, daß das inguirivende 3, das erfennende 2/3 
deffelben erhalte. In gleicher Art iſt es in dergleichen Sachen In 
zweiter Inſtanz mit dem für diefelbe in Anfag zu bringenden 
Pauſchquantum zu halten, 

Berlin, den 23. Decbr. 1830. 
b 


Ich will, dem Vorſchlage des Juſtiz ⸗ Minifterii vom 14. 
d Mgemaß, die Aufhebung der Sportel⸗Taxe für, bie ſiskali⸗ 


4 
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ſchen Bedienten vom 28. San. 1788 und die allgemeine Anwen: 
dung der, der Crim. Ordn. angehängten Gebühren - Tare genehmi- 
en. Mach diefer foll in fisfalifchen Unterfuchungsfachen in der 
—* nach den niedrigeren Saͤtzen derſelben liquidirt, bei Unter⸗ 
ſuchungen aber uͤber Vergehen, die nur mit Gefaͤngnißſtrafe von 
4 Wochen und darunter, oder mit verhaͤltnißmaͤßiger Geldbuße bes 
droht find, ftatt aller Koften nur ein Paufhquantum von Zehn Ser. 
bis Zwei Rthlr. und die etwanigen baaren Auslagen an Reife» und 
Zehrungskoſten der Beamten und Zeugen in Anſatz gebracht wer: 
den. 4 , \ A 
— den 19. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd 36. S. 341.) 


n Friedrich Wilhelm. 
das Juſtiz⸗Miniſterium. | ı 


Gebuͤhren-Taxe ad A. gg ——— 
in — Unterſuchungen and Der ———————— —— 


| Auf die Anfrage im Bericht vom 11. Maͤrz c. wird dem 

Koͤnigl. Ober » Landesgericht eröffnet, dag das Pauſchquantum in 
fiöfalifchen Unterfuchungen in allen Fällen Anwendung findet, wo 
das als ordentliche Strafe rfannte Strafmaaß eine Awoͤchentliche 
Gefängnißfteafe oder eine Geldſtrafe von 50 Rthlr. nicht über: 
feige; in allen andern Fällen, wo nicht dag Paufchguantum. li 
quidirt, fondern die Criminal s Gebührentare zum Grunde ge 
legt wird, find auch die Inſinuations- und Meilengelder nach 
diefer zu liquidiren, jedod nur in Fällen der Vorladung von Zeus 
gen und Angefchuldigten, nicht aber für Beförderung der Briefe 
zur Doft oder an andere Behörden, bis überhaupt in Anfehung 
der Ermäßigung der Meilengelder anderweitige Beftimmungen ers 
gehen. Sedenfalls ift dahin zu fehen, daß auch bei Borladungen 
in Unterfuhungsfachen, wenn der Bote mehrere Inſinuationen 
auf bderfelben Tour vorzunehmen hat, die nur einmal zu liquis 
divenden Deeilengelder unter die einzelnen Sachen vertheilt wer: 
ben. 

Derlin, den 6. Mai 1831. (0.8.5. 80.37. ©. 424.) 


b. 

Dem Könige. Kammergerichte wird auf den Vericht vom 
10. März c. eröffnet, daß das — in fiskaliſchen Un⸗ 
terſuchungsſachen nicht blos in den Faͤllen, wo die angedrohte 
Strafe als Maximum 4 Wochen beträgt, ſondern auch in allen 
denen zu nehmen ift, wo nicht über 4 Wochen oder eine Geldbuße 
von 50 Rthlr. als ordentliche Strafe erfannt wird. Das Porto 
und etwa vorkommende Sinfertionsgebühren koͤnnen noch außer 
dem Paufchquanto in Anfag gebracht werden, nicht aber die Mei⸗ 


’ 
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fengelder , vielmehr ift dafür dem Boten in Gemäßheit des Ne: 
feriptd vom 29. Mai 1816. (Jahrb. Bd. 8. ©. 40.) ein Theil 
des Paufchquanti anzumeifen. Den Juſtzi⸗Commiſſarien, ald Ver: 
theidigern, iſt in den hier in Rede ſtehenden Unterfuchungsfachen 
ein Paufhguantum bis zu 2 Rthlr. zu bewilligen, wie ihnen 
dies in Bagatellfachen gleihfalls durch die aligemeine Gebühren- 
tare angemwiefen ift. Eben dies Pauſchquantum gebührt ihnen 
auch nur, wenn fie in diefen Sachen die Nechte des Denuncian: | 
ten wahrnehmen und für diefen Termine abwarten oder Schriften 
ausarbeiten. In Anfehung des neben dem Paufchquantum zu 
adhibirenden Stempeld hat es lediglich bei den Worfchriften des 
Stempelgefeges fein Bewenden. | 
Derlin, den 6. Mai 1831. (v. 8. J. B. 37. ©. 425.) 


Gebühren Tare ad A. 
in —— wegen — —— ee 
Die im Berichte des Königl, Ober» Landesgerichts vom 11. 
Februar c,, en 5 
wegen bes Koftenfages bei Criminal Unterfuchungen wegen 
geringer Verbrechen und bei fisfalifchen Unterfuchungen, 
ad 1 und 2. aufgeftellten Grundfäge find ganz richtig; was aber 
den Saß sub 3. betrifft, fo können außer dem Paufchquanto nur 
noch Poſtporto, Stempel und etwa vorfommende Inſertionsge— 
buͤhren, nicht aber außerdem noch Kopialien, Meilengelder und 
Inſinuationsgebuͤhren liguidirt werden, vielmehr muß den Beam- 
ten, welche auf dergleichen Emolumente Anfprüche haben, ein 
Theil des Paufchquanti, wie dies in Civilfachen gefchieht, ange: _ 
wieſen werden. 
Berlin, den 9. Mai 1831. (v. 8. J. Bd. 37. ©. 423.) 


Gebühren: Zare ad A. Nies Anwendbarkeit der Allerhoͤchſten Gabı: 
netdösDrdre vom 19. Dechr. 1830 wegen eined Koften» Daufhauanti auf 
die im Wege der Unterfuchung behandelten Injurienprocefle. " 


Menn die Alferhöchfte Cabinets-Ordre vom 19. December 
1830 und das von Ew. Excellenz und Einem Koͤnigl. Höchftver: 
ordneten Juſtiz-⸗Miniſterium unterm 6, Mai d. J. an ung er: 
laſſene declarirende Reſcript fich beſtimmt dahin ausfprechen : 

daß das Paufchquantum von LO Ser. bis 2 Rthlr. in fiska— 

fifchen Unterfuchungen in allen Fällen Anwendung findet, wo 

das als ordentlihe Strafe erfannte Strafmaag eine vier: 
. wöchentliche Gefängnißftrafe oder eine Geldbuße von Funfzig 

Thalern nicht überfteigt, - 
fo muß diefe Beſtimmung, da feine Ausnahme gemacht ift, auch 
auf Synjurienproceffe bezogen werden, die im Wege der fiska⸗ 
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lifchen Unterfuchung behandelte werden. Erwaͤgt man aber, daß 
bei dem Anſatze der Koften in Injurienſachen, die im gewoͤhnli⸗ 
chen Eivilproceffe verhandelt werden, nach der Civil» Sporteltaxe der 
Betrag der Koften incl. Eopialien und Botengebühren nebft Mei: 
Iengeldern felbft in den geringfügigften Sachen, das Paufchquans 
tum von 10 Sgr. big 2 Rthlr. meiſtens Überfteigt, daß ferner bei 
den ſchwankenden und gelinden Strafbeftimmungen in Injurien— 
fahen die erfannte Strafe, felbft bei deren Einleitung im Wege 
ber fisfalifchen Unterfuchung, felten das Strafmaaß von vierwoͤ⸗ 
chentlicher Gefaͤngniß⸗ oder Funfzig Thalern Geldbuße Überfteigen 
dürfte; fo ergiebt fih daraus die unmittelbare Folge, 

daß derjenige, welcher fich einer Injurie unter fo erfchweren; 

den Umftänden fchuldig macht, daß gegen ihn eine Unter— 

fuhung begründet ift, in den meiften Fällen in Betreff der 

Koftenzahlung viel beſſer wegkommt, als der, welcher bei 

Begehung einer leichten Injurie viel weniger ſtrafbar gehans 

beit hat. \ 

Da nun aber die Gefeßgebung, wie fie jeßt ift, mit fehr weni, 
gen Ausnahmen die Abbuͤßung der Injurien duch Geldzahlung 
zulaͤßt; fo wird eben dadurch, und weil es für den Zahlenden 
gleichgültig ift, ob er. eine Summe ald Koften oder. als Strafe 
zahlen muß, der weniger Strafbare in vielen Fällen härter behan: 
delt werden, als der Strafbarere 

Diefes auffallende Mißverhaͤltniß würde uns demnach zu 
ber Meinung veranlaffen, daß es nicht-in der Abficht der Aller; 
höchften Cabinets:DOrdre vom 19. December 1830 gelegen, die 
Herabſetzung der Koften in geringfügigen Unterfuchungen auch auf 
die fiskaliſchen Unterfuchungen in Injurienſachen auszudehnen, 
wenn auf der andern Seite nicht wieder ein Mißverhältniß das 
durch entftände, daß in diefem Falle Diebe, Betrüger und fol: 
he Subjecte, die fih ohne Anwendung befonderer Gewalt felbft 
Recht verfchaffen und fich widerfegen, beffer wegkommen würden, 
als Injurianten, die aus öfters nicht unedlen Motiven ftrafbar 
werden. 

Wenn inzwifchen bisher die Koften in Snjurienfachen, wel: 
he im Wege der fisfalishen Unterfuchung behandelt werden, nach 
der Civil» Sporteltare berechnet find, fo glauben wir, daß es auch 
in der Folge dabei verbleiben koͤnne, bitten jedoch Ew. Ercellenz 
und Ein Königl. Höchftverordnnetes Juſtiz-Miniſterium ganz ge- 
horfamft um hohe Belehrung. 

Königsberg, den 19. Septbr. 1831. 
Das Ober Landesgericht. 


b 


Dem Königl. Ober: Landesgericht wird auf die Anfrage in 
dem Bericht vom 19, v. Mts., | 


rn 
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betreffend die Anwendbarkeit der Allerhoͤchſten Cabinets⸗ 

Ordre vom 19. December v. J. auf die im Wege der fiska, 

lifchen Unterfuchung behandelten Injurienproceſſe, 
hiermit eröffnet, daß die Gebührenfäge, die die gedachte Aller: 
höchfte Cabinets⸗Ordre zuläßt, nicht auf fiskaliſche Unterfuchun: 
gen, wenn ſolche wegen Injurien eingeleitet worden find, Statt 
finden, fondern in diefen ftets nach der Civil: Sporteltare Tiqui- 
dirt werden muß. Denn es würde ein Mißverhältniß fein, wenn 
derjenige, welcher wegen Schwere der verübten Injurien zur fis— 
Ealifchen Unterfuchung gezogen werden muß, nur 2 Rthlr. Koften 
zahlen follte, während derjenige, welcher wegen Teichter Injurien 
im Civilproceffe belangt wird, und wine ganz geringe Strafe er 
leidet, vielleicht das Zehnfache an Koften bezahlen muß. Hier: 
zu koͤmmt, daß bereits durch das Nefeript vom 10. Januar 1816 
Gahrb. Bd. 12. ©, 286.) beftimmt ift, dag feldft in Snjuriens 
fahen Schreib » und Infinuationsgebühren genommen werden koͤn⸗ 
nen, und fie, feldft wenn fie als Bagatellfachen zu behandeln 
find, doch nicht ald Sachen unter 20 Rthlr. betrachtet werben 


en. | 

Entfcheidend aber ift der Umftand, daß die Einleitung zur 
Sporteltare vom Jahre 1815. $. 9. ausdrücklich Über den Koften: 
ſatz in Injurienſachen allgemeine Beftimmungen enthält, und 
nicht feftfeßt, daß ein Unterſchied deshalb eintreten folle, wenn 
die Injurie in Form des fisfalifchen Proceſſes verfolgt wird. Für 
die Allgemeinheit diefer Feftfeßung in Injurienſachen, fie mögen 
im Wege des fisfalifchen oder des ordinairen Proceffes gerügt wer⸗ 
den, fpricht, daß nach dem $. 9. der Einleitung zur Sporteltare 
beftimmt ift, daß die Colonne der Sporteltage durch den Stand - 
des Deleidigten oder Klägers feftgeftellt werden fol, und im $. 216. 
des Anhangs zur Allg. Gerichtsordnung feftgefeßt ift, daß bei Bes 
leidigungen angefehener Perfonen ſtets die fisfalifhe Unterfuchung 
eintreten foll.. | | 

Berlin, den 17. October 1831. 


Cc. 


Dem Koͤnigl. Kammergeriht wird mit Bezug auf die Ver: 
fügung des Jufkiz « Minifteriums vom 6. Maic., 
betreffend das Koſten⸗Pauſchquantum in fisfalifhen Unter 
uchungen 
(Sahrbücher Heft 74. ©. 425.) hiermit befannt gemacht, daß die 
DBeftimmung in diefer Verfügung, wonach in den in Rede ftehen: 
den Unterfuchungsfachen Meilengelder nicht Statt finden follen, 
als wegfallend zu betrachten, und daher nicht zur Anwendung zu 
bringen ift, da durch) das Nefeript vom 16. Januar 1818 (Jahr: 
buͤcher Bd. XL ©. 16.) nachgelaffen ift, in den Sachen, wo ein 
Paufhguantum für Koften feftgefegt ift, Meilengelder anzufegen, 
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und dadurch das in jener Verfügung in Bezug genommene Re: 

feript vom 29, Mai 1816 (Jahrb. Bd. VII. ©. 40.) abgeän: 

dert worden. | | 
Berlin, den 17. October 1831. (v. 8. 3. Bd. 38. ©. 457.) 


Gebühren» Zare adi A. Inwenddatteit des rufsauantıime in fiskali 
are. 


fen Unterfuchungen räcfichtlich der Höhe der 
a ann " 


., ‚Der Criminal» Senat berichtet gehorfamft wegen An: 
feßung von Koften in fisfalifhen Unterfuchungen nad 

"der Allerhöchften Cabinets⸗ Ordre vom 19. Decbr. a. pr. 

Nach der Allerhächften Cabinets⸗Ordre vom 19. Dechr. pr. 

foll bei fisfalifchen Unterfuchungen über Vergehen, welche nur mit 
Gefängnipfttafe von Hier Wochen und darunter, oder mit ver; 
häftnigmäßiger Geldbuße bedroht find, ftatt aller ein Paufchquan; 


tum von 10 Sor. bis 2 Rthlr. nebft den etwanigen baaren Aus 


lagen in Anſatz gebracht werden. Dr 

In einer bei uns ſchwebenden fisfalifchen Unterfuchungsfache 
roider den Erbſchulzen N. zu N. ift der Denunciat in erfter Syn: 
ftanz wegen unbefugter Selbfthälfe und thätlicher Widerfegung 
gegen die Obrigkeit mit einer vierzehntägigen G 
legt worden. | 

Sin der erften Inſtanz find die gewöhnlichen Sporteln zum 
Anſatz gebracht, -und die Berechtigung des Gerichts hierzu unter: 
liegt keinem Bedenken, weil das Vergehen nach $$. 157. 160. 
Tit. 20, Ih. II. des Allg. Landrechts an ſich mit einer mehr als 
vierwöchentlichen Gefängnißftrafe bedroht ift. Weber den Koften- 
anfas in der zweiten Inſtanz aber find Zweifel entftanden. 
Denn da auf das von dem Denunciaten eingewendete Nechtsmit: 


tel das Erfenntniß erfter Sinftanz nur gemildert werden kann; 


fo behauptet ein Theil des Collegii, daß, da in dem beftimmten 
Falle das in Rede ftehende Vergehen in der zweiten In— 
ftanz nur mit-einer vierzehntägigen Gefängnißfteafe bedroht 
ſei, der. Koftenanfaß fich nach der Allerhöchften Cabinets : Ordrg 
vom 19. December pr. beftimmen muͤſſe. / 
Andererfeitd wird hiergegen eingewendet, daß nicht auf den 
Fall, fo wie er ſich nach der Entfcheidung erfter Inſtanz ftellt, 
fondern auf die Strafe geachtet werden müffe, welche in dem 
Geſetze im Allgemeinen für das zur Sprache gefommene Vers 
- gehen angedroht iſt; auch kommt die Unangemeffenheit in Be 
tracht, welche entfteht, wenn die Koftennote erfter Inſtanz von 
derjenigen der zweiten Inſtanz fich bedeutend unterfcheidet. — 
Die Majorität des unterzeichneten Collegii hat fich für die zuerft 
angeführte Anfiht, und zwar um ſo mehr entfchieden, als es im 


— 


efaͤngnißſtrafe bes 
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Geiſte der Allerhöchften Cabines ;DOrdre liege, die Koften möglichft 
zu ermäßigen. 

Da jedoch die Sache nicht ohne Wichtigkeit für ſaͤmmtliche 
Salariencaffen ift, fo bitten Ew. Excellenz und ein Hohes us 
fliz; Minifterium wir hierdurch ganz gehorfamft, um hochgeneigte 
Vorbefcheidung darüber: | 

ob in fistalifchen Unterfuchungsfachen auch bei folchen Ver⸗ 
gehen, welche im Geſetze an fi mit einer höhern Strafe 
als vierwoͤchentlichem Gefängniß; oder verhältnigmäßiger 
‘Geldbuße bedroht find, in zweiter Inſtanz nur das in 
der Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre vom 19. December pr. ans 
geordnete Paufhauantum zum Anfag kommen foll, fobald 
in erfter Inſtanz blos auf eine vierwöchentliche oder noch ge 
ringere Gefängnißftrafe, oder verhäftnigmäßige Geldbuße 
erfannt worden ift, und es fich lediglich um ein von dem De; 
nuunciaten angebrachtes Milderungsgeſuch handelt. 
Breslau, den 21. November 1831. 
Der Eriminal:Senat. 
Ze Be | 
Ä Da die Allerhöchfte Cabinets-Ordre vom 19. Decbr. 1830 
(Jahrb. Bd. 36. S. 432.) fih nur auf Koften in Unterfuchun. 
gen bezieht, in welchen die Angefchuldigten mit einer vierwoͤchent⸗ 
lichen Gefängniß oder verhältnigmäßigen Geldftrafe bedroht find, 
fo fommt es bei Beurtheilung des Koftenpunftes nicht auf die er- 
kannte, fondern auf die gefeglih auf das Vergehen gefete Strafe 
an. Hiernach regulirt fih der Koftenpunkt in beiden Inſtanzen, 
und wird dem Criminal; Senat des König. Ober Landesgerichte 
dies auf die Anfrage vom 21. v. Mts. zur. Nachachtung er; 
öffnet. , 
Berlin, den 12. Dechr 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 454.) 


Gebühren = Zare ad A. Kofenanfay in geringern Eriminal«Unters 
ſuchungen. 


Dem Koͤnigl. Ober⸗-Landesgericht wird auf die Anfrage vom 
31. December v. J. | 

die Koften in fisfalifchen Unterfuchungen betreffend, 
hierdurch -Folgendes eroͤffnet: Die Allerhöchfte Cabinets⸗Ordre 
vom 19. December 1830 Hat feinesweges Criminal⸗, fondern 
allein fistalifche Unterfuchungen zum Gegenftande. Das in ders 
felben feftgeftellte Paufchqguantum der Koften von 10 Sgr. big 
2 Rthlr. bei Vergehungen, die mit Gefängnißftrafe von 4 Wochen 
oder 50 Rthlr. Geldbuße belegt find, kann mithin nur auf die 
im fiskaliſchen Unterfuchungsproceß zu rügenden Vergehungen bi; 
zogen werben. Ä ; 

Sn Eriminalfachen hat es bei den ermäßigten Saͤtzen der, 
der Criminal⸗Ordnung beigefügten Gebührentare fein Bewen— 


, 


MO Alg Crim. Otdn Gebaͤhren -Tare ad A. 


den, bei deren Anwendung der $. 9. der Allgemeinen Anmerkun⸗ 
gen nicht zu Überfehen ift. 
Wie bei polizeimäßig geführten Unterfuchungen der Koſten⸗ 
punkt behandelt werden muͤſſe, iſt im Reſcript vom 30. Sep 
tember 1830 | | 
(Sahrbüher XXXVI 174.) 
beftimmt. Ä | | 
Nach dem Inhalt der mehrgedachten Cabinets -Ordre muß 
aber auch, nad der richtigen Meinung des Collegii, der Grund» 
fag feftgehalten werden, ; 
daß es überall nur auf die in den Geſetzen angedrohte, und 
nicht auf die erfannte und auf den vorliegenden Fall anges 
wendete Strafe ankommt. - 
Betraͤgt mithin die ordentliche Strafe des Geſetzes über vier 
Wochen, oder 50 Rthlr. Geldftrafe, fo find die Koften nach der 
Criminal: Sporteltare zu berechnen, wenn auch die in concreto 
erkannte Strafe jenes Strafmaaß nicht überfteigt, und kommt 
es auf den Unterſchied, ob in concreto eine ordentliche oder au« 
Berodentliche Strafe Statt gefunden hat, nicht weiter an. 
Hiernah hat fih das Königl. Dber » Landesgericht zu 
richten. : | | 
ent, den 9. März 1832, (v. 8. J. Bd. 39. S. 214.) 


ebühren-Zare ad A. j 
G eier AR — serie des Pauſchquautums in Unter 
Auf die Anfragen in dem Berichte vom 4, Juni d. J., ber 
treffend die Anwendung des Paufchquantums ftatt aller Koften 
- in Unterfuchungsfacdhen über geringe Vergehen, wird dem KönigL 
Ober Landesgericht Folgendes eröffnet: oo. 
Die Anfrage zu L No. 1., ob die Allerhoͤchſte Cabiners. 
Ordre vom 19. Decbr. 1830 fih nur auf fisfalifche Unter 
ſuchungen beziehe, oder ob fie auch auf Criminal:, insbefon- 
dere polizeimäßige Unterfuchungen Anwendung finde? 
und zul. u | 
ob es zur Begründung der Anwendbarkeit des Paufchquan- 
tums auf die Höhe der in jedem Falle wirklich erkannten - 
Strafe, oder auf diejenige anfomme, welche in der auf das - 
betreffende Vergehen pafienden gefeglihen Beſtimmung im 
Allgemeinen angegeben fei? | | 
erledigt fich durch das Nefeript vom 9. März 1832 (Jahrb. 
Bd. 39. ©. 214.), wobei es fein Bewenden behält, und wird in 
Betreff der fpeciell aufgeworfenen Frage bemerkt, daß bei relativ 
unbeftimmten Strafen es auf-das maximum der Strafe, ohne 
Rüdfiht darauf, ob auf das letztere auch wirklich erfannt, oder 
der Angefchuldigte vorläufig oder völlig freigefprochen worden, ans 
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fommt, und daß diefer Maaßſtab für den Koſtenpunkt in beiden 
Inſtanzen nach dem Referipte vom 12. Decbr. 1831 
(Sahrb. Bd. 38. S. 456.) 
-entfcheider, wenn auch in erſter Inſtanz unter 4 Wochen erfannt 
worden ift. 0 
Zu II. 1. 2. und 3. des Berihts, das Pauſchquantum bei 
polizeimäßigen Unterfuchungen betreffend, 
ift die Höhe deſſelben, gleichwie in fisfalifchen Unterjuchungen, 
‚auf 10 Sgr. bis 2 Rthlr. zu beftimmen, wie auch in dem Ru 
feripte vom 30. September 1830. 
(Jahrb. Bd. 36. S. 174.). 
ausgefprochen worden. 


Bei Anwendung deffelden kommt es darauf an, ob die polis 
zeimäßigen Unterfuchungsfachen in der fummarifhen Form zu 
verhandeln gewefen und wirklich verhandelt worden find. Eine 
6108 polizeimäßige Unterfuchung findet bei dem zweiten und allen 
folgenden Heinen Diebftählen fo wenig, mie bei den Diebftählen 
unter erfehwerenden Umftänden, Statt, und ift daher hier nicht 
das Paufhquantum anzufegen, fondern nad) der Criminal: Spors 
teltare zu liquidiren. | 


zu IH. ift der Juſtizminiſter räcfihtlih der Frage: welches 

Maag einer Geldftrafe unter der, in der Alferhächften Ca, 

binets⸗Ordre erwähnten, durch den Zufag „verhältnigmäßige” 

bezeichneten Geldbuße zu verftehen fei? 
mit dem Königl. Ober » Landesgericht dahin einverftanden, daß der 
Maafftab des $. 88. a. a. D. deshalb nicht angewendet werden 
kann, weil die gedachte Allerhöchfte Cabinets  Ordre nur von fis⸗ 
Ealifchen Unterfuchungen handelt; daß vielmehr auf Grund der 
analogifhen Beftimmungen in dem $. 253. Anh. und $.87. Tit. 35, 
Theil I. der Allg. Ger. Ordn. und der Meftripte vom 6. Mai 
1831 und 11. Februar ej, a. No. 5. 

Jahrb. Bd. 37. ©. 424. 425. 134, 

das Quantum von 50 Rthlr. Geld in gleichem Verhältniß zu eis 
ner Sefängnißftrafe von 4 Wochen fteht. 


Zu IV. find die baaren Auslagen unter dem Paufhquantum 
ſowohl in fisfalifhen, als polizeilichen Unterfuchungsfachen 

' nicht begriffen. | 
Ueber die Frage, was ald baare Auslagen anzufehen, 
und welche Koften neben dem Pauſchquantum in Anfag 

Ä zu bringen? 
entfcheiden dieſelben Grundfäge, mie hei dem Paufchquantum in 
Civil» Drocepfahen. Es tommen daher, außer den, beifpielsmweife 
in der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 19. Decbr. 1830 auf. 
geführten Reife: und Zchrungskoften der Beamten und Zeugen, 
insbefondere zum Anſatz | 


112 Allg. Crim. Ordn. Gebühren: Tape ad A. 


1) Meilengelder der Boten, und Emballagefoften, gleichviel 
ob ein einzelner Commiffarius, oder ein Gericht die Unter; 
ſuchung führt; | | | 

—— nach einem Pauſchquantum bis zu 

thlr.; 
3) Porto und Stempel; 
und die Caſſe erhebt, wie von allen Koſten, ſo auch von den 
Pauſchquantum Caſſenquote. Dagegen koͤnnen neben dem 
Pauſchquantum nie | 
Eopialiens und Inſinuationsgebuͤhren 

liquidirt werden, es iſt vielmehr ein Theil des Pauſchquantums 
hierauf zu verwenden. 

In unvermögenden Unterfuchungsfachen trägt Fiscus nur 

die unvermeidlichen baaren Auslagen nad) allgemeinen Grund» 


fügen. 

Den fubfidiarifch verpflichteten Serichtsobrigkeiten fallen: bei 
polizeimäßig geführten Unterfuchungen die baaren Auslagen nad) 
- den beftehenden befondern Negulativen zur Laft, jedoch nur in 
der Art, dag übgrall der niedrigere Satz anzuwenden, umd 
wenn nach diefen Negulativen Copialien, Injinuations s und 
Urtels⸗ oder andere Gerichtögebühren anzufegen wären, dafuͤr 
nur der niedriäfte Satz des Paufchquantums, fofern er im Bes 
trage geringer, zu erheben ift. — Kaffenquote ift hierbei auch 
in Schlefien unzufäffig. 

Zu V. Wegen Vertheilung des Paufchquantums unter mehr 
vere Berechtigte, bleibt es bei den in früheren Reſcripten auss 
gefprochenen Grundfägen, welche ſowohl bei den polizeimäs 
ßigen, als fiskalifhen Unterfuchungen anzuwenden find. 

Zu VI. Die aufgeftellte Frage: - 
ob in einer polizelmäßigen oder fiäfalifhen Unterfuchung, 
welche gegen mehrere Angefchuldigte gerichtet iſt, das 

Paufhguantum nur einmal, oder für jeden der Cpmplis - 

con, oder wie fonft in Anfag gebracht werden fol? 

iſt nach der Allerhöchften Cabinets-⸗Ordre vom 19. Decbr. 1830 

dahin zu entfcheiden, daß die jedesmalige Unterfuchung über ein 

Vergehen, welches mit Gefängnißftrafe von 4 Wochen oder 

Geldftrafe von 50 Rthlr. belegt ift, nur einem Paufchquantum 

von 10 Sgr. bis 2 Rthlr. unterworfen ift, gleichviel ob Meh— 

rere an diefem Vergehen Theil genommen haben. J 
Die Concurrenz mehrerer Coinculpaten rechtfertigt nur den 

hoͤchſten Satz des Pauſchquantums, nicht den doppelten oder 

mehrfache Saͤtze. | n 
Dies iſt auch analog den Beſtimmungen der Criminal; 

Sporteltage bei mehreren Coinculpaten. ' 


Berlin, den 3. Novbr. 1832; (v. 8. J. Bd. 40. ©. 551.) 
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. Gebühren Tare ad A. is Srmlin - 
Unterſuchungs ſachen wegen Seemann * — 


Aus der mit dem Bericht v. 15. d. M. abſchriftlich eingereich⸗ 
ten, dem Kaufmann S. daſelbſt ertheilten Reſolution ergiebt ſich, 
daß die auf das Vergehen, welches Gegenſtand der fiskaliſchen Uun- 
terfuchung wider den ıc. ©. war, gefeßte Geldbuße nur 48 Rthlr. 
beträgt. Nach der Allerhöchften Cabinets:Ordre vom 19. Dctbr. 
1830 fann demzufolge, außer den Auslagen, ftatt aller Koften 
nur ein Paufchquantum eintreten. Das Königl. Ober : Landesge; 
richt bemerkt zwar, daß die Geldbuße und der Werth des Confis: 
cats zufammen über 50 Rthlr. betrage. Allein nach der erwaͤhn⸗ 
ten Cabinets⸗Ordre beftimme nur die Geld « oder Gefängnißftrafe, 
die auf ein Vergehen gefeßt iſt, über die Frage, ob an Koften ein 
Pauſchquantum anzufegen oder die Criminal: Gebährentare anzu: 
wenden ift. Der Werth des Confiscats bei Steuer ; Contravens 
tionen kann daher der Geldftrafe nicht zugerechnet werden. Auch 
. bezeichnet das A. L. R. Th. II. Tir. 20. $. 285 u. f. die Confisca; 
tion im Segenfaß der in den 6$. 300 u. f. angeordneten Strafen 
nur als die unmittelbare Civilfolge der Defraudation, welche außer 
der Strafe und ohne Nücficht auf die Zeit der Publication des 
Straferkenntniffes eintritt. | * 

Das Koͤnigl. Ober/-Landesgericht wird daher angewieſen, 
hiernach den Koſtenpunct zu reguliren und den sc. ꝛc. anderweit zu 
befcheiden. \ 

Wegen des zu verwendenden Stempels ift indeß bie Beftim; 
mung des Stempelgefeßes $. IA. Buchſtabe d. zu beachten. ° | 

Berlin, den 28. Decbr. 1832, (v. 8. J. Bd.40. S. 555.) 


Gebühren Tare ad A. No. 4. gie pen Korftrictern — 


Remuneration von 2 Sgr. 6 Bf, finder auf Privat s Forſteigenthuͤmer 
nice Anwendung, 


Auf Ihre Anfrage in der Vorflellung vom 24. v. M. wird 
Ihnen hiermit eröffnet, daß das Nefeript vom 12, Novbr. v. J., 
worin den Forftrichtern für jeden beendigten KHolzdefraudationg > 
Proceß eine Nemuneration von 2 Sgr. 6 Pf. bewilligt worden 
ift, auf Privat : Forfteigenthämer nicht Anwendung findet. 

— ‚ den 3. Auguſt 1830. (v. K. J. Bo 836. ©. 175.) 


n | 
den Herrn Juſtizamtmann N. N. zu Liberoſe. 


Gebuͤhren⸗Taxe ad A. No. 1. u. 8. Gebuͤhren der Unterſuchungs⸗ 
richter bei den Haupt» Steueraͤmtern. 

Auf die Anfrageim Berichte vom 9.d. M. wird dem Königl. ı- 
Dher » Landesgericht zur Nachachtufg, eröffnet: daß den Unterjus 
hungsrichtern bei den Haupt » Steuerämtern in den Fällen, in 
— fie gezwungen find, Reiſen zu unternehmen, > die Ans 
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gefhuldigten zur Tragung der Koften verurtheilt — neben 
dem Honorar 
a. regulativmaͤßige Reiſekoſten und Diäten, 

b. Erſtattung der baaren Auslagen, und 

c. die für Copialien und Botengebuͤhren eingehenden Summen 

zu — ſind. 

Daß die taxmaͤßigen Gebuͤhren in den zur richterlichen Entſchei⸗ 
dung inſtruirten Fällen zu den Salariencaſſen fließen, hat die Der 
fügung vom 20. Juni 1823 (in den Sahrb. Bd. 21. ©. 318., 
Graͤffs ©. Bd. 3. &. 330.) fehen beſtimmt. Für die Fälle, wo 
die Unterfuchungsrichter ihre Verhandlungen nicht bei den Ge 
richten einreichen, enthält die Circularverordnung des Juftiz » und 
Finanzminifters vom 12. Juni 1824 die Beftimmungen wegen 
der Gebühren, Copialien und Auslagen der Commiffarien. 


Berlin, den 22. Octbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. ©. 347.) 


Gebuͤhren⸗Taxe ad A. No. 1.u. 8. Lignidirung der Gebühren 
der Steueramts⸗ Zuftitiarien sur Sportelcaſſe. 

Dem Königl. Ober » Landesgericht wird auf die im Bericht 

vom 4. Mai d. J. gemachten Anfragen, 
betreffend die Liquidirung der Gebühren der Steueramtss 
JJuuſtitiarien, 
zum Beſcheide ertheilt: daß die Meinung derjenigen Mitglieder 
des Collegiums, wonach die taxmaͤßigen Gebühren in allen, von 
den Steueramts: Juflitiarien zur richterlichen Eniſcheidung in⸗ 
ſtruirten Faͤllen zur Sportelcaſſe zu liquidiren ſind, die richtige, 
und dies auch in dem Reſcripte vom 22. Octbr. 1830 klar ausge: 
fprochen if. Es verfteht fich dabei von felbft, daß, wenn der Zus 
ftiz , Commiffarius bei Reifen Diäten und Neifekoften bezieht, für 
die. an diefen Tagen aufgenommenen Verhandlungen nicht außer 
den Gebühren liquidirt werden dürfen. 

Die für Copialien und Botengebühren, fo wie andere Kuss 
lagen, eingehenden Summen müffen zur Berichtigung dieſer 
Auslagen verwendet werden, weil fonft die Sportelcaffe fich auf 
Koften der Unterfuchungsrichter und Boten bereichern würde, und 
eben deßhalb ift auch bei Sachen, wo nur ein Paufchquantum, 
ftatt aller Gebühren, einfchlieglich Copialien und Inſinuationsge⸗ 
bähren, zur Anwendung fommt, ein verhälmigmäßiger Theil der 
für den unterfuchenden Richter überhaupt beftimmten 2/3 wie in Ci⸗ 
vilfachen für die Copialien umd Botengebühren des Unterfuchungss 
richters zu. verwenden. 

Wegen der Stempel: Tantieme entfcheiden die allgemeinen 
Grundfäpe, und es bezieht fe danach derjenige, welcher den 
Stempel für das Erkenntniß beim Ober s — 
* zum anfat bringt, 

/ 
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In unvermögenden Sachen. werden nur die unvermeidlichen 
baaren Auslagen, wozu Copialien und Snfinuationsgebühren nicht 
gehören, fo wie fie Fiscus zu zahlen hat, aus dem Criminalfonds 
entrichtet. ” 

Berlin, den 31. Octbr. 1832, (v. K. J. Bdo. 40. ©. 544) 


Gebuͤhren-Taxe ad A. No, 4. 5.8. | 
gebühren, Erpeditionsgebühren umd Strafooufretumgen — ———— 


| Um die in Unterfuchungsfachen gegen vermögende Verurtheils 
te, insbefondere bei geringeren Straffällen entftehenden Koften, mit 
dem Gegenftande der Unterfuchung in ein angemeffenes Verhaͤltniß 
zu bringen, haben des Koͤnigs Majeſtaͤt auf den Antrag des Ju— 
ſtizminiſters die Saͤtze No. 4. 5 und 8. der, der Crim. Drdn. ans 
gehängten Gebühren s Tare in den niedrigften Sägen dahin zu ers 
mäßigen geruhet, daß of 
für ein Erfenntniß zwei bis zwanzig Thaler, 
für erpedirte — — fuͤnf bis zwanzig Silbergroſchen, 
und an Diäten bei auswärtigen Geſchaͤften, 
für den Richter zwei Thaler, und 
für den Protofollführer ein Thaler 
angefeßt werden follen. 
Diefe Säge find daher von jest an zur Anwendung zu brins 
gen. Dabei wird auf ausdrücklichen Befehl Seiner Majeftät dem, 
Königl. Ober »Landesgerichte zugleich die Vorfchrift des $. 622. der 
Erim. Ordn., in Erinnerung gebracht: dag niemand, der nur 
zur temporairen Strafe verurtheilt worden, wegen Entrichtung 
der Unterfuchungsfoften in feinem Nahrungsftande ruinirt wers 
den foll. | 
de Suftizminifter eröffnet zugleich dem Koͤnigl. Ober s Lanı 
deögerichte bei diefer Veranlaffung, daß er mißfällig wahrgenom⸗ 
men hat, daß hin und wieder Untergerichte Gefängnißftrafe wes 
gen unerheblicher Vergehungen während der Erndte und anderer 
dringenden Arbeitszeit vollftrecken, und dadurch dem. von folcher 
Strafe betroffenen Landmann oft einen fehr bedeutenden Wachs 
theil in feiner Wirthfchaft und in feinem Gewerbe zufügen. 
Das Königl. Ober: Landesgericht. wird daher aufgefordert, 
diefen Uebelftand abzuftellen, und die dennoch zu feiner Kenntnig 
gefommenen Contraventions Fälle ernftlich zu rügen. 


Berlin, den 1. Septbr. 1830. (v. K. J. B. 36. S. 172.) 


Gebühren Zare ad A. No, 4., Sebuͤhten für das zweite Uttel in 
Unterfuchungsfachen. 
Mit Bezug auf den am 22, v. M. erftatteten Bericht, | 
«, betreffend die in Unterfuchungsfachen für das zweite Urtel zu 
zahlenden Gebühren, | — 


> 
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wird dem Konigl. Ober» Landesgerichte eröffnet, daß das Juſtiz ⸗ 
Minifterium genehmigt, daß die Beſtimmung unter No. 15. des 
Regulativs vom 10, Detbr. 1815 in der Art befolgt werde, daß 
in zweiter Inſtanz nur die Hälfte der in erfter Inſtanz angefegten 
Urtelögebühren liquidirt werden könne. | 

Berlin, den 16. Septbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 165.) 


Gebühren » Tare.ad A. No, 8. ad B. No. 4. Diäten für Re⸗ 
ferendarien _ald Gommiffarien, und der Auscultatoren als Metuarien in Uns - 
terſuchungsſachen. 

Da nach der Sporkeltare für die Untergerichte in den gro— 
sen Städten, Abfchn. IV. No. 19, d., Referendarien, welche als 
Commiſſarien außerhalb des Gerichtsfiges in Parteifachen fungi⸗ 
ren, höchftens 1. Rthlr. Diäten erhalten, auch nach der Allerhöchs 
ften Cabinets-Ordre vom 7. Septbr. 1830 auch die Diäten des. 
Protokollfuͤhrers in Criminalfachen, wo die Parteien die Koften 
zu zahlen haben, nur 1 Rthlr. betragen fönnen, und e8 gar nicht 
anzunehmen ift, daß in Sachen, wo Fiscus die Koftenzu zahlen 
hat, höhere Diätenfäge bewilligt werden follten, als in Sachen, 
wo Privatperfonen die Diäten zu vergütigen haben; fo ift das Zus 
ſtiz-Miniſterium damit einverftanden, daß der im Diäten : Regles 
ment vom 28. Juni 1825 sub C. 12. für Neferendarien und Aus; 
eultatoren ausgeſetzte Diätenfas von 1 Rthlr. LO Ser. nur Statt 
findet, wenn die Neferendarien oder Auseultatoren als felbftftäns 
dige Commiffarien fungirt haben. J 
| Dagegen kann das Juſtiz-Miniſterium e8 nicht genehmigen, 
daß das Königl. Ober » Appellationsgericht dem Landgerichts : Auss 
cultator N. N. zu N. für feine Functionen bei der Unterfuchung 
wider die verehelidhte N. nach der unter den Anlagen feiner origi- 
naliter beifommenden Befchwerde vom 11. d. M. befindlichen Ber: 
fuͤgung vom 3. Septbr. c. nur den Diätenfaß von 20 Ser. nach 
G. 15. des Diäten» Regiments zugeftehen will. Denn der Augs 

cultator, der als zweite Gerichtsperfon bei einer Unterjuchung zu: 
gezogen werden muß, ift fein bloßer Protofollführer; er hat die 

Functionen des Criminal: Actuars und muß alfo nach No. 13. c. 

des Reglements 1 Rthlr. Diäten erhalten. 

Hiernach hat das Königl. Ober » Appellationsgericht die Liqui⸗ 
bation des ꝛc. N. N. feftzuftellen und ihn zu befchgiden. 


Berlin, den 24. Octbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 399, 


Gebuͤhren⸗Taxe ad A. No. 8. Diãtenſat der bei Untergerichten 
fungirenden Dber» Landesgerichts⸗ Aſſeſſoren in Eriminalunterfuchungen. 
Auf a Beſchwerde vom 14. Octbr. c., oo. 
über die erfolgte Ermäßigung des Diätenfages in der N'ſchen 
Obductionsſache, 
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wird Ihnen zum VBefcheide ertheilt, daß das Juſtiz⸗Miniſterium 
Ihnen nicht mehr Gebühren geftatten kann, als Ihnen von Geis 
ten des Criminal » Senats des Königl, Ober « Yandesgerichtd zu 
Breslau bewilligt worden find. Denn Sie haben bei dem in 
Rede ſtehenden Gefchäfte nicht ald Ober » Landesgerichts » Affeflor; 
ſondern als Mitglied und Affeffor des dortigen Landgerichts funs 
girt. Die yerfönlihen Nangverhältriffe entſcheiden im vorliegen: 
den Falle nichts. Im Diäten Reglement vom 28. Juni 1825 
ift der Beſtimmung wegen der Diäten der Gerichts Affeloren 
sub C. No. 9. die Beziehung auf C. No. 4 und 5. wegen des 
Ranges nur deshalb hinzugefügt, um Mißdentung der gedachten 
Stellen sub C. No. 4 und 5., wo Mitglieder der Landgerichte 
aufgeführt ſtehen, zu verhüten. ’ 

Dent die Beftimmung ad C. No. 9., daß Untergerihtt +. 
Affefforen nur 1 Rthlr. 15 Sgr. Diäten erhalten follen, koͤnnte, 
ohne diefe Bezugnahme, leicht die Vermuthung veranlaffen, daß 
alle Untergerichts » Affefforen nur diefen Diätenfag bewilligt erbals 
ten fönnten, obgleich sub C. 4 und 5. bemerkt fteht, dag Mit: 
glieder der Rheiniſchen und Pofenfchen Landgerichte, alfo auch die 
bei denſelben angeftellten Aſſeſſoren, 2 Rthlr. Diäter erhalten 
tönnen. In diefer Beziehung it sub C. 9. auf die Nangverhälts 
niffe der sub C. 4 und 5. aufgeführten Beamten geiviefen, wel: 
che die Allerhoͤchſte Cabinets /Ordre vom 6. Febr. 1824 (Geſetz 
fammfung de 1824 ©. 57 und 58.) feftgeftellt hat. | 

Es muß daher bei den Verfügungen des Criminal: Senatd 
des Koͤnigl. Ober » Landesgericht zu Breslau vom 25. Mai und 
30. Septbr. d. J. verbleiben. 


Berlin, den 2. Dechr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 461.) 


B. Gebühren der Subalternen. 


Gebühren: Zare ad B. a; No. 3. Scabinard»Behähren der Aetna⸗ 
rien bei Patrimontalgerichten in Schlefien. 

Dem Criminal: Senat des Königl. Ober » Landesgerichts zu 
Breslau wird auf die Anfrage im Berichte vom 22, v. M. eröff: 
net: daß die aus dem Neglement vom 13. Auguft 1750 (Kornſche 
Sammlung Bd. 5. ©. 478.) entnommene Beſtimmung des Re— 
gulativs vom 10. Octbr. 1815 in Betreff der Scabinats⸗Ge— 
baͤhren, nicht: blos auf Königl. Actuarien, ſondern aud) auf die 
Actuarien der Patrimonialgerichte Anwendung findet; jedoch nur 
auf diejenigen, welche gegenwärtig bereits-eine Beſtallung befigen, 
in. welcher ihnen dies Emolument ausdruͤcklich angewieſen wor— 
den. Denjenigen, welchen eine ſolche Zufiherung nicht ertheilt 
ift, fo mie den von jegt ab anzuftellenden, kann daffelbe eben 
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ſo wenig als den neu angeſtellten Koͤnigl. Actuarien zugeſichert 
werden. 


Berlin, den 27. Decht. 1830. (0.8.3. 80.36. S. 363. 


Gebühren : Zare ad B. d. No.4. 6. ehrungstoften und Gebuͤh⸗ 
ren der Ereeutoren bei den Inauifitgriaten, und Gebähren für Kofteneins 
siehungen, \ 

Dem Königl. Ober ; Appellationsgerichte wird mit Bezugnah⸗ 
me auf die von demfelben an das Sinquifitoriat zu Koronowo ers 
laffene Verfügung vom 2, März d. J. No. 112. eröffnet, wie der 
Suftigminifter zwar mit der Anficht des Collegiums einverftanden 
ift, daß die Referipte vom 3. Juni und 1. Auguft v. J. (Jahrb. 
Bd. 37. ©. 389, und Bd. 38. ©. 126.) für die Executoren bei 
den Sinquifitoriaten Feine Anwendung leiden können, da fie ſich 
blos auf die allgemeine Gebührentare in Civilfachen für die Unter, 
gerichte beziehen, zu welchen letzteren die Inquiſitoriate an fich 
nicht zu rechnen find. Daraus fann jedoch nicht gefolgert wers 
den, daß die Inquifitoriats » Srecutoren überhaupt nicht berechti- 
get feien, Zehrungsfoften für ſich zu liquidiren. 


Die der Crim. Ordn. angehängte Gebührentare feßt uns 
ter Litt. B. d. No. 6. den Boten an Diäten auf Reifen täglich 
16 g&r. oder 20 Sgr. aus; diefelben Diäten find auch den Ins 
quifitoriats » Erecutoren zu bewilligen, jedoch können folche über: 
. haupt nur Statt finden, wenn | 
a. bie Reife des. Executors ein zur Unterfuchung unmittelbates 
Geſchaͤft betrifft, und 


b. die Koften der Unterfuchung nach der Criminal: Gebühren, 
tare — alfo in vermögenden Fällen — liquidirt werden 
können, indem entgegengefeßten Falls dergleichen Diäten nach 
den Beftimmungen des $. 622. der Erim. Ordn. nicht Statt 
finden, und der Erecutor oder Bote fehon.in feinem Gehalte 
oder. fonftigen Einkommen eine Entfchädigung für dergleichen 
Amtsreifen zu fuchen hat, - -- ar 


Wenn dagegen die Neife des Executors fein zur Unterfuchung 
ſelbſt unmittelbar gehöriges Gefhäft betrifft, und namentlich zur 
"&inziehung der Unterfuchungskoften erfolgt, fo ift es nicht ange 
meffen, dem Erecutor die nach der Criminal» Gebührentare zuläfr 
ſigen Diäten zu bewilligen, indem einestheild der hier beftimmte 
Diätenfag ſehr oft mit dem beizutreibenden Objecte in fein richtiges 
Verhaͤltniß kommen wuͤrde, anderntheils die Kofteneinziehung mehr 
für ein Geſchaͤft der Eivilgerichts- Behörden als der Criminal; 
gerichte zu erachten, und daher auch hinfichts der dabei erwach⸗ 
“ fenden Koften, nach gleichen Grundfägen, wie in Eivilfachen zu 
verfahren iſt. 
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Der Juftizminifter beftimme demgemäß, daß fünftig 
a. die, bei Erecutionen wegen Einziehung von Koften in Uns 
terfuchungsjachen, anwachſenden Koften lediglich nach den 
Beſtimmungen der Allgemeinen Gebährentare in Civilſa— 
hen, fowohl von den zur Einziehung der Koften requirir— 
ten Untergerihten, ald auch von den Sinquifitoriaten und 
Dbergerichten angefegt werden; | | 
b. daß dabei die Inquiſitoriate die Allgemeine Gebuͤhrentaxe 
für Obergerichte zur Anwendung bringen, und 
c. daß bei Einziehung der Unterfuchungstoften nicht nur Aber, 
haupt die Allerhöchft angeordneten, milderen Grundfäße 
zu beachten, fondern auch insbefondere darauf zu fehen 
ift, die Einziehungstoften möglichft zu erfparen. | 
Es werden daher die Verfügungen vom 31. Auguft 1813 
Jahrb. Bd. 2, ©. 8.), \ 
nach welcher für die Einziehung von Koften unter 1 Rthlr. 
den Parteien Feine Koften für die Erecutionsverfügung 
und Vollftrefung anzufeßen find, 
fo wie die Verfügungen vom.19. April 1819 und 2, Octbr. 1828 
GGahrb. Bd. 13. ©. 292. und Bd. 32. S. 295.), 
nach welchen die Beitreibung geringer Objecte, wenn dies 
felben nicht mit - andern Executionen in Werbindung ge 
bracht, und dadurch der Koftenbetrag verringert werden 
kann, immer Behörden übertragen wird, die ſich in der 
Nähe des Orts befinden, wo die Erecutionen vorzunehs 
men find, und nad) welchen der Executor, wenn die beis- 
zutreibende Summe 20 Rthlr. oder weniger beträgt, ſtatt 
der Erecutionsgebühren, Reife oder Zehrungs »Koften ein 
nach richterlihem Ermeſſen zu beftimmendes Paufchquans 
tum’ erhalten fol, | f | 
hiermit zur genauen Nachachtung in Erinmerung gebracht. 
Nach diefen Beflimmungen find die Inquiſitoriate und 
Untergerichte mit den nöthigen Anmweifungen zu verfehen. 
Berlin, den 6. Septbr. 1832. (0.8.9. 80.40. S. 273.) 


Gebühren: Tare ad B. d. und e. Beſtellungs⸗ und Botengebühs 
ren für die Behändigung von Erfenntniffen und Wefdrderung von Acten 
finden nicht Statt. 


Dem Königl. Kammergeriht wird auf die, in Veranlaffung 
der Unterfuchungsfache wider die Bübner R'ſchen Eheleute, mit; 
teift Berichts vom 15. v. M. vorgetragene Frage über die Zuläfs 
figkeit des Anfages der DBeftellungsgebühren in Criminals und 
jisfalifhen Unterfuchungen, Folgendes eröffnet. 

Da die Gebührentare für Criminal : Unterfuchungsfachen uf; 
- ter B. d. und c. fpeciell beftimmt, was an Botengebühren genom 
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men merden darf ‚ fo ift e8 nicht erlaubt, einen danach unzulaͤſ⸗ 
figen Anſatz deßhalb zu liguidiren und dadurch zu rechtfertigen, 
weil ihn die Civil: Sporteltare enthält. " 


Dem zufolge muͤſſen Botengebühren für die Behändigung 
von Erfenntniffen und Beförderung von Arten in Criminal» und 
fisfalifchen Unterfuhungsfachen wegfallen. x. 


Die Säge sub d. und e. am angeführten Orte treten an bie 
Stelle aller fonft in Civilſachen zuläffigen Botens und Diener 
Gebühren, wenn der Angefchuldigte in die Koften verurtheilt iſt 
und Vermögen zu deren Bezahlung beſitzt. 


| Die früheren Obfervanzen und Bellimmungen entfcheiden 
nad Anmerkung 2. zu jener Gebährentare nur in Anfehung 
der in unvermögenden Unterfuchungsfachen Statt findenden Ge; 
bühren und Auslagen, und hiernach kann für die Zuläffigkeit jes 
ner durch die Criminal s Sporteltare nicht gebilligten Inſinua— 
tionsgebühren nicht der Umftand entfcheiden, »daß nad) dem Ne; 
gulativ vom 14. Decbr. 1793 und 8. Juli 1803 in der Kurmarf 
ftatt anderer Botengebühren, unter dem Namen „, Beftellungs; 
— ”, 6 gGr. erhoben werden duͤrfen, und daß nach dem 
Megulativ für Schlefien vom 10. Octbr. 1815 die Befugniß, nes 
ben. den Urtelögebühren 12 gGr. Beftellungsgebühren zu Fiquidis 
ren, ſanctionirt ift. Letztere insbefondere beruhen nur auf einer 
alten Obfervanz, wonad) die Ober» Landesgerichts Boten fuͤr die 
Aufwartung beim Criminal: Colfegio diefe Gebühren erhalten, 
Derlin, den 2. Aug. 1823. (v. K. J. Bd. 42. S. 196.) - 


Gebuͤhren-Taxe. adD. — — 

— welche — Kreisohnfene nlar an Vemfeihen Drie make adifute 

Es find Zweifel darüber entftanden, ob ein Kreischirurgug, 

welcher nicht mit dem Kreisphyficus an einem und demfelben Orte 
wohnt, bei gerichtlich mediciniſchen Gefchäften die Fuhrkoften nach 
der Entfernung von feinem Wohnort bis zum Ort des Gefchäftg 
oder nach der Entfernung vom Kreisort (dem Wohnſitz des Kreis: 
phyſicus) zu liquidiren befugt fei. Zur Behebung diefes Zweifels 
‚feßt der Szuftizminifter, nach getroffener Vereinigung mit dem 
Königl, Minifterio der Medicinalangelegenheiten, feft: daß der 
Kreischirurgus die Fuhrkoften jederzeit nach der Entfernung von 
feinem Wohnort aus zu liquidiren befugt fein fol. Die Gerichte 
‚haben jedoeh, wenn fih am Wohnort des Kreisphyſicus ein quas 
lificirter Chirurgus befindet, durch deffen gemeinfchaftliche Reife 
mit dem Kreisphyfieus die Fuhrkoſten des Kreischirurgus erfpart 
werden fönnen, einen folchen Chirurgus an die Stelle des Kreis: 
chirurgus in vorkommenden Fällen zuzuziehen. 

Berlin, den 23. Febr. 1830. (v. K. J. Bd. 35. S. 148.) 
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Gebühren- Tare ad D. Zermins-Gebuͤhten der gerichilichen Werite. 
a. 
| Nach der Tare für gerichtliche Aerzte und Wundärzte (Ans 
lage V. zum Edict vom 21. Juni 1815, betreffend die Einfüh- 
rung einer neu revidirten Tare für die Medicinal⸗Perſonen, Ge: 
feßfammlüng de 1815. S. 121.), welche bei Feftfeßung Ihrer 
Köften in der Unterfuchungsfache Aber die Todesart des Maurer 
- gefellen DB. zur Anwendung fommen mußte, konnte Shnen, wie 
Ihnen auf die Eingabe vom 11, d. M. zur Reſolution ertheilt 
wird, außer der Vergütung für die Fuhre, nur 2 Rthlr. pro 
termino bewilliget werden, da weitere Diäten für das nur einen 


Tag inel. der Hin und Rücreife gewährt habende Gefchäft nicht 


gefordert werden durften. 


Hiernach ift Ihr Antrag auf nachträgliche Feftfeßung von 


4 Rthlr. Diäten unftatthaft. 
Frankfurt a. d. O., den 29. uni 1832, 
> Criminal: Senat des Königl. Ober »Landesgerichts.. 
—F n A y 
den Herrn Dr. medic. B. zu 8. 
| b. 

Auf Ihre Vorftellung vom 26. Juli d. J. eröffne ih Ihnen 
hierdurch, daß, da Sie für Gefchäfte bei den Gerichten nicht 
mehr an Gebühren fordern fönnen, ald nad) der Medicinal: Tare 
vom 21, Juni 1815 dem gerichtlichen Arzt feftgefegt werden darf, 
Sie ſich bei der Feftfegung Ihrer Gebühren in der Unterfuchungss 
fache über die Todesart des Maurergefellen B., fo wie fie vom 
Criminal: Senat. des Königl. Ober sLandesgerichts zu Frankfurt 


in der beigehend zurück erfolgenden Verfügung vom 29. Juni d. J. 


beftimmt ift, begnügen muͤſſen. 
Berlin, den 17. Septbr. 1832. (v. 8. J. Bd. 40. S. 277.) 


Gebuͤhren Taxe ad D. Zahlung der Diäten der Kreiswundaͤrzte aus 


dem Criminalfonds. 

Dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte wird auf den Bericht vom 
21. v. M. eröffnet, daß dem Kreiswundarzt A. zu W. die von 
- ihm auf den Grund der Medicinals Tare vom 21. Suni 1815. 
Abfchn. V. lit. B. in Anſpruch genommenen Diäten a 1 Rthir. 
10 Sgr. aus dem Criminal: Koftenfonds nicht verteigert werden 
fönnen. In dem Edict, worin die Medicinals Tare befannt ges 
macht worden ift, wird ausdrücklich angeführt, daß die darin 
feftgefegte Nemuneration der gerichtlichen Medicinglperfonen ſo⸗ 
wohl aus Staatscaffen, als von Inhabern der Patrimonialge: 
richtsbarkeit geleiftet werden folf. Der niedrigere Diätenfag für 
Kreischirurgen, welchen die Diätenreglements vom 28. Febr, 1816 
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und 28, Juni 1825 haben, bezieht fih nur auf die medicinifch - 
polizeilichen Geſchaͤfte diefer Beamten, wofür fie Befoldung ers 
halten. Aus diefem Grunde ift auch im Reſcript v.5. März 1824. 
(Yahıb. Bd. 23. ©. 103.) feftgefekt, daß fie Gebühren für Ges 
ſchaͤfte am Orte ihres Aufenthalts, und die Diäten nad) der Mies 
dieinal » Tape vom 21. Ssuni 1815 erhalten follen. Auch das 
Könige. Staats: Minifterium hat fich mit diefer Anfiht einvers 
ftanden erfiärt, und des Königs Majeftät haben durch die Allers 
höchfte Cabinets⸗Ordre vom 14. April d. 5. die Anwendung ber 
Medicinal » Tare vom 21. Juni 1815 ausdräcdlih genehmigt. 
Hierauf gründet fich die Circular » Verfügung vom 30. Juni d. J., 
welche ©. 484. im 16. Bande der Annalen für die Staatövers 
waltung abgedruckt ift und auch in den Jahrbuͤchern erfcheinen 


wird. R — 
Berlin, den 5. Novbr. 1832. (v. K. J. Bdo. 40. S. 556.) 


Gebühren-Zare ad E. Gebühren der Defenforen und Mandatarien in 
fistaliſchen Unterfacyungen. Sr 
Das Könige, Kammergericht wird auf feine Anfrage vom 
30. v. M. hierdurch angewiefen : 
in alfen den Fällen, wo jeßt bei fisfalifchen Unterfuchungs; 
fachen nad der Criminal » Gebührentare liquidirt wird, 
auch die Liquidationen der Juſtiz-Commiſſarien, diefelben 
mögen den Angefchuldigten oder den Denuncianten resp. als 
Defenforen oder Mandatarien bedient fein, auf Grund der 
in gedachter Gebührentare sub littera E. enthaltenen Bes 
ſtimmungen feſtzuſetzen. 
In Anſehung derjenigen Faͤlle dagegen, in denen das Koͤnigl. 
Kammergericht ſelbſt nur ein Pauſchquantum nimmt, hat es bei 
der Verfügung vom 6. Mai d. J. fein Bemwenden. 
Berlin, den 16. Suni 1831. (v. K. J. Bd.37. S. 426.) 


Allg. Anmerk. No, 4.) qufpebung der fskaliſchen Sporteltape vom 
28. Januar 1788. - 


©. Cab. Ord. vom 19. Decbr. und Nefer. v. 23. Decbr. 
1830 ‚vorher zur Gebühren, Tare ad A. 


| Alle: Anmerf. No. 4. Urtelsgebuͤhren Sonnen Untergerihte von den 
—— — derjenigen Städte, in welchen fie ſelbſt ihren Sih haben, 
in . | 


Dem Koͤnigl. Kammergericht wird auf den, 
in- Betreff der Weigerung des Magiftrats zu N. N. dem 
dortigen Lands. und Stadtgerichte Criminal Urtelögebühren 
zu zahlen, J 

unterm 23. v. M. erſtatteten Bericht eroͤffnet, daß in den von 

den Untergerichten, vermoͤge der ihnen beſonders beigelegten Com⸗ 


\ 
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petenz in Unterfichungsfachen abgefaßten Erkenntniſſen, Vrtels, 
gebühren von den Kämmereien derjenigen Städte, in welchen bie 
erfennendeh Gerichte ihren Sit haben, nicht gefordert werden 
koͤnnen. | 

Berlin, den 15. Octbr. 1830, (v. K. J. Bd. 36. S. 346.) 


Allg. Anmerf. No. 4. qusiati RT 
— welche den Magifräten und Dr — rn A * 


obrigkeiten in 

Das Juſtiz-Miniſterium kann der, nach der abſchriftlich ans 
liegenden Vorſtellung des Magiſtrats zu Bunzlau vom 13. v. M. 
von dem Criminal⸗Senat des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts in der 
Verfügung vom 21. März d. J. aufgeſtellten Anſicht: 

daß das Stadtgericht zu Breslau fuͤr die von demſelben ab⸗ 

gefaßten Urtel in ſolchen Faͤllen, in welchen die Koſten den 

Magiſtraͤten und Gerichtsobrigkeiten zur Laſt fallen, Ge 

bühren zu fordern berechtigt fei, 
nicht beitreten. ine folhe Forderung wird fo wenig durch die 
Crim. Ordn. als durch das Regulativ vom 10. Detbr. 1815 gerecht; 
fertigt. Auch folgt aus der dem Stadtgericht zu Breslau beiges 
fegten Befugniß, in Eriminalfahen, mit Ausnahme weniger 
Fälle, felbftftändig zu erkennen, nicht, daß daffelbe hierdurch _ 
auch in Bezug auf die Urtelögebühren die Rechte eines Oberges 
richts erlangt habe. 

Der Criminal: Senat des Königl. Ober  Landesgerichts hat 
hiernach das dortige Stadtgericht anzumeifen, von bem Berlans 
» der Urtelögebühren in dem vorliegenden Falle fo wie in allen 
ähnlichen Fällen abzuftehen. | | 

Berlin, den 27. Mai 1831. (v. K. J. Bd. 37. ©, 422.) 


Ag. Anmerf. No. 4. Die Urtelögebühren merden zwifchen dem Ober s 
und Untergerichte gerbeilt, wenn eim Untergeticht den von ihm abgefaß« 
ten Enttwurf eines Criminal⸗Eckenntuiſſes dem Obergerichte dur Prüfung 


und Beitärigung überreicht, } 
Durch, einen von dem Fürftlih Wittgenfteinfchen Juſtizamte 
B. unterm 20. v.M. in der Unterfuchungsfache wider B. et Cons. 
erftatteten Bericht, ift die Frage zur Sprache gebracht worden: 
welche Behörde in einer Criminal » Unterfuchungsfache bie 
Urtelsgebühren nach der Sporteltare zur Erim. Ordn. zu bes 
ziehen habe, wenn ein Untergericht, welchem Criminal: us 
risdiction zufteht, in den von der Erim. Ordn. beftimmten 
Fällen den von ihm abgefaßten Entwurf des Erfenntniffes 
dem Obergerichte zur Prüfung und Beftätigung überreicht ? 
In Betracht, daß in folchen Fällen ein ähnliches Verhaͤltniß unter 
‚den verfchiedenen Gerichten obwaltet, wie es zwifchen mehreren 
Referenten Statt findet, und daß das Erkenntniß des Unterges 
richte immer nur einen Entwurf bilder, beftimme der Juſtizmini— 


* 
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fter hierdurch, daß in den fraglichen Fällen die Gebühren für das - 
Erkenntniß, welche das beftätigende Gericht feftzufegen hat, zwis 
fchen diefem und dem Untergerichte zur Hälfte zu theilen find, und 
zwar eben fowohl, wenn der Urtelsentwurf des Untergerichts bes 
ftätigt, als auch wenn die Abfaffung eines anderweitigen Erkennt; 
niffes für nöthig erachtet wird. . Hiernach hat das Königl, Hof: 
gericht zu verfahren. 
Berlin, den 24. Derbr. 1832. (0.8.5. Bd. 40. ©.514.) 


Allg. Aumerk. No. 4. Verrechnung der Sibgebähren und baaren Aus⸗ 
fagen der Gefangenmärter. 


Hinſichts der Verrechnung der in Unterfuchungsfachen bei 
den Gerichtsbehörden auffommenden Sißgebühren und Beftreis 
‘ tung der baaren Auslagen von Seiten der Beamten, welche die 
Geſchaͤfte eines Gefangenwärters beforgen, hat es bisher an einer“ 
allgemeinen Beftimmung gefehlt, daher bei den einzelnen Gerichs 
ten ein verfchiedenartiges Verfahren Statt gefunden hat, und das 
durch Weberhebungen von Eimolumenten und Neclamationen eins 
zeiner Beamte herbeigeführt morden find. Der Juſtizminiſter fins 
det fich daher veranlaßt, zur künftigen Nachachtung Folgendes 
anzuordnen: 

1) Sind einem Beamten die Siggebühren oder andere in Unter, 
fuchungsfachen vorfommende Eimolumente nach feiner Beftals 
lung oder dem Etat, ohne oder mit Befchränfung auf ein’ 
maximum, als Theil feines Einkommens angewiefen, fo 
hat es dabei fein Bewenden, 

2) Außerdem fließen folche zur betreffenden Königl. Kaffe, und 
können dem Beamten außer feinem etatsmäßigen Einkom⸗ 
men ferner nicht bewilliget werden. Iſt jedoch der Beamte 
bereits vor dem 1. San. 1825 in feinem jeßigen Poften an. 
geftelft, und bisher im ruhigen Genuß diefer Sitzgebuͤhren 
und Emolumente neben feinem beftallungss oder etatsmäßis 

gen Einkommen gewefen, fo kann derfelbe auch ferner diefe 

Gebühren beziehen, hat jedoch dann auch feine Anfprüche 

auf Entfhädigung für etwanige Auslagen als Gefangen: 

waͤrter, infofern er nicht bisher für dergleichen Auslagen ber- 
fonders entfchädigt worden ift. 

3) Bei neuen Anftellungen ift genau nach den Beftimmungen 
des Normal: Etats zu verfahren, in jedem fpeciellen Falle 
aber zugleich zu ermitteln und feitzuftellen: 

a. wie ed mit den Sißgebühren und andern auflommenden 

Gebühren und Entfehädigungen für baare Auslagen, und 

b, wie es mit den bisher von dem Gefangenwärter gegen ben 
Genug der Emolumiente beftrittenen Auslagen gehalten 
" werden fol, 


* 
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damit jede unbefugte Erhebung der Emolumente und daraus ent⸗ 
ſtehende unangenehme Weiterung und jeder ſpaͤtere Entſchaͤdigungs⸗ 
Anſpruch vermieden werde. 
4) Wird dabei fuͤr nothwendig und angemeſſen erachtet, die 
Beſtreitung der Auslagen dem Beamten ohne fpecielle Vers 
rechnung bei der Kaffe durch‘eine generelle Abfindung zu 
übertragen, fo iſt jedesmal mit dem Beamten ein befonderes 
Abkommen zu treffen und daffelde zur Prüfung und Beſtaͤ⸗ 
‚tigung an den Juſtizminiſter einzureichen. j 
Diefem Abkommen ift eine Fractionsberechnung der erforderlichen 
von dem Beamten zu beftreitenden Ausgaben nach der Zahl der 
Gefangenen in den legten drei Jahren zum Grunde zu legen und 
die Entfchädigung fo zu beftimmen, daß das Nefultat der Fras 
etionsberechnung nicht Überfchritten wird. 

Zugleich ift eine Fractionsberechnung der nunmehr zur Taffe 
zu ziehenden Sißgebühren und anderer Gebühren und Emolu— 
mente nach den leßteren drei Jahren anzufertigen und einzureichen. 


In dem Abkommen muß dem Beamten befonders eröffnet 
werden, daß er auf dergleichen Gebühren und Eimolumente nies 
mals Anſpruch machen kann. 

5) In gleicher Art ift zu verfahren, wenn von einem bereits 
angeftellten- Beamten die Ausgaben für die Unterhaltung 
und Reinigung der Gefangenen, die Heizung und Beleuch⸗ 
tung der Gefängniffe, für Lagerſtroh, Kocherei ıc. beftritten 
werden, ohne daß feine Rechte und Pflichten durch ein 
fchriftliches Abkommen beftimmt worden find. 

6) Iſt Eein befonderer Fonds zur Zahlung der Abfindungsfums 
men in_dem Etat für das Gericht ausgeworfen, fo ift die 
Zahlung aus dem Fonds ad extraordinaria zu leiften, bei 
der-nächften Etats⸗/Regulirung aber die erforderliche Summe 
in den Etat befonders aufzunehmen. 

Hiernach hat das Königl. Ober : Landesgericht die jegt bei den eins 
zelnen Gerichten feines Departements flattfindenden Einrichs 
tungen hinfichts der Sitgebühren und der zu beftreitenden Aus: 
lagen zu reguliren, und. bei Anftellung neuer Gefangenwaͤrter 
und folder Unterbeamten, welche die Gefchäfte eines Gefan⸗ 
genwärters nebenbei beforgen, zu verfahren. 

Berlin, den 8. Octbr. 1832, (v. K. J. Bd. 40. ©. 275.) 


Allg. Anmerk. No. 4. Beſtimmte Feſtſtellung der Rechte und Pflichten 
der Befangenwärter, welche dıe Unterhaltung der ®efangenen gegen Sitz⸗ 
gebähren und andre Emolumente beforgen. 

Dem Koͤnigl. Kammergericht wird auf ben Bericht vom 

31, Decbr. v. $., 
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die Sißgebühren der Gefangenwärter betreffend, 
hiermit Folgendes eröffnet: 

- Die Eircularverfügung vom 8. Detbr v. S. hat bezweckt: 

a. die bisher flattgefundenen Zweifel hinfichts des Genuffes 
der Sisgebühren und anderer Emolumente der Gefangen, 
wärter zu befeitigen, und zugleich 

b. die Beftreitung und Verrechnung der Ausgaben für die Uns 
terhaltung der Gefangenen. bei denjenigen Gerichten, bei. 
welchen diefe Unterhaltung durch die Gefangenwärter beforge 

wird, zu reguliven und zu vereinfachen, und zwar, fowohl 
Bei neuen Anftellungen folcher Gefangenwärter, als auch bei 
den ſchon angeftellten Beamten diefer Art, infofern von 
ihnen die Ausgaben für die Unterhaltung und Bereinigung 
der Gefangenen, die Beheizung und Beleuchtung der Ges 
fängniffe, für Lagerſtroh, Kocherei ac. beftritten werden, 
ohne daß ihre Rechte und Pflichten durch ein fchriftliches Ab⸗ 

kommen beftimmt find. Ä 
Es findet nämlich bei den meiften kleinen Untergerichten, wo feine 
befondere Gefangenanftalten und deren Adminiftrationen beftehen, 
die Einrichtung Statt, daß die ald Öefangenwärter angeftellten, 
oder zu den Gefchäften der Gefangenwärter mitverpflichteten Uns 
terbeamten jene Auslagen für die Gefangenen beftreiten, ohne 
daf ihre Nechte und Pflichten aus der Beſtreitung der baaren 
Auslagen gehörig feitgeftellt find. Wo dies bisher nicht gefchehen 
ift, muͤſſen künftige Weiterungen durch Abfchließung eines Abs 
kommens vermieden werden. 
Dem gemäß beftimmt der & 4. der Circularverfügung vom 
8. Octbr. v. I, wann und wie bei Anftellungen neuer 
Beamten mit denfelben ein Abkommen zu errichten, der $. 5. 
aber, daß in gleicher Art zu verfahren, d. h. daß ebenfalls ein 
Abkommen zu treffen, wenn bei einem bereits angeftells 
ten Beamten, beffen Rechte und Pflichten aus der Beforgung 
der Auslagen für die Gefangenen durch ein fehriftliches Abkommen 
nicht beftimmt worden find. 
Hiernach hängt die Errichtung eines ſchriftlichen Abkommens 
keinesweges davon ab, — | | 
06 der bereits angeftellte Beamte etats > oder beſtallungsmaͤ⸗ 
Fig die Siggebühren bezieht, und feine Vorfchäffe an Aus: 
lagen bei der Kaffe zur vollen Erftattung liquidirt, oder 0b 
die vor dem. 1. San. 1825 angeftellten Beamten, welche 
bisher die Siggebühren bezogen, dafür die Auslagen bei 
Unterhaltung der Gefangenen beftritten, oder aus den Sa⸗ 
lariencaffen voll erftattet se haben, | 


fondern nur davon: 
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ob diefe Rechte und Pflichten der Beamten durch ein ſchrift⸗ 
liches Abkommen ſo beſtimmt ſind, daß daruͤber ſpaͤter 
keine Weiterungen entſtehen koͤnnen. | 
Wenn daher bei einem bereits angeftellten Beamten entweder -nach 
dem Etat oder feiner Beftallung, oder nach der bisher ſtattge⸗ 
fundenen Verwaltung zwar feſt fteht, * 
daß er die Ausgaben fuͤr die Gefangenen zu beſtreiten hat, 
bisher aber nicht ſpeciell feſtgeſetzt worden iſt, 
a. was er den Gefangenen an Unterhalt, Beheizung, Ber 
leuchtung, Stroh ꝛc. zu leiften, und 
b. ob und was er dagegen als Entfhädigung zu erhalten 


habe; 
fo muß ein fchriftliches Abfommen mit demfelben über feine Rechte 
und Pflichten getroffen werden. 

Das Könige. Kammergericht fcheint Übrigens die Beſtim— 
mung des $. 4. der Circularverfügung hinfichts einer generels 
fen Abfindung der Gefangenwärter fatt einer | 
fpeciellen Berehnung der Auslagen für die Ge; 
fangenwärter bei der Caffe mißverftanden zu haben, und 
hauptfächlic dadurch zu der Anfrage veranlaßt worden zu fein. 

Bei befonders eingerichteten Gefangenanftalten werden alle 
Ausgaben für Anfhaffung der Speifen und deren Zubereitung, - 
für Beforgung der Wäfhe, Beheizung, Beleuchtung ꝛc. aus der 
Caſſe der Anftalt befiritten und fpeciell verrechnet, wogegen alle : 
Einnahmen gleichfalls zur Cafe kommen. Eine dergleichen Ver: 
waltung der Gefangenanftalten läßt ſich bei den meiften Unter⸗ 
gerichten nicht einrichten. Wenn daher bei diefen Gerichten die 
Unterhaltung der Gefangenanftalten nicht der Stadt: Commune 
obliegt, oder mit derfelben darüber fein Abkommen getroffen wers 
den kann, vielmehr für nothwendig oder angemeffen 
(ef. $. 4. der Eircularverordnung) erachtet wird, die Beſtreitung 
der Auslagen dem Gefangenwärter ohne fpecielfe Verrechnung bei 
der Caſſe durch eine generelle Abfindung zu übertragen; fo muß 
deshalb mit dem Beamten ein Abkommen getroffen und die dems 
felben zu bewilligende generelle Entfchädigung auf den Grund 
einer Fractionsberechnung der erforderlichen von dem Beamten zu 
beftreitenden Ausgaben nach der Zahl der Gefangenen in den letz⸗ 
ten drei jahren beftimmt werden 

Bei denjenigen Beamten, welche bisher die Ausgaben für 
die Gefangenen beftritten, darüber aber feine fpecielle Berechnung 
gelegt, fondern nur ein: für allemal beftimmte Entfhädigungsfäge 
an Alimenten, Strohgeld, für Beheizung, Wäfche ıc. nad 
Maaßgabe vorhandener Neglements aus den Juſtizcaſſen erhalten 
haben, ift es gleichfalls zweckmäßig, die Salariencaffen einer fpes 
ciellen Zahlung und Verrechnung der dem Beamten zu leiftenden 


128 Ag. Crim. Ordn. Geb.,Tare. Allg. Anmerk. No. 4. 


Entſchaͤdigungsſaͤtze durch Bewilligung einer nach dreijaͤhriger Fra⸗ 
ction zu berechnenden generellen Abfindung des Beamten zu übers 
heben, und bie zur Caffe fliegenden reglementsmäßigen Saͤtze für 
Unterhaltung der Gefangenen und Beforgung anderer Beduͤrfniſſe 
ald Taren zu verrechnen, on | a 

Berlin, den 29. San. 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©, 282.) 


Refcripte ’ 
zur Erläuterung der Hypotheken⸗Ordnung. 


* 


I. $. 7. — 
Kin, Bi woernon em du aramı. om, 
Der Juſtizminiſter ift damit einverftanden, daß den Land; 
und Stadtgerichten im Ermelande die Führung des Hypotheken 
buche ‚über die in ihrem Gerichtöfprengel liegenden Kirchen -, 
Pfarr⸗, Küfters und Schulgäter delegirt werde, und ertheilt 
dem Königl. Ober s Landesgericht hierdurch die unterm 12. v. M. 
dazu erbetene Autorifation. © 
Berlin, den 19. Septbr. 1831. (v. 8. J. Bd. 38. S. 134.) . 


An 
das Königl. Ober s Landesgericht z 
Königsberg, Ä 


1. . 12. 13. ; ‘ 
s 12. — Megalisune — — der Yertinenzftäce von 

Das Juſtiz-Miniſterium kann die, dem Graͤflich von der 
Schulenburgſchen Patrimonialgeriht unterm 8. März d. J. von 
dem Königl. Ober: Landesgericht zu Magdeburg ertheilte Vorbe— 
fheidung, betreffend die Regulirung des Hypothekenweſens ber 
in dem fogenannten Hehlinger und Stepplinger Holze belegenen 
Wiefen, nur für gefeglich begründet halten. Die Vorfchriften der 
Hypotheken⸗Ordnung über die Berichtigung des Befigtiteld von 
Grundſtuͤcken, die als VPertinenzftüce eines Hauptguts anzufes 
hen find, fegen voraus, daß das Hypothekenbuch ſowohl Über das 
Hauptgut ald auch über das Pertinenzftüct nach den nämlichen 
Gefegen geführt wird. Die Pertinenzqualität felbft kann auch 
nicht nach auswärtigen, fondern nur nach dieffeitigen Geſetzen bes 
urtheilt werden. Jene Vorſchriften der Hypothekenordnung fin⸗ 
den alfo feine Anwendung und haben überhaupt keinen Gegen: 
— wenn das Hauptgut im Auslande belegen iſt. In einem 

VII. 
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ſolchen Falle muß das dieffeits belegene angebliche Pertinenzſtuͤck, 
in Bezug auf das Hypothekenbuch, ganz als ein ſelbſtſtaͤndiges 
Grundſtuͤck betrachtet und wie jedes andere Grundftück behandelt 
werden... Hiernach hat das Graͤflich von der Schulenburgiſche 
Patrimonial: Gericht in dem in der Eingabe vom 29. v. M. an⸗ 
gezeigten, Falle zu verfahren. | i 

Berlin, den 13. Mai 1831. (v. 8. J. Bd 37. ©. 375.) 

An 

das Gräflich v. d. Schulenburgifche 
Datrimonial: Gerichts zu- Wolfe: 

burg im Magdeburgifchen. 


J. $. 34. 35. Eintragung der Pertinenzien eines Grundſtuͤcks. 
5 Auf die, in der abfchriftlich anliegenden Eingabe des Gerichts: 
amts N. N. vom 18, v. M. enthaltene Anfrage, - 
| betreffend die. Eintragung der Pertinenjien in das Hypothe⸗ 
kenbuch, 
muß das Juſtiz⸗Miniſterium der darin geaͤußerten Anſicht: 
daß nach $. 34 und 35. Tit. 1. der Hypothekenordnung die 
Mertinenzien eines Grundſtuͤcks nur in.den dort bezeichne⸗ 
ten beiden Fällen im Hypothefenbuch zu vermerken, und in 
andern Fällen der Befiger die Eintragung. zu verlangen nicht 
berechtigt fei, i 
um fo mehr beitreten, als die Führung des Hypothekenbuchs, bes 
fonders bei der jegigen Theilbarkeit des Grundeigenthums, fhon 
mit fo mannigfaltigen Schwierigfeiten verbunden ift, daß auf 
die möglichfte Vereinfachung Bedacht genommen, und jede über: 
flöffige, oder durch das Geſetz nicht gebilligte Eintragung unter; 
laffen werden muß. | | 
Berlin, den 18. März 1831. (v, 8. J. Bd. 37. S. 107.) 


1. $. 56. i ———— der Dismembrirungen baͤuerlicher Grundftdite am 

Auf Ihren Bexicht vom 13. v. M., deffen Anlage zurück: 
erfolgt, wird Ihnen im Einverftändnig mit den Herren Miniftern 
des Innern eröffnet, daß es in den Fällen des $.4. des Edicts vom 
9. Octbr. 1807 zur Gültigkeit theilweifer Veräußerungen eines 
Grundſtuͤcks nicht eines Confenfes, fondern bloß einer Anzeige 
bei dem Landrath, als beftändigem Commiffarius-der Regierung, 
als Landespolizeibehörde, bedarf. Da jedoch bei einer folchen Ver— 
einzelung eines Grundſtuͤcks in der Hegel auch eine Vertheilung 
der darauf haftenden Abgaben nothwendig ift, und. diefe ohne: 
hin duch die Negierung erfolgen muß; fo kann jedes Gericht 
eine Befcheinigung des Landraths darüber: dag die Anzeige von 
der beabfichtigten MWereingelung bei ihm eingegangen, under dies 
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ſelbe der Regierun "3 eingereicht habe, verlangen, wodurch dem 
$. 4. des erwähnten Edicts völlig genügt wird. 
Berlin, den 16. Novbr. 1830. (v. 8. J. Bd. 36. ©. 293.) 


An 
den Herrn Lands und Stadtgerichts s 
Director Eding zu Luckenwalde. 


1. 8. 36. 37. 
— ung Set, Siena 
et vom 19. Mai 1831. Zur Gerichtsordnung L 2. 
S. | 


I. $- 48. Es bedarf nah einem Merfauf von Domeinengrundftäden der 
Eintragung der — in das Hypothetenbuch nicht, 

Durch den Herrn Finanzminifter ift die Meinungsverfchies 

denheit, welche zwifchen dem Königl, Ober s Landesgericht und der 

dortigen Regierung darüber entftanden: 

ob nach einem Verkaufe von Domainengrundftiiten es ber 

Eintragung der Grundftener im Hypothekenbuche bedürfe? 
zur Sprache gebracht worden. 

Aus Veranlaffung defien wird daher dem Collegio eröffnet, Ä 
daß, da nad $. 5. des Geſetzes über die Einreichung des Abgabe 
weiens vom 30, Mai 1820 die Domainengrundftäde fteuerpflich 
tig und im Fall der Veräußerung der Sandüblichen Grundfteuer 
unterworfen find, nad) $. 48. Tit. I der Hypothefen: Ordnung 
aber gemeine Laften und Pflichten, namentlich Steuern, Feiner 
Eintragung bedürfen; es auch der Eintragung ber Srundfteuer 
auf ein verfauftes Domainengrundftück von Amts wegen nicht 

bedarf. 

Hiernach hat das Collegium ſich zu achten; follten indeß ber 
fondere Bedenken hiergegen obwalten, fo wird davon Anzeige bins 
nen vier Wochen entgegengefehen. 

Berlin, den 23. Januar 1832, (v. K. * Bd. 39. ©. 122.) 


F — Eintragung der Pfart · und — im — von 
Auf den, wegen Eintragung der Pfarr s und Küftergebip- 
ren am 1. d. M. erftatteten Bericht, wird dem Collegit eröfftter, 
daß fich-die zwiſchen Ießteren und dem Land» und Stadtgeriht - 
zu Delde beſtehende faktifche Streitfrage: 
‚ob nad) der Behauptung des Kollegii, in deſſen Sy wengel 
feine dergleichen Gebühren beſtehen, welche von allen Giruud⸗ 
ſtuͤcken gleicher Art entrichtet werden muͤſſen, dergeſtalt, to⸗ 
deren Erifteng. dabei präfumirt werde ; RR 
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ob nach der Angabe des Land» und Stadtgerichtd und der 
betreffenden Pfarrer, in deren Gerichtöfprengel eine folche 
Praͤfumtion wegen der „Missaticum” genannten Pfarr s 
und Küftergebühren bei allen ländlichen Befigungen, mit 
Ausnahme der adeligen Güter und der neuen Etabliffements, 
befonders der ſchatzfreien Kotten gehören, Statt finde? 

nicht zur Entfcheidung durch den Suftizminifter eignet, fondern 
durch Urtheil feftgeftelle werden muß, wenn deren Eriftenz oder 
dingliche Natur und Wirkſamkeit gegen einen dritten Befiger oder 
deren Mecht der zweiten Klaſſe nach $. 357. 358. Tit. 50. der 
Proceg Ordnung und $. 229. Tit. 2. Thl. II. des Allgem. Lands 
rechts, ‘bei nicht ftattgefundener Eintragung ind Hypothekenbuch 
ftreitig werden follte. | Ä 


Nur kann der Juſtizminiſter hierbei den, für die Nichtans 

wendung des $. 48. Tit. 1. der Hypotheken : Ordnung in der Vers 
fügung vom 2. April 1830 angeführten Grund: 

| daß das Missaticum nicht eine überall gleiche Abgabe fei, 
nicht für ausreichend anerkennen, indem jener $. diefe Eigenfchaft 
einer Abgabe keinesweges erfordert, um fie zu einer gemeinen 
verfaffungsmäßigen Laſt zu erklären, mie diefes ſich auch durch 
eine Vergleihung mit $. 358. Tit. 50. ergiebt und in dem Res 
feript vom 10. März 1803 (Neues Archiv II. S. 188.) ſchon 
in Anfehung der bäuerlichen Laften ausgefprochen worden ift. 


Abgeſehen hiervon findet jedoch der Juſtizminiſter die Ver; 
fügung vom 2. April 1830 ganz der Sache angemeffen, da es fich 
bier nur davon handelt, ob gewiffe Pfarrs und Küftergebühren” 
auf. Antrag des angeblih Berechtigten auf die von ihm als vers 
a bezeichneten Grundftüce eingetragen werden fönnen oder 

nicht? 

Denn, welche Anſicht von der Allgemeinheit einer ſolchen 
Reallaſt auch an ſich die richtige ſein moͤge, ſo nimmt doch der 
Berechtigte, indem er die Eintragung begehrt, nothwendigerweiſe 
feine andere Eigenſchaft der Abgabe, als die im $. 49. Tit. 1. der 
Hypotheken» Drdnung ($. 358. der ConcurssDrdnung),  $. 232. 
Tit. 11. Thl. II. des Allgem. Landrechts bezeichnete, alfo die einer 
auf einem fpeciellen Titel beruhenden, in Anſpruch, 
und wenn er diefen Titel, die Einwilligung des Beſitzers oder 
die Defeitigung deffen Widerfpruches nachmweifet, — wenn er. übers 
haupt den gefeßlichen Erforderniffen zur Bewirfung der Eintras 
gung einer Neallaft ins Hypothekenbuch genügt, fo ift nicht abzu⸗ 
fehen, weshalb ihm die KHypothefenbehörde die Eintragung vers 
weigern dürfe, da diefelbe dem Berechtigten weder ihre, ihm gün- 
ſtigere Anficht von der Natur feines Anfpruche obtrudiren, 
noch durch ihre Wermeigerung der Imtabulation ihm die Ger 
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währ für Anerkennung dieſer beſſern Qualitaͤt in judicando 
geben kann. | 2 

Ein Weiteres ift aber im der Verfügung des Collegii vom 
2. April 1830 nicht enthalten, weshalb es bei derfelben auch ber 
wenden muß. | : 

Hiernach iſt das Land» und Stadtgericht zu Delde, deſſen 
init eingereichte Notizen über die Pfarr s und Küftergebühren hier; 
bei zurückfolgen, zu befcheiden. | 

Berlin, den 22, Zuni 1832, (v. 8. J. Bd. 39. ©. 457.) u 


An ! 
das Königl. Ober » Landesgericht zu 
Muͤnſter. F 


J. F. 68 69. Hypotheken⸗Tadellen bei klelnen Untergerichten, 
Der Juſtizminiſter iſt nicht geneigt, die von dem Koͤnigl 
Kammergerichte mittelſt Berichts vom 6. d. Mts. nachgeſuchte 
Auslage zur Anſchaffung von Hypothekentabellen bei dem Lands 
und Stadtgerichte zu Zehdenick zu bemilligen. Denn fo nüßlich 
die Hypothefentabellen bei größeren Gerichten find, mo den Beams 
ten der Zutritt zu den Hypothekenbuͤchern nicht leicht üft, fo wenig, 
nuͤtzlich erfcheinen fie bei kleineren Gerichten, wo der Richter bei, 
jeder Verhandlung und Verfügung das Hypothekenbuch fogleich 
zur Hand hat, und mit Rädficht auf daffelde die Verfüguugen 
glei in foro angeben kann. Es iſt auch diefe Auslage nicht 
unbedeutend, wenn berücfichtigt wird, daß fie mit dem Rechte, 
womit fie für Zehdenick gefordert wird, für alle Untergerichte ges. 
fordert werden muß, und daß außer den Koften zur Anſchaffung 
der Tabellen entweder die Copialien für die Ausfilllung der Tas. 
bellen, in welche die Hypothekenbuͤcher übertragen werden müffen, 
gezahlt, oder den zu den Kanzleiarbeiten verpflichteten Beamten 
diefe fehr beträchtliche Dfficialarbeit zum größten Druck für dies 
felben auferlegt werden muß. | | 
Berlin, den 31. Auguft 1829. (v. 8. 3. Bd. 34. S. 125.) 


I. a 68. 4 
$. em doppelter Abfchriften der Doeumente zu den Lehnds 
Seine Majeſtaͤt der König haben zu befehlen geru.: daß 

bei den Ober; Landesgerichten, welche Lehnscurie und Hypothe⸗ 

Eenbehörde im ſich vereinigen, nicht fernerhin doppelte Abfchriften 

von Documenten, fowohl zu den Hypothekenacten, ald auch zu 
den Lehnsacten, genommen werden, fondern daß died zur Er⸗ 
fparung unnuͤtzer Copialien unterbleiben folle, da die Communicaz : 
tion. der Hypothekenacten, wenn es auf Einficht diefer Docu⸗ 

mente ankommt, leicht erfolgen, und in den Lehnsacten darauf 
verwiefen werden koͤnne. | 


\ 
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— 


Dieſe Allerhoͤchſte Beſtimmung hat das Konigl. Ober⸗Lan⸗ 


desgericht zu befolgen. 
Berlin, den 26. April 1830. (v. 8. J. Bd. 35. S. 280.) | 


I. $. 68. Den Srundacten follen Oypothekentabellen vorgeheftet, und da» 
fr von den Srundftäctsbefigern Eopialten emtrichrer werden. 


A 


Ew. Hochwohlgeboren eröffne ich auf den Bericht vom 20. 
Detbr. d. J. bei Rückfendung der Anlagen, daß ich mich zur Be: 
feitigung aller Zweifel veranlaßt gefunden habe, über die getrof- 
fene, und namentlich durch das Circular » Nefeript vom 13, Dechr. 
v. 5. für die Untergerichte angeordnete Einrihtung wegen An- 
legung und Anheftung der Hypothekentabellen vor. die Grundacten, 
und der dafür von den einzelnen Grundftücksbefigern zu erheben; 
den Eopialien, an des Königs Majeſtaͤt zu berichten. 


Durch) die abfchriftlich beigefchloffene Allerhoͤchſte Ordre (B) 


vom 11. d. M. ift zu der ganz zweckmaͤßig gefundenen Einrich⸗ 
tung die Allerhoͤchſte Genehmigung ertheilt worden. | 
Es unterliegt daher jeßt feinem Bedenken weiter, daß das 


Eircular »Refeript vom 13. December v. J. auch bei dem Koͤnigl. 
Kammergerichte zur Anwendung zu bringen ift. —* 


Berlin, den 14. December 1833. 
| B. 


Ich finde die nad) Ihrem Berichte vom 8, 9. M. getroffene 
Einrichtung wegen Anheftung der Kppothefentabellen an die 
Grundacten, und. der dafür von den einzelnen Grundſtuͤcksbe⸗ 


fißern bei Gelegenheit eines Hypothekengeſchaͤfts mit den übrigen - 


Koften gleichzeitig zu erhebenden Copialien, unter den dafür an: 


‚ geführten Gründen ganz zweckmäßig, und ertheile dazu meine 


Genehmigung. 
Berlin, den 11. December 1833, 
B © . 
Es iſt bisher nur ausnahmsweiſe den-größeren Untergerich⸗ 
ten geſtattet worden, zu den Grundacten beſondere Hypotheken⸗ 


tabellen anzufertigen und fortzufuͤhren, weil angenommen wurde, 
daß, für, die Anlegung diefer Tabellen von den Parteien keine Co; 


pialien erhoben werden dürften, und daher durch die Anſchaffung 


und Anlegung der Tabellen den Staatseaſſen zu bedeutende Aus⸗ 
gaben erwachſen wuͤrden. 
MWMeſcript vom 31. Auguſt 1829. Jahrb. Bd. 34. S. 126.) 
Da jedoch die Hypothekentabellen von weſentlichem Nutzen 
für die leichtere und ſichere Bearbeitung der Hypothekengeſchaͤfte 
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bei ſaͤmmtlichen Untergerichten find, und die Befiger der Grund: 

ſtuͤcke fi nicht weigern koͤnnen, für_die zur beffern Einrichtung 

des Hypothekenweſens dienenden Hypothekentabellen, wie bei der 

Anlegung neuer Hypothekenbuͤcher, nach 6. 42. Tit. 4. der Hypo⸗ 

thekenordnung, Copialien zu bezahten, fo wilf der Zuftizminifter 

den ſaͤmmtlichen Untergerichten die Anlegung befonderer Hypo⸗ 

thefentabellen geftatten. x 
Dabei find jedoch folgende Beftimmungen zu beachten: 

U) Die Anlegung der Hypothekentabellen ift. nicht fofort bei 
ſaͤmmtlichen Grundftücen, fondern'nur nach und nad), und 
zwar bei Gelegenheit eines Hypothekengeſchaͤfts, bei den be, 
treffenden Grundacten zu veranlaffen. 

2) In die Tabellen ift bei Anlegung derfelden aus dem Hypo; 
thefenbuche alles dasjenige einzutragen, was in’ den Hypo, 
thefenfchein gehört, alſo mit Weglaſſung aller bereits geldfch: 

- ten Poften und mit Weglaffung aller früheren Befißverände- 
rungen. Die früheren Ermwerbspreife und die Ab- und Zus 
ſchreibungen in der I. Rubrik werden dagegen mir aufgenoms 
men, weil fie auf den Realzuftand von Einfluß find. 

In die bereitd angelegte Tabelle werden gleichzeitig mit der 
Eintragung in das Hypothekenbuch alle nr vorfommende 

Veränderungen nachgetragen. 

3) Für die fonft wörtlihe Uebereinſtimmung diefer zu dem leß« 

. ten Bande der Grundacten vorzuheftenden Tabelle mit dem 
Hypothekenbuche ift der Ingroſſator, und wo kein befondes 
ver Beamter dies Gefchäft beforgt, der Nichter verantwort 
lih, daher fie, ſowohl bei der erften Anlegung, als bei der 

künftigen Nachtragung, mit dem: Hypothekenbuche genau 
verglichen werden müffen. 

Ueberhaupt muß bei den Untergerichten, mit NRückficht 
auf die $$. 40,41. Tit. 2. der Hypothekenordnung die Ein: 
richtung getroffen werden, daß fi) der Decerment, wenn 
er die Eintragung indie Hypothekenbuͤcher nicht felbft bes 
forget, vor Vollziehung jedes Hypothekenſcheins, durch wir; 
liche Einfiht und Vergleichung des Hypothekenbuches mit der 
Eintragungs » Verfügung, der Hypothekentabelle und des 
mundirten Hypothekenſcheins die nöthige Ueberzeugung von 
der richtigen und vorfchriftsmäßigen Eintragung und-von der 
Vebereinftimmung der. Hypothekenfcheine mit dem Hypothe⸗ 

kenbuche verſchafft. F 

4) Für die Anlegung der Hypothekentabellen koͤnnen nur Co: 
pialien, für jeden Bogen 2!/2 Sgr., und zwar von dem 
Beſitzer des Grundftüds eingezogen werden. 

Die Copialien find nicht nach der Bogenzahl der Tabelle, 
fondern nur mach dem Anfange der Eintragungen in die; 
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felbe zu berechnen, doch koͤnnen für jede Tabelle wenigftens 
21/2 Sor Eopialien in Anfag kommen. | 

Für die nachträglichen Eintragungen in die bereits angeleg⸗ 
ten Tabellen können niemals Eopialien von den. Parteien er 
hoben werden, indem dies Nachtragen von bemjenigen, wel 
chem die Eintragungen in die Hypothekenbuͤcher obliegen, uns 
entgeldlich sefchehhn muß. 

Wenn dagegen: die Tabellen vollgefchrieben find und bes, 
halb erneuert werden muͤſſen, fo dürfen für die neuen Hypo⸗ 
ihekentabellen wieder Copialien, wie bei der erſten Anlegung, 
erhoben werden. 

5) Der Beamte, welcher die Copialien für dieſe Tabelle bezieht, 
ift verpflichtet, das dazu erforderliche Papier aus eigenen 
Mitteln anzufchaffen;, am zweckmäßigften ift es, wenn zu 
den Tabellen gleihförmige, nah dem Schema zu einem 
zweckmaͤßig eingerichteten Hypothekenbuche entworfene Fors 
mulare gedruckt oder lithographirt werden. Die Koften das 
‚für muß jedoch auch der Beamte tragen, welcher die Copias 
lien bezieht. - / 

6) Zunächft ift die Kanzlei jedes Gerichts berechtigt, die Anfers 
tigung diefer Kypothefentabellen gegen den Genuß der Cos 
pialien zu übernehmen; wenn jedoch die Kanzleibeamten zur 
Uebernahme dieſes Gefchäfts nicht geneigt find, fo bleibt dem 
Dirigenten des Gerichts Überlaffen, das Gefchäft unter den 
vorftehenden Beftimmungen dem Singroffator oder auch einem 
andern Beamten des Gerichts zu Übertragen. - 

Sedenfalls ift über das Abkommen mit dem betreffenden Beamten 

ein befonderes Protofoll aufzunehmen. 

Das Königl. ꝛc. ꝛc. hat diefe Beftiimmungen den fämmtlichen 

Untergerichten feines Departements befannt zu machen. 

Berlin, den 13, Decbr, 1832, (v. K. J. Bd. 42. ©. 437.) 


| II. $. 5. 17. Zorn der Eintragungsgefuhe aus morsriellen Schuldver⸗ 
f&reibungen. 

Dem Könige. Ober s Landesgericht wird die VBefchwerde des 
Zuftiz » Commiffarius N. zu N. vom 25. v. M. gegen das dortige 
Land » und Stadtgericht, 

ü betreffend die Form der Eintragungsgefuche aus notariellen 
Schuldverſchreibungen, 
in Urſchrift und mit dem Bemerken zugefertigt, daß der Juſtiz⸗ 
miniſter ſich mit der darin entwickelten Anſicht vollkommen einver⸗ 
ſtanden erklaͤrt, 

daß die Beſtimmungen des Reſcripts vom 25. Juli 1812 

Gahrb. Bd. 1. S. 243.), wonach es für Juſtiz⸗-Commiſſa⸗ 

rien, welche auf den Grund gerichtlich ausgeſtellter Schuld⸗ 

verſchreibungen die Ingroſſation verlangen, keiner Vollmacht 
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bedarf, wenn aus der gerichtlichen Verſchreibung die Tinten, 
tion der Sinterefienten, die Eintragung bewirken laffen zu 
wollen, deutlich erhellt, eben fowohl in Beziehung . auf 
Notariats/ als auf gerichtliche Verfchreibungen Anwendung 
- finden. | 
Die Erwähnung der letzteren allein in jenem Reſcripte ift blos das 
her entftanden, meil die Anfrage des Königl. Kammergerichts das 
mals nur auf gerichtliche Inſtrumente fich befchränfte. Seitdem 
hat die Gleichftellung beider Gattungen von öffentlichen Urkunden, 
ruͤckſichtlich ihrer Glaubwürdigkeit vor der Hypothekenbehoͤrde, 
durch den’ $. 1.,des Gefeßes vom 23. Aprit 1821 (Gef. Samml. 
pro 1821 ©. 43.), welcher diefe Gleichſtellung bei dem wichtig, 
ften Gegenftande, nämlich bei Verfügungen über das Eigenthum 
eines Grundſtuͤcks, ausfpricht, eine neue Gewähr bekommen. 


Hiernach hat das Collegium fowohl das Land s und Stadtges 
riht zu N., als den Supplifanten, zu befcheiden. 


Berlin, den 23. Sjuni 1832. (0.8.9. 388.39. S. 460.) 


11. $- 49 bis 54. Dffieielle Wirkſamkeit des Richters bei Berichtigung 


Des Befigriteld ſeit Yublicarion der Allerhochften GabinetdsDrdre vom 31, 
Detober 1831, 
A. 


Bericht des Königl. Dber » Landesgericht zu Marien 
werbder. 

Der HG. 49, Tit. 2. der Hypotheken »Ordnung vom 20. Dechr. 
1783 beftimmt, daß alle mit dem Eigenthum der Grundftäce 
vorfallenden Veränderungen bei der das Hypothekenbuch führen; 
den Behörde angezeigt und in dem Buche felbft vermerkt werden 
follen, und im $. Sl. a. a. D. ift verordnet, daß, wenn jene Ans 
zeige nicht innerhalb Ssahresfrift gefchieht, der neue Befiger an 
feine Schuldigfeit erinnert und ihm eine proportionirliche Frift zur 
Angabe und Berichtigung feines Befigtiteld unter Androhung einer 
verhältnigmäßigen fisfalifhen Strafe beſtiumt werden fol. ers 
ſaͤumt er nun auch diefe Frift, fo foll nach $. 52. die Strafe beis 
getrieben, Fiscus gegen den Befiger excitirt und derfelbe durch dies 
fen zum Ausweis feines tituli possessionis angehalten werden. 
Die letztere Vorfchrift hat darin fpäter eine Aenderung erlitten, 
dag nach fruchtiofem Ablauf der nach $. 51. dem Befiger feftges 
festen. Frift die Strafe nicht fogleich beigetrieben werden follte, 
vielmehr zundrderft mit der Klage auf Ausweis des Befigtiteld zus 
gleich eingeklagt werden mußte. m Eingange des $. 49. a. a. O. 
{ft in Webereinftimmung mit $. 12. Tit. 10. Th. I. des A. L. R. als 
Beweggrund diefer Verordnung angegeben, weil der öffentlichen _ 
Verordnung und Sicherheit daran gelegen ift, dag das Eigenthum 
der Grundſtuͤcke nicht zweifelhaft und ungewiß bleibe, und es 


- 
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iſt darnach klar, daß der Geſetzgeber durch die Einfuͤhrung der 
erwähnten Beſtimmung die allgemeine Wohlfahrt befördern wols 
lien, und er das Beſte aller Staatsangehörigen. im Auge gehabt 
at, wenn er es nicht der Willkuͤhr des einzelnen Befigers eines 
rundftäcks überließ, ob er fich über feinen Befigtitel bei der Be— 
hörde ausweifen, und damit zu den-Vortheilen, die das Gefeg 
mit diefer Operation verknüpft, gelangen wollte, 

An und für ſich begründet der Beſitz eines Grundſtuͤcks nur 
ein privatrechtliches Berpältnig, und der Beſitzer deffelben tritt 
dadurch allein Gegen den Staat oder die Staatsregierung in fein 
anderes ftantsrechtliches Verhältnig, als jeder Staatsbürger, der 
fein Grundſtuͤck befist. Es kann daher auch aus der Natur der 
Sache fein Grund hergenommen werden, ber den Gefeßgeber be- 
flimmen konnte, den Befißer eines Sijmmobile zu verpflichten, fich 


ge die Staatsregierung als Eigenthümer deffelben auszumeifen. _ 


ur die Erfahrung, daß die Ungewißheit des Eigenthums von. 
Grund und Boden den Vermögensumftänden eines bedeutenden 
Theild der Staatsangehörigen fehr geführfih werden möchte, 


konnte den Gefeßgeber veranlaffen, zum Vortheil derfelben eine 


Anordnung zu treffen, wonach nicht nur überhaupt der Ausweis 
des Eigenthums der Immobilien befördert, fondern auch jeder Be; 


-figer folher Sachen von Seiten der höchften Gewalt durch geeig— 


nete Mittel angehalten werden konnte, zu documentiren, daß er 
nach den beftehenden Geſetzen auch wirklicher Eigenthuͤmer des 
von ihm befeffenen Grundſtuͤcks fei. ine folhe Dispofition 
ſchraͤnkt offenbar die natürliche Freiheit ein, und muß daher 
auch in ihrer Ausführung aus diefem Geſichtspunkt betrachtet 
werden, 

Dieſe Anſicht rechtfertigt fih nicht nur durch fich ſelbſt, fon; 
den ſtimmt auch ganz mit der Abficht und dem Geift des $.49 u. f. 
Tit. 2, der Knpotheken » Ordnung überein. 

. Sn der Verordnuug von, 31. Octbr. 1831 heißt ed nun: : 
Die im A. L. R. Typ. J. Zr. 10. $. 12. und in der Hypothe— 
fen: Ordnung vom 20. Decbr. 1783 Tit. 2. $. 49. den Befigern 
der Grundſtuͤcke zur Pflicht gemachte Nachweifung ihres Eigen: 
thums, Behufs der Eintragung in das Hypothekenbuch, erfcheint 
in allen Fällen entbehrlich, in welchen weder von dem Beſitzer, 
noch von einem Berechtigten die Eintragung nachgefucht wird. 
Die damit verbundenen Schwierigkeiten und Koften ftehen, insbe: 
fondere bei kleineren Grundſtuͤcken, mit dem dadurd) zu erreichen: 
den Vortheil in feinem Verhaͤltniß, und wird hiernächft feſtgeſetzt, 
dag gedachte Verpflihtung der Grundeigenthämer fuspendirt 
ein folle. - 
Hiernach fällt alfo die Obliegenheit deſſen, der ein Grund: 
ſtuͤck befigt, fich gegen den Fiscus, oder richtiger gegen die Staats; 
regierung, als Eigenthümer defielben nach den vorhandenen Ge: 


* 
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ſetzen auszuweiſen, gaͤnzlich weg, und ſomit kann die letztere da⸗ 
her auch weiter nicht mehr die Befugniß haben, von dem Beſitzer 
dieſen Ausweis zu verlangen. Ihre Berechtigung, dieſerhalb das 
Richteramt anzutreten und bei demſelben anzutragen, den ſaͤumi⸗ 
gen Beſitzer eines Immobile zu verurtheilen, ſein Eigenthum bei 
Strafe darzuthun, und dieſes Urtheil zu vollſtrecken, hat hier: 
nad auch aufgehört, und die natürlichen, blos privatrechtlichen 
Verhaͤltniſſe des Befigers eines Grundſtuͤcks find wieder hergeftellt. 
Die Einſchraͤnkung, der die Freiheit deffelben nah $. 49 u. f. 
Tit. 2, der Hypotheken Ordnung und nach $. 12. Tit. 10. Th. 1. 
des A. L. R. hHinfichts der Staatsregierung unterlag ‚. ift durch die‘ 
Verordnung vom 31: Octbr. 1831 aufgehoben, oder wenigſtens 
ſuspendirt, und ed-finder daher auch die Meitwirfung der Staats: 
gewalt in Betreff der Berichtigung des Beſitztitels der Grund: 
ſtuͤcke nicht mehr Statt, Diefes letztere Gefchäft gehört fortan 
lediglich zu den: Privatangelegenheiten, deren Beforgung den 
Staatsbuͤrgern, die dabei intereffirt find, allein überlafien iſt, 
und nur aus diefem Geſichtspunkt foll für die Folge die Berichti: 
aung des Befigtireld betrachtet werden. Die Frage: ob ein Ber 
iger ſchuldig iſt, feinen Befigtitel in das Hypothekenbuch eintras 
gen zu laſſen, foll fernerhin nur allein aus dem Privatrecht beurs 
there werden und die Beruͤckſichtigung des öffentlichen Rechts da: 
bei gänzlich. ausgeſchloſſen werden. Dies ergiebt unferes Erach— 
tens die Aufbebung deg’g. 49. der Hupothefen : Ordnung und des 
$. 12. Tit. 10. SH. LH TEN, ganz unzweifelhaft, indem die 
diesfälligen VBorfchriften nicht im Privat - fondern allein im öffent, 
lichen" Recht fich gründen. Es iftdaher nach unferm unvorgreifs 
lichen Dafürhalten auch ganz unbedenklich, daß das Gefchäft der 
Angabe und des: Nachweiſes des Befigtiteld eines Grundſtuͤcks ſeit 
der Verordnung vom: 31. Detbr. 1831 eine reine Privatſache iſt, 
und mithin die Wirkſamkeit der. Behörden, “welche die Hypothe⸗ 
kenbuͤcher führen, nicht weiter gehen kann, als die Wirkfamfeit 
anderer Behörden bei’ deren Privatangelegenheiten entweder nach 
der Willkuͤhr der Sintereffenten, oder nach‘ der Beftimmung des 
Geſetzes zu verhandeln find. Iſt dies aber der Fall, fo folgt uns 
ferer Meinung nach daraus aud von felbft, daß, wenn Sjemand 
dabei betheiligt iſt, daß der Befiger eines Grundſtuͤcks feinen Be; 
füstitel berichtige, und. ein-Necht hat, dies zu verlangen, jener 
aber- in Erfüllung der jenem Recht gegenüber fiehenden. Pflicht 
ſaͤumig ift, diefer Dritte, um zu feinem Recht zu gelangen, den 
Weg wählen muß; den das Geſetz ihm vorſchreibt, um jedes an: 
dere Recht zu verfolgen. Er muß gegen den Befiger des Grund: 
ſtuͤckks dahin Klage anftellen, daß er verurtheiltwerde, feinen Ber 
fistitel berichtigen zu laſſen, und wenn er. dies rechtskräftig erſtrei⸗ 
ter, ihn durch die gefeßlich zuläffigen erecutivifchen Maaßregeln 
zur Genügung des Judicats anhalten: laſſen, Es verfieht fich 
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dabei von felbft, daß er diefe Klage nur durch das Geſchaͤft be⸗ 
gründen kann, aus welchem er die Befugniß von dem Beſitzer, 
\ die Berichtigung feines Vefigtiteld zu verlangen, erworben hat, 
und alfe andere Nückfichten dabei ausgefchloffen bleiben muͤſſen. 


Diefen Weg, zu feinem Necht zu gelangen, kann der Bes 
theiligte nad) den beftehenden Geſetzen von felbft einfchlagen, . er 
darf nicht erft die Staatsregierung zu Külfe rufen, um feine Ges 
rechtfame bei den Gerichten zu verfolgen, und ift-alfo auch nicht 
abzuſehen, wozu noch die richterlihe Thaͤtigkeit bei. Berichtigung 
des Beſitztitels der. Grundftüde, wie. fie die $$. 49 u. f. Tit. 2.. 
der Knpothefen » Ordnung vom 20. Decbr. 1783 vorfchreiben, 
Statt finden fol. Wenn in der Verordnung vom 31. Octbr. 
1831 aefagt wird: | ' 1 Fe 

die im A. L. R. u. ſ. mw. den Beſitzern der Grundftüde zur 

Pflicht gemachte Nahmweifung ihres Eigenthums, Behufs der 

Sintragung in das Hypothekenbuch, erfcheint in allen FäL 

fen entbehrlich, in welchen weder von dem Beſitzer, noch. 

von einem Berechtigten die Eintragung nachgefucht wird; ... 
fo hat es zwar den Anfchein, als wenn nad) den Morten derfelben 
jene in den allegirten Geſetzſtellen feftgefeste Verpflichtung für 
den Fall beftehen bleiben folle, wenn die Eintragung von bem Bes’ 
fiser oder von einem Berechtigten nachgefucht wird, und mithin, 
in diefem Falle die in den $$. 49 m. f. Tit. 2. der Hypotheken 
Drdnung vorgefchriebene Wirkfamfeit der Hypothefenbehörde auch 


nach ferner eintreten muͤſſe. | | | 

Indeſſen abgefehen davon, daß diefe Auslegung der Verord⸗ 
nung vom 31, Detbr. 1831 ganz der oben angeführten Abſicht und 
den dort entwickelten Beftimmungsgrüänden dei. Vorfchriften. der. 
69. 49: u. f. Tit. 2. der. Hypotheken : Ordnung und dem 6. 124 
Tier: 10. Ih. 1. des A.L. R. widerfprechen würde, und darnach 
ſchon nicht für die richtige gehalten werden koͤnnte, fprechen die 
Worte: des Geſetzes ber näherer Erwägung derfelben: auch wirklich 
nicht ſo ſehr für «die: bemerkte Auslegung, als man beim ew«; 
ſten Anblick anzunehmen veranlagt werden koͤnnte. Daß der Bes) 
figerzeines Grundſtuͤcks, der feinen Befigtitel in das Hypotheken⸗ 
buch eintragen laffen will, diefen Titel der das Hypothekenbuch 
führenden Behörde nachweifen muß, verfteht:-fid von ſelbſt, und: 
dieſer Fall, wor die Wirkfamfeit jener Behörde eintritt, Tann, 
eigentlich hier gar nit in Betracht fommen,. man müßte denn: 
annehmen wollen,‘ daß, fobald der: Befiger eines Grundſtuͤcks 
Anträge wegen feiner Berichtigung gemacht habe, er auch fchuldig 
wäre, biefe Anträge. zu verfolgen, und es nicht von ihm abhänge 
davon wieder abzugehen. Diefe Annahme würde aber offenbar 
gänzlich mit der Abfiht der Verordnung vom 31. Detbr. pr. und 

der dadurch wieder hergeftellten Freiheit der Grundbefiger im Wi⸗ 
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derftreit ſtehen, und braucht es weiter keiner Ausfuͤhrung, um die 
Anpaltarteit eines folchen Grundfaßes darzuthun. 

Es iſt hiernach allein der Fall. zu berücfichtigen, wo ein 
fonft Berechtigter die Berichtigung des Seflftitels für den Befißer 
nachfucht. Hier will zwar die angeführte Verordnung die Ders 
pflichtung. des Befigers, fein Eigenthum nachzuweiſen, aufrecht ev ⸗ 
Halten wiſſen, indeffen nur in fo fern, als ein Dritter aus einem | 
fpeciellen,, durch die Geſetze unterſtuͤtzten Grunde ein Recht hat, 
diefen Ausweis von ihm zu fordern. Wenn nun jene Verordnung 
nicht ausdrücklich beftimmt, daß in einem folchen Falle das in den 
65.49 u. f. Tit. 2. der Hypotheken : Ordnung vorgefchriebene Vers 
fahren eintreten foll, fo fann man auch auf daffelbe nicht zurück; 
gehen, indem die Gründe, welche den Geſetzgeber zur Anorinung 
eines folchen Verfahrens beſtimmt haben, aus einem ganz andern 
Gebiet hergenommen find, als moraus jener Dritte fein Recht 
herleitet. Die nad) der Verordnung vom 31. Detbr. 1831 ber 
ftehen bleibende vichterliche Tätigkeit kann daher auch nur eine 
ganz andere fein, als die in den 69. 49 u. f. a. a. O. bezeichnete 
if. Die Pflicht des Befigers eines fundi, feinen Titel der Hys 
pothefenbehörde nachzumeifen, foll nicht aufgehoben fein, wenn 
ein Dritter befugt ift, dies zu verlangen. Hieraus folgt unferes 
Erachtens von felbft, daß der Dritte fein Recht, dies zu fordern, 
ausführen und daſſelbe rechtskräftig erftritten haben muß, wenn 
er 08 wirkſam machen will. Dies kann doch nur allein ſeine 
Sache ſein, indem der Ausweis bei der Hypothekenbehoͤrde nicht 
um dieſen ſelbſt, ſondern allein im Intereſſe des Dritten geſche⸗ 


Excellenʒ ſind nun zwar in dem verehrlichen Reſcripte 
vom 23. uni c. mit uns darin einverſtanden, daß auch ohne vor 
gängige Klage und Verurtheilung des Befigers zum Ausweis feis 
nes Beſitztitels, diefer zur Befigtitel : Berichtigung nicht angehalten 
werden kann, fprechen fi ſich indeffen dafür aus, daß wenn ein drits 
ter Bercchtigter diefe Berichtigung des Beſi Stitels nachfucht, ganz, 
wie bisher nach Vorſchrift des $. 49. Tit. 2, der Hypotheken⸗ Ord⸗ 
nung verfahren werden, und die richterliche Thaͤtigkeit in einem 
ſolchen Falle unverändert bleiben folle. 

Wenn wir nun aber oben ausgeführt haben, daß die Pflicht 
des Befigerd zum Ausweis feines tituli possessionis nicht mehr 
aus dem Sffentlichen, fondern nur allein aus dem Privatrecht hers 
geleitet werden kann, fo würde alfo, falls es in dem mehr berühr: 
ten Falle bei den Borfchriften der $$. 49 u: f. a. a. O. verbleiben 
folle, Fiscus ercitirt oder vielmehr die Staatsregierung aufgerur 
fen werden mäffen, um für einen Dritten, der über ſich ſelbſt zu 
verfügen befugt, oder doch fonft ſchon mit Vertretern gehörig vers 
fehen ift, einen ihm zuſtehenden privatrechtlichen Anſouch vor ee 
richt auszuführen, 
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Nirgends aber ift einem Staatsbürger eine folhe Huͤlfe zur 
"Verfolgung feiner privasrechtlichen Gerechtfame in den Gefegen 
zugefichert, und man kann auc, fuͤglich nicht annehmen, daß inder 
Verordnung vom 31. Detbr. 1831 in dem dort bemerkten, hier be: 
reits näher bezeichneten Falle, eine Ausnahme habe gemacht wers 
den follen. | \ 


Die nich $. 52. a. a. O. anzuftellende Klage fann, wie der 
6. 49 ibid. deutlich ergiebt, nur duch Gründe gerechtfertigt wer; 
den, welche die allgemeine Wohlfahrt, oder überhaupt ein öffent; 
liches Intereſſe angehen, und es kann daher die betreffende Behörs 
de, fobald nach ihrem Ermeffen diefes Ssutereffe nicht gefährdet 
wird, dem Befiger eines Grundſtuͤcks beliebige Friften zum Aus: 
weis feines Eigenthums bewilligen. Hierzu dürfte fie aber offen: 
bar nicht befugt fein, fobald jene Klage nur im Intereſſe des 
dritten Berechtigten angeftellt und durch deffen privatrechtliche 
Verhältniffe gerechtfertigt werden könnte. 


Die Behoͤrde muß ſich ‚ganz nach deſſen Verlangen richten 
muͤſſen, und dadurch in der fonft nach 9.49 u. f. a. a. O. ihr 
überlaffenen Befugniß eingefchränft fein. Hierdurch würde aber 
das dort vorgefchriebene Verfahren eine ganz andere Geſtalt anneh⸗ 
. men, und wie nicht zu verfennen, die Behörde dabei mit fich- feldft 
in Widerfpruch gerathen, wenn fie ein für öffentliche Zwecke ans 
geordnetes Verfahren zur Verfolgung von Privatzwecken anwen; 
den wollte. Es würde hieraus, da nach $. 52. a. a, D. der Be; 
figer eines Grundſtuͤcks angehalten werden kann, feinen Befigtitel 
bei Strafe berichtigen zu laffen, auch noch hervorgehen, daß Sie 
mand bloß wegen Unterlaffung ejner- privarrechtlihen Verbindlich: 
feit. beftraft werden könnte, und da dies ‚allen Nechtsprincipien 
widerfpricht, fo halten wir unfere in der an die-vereheiichte v. N. 
' gerichteten Verfügung vom 17. April c. ausgefprochene Anficht 
um fo mehr für gerechtfertigt; und wenn es in der Verordnung 
vom 31. Octbr. a. pr. ferner heiße: 

es foll die vorgefchriebene Einwirkung der Gerichte zum Zweck 

ber Berichtigung des Beſitztitels nur dann eintreten, wenn 

die Eintragung von dem Befiger oder-einem hypothekariſchen 

- Gläubiger oder einem fonftigen Berechtigten nachgefucht 
wird, 

ſo find wir der Meinung, daß darnach die-Hypothefenbehörde den 

Beigtitel zu berichtigen hat, wenn der Gläubiger oder ein fonft 

De echtigter alle dieſerhalb nöthige Urkunden beibringt und allen 

fonftigen Erforderniffen ‚genügt, aud) ‚die Koften vorzuſchießen bes 

reit ift, und der Antrag des Befigers in einem folchen Falle nicht 

erft abgewartet werden darf. | Ä 

Hiernach ftellen Ew. Excellenz weiferm Ermefien wir gehor⸗ 
famftanheim: - 


Kppothefen; Ordnung. Tit. 1. $.496i85& 143 


es bei unferer Verfügung v. 17. April c. zu befaffen und-die 
Beſchwerde der verehelichten Rittmeiſter v. H. ald ungegruͤn⸗ 
det zurückzumeijen. t 
Marienwerder , den 30. Auguft 1832. | 
| Das Ober⸗Landesgericht. 


B. 


In der Befchwerdefache der verehelichten Nittmeifter v. H. 
hat das Königl. Ober » Landesgericht in dem Berichte vom 30. 
Auguft d. 5. die Behauptung aufgeftellt: | 
daß die Ihätigkeit des Nichrers in Beziehung auf.Berichti: 
gung des Befistiteld, wenn die Eintragung von einem Sins 
tereffenten in Folge der Allerhöchften Kabinets-Drdre vom 
31. Detbr. 1831 nachgefucht werde, nicht in den, 66. ÖL f. 
Tit. 2, der Hypothekenordnung vorgefchriebenen Verfahren 
beftehe, ſondern, daß es lediglich die Sache des Syntereffen: 
ten fei, dieſen Anfpruch wie jedes andere Privat : Sintereffe 
auf dem ordentlichen Nechtswege geltend zu machen, und 


das zu erflreitende Judicat auf die Pflicht des Beklagten, 


den Sefigtitel zu berichtigen, im Wege der Execution zu 

realifiven. 5 8 
Das Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht ſucht dieſe Behauptung aus der 
Abſicht des Geſetzgebers zu deduciren; allein das Publications- 
Patent zum A. L. R. verbietet ausdruͤcklich eine,, aus philoſophi⸗ 
ſchem Raiſonnement oder aus dem Zweck und der Abſicht des 


Geſetzes“ entnommene Auslegung deſſelben, wo dieſe mit dem 


Wortinhalte in Widerſpruch ſteht. 

Dieſes iſt hier der Fall, da durch die Allerhoͤchſte Cabinets⸗ 
Drdre vom 31. Detbr. 1831 die im $. 12, Tit. 10. Th. 1 des 
Landrechts und $. 49. Tit. 2, der Hypotheken⸗Ordnung enthaltene 
Verpflichtung, der Befiger zum Nachweis feined Eigenthums Be: 
Hufs der Eintragäng in das Hypothekenbuch nur besingungsmeife 
ſuspendirt iſt, und für den Fall der Ausnahme die vorgefchriebene 
Einwirkung der Gerichte zum Zwecke der Berichtigung des Befig- 
titels eintreten foll. Ä 

Diefe Vorfchriften finden fich aber nirgendwo anders, als in 
der Knpothefen Ordnung; fein Gericht darf daher, ohne ſich 
eines Ungehorfams gegen den Flat ausgefprochenen Willen des Ge; 


fetzgebers ſchuldig zu machen, von der Befolgung der 69. 51 folg. 


1. c. abgehen, : fobald feine Ihätigkeit nah Maaßgabe der Cabi- 
nets » Drdre von einem Intereſſenten aufgerufen wird, und bie 
Schwierigkeiten in der Ausführung find bei vorausgefeßtem guten 
Willen der Gerichte und einer richtigen Anwendung jener $$. feir 
nesweges für unbefiegbar zu achten. | 

8 iſt zwar nicht zu verfennen, daß in leßterer Beziehung 
fi gegen den Weg, daß nad) fruchtlos angebrohten Strafen Fit: 


! 
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eus mit einer Civilklage anf die Berichtigung des Beſitztitels auf: 
‚ trete, und leßtere dann mittelft Execution des Judicats bewirkt 
werde, gerechte Bedenken erhoben. Dieſe beftehen aber, auch 
abgefehen von der Cabinets-Ordre vom 31. Detbr., und find ledig: 
lich eine Folge der in den für einzelne Fälle ergangenen Referipten 
vom 26. Januar und 26. Juli 1814. (Jahrb. Bd. V. ©. 39. 
und IV. S. 203.) aufgeftellten Anfichten über die Ausführung des 
$.52.1. c., welche der Juſtizminiſter nicht theilen kann, indem 
jener $. von einer vom Fiscus anzuftellenden Klage nichts erwähnt, 
fondern nur beftimmt: | on 

daß Fiscus gegen den Saͤumigen ercitirt, und derfelbe, durch 

diefen, zum Ausweis feined tiluli possessipnis angehalten 

werden foll. 

Jener $. bezieht fih, wiealle Vorfchriften des zweiten Titels der 
Hypotheken Ordnung, auf das Verfahren bei Obergerichten, bei 
welchen zur Zeit der Emanirung derfelben Fiskaͤle angeftellt waren. 
Nur bei diefen ließ ſich mit jenen Organen der $. 52. fo ausführen, 
dag einem fiskalifhen Beamten nunmehr der Auftrag ertheilt 
wurde, auf Koften des Säumigen die Berichtigung des Befigs 
titeld ind Werk zu ftellen, ohne daß es aber hierzu gerade einer 
Klage bedarft hätte. z 

Die Untergerichte hatten jene Organe ſchon damals nicht. 
Wenn gleichwohl der $. 11. Tit. 3. diefelben anmeifet, die Vor⸗ 
fehriften des zweiten Titeld nach ihrem wefentlichen Inhalt zu 
beobachten, und der $. 14. fie dabei noch mehr als. die Oberges 
richte auf das eigne amtliche Einwirken hinweifet, fo zeigt fich, 
daß fie die Zwangsmaaßregeln gegen den ſaͤumigen Befiger ausfühs 
ren können und mäffen, ohne fich grade eines fisfalifchen Beamten 
zu bedienen, indem fie, von Amts wegen einfchreitend, einem Ju⸗ 
fti, Commiffarius den Auftrag und dienöthigen Anweifungen ertheis 
len, um die Berichtigung des Beſitztitels herbeizuführen, oder fich 
den vorbereitenden Gefchäften felbft unterziehen... In gleicher 

Lage, wie ſich die fämmtlichen Untergerichte ſchon in der Vorauss 
fegung der Hypotheken Ordnung in diefer Hinficht befinden, ftehen 
jegt auch die Obergerichte, ſeitdem das Inſtitut der Fiskäle größ: 
tentheils eingegangen ift, und e8 hat daher feinen Anftand, dag 
jegt alle Gerichte den $. 52. auf die obige, den jegigen Verhältnifs 
fen entfprechende Weiſe zur Ausführung bringen. 

Da die Allerhöchfte Cabinets⸗-Ordre zu ihrer Anwendung 
einen provocirenden Kypothefengläubiger oder einen fonftigen Bes 
rechtigten, und einen Eigenthümer des Grundftückes oder der Ger 
rechtigfeit im Bereich der Anwendbarkeit der Hypotheken⸗Ordnung 
vorausfegt, fo verfieht es fih, daß das Gericht, um nad 
$. 51 u. f. derfelben zu verfahren, die Ueberzeugung von diefen 
Qualitäten des Provocanten und Provocaten haben muß, und 
daß es im entgegengefegten Falle dem erftern obliegt, dieſes zu bes 
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. feheinigen, ohne daß es hierzu jedoch nothwendig eines proceffuali- 
fchen Verfahrens bedürfte, a 

| Iſt der Legitimationspunft erledigt, fo ergiebt fich das fernere 
Verfahren dahin: 

1) Der Hypothekenrichter erlaͤßt unter Mittheilung des Antrages 
des Provocanten an den Provocaten in den Formen des 
$. 51. die Aufforderung, unter Androhung einer verhaͤltniß— 
mäßigen  fisfalifchen Strafe (wobei 50 Rthlr. als das Mari: 


num erfcheinen) feinen Beflgtitel zum Zwecke der Berichti- 


gung deſſelben in einer den Umſtaͤnden angemeffenen Frift 
nachzumweifen. 

2) Laͤßt der Provocat diefe Frift verftreichen, ohne der Auflage 
zu genügen, oder Hinderniffe zu befcheinigen, welche einen . 
fernern Aufſchub rechtfertigen, jo feßt der Kypothefenrichter 
von Amts wegen die angedrohte Strafe feft, verfügt deren 
Einziehung und erneuert die Aufforderung zur Nachweifung 

und Berichtigung des Beſitztitels in einer abermals dem Pros 

vocaten zu beftimmenden Frift, mit der Warnung, daß der; 
felbe nach deren frushtlofem Ablauf dazu im Wege der Fxe-. 
cutio ad faciendum nad) $. 49, Tit. 24. der Proceß⸗Ord⸗ 
nung auf ferneres Andringen des (hiervon zu benachrichtigen. 
den) Provocanten, werde angehalten werden. 

3) Iſt auch diefe Frift fruchtlos abgelaufen, fo beauftragt das 
Geriht, auf den Antrag des Provocanten, in Ausführung 
jenes Präjudizes einen Zuftiz: Commiffar, nach) Anleitung des 
$. 49. Tit. 24. der Proceß - Ordnung für den Verpflichteten 

die Berichtigung des Befigtiteld zu bewirken und alle hierzu 
erforderlichen Schritte zu thun,. Was die am Schluffe des 
Berichts (obwohl nicht im Einflange mit den Prämiffen) von 
dem Königl. Ober » Landesgerichte geäußerte Meinung ans 
langt, 
dag bie Kppothefenbehörde den Befigtitel zu berichtigen . 
habe, wenn der Gläubiger oder ein fonft Berechtigter alle 
les nöthigen Urkunden beibringe, und allen fonfti- 
en Erforberniffen genüge, auch die Koften vorzufchießen 
ereit fei, und der Antrag des Beſitzers dann nicht erft ab: 
gewartet werden bürfe, , 
fo verfteht es ſich nach Obigem von felbit, daß, wenn der In— 
tereſſent ſelbſt beveit ifi, dasjenige für den ſaͤumigen Beſitzer zu 
bewirken, weshalb Iediglich ‚im Intereſſe des erftern und 
auf fein Anrufen die oben bezeichneten gefeglichen Zwangs— 
maaßregeln angeorönet find, es alsdann der legtern nicht 
. bedarf. 
Uebrigens muß bei diefer Gelegenheit der Juſtizminiſter darauf 
— machen, daß ſich die Allerhoͤchſte a race vom 
VII. 1 
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31. Oetbr. 1831 felbft nur als eine proviforifche Anordnung ange: 
kuͤndigt hat, indem fie die Geſetze wegen ber. Zivanzspflicht der 
Beliger der Grundſtuͤcke zur Berichtigung ihrer Beſitztitel nicht 
aufgehoben, fondern nur fuspendirt hat, und die defininve Ber 
ftimmung hierüber den Nefultaten der. Revifion der Geſetzgebung 
hiernach vorbehalten ift, Es liegt daher um fo mehr in dem wohl: 
verftandenen Intereſſe der Grundbefiger, die Berichtigung ihrer 
Bofigtitel nicht zu verabfäumen, und. es ift doppelte Pflicht der 
Gerichte, diefelben nicht nur bei jeder fich darbietenden Gelegen: 
heit über. diefes Intereſſe aufzuklären; fondern auch da, wo die 
Wahrnehmung des letztern ihnen felbit anvertraut ift, wie bei Cu— 
rateien und Bormundfchaften, von Amts wegen dieſe Angelegenheit 
zu betreiben. | | 

Hiernach hat das Königl. Ober : Landesgericht fich zu achten, 
und auch die Untergerichte feines Departements mit Anweiſung zu 
verfehen. Was die Befcheidung über die'fpecielle dem Bericht des 
Koͤnigl. Dber » Landesgerichts zu Grunde liegende: Befchwerde der 
verehelichten v. H. anlangt, fo wird diefelbe nach dem bald ge: 
wärtigten Eingange des durch die Verfügung vom 8, Octbr. 1832 
erforderten fernern Berichts erfolgen. | | 
Berlin, den 28. Octbr. 1832, (v.8. J. Bd.40. S. 483.) 


- Sn der Sache des Juſtizraths N., nomine Fisci, wider 
die verehelichte J., ift von dem Königl. Stadtgerichte wegen uns 
terlaffener Berichtigung des Beſitztitels auf eine Geldftrafe von 
100 Rthlr. erkannt worden. Es muß run zwar der verehelichten 
J. überlaffen bleiben , dies Erfenntniß im geordneten Wege anzu: 
greifen; für künftige ähnliche Fälle wird aber das Collegium dar; 
auf aufmerffam gemacht, daß die Strafe für. unterlaffene Berich- 
tigung des Befigtiteld, da deren Höhe im Geſetz nicht ausdrücklich 
beftimmt ift, das im $. 35. Tit. 20, Th. II. des A. L. R. bes 
fiimmte Maag von 50 Rthlr. nicht Überfteigen darf. _ 

- Berlin, den 13. Juli 1829, (v. 8. % Bd, 34. S. 122.) 


II. $. 52 i 
u * wangsanwendung zur Berichtigung des Wefißtiteld wegen des 
Intereſſe —— —— Den — ni . N Ä 


Das Fürft -Lichtenfteinfche Fürftenthums » Gericht nimmt, wie 
demfelben auf die im Berichte vom 26. v. M. gemachte Anfrage 
eröffnet wird, mit Recht an, dag durch die Allerhöchfte Cabinets⸗ 
Drdre vom 31. Octbr. 1831 die bisherigen Befugniffe des Herrn 
Färften von Lichtenftein auf Erhebung der großen Kanzleitare bei 
Befigveränderungen nicht abgeändert worden find. 

Da jedoch, dem eigenen Vortrage des Collegii gemäß, bisher 
die Erhebung diefer Gefälle mit der Berichtigung des Beſitz- 


i 


⸗ — 
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eiteld in Verbindung geftanden hat, und nur durch die gefeßlichen 

Zwangsmittel zu jener zur Perception hat gebracht werden koͤnnen; 

fo kann der Principal: Antrag : Ä 
die Einziehung dev Tare auch vor der Berichtigung. des Be: 

figtitel8 zu geftatten, Ä 
nicht bewilligt werben. 

Dagegen entfpricht der Subfidiar » Antrag. ganz dem. Sinne 
der Allechöchften Tabinets» Drdre vom 31. Octbr. 1831, indem, 
fobald der Gerichtsherr oder die in: feinem Namen fungirende Ber 
hoͤrde ald Berechtigter aufteiet, um die Eintragung, des Beſitztitels 
megen. des vormaltenden Intereſſe des erftern zu begehren, als 
dann ganz; das bisherige. $, 51. 52. Tit. 2, der Hypotheken⸗Ord⸗ 
nung vorgefhridbene Zivangsverfahren gegen. den Acquirenten zu 
jenem Zwede eintreten mu, | 

Da übrigens jener 9 52. die Einziehung der Strafe unab» 
hängig von dem Ereitiven des Fiscus und neben demfelben verord⸗ 
net; fo folgt daraus, daß diefe Einziehung , ohne vorgängiges Er⸗ 
kenntniß, fofort durch Execution erfolgen fann, und ed wird des⸗ 
halb die in der Verfügung vom 26, Juli 1814 | 

(Japıbücher, Band 14. ©. 208.204) 
ausgeſprochene entgegengefeigee Anficht des Zuftiz: Deinifterii hiers 
buch zurücdgenommen. | 

- Berlin, den: 20, Sul 1832. (85 Bd. 40. ©. 524.) 
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Cab. Ord. v. 23. Octbr. 1833. Reſcer. v. 4. Novbr. 1833, 
(©. zum Landrecht 1. 18. $. 49.) . 


U. 8.58— 64. Ä | R 
$ | 58 4 Ki geleiterer Naturaläbergabe 


A 


Der hieſige Kaufmann P. hat nach Fol. 165 ff. der am 
Legenden Grundacten das: sub No, 572, belegene Haus von dem 
Kaufmann ©. gekauft. Die Natural: Tradition follte.bis zum 
20. juni d. J. erfolgen, Der Käufer reichte den Kaufcontract 
Behufs Eintragung feines Befigtiteld am 21. Juni c. mit dem 
Bemerken bei uns ein, daß die Mebergabe bereits erfolgt fe. Da 
eine gleiche Erklärung des Verkäufers fehlte, fo forderten wir den 
Käufer zu deren Befchaffung auf. Der Käufer bezog fich zur 
Defeitigung dieſes Mangels auf ‘ein Löfchungsgefuh vom 20, 
Sjuni c., pr. 21., in welchem der Verkäufer der bereits erfolgten 
Natural: Tradition gelegentlich gedacht hatte. Da indeß diefes 
Geſuch nicht: beglaubigt war, fo erforderten wir .. sine begfaye 

1 
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bigte Erflärung des Verkäufers über die wirklich erfolgte Ueber 
‚gabe. Der Käufer hat hierauf die urfchriftlich beiliegende Be⸗ 
ſchwerde bei dem hiefigen Königl. Ober » Landesgericht eingereicht, 
und feßteres uns br. m. eröffnet, daß es jener Erfiärung des Ders 
kaͤufers nicht mehr bedürfe. 


Diefe Verfügung fcheint uns in ben Gefegen nicht begründet 
zu fein. Daß und warum der mittelbare Erwerber eines Grund⸗ 
ftücks, bevor er Eintragung feines Befigtitels verlangen kann, die 
Vebergabe nachweifen mäffe, ift in dem Meinifterial - Referipte vom 
17. Mai 1819 (Jahrb. Bd. 13. S. 303, vergl. mit Jahrb. Bd. 8. 
©. 53. Refer. vom 19. Juni 1816) mit volltommen überzeus 
‚genden Gründen dargethan. Es bleibt "daher nur zu ermägen, 

wie diefer Nachweis zu führen if. ' 


Die Webergabe, welche der mittelbaren Erwerbung des 
Eigenthums vorgehen muß, befteht nach $. 58. Tit. 7. Th. L 
A. L. R. darin, daß der bisherige Befiger einer Sache ſich derfel- 
ben zum Vortheil eines Andern-entfchlägt und diefer den erledigten 
Befig ergreift. eh | 

Hieraus folgt zunächft, daf der bloße Beſitz eines mittelbaren 
Ermwerbers dem Richter feine Ueberzeugung von der wirffich erfolg: 
ten Viebergabe gewähren kann; denn die bloße Befigergreifung ift 
nach $. 9.6. Tit. 9. 1. c. nur eine unmittelbare Erwerbungsart. 
Daß fich im vorliegenden Falle der Käufer D., wie er behauptet, 
ung aber unbekannt ift, im Beſitz des erfauften Grundſtuͤcks, fei- 
ner Schlüffel und Meietheontracte Hefinder, würde fonach, feldft 
erwieſen, den Nachweis der rechtsguͤltig erfolgten Uebergabe nicht 
erſetzen. | 

Aus denfelben Gründen genügt unſers Erachtens eben fo we⸗ 
nig die einfeitige Erklaͤrung des Käufers, daß die Uebergabe er 
folgt ſei; denn diefe Erklärung kann, wenn fie nicht ein Zengniß 
in eigner- Sache fein foll, nur die Thatfache der Befigergreifung, 

"nicht aber den grade erheblichften Umſtand, daß fich der Berfäus 
fer zu Gunften des Käufers des Befiges entäußert habe, außer 
Zweifel ſetzen. 

Die diesfälfige Erklärung des Verkäufers wird nun aber auch 
ber Beglaubigung nicht entbehren dürfen. 

- Denn 08 würde zunächft inconfequent fein, den Kaufcontract, 
alfo die Erklärung des Verkäufers, fich des Eigentums entſchla⸗ 
gen zu wollen, nur in beglaubigter Form zu -berädfichtigen, und 
dagegen für bie zur Erlangung des Eigenthums nicht minder ers 
hebliche Erklärung: dag diefe Entäußerung wirklich erfolgt fei, 
feine Beglaubigung zu verlangen. 

Hierzu kommt die Beftimmung bes $. 64. Tit. 2. der Hypo 
thefen » Ordnung, wonach die Berichtigung des Beſitztitels auf 


Hypotheken Ordnung. Tit. II. $. 58 — 64. 19 


Grund eines, vom Käufer allein überreichten Notariats: Kaufs 
contracts nur dann erfolgen foll, wenn auch der Werfäufer in 
einem dazu anzuberaumenden Termine darein willigt, — eine Be: 
ſtimmung, welche auch durch das Gefek vom 23. April 1821 
(Gefesfammlung ©. 43.) nicht aufgehoben fcheint, weil fie auch 
in denjenigen Provinzen zur Anwendung kommen foll, wo, wie 
jest überall, eine gerichtliche Konfirmation oder Livil: Tradition 
nicht erforderlich ift. | | 
Nicht minder findet nach $. 66. 65 1. c. eine Berichtigung 
Des Beſitztitels auf Grund eines Legats nicht anders Statt, als 
wenn zuvor die ausdrückliche Einwilligung des Erben zu den Acten 
erflärt, oder fonft in beglaubter Form nachgewiefen worden, — eine 
Verordnung, in welcher wir gleichfalls die Ruͤckſicht auf den mo- 
dus acquirendi finden zu dürfen glauben. 


Nach dem Allen find wir des rechtlichen Dafuͤrhaltens: | 
.. bag. der. mittelbare Erwerber eines Grundſtuͤcks die Berichti- 
gung feines Befigtiteld nur dann verlangen fann, wenn er . 
die Erklärung des Vorbefigers: die Uebergabe geleifter zu has 
‚ben, in beglaubigter Form, d. h. vor Gericht oder vor Notar 
und Zeugen ausgeftellt oder anerkannt beibringt. Ar; 
Ew. Excellenz aber bitten wir ehrerbietigft um huchgeneigte Bes 
Iehrung: | 
06 diefe unfere Anficht richtig ift, oder ob wir auf Grund 
bloßer Privaterflärungen, wie der des Kaufmanns S., den 
Befigtitel für den neuen Erwerber berichtigen follen. 
Breslau, den 28. Auguft 1832. 


An | 
des Könige. Wirktihen Geheimen Staats: 
und Juſtiz-Miniſters Ritters des vothen 
Adler: Ordens Herrn Muͤh ler Excellenz 
zu Berlin. 


B. 
Auf die Anfrage des Koͤnigl. Stadtgerichts vom 28. Auguſt 


Das Stadtgericht. 
nterſchriften.) 


’ ; 

dert Nachweis der Uebergabe bei Befistitel: Berichtigungen 

betreffend, | | 
eröffnet der Juſtizminiſter demſelben unter Remiſſion der Anlagen 
Folgendes. 

Dog ein folher Nachweis nach den beftehenden Chefegen noth⸗ 
wendig fei, hat das Koͤnigl. Stadtgericht gang richtig deducirt, 
und obwohl ber $. 64. Tit. 2. der Kypotheten Ordnung, auf wel: 
hen fich daſſelbe unter andern bezieht, durch den $. 5, des Geſetzes 
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vom 23. April 1821 für abgeändert erflärt worden, fo bezieht 
fi) diefe Abänderung doch lediglich ‚auf die Form des Veräuße: 
rungss Vertrages, welche überhaupt nur Gegenſtand diefes Ges 
feßes war, ohne daß daffelbe (eben fo wenig wie der $. 64. 
der Hypotheken⸗Ordnung ſelbſt) wegen der uͤbrigen Requifte 
zur Eintragung des Befistitels und namentlich megen des Nach; 

weiſes des Befiges felbfi, irgend etwas hat ftatuiren oder dies 
felbe hat erlaffen wollen. Die von dem Königl. Stadtgericht 
ausgeführte Nothwendigkeit des Machweifes der Uebergabe ift 
aber auch von dem Königl. Ober » Landeögerichte zu Breslau 
nach dem Vortrage des Könige. Stadtgerichtd gar nicht contes 
. fire worden, fondern nur über die Form deffelben zeigt fich eine 
- Differenz der Anfichten. Im vorliegenien Falle waren an dem; 
felben Tage dem König, Stadtgerichte als der Hypotheken⸗ 
behärde zwei, von demfelben Concipienten, dem Juſtiz⸗Com⸗ 
miſſarius P. legaliſirte Gefuche des Verkäufers nnd des Käu: 
fers eingereicht worden, worin erfterer (wahrſcheinlich in Folge 
der im Kaufcontract übernommenen Berpflihtungen) um Loͤ⸗ 
fhung eines Intabulats, und leßterer unter Weberreihung ded 
Kaufcontracts um die Berichtigung des Beſitztitels bittet, Bei⸗ 
de aber erklären, daß die MaturalsWebergabe erfolgt fe. ' 


Das Dber:Landesgericht hält dieſen Nachweis "für gend. 
gend, wogegen das Königl. Stadtgericht noch eine befondere 
eg diefer Erfiärang von Seiten des Verkäufers ers 
ordert. 


Der Zuftizminifter kann jedoch hierbei nur der Anficht des 
Königl. Ober » Landesgerichts beitreten: denn, dag in einem 
ſolchen Falle die von dem Verkäufer felbft in einer der Hypo⸗ 
thetenbehörde uͤbergebenen und von einem Juſtiz⸗Commiſſa⸗ 
rings mitgezeichneten Vorftellung abgegebene Erflärung derfelben 
genägen muͤſſe, folgt fehon daraus, weil die Hypotheken⸗Ord—⸗ 
nung für die Art der Conftatirung des facti der Uebergabe 
feine befondere Formen, wie 3. B. bei der Beftellung der Hy⸗ 
pothek die Einwilligung in die Löfhung ꝛc., vorgefchrieben hat, 
und ed alfo nur darauf ankommt, daß ber Hypothekenrichter 
von der Wahrheit des facti Meberzeugung erhalte, welche ihm 
auf die oben bezeichnete Art unbedenklich gegeben wird, wie 
aus dem $. 6. Tit. 2. der Hypotheken⸗Ordnung hervorgeht, 
weil fonft die Legalifation gar keinen Zweck hätte, 


Hiernach hat fih das Koͤnigl. Stadtgericht für die Zus 
funft zu adıten. 
Berlin, den 24. Septbr. 1832. ; € 
(v. K. 3 Bd. 40. S. 222.) 
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1. $. 59. Eonfend des Erbzinöberrn zur Eintragung des Beſitztitels des 
Erbzinsmannes. 


Durch den Herrn Finanzminiſter iſt die Cireularverfuͤgung 
des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts vom 12, Apeil.e. zur Sprache 
gebracht, mittelſt welcher das Collegium feine Untergerichte an— 
gewieſen hat, bei Veraͤußerungen der Erbzinsguͤter die Conſenſe 
der Erbzinsherren zum Zwecke der Eintragung in das Hypotheken⸗ 
buch nicht zu erfordern. - 

Diefe Verfügung kann aber in der Allgemeinheit, wie fie 
erlaffen worden, nicht gebilligt werden. Nach $. 17 und 55. des 
Geſetzes vom 21. April 1825 fieht nämlich nur folhen Erbzins: 
feuten das volle Eigenthum zu, deren Erbzinsgut entweder von 
allen Laften befreit, oder doch nur allein mit jährlichen feften Geld: 
abgaben belafter ift, mogegen nad) $. 18. allen andern Erbzins⸗ 
leuten nur das nußbare Eigenthum gebührt. Sobald daher bei 
dem Erbzinsgute das Heimfallsreht obwaltet, fobald der Erbzins: 
mann andere, als jährlich fefte Geldabgaben entrichten muß, z. B. 
Naturalabgaben, bei gewiffen Weranlaffungen vorkommende 
Laudemien u. f.w.; fo hat der Erbzinsmann nur das nußbare 
Eigenthum des Erbzinsgutes, und muß mithin nach $. 23. I. c. 
zu Veränßerungen unter Lebendigen die Einwilligung des Erbzins⸗ 
herrn beißringen, fo daß ohne diefe Einwilligung feine Eintragung 
des Befigtitels für einen neuen Erbzinsmann erfolgen fann. Im 
Allgemeinen haben daher die Hypothekenbehoͤrden bei intra; 
gungen der Befigveränderungen folher Erbzinsgüter darauf zu 
halten, daß die Veraͤußerungs-Conſenſe der Erbzinsherren beige 
bracht werden. Wenn alfo der Erbzinsmann behauptet, einen 
ſolchen Conſens nicht nöthig zu haben, fo ift, falls der Erbzins; 
herr ſich damit nicht einverftanden erklärt, dieſe Meeinungsvers 
fchiedenheit im ordentlichen Wege Nechtens zwifchen ihnen auszu- 
machen. Ob übrigens die Hypothekenbehoͤrden mit einem fehrift: > 
lichen ‚bloßen Privat » Konfenfe der Erbzinsherren ſich begnügen, 
oder die notarielle oder ‚gerichtliche Beglaubigung der Unterfchrift 
des Erbzinsherrn erfordern wollen, muß ihnen lediglich überlaffen 
bleiben, indem, wenn ihnen die Unterfchrift des Ausftellers hin; 
länglich bekannt ift, fie ſich auch wohl mit einem bloßen Privat - 
Conſenſe begnügen. können, in welchem Falle dies jedoch zu den 
Hypotheken-Acten regiftirt werden muß. — Hiernach hat das 
‚ Kollegium feine Cireularverfügung zu rectificiren. 

Berlin, den 19. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 420.) 


II. S. 59. 91. Hypotheken⸗Verfahren bei Weräußerungen und Werpfän: 
dungen der Domainen und Forflen, ’ 


Zur Vereinfachung und Abkürzung der auf das Hypotheken— 
wefen der Domainen und Forften, ingleichen auf die dabei flatt: 
findenden Veräußerungen und Verpfändungen fich beziehenden Ge; 


' \ % 


152 Hypotheken⸗Ordnung. Tir. 11. 66. 59. 91." 


häfte, ſowohl bei den Hypothekenbehoͤrden, als auch Hei den 
- Regierungen, finder fih der Suftizminifter, nad) vorgängiger 
Ruͤckſprache mit dem Könige, Finanz» Minifterium, zu folgenden 
Anordnungen veranlaßt: 
1) In Abfiche derjenigen, in das Hypothekenbuch bereits einge; 
tragenen Domainen und Forften, auf welchen feine Schul: 
den oder fonftige Ansprüche, über welche von den Berechtig; 
ten disponirt werden kann, haften, ift das betreffende For 
fium des Hypothekenhuchs auf den Antrag der Regierung 
auf fo lange gänzlich zu fchliegen, bis eintretende Umſtaͤnde 
deffen Erneuerung erfordern. Diefe Schliegung gefchieht 
durch einen auf jedem Blatte des betreffenden Folu zu fegens 
den Vermerk, vermittelft deffen erklärt wird, daß das 
Amt oder fonftige Domainengut aus dem Hypothekenbuche 
ausſcheide. Wird auf die anderweitige Intabulation ange: 
tragen, fo erhält das Grundſtuͤck, wie es alsdann befchaf: 
fen ift, ein neues Folium im Hypothekenbuche. 


2) Die im Falle einer Veräußerung von Pertinenzien fonft ers 
forderliche Abfchreibung in dem Hypothekenbuche des Haupt: 
ggutes fällt, nach erfolgter Ausfcheidung des Guts, aus dem 
Hypothekenbuche weg, und der Befistitel für den neuen 
Erwerber wird auf der Grund des Ermerbungsvertrages, 
fo wie eines Atteſtes der Negierung über den 44jährigen Bes 
fißftand, oder des dem Fiscus über die letzte Eintragung des 
Beſitztitels ertheilten Recognitionsſcheins berichtigt. 


3) Die den Landes: Zuftizcollegien durch die Circularverfüs 
gung vom 10. März 1814 (Jahrb. Bd. 3. S. 11.) zur 
Pflicht gemachte befondere Controlle der nach dem Edict und 
Hausgeſetz vom 6. Novbr. 1809 innerhalb des beſtimmten 
Staatsfhulden: Etats zuläffigen Veräußerungen und Vers 
pfändungen der Domainen wird als nicht zum Zweck führend: 
und zu großen Weitläuftigkeiten Veranlaſſung gebend hier, 
durch aufgehoben. Es unterbleibt hiernach auch die Meittheis 
Iung der bei der Negierung zu führenden Verzeichniffe über 
die abgefchloffenen Verträge an das Collegium Behufs der 

Vergleichung mit dem bei dem letztern bisher angelegten Re: 
gifter. Bei den Veraͤußerungen, fo weit folhe überhaupt 
nad) dem Hausgejeg und den vermittelft der Verfügung vom 

30. März 1821 dem Collegium mitgerheilten Srundfägen 
einer befondern Genehmigung bedürfen, ift es hinreichend, 

daß der Hypothekenbehoͤrde, bei welcher die Berichtigung. 

des Beſitztitels nachgefucht wird, außer demjenigen, mag 
nach der Beftimmung ad 2, beizubringen iſt, auch das fchon 
jegt von den Koͤnigl. Finanz: Minifterium auszuftellende Ar- 
teſt vorgelegt. werde, worin bezeugt wird, 


—⸗ 
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daß der Verkauf innerhalb des von des Königs Myjeſtaͤt 
Alerhöhft genehmigten Schuldentilgungspland gefchehen 
fe | | 
4) Wegen der Zahlungen bei Veräußerungen iſt die Verord—⸗ 
nung vom 17. Sjan. 1820, > 14 | 
wegen künftiger Behandlung des gefammten Staaisſchul⸗ 
denweſens, 
und die Verfuͤgung des Juſtiz-Miniſteriums vom 11. Aug. 


1823 (Jahrb. Bd. 22. S. 77.), wonach nur die von der 


Koͤnigl. Hauptverwaltung der Staatsſchulden beſcheinigten 
Zahlungen als guͤltig anzuerkennen, nach wie vor genau zu 
befolgen. 

5) Das unter No. 3. erwähnte Atteſt des Koͤnigl. Finanz > 
Minifteriums genügt auch bei Eintragungen von Verpfäns, 
dungen -in die noch nicht gefchloffenen oder wieder eröffneten 
Hypothekenfolien. 

Nach vorſtehenden Beſtimmungen hat ſich das Koͤnigl. Ober⸗Lan⸗ 
desgericht nicht allein ſelbſt zu achten, ſondern auch die demſelben 
— Gerichte mit der erforderlichen Anweiſung zu ver⸗ 
ehen. — 

Berlin, den 21. April 1832. (v. K. J. Bd. 39. S. 461.) 


II. % 59 folg. Ansfegung der Abſchreihung veräußerter Domainen»Pars 
sellen und der Berichtigung des Befistiteld, bis die Duittung der Haupte 
verwaltung der Stantsichulden über die Kaufgelder beigebracht wird, 


Reſcr. v. 5. Juli 1833. (©. zum Landrecht IL 14. $. 16.) 


nn 60. 1 Eintragung des Beſitztitels auf den Grund eines Notariatds 
jr Eintragung der Pertinenzien und Gerechtigkeiten einzelner Güter. 


Nachdem der auf Ihre Vorftellung von 21. Septbr. c. in 
der Hypothekenſache des Gutes E. erforderte Bericht des dortigen 
Dber - Landesgerichts eingegangen ift, wird Ihnen, unter Nüds 
fendung des eingereichten Notariats » Snftruments und der beiden 
Dber ; Landesgerichts + Befcheidungen vom 2. und 13. Septbr. 
v. J., zur Nefolution ertheilt, daß es bei den eben gedachten Bes 
in Hinficht auf beide Beſchwerdepunkte verbleiben muß. 
as | 

1) das Verlangen betrifft, den Beſitztitel Ihres Bruders bei 
dem von ihm erfauften Grundſtuͤcke auf den Grund des No; 
tariats » Sinfiruments vom 30. Juli 1830 in das Hypothe⸗ 
kenbuch einzutragen, fo fteht bemfelden die von Ihnen feldft 
anerkannte Unvollftändigkeit diefes Inſtruments entgegen. 
Da die Aufnahme des re durch den Motarius 
erfolgt ift, fo hätte nach $. 54. Tit. 7. Th. III. der X. ©. 
O. von den Kontrahenten bei ihrer Unterſchrift atteftirt wer: 
den muͤſſen, daß fie das Inſteument durchgelefen und für 


? 
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richtig befunden haben. Diefes ift nicht gefchehen, und 
wenn auch von dem Notarius die Unterfchrift der Contra: 
henten atteftirt worden, fo wird. dadurch in der Natur des 
Sinfiruments nichts verändert, und daffelbe aus einem Sin: 


ſtrument, welches über einen vor dem Notarius aufgenoms 


menen Vertrag ausgefertigt worden, in ein folches, wobei 
der Notarius blos die Recognition der Unterfchriften atteftire 
hat, nicht umgewandelt. Ueber die Erforderniffe eines von 
einem Motarius aufgenommenen Vertrages enthält nun die 
Berordnung vom 23, April 1821 feine Beſtimmung; es gel; 
ten mithin in diefer Beziehung noch jet die Vorfchriften der 
%. G. O., und nur nad) diefen kann die Gültigkeit des vors 
liegenden Sinftruments, welches fein blos in Bezug auf die 
Unterfchriften recognofeirtes ift, und hat fein follen, beur: 
theilt werden. Es kann nicht gemißbillige "werden, daß dus 
Dber : Landesgericht dem gerügten Mangel nicht durch eine 
an den Notar C. erlaffene Verfügung äbzuhelfen gefucht hat, 
da auf eine folche Verfügung nicht angetragen worden war, 
und es daher dem Kontrahenten nur überfaffen werden fonn: 
te, die Vervollftändigung der aufgenommenen Verhandlung 
zu bewirken, 


2) Das Ober » Landesgericht ift zufolge des erftatteten Berichte 


von der durch das Lircular vom 2. April 1816 angeordne; 
ten Eintragung der Pertinenzien und Gerechtigkeiten der 
einzelnen Güter, wegen der damit verbundenen mancherlei 
Schwierigkeiten, und da eine folhe Fintragung in den Ge: 
feßen nicht vorgefchrieben worden, nachher wieder abgegan: 
gen. Es fommt daher nur darauf an, ob auf den Antrag 
Sihres Bruders die Eintragung der dem Gun E. ankleben— 
den Gerechtigkeiten verfügt werden kann. Das Juſtiz-Mi— 
niftertum iſt hierbei mit dem Ober : Landesgericht darin ein: 
verftanden, daß es Behufs einer folchen Eintragung des 
Nachweiſes der wirklichen Eriftenz der Gerechtigfeiten be: 
dürfe, und daß diefer Nachweis nicht anders, als durch den 
Nachweis der gefchehenen Eintragung der, den in Rede ſte— 
henden Gerechtigkeiten correfpondirenden Verpflichtungen auf 
den Grundſtuͤcken, auf welchen fie haften, geführt werden 


koͤnne. Das Cireular des Ober ; Landesgerichts vom 7. De: 


cember 1819, worauf Sie Bezug nehmen, betrifft das 
Verfahren bei Eintragung felbftftändig befeffener, mithin 
feinem Hauptgute anklebender Zehentgerechtigkeiten, und lei: 
det daher auf den vorliegenden Fall feine Anwendung, Auch 
beftimmt diefes Eireular nicht, daß die Berichtigung des Be; 
ſitztitels folcher Zehentgerechtigkeiten ohne Zuziehung der Be: 
fißer der zehentpflichtigen Grundſtuͤcke eſchehen fol. 


Berlin, den 21. Novbr. 1831. (v. 8.5. ©d.38. ©. 418.) 


Fe 


Hypotheken⸗Ordnung. Tir. II. $$. 60.199.248. 155 
IL. d. 60. 199. 248. Formelle Guͤlt 


heken · Ordnung errichteten Driver * —— 
der Ouporhefen «Ordnung auf frubere Rechtögefhäfte, | 
Ä A. 
1) Berge des Zuffigminifters Muͤhler an des Königs 
Maje 
Em. Ph Majeftät bitte ih um die Erlaubnig, zwei 
Rechtsfaͤlle vortragen zu dürfen, in denen nach meiner Anficht 
dad Kammergericht und das Ober » Landesgericht zu Glogau von 
einer unrihtigen Erklärung des Geſetzes ausgehen, die weitere 
Verfolgung des eingefchlagenen Weges aber — abgefehen von den 
fehr bedeutenden Koften — doch zu Verwickelungen führen würde, 
von denenmicht abzufehen ift, wie fie zu Löfen fein dürften, | 
1. Auf den v. B'ſchen Gütern M. 3. und L. in der Prieg⸗ 
nis haftet aus einer Obligation vom 8, Dechr. 1744 ein Capital 
von 2000 Rthlr. Gold. Diefes Tapital fteht im Hypotheken⸗ 
buche noch auf den Namen der urfprünglichen Gläubigerin, vers 
wittweten E. geb. M., eingetragen. Die fpäteren außergerichts 
- lichen Privat -Eeffionen 
vom 8. Decbr, 1746 an den Hofrath S., R 
vom 6. Dechr. 1747 an den Kaufmann E., | 
vom 7. Decbr. 1748 an das Minifterium der hiefigen Nikos 
laikirche, in Vertretung des Schindlerfchen Waifenhaufes, 
find uneingetragen geblieben. | 
Der jegige Beſitzer der Güter, ein Herr v. B., hat das 
Capital vor mehreren Jahren zurückgezahlt und fih von dem ges 
nannten Kirchen =» Minifteriun am 8. Octbr. 1826 ein Inſtru⸗ 
ment ausftellen.laffen, worin daffelbe über den Empfang der Hy⸗ 
pothefenforderung quittirte, in die Loͤſchung bderfelben auf den beis 
den Gütern 3. und L. einwilligte und die auf dem Gute M. allein 
ftehen bleibenden Nechte an den Gutsbeſitzer ſelbſt cedirte. Das 
Kammergericht verweigerte jedoch am 30. Suni 1828 die nad): 
gefuchte Löfchung und Teffions ; Eintragung, weil die drei alten Eefs 
fionen aus den Jahren 1746, 1747 und 1748 nicht gerichtlich 
ausgeftellt, aucd nicht beglaubigt worden; die Beſchwerde des 
dv. B. darüber wurde von meinem Amtsvorgänger zurückgemiefen. 
Der v. B. fand ſich nun veranlaßt, gegen das Kirchen: Dii- 
nifterium eine Klage dahin anzuftellen: - 
„daß es in einer vom Nichter zu beftimmenden Frift fich als 
Eigenthuͤmer des in Rede ftehenden Capitals in hypotheken⸗ 
rechter Form legitimire. ” 
Der Inſtruetions⸗Senat des Kammergerichts verurtheilte das ge: 
nannte Minifterium nach Liefem Antrage; der Ober : Appella: 
tiond : Senat änderte das erfte Erkenntniß und wies den Kläger 
ab; das Geheime Ober » Tribunal war getheilter Meinung, ein 
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Referent wollte das zweite Erkenntniß beftätigen, der andere trug 
auf Wiederherftellung des erften Erfenntniffes an, und das Cols 
legium iſt diefer legten Meinung beigetreten. 

Jetzt hat ih, durch Ererution gedrängt, das Kirchen Mi 
nifterium an mich gewendet und auszuführen fich bemüht, Ä 

dag das Kammergeriht als Hypothekenbehoͤrde verbunden 

fei, die Form und den Inhalt der Eeffionen von 1746, 

1747 und 1743 nad) den damaligen Gefegen zu beurtheilen, 
und da nach diefen die Ceſſions⸗Urkunden zu Recht beftändig find, 

die Eintragung derfelben ohne Meiteres zu bewirken, ° 
wodurd dem Verlangen des v. B. ein vollftändiges Genuͤge geleis 
ftet werden würde. Meiner pflihtmäßigen Ueberzeugung nad) 
hat das Minifterium der Nikolaikirche volltommen Recht. 

Meine Gründe find folgende: 

1) Weder die Ältere Hypothekenordnung vom 29. Jan. 1723, 
noch die Schlefifche vorm 4. Aug. 1750, melche mittelft Cir⸗ 
eular vom 25. Septbr. 1750 der Kurmärtifchen Landfchaft 
zue Richtſchnur vorgefchrieden worden ift, hat eine beftimmte 
Form der Eeffionen vorgefchrieben. | 

Das damals geltende Roͤmiſche Recht verlangte nicht einmal zur 
Gültigkeit einer vertragsmäßigen Privat⸗Hypothek einen fchriftlichen 
Vertrag, ein blos mündliches Verſprechen war hinreichend, wenn 
es überhaupt nur erwiefen werben konnte. (L. 4. L. 34. D. und 
L. 12. C. de pign. et hypoth.) 
Eben fo wenig bedurfte es der fchriftlichen Form zur Gültig: 
keit einer Ceffion. | 
Die im Sahre 1746, 1747 und 1748 erfolgten ſchriftlichen 
Privat ; Ceffionen find daher offenbar zu Recht beftändig — da die 
Unächtheit derfelben innerhalb der dreißigjährigen Verjaͤhrungsfriſt 
von Niemand behauptet und erwieſen worden iſt. 
Erft durh das A. 2. R. ift der Grundſatz ausgefproche 
worden, daß bie im Hypothekenbuche eingetragenen Nechte weder 
durch den bloßen Nichtgebruuch erloͤſchen, noch ein denfelben ent: 
. gegenftehendes Hecht mittelft der Verjährung durch Beſitz erwor⸗ 
-ben werden kann ($. 511. Tit. 9. TH. L), Bis zum 1. Suni 
1794 fand allerdings bie Verjährung Statt, und es unterliegt 
feinem Zweifel, daß alle Anfprüche, welche die verwittivete E. 
der Hofrath ©. und der Kaufmann E., jetzt deren Erben, auf 
das in Rede -ftehende Hypothekenrecht noch hätten machen können, : 
und jede Klage hieraus fhon im Jahre 1778, nachdem das Mi: 
nifterium der Nikolaikirche die Hypothek dreißig Jahre lang bes 
ſeſſen, vollftändig verjährt geweſen find. 

2) Die Hypothefen - Ordnung vom 20, Decbr. 1783 beftimmte 
gleich im Eingange: | 

Mas zur gültigen Erlangung, Webertragung und Auf: 
hebung eines Eigenthums, hypothekariſchen oder andern 


* 
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dinglichen Rechts ıc. Überhaupt gehöre, folches foll in dem 
künftigen Geſetzbuche näher beftimmt werden, und bis das 
hin foll es bei den gegenmärtig vorkandenen allgemeinen 
und befondern Landes: und Provinzialgefegen fein Bes 
wenden haben; dagegen aber foil in gegenwärtiger Ord⸗ 
nung feftgefegt werden : | 
wie die Hypothekenbuͤcher einzurichten, 
was für Realrechte und Laften in felbigen zu vermer⸗ 
ken, und 
was bei deren Eintragung, Ueherſchreibung auf Andere 
oder Loͤſchung ꝛc. zu beobachten ſei. 
Von der Form der Urkunden handeln folgende Erlen ber Hypo⸗ 
thefen » Ordnung: 


S. 60. Tit. 2, 

Kaufz und andere Veräußerungs-Contracte. 
Umallen Zweifeln, Irrungen und Proceffen, welche bei 
Gelegenheit der Kauf: und anderer Veräußerungs  Contraste un: 
beweglicher Grundftücde aus Verabſaͤumung der erforderlichen Yes 
onlitkten oder aus dem Mangel einer deutlichen und beftimmten 
Faſſung nur allzuleicht entftehen, in Zukunft defto ficherer vorzu⸗ 
beugen, follen von Publication gegenwärtiger Ordnung an, ders 
gleihen Inſtrumente nicht anders zur Eintragung angenommen 
werden, als wenn fie, entweder vor Gerichten oder vor einem 
Juſtiz⸗ Commiſſario und Notario, in der durch die Proceß » Drd- 
nung beftimmten $ Form aufgenommen worden. 


$. 61. daſelbſt. | 
Auf den Grund eines unter den Parteien blos privatim er: 
richteten Inſtruments follen daher dergleichen Contracte weder bei 
Gerichten beftätigt, noch viel weniger ꝛc. ein Titulus possessio- 
nis berichtigt werden, | 


$. 199. 
Ceſſionen. 
Ceſſionen gerichtlich eingetragener Forderungen ſollen kuͤnftig 
nicht anders ingroſſirt werden, als wenn ſie ri geleiſtet, 
oder doch beglaubigt worden. 


/ $. 248. 
Duittungen, 

Giebt fich der Quittungsleiſter für einen Privat Ceff ionarium 
aus, fo müffen die aeleifteten Privat: Ceffioned von den‘ Ceden- 
ten uvörderſ gerichtlich oder vor einem Juſtiz-Commiſſario und 
Notario anerfannt, und damit nöthigenfalls bis auf den letzten, 
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aus dem. Hypothekenbuche conftirenden Inhaber. der Forderung 
zurückgegangen: werden, | | 
$. 250. | 


Iſt es eine bloße Privat- Quittung, fo muß ein Termin zu 
deren Borlegung und Anerkenntniß mit Adeitation des Ausftellers 
anberaumt oder ꝛc. deren Recognition vor irgend einem andern 
Gericht oder dazu äffentlich autorifirten Notario bewirkt ec. werden. 


Es entftand das Bedenken: ob diefe Vorfchriften auch auf 
Urkunden. angewendet werden fönnten, welche vor: der Publica: 
tion der Hypotheken⸗Ordnung ausgeftellt waren ?; und diefe Frage 
ift vom Juſtiz⸗Miniſterium verſchieden beantwortet worden. 

Die Oftfriefifche Regierung. frug zuerft am 26. Febr. 1787 
an: ob auf den Grund eines vor Emanirung der Kypothefen s 
Ordnung blos privatim errichteten Inſtrumentes der Titulus pos- 
sessionis im Hypothekenbuche berichtigt: werben könne? und: ers 
hielt am 16. Maͤrz 1787 zum Befcheide: | 

daß die Vorfchriften der Hypotheken⸗Ordnung vom. Jahre 

1783 auf Beflgveränderungen, tie ſchon vor Publication 

diefes Gefeges erfolgt find, nicht anzuwenden, fondern das 

bei nur die. Vorfchriften der Hypotheken⸗Ordnung vom, Jahre 

1750, $. 3 und 5. zu befolgen find. 

Diefelbe Regierung trug, am, 30. San. 1792 wiederum an: — 
ob auf den Grund bloßer Privat Auittungen und dergleichen Ceſ⸗ 
fionen,, die vor Smanirung der neuen Hypothefen - Ordnung auss 
geftellt und gefchehen find, eingetragene Forderungen in. dem 
Hypothekenbuche gelöfht — und ob Privat » Verfchreibungen und 
Privat: Ceffionen, die vor folcher Zeit ausgeſtellt worden, ohne vors 
gängige Recognition resp. des Schuldners oder deffen Erben, in 
das Hypothekenhuch eingetragen werden Fönnen ? 
Sie erhielt nun am 13. Febr. 1792 zum Befcheide: 

daß, wenn ein Actus bei dem Hypothekenbuche vorgenom⸗ 

men werden. foll, die Erforderniffe deffelben nach den Ges 

fegen, die zur Zeit der Vollziehung dieſes Actus gelten, 
beurtheilt werden müffen — und wenn gegenwärtig Ceffios 
nen oder Löfchungen im Hypothekenbuche zu notiren find, es 
nicht auf das anfomme, was zur Zeit der Keffion oder Quit⸗ 
tung, fondern zur Zeit der Verlautbarung des Actus vor 
dem Hypothekenbuche circa formam exiernam Rechteng 
fei, zumal ſchon nad) dem Grundfage des gemeinen Rechts 
eine Privat: Seriptur, fo lange fie von dem Ausfteller nicht 
recognofeirt worden, feine Beweiskraft habe. 

In diefem Befcheide. wurde alfo, zuerft. ein Unterſchied zwifchen 

dem Inhalte eines Nechtsgefchäfts und der äußern Form deffelben 


aufgeftellt, und in Beziehung auf die legtere angenommen, daß 


fie nicht. nach den Gefegen, welche zur Zeit des Abfchluffes des 


* 


Hypotheten -Drdmung. Tit. II. $$. 60.109.248, 150 


Geſchaͤfts, fondern nach denen, welche zur Zeit der Verlautba⸗ 
rung deſſelben bei dem Hypothekenbuche gelten, beurtheilt werden 
muͤſſe. | 

Die Frage: 

ob diefer Unterfchied zwifchen dem Inhalt und der Form ei: 

nes Nechtgefchäfts bei der Anwendung der Geſetze, welche 

zur Zeit des Abichluffes und zur Zeit der Verlautbarung 
eines Nechtsgefchäfts galten, richtig fei? 
ift Hierauf bei Gelegenheit der Abfaffung des Publications⸗Patents 
zum 4. L. R. einer gründlichen Prüfung unterworfen worden, 
und hat in den Artikeln X. XL XII. des Patents vom 5. Febr. 
1794 ihre vollfiändige und hoͤchſt angemefjene Erledigung ge: 
funden. | | 
Der Artikel X. lautet: 

Da auch die Fälle ſich Häufig ereignen dürften, mo die Hand: 
lung oder Begebenheit, aus welcher ftreitige echte unter den 
Parteien entfpringen, zwar ſchon vor der Publication des Lands 
vechts fich ereignet haben; die rechtlichen Folgen derfelben aber erft 
nachher eintreten: fo finden Wir nöthig, wegen ſolcher Fälle nach: 
‚ ftehende nähere Beftimmungen feftzufeßen: - 

Es ſoll nämlich in dergleichen Fällen jederzeit darauf Ruͤck 
fiht genommen werden: ob es noch in der, Gewalt desjenigen, von 
deſſen Rechten“ oder Pflichten die Rede ifk, geftanden, und blos 
von feinem freien Entfchluffe abgehangen habe, die. rechtlichen Fol: 
gen der frühen Handlung oder Begebenheit durch Wilfenserfiä- 
rungen oder fonft zu beftimmen, und auf andere Art, als in dem 
neuen Landrechte gefchehen ift, feſtzuſetzen: oder ob eine ſolche ab: 
ändernde Beftimmung in der Gewalt und einfeitigen Entfchlie: 
Bung besjenigen, den die Handlung oder Begebenheit angeht, 
nicht mehr geftanden habe. — 

Im letztern Falle ſollen die auch ſpaͤter eintretenden Folgen 

dennoch nur nach den aͤlteren Geſetzen, welche zur Zeit der vor⸗ 
gefallenen Handlung oder Begebenheit guͤltig geweſen find, beur— 
theilt werden. | 5 | 

Im erftern Falle hingegen foll, wenn auch die Handlung 

oder ——— älter, aber feine ſolche abaͤndernde Beftimmung 
vorhanden wäre, bei Beurtheilung der erfi nach dem 1. Juni 
1794 eintretenden rechtlichen Folgen, dennoch nur die Worfchrift 
des gegenwärtigen neuen Landrechts Anwendung finden. 


Art. XI Wegen der Verträge, 
Es find daher infonderheit alle Verträge, welche vor dem 
1. Juni 1794 errichtet worden, ſowohl ihrer Form und Inhalte 
nach, als in Anſehung der daraus entſtehenden rechtlichen Foigen, 
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nur nad) den zur Zeit des gefchloffenen Contracts beftandenen Ges 
fegen zu beurteilen: wenn gleich erft fpäter auf Erfüllung, Auf 
- Hebung oder Leiftung des Intereſſes aus einem folchen Contracte 
geklagt wurde. | 


Art. XII handelt von Teftamenten und intereffiet hier nicht. 
Das A. L. R. ſelbſt verordnet hierüber in der Einleitung : 


14. | 
Neue Gefege Finnen auf fehon vorhin vorgefallene Handlun⸗ 
gen und Begebenheiten nicht angewendet werben. 


$. 16. 

Soll nur die Äußere Form einer Handlung gehindert und biefe 

Vorſchrift bei allen noch abzuändern möglihen Handlungen beob⸗ 
achtet werden, fo muß das Gefeg hierzu eine hinlängliche Friſt 

beftimmt haben. e — | —— 


| Srühere Handlungen, ‚welche wegen eined Mangels ber 
Foͤrmlichkeit nah den alten Gefegen ungültig fein würden, find 
gültig, infofern nur die nach den neuen Gefeßen erforderlichen 
Förmlichkeiten zur Zeit des darüber entſtandenen Streites dabei 
angetroffen werben. Ä = 


Nicht aber ift gefagt, daß frühere Handlungen, welche ihrer 
Form nach gültig waren, nad den neueren Gefegen ungültig 
werden, wenn fie nicht mit den Förmlichkeiten verfehen find, wels 
che das neuere Geſetz erfordert. | 

Es ftehen hiernach folgende Grundfäge feft: | 

A. Bei Verträgen, welche vor dem 1. Juni 1794 errich 
tet worden, follen fowohl- die Form als die rechtlichen Wirkungen 
derfelben nach den Gefegen beurtheilt werden, - die zur Zeit ihrer 
Errichtung galten. | 

B. Bei andern Gefchäften aber ift darauf zu fehen, ob 
den Erforderniffen, welche das fpätere Geſetz auffielt, noch ges 
nügt werden fonnte, oder nicht, a 

Wenn alfo auf eine dritte Anfrage der Oftfriefifhen Regie⸗ 
rung vom 16. März 1801, worin fie auf den Widerſpruch zwi⸗ 
fchen den beiden Neferipten vom 16. März 1787 und vom 13. 
Febr. 1792 -aufmerkfam machte, der Großkanzler v. Goldbeck 
unterm 30. Maͤrz deffelben Jahres folgenden Beſcheid erließ: | 
Auf Eure Anfrage vom 16. März wegen Anwendbarkeit 
der neuen Hppothefen Ordnung vom Jahre 1783 auf Ät- 
tere Fälle ertheilen wir Euch hiermit zur Nefolution, daß 
die in dem Reſcripte vom 13. Febr. 1792 enthaltenen Vor: 
fehriften nicht blos bei Löfchungen und Ceffionen, fondern 
gllgemein, aljo auch bei Berichtigung des Defistitels, An— 
wendung finden, daher auf die frühere Beſcheidung vom 
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16. März 1787 fernerhin Feine Ruͤckſicht zu nehmen iſt, 
> fondern Ihr Eucd) lediglich erfteres zur Richtſchnur dienen 
laffen müßt ıc.; | 
fo ift Hierbei die nach den beiden früheren Reſcripten im A. & R. 
erfolgte legislative Entfcheidung der vorgelegten Rechtsfrage über: 
fehen worden, und es verliert dadurch diefes letzte Reſcript alle 
rechtliche Bedeutung. - 
3) Wendet man die vorftehend entwickelten Grundſaͤtze A. und 

B. auf den vorliegenden Fall an, fo ergiebt fi: 


daß die Ceffionsverträge von 1746, 1747 und 1748 an 
ſich gültig errichtet worden, ihre außergerichtliche Privat⸗ 
form den damaligen Gefegen angemeffen geweſen, und 
daß deren Eintragung im Hypothekenbuche zu jener Zeit 
unbedenklich hätte erfolgen Können, daß fonach, die Vor: 
fhriften 66. 199 und 248. Tit. 2. der Hypotheken⸗Ord⸗ 
hung, fowohl in Beziehung auf die im Eingange der Hy—⸗ 
pothefen : Ordnung erfolgte Verweiſung auf das fünftige 
Geſetzbuch, als in Beziehung auf die in dem A. L. R. 
Art. XL des Publications + Parents enthaltene ausdruͤck⸗ 
liche Entfcheidung, auf jene Ceſſionsvertraͤge rückwirkend 
. Nicht angewendet werden dürfen, 
und | 
daß es in Hinfiht von Auittungen, welche fich nicht auf 
bie Erfüllung eines Vertrages beziehen, darauf ankommt: 
ob die im Art. X. des Publications: Patents beftimmte \ 
Nachholung. der Foͤrmlichkeiten am 1. Juni 1794 noch 
möglich gewefen iſt oder nicht. | j 
4) Der im Reſcripte vom 13. Febr. 1792 aufgeftellte Grund: 
faß, daß nach gemeinem Rechte eine Privat: Scriptur, fo 
lange fie von dem Ausfteller nicht recognofeirt worden, feine 
BDeweisfraft habe, ift nur zum Theil wahr — feine, An: 
wendung auf Privat; Ceffionen dritter Perſonen aber jedens 
falls unrichtig. 
Es laufen 3. B. eine Menge gezogenen Wechfel auf allen Hart: 
delsplägen, to Noch heute gemeines Recht gilt, umher, weiche 
sehn und zwanzig Mal girirt worden, ohne da die Unterfehriften 
der Indoſſanten beglaubigte worden — und doch wird es keinem 
Gerichtshofe einfallen, die Legitimation des legten Indoſſatar und 
Inhabers zu bezweifeln, und zu verlangen, daß er die Privat: 
Giro's von den Ausftellern erft recognoſciren laſſen foll! — 
Verbrechen werden nicht vermuthet, So lange alfo nicht 
Jemand auftritt und behauptet, daß eine Fälfchung erfolgt fei, 
kann auf eine ſolche Möglichkeit keine Kückficht genommen werden ! 
Jedenfalls begruͤndet der Befig eines Schuldinftruments, mit 
einer fchriftlichen Ceſſion verfehen, die N rechtmaͤ⸗ 
vi. En ÖR 


/ ö 
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ßigen Beſitzes ($18 u. f. Tit. 7. Th. J. des A. L. R.), und 
ganz ausdruͤcklich ſagt das A. L. R. $. 395. Tit. 11. Th. L.: 
„Der Schuldner kann nur ‚einem ſolchen Ceſſionario mit 
Sicherheit zahlen, welcher fich durch den Befig des Inftrus 
ments und einer fchriftlichen auf ihn gerichteten Ceſſion zus 
gleich Tegitimirt”, Ä — 
eine Beſtimmung, die dem gemeinen Recht ganz angemeſſen iſt, 
welches nicht einmal eine ſchriftliche Ceſſion fordert. | 
Etwas ganz Anderes ift es, wenn der Ausfteller ciner Pris 
vat⸗Seriptur daraus in Anfpruch genommen wird. Ihm fteht dann 
allerdings der Einwand zu, daß. er die Seriptur nicht ausgeftellt 
habe, er muß aber in diefem Falle den Beweis führen, d. h. ſich 
zur eidfichen Diffeffion erbieten. Thut er dies nicht, oder erfcheint 
er im Termin zur Erflärung Über die Urkunde nicht, fo bleibt es 
bei der Vermuthung der Richtigkeit derfelben, und die Privat⸗Scri⸗ 
ptur wird in contumaciam für recognoſcirt erachtet. Der Ein: 
wand der Fälfchung fteht auch gegen öffentlihe Urkunden jedem 
Intereſſenten frei, nur von einer Diffeffion kann dabei nicht die 
Hede' fein. 
5) Der vorliegende Fall zeige fehr deutlich, wohin das ent 
gegengefegte Princip des Neferipts vom 30. März 1801 
fuͤhrt! — 
Das Minifterium der Nikolaikirche fol feine Legitimation als Eis 
genthämer des Hypotheken » Sinftruments führen. 
Dies könnte nur auf folgende Weiſe gefchehen: 
a. Es muß ermittelt werden, wer die Erben der verwittweten 
Er, gebornen M., 
des Hofrathd ©. und 
des Raufmanns E. 
geweſen, und wer nun bie Erben dieſer Erben find? 

b. Wenn erft feftfteht, wer diefe Perfonen find, fo muͤſſen fie 

zum Anerfenntniß diefer Ceffionen aufgefordert, und wenn 
‘fie das Anerfennmiß verweigern, jeder Einzelne in Ans 
ſpruch genommen werden. 

c. Erflärt ſich einer derfelben, die Unterfchrift feines Erblafs 
fers nicht anerfennen zu können, fo hindert ihn nichts, den. 
Diffeffionseid de ignorantia zu fhwören, und dann 
wird das Kirchen » Meinifterium abgemiefen. - 

Anfprüche kann feiner jener Erben mehr machen, die Vollftreks 
fung des Judicats hat alfo nur eine leere Form zum zwei, 

6) Wie vechtsverwirrend die Neferipte vom 13. $ebr.-1792 

und 30. März 1801 find, geht auch aus der nachftehenden 

Bemerkung hervor. | 

Hätte Herr v. B. die Zahlung an das Lirchen Miniftes 

rium nicht freiwillig geleiftet, fo hätte er auf den Grund 

des Publications » Patents No. AL dazu verureheilt wer⸗ 
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den muͤſſen, denn ber Eeffionsvertrag, auf den fih das 
Kirchen s Minifterium gründet, ift vor dem 1. Juni 1794 
errichtet und feiner Form nach gültig; auf die damaligen 
Geſetze kommt es aber nur an, wenn gleich fpäter auf 
Zahlung geklagt wird. Haͤtte er einwenden wollen: die 
früheren Ceſſionen find nicht beglaubigt, fo hätte man ihm 
entgegnet, daß biefer Einwand die Rechte dritter Perfo- 
nen betreffe; die Legitimation des Kirchen : Minifteriums 
werde durch den Beſitz des Documents und die darauf 
vermerkten Ceſſionen geführt, welche letztere fo lange für 
richtig angenommen werden muͤſſen, bis fie entweder vom 
Ausfteller eidlich diffitirt oder deren Unrichtigkeit fonft er- 
wiefen worden. —— 
Wenn aber Herr v. B. zur Zahlung haͤtte verurtheilt 
werden muͤſſen, fo mußte nach der allgemeinen Rechts⸗ 
theorie die Zahlung auch die beftandene Verbindlichkeit auf: 
“ heben, und auf den Grund der ausgeftellten Quittung 
bie Loͤſchung im Kppothefenbuche erfolgen, weil fonft ein 
nicht zu löfender Widerfpruch entfteht! —. 

Em. König. Majeſtaͤt bitte ih, bei der durch die erwähnten Res 
feripte und die Entfheidung der Richter herbeigeführten Nechtss 
ungewißheit, fich dahin ausfprechen zu wollen: | 
Alterhöchftdiefelben wären damit einverftanden, daß die Vor⸗ 
fhriften der Hypotheken -Drimung $$. 60 u. f. 199 u. 248 f. 


— 


— 


Tit II. auf die früher errichteten Vertraͤge und einfeitig aus⸗ 


geſtellten Urkunden und deren äußere Form feine Anwendung 
finden; daß die Frage über die rückwirfende.Kraft der Ges 
ſetze vielmehr lediglich nach den Vorſchriften der $$. 14 u, f. 
der Einleitung. zum A. L. R. und den Artikeln X. XL. und: 
AH. des Publications » Patents vom 5. Febr. 1794 zu be- 
uetheilen, und daß daher in der Hypotheken Angelegenheit 
der v. B'ſchen Güter M., 3. und 2. das Kammergericht von 
mir anzuweifen fei, die Privat Eeffionen - LE 
vom 8. Decbr. 1746 an den Hofrath S., 
vom 6. Dechr. 1747 an den Kaufmann E., 
und vom 7. Dechr. 1748 an das Minifterium der hie; 
figen Nikolaikirche für das Schindlerfche Waifenhaus, 
ohne weitere Nachholung irgend einer Foͤrmlichkeit einzutras 
gen und dadurch dem in Sachen des v. ©. wider das Mini: ı 
fterium der hieſigen Nikolaikirche ergangenen Judicate "zu 
genuͤgen. 


I. Auf den Guͤtern R. und u, Bunzlauer Kreifes, fte; 
ben, Rubr. III. No. 3. feit dem 19. Septbr. 1766, 1000 Rthlr. 
für den damaligen Stadtdirestor St. zu B. ne 


rz 


— 
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&t. cedirte dieſe Hypothek in einer Privaturkunde 
am 10. Juni 1767 an den Sandidaten D.; 
B. eben fo 
am 25. März 1771 an feinen Schwager E. ; 
E. verpfändete die Hypothek bei der Königl. Bank zu Breslau. . 

Die Königl. Bank erklärte in einem auf dem Hypotheken⸗ 
buche befindlichen Vermerk vom 20. April 1773: - 
daß ihr der Erimimals Director 8. zu B. diejenigen 1000 
Nehle., welche auf den Gütern R. und U. für den Stadt⸗ 
director St. haften und an den B. und E. cedirt worden, 
und welche diefer E. ex post der Könige. Bank verpfaͤndet 
bat, baar und richtig ausgezahlt habe, fie cedire baher 
kraft diefes alle ihre Anfprüche an diefe Hypothekenforde⸗ 
rung dem Criminal» Director Bd... Ä 
V. cedirte hierauf die Hypothek felbft vor Notar und Zeugen 

am 29. Decbr. 1787 an den Proconful Br, 
und Br. in einer Privaturfunde . 

am 24. Decbr. 1794 an das Fräulein Helene Eleonore v. W., 
welche lettere Ceffion am 23. März 1830 von den Erben des ıc. 
Dr. gerichtlich anerkannt worden ift. 

Helene Eleonore v. W. hat in einem Teftamgnte ihre Schwe⸗ 
fter ChHriftiane Charlotte v. W. zu ihrer alleinigen Erbin eingefeßt, 
deren Erben wiederum die verwittwete v. L., Chriftiane Rofine 
v. W. und Ehriftian Wilhelm v. W. auf St. geworden find. | 

Auf den Antrag der beideh letzteren Erben hat der Gutes 
befiger Graf P. die 1000 Rthlr. gezahlt, jedoch nur zum Depo- 
fitum, und uͤberlaͤßt es denſelben, fich zum Empfang berfelben zu 
legitimiren, und ihm eine Iöfchungsfähige Quittung zu bewirken. 

Das Ober Landesgericht zu Glogau hat bei den Anträgen 
der v. W'ſchen Erben Folgendes zu erinnern gefunden: 

. I) den Mangel der authentifhen Form der Eeffion vom 10. 

Suni 1767 und 25. März 1771; 

2) daß die Könige. Bank zu Breslau nicht befugt geweſen, die 
ihr blos verpfändere Hypothek an den Eriminals Director ®; 
zu cediren, 

und hat, da diefe Erinnerungen nicht zu befeitigen gewe— 
fen, ein Öffentliches Aufgebot der Hypothekenforderung für 
nothwendig erachtet. 

As die v. W’fchen Erben aber das Öffentliche Aufgebot nach⸗ 

fuchten, hat das Ober » Landesgericht fie 

3) mit diefem Antrage zurückgemwiefen, weil ſich diefer Fall in 
var * — — bringen laſſe, wovon 

u. f. Tit. 51. | 
und $. 115 u. f. af Proceß Ordnung 
handelt, 
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Die v. Wfchen Erben haben ſich an mic gewandt und um bie 
Anweiſung der Mittel und Wege gebeten, auf denen fie zur Er— 
hebung ihres Eigenthums gelangen können. 

Das Monitum 1. des Dber s Landesgerichtd zu Slogan ers 
häft feine Erledigung aus den zu I. meines gegenwärtigen Berichts 
vorgetragenen Gründen, wenn Ew. Königl. Majeftät meinen dor⸗ 
tigen Antrag zu genehmigen geruhen. 

Es muß alsdann die Eintragung der Ceffionen an ben x. ©. 
und ꝛc. E. auf den Grund der Privat » Ceffionsurfunden ohne 
weitern Anftand erfolgen. en 

Das Monitum 2. ift allerdings richtig. Die Königl. Bank 
hat eine ihr verpfändete Hypothek nicht cediren können, fondern 
nur die Forderung an den ıc. E. mit dem dafür beftellten Unter; 
pfande; fie müßte denn die Vollmacht gehabt haben, das Unter, 
pfand durch Ceffion zu realifiren. Auch ich bin der Meinung, 
daß die möglichermweife noch beftehenden Anfprüche der E'ſchen Ers 
ben an ihr der Bank beftelltes Unterpfand nur durch ein öffent 
liches Aufgebot befeitigt werden koͤnnen. 

Ehen fo richtig ift aber auch die Bemerkung des Ober »Lanı 
desgerichts zu 3., daß fich diefes Aufgebot nicht unter die Kate, 
gorieen der $$. 110 und 115. des 51. Titels der Proceßs Ord⸗ 
nung bringen laffe, | — 

Der $. 110. betrifft den Fall, wenn der Gutsbeſitzer die 
Zahlung behauptet, und er weder eine beglaubte Quittung des 
unftreitigen legten Sinhabers vorzeigen, noch diefen Inhaber oder 
deffen Erben dergeftalt nachweifen kann, daß diefelben zur Quits 
tungsleiftung aufgefordert werden könnten. 

Im vorliegenden Falle ift noch gar feine Zahlung, fondern 
eine Depofition gefchehen, der legte Inhaber it befannt und 
Quittung zu leiften erbötig — es fragt ſich blos: ob der legte 
Inhaber rechtmäßiger Inhaber fei. | 

Der $. 115. betrifft den Fall, wenn das Inſtrument verlos 
ren gegangen und der bekannte legte Inhaber die Quittung zu 
leiften erbötig if. | 

Im vorliegenden Falle ift das Inftrument vorhanden, es 
kann alfo von dem Aufgebot deffelden nicht die Rede fein. - Dar 
gegen bin ich der Meinung, daß hier der Fall des $. 115. Zit. öl. 
der Proceß »Drdnung vorliegt. > 

Es behandelt diefer $. unter andern auch den Fall, wenn 
zum Behuf der Legitimation des Ceſſionarius einer erbſchaftlichen 
Activforderung ein Aufgebot erfolgen ſoll, und hierquf kommt 
es an. 

E. iſt durch die am 26. Maͤrz 1771 erfolgte Ceſſion recht: 
maͤßiger Eigenthuͤmer jener Forderung geworden. Er iſt vermuth⸗ 
lich todt; hat er noch Anſpruͤche an die Hypothek beſeſſen, ſo ſind | 
diefelben auf feine Erben übergegangen, und es handelt fich hier 


* 
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alſo ganz eigentlich um die Legitimation des Ceffionarius einer erb⸗ 
fchaftlichen Activforderung. 
Ew. Könige. Majeftär bitte ich ehrerbietigft, ausfprechen zu 
wollen: 
Alterhöchftdiefelben wären damit einverftanden, daß es im 
vorliegenden Falle nur des Aufgebots der ꝛc. E'ſchen Erben 
zum Behuf der Legitimation der Königl. Bank zu Breslau 
zu der am 20. April 1773 erfolgten weitern Ceffion der ‘auf 
den Gräflih P'ſchen Gütern R. und U. Rubr. III. No. 3. 
noch auf den Namen des Stadtdirectors St. eingetragenen 
1000 Rthlr. bedürfe, — daß diefes Aufgebot in Vertretung 
der Könige. Bank von den jeßigen Inhabern der Hypothes 
. Benforderung der v. W'ſchen Gefhwifter in Antrag gebracht, 
und bei dem Ober s Landesgericht zu ©. Foftens und flempels 
frei eingeleitet werden folle, und daß ſich das Leßtere hierbei 
nach der Vorfchrift des $. 155. Tit. 51. der Proceh: DOrds 
nung zu richten, endlich den Manifeftationseid von den Pros 
vocanten in der Art abzunehmen habe, wie folches der $.111. 
daſelbſt vorfchreibt. 
Sch würde fchon jet feinen Anftand nehmen, das Kammergericht 
nad) meinem Antrage zu I. und das Ober » Landesgericht zu Glo— 
gau nach meinem Antrage zu II. zu befcheiden; ich fehe indeß bes 
- ffimmt voraus, daß diefelben‘ bei den vorhandenen, fich widers 
fprechenden Werfügungen des Zufliz + Minifteriums einen Aller 
Höchften Immediatbefehl erbitten würden, oder das Ober » Landes; 
gericht im Falle zu II. ein Erkenntniß abfaffen fönnte, was fich 
mit der fernern Behandlung der Sache vielleicht nicht vereinigen 
laffen dürfte, dieſe veralteten Angelegenheiten endlich alle Bes 
fehleunigung verdienen. 
Berlin, den 20. Mai 1833. 


B 


2) Allerhöchfte Cabinets » Ordre vom 29. Mai 1833. 

Die beiden in Ihrem Berichte vom 20. d. M. entwickelten, 
in das Hypothekenrecht einfchlagenden Fälle laffen keinen Zweifel 
zuruͤck, daß die Vorfchriften der Hypothefen : Ordnung $. 60 u. f. 
$. 199 und 248 f. Tit. II. auf früher errichtete Verträge und eins » 
feitig ausgeftellte Urkunden und deren äußere Form feine. Anwen» 
dung finden, vielmehr die Frage über die rückwirfende Kraft der 
Geſetze lediglich nach den Vorfchriften des $. 14 u. f. der Einleis 
tuug zum A. L. R. und den Artikeln X. XI. und XIL. des Pus 

lications? Patents vom 5. Febr. 1794 zu beurtheilen ift. Ich bin 
daher mit Ihren, fehr gründlich motivirten Anträgen dahin eins 
verftanden, daß in der Kppothefen : Angelegenheit der v. B’fchen 
Güter M., 3. und. das Kammergericht die Privat ;Ceffionen an 
den Hofrath ©. vom 8. Decbr. 1746, an den Kaufmann €. 


x 
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vom 6. Dechr. 1747 und an. das Meinifterium der hiefigen Niko, 
laikirche für das Schindlerfhe Waifenhaus vom 7. Dechr. 1748, 
ohne weitere Nachholung irgend einer Foͤrmlichkeit einzutragen 
und dadurch dem in Sachen des v. B. wider das Minifterium der 
hiefigen Ntikolaikirche ergangenen Judicat zu genügen hat; in der 
Hypothekenſache der Güter R. und U., B—er Kreifes, aber es 
nur des Aufgebots der E’fchen Erben bedarf, um die Bank zu 
Breslau wegen der am 20. April 1773 grfolgten weitern Ceffion 
der auf den genannten Gütern Rubr. III. No. 3. noch auf den 
Namen des Stadtdirectors St. eingetragenen, 1000 Rthlr. zu les 
‚ gitimiren, und daß diefes Aufgebot in —— der Bank von 
den jetzigen Inhabern der Hypothekenforderung der v. W’fchen 
Geſchwiſter in Antrag zu bringen und bei dem Ober-Landesgericht 
zu Glogau, welches hierbei nach Borfchrift des $. 155. Tır. 51. 
der Proceß-Ordnung fih zu richten, und von den Provoranten 
den Manifeftationseid, wie ihn der $. 111. daſelbſt verfchreibt, 
abzunehmen hat, koſten- und ftempelfrei einzuleiten ift. : Sch 
überlaffe ihnen daher, dem gemäß fowohl das Kammergericht als 
das Ober » Landesgericht zu Glogau mit Anweifung zu verfehen. 
Berlin, den 29. Mei 1833. (v. K. J. Bd.41. ©. 525.) 

| An : Friedrich Wilhelm. 

den Staats: und Suftizminifter 
| Muͤhler. 


— 


I. g. 72. folg Berichtigung des Beſitztitels ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke für 
die Erben des eingetragenan Beſitzers, ruͤckſichtlich des Erforderniſſes des 
Buͤrgerrechts. 

Dem Koͤnigl. Ober Landesgericht wird in der abſchriftlichen 

" Anlage die Befchwerde des Magiftrats dafeldft vom 19. Septbr., 

betreffend die Berichtigung des Befigtitels ftädtifcher Grund» 
ſtttuͤcke für die Erben des eingetragenen Beſitzers, 

mit dem Eröffnen zugefertigt, das der Juſtizminiſter dieſelbe für 

begründet erachtet. | 

Der $. 15. der Städteordnung vom 19. Novbr. 1808 zählt 
die Befugniß „ Grundftäce im ftädtifchen Polizeibezirk der Stadt 
zu befisen” zu den im Bürgerrecht enthaltenen Vorrechten, fu daß 
ohne das leßstere jene Befugniß nicht beftehen kann. Darum vers 
ordnete der $.23. derfelben, daß, wenn Jemand bis dahin Grund» 
ftücfe in einer Stadt erworben haben follte, ohne das Bürgers 
recht befeifen zu haben, er das Iegtere fogleich nach Publication 
der Städteordnung nachfuchen und erlangen, oder das Grundſtuͤck 
veräußern folle. Das Nefeript vom 2, März 1810 (Mathis 

Bd. 9. ©. 28.) wiederholt diefe Beftimmung. Es verfteht ſich 

daher von felbft, daß feit der Bekanntmachung der Städteords 

nung auf den Grund des $. 15. derfelben der Beſitztitel eines 
ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcks für Niemand berichtige werden darf, -wels 


a 


\ 
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chem nicht die Befugniß zufteht, Grundſtuͤcke im ftädrifchen Poli; 


zeibezirk zu befigen, d. h. der nicht zuvor das Bürgerrecht gewons 


nen hat. Es macht hierbei feinen Unterfchied, ob diefe Erwer⸗ 


bung durch eine Handlung unter Lebendigen, durch ein Teſta⸗ 


ment, oder im Wege der Snteftat» Erbfolge erfolgt ift. Wenn 
auch nad) $. 367. 368..370. und $. 442 — 444. Ti. 9. Sp. I. 
des Allgemeinen Landrechts das Eigenthum, nicht der Befig, wie 
das dortige Stadtgericht zu 1. feines Berichts vom 30. März 
d. J. irrig vorausſetzt, fogleih auf den Erben übergeht, fo ift dies 
an fich auf die vorliegende Frage ohne allen Einfluß. Unbedenk⸗ 
lich erwirbt der. Käufer eines Grundſtuͤcks Durch deſſen Uebergabe 
Beſitz und Eigenthum. Nichs deftoweniger darf der Befigtitel, 
der vom Stadtgericht allegirten Beflimmungen des $. 49. Tit. 2. 
der Hypotheken⸗Ordnung und der Allerhöchften Cabinets⸗Ordre 
vom 31, Detober 1831 (Geſetzſammlung ©, 251.) ungeachtet, 
nicht eher für ihm eingetragen werden, bevor er den Erwerb des 
Buͤrgerrechts nachgewiefen hat. Es iſt nicht abzufehen, weshalb 
in Beziehung auf Teftaments , oder Sinteftat » Erben anders vers 


fahren werden folle! — F 


Der $. 405, des Anhangs zur Proceßordnung erklaͤrt es nur 
für unnoͤthig: | 
daß der Meiftbietende vor dem Zufchlage das Bürgerrecht 
gewonnen , 
und erachtet es für genügend, | 
wenn er ein Atteft des Magiſtrats darüber beibringt, daß 


der Ertheilung des Buͤrgerrechts an ihn, im Falle des Zus 


ſchlags, nichts im Wege ftehe. 
Diefe Beftimmung fann jedoch auf die Berichtigung des Bes 
figtitels nicht ausgedehnt werden. — 

Der Magiſtrat deutet in ſeinem Berichte darauf hin, daß 
es in der Regel des Antrags auf Subhaſtation nicht beduͤrfen 
werde, weil doch fruͤher oder ſpaͤter ſich eine Veranlaſſung ereigne, 
welche den Erben beſtimmt, den Beſitztitel für ſich eintragen zu 
laſſen und er alddann unmittelbar zur Gewinnung des Bürgers 
rechts genoͤthigt fei. Allein, wenn auch fchon früher der Magi— 
firat auf, Zwangsmittel antragen folfte, fo würde in gleicher Art 
verfahren werden muͤſſen, wie dies im Reſcripte yom 2, März 
1810 in Beziehung auf die Officianten vorgefchrieben ift, welche 
zur Zeit der Publication der Städteordnung bereits Grundſtuͤcke 
befaßen. Es würde im letzten Grade der Execution auch zum 
Öffentlichen Verkauf des Grundftücs gefchritten werden koͤnnen, 
ungeachter der Beſitztitel für. den Erben noch nicht berichtigt ift, 
fofern nur das Eigenthum deffelden auf das -Sindividuum, wel: 
ed das Bürgerrecht gewinnen ſoll, wirklich übergegangen, d. h. 


* 


daß daſſelbe Erbe des zuletzt im Hypothekenbuche eingetragen ge⸗ 


weſenen verftorbenen Befigers geworden if. Die $$. 6 und 7. 
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Tit. 10, Th. I. des Allgemeinen Landrechts ftehen einer folchen 
Subhaftation nicht entgegen. Der $. 6. fpricht nur von Verfüs 
gungen, welche Sjemand über ein Grundftüc vor Gericht treffen 
will. Die Subhaftation im Wege der Ercecution, wohin aud) 
diejenige zu rechnen ift, welche gegen den renitenten Grundeigens 
thümer auf Antrag des Magiftrats verfügt wird, ift eine Maaßs 
regel zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, ‚welche vers 
langt, daß fein Befisunfähiger Eigenthumsrechte auf ftädtifche 
Grundſtuͤcke ausuͤbe. — Die $$. 41 und 42, Tit. 12. Th. I. 
des Allgemeinen Landrechts tönnen auch nur für die Anficht des 
Stadtgerichts nicht angeführt werden, da diefelben über die Bes 
richtigung des DBefistiteld im Hypothekenbuche nicht disponiren. 
Dagegen kommen fie in fo fern in Erwägung, als hiernach übers 
haupt ein Zwang zum Verkauf des Grundſtuͤcks erft binnen Jah— 
resfrift nad) dem Tode des Erblaffers erfolaen kann, und abzu- 
warten ift, ob binnen diefer Frift der Erbe fih durch Gewinnung 
bed Bürgerrechts die Fähigkeit zum Beſitz ftädtifcher Grundſtuͤcke 
erwerben oder das ihm zugefallene Grundſtuͤck veräußern wird. 
Das Königl. Ober »Landesgeriht hat daher nach diefen Grund» 
fügen das dafige Stadtgericht anzumeifen. 


Berlin, den 14. Decbr. 1832. (v. 8. J. Bd. 40. ©, 475.) 


TE Ben EEE . 68 Beau vo 

Des Königs Mrajeftät haben bei Gelegenheit des zu Aller; 
hoͤchſt Ihrer Kenntniß gekommenen Verfahrens, | 

betreffend die Berichtigung des ‚Befigtitelö von einem Erb⸗ 

pachtegrundftüce, 
es zu mißbilligen geruhet, daß den Anträgen des Verfäufers auf 
Eintragung mehrerer , in dem gefchloffenen Erbpachtscontrast ent; 
haltenen, das Realrecht nicht berührenden Beſtimmungen, nad): 
gegeben worden. Se fchwieriger die Gefchäfte des Hypotheken— 
weſens bei dem jeßigen Zuftande des Grundeigenthums, befonderg 
in Bezug auf kleine Grundſtuͤcke geworden find, defto weniger 
bürfen diefelden durch überfläffige und ungefegliche Eintragungen 
noch) weitläuftiger gemacht werden, 


Das Königf. Ober» Landesgericht wird daher in Gemäßheit 
des Allerhöchiten Befehls Sr. Meajeftät des Königs angewieſen, 
die Eintragungen in das Hypothekenbuch auf diejenigen Verab—⸗ 
redungen und Beftimmungen zu befchränfen, die fich auf das zu 
conſtituirende Neafrecht beziehen, und ettwanige Anträge auf Ins 
tabulation anderer, das perfönliche Verhaͤltniß der Kontrahenten 
betreffenden, und mit dem Realrecht in Feiner Verbindung fie: 
henden Beſtimmungen zurüczumeifen. | 


. 
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Die Gerichte des Jurisdictions-Bezirks des Collegii find 
mit-einer gleichmäßigen Anweiſung durch die Amtsblätter zu 
- verfehen. - 
Berlin, den 16. März 1831. (v. 8. I.Bd. 37. S. 106.) 


11. 8. 91.‘ Ä a 
| — — vererbpachteter Grundfiäce mit unablöslichen 
Der Szuftizminifter kann fih mit der: Anficht, welche das 
Könige. Ober» Landesgericht in dem, über die Vorftellung des 
Magiſtrats zu Colberg vom 3. Mai c., | 
| die Abfchreibung vererbpachteter Grundſtuͤcke mit unabloͤs— 
lichen Schulden betreffend, 
erftatteten Berichte vom 14. Juni e. geäußert hat, nicht einver; 
ftanden erklären. Wenn in den Fällen, von welchen die Vorftel: 
lung des Magiftrats handelt, der eingetragene erfte hypotheka— 
xifche Gläubiger auf das Anerbieten der Auszahlung feiner uns 
abloͤslich ſtehenden Forderung nicht eingehen will, fo hat ders. 
felbe fein Recht, der Erbverpachtung zu widerfprechen, infofern das 
Unfchädlichfeits » Atteft beigebracht worden ift. Hierbei wird in; 
deffen vorausgefeßt, daß ſich auch der poftlocirte Gläubiger mit 
feiner bisherigen Stelle, der Erbverpachtung ungeachtet, zufrieden 
erkläre, oder dag ihm das Capital gekündigt und ausgezahlt 
werde. | 
Hiernad hat das Königl. Ober » Landesgericht in vorkommen; 
den Fällen zu verfahren. - | 
Berlin, den 10. Septbr. 1830. (v. 8. J. Bd. 36. S. 189.) 


I. d. 91. Einziehung und theilweiſe Wiederabtretung von Laßnahrungen 
an.die Laſſiten. 
In Bezug auf die Frage: 
ob Veraͤnderungen in dem Grundeigenthume der bäuerlichen 
Beſitzungen, wonach Laßnahrungen von dem Gutsbefiger 
eingezogen und ein Theil der dazu gehörigen Grundftücke ges 
gen Verzichtleiftung auf einen Theil der den Nahrungen bis 
dahin zugeftandenen Gerechtfamen und Beneficien den Lafs 
fiten als freies Eigenthum abgetreten worden, der Genehs 
migung der General; Commifflon bedürfen? 
tritt der Juſtiz-Miniſter der in dem Berichte vom 17. v. M. 
-  geäußerten übereinftimmenden Anficht. des Könige. Ober » Landes; 
gerichts und der Generals Commiffion zu Soldin, 
‘ daß eine folhe Genehmigung nicht erforderlich fei, 
bei, und findet nichts dagegen zu erinnern; daß dieſem gemäß fers 
ner verfahren werde, , I 
Mas dagegen die Zuziehung der auf dem Gute eingetrage: 
nen Gläubiger bei folchen Verhandlungen und deren Conſens in die 
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Abſchreibung der als freies Eigenthum abgetretenen Parzellen 
betrifft; fo erſcheint dieſe Zuziehung nach $. 91. Tit. 2. der Hypo- 
thefen-Drdnung allerdings als erforderlih, da immer eine Abs 
trennung und Abfchreibung erfolgt, und nirgends in den Gefesen 
vorgefchrieben ift, daß fih die Gläubiger folche gefallen laſſen 
muͤſſen, wenn die Kppothefenbehärden fich noch dazu ohne vorauss 
geganzene —— Unterſuchung uͤberzeugt halten, daß keine 
Werthsverminderung erfolge. - 
Berlin, den 8. Detbr. 1830, (v. 8. J. Bd. 36. ©. 292.) 


II. 91. 24 
ea BETRÄGE Sg mg im u 
- Die in dem abfchriftlich beiliegenden Berichte des Land » und 
Stadtgerihtd: Director H. zu M. vom 11. d. Mes. zur Entfcheis 
dung geftellte Frage, Über die Anwendung des $. 91. Tit. 2. der 
Hhypotheken⸗Ordnung auf Wandeläder, giebt dem Juſtizmini— 
fier Veranlaffung, dem Königl. Ober »Landesgerichte Folgendes 
. zu eröffnen: 9 
Der 6. 91. a. a. O. legt dem Richter bei Veraͤußerung der 
Pertinenzſtuͤcke eines Gutes, oder einzelner Guͤter von einem Com⸗ 
plexus mehrerer, die Pflicht auf, vor der Ab: und Zuſchreibung 
im KHypothefenbuche wegen der auf dem Hauptgute oder der gans 
zen Herrſchaft bereits haftenden und alfo auch das abzutrennende 
Pertinenzſtuͤck oder einzelne Gut mit angehenden Schulden zwir 
fchen den Eontrahenten und den eingetragenen Nealgläubigern ‚eine 
fihere und beftimmte Vereinbarung zu verfuchen, und die Eins 
fchreibung des Befigtitels für den neuen Erwerber foll nicht eher 
Statt finden, als bis diefe Vereinbarung getroffen worden: ift. 
Zuvörderft ift fein Grund vorhanden, bei Anwendung diefer Vor; 
fchrift einen Unterfchied zwifchen Grundſtuͤcken, welche nach Bes 
fimmung des Allgemeinen Landrechts ftetd Pertinenz » Eigenfchaft 
haben, und andern Grundſtuͤcken, namentlich den fogenannten 
Wandelaͤckern zu machen, die mit dem Hauptgute nichts weiter 
gemein haben, als daß fie bisher denfelben Befiger hatten, zuſam⸗ 
men auf ein Folium bes Hypothekenbuchs eingetragen und gemeins 
fchaftlich verfchuldet waren. Dieſer Unterfchied, den die Mehrs 
heit der Mitglieder des Land» und Stadtgerihtd macht, und den 
‚ bas Königl, Dber Landesgericht nach der Verfügung vom 27. 
October 1829 billigt, ift im Geſetze nicht begründet. Denn der 
6. 91. a. a. D. gilt fowohl von Pertinenzſtuͤcken, im firengen 
Sinne des Worts, als von einzelnen Gütern bei einem Compflerus 
mehrerer. Auch ein einzelnes Gut, dem zufolge auch ein einzelnes 
Grundſtuͤck, foll nicht eher von dem bisherigen Complerus, den 
es im Hypothekenbuche bildet, abgejchriebeu werden, als bis mit 
den Nealgläubigern über die das Ganze angehenden Schulden’ ein 
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Regulativ getroffen worden iſt. Will man alfo uͤberhaupt die Ab⸗ 
und Zufchreibung veräußerter Theile der auf ein Folium eingetras 
genen Grundſtuͤcke von der Vereinigung der Contrahenten mit den 
Realglaͤubigern durchaus abhängig machen, fo muß dies auch bei 
Wandelädern gefchehen. | 

Altein die Beftimmung der Hypotheken⸗Ordnung $, 91. hat 
eine allgemeine Modification durch dasjenige erlitten, was das 
Ediet über den erleichterten Beſitz und den freien Gebrauch bes 
Grundeigenthums vom 9. October 1807, $. 4. und das Edict zur 
Beförderung der Landesfultur vom 14. Septbr. 1811. $. 1. über 
die Theilung und Wereinzelung der Grundſtuͤcke feſtſetzen. Hier— 
nach find die Beſitzer an ſich veräußerlicher ftädtifcher und laͤndli⸗ 
her Grundftücke und Güter aller Art zur Trennung der Radis 
falien und Pertinenzien, fo wie überhaupt zur theilmeifen Vers 
Außerung, auch die Miteigenthämer zur Theilung derfelben unter 
ſich, berechtigt. 

Die einzige allgemeine Beſchraͤnkung befteht in dem Vorbe—⸗ 
halt der Nechte der Realgläubiger und Verfaufsberechtigten, und 
es kann Alles gefchehen, fofern diefe Nechte nur unverlegt bleis 
ben. Alle übrige aus der bisherigen Verfaſſung entfpringende 
Beſchraͤnkungen find aufgehoben, | | 

Died angewandt auf den $. 91. a. a. O., feßt voraus, daß 
die Abfchreibung abzutrennender Parzellen von dem Folium des 
Grundſtuͤcks oder dem Complexus mehrerer ‚erfolgen kann, wenn 
nur die Rechte der ‚Realgläubiger wegen der auf dem Ganzen bes 
reits haftenden Schulden gefichert bleiben. | | 

Dies gefchieht vollftändig, wenn in Ermangelung.ihrer Eins 
willigung. in die fehuldenfreie Abfchreibung die Abfchreibung mit 
allen auf dem Ganzen eingetragenen Laften erfolgt, fo daß bie 
ganze Schuld, vor wie nach, auch auf dem veräußerten Theile 
haften bleibt, und der Unterfchied nur darin befteht, daß dies 
an yerfchiedenen Stellen des Hypothekenbuchs bemerkt ift. 

Der Gläubiger, welchem mehrere Grundſtuͤcke gemeinfchafts 
lich verpfändet find, kann fein dadurch erworbenes Necht auf alle 
diefe Grnundſtuͤcke und gegen jeden Befiger geltend machen; er hat 
aber fein Recht, zu verlangen, daß diefe mehreren Grundftücke 
immer in der Hand deffelden Befigers und ungetrennt bleiben, 
Er fann der Veräußerung eines Theils an fich nicht widerfpres 
chen; der neue Erwerber wird Eigenthuͤmer mit Vorbehalt feiner 
Hypothekenrechte, derfelbe kann alfo aud) verlangen, daß dies 
Eigenthum mit diefem Vorbehalte im Hypothekenbuche vermerkt 
werde, und dies ift nur möglich, wenn fein Befigtitel auf ein bes 
fonderes Folium eingefchrieben wird. Der $. 91. a. a. D. ver: 
‚ bietet das Legtere ohne Zuziehung und Einwilligung der Neal: 
glaͤubiger, um künftigen Verwirrungen vorzubeugen. _ Seitdem 
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aber durch die angeführten fpäteren Gefege die Veräußerung und 
Parzellirung fo unbefchränft geftattet ift, würde die Verwirrung 
nur vermehrt werden, went die Abfchreibung nicht in der anges 
gebenen Art erfolgte, Ä F 

Daß die Lage des Hypothekenglaͤubigers durch ſolche Abſchrei⸗ 
bung verjchlimmelt. wuͤrde, wie der Director H. in feinem Bes 
richte 8 indem der Gläubiger in die Nothwendigkeit vers 
fegt werde, gegen mehrere Befiser der ihm verpfändeten Grund: 
ftücke wegen feiner Befriedigung Klage zu erheben, iſt nicht richtig. 
Wird feine Lage verfchlimmert, fo liegt dies nicht in der Abfchrei: 
bung, fondern in der Veräußerung überhaupt, die er nicht hin. 
dern kann. 

Die Hypothekenklage, der Antrag auf Sequeftration und 
Subhaftation, koͤnnen immer nur gegen den jedesmaligen Be; 
figer der verpfändeten Sache gerichtet werden; find mehrere Bes 
fiser, fo hat der Berechtigte die Wahl, ob er eine oder alle bes 
langen will; jeder Einzelne haftet aber, infofern er nicht perſoͤn⸗ 
lich verpflichtet ift, nur fo weit als er befigt, wie dies in der Nas 
tur dingliher Anfprüche und Verpflichtungen liegt. Ob die meh: 
reren Defiger im Hypothekenbuche ftehen, ob fie auf einem oder 
mehreren Folien beffelben eingetragen find, macht dabei überall 
feinen Linterfchied. Ä 

Durch die Abfchreibung auf ein befonderes Folium, mit den 
auf-dbem Hauptfolium eingetragenen Laften, wird alfo nur im 
Hypothekenbuche das Nechtsverhältnig, wie es in der Wirklich: 
feit beficht, vermerkt, und das Recht des Hypothefengläubigers 
bleibt dafjelbe. 

Der Juſtizminiſter findet daher Fein Bedenken, das Königl. 
Dber » Landesgericht zu ermächtigen, hiernach nicht nur bei den 
Wandelädern, fondern auch bei andern Grundſtuͤcken zu verfah: 
ren, und die Untergerichte feines Bezirks darnach anzuweiſen. 

Zweckmäßig bleibt es indeß nichts defto weniger, bei ders 
gleichen Parzellirungen in Gemäßheit des $. 91. a. a. O. eine - 
bereinfommen unter den Detheiligten zu verfuchen ; auch ift es vor 
wie nach Pflicht des Nichters, vor dem Kaufvertrage, welcher 
über Theile verfchulderer Güter errichtet worden, den Käufer auf 
die ihm drohende Gefahr, von den Kypothefengläubigern in Ans 
fprud) genommen zu werden, aufmerkffam zu machen. Die Nichts 
einwilligung der Letzteren kann jedoch die Berichtigung des Beſitz⸗ 
titels für den Erwerber unter Uebernahme aller bisherigen Laſten 
und Kypothefenforderungen nicht aufhalten ; es genügt, wenn den 
Hypothekenglaͤubigern die dergeftalt erfolgte Abfchreibung befannt 
gemacht wird. 

Auch verſteht fi von feldft, daß die aus Obereigenthums⸗, 
gutsherrlichen oder Erbpachtsverhältniffen entftehenden Befchrän: 
Fungen der Befugniß, zu, veräußern und au parzelliven, für ſich 
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beſtehen bleiben, und bei Erbpachten insbefondere die Vorſchriften 
des $. 5. des Edicts vom 9. Octbr. 1807 und $. 2. des Cultur⸗ 
Edicts vom 14. Septbr. 1811 zur Richtſchnur dienen müffen. 
Dem Director H. ift eine Abfchrift diefer Verfügung zur 
Nachachtung bereits mitgerheilt worden. 
Berlin, den 24. Decbr. 1832, (v. 8. J. Bd. 40. ©. 471.) 


— 


II. 8. 91. Abfchreibung der Erbpachtsgerechtigkeit ab die dazu erforder» | 


lichen Conſenſe der Gläubiger, 


Bei Zurückfendung der mit der Eingabe vom 1. November 
v. 5. eingereichten Verhandlungen über die Confenfe der Nealgläus 
biger, wird Ihnen eine Abfchrift des von dem Ober ; Landesgerichte 
zu Marienwerder über Ihre Befchwerde vom 22. Juni v. J. 

in der Hypothekenſache von B. und P., die verweigerte Ab: 

fcehreibung der Erbpachtsgerechtigkeit auf das Vorwerk B. 

betreffend , | 
am 27. Juli v. J. erflatteten Berichts mitgetheilt, und Ihnen 
zugleich eröffnet, daß zur vollftändigen Ueberficht der Sache noch 
die Subhaftationd: Verhandlungen der Güter B. No, 318 und 
P. No. 319. erfordert und eingefehen worden find, Ihre Be; 
ſchwerden aber nicht für gerechtfertigt erachtet werden koͤnnen. 

Die Güter B. und P. mit dem Obereigenthum über das 


Erbpachtsvorwerk B. find sub hasta geftelft und dem Kern R. 


zugefcehlagen worden. ‘Daraus folgt, daß die Erbpachtsgerechtig- 


keit über jenes Vorwerk von dem Hauptgute abgefchrieben, und - 
damit ein eigenes Folium im Hypothekenbuche angelegt werden _ 
muß. ine Folge diefer Anlegung ift die Uebertragung aller der . 


Schulden des Hauptgutes, welche bei der Subhaftation des letz⸗ 
tern nicht zur Perception gelangt find. 

Die von Ihnen bisher beigebrachten Confenfe der Gläubiger 
in die Abfchreibung find durchaus Überfläffig, weil die Gläubiger 
der Abfchreibung zu widerfprechen, und resp. die Austhuung des 
Vorwerks B. in Erbpacht zu hindern nicht befugt geweſen find. 
Edict vom 9. Octbr. 1807. $. 5.) | 

Durch die bloße Einwilligung eines Kypothefengläubigers 


in die Veräußerung des ganzen Gutes oder eines Theils deffelben - 


wird aber das Hypothekenrecht deſſelben nicht geändert, 
$.496. Tit. 20. THuLA.ER.; 


vielmehr bleibt ihm, wenn das urfprünglich verpfändete Grund: 


ſtuͤck auf irgend eine Art getheilt worden, das Recht, fich wegen 
feiner ganzen Forderung an jeden getrennten Theil defielben zu 
halten. ($. 468. dafelbft.) 


Sie muͤſſen daher die Erklärung der Glaͤubiger beibringen, 


wonach ſich diefelben ihres Pfandrechts auf die Erbpachtsgerech: 
tigkeit begeben, und deffen Löfchung bewilligen. - 


— 
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Hierdurch wird auch Ihre zweite Beſchwerde darüber er, 
ledigt, daß dieſe Erklärung von den Ceſſionarien der eingetrage⸗ 
nen Hypothekenglaͤubiger erfordert worden ift. . 
Es fteht diefer Befchwerde aber auch die Vorfchrift des 
$. 423. Tit. 20. Th. I. des Allg. Landrechts entgegen. Der Eon- 
fens der Cedenten der Kypothefenforderungen genügt nämlich nicht, 
- und kann für Sie, als Beſitzer des Erbpachtsguts, den ‚Ein: 
wand, daß hierdurch dafjelbe von den auf dem Hauptgute ruhen: 
den KHypothefenforderungen befreit werde, ſchon deshalb gegen 
den Eeflionar nicht begründen, weil zur Zeit der Ceffion weder in 
dem Hypothekenbuche, noch. auf den Hypotheken » Documenten 
ein Vermerk über die Freilaffung der Erbpachtsgerechtigfeit ent: 
halten war. Deshalb muß, auc wenn die Gedenten dem Sins 
halt und der Form nad) ihren Conſens vollftändig ertheilt hätten, 
doch) noch die Genehmigung der Ceffionarien beigebracht werden. 

In Betreff der dritten Befchwerde, wegen Beibringung der 
Documente, muß ebenfalls der Anficht des Ober - Landesgerichts 
aus den im Berichte vom 27. Zuli v J. angeführten Gründen 
beigetreten werden. | 

Dem Königl. Ober: Landesgerichte ift in Folge diefer Aus: 
einanderfeßung aufgegeben worden, nach Einforderung des Erbs 
verpachtungsveytrages für das. Erbpachts-Vorwerk B. ein befon: 
deres Hypothekenfolium anzulegen, auf daffelbe fämmtliche bei 
der Adjudication von B. und P. nicht zur Perception gefommene 
Poſten einzutragen und den Befigtitel für Sie als Erbpächter zu 
berichtigen. Ihnen muß es dann überlaffen bleiben, die Löfchung 
diefer Derbindlichkeiten durch Beibringung der Documente und 
der Pfandrechtsentfagungen der jegigen Eigenthümer diefer Forder 
rungen zu veranlaffen. 

Berlin, den 4. Mai 1833, (v. 8. 5. 3b. 41. ©. 550.) 


II. $. 10%. Rechtsverhaͤltniß zwiſchen dem Käufer eines Grundftäcts, Für | 
Wertäufers, weliper ie Gintragung feıned ©gulb- Snframente aukfue 
Dem Gerihtsamte Sophienthal wird auf die in Der: 

folg des Referipts vom 9, April v. J. gemachte Anfrage vom 

3, November ej. a., | | 

die Proceßfache des Oberamtmanns 2. wider den Koloniften 
B. und die Subhaftation der Stelle des letztern betreffend, 
zum Beſcheide ertheilt, daß für den Fall, welcher zur Anfrage 

Veranlaffung gegeben hat, es weiter feiner Verfügungen bedarf, 

da nach der Anzeige des Gerichtsamts der Kauf zwifchen dem B. 

und K. fich zerfchlagen hat. 2 

Was jedoch) die Anfrage für,den Fallıbetrifft, wie es zu hal 
ten fei, wenn der Känfer eines Grundſtuͤcks feinen Beſitztitel noch 


\ 
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nicht hat berichtigen, auch nicht die nach $. 57 Tit. 2. der Hypo⸗ 
thefen: Ordnung zuläffige Proteftation zu feiner Sicherheit hat eins 
tragen laſſen, die Hypothekenbehoͤrde aber Kenntniß von feinem 
Kaufcontract erhalten hat — und ſich demnaͤchſt ein. Gläubiger 
des Verkäufers und’ Civilbefigers mit einem eintragungsfähigen 
Schuld : Sinftrumente meldet — fo muß, wenn in dem anzuberaus 
menden Termine feine. gütlihe Vereinigung zwifchen dem Verkaͤu⸗ 
fer, dem Käufer und Gläubiger zu bewirken ift, das Rechtsver⸗ 
hältnig unter. denfelden nach $. 4 ff. Tit. 19, Th. I. des Allgem. 
Landrechts beurtheilt werden. Die Nechte des’ Käufers und die 
des Glaͤubigers find perfönliche Rechte, fo lange resp. die Ueber: 
gabe des Guts noch nicht erfolgt und die Pfandrechte des Glaͤu⸗ 
bigers noch nicht eingetragen find. Hieraus folgt, daß, wenn 
die Webergabe des Grundſtuͤcks bereits erfolgt ift, der Käufer 
durch fein erworbenes dingliches Recht den ausfchliegt, welcher 
durch die Pfandverfchreibung nur ein perfönliches Recht mit einem 
blogen Titel zum Pfandrecht befigt. ($. 10. Tit, 20. Th. I. des 
Allgem. Landrechts.) Iſt aber zu erweifen, daß dem Käufer das 
yerfönliche Recht des Glaͤubigers bei der Befigergreifung bereits 
bekannt gemefen ($. 5. Tit. 19, a. a. O.), oder ift feine Uebergabe 
‚ erfolgt, fo muß dann die Frage: welchem von beiden durch Eins 
räumung des Defißes und resp. durch Eintragung im Hypothe⸗ 
kenbuche ($. 6 f. Tit. 20,) ein dingliches Necht Geizulegen fei? 
nach Befchaffenheit des perfänlichen Rechts entfchieden werden, 
($. 6. Tit. 19.) Hieraus folgt, daß, bei nicht erfolgter Vereinigung 
zwifchen den ftreitenden Parteien, die Sache durd Erfenntnig 
feftzuftellen ft, und wenn der Gläubiger die Vorſchrift des $. 5, 
a. a. O. für fih in Anfpruch nimmt, die Rechte deffelben im 
Fall des Anerkenntniffes von Seiten des Käufers durch die Eins 
tragung einer Hypothek und — im Fall des Widerſpruchs — 
durch die Eintragung einer Proteftatlon ficher geftellt werden muͤſ⸗ 
fen, bis in letzterer Beziehung rechtlich feftfteht, welche der colli: 
divenden Nechte den Vorzug haben, und welche nachftehen muͤſ⸗ 
fen, wovon demnächft die Loͤſchung der Proteftation oder deren 
Umfchreibung in eine förmliche Hypothek abhängig bleibt. 
Berlin, den 7. Sanuar 1833, (v. 8. J. 2. 41. ©. 265.) 


IL $. 112. u. f. Verfahren bei Eintragungen von Gemeinheirdtheis 
; lungd» und AblöfungssMecefien in das Hypoͤthekenbuch. { 
Dem Königl. Ober» Landesgericht wird auf den Bericht vom . 
3, December v. J., U: 
betreffend die Eintragung von Gemeinheitstheilungs s und 
Abloͤſungs-Receſſen in das Hypothekenbuch, 
Folgendes eröffnet. 
Es ift nothwendig, daß einerfeits die Veränderungen, wel 
che mie den. im Hypothekenbuche verzeichneten Grundſtuͤcken vors 


\ 
B 


= 
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gehen, aus demſelben erſichtlich ſind, eben ſo andererſeits, daß 
alle uͤberfluͤſſge Eintragungen vermieden werden. Aus dieſen 
Gründen iſt das nachſtehende Verfahren zu beobachten. 


1) Bei Gemeinheitstheilungen, wobei feine Abtres 
tung gegen Nente oder gegen eine baare, ein für allemal 
zu entrichtende Vergätigung erfolgt, vielmehr nur ein Aus: 
taufh von Grundftäden und Gerechtigkeiten 
eintritt, die Subſtanz des Guts alfo nicht vermindert 
wird, ift es hinlänglih, wenn ganz kurz mit Bezugnahme 
auf den Receß, jedoch ohne nähere Einlaffung auf feinen 
Sinhalt, im Hypothekenbuche vermerkt wird, daß eine Ge: 
meinheitstheilung über den zu bezeichnenden Gegenftand 
Statt gefunden habe. 


2) Ein gleiches Verfahren genügt bei den Gemeinheits; 
theilungen, infoweit eine Abtretung gegen 
Rente erfolgt if. Nur iſt in diefem Falle, um Verdunfe: 
lungen bei der fünftigen Ablöfung der Nente zu vermeiden, 
erforderlih, daß der Betrag berfelben im Hypothekenbuche 
vermerft werde, | 


3) Wenn bei Abldfungen die Entſchaͤdigung durch Land 
oder durch Rente gewährt wird, fo ift bei der Fintra: 

. gung in das Hypothekenbuch des berechtigten Guts ebenfalls 
der zu 1 und 2, bezeichnete Vermerk hinreichend, vorausge: 
ſetzt, daß nicht etwa die einzelnen Präftationen und Berech: 
tigungen, welche in Folge der Auseinanderſetzung aufgehos 
ben werden, ausnahmsweife in dem Hypothekenbuche des 
berechtigten Guts verzeichnet gewefen. War dies der Fall, 
fo verfteht es ſich von felbft, dag auch die förmliche Abfchreis, 
bung derfelben erfolgen muß, aber auch unter diefer legten 
Vorausſetzung bedarf es doch feiner ſpeciellen Aufführung der 
dafür abgetretenen Grundftüce. 


4) Bei dem verpflichteten Grundftücke erfcheint es dagegen in 
dem zu 3. angegebenen Falle zur beffern Ueberficht angemef: 
fen, daß diejenigen Präftationen und Verpflichtungen, wel: 
he in Folge der Auseinanderfegung abgelöfet und aufgeho: 
ben worden, im Knpothefenbuche deffelben ald abgelöfet und 
aufgehoben fpeciell verzeichnet werden, wobei denn auch ent: 
weder der Betrag der dafür ftipufirten Rente, oder die allge: 
meine Bemerkung, daß die Entfhädigung durch Land ges 
ſchehen, hinzuzufügen ift. — 


5) Hinſichts der Regulirungen, woburd bisher nicht 
eigenthuͤmlich befeffene Grundftüde in Eigen: 
thum verwandelt werden, ertheilt das — vom 
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8. Septbr. 1820. No. 6. Gehrb. Bd. 16. ©. 70) die noͤthi⸗ 
gen Beſtimmungen. 
Berlin, den 28. Januar 1833. (v. 8. J. Bd. 41. — 


Il. $. 132. Eintragung des auf Lehnds und Bireicemeiß- @ötern für ab» 
gelöfere Realrechte confiruirten Sculdverhältniffes ohne Worbehalt der 
agnarifityen Rechte. 


(Allerh. Enb.»Drdre vom 2. Juli 1831, Gef. Sammul. &. 155.) 


+ Der von dem Königl. Dber s Landesgerichte in dem Berichte 
vom 29. v. M. aufgeftellten Anſicht, 

| daß das für ein abgeloͤſetes Realrecht conftituirte Schuld» 
verhältnig auf ein Lehnsgrundſtuͤck nur mit Vorbehalt der 
agnatifchen Rechte eingetragen werden dürfe, 


kann der Suftizminifter nicht beitreten. 


Nach der a Cabinets⸗Ordre vom 2. — 1831. 
Geſ. Samml. v. 1831. S. 155.) ſteht den Agnaten bei Conſti⸗ 
tuirung einer ſolchen Hypothet kein Widerſpruch zu, und ſoll die 
Hoͤhe der Abfindungsſumme nur durch das Atteſt der Generals 
Fr on nachgemwiefen werden. Das gedachte Gefek verordnet 
woͤrtli 


ac. bie Hypothekenbehoͤrden find autoriſirt und verpflichtet, ohne 
das Erforderniß der Einwilligung des Lehnsherrn odes der 
Lehns ; oder Fideicommißfolger, die auf den Grund des Ats 
teftes nachgefuchte Eintragung in. das run zu 
veranlaſſen. 


Hiernach bedarf es allein des erwaͤhnten Atteſtes, um die Hy⸗ 
pothekenbehoͤrden, auch ohne Einwilligung der Agnaten, zur Eins 
tragung zu verpflichten; wogegen ein Nachweis, daß die abges 
loͤſete Laft wirflich eine Reallaft und für die Agnaten verbindlich 
gewefen, nicht erforderlich ift: einmal weil das Geſetz dieſes Res 
quiſits nicht gedenkt, fodann weil ein folher Nachweis außer dur) 
die übereinftimmende Erklärung der Paciscenten gegen die übris 
gen Lehnsintereffenten nur im Wege eines Proceffes geführt wers 
den” koͤnnte, dadurch aber die ganze Vorfchrift des Geſetzes illufos 
riſch gemacht werden würde, indem hiernach doch wieder, gegen 
die ausdrückliche Vorſchrift der allegirten Allerhoͤchſten Cabinets⸗ 
Drdre vom 2. Juli 1831, der Confens der Agnaten —— 
ſein wuͤrde. | 


Das König, Ober » Landesgericht hat daher von dieſem Erfor⸗ 
derniß abzuſtehen, und da das Atteſt der General-⸗Commiſſion 


bei dem von derſelben beſtaͤtigten Receſſe vom 20. November 1832 


vorhanden iſt, den 1 Vorbehalt der agnatiſchen Rechte bei der Poſt 


— 
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ae Aber 220 Rthlt. in dem Horechetenbeche uͤber Calbe 
zu loͤſchen. 
— den 16. Decht. 1833. 8 — Bb. 42. ©. “1 


II. a 135. Snporbetennerfehten bei Berofänduugen der Domalnen und 


Kefeript v 21. April 1832. Qu Tit. 1. $. 59. 91.) 


LS. 136, 138. T, Infen, welche den Sag von 5 Thalern überfleis 
gen, dürfen {m Hovorhefenbudye nicht eingeiragen werden, 


II, Form des Hypotheken⸗Juſtruments bei Eintragungen aus einem — 
1008 + Decrete, 
Der Kaufmann A. ift auf die, in der Hypothekenſache des 
dem Rittergutsbeſitzer von N. zugehörigen Guts P. eingereichte, 
urfchriftlich nebft Anlagen beifolgende Beichwerde vom 17. v. M. 
über verweigerte nachträgliche Eintragung des Öten Zins⸗ 
procents, 
befchieden worden: . 
daß der Yuftizminifter mit der Anflcht des Königl. Kammer, 
gerichtd und mit defien Verfügungen vom 22, Novbr. v. 5. 
und 20. Mai d. J. um fo mehr einverftanden ſei, da die 
$$. 804 und 808. Tit. AL. Th. 1. des Allgem. Landrechts 
Verbotsgeſetze fein, auch rechtskräftig. erſtrittene Forderun— 
gen, en fie eingetragen worden, dieſen Berbotsgefeßen 
unterlägen 
Bei der Eintragung der im Wege der Srecution erfolgten Im⸗ 
miffion des Glaͤubigers und dem darüber ausgefertigten Inſtru—⸗ 
mente findet der Juftizminifter jedoch Folgendes zu erinnern: 
1) Eingetragen ift blos: | 
daß N. auf Höhe der dem Quantum nach bezeichneten For⸗ 
derungen, im Wege der Execution immittirt worden. 


Es iſt aber nicht ausgedruͤckt: 
durch welche Urtheile dem Bittſteller die Forderungen zu⸗ 
erkannt worden. 

2) Muͤſſen die Urtheile, auf deren Grund die Immiſſion er⸗ 
folgt iſt, und falls eine ſchriftliche Urkunde uͤber die Forde— 
rung vorhanden iſt, auch dieſe als Documenta ex quo 
dem Sjmmiflions » Decrete und ber Hypotheken⸗Recognition 
angeheftet werden. 

Es iſt hiernach der Mangel toſtenfrei zu ergaͤnzen. 
Berlin, den 2. Auguſt 1833. (v. K. J. Bd. — 176,) 
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II. 9. 215 — 227. ie 
S ri gyfandbriefd , casieanren bei Eintragung einer Geffion der Band» 

Dem Königl Ober »Landesgeriht wird Abſchrift der Be⸗ 
ſchwerde des Juftiz» Commiffionsraths 3. daſelbſt, 

betreffend die Weigerung des Collegii, eine Eeffion der Lands 

ſchaft über 1000 Rthlr. Pfandbriefscapital auf B. hypothe⸗ 

kariſch eintragen zu laffen, 
mit ber Anweifung zugefertigt, die Subinfeription der Forderung 
bes ıc. 3. auf Grund der landfchaftlichen Ceſſionsurkunde vom 
4. Februar d. J. und der Schuld » und Verpfändungsurfunde des 
Gutsbeſitzers E. vom 30. Januar im Hypothekenbuche von B. 
ohngefähr in folgenden Art einzutragen: 

Rubr. III. Num. Cofonne: ,‚, Ceffionen” 


„der Gutsbefiser E. hat fih laut Zufchlagsbefcheides vom 
19. October 1826 verpflichtet, vom den gegenüberftehend für 
die Landſchaft eingetragenen Pfandbriefen einen Betrag von 
5475 Rthlr., in Worten: Fünftaufend vier hundert fünf. und 
fiebenzig Thaler, an die Landfchaft zurücdzuzahlen. Zur 
Erfüllung diefer Verbindlichkeit hat der Juſtiz /Commiſſions⸗ 
vath 3. eine Summe von 

1000 Rthlr., in Worten: intaufend Thaler in Pfand» 

briefen nebft Coupons, | 

pro Sohannis 1833, an die Oftpreußifche Landfchaftsdirecs 
tion zu. Königsberg eingezahlt, die Ießtere hat dies am. 
4. 5ebruar 1833 anerkannt, dem Syuftiz : Commiffionsrath 3. 
unter Vorbehalt der Priorität für den Weberreft der auf B. 
eingetragenen Pfandbriefe nach Höhe diefer 1000 Rthlr. 
jura cedirt, mit alleinigem Ausfchluß der ihr regelmäßig zu⸗ 
ftehenden Vorrechte, und ausdrücdlich in die Eintragung die: 
fer Eeffion eingewilligt.” | | 


„Der Gutsbeſitzer €. aber hat fi am 20. Januar 1833 
verpflichtet, diefe 1000 Rthlr. in Oſtpreußiſchen Pfandbries 
fen, Königsbergfchen Departements, nad 12 Monaten 
wieder zuruͤckzuzahlen und von Weihnachten 1832 ab mit 
53/, Procent zu verzinfen, auch den Schaden baar zu vers 
gütigen, wenn die Pfandbriefe am Zahlungstage unter pari 

. fallen follten, für alles dies endlich mit dem Gute B. Hypo; 
thef beftelle und den Eintragungs » Confens ertheilt.” 


„Es hat hierauf die Oftprengifche Landfchaftsdirection die 
Pfandbriefe No. 23 und 24. zu 500 Thalern, zufammen 
alfo über Eintaufend Rthlr., eingezogen und zur Ertabulas 
tion eingereicht, und es find diefe 1000 Rthlr. nunmehr 
in die vorftehend erwähnte Hypothek für den Königl. Juſtiz⸗ 
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Commiffionsrath 3. umgefchrieben und in Folge diefer Um: 
ſchreibung caffirt worden. ” 

arg auf den Antrag ded Zuftiz ⸗Commiſſions⸗ 
raths 3. vom ... ten mit dem ausdräclichen Bemerken, 
daß, infoweit die jet eingetiagene Hypothek den Werth‘ von 
1000 Rthlr. DOftpreugifche Pfandbriefe nebft den für die 
Landſchaft darauf haftenden Zinfen uͤberſteigt, den bis jetzt 
eingetragenen fpäteren KHypothefengläubigern des Guts B. 
ihr Worzugsrecht vorbehalten bleibt, zufolge — 
vom ... ten u. ſ. w.“ 


Es unterliegt keinem Bedenken, daß die Landſchaft 3 jura cessa 
ertheilen darf, und daß, wenn ſolches geſchehen iſt, eine Umſchrei⸗ 
bung der abgeloͤſeten Pfandbriefe in eine Hypothek eben ſo erfol⸗ 
gen muß, wie die Umſchreibung einer Hopothet in Pfandbriefe 
erfolgen kann. 


* Eine bloße Ceſſionsurkunde der Landſchaft wuͤrde als docu- 
mentum ex quo nicht genügen; hier liegt aber ein Schuld « und 
Verpfändungsinftrument des Gutsbefigerd nicht vor, und da in 
dem Eintragungsvermerk felbft der ganze Hergang der Sache mit 
aufgenommen ift, fo bedarf es der caffirten Pfandbriefe nicht 
mehr zur Vervollftändigung des Documents; es genügt, wenn im 
Hypothekenbuche bemerkt wird, daß die Hypothek in die Stelle 
der beiden genau bezeichneten Pfandbriefe tritt, und daß die letz⸗ 
teren caffirt worden find. 


Es verfteht fih übrigens von ſelbſt, daß die umgefchriebenen 
Pfandbriefe No. 23 und 24. nicht gelöfcht werden dürfen, und 
dag dies nur mit den übrigen von der Landfchaft. eingereichten 
Pfandbriefen No. 52 a und 29. gefchehen muß, wenn nicht bis 
dahin eine Ähnliche Ceffionsurkunde producirt werden follte. 


Die Erhöhung des Zinsfußes und die Erweiterung der Ver, 
bindlichkeit in Bezug auf den etwanigen Schaden braucht nicht 
unter einer neuen Nummer im Hypothekenbuche eingetragen zu 
werden, was zu Irrungen fuͤhren wuͤrde, ſondern es genuͤgt, 
wenn in dem Eintragungsvermerk den bereits eingetragenen Glaͤu⸗ 
bigern das ihnen zuſtehende Vorzugsrecht vorbehalten wird. 


Daß die Bedingungen der landſchaftlichen Ceſſion: der Vor⸗ 
behalt der Priorität für die übrigen Pfandbriefe und die Aus; 
ſchließung der ihr zuftehenden Privilegien, ausdrücklich mit ein; 
getragen werden müffen, bedarf feiner Rechtfertigung. 


Wenn endlich das Könige. Ober : Landesgericht. auf das Res 
feript vom 29. Septbr. v. X. (Jahrb. S. 164.) Bezug genom; 
men hat, fo ift der vorliegende Fall ein ganz anderer. Die Oft: 
‚preußifchen Pfandbriefe find unbedingte Hypothekenforderungen, 
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e8 kann daher die Umfchreiburfg derfelben in eine unbedingte Hy⸗ 
pothef ebenfalls erfolgen; die vor Kurzern eingegangene Verpflich- 
“tung der Gutsbefiger zur allmähligen Amortifation derfelben hat 
aber auf die Eigenfchaft der Pfandbriefe, wonach diefelben nicht 
unter der Bedingung der Amortifation bewilligt worden ſind, keine 
ruͤckwirkende Kraft. 


Ein Recht der poſtlocirten Gläubiger, auf Löfchung der ab⸗ 
geloͤſeten Pfandbriefe zu beftchen, ließe fih endlih nur dann 
rechtfertigen, wenn der Gutsbeſitzer C. in dem Bietungstermine 
fih ausdruͤcklich verpflichtet hätte, die gekuͤndigten Pfandbriefe 
loͤſchen zu laſſen. 


Spaͤter eingetragene Glaͤubiger wuͤrden aber dieſes Recht nur 
dann erworben haben, wenn dieſe Verpflichtung zur Zeit der Eins 
tragung un Hypothekenrechte im Hypothekenbuche eingeltcagen ge⸗ 
weſen waͤre. 


Iſt dieſer Fall nicht vorhanden, fo koͤnnen weder die Lands 
- fchaft noch der Gutsbefiger gehindert werden, über die Pfand; 
briefs; Poften nach deren Abloͤſung, fo Lange fie nicht geloͤſcht wor⸗ 
den ſind, ungehindert zu disponiren. 


Berlin, den 5. Juni 1833. (v. K. J . Bd. 41. S. en 


II. 8. 244. 
: . 5.294. Bi ee son dem Eigentönmer einer Huorhefenforderung 
Es ift die Frage: 

ob, wenn ein Hypothekenſchuldner, nad) erfolgter Tilgung 
der Hypothekenſchuld, von der ihm durch das Gefek vom 
3. April 1824 nachgelaffenen Befugniß, die ihm vom Gläus 
biger ertheilte Löfchungsfähige Quittung als Ceſſion zur Er: 
Jangung eines anderweiten Darlehns auf die Stelle der ges 
tilgten Schuld benußen, feinen Gebrauch machen, fondern 
die Schuld in dem Hypothekenbuche gänzlich Iöfchen laſſen 
will, zu feinem diesfälligen Antrage bei der Hypothekenbe⸗ 
hörde eine gerichtliche oder notarialifche Beglaubigung nd» 
thig fei? 

einer nochmaligen Prifung unterworfen, und durch die Aller, 

höchfte Cabinets-Ordre vom 3. Juli d. 3. entfchieden 

daß es einer folhen Beglaubigung nicht bedürfe, 


Sämmtlihe Königl, Gerichtsbehoͤrden werden hierdurch ans 
"gewiefen, fich hiernach zu achten, und erhält durch diefe Aller: 
hoͤchſte Entfcheidung die frühere Verfügung bes 
vom 1. Septbr. 1826, ihre Erledigung. 
Berlin, den 27. Juli 1829. (v. 8: u Bd. 34. ©. 123.) " 


Een Zr u 
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II. S. 245. Sur; eirdung eines von Amtd wegen —— Raufgeib 
—** bedarf es des Fonfenſes der auf denfelben angemwiefenen Gl Us 
biger, oder eines für die lehteren beftellten Catators. 

Der Juſtizminiſter ift mit der von dem Koͤnigl. Landgerichte 
in dem Berichte vom 6. d. Mts. entwickelten Anficht einverſtan— 


den, daß die Löfhüng der auf das fubhaftirte adliche Gut K. von 


Amts wegen eingetragenen ruͤckſtaͤndigen Kaufgelder von 27,700 
Rthlr. auf den bloßen Confens des fubhaftirenden Landgerichts 


Gneſen nicht erfolgen kann. E8’ bedarf hierzu in dem vorliegens 


den Falle, wo von feinem Concurſe oder fonft einer gerichtlichen 
Verwaltung die Rede ift, außer der Production des Hypotheken, 
inftruments, eines Atteftes von Seiten des fubhaftirenden Ges 
richts, welche Gläubiger bei der Dertheilung der Kaufgelder auf 
jenen Kaufgelder-Ruͤckſtand angemwiefen worden, und eines Loͤ— 
ſchungsconſenſes der letzteren. Da jedoch mancher Gläubiger Ans 


‚fand nehmen könnte, den Löfchungsconfens im Voraus zu erthei⸗ 


len, fo wird dem Königl. Landgerichte hierdurch aufgegeben: 

1) das Landgericht zu Gneſen aufzufordern, jenes Atteſt, 
woraus die Uebereignung der Hypothek an die Glaͤubiger 
erſichtlich ſein muß, zu ertheilen, und von den letzteren einen 
Loͤſchungsconſens oder doc) eine Specialvollmacht für eis 
nen der Suftiz: Commiffarien des Landgerichts zu Brom: 
berg aufzunehmen, wodurch derfelbe autorifirt wird: in die 
Loͤſchung gegen Eintragung der landfchaftlihen Pfand: 
briefe und (wenn die Gläubiger es nicht vorziehen, den 
Geldbetrag der Hypothek von der Landfchaft unmittelbar 
zahlen zu laſſen) gegen Berichtigung der Valuta an der 
Bevollmächtigten oder an das Koͤnigl. Landgericht zu Brom⸗ 
berg, ald Hypothekenbehoͤrde ($. 774 Tit. 11. Thl. I des 
Allgem. Landrechts), zum Zwed der Abfendung derfelden an 
das Landgericht zu Gneſen, zu willigen, und 

2) wenn ber Loͤſchungsconſens oder die Specialvollmacht ein⸗ 
geht, das Geſchaͤft, im letztern Falle mit Zuziehung des 
Bevollmaͤchtigten, vorzunehmen. 

Sollten die Kaufgelder  Percipienten zur Zeit noch nicht Kar 


zu ermitteln fein, und daher der Fall eintreten, dgE für diefel, 


ben von dem Landgerichte zu Gneſen nach den 59.49.1003. Tit. 18. 
Thl. II. des Allgem. Landrechts ein Curator ernannt werden 
müßte, fo wird ber Loͤſchungsconſens von dieſem unter Appro⸗ 


bation des Landgerichts zu ertheilen ſein. 


Berlin, den 20. Dechr.. 1833. (v. K. 3. Bd. 42. ©. ee 


II. 8. 262. —— — Vraͤſtationen im Odrotheleubuche. 


Es iſt durch den $.109. der Ablöfungsordnung vom 13. Juli 
d. J., deffen Auslegung der Bericht des König. Ober » Landesge- ⸗ 


- 
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richts vom 19, v. M. zum Gegenftande hat, nicht beabfichtige 
worden, die Vorfchriften der ne zu Ändern, 
und bie Abfchreidung oder Loͤſchung abgelöfeter Präftationen auf 
den Fall zu befchränten, wenn die Präftationen ausdrücklich auf 
dem Folio ‚des berechtigten oder verpflichteren Guts im Hypothe⸗ 
kenbuche bemerkt find. Das Collegium hat vielmehr die Noth— 
wendigkeit der Abfchreibungen und Löfchungen, welche in Folge 
von Ablöfungsverträgen in Antrag gebracht worden, ganz nad) 
- . den allgemeinen Vorfchriften der KHypothefen Ordnung zu be 
urtheilen 
Berlin, den O Septbr. 1829. (v. K. J. B. 34 ©. 124.) 


IJ. . 262 folg. Verdaltniſſe der Beneficials Erben. In —52— 


die Loſchung der eingerragenen Wenefieial» Erbess Qualität einzelner 


Das Herzog. Braunfchweigfche Fürftenthums » Gericht er: 
hält auf deffen Bericht in der Hypothekenſache des Guts Polnifch 
W. folgende Vorbefcheidung. 


Bei. ber Berichtigung des Beſitztitels eines Grundſtuͤcks auf 
mehrere Erben, wovon fi einige ohne Vorbehalt, andere mit 
dem Vorbehalt der Nechtswohlthat des Inventariums, zu Ers 
ben erklärt haben, muß die Beſchraͤnkung der Dispofition, wel⸗ 
che aus der Beneficial: Erben: Eigenfhaft folgt, in der zweiten 
Rubrik immer nur in Beziehung auf die namentlich aufzuführens 
ben Beneficial» Erben eingetragen werden. Es folgt hieraus uns 

- zweifelhaft, daß zur Löfchung dieſer Dispofitionsbefchränfung, 
auf den Grund des $. 280. Tit. 50. der Proceß Ordnung, die 
eibringung von Atteften genuͤgt, daß 
1) im Gerichtsftande der Erbfchaft, 
2) im dingtichen und 


3) im perfönlicheu Gerichtsſtande der einzelnen Beneflcials 


“Erben 


binnen Jahresfriſt, feis dem Tode des Erblaffers, Fein Erbſchafts⸗ 
aläubiger eine Klage gegen die Erben überhaupt, oder gegen die 
 singelnen Beneficial; Erben insbefondere angeftellt habe, 


Mit der Loͤſchung jener Befhränkung tritt die freie. Dispofts 
„tiondbefugniß der Erben über, das Grundftäd ein, und es hat 
tie Kppothefenbehörde Feine Veranlaſſung, ſich um die recht: 
lichen Folgen zu befümmern, welche aus einer Veräußerung von 
Seiten ſaͤmmtlicher Erben für die einzelnen Erben noch hervor; 
gehen koͤnnen. 


Das Bedenken, welches das Herzogl. Braunſchweigſche 


Fuͤrſ enthums-Gericht daraus entnimmt, daß in dem Gerichte: 
ſtande eines der unbedingten Erlen die Klage auf Zahlung der 


Hypotheken Ordnung. Tit. I. 5. 2606 — 208. 185 


ganzen Erbſchaftsſchuld angeſtellt fein koͤnne, ändert in der vor 
ftehenden Beftimmung nichts. Ä 
Das Separationgs Recht iſt ein Recht, welches den Erbs 

fchaftsgläubigern nicht gegen die Erben, fondern gegen die übrigen 
Glaͤubiger der Erben zuftehe. Unter den Gläubigern der eins 
zelnen Miterben aber befteht feine gemeinfane Verbindung, es 
treten diefelben nicht in das Verhältnig von gemeinfchaftlich Vers 
pflichteten zu einander; es läßt fih daher auch nicht behaups 
ten, daß die Erbfchaftsgläubiger, weiche einen der Erben bins 
nen Sahresfrift, nach dem Tode des Erblaffers, auf das Ganze 

verffagen, fi, dadurch das Separationss Recht nicht blos gegen 
die uͤbrigen Gläubiger des verflagten Erben, fondern auch gegen 
die Gläubiger der nicht verflagten Miterben erhalten. Es finder‘ 
deshalb. die Vorfchrift des $. 576. Tit. 9. Thl. I. des Allgem. 
Landrechts Feine Anwendung. Es muß vielmehr, wenn der Cons 
‚cars über das Vermögen des einen Meiterben ausbricht, von den 
Eröfchaftsgläubigern jedenfalld nachgewiefen werden, daß fie fich 
das Separationds Recht gegen bie Übrigen Gläubiger dieſes Ges 
meinfchuldners erhalten haben. | 
Das Herzogl. Braunſchweigſche Fürftenthums Gericht geht 
daher zu weit, wenn es zum Zweck der Löfchung der Beneficials 
Aualisät auch noc) die Beibringung von Atteften verlangt, daß 
gegen die unbedingten Miterben in dem. perfönlichen Gerichtsftande 
berfelben Feine Klage angeftellt worden. 

Berlin, den 29. April 1833. (0.8.3. Bd. 41. S. 845.) 


II, $. 266 eig: 268. Nothwendigkelt der koͤſchung der in der nothwen⸗ 
digen Subhaſtation und dem Kaufgelder »Liquidationd» Procefie' ausgefalles 
nen Hypothekenforderungen. ' 


Das Juſtiz-Miniſterium tritt der, von dem erften Senat 
des Königl. Ober » Landesgerihts in dem Berichte vom 18. v. M. 
ausgefprochenen Anficht: 

daß Kypothefenforderungen, welche im Wege der nothwendi⸗ 
gen Subhaftation und des eröffneten Kaufgelder » Liquidas 
tiong » Proceffes ausgefallen find, gelöfcht werden muͤſſen, 
und der Adjudicatar über -die dadurch leer gewordene Stelle 
als über ein ihm zugefallenes Hypothekenrecht nicht disponis 
ren könne, | 

aus den dafür angegebenen Gründen lediglich bei. * 
Berlin, den 17. Decbr. 1831. (0.8.3. Bd. 38. S. 423.) 


11. $. 266 — 268. com en; der Eoneurd Behörde ur Anskellung | 
ded Pofhyungdartefted wegen der ‚in einem Eomenrd oder Eiquidasions «Pros 
eeffe bei der Subhaftation ausgefallenen ren 

( Oypoth. Drön, Zit. 2. $. 267.) oo. 
Das Juſtiz-Miniſterium tritt der Anficht des Land⸗ und 
Stadtgerichts zu Stallupoͤhnen in defien, in der. Amtsrath N'ſchen 


I ' 


4 
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erbfchaftlihen Liquidations⸗Proceßſache erftatteten , in Abfchrift 
beiliegenden Berichte vom 17, Decbr. pr. a. dahin bei, daß das 
Behufs der Löfchung der in einem Concurs oder Liquidations⸗ 
Proceffe bei der Subhaftation ausgefallenen eingetragenen Forde⸗ 
rungen „erforderliche Atteft von dem den Concurs oder Liquidas 
tions⸗Proceß dirigirenden Gerichte ausgeftellt werden müffe, da der 
$. 267. Tit. 2. der Hppotheten  Drdnung. dies ausdrädlich vor 

ſchreibt, ſelbiges auch die Natur der Sache mit ſich bringt. | 


Ein bloßer Depoſital⸗Extract kann daher die Stelle dieſes 
Atteſtes nicht erſetzen. | 
Berlin, den 6. Januar 1832. (v. K. J. Bd. 39. ©. 170.) 


II. $. 266 — „268. Unterlaſſung der Ymortifation der im mothmwendie | 
ger Subhafatlon ausgefallenen cefionsfähigen Hypotheken » Documente, 


Kefer. v. — 1832. (Zur Gerichtsordnung I. 52. * 35, 
Anhang $. 402.) 


266 — 268. 95 
15 —— fung der im erbſchaftlichen eiquidationd. — 


Aus Ihrer Beſchwerde uͤber das Koͤnigl. Ober: Landesgericht 
zu Ratibor vom 4. d. M. geht hervor: 
daß die Erben des verftorbenen Standesheren Grafen v. ©. 
* auf Eröffnung des erbfchaftlichen Liquidations Proceffes über 
deſſen Nachlaß angetragen haben, | 
daß der Präckufionsbefcheid ergangen ift, 
und-daß in demfelben mehrere auf den, zum Nachlaß gehdri⸗ 
gen Gütern, namentlich auf der Standesherrſchaft C. und 
dem Rittergute R. Rubr. II. und III. eingetragene alte For⸗ 
derungen ausdruͤcklich praͤcludirt worden ſind. 


Es iſt daraus aber nicht zu erſehen, in welcher Lage ſi fi ch der erb⸗ 

fchaftliche Liguidationd » Proceg eigentlich befindet, und insbefondere 

nicht ,- welche von den Erklärungen des $. 77. Tit. 51. Proceß— 

Ordnung die Erben abgegeben haben. Man kann nur vorauss 
ſetzen: 

daß ſie Ai der Rechtzwohithat des Inventarii nicht — 


ha 
daß ber aſtache Liquidations/ Proceß daher noch fort⸗ 
dauert, und 
daß die Subhaſtatien jener Guͤter noch nicht eingeleitet worden 
i 
Die Erben verlangen die Loſchung der praͤcludirten Intabulata, 
indem fie annehmen, daß durch bas Praͤcluſions⸗Erkenntniß das 
Vorrecht derſelben erloſchen ſei, das Ober/Landesgericht hat fie 
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mit dieſem Antrage abgewieſen; Ihre Beſchwerde ift, Namens der 
Erben, gegen diefe Abweiſung gerichtet. > | | 


Sie bemühen fih, auszuführen, daß der Verluſt der Vor: 
rechte im erbſchaftlichen Liquidationg » Proceffe auch den. Verluft 
des Hypothefenrechts zur Folge haben muͤſſe. Diefer Anficht kann 
der Juſtizminiſter nicht beitreten. 


Das Praͤcluſions⸗Erkenntniß erffärt die Gläubiger, die ſich 
nicht: gemeldetshaben, nur ihrer etwanigen Vorrechte, nicht aber ' 
ihrer Rechte ſelbſt verluftig, es mögen die letzteren | 

in objectiv dinglichen , oder 

in objectiv perföntichen Anſpruͤchen | 
beftehen, und ohne dadurch in der Natur diefer Rechte etwas zu 
verändern. - Immer bleibt. dafür der. — nad). Befriedigung der 
Gläubiger, welche fich gemeldet Haben — noch verbleibende Leber; 
reſt des Rachlaſſes, fo weit er reicht, verhaftet. Der Verluft 
diefer Vorrechte kommt daher auch nicht den Erben, vielmehr nur 
den Gläubigern zu Statten, die fich gemeldet haben; dieſe jollen 
vorweg befriedigt werden, erlangen alfo durch das Praͤcluſions- 
Erkenntniß eine Priorität; im übrigen bleibt die Stellung der prüs 
cludirten Erbfchaftsglänbiger zum Nachlaffe diefelde, Sollten das 
her die aufer den Gütern vorhandenen Objecte des Nachlaſſes zur 
Vefriedigung der ſaͤmmtlichen Gläubiger, welche fich gemeldet has 
ben, zureichen, fo bleiben die eingetragenen Forderungen der -prär 
cludirten Gläubiger unverändert auf den Gütern fliehen. 


WVrerfuͤgte man die Löfchung, fo würde fie, wenn der Erblafs 
fer nicht zugleich perfönlich verpflichtet war, den gaͤnzlichen Verluſt 
diefer Anſpruͤche zur Folge haben, und dies iſt nicht der Wille des 
Geſetzes, welches die prächudirten Gläubiger ausdrücklich auf den 
Ueberreſt der Maſee verweift. 


Es läßt ſich hiernach durch das Praͤcluſions ; Erfenntnig im 
erbfchaftlichen Liguidations » Proceß allein der Antrag auf Loͤ— 
ſchung der prächudirten Intabulata nicht begründen. Nur die 
Eintragung eines Vermerkes liege fich rechtfertigen: 

daß die eingetragene Forderung: ihrer Vorrechte in Bezug, 

- auf die Gläubiger, welche ſich im erbfchaftlichen Liquidas 

“ tions» Procefje gemeldet haben, verluftig gegangen fei?, 
und es kann diefer Vermerk von Nugen fein, wenn die Erben keine | 
gerichtliche Theilung der Maſſe verlangen, und auch die Subha; 
‚ftation jener Güter unterbleibt. 5 


Verlangen dagegen die Erben die gerichtliche Vertheilung der 
Maſſe, folglich auch die Subhaſtation der Güter, fo wird nach 
8 83, Tit 51. Proceß »Drdnung der, nach Befriedigung der 
Gläubiger welche ſich gemelder haben, verbleibende Ueberreſt der 
Maſſe im Distributionsurtel feinem Betrage nach feftgefegt, und 
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nur- nach biefer Höhe bleiben die Erben alsdann den prächudirten 
Gläubigern verantwortlich, wobei es jedoch, wie fih von felbft 
verfteht, wiederum darauf ankommt: ob der Weberreft aus der 
gemeinen oder einer Immobiliar⸗-Maſſe herrührt, und ob die präs 
eludirten Kppothefengläubiger nur Anfprühe auf die letztere 
oder zugleich auf die erftere machen koͤnnen. Crfolgt die gericht; 
liche Vertheilung oder auch nur die Subhaftation im erbfchaftlichen 
Liquidations s Proceffe, oder wird der leßtere in einen Concurs ums» 
gewandelt, fo muß alsdann nicht auf den Grund des Praͤcluſions⸗ 
Erkenntniffes, fondern auf den Grund des Mdjudicationg ; Er: 
fenntniffes und des Kaufgelder:Belegungsatteftes die Löfchung aller, 
vom Adjudicatar nicht ausdrücklich äbernommenen Sjntabulata im 
Hypothekenbuche bewirkt werden. 


Die Vorbefcheidung des Königl. Ober : Landesgerichts zu Ra; 
tibor vom 20. März d. J. ſtimmt mit diefer Ausführung über, 
ein, kann folglid von dem Juſtizminiſter nicht aufgehoben wers 
den 


Berlin, den 16, Novbr. 1832. (0.8.5. 38.40. ©.480.) 


II, $ 302. art der Hypothekenſchelne, über die Eintra- 


g Atteſte, fa 
gung eines durch Erbfolge Übergegangenen Hypotheken⸗Aetivums. 

Das Juſtiz-Miniſterium findet Fein Bedenken, auf den Bes 
richt des Königl. Kammergerichtd vom 24. v. M. hierdurch zu ges 
nehmigen, daß in analogifher Anwendung ‚der Allerhoͤchſten Ca⸗ 
binetsOrdre vom 10. Mai 1829, betreffend die Ausfertigung 
von Atteften, ftatt der Hypothefenfcheine, auch in Fällen des 
durch Erbfolge, fei es teftamentarifche oder Synteftat «Erbfolge, 
übergegangenen Eigenthums eines Hypotheken » Activums über . 
deſſen gefchehene Eintragung, ftatt des Hypothefenfcheines, auf 
Verlangen des Intereſſenten ein Atteſt ertheilt werde. 

Berlin, den 10. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38, S. 422.) 


ü II. §. 308 u. folg. 
bepfandbrieften Goͤtern. 
Da das Koͤnigl. Kammergericht ſich im Berichte vom 
7. Juni d. J. mit den in der Verfügung vom 24. Mai erwähn: 
ten Vorfchlägen zur. Abkürzung der Hypothekenſcheine bei ber _ 
pfandbrieften Gütern im Wefentlichen einverftanden erklärt hat; 
fo wird das Collegium angewiefen: 
1) dei Umfchreibung einzelner Capitalspoften in Pfandbriefe 
- bie. fämmtlichen in der Colonne ,, Eeffionen” befindlichen frü- 
heren Eintragungsvermerke, infoweit diefelben Tediglich den 
Uebergang des Kapitals von einem Eigenthuͤmer auf den an; 
dern betreffen, zu loͤſchen, fo dag der Umfchreibungsvermert 


Werfahren zur Abkürzung der Hubothekenſcheine bei 
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in der Regel ſich gleich an den erſten Eintragungsvermerk, 
Colonne: „Schulden“, anſchließt. Es verſteht fi, daß 
diefe Löfchung nicht erfolgen kann, wenn einzelne Poften 
nicht ganz, ſondern nur theilweife in — umgeſchrie⸗ 
ben werden; 


2) bei Eintragung von Pfandbriefen bie Nummer des Pfand» 


briefes nicht noch in Buchftaben zu wiederholen, Nach 
$. 31. Tit. 2. der Hypotheken » Ordnung müffen die Eins 
fhreibungen in das Hypothekenbuch vollkommen deutlich und 
Ieferlih gefchehen, und Summen und Quanta mit Zahlen 
und Buchſtaben zugleich ausgedrückt werden. Die Wieders 
holung der Pfandbriefsnummern mit Buchftaben ift fo wes 
nig, wie die ded Datum, in diefer Art vorgefchrieben, und 
kann daher um fo mehr wegbleiben , als die Sorgfalt, mit 
welcher die Eintragungen jederzeit erfolgen muͤſſen und das 


ganze Verfahren bei der Eintragung hinlängliche Sichers 


— fuͤr die Eintragung der Nummern gewaͤhrt. Eben 
ſo i 


3) für die Folge, ſtatt des bisherigen Verfahrens des Colles 


gi — wonach jeder Pfandbrief unter einer befondern Nums 
mer in die Kolonne ‚„, Schulden” eingetragen wird, kuͤnf⸗ 
tig das bei andern Collegiis übliche Verfahren anzunehmen, 
wonad) das ganze Pfandbriefsquantum unter einer Num⸗ 

mer in folgender Art eingetragen wird: 
1) 20,000 Rthlr., gefchrieben Zwanzigtaufend Thaler — 
Courant PIERRE — — 12,463, 
.... 1000 Rthlr. 
u. w. * 
Damit uͤbrigens die Erleichterung, welche bei der vorſtehen⸗ 
den Einrichtung beabfichtigt iſt, den Intereſſenten bald zu Theil 
werde, find nach und nach die Grundacten der bepfandbrieften 
Güter ex officio zum Vortrag zu befördern, und die hiernach er; 
forderlihen Löfhungen zu verfügen; jedenfalls ift von jegt fein 


Hypothekenſchein von einem folhen Gute ausfertigen zu laffen, 


ohne zugleich wegen der gedachten Löfchungen der Ceſſionsvermerke 


und der Pfandbriefnummern in Buchſtaben, das Möthige verfügt 
zu haben. Ob bei Ausfertigung ber Hypothekenſcheine bie 
nach dem abfchriftlich beifolgenden Berichte des Ober » Landesge: 
richte zu Stettin vom 26. Auguft c., und deſſen Anlage, dort 
übliche Abkürzung, wonach in den Hypothekenſcheinen blos der 
Betrag der einzelnen in Pfandbriefe umgefchriebenen Capitalien 
ohne fpecielle Erwähnung. der einzelnen Pfandbriefe aufgeführt 
wird, gleichfalls anzunehmen, bleibe dem Asa des Königl. 
Kammergerichts überlaffen. 


Berlin, den 10. Septbr. 1830. 


. 
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1 


‘ 


ds 


Bericht des Ober + Landesgerichte zu Stettin auf bie hohe 
Verfügung vom 30, Zul. 


Um das bei ber Eintragung, von Pfandbriefen, oder Um⸗ 
ſchreibung von Privat⸗Hypotheken in Pfandbriefe, bei unſerm Col 
legio beobachtete Verfahren darzuſtellen, überreichen wir ganz ges 
horſamſt anliegende Abfchriften aus dem Hypothekenbuche. 


Wir halten nicht dafür, daß hier trgend eine Abkürzung rath⸗ 
fam fei, find. vielmehr mit dem Kammergerichte barın einverſtan⸗ 
den, daß die Nummern, mit welchen die einzelnen Pfundbriefe 
verfehen und in das Sandfchafts Regiſter eingetragen ſind, auch 
in das Hypothekenbuch eingetragen werden muͤſſen — wiewohl 
ohne Wiederholung in Buchſtaben. Auch darin weichen wir von 
dem Kammergerichte ab, dag wir nicht jedem einzelnen Pfand, 
briefe eine befondere Nummer-in der dritten Rubrik‘ ‚geben, fons 
dern die gleichzeitig einzutragenden Pfandbriefe unter Einer Num— 
mer zufammenftellen lafien. Sodann zeigt fih in dem Verfahren 
der Iandfchaftlihen Behörden der Unterfchied, daß fammtliche 
Maͤrkiſche Pfandbriefe unter fortlaufenden Nummern ausgefers 
tigt werden, fo daß diefe ſchon zu vielen Taufenden angewachfen 
find? — wobei denn auch Meühfeligkeit und Schreiberei, und die 


- Möglichkeit von Schreibfehlern fortfchreiten — während bie 


— — Pfandbriefe fuͤr * Gut numerirt ii) und 
mit No. 1. anfangen. 


Wenn das Kammergericht, wie aus Ew. Excellenz an daſ⸗ 
ſelbe erlaſſener Verfuͤgung vom 24. Mai zu ſchließen ſein moͤge, 
auch in die Hypothekenſcheine ein vollſtaͤndiges Verzeichniß der 
Pfandbriefe aufnehmen läßt, fo iſt das der wörtlihen Beſtim— 
mung der $$. 301. 305. Tit. IL. der allgemeinen Hypotheken s 
Ordnung entfprechend, unfers Erachtens aber eine —— um⸗ 
ſtaͤndlichkeit. 


Bei unſerm Collegio hat man ſi ch von jeher auf die Angabe 
des ſummariſchen Betrages der Pfandbriefe in den Hypotheken— 
ſcheinen beſchraͤnkt, ſo daß in dem Falle der Anlage A. nichts 
weiter als: 

3750 Rthlr. No. 12. Dreitauſend ſiebenhundert und funfzig 

Reichsthaler Courant Pfandbriefe, welche den 8. Febr. 1830 

eingetragen ſind, 
und in dem Falle der Anlage B. nur 

8000 Rthlr. No. 2. Achttauſend Reichsthaler, welche den 

31. Auguſt 1798 eingetragen, und vi protocolli vom 16. 

Mai 1823 in Courant ———— ee worden 
ſind, 
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in dem Hypothekenſcheine enthalten if. Auf dieſem Wege 
wird auch erreicht, was mit der ad 6. der hohen Verfügung vom 
24. Mai angedeuteten Löfhung nur beabfichtigt fein kann, nam, 
lich Bezeichnung defien, was der Hypothekenbuchfuͤhrer künftig in 
den Hypothekenſcheinen wegzulaffen hat, da bei der Umſchrei⸗ 
bung einer Privat⸗Hypothek in Pfandbriefe eine eigentliche 83, 
ſchung nicht eintreten koͤnnte. | | 
Stettin, den 26. Auguft 1830. 


Das Ober» Landesgericht von Pommern. » 


N 


— 
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A. Crammonsdorf. 


Rubrica III. Quantum. 


Gerichtlich verſicherte Schulden und an⸗ 
dre Real⸗Verbindlichkeiten. 


Kihle. Sar. Pf. 
eek 
- 3750| ; | 1 No.12. Dreitäufend Siebenhundert | 
F und funfzig Reichſthaler Courant 

— als: 


Quantum. 


39: — — 600 —⸗ 
: 40: — 500 s 
: 414 = — — 400 : 
— 42: — — 200 : 
: 43: — — 200 3 
— 44⸗ — — 200 =: 
: 45 :— — %00- : 
: 46: — — 100 : 
s 47 2 — — 10 : 
— 48: — — 100 x: 
: 49: — — 10 =: 
: DO: — — = 


50 
welche vi protocolli vom 8, Febr. 1830 
eingetragen find. 


B. Pritzlow. 


No, 2, Achttaufend Rthlr. Eour: zu 

4 Procent zinsbar, nach halbjähriger 

Kündigung zahlbar, welche der Land: 

rath Carl George Wilhelm v. Kraufe 

laut Obligation vom 18, Juli 1798 von 

dem Generals Devofito des Königl. 

Vormundſchafts-Collegii zu Stettin 

angelichen hat und ‚vi decreti vom 
: 31. Auguft 1798 eingetragen find. 


ai 


— 
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Cessiones und Subinscriptiones. Quantum. eöſchungen. 


— 


u 


2 


Ad No. 2. Gegenſtehende Achttau⸗ 
ſend Reichöthaler, welche das Königl. 
Ober s VBormundfchafts = Collegium zu 
Stettin unterm 7, Sanuar 1823 der 
Königl. GeneralsLandfchafts:Direction 
cedirt — find vi protocolli vom 16. 


Mai 1823 in folgende Gourant = Pfand: 
a Pfandbrief & 1000 Rthl 
0, 142 ein Pfan r. 
⸗2148⸗ ⸗1000 >» 
» 144 » =1000 ⸗ 
» 145 s x »1000 ⸗ 
s 146 s s » 800 = 
2 147 s ⸗ ⸗6800 s 
⸗148 > 2 » 800 ⸗ 
s» 149 = 3 » 800 = 
‚» 10 > 22600 = 
=» 151 2 2 =» 200 ⸗ 
‚ umgefchricben worden. - 


re 708.3. 8.36. ©,177) 
% VII. J 13 
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IV. 8.1.42. | | | 
ka ben Ban RTHERN SER Roßen Der our De Sueiehun 
Das Königl. Ober » Landesgericht erhält die mittelft Berichts 
vom 20. Juli c. eingereichten Acten, | 
betreffend die Aufficht und Beſetzung des Gerichtsamts N., 
hierneben zuruͤck. Im Allgemeinen kann der Juſtizminiſter mit 
dem Grundſatz ſich nicht einverſtanden erklaͤren „, daß bei Patrimos 
nialgerichten, welche nur aus einem einzgfn ftehenden Richter bes 
ſtehen, deren Gefchäftsfreis daher in der Regel nicht bedeutend iff, 
der Gerichtsherr zu außerordentlichen Verwendungen für die Nes 
gulirung des Hypothekenweſens angehalten werden kann; vielmehr 
ift e8 Sache des Gerichtöhalters, ſich die zur Beftreitung feiner 
Sefchäfte etwa nöthige Huͤlfe auf eigene Koften zu verfchaffen, 
und Sache der Auffichtsbehörde, ihn hierzu, oder zur Abgabe 
einzelner SYuftitiariate anzuhalten, um für die VBeforgung der 
Geſchaͤfte auf den übrigen Szuftitiariaten die nöthige Zeit zu ges 
. winnen. RR 
Was nun aber insbefondere die Negulirung des Hypothefens 
wefens betrifft, fo verfennt der Juſtizminiſter die Sorgfalt nicht, 
welche das Königl. Ober Landesgericht anwendet, um die vollftäns 
dige Regulirung deffelben bei feinen Untergerichten zu bewirken, 
Da indeffen auf der andern Seite nicht zu leugnen ift, daß bei 
firenger Beförderung diefer Negulirung eine Menge von Meitläufs 
tigkeiten und Koften felbft für folche Gerichtseingefefiene herbeiges 
führt werden, weiche vielleicht der Wortheile des Hypothekenwe⸗ 
fens zur Zeit nicht bedürfen; da eben deshalb bereits in andern 
Provinzen die Gerichte angemwiefen worden, nicht ex officio auf 
die Berichtigung des Befigtiteld zu dringen, und mit Regulirung 
des Hypothekenweſens nur da vörzufchreiten, wo es von den In⸗ 
terefjenten verlangt wird; da endlich die Hypotheken⸗Ordnung jeßt 
einer Nevifion unterworfen wird, welche vielleicht Modificationen 
oder wefentlihe Abänderungen des jegigen Verfahrens zur Folge 
bat: fo ift für jegt in diefer Angelegenheit mit Nachficht zu vers 
fahren. FE — 
Es erhellet nicht, ob die bisher unterbliebene Regulirung des 
Hypothekenweſens in N. zu Beſchwerden Veranlaſſung gegeben 
hat; jedenfalls wird der Stadtrichter N. N. wahrſcheinlich im 
Stande fein, diejenigen Folia zu reguliren , bei welchen die Negus 
firung verlangt wird, und wenn dies der Fall ift, fo kann in Hin, 


* 


ſicht der uͤbrigen ihm nur im Allgemeinen zur Pflicht gemacht wer; 


den, gelegentlich und nah Maaßgabe des Bedärfniffes das Ger 
ſchaͤft zu fördern. | 

Hiernach ift der N. N. mit Anmweifung zu verfehen, 
und davon der Majoratsherr von N. N. mit Beziehung auf 
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. feine. hier- eingereichte Beſchwerde vom 30. Juni c. in Kenntuiß 
zu feßen. | fr 
—— den 14. Septbr. 1830. (0.8.I. Bd. 30. ©. 187.) 


IV. 1 — 41. 
νν war te 
Das Juſtiz⸗Miniſterium tritt der Anſicht des Juſtizamts A. 
in dem abſchriftlich beiliegenden Berichte deſſelben vom 5. Sep⸗ 
tember c. auf den Grund des $. 291. Tit. 2. der Hypotheken⸗ 
Drdnung dahin bei: ' 

daß über die Anmeldung einer durch eine Privarurfunde nach⸗ 

gewiefenen Hypothekenforderung eine vorläufige Recognition 

ertheilt werden könne, wenn auch die Aechtheit der Urkunde 

‚nicht befonderd befcheinigt worden, fobald folche nur als uns 

verdächtig anzufehen ift. 
Es muß aber, wie aud) in der Verfügung vom 7. Juli 1826 und 
in der Anweifung des Königl. Hofgerichts vom 6. Octbr. ejd a. 
vorgefchrieben worden ift, der Grund, weshalb nur eine vorläus 
fige ee ertheilt werden könne, in der legtern vermerkt 
werden. 

Das Königl. Hofgeriht wird angewieſen, hiernach in vors 
kommenden Fällen zu verfahren. : 

— ‚ den 16. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 422.) 


n 
das Koͤnigl. Hofgericht zu Arnsberg. 


N. 1—41. ; 
en, wegen — seien Pie Die Sina! ne 3 
Da die bisher wegen Regnlirung des Hypothekenweſens übers 
haupt getroffenen Beftimmungen für die Einrichtung und Bears 
beitung des Berg⸗Hypothekenweſens unzureichend. befunden wor⸗ 
den find, und die Eigenthiämfichkeit diefes Geſchaͤfts mande abs 
weichende Anordnung theils fehon veranlaßt hat, theild noch erfors 
dert; fo ift es für nothwendig erachtet worden, die Bergämter zu 
Bochum und Effen mit folgender Inftruction zu verfehen. 


$.1 . | 

Zuvoͤrderſt dienen auch hier die über das Hypothekenweſen im 
Allgemeinen ergangenen Gejege und Werordnungen, befonders 
aber alle über die Einrichtung deffelben, namentlich in den Publis 
cations » Patenten vom 9, Septbr. 1814 und 22. Mai 1815, in 
der Inſtruction vom 30. Mai 1815, in der Verordnung vom 29, 
Mai 1818 und in dem Circular vom 6. Juli des letztern Jahres 
erlaffenen Vorfchriften und Anmweifungen, imgfeichen die in der 
Provinzial» Berg Ordnung vom 20, April 1766, n dem A.L. R. 


) 
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Th. II. Tit. 16., in dem Edicte vom 21. Gebr. 1816 und in der 
Cab. Ordre vom 19. Decbr. 1816 enthaltenen, das Berg Hypo: 
thetenweſen betreffende Beſtimmungen, zur Richtſchnur. 


§. 2. 


Die Berggegen » oder Hypothekenbuͤcher werden bei den Berg⸗ 
Amtern von den Bergrichtern geführt, auch nebft der Hypotheken⸗ 
Regiftratur und den dahin eingereichten Documenten bei den Berg⸗ 
Ämtern aufbewahrt. | 

Der Bergrichter in Bohum und Effen, unter Beihälfe des 
Berggerichts : Affeffors, bearbeitet bei dem Bergamte die Hypothe⸗ 
tenfachen, fowohl in formelfer als materieller Hinſicht dergeftalt 
ſelbſtſtaͤndig und ausfchließlih, dag nur die Mandate an den 
Verggegenfchreiber und die-in Folge derfelben zu ertheilenden Aus- 

fertigungen von dem Bergamte, Behufs der Kenntnißnahme, uns 
ter deſſen Namen und Unterfchrift erlaffen werden. 


5. 3. 


— Form der Berggegen⸗ oder Hypothekenbücher und des Schulden⸗ 
Regiſters. — 


Bei der bisherigen formellen Einrichtung der Bergegegn/ oder 
Hypothekenbuͤcher hat es überhaupt und namentlich in. der Hinſicht 
auch — ſein Bewenden, daß | 

1) jede Zeche nur ein Folium darin erhält, auf welchem das . 
allgemeine Eigentum nebft den auf der ganzen. Zeche 
haftenden Laften und Schulden, außerdem aber auch jeder 

Gewerke mit feinen Antheilen, imgleichen die von einzelnen 
Gewerken auf ihre Antheile contrahirten, Schulden, fowie_ 
die darauf haftenden Laften und Befchränfungen der Dispo; 
fition einzutragen find, und daß — 

2) die darin vorkommenden Colonnen für die „fortlaufende“ 
und für.die „, Primordial-Nummer” beibehalten und in 
nachftehender Art benugt werden. 

Bei jeder Befigveränderung eines eingetragenen Antheils eines 

Gewerken wird der Antheil des neuen Beſitzers, oder bei einer 
theilweiſen VBefigveränderung jeder Antheil der neuen-Beflger, 
desgleichen der Neftantheil des Vorbefigers, unter einer neuen, fort: 

laufenden Nummer eingetragen und fodann neben diefer neuen 

fortlaufenden Nummer in die Columne „, Primordial,” die alte 

fortlaufende Nummer, d. h., welche der 'umgefchriebene Antheil 

> oder Reftantheit zulegt hatte, zur Bezeichnung des nächften Vor⸗ 
beſitzers, eingefchrieben. - ZA: 
Der Name und Antheil des Vorbefißerd wird an feiner 

Stelle mit rother Dinte unterftrichen und darunter durch Verzeich⸗ 

niß der neuen fortlaufenden Nummer oder Nummern angedeutet, 


] 
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wo dieſer Antheil ſi ſich zunaͤchſt ganz oder zerſplittert wieder aingetea⸗ 
gen findet. 

Bei einer Belaſtung oder Verpfaͤndung eines ſolchen Antheils 
wird zu deſſen Bezeichnung ſowohl die neue fortlaufende als auch 
die Primordial⸗Nummer in die hierfür beſtimmten Colonnen der 
11. oder IH. Rubrik dem Eintragungsvermerke gegenüber einges 
fchrieben. 

Eben fo ift das Negifter über die eingetragenen Schulden 
fortzuführen, welches außer der Weberfchrift ‚, Name des Gewer:; 
fen und Schuldners ” folgende Colonnen enthält: | 

I. Name der Zeche, woran derſelbe betheiliget if; : II. Sur: 
Anzahl; III. die im Berggegenbuche eingetragenen Schulden ; 
1V. Folium; V. früherer Eigenthämer; VI. Säulen, die dies 
fer hatte; VII. Anmerkungen. | 

Unter dem Ausdrucke: Schulden, find jedoch. alle —— 
nen Dispoſitions⸗Beſchraͤnkungen und Laſten mit zu verſtehen und 
— alſo/ gleichfalls zu III. und * des Regiſters zu ver; 
merken. 


$. 4. 
Einrichtung der Berge Hnpothekens Acten: 


Ueber jede einzelne Zeche find, außer den bei-dem Bergamte 
beruhenden Berechtſams⸗Acten, noch befondere Hypotheken⸗Acten zu 
führen, welche außer den erforderlichen, allenfalls abfchriftlidy aus 
den Berechtfang  Acten herüber zu’ bringenden Ausfertigungen hin: 
fichrlich des generellen Eigenthums, die das fpecielle Eigenthum 
betreffenden Erwerbungs: und Schuld» Documente, nebft allen 
das Hypothekenweſen diefer Zeche betreffenden Verhandlungen ent: 
palten und überhaupt eben fo vollftändig gehalten werden müffen, 
wie dieſes ruͤckſichtlich der Orundasten | im Allgemeinen — 
ben iſt. 

Jedem ſolchen Hypotheken-Actenſtuͤck wird außer einer ger 
woͤhnlichen KHypothekentabelle (Intabulations-Blatt) vorge 
heftet: | 
1) ein Inhaltsverzeichniß, worin zur leichtern Ueberficht der 

jedesinaligen Befigverhäliniffe einer Zeche, wie bisher, folgen 

de Rubriken: 

a. Namen des die Eintragung ſuchenden Gewerken, 

b. verlangte Kur» Anzahl, Ä 

ce. Folium der ihn betreffenden Verhandlungen, 

.d. Anmerkungen, 
insbefondere für die erfolgte Eintragung, auszufüllen und dem: 
nächft die wegfallenden Antheile oder Gewerke zu durchflreichen 
find; 


\ 
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2) A Verzeichniß der angemeldeten Schulden, welches wie 
isher: 
a. nad) einer fortlaufenden Nummer, 
b, den Namen des Gewerfen und Schuldners, 
ce. den Betrag der Schulden, 
‘a den ie Inhalt des Schulddocuments, und außers 
dem 
e. in einer Rubrik für „ Anmerkungen,” das Folium ber 
Arten, demnächft die wirflihe Eintragung, den Der; 
merk ins Schuldenregifter u. f. w. angiebt. Die anges 
meldeten Neallaften und Beſchraͤnkungen der Dispofis 
tion find darin gleichfalls aufzuzeichnen. 
3) bei Zehen, welche ſchon im alten Berggegenbuche eingetras 
gen gewefen, ein Ertract aus diefem. 
Die bei dem Bergamte zu Bochum bisher gehaltenen Collectiv⸗ 
Acten uͤber die Berichtigung des Beſitztitels eines an mehreren 
Zechen betheiligten Gewerken, ſo wie uͤber die Schulden, welche 
gegen irgend einen Gewerken angemeldet worden, koͤnnen beibes 
halten werden. Es iſt jedoch ſtrenge darauf zu halten, dag dats 
aus die nöthige Notiz zu den betreffenden einzelnen Hypotheken⸗ 
Acten gebracht und inöbefondere die angemeldete Schuld nebft Fo⸗ 
lium der Schuldenacten in das ad 2. gedachte Verzeichnig einge, 
ſchrieben weroe. 


| $. 5. | ; 
Berichtigung ber Zechen von Amts wegen. 


Die in Gemäßheit des Landtags » Abfchiedes vom 13. Juli 
1827 ausgeſprochene Suspenſion der Einwirkung der Gerichte in 
Abſicht der Berichtigung des Beſitztitels, wo nicht ausdruͤcklich von 
den Intereſſenten darauf angetragen wird (Circular vom 18. 
Decbr. 1827, Arnsberger Amtsblatt fuͤr 1828. S. 8.), und eben 
ſo die diesfaͤlligen Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre 
vom 31. Octbr. 1831. G. ©. pag. 251., finden bei dem Berg⸗ 
werks⸗Eigenthum Peine Anwendung. Hinſichtlich der ftillliegens 
den Zehen des Märkifchen Bergamts s Bezirks bewendet es hinge⸗ 
gen bei der neueften Anordnung, daß in der Regel nicht eher, als 

bis das Hypothekenbuch der in Betrieb fiehenden Zechen vollftäns 
dig berichtigt worden, zur Berichtigung der nicht in Betrieb ſtehen⸗ 
den Gruben geſchritten werden darf. 

Ausnahmen von dieſer Regel ſind aus beſonderen in jedem 
einzelnen Falle zu dermerkenden Gründen zulaͤſſig. 


| $. 6. 
Beſchreibung und Eintragung des allgemeinen Eigenthums. 


Obgleich die Vefchreibung des allgemeinen Eigenthums einer 
Zeche, ihrer Eintragung nicht nothwendig vorherzugehen braucht; 


— 
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fo hat fich der Hypothefenrichter doch, bevor er einträgt, darüber 
zu vergewiffern, daß der einzutragenden Gewerkſchaft überhaupt 
ein berechtliches Eigenthum zuftehe. Diefe Berichtigung des allge: 
meinen Eigenthums zum Verggegenbuche kann außer dem Falle 
der Beleihung auch auf den Grund des 44 jährigen Befißes oder 
für die Rheins Provinz auf den Grund des bloßen Beſitzes am 
3, Sanuar 1815, oder vor diefem Zeitpunkt, fofern wegen diefes ' 
Beſitzes Seitens des Fiscus bis zum Schluß des Jahres 1829 
nicht geklagt worden (confer. der $. 11. des rheinifchen Landtag ; 
Abfchiedes vom 15. Sjuli 1829 und Gefeg vom 18. Dechr. 1831, 
G. ©. für 1832 ©. 3.), endlich in den andern Landestheilen auf 
den Grund des bloßen Befiges im NormalJahre 1740, fofern 
in beiden Fällen die Grenzen des beſeſſenen VBergwerfs s Eigen: 
thums gehörig feſtſtehen, erfolgen, wohbet die Zahlung der Necep- 
gelder als eine Befishandlung anzufhaue: - Ä 


Die Eintragung der dem Berggegenbuche einzuverleibenden 
Befchreibungen des allgemeinen Eigenthums ift.möglichft zu bes 
ſchleunigen. Der diesfällige Entwurf ift von der Gewerkſchaft 
und zwar von dem Lehnöträger zu liefern, worauf folcher durch 
die Hypothekenbehoͤrde geprüft und im Fall der Uebereinftimmung 
mit den Derechtfams » Acten oder fonftigen Belägen eingefchrieben, 
fonft aber unter Zuziehung des Lehnsträgerg vorab rectificirt wird. 
Die Einreihung eines folhen Entwurfs wird zunächft von dem 
Lehnstraͤger binnen einer angemeffenen Frift mit der Warnung er 

fordert, daß fonft ein Beamter des Bergamts mit diefer Arbeit 
auf Koften und Gefahr des Lehnsträgers gegen angemeffene Re⸗ 
muneration beauftragt werden folle. Der im legten Falle durch 
den Beamten angefertigte Entwurf ift ſodann von der Hypothes 
kenbehoͤrde nach vorheriger Prüfung dem Lehnsträger zur Erklaͤ— 
rung über deffen Nichtigkeit in einem auzuberaumenden Termine 
unter der Warnung mitzutheilen, daß im Falle des Nichterfcheis 
nens der Entwurf für richtig angenommen und hiernad) die Eins 
tragung defielben ins Berggegenbuch erfolgen folle. 


$.7. 


Diie in der Hypotheken⸗Ordnung Tit. II. $. 51. 52. und im 

$. 12. der Inſtruction vom 30. Mai 1815 gedachte fisfalifche 
Geldbuße wegen verweigerter oder verzögerter Beſitztitel⸗Berichti⸗ 
gung fann von der Berg⸗Hypothekenbehoͤrde fofort feftgefegt und 
beigetrieben werden, ohne deshalb vorher im Namen des Fiscus 
gegen den ſaͤumigen Gewerken klagbar werden zu mäffen. Gegen 
eine folche bergamtliche Strafrefolution fteht dem Verurtheilten nur 
der Weg der Befchwerde beim Ober » Bergamt offen. 
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Der Beſttztitel ift nur für dem‘, deffen Eigenthum aus ben 
Erwerbungs : Documenten oder den Hypotheken » Acten hervorgeht, 
zu berichtigen. Wenn die Gewerke in der dortigen provinziellen 
Gütergemeinfhaft leben, bedarf es der Eintragung des Mit Ei⸗ 
genthums der Frau von Amts wegen nicht, und hat es beider da; 
mit verfnäpften uneingefchränften Dispofitions + Befugniß des Ehe: 

manns auch hier fein Bewwenden.. | 


j $. 8, ; : 
Befigtitels Berichtigung, und ‚zwar : 


Sn Gegenden, wo mehrere Gewerken nahe zufammen wohr 
nen, koͤnnen zur Vernehmung derfelben Aber ihren Befigtitel Los 
cal » Termine in fo-fern angefegt werden, als entweder von den Ge, 
werten darauf angetragen wird, oder fich mit Sicherheit ergiebt, 
daß die auf fämmtliche Gewerke gleichmäßig zu repartirenden Kos 
ften des Local» Termins für jeden einzelnen weniger betragen, als 
die Koften der Reife des betreffenden Gewerken zu dem Sitze ded 
Bergamts. | 


$. 10. 


Bei der Befistitel- Berichtigung felbft ift zu „ünterfcheiden, 
wwiſchen ben alten Zechen, d. h., welche vor und bei Publication 
beö betreffenden Hypotheken⸗Patents fchon wirkliches, eintragungss 
‚ Fähiges Bergwerks s Eigenthum (durch Verleihung oder Serjähr 

rung) waren, und ben neuen Zechen, welche damals noch kein 
eintragungsfähiges Bergwerk » Eigenthum darftellten. 


EM 
1. Alter Zechen im Sinne des $. 10, 


Bei der Berichtigung der alten Zechen kommen zunächft die 
allgemeinen Beftimmungen der Spnftruction vom 30. Mai 1815 
6.3 — 8. und der Referipte vom 9. Novbr. 1818 und 7. Decbr. 
1821 (v. Kamptz Jahrb. Bd. 12. ©. 292. Bd 18. ©. 329.) in 
Anwendung, wobei das alte Berggegenbuh und die Berechts 
fams » Acten die Stelle des im $. 3. 1. c. angeführten Hypotheken⸗ 
buchs und der Grundacten vertreten. | | 


Zu ber, nach jenen Vorfchriften nur erforderlichen Befcheinis 
gung des Befigtitels ift das bloße Zeugniß Aber Umftände, aus 
denen die Aufnahme in die Gewerkſchaft oder auch die Ausübung 
von Theilnehmungs⸗-Rechten hervorgeht, der Regel nach. für hin⸗ 
reichend zu achten. Ä 


ni 
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In den Fällen, wo auf dem vorgedachten Wege ein Theil 
ber zu einer Gewerkſchaft angeblih gehörigen Mitglieder ſich 
richt gehörig legitimiren kann, und die Regulirung des Hypothes 
kenweſens hinfichts derer , welche dies gethan, dadurch aufgehalten 
wird, fünnen neben le&teren die in dem alten VBerggegenbuche 
eingetragenen alten Mitgewerken, oder, wenn die Zeche dafeldft 
noch nicht eingetragen geweſen, diejenigen alten Gewerke, welche 
fih aus den Berechtfams ; Acten,, In denen die Gewerffchaft bereits 
eonftituirt worden, ergeben, in das neue Berggegenbuch wieder 
eingetragen werden, und find demnächft die Verhandlungen über 
die Berichtigung des Beſitztitels derjenigen, die ihre Nechte von 
ſolchen alten Gewerken auf die eine oder die andre Art ableiten, 

befonders fortzufegen und nach berichtigter Legitimation die Ab» 
und Zufhreibungen nachträglich vorzunehmen. | 
$. 13. 2 

Sowie überhaupt bei der Befißtitels Berichtigung auf den 
Grund der Inteftat: Erbfolge, fofern es fih um einen Antheil an 
einer alten Zeche und zugleich um einen Wererbungsfall aus der 
Zeit vor der Publication des betreffenden Kppothefen » Patents - 
handelt, nad) $. 5. der Sinftruction vom 30. Mai 1815 nur.die 
ein gefegliches Erbfolgerecht begründende Verwandtfchaft mit dem 
legitimirten Vorbeſitzer nachgewiefen zu werden braucht; fo ift 
auch zur Führung der vorgedachten Legitimation ($. 12.) nur erfors 
derlich, ‚daß diefe Verwandtfchaft des fich meldenden Beſitzers mit 
dem alten Gewerken durch Tauf: Attefte oder Notorietäts » Zeugen 
nachgewiefen werde. 

Auf Miterben oder nähere Erben, welche ſich nicht zur Eins . 
tragung gemeldet haben, ift bei der Einrichtung des Hypotheken⸗ 
wefens von Amts wegen überall und feldft dann feine Nückficht 
zu nehmen, wenn fic) auch deren Mitbetheiligung oder näheres 
Erbrecht aus den Verhandlungen ergeben möchte, - Diejenigen 
Theilnahmerechte aber, die ihnen von dem oder den Miterben, 
welche, fich allein gemeldet und in vorgedachter Art legitimire ha; 
ben, an dem Antheile des gemeinfchaftlichen Erblaffers etwa zuges 
ftanden werden, find auf ihren Namen ohne weitern Nachweis 
einzutragen. Sie müffen jedoch auf gleiche Weife, wie im $. 21. 
vorgefchrieben ift, über ihre Annahme vernommen. werden, 

Auf die Befigtitels Berichtigung vermittelft der Inteſtat⸗Erb⸗ 
folge kann übrigens immer noch zurädgegangen werden, wenn 
gleich diefelbe bicher ganz oder theilweife auf einem andern Wege, 
wiewohl fruchtlos verfucht fein möchte, unbefchadet jedoch der Rechte 
derjenigen, welche ſich inzwifchen zu dem betreffenden Antheile ſonſt 
noch gemeldet haben. 


Ä 
v 
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| 5. 14 | 
Kann die nachträgliche Legitimation ($. 12.) auch auf die 


vorgedachte Weife ($. 13.) entweder gar nicht oder Überhaupt nur 


mit vielen Schwierigkeiten geführt werden und haben fich die Bes 


figer von mehr als 62 Kuren gehörig Iegitimirt, fo ift es hinreis 
chend, wenn fämmtliche Iegitimirte Gewerken einftimmig die Prä- 
tendenten der übrigen Kuren in angemeldeter Art als Mitgemwers 


ken anerfennen und jeder der leßteren an Eidesftatt verfichert, daß 
ihm fein Gleich » oder Befferberechtigter zu dem von ihm in Ans 


fpruch genommenen Bergantheile bekannt fei. 
$. 15. 


Iſt die Gewerkſchaft einer alten Zeche weder aus dem alten 
Berggegenbuche noch aus den Berechtſams-Acten vollftändig zu 
entnehmen, findet alfo die Aushälfe der $$. 12 — 14. feine Ans - 
wendung, fo werden die Gewerfen, welche fi zur Eintragung 
gemeldet haben, über ipre Betheiligung vernommen und fofern. 
nach den Grundfägen des Hypotheken⸗Patents und der Minifterials. 
Inſtruction die Berichtigung des Beſitztitels hinſichtlich aller 128 


- Kuren möglich ift, wird hiernac) die Eintragung bewirkt. 


Hat auch nur ein Theil der Gewerkfchaft auf diefe Weife 
feine Betheifigung befheiniget, fo wird doch ber Beſitztitel diefer 
Antheife für berichtiget angenommen. 

In Anfehung der Übrigen Antheile ift auf den Lehnsträger 
zurüczugehen und gemäß $. 265. Th. II. Tit. 16. des A. £. R. 
iediglich nach deſſen Angabe die Gewerkſchaft hinſichtlich dieſer Ans 
theile zu conſtituiren und einzutragen. | 

Iſt in der Belehnungs Urkunde fein beftimmter Lehnsträger 
bezeichnet, oder ift der Bezeichnete ausweiſe der von der Bergbe⸗ 
hörde vorher zu vergleichenden Berechtſams⸗Acten ein Anderer, als 
derjenige, dem geſetzlich die Belehnung zu ertheilen gewefen wäre 


(welches fünftig zu vermeiden ift); fo iſt wegen nachträgliche Be⸗ 


nennung dieſes eigentlichen Lehnstraͤgers in der verfaſſungsmaͤßigen 
Form der Belehnungen das Naͤhere vorab zu erlaſſen. 


$. 16. 

Entſtehen bei der bergverleihenden Behörde darüber, ‚wer - 

im Sinne des 6. 265. 1. c. als wahrer Lehnsträger zu bezeichnen 

fei, Bedenken, weil der erfte Muther nicht mehr am Leben oder 

nicht mehr Gewerke ift, fo ift diefelbe ermächtiget, folgendes Ver⸗ 
fahren einzuleiten ; | 

Aus. den neuen Berg⸗Hypotheken⸗Acten werden fammtliche 

Perſonen, welche ſich ald Gewerken der betreffenden Zeche ange; 

meldet haben, mit den von ihnen in Anfpruc) genommenen‘ An⸗ 

theilen extrahirt und aufgefordert, fich entweder über die Antheile, 


J 
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welche fie fich gegenfeitig oder einem dritten nicht angemeldeten 


Gewerken zugeftehen wollen, oder über die Perfon eines zu beftels 


lenden Lehnsträgers, zu vereinigen. Je nachdem die eine oder 
andere Vereinigung unter ihnen. zu Stande fommt, wird entiwe; 
der die ganze Gewerkſchaft mit ihren Antheilen oder der erwaͤhlte 
Lehnsträger in dem Nachtrage zur VBelehnungsurfunde namhaft 
gemacht. Entſteht zwifchen ihnen eine nicht zu hebende Collifion 
über ihre gegenfeitige Betheiligung, fo muß diefe im Mege Rech: 
tens befeitigt werden; koͤnnen fie fih aber über die Perfon des 
Lehnsträgers nicht ſaͤmmtlich einigen, oder leiften fie jener Auffors ⸗ 
derung überhaupt fein Genüge, fo bezeichnet die Bergbehörde aus 
den angemeldeten Gewerfen denjenigen, der ihr zum Lehnsträger 
am tauglichften zu fein ſcheint. 


| $. 17. 
II. Neuer Zechen im Sinne bes $. 10. 


Auf neue Zehen (cf. $. 10.) findet das Hypotheken : Patent 
vom 22. Mai 1815 nebft Inftruction vom 30. ejusd. überhaupt 
feine Anwendung. Hinſichtlich m. muß die Gewerkſchaft ledig⸗ 
lich nad) der Angabe des Lehnsträgers in Gemäßheit des $. 265, 
1. c.  conftituirt und eingetragen werden. Sofern aber in ber 
neuern Beleihung Fein Lehnsträger oder etwa ein folcher benannt 
fein möchte, welcher ausweife der Berechtfams » Acten nicht der ges 
fegliche war, fo ift wiederum zunächft wegen nachträglicher De 
flimmung des eigentlichen Lehnsträgers das Erforderliche zu vers 
anlaffen und nach defien Angabe demnaͤchſt die Gewerkſchaft zu 
gonftituiren. 


$. 18. 


Finden fih im vorgedachten Falle ($.17.), oder auch bei jeder 
tünftigen Beleihung , wegen Verdunfelung, Abfterbens oder Auss 
fcheidens des urfpränglichen Muthers aus der Gewerkſchaft, ers 
heblihe Schwierigkeiten bei Beftimmung des gefeglichen Lehnss 
trägers; fo fteht alsdann der bergverfeihenden Behörde frei, zur 
volftändigen Berichtigung der Berheiligung derjenigen Perfonen, 
welche bei den Gerechtſams⸗Acten Anfprüche auf das fragliche 
Bergwerkseigenthum gemacht und wenigftens einigermaßen befcheis 
niget haben, ein Öffentliches Aufgebot der unbefannten Intereſſen⸗ 
een zu veranlaffen. | 

In diefem Aufgebote werden jene befannten Gewerken mit 
ihren Antheilen aufgeführt, und wird die Warnung beigefügt, daß 
im Falle der Nichtanmeldung die bekannten Gewerken allein für 
belichen erflärt werden follen.. Ä | 


Sind in einem folchen Falle einige Kure oder Kurtheile übrig, 


“worauf niemand einen befcheinigten Anfpruch erhoben hat, fo 


’ 
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werden folche den übrigen Gewerken zugetheilte und, daß Dies 
. gefchehen werde, in der öffentlichen Bekanntmachung mit ange⸗ 
kuͤndiget. | 
$. 19. 


Diefe oͤffentliche Bekanntmachung gefhicht durch-das Berg _ 
amt mit dreimonatlicher Frift und übrigens in ber Art, wie foldhes. 
bei Subhaftationen vorm Bergantheilen üblich if, außerdem aber, _ 
: durch zweimalige in eine den Umftänden nad) zu wählende inlaͤndi⸗ 
ſche oder auständifche Zeitung. Die Koften diefes Aufgebots wers 
den in beiden Fällen-von der ganzen Gewerkichaft nach Verhälnig 
ihrer Antheile getragen, ! N 

$. 20, | . 

Iſt der Lehnsträger, wo ein folher im gefeklichen Sinne in 
der Beleihung benannt ift, vor Ausübung des im $: 265. Ih. LI. 
Tit. 16. des A. 2. R. gedachten Rechts verftorben, und hat meh- 
tere Erben hinterlaffen, fo muß von leßteren, wo diefes zur Ber 
richtigung der Zeche erforderlich ift ($. 15. 17.) , das gemeinfchafts 
liche Recht des Lehnstroͤgers, welches als unheilbar anzufehen ift, 
nah $. 12 — 14. $$. 90. 145. Th. I. Tit. 17. A. L. R. in Aus 
übung gebracht werden, und die Hypothekenbehoͤrde fie hierzu an⸗ 
halten. | | 

Sat der gefetliche Lehnsträger fein ganzes Bergwerkseigen⸗ 
thum oder nur einen Theil davon gültig veräußert, fo ift anzuneh— 
men, daß er in fo weit das im $. 265. a. a. D. gedachte Recht in 
Ausübung gebracht habe. Sind mehrere beſtimmte Perfonen ohne 
Angabe ihrer Antheile beliehen, fo kann jeder von diefen Lehnstraͤ⸗ 
gern über feinen Kopftheil verfügen. 

| $. 21. | 

Die ohne eigne Anmeldung in die Gewerkfchaft aufgenom. 
menen Perfonen müflen darüber, ob fie Gewerken fein wollen, 
vor ihrer Eintragung vernommen werden. &ie können jedoch als 
einwilligend angefehen werden, wenn fie in dem dazu beſtimmten 
Termine, wozu fie mit diefer Warnung vorgeladen werden, nicht 
erfchienen find. | \ 

$ 22. 
Eintragung des actuellen Beſitzes. 

Obgleich Hei Berichtigung der alten Zehen auf alle: Vorbes 
figer bis zum Publicationstage der Patente vom 22, Mai 1815 
resp 25. Mai 1818 zurüdgegangen, und deren Beſitztitel berich, 
tige werden muß, fo iſt immer deimoc nur der leßte Beſitzer, 
nämlich derjenige, welcher fich zur „— Zeit der wirklihen Kegu; 


% 
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- firung des betreffenden folii ” im actuellen Beſitze befinder, in das 


Berggegenbuch einzutragen, der Worbefiger feit der Publication 
des Hypotheken⸗ Patents dagegen in dem Eintragungsvermerfe nur 
hiftorifch zu erwähnen. | Es Ä 
| $. 23. 

Befisunfähigkeit der Berghütten- und Salinen s Beamten. 

Behufs Ausäbung der Allerhöchften Cabinets-Ordre vom 
20. Zanuar 1806 und 2. Novbr. 1808 wegen der Befisunfähig: 
keit der Berghütten » und Salinenbeamten, ihrer Ehefrauen und 
unter ihrer väterlichen Gewalt fichenden Kinder, welche vom 20. 
Mai 1817 an, ale am Tage der Publication des Circulars vom 
5. April 1817, auch in hiefiger Provinz volle Gültigkeit erlangt 
haben, ift die Berichtigung des Belistiteld der nach jenem Publis 
cationstage, es fei durch leßtwillige Verordnungen oder durch Sins 
teftat: Erbfolge oder auf irgend eine andere Art erworbenen Berg— 
werfsantheile für die Berghuͤtten- und Salinenbeamten, deren 
Ehefrauen und unter ihrer väterlichen Gewalt ftehenden Kinder, 
nicht vorzunehmen, vielmehr den Acquirenten eine einjährige 
Frift zum Verkaufe folcher Antheile an befigfähige Perfonen zu 
ſetzen. | _ 
| | $. 24. 

Verbot der Eintragung unter einem Achtels Kur. 


Zur Abhätfe und Abwendung der nachtheiligen Zerfplitterung 
des Bergwerkseigenthums für vergangene Fälle und für die Zu: 
kunft, bewendet es, bis zu der zu erwartenden näheren gefeglichen 
Sanetion, bei der bisherigen Beſtimmung, daß bei Bergantheilen 
die Unterabtheilung eines Kures und die Eintragung derfelben ing 
Berggegenbuch nur bis zu einem Achtel-Kur zu geftatten, und 
daß, wenn die Intereſſenten eines kleinern Bergantheils über ihre 
Theilnahmsrechte innerhalb des zuläffigen ein Achtel: Kurzes fich 
nicht vereinigen Finnen, mit dem Ausgebote zum sffentlichen Ver; 
kaufe durch das Berggericht zu verfahren fei. | 


nr 
Umfchreibung bei Caducitäts = Erklärungen. 


| Auf den Grund der Ausfertigung, der bergamtlichen Nefo: 
Iution, “in welcher die Caducitätserflärang und die Ueberlaffung 
an den gehorfamen Gewerken ausgefprochen ift, muß die Umfchrei- 
bung. der angefallenen Bergantheile auf letzteren erfolgen. 
(cf. A. L. R. Th. Il. Tit. 16. $. 280 — 282.) 2 
Daffelbe gilt von folchen bergamtlichen Verfügungen, mo; 
durch dem Lehnsträger oder einem Andern aus der Gewerkichaft, 
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wegen vorgefehoffener Receß » Gelder, nach wiederholten vergeb, - 
lichen Aufforderungen des mit der Erftattung ſaͤumigen Gewers 
tens, deſſen Antheil jugefprochen wird. | — 


$. 26 
Werth. 


Obgleich eine Colonne fuͤr den Werth des Bergantheils im 

Berggegenbuche nicht vorhanden, ſo iſt doch bei kaͤuflichen Ueber 
lafjungen ber ‘Preis des betreffenden Bergantheils nachrichtlich in 

den Eintragungsvermer? mit aufzunehmen. 7 


6. 27. 
Eintragung in der zweiten und dritten Rubrik. 


Die Eintragungen in der zweiten und dritten Rubrik unter, 
fiegen fowohl in materieller als formeller Hinſicht bis auf die im 
S. 3. bemerkten Eigenthämlichkeiten hinfichtlich der fortlaufenden 

und Primordial: Nummer und ‚des Schuldenregifters, im übris 
gen den diesfälligen, allgemeinen Vorfchriften. F 

Wenn jedoch eine und dieſelbe Schuld oder Reallaſt auf meh⸗ 
rere in einem Bande eingeſchriebene Bergantheile eingetragen wer⸗ 
den ſoll, fo iſt der dem Eintragungsbefehl zu inſerirende Eintra— 
gungsvermerk nur bei einem, Antheil vollſtaͤndig abzufaſſen ($. 156. 
Tit. Il. der Hypothefen» Ordnung), hinfichtlich. der übrigen dage: 
gen nur der verpfändete-Antheil, der Name des Schuldners, des 
Glaͤubigers und der Betrag der Schuld nebft einer Vermweifung 
auf dasjenige Folium, wo jene vollftändige Eintragung vorkommt, 
darin aufzunehmen. | = | 


$. 28, 
Proteftationen. 


Alle Proteftationen ohne Unterfchied, welche bei Vearbeis 
tung des Berg: Hypothefenmwefeng zur Sprache fommen, Können 

von der Berg⸗Hypothekenbehoͤrde, auch ohne vorherige Reguifition 
des Realrichters, verfügt werden. | — 


6. 29. 
Ertabulation einer Zeche. 


In allen Fällen, wo eine ganze Gewerkſchaft in Gemäßpeit 
der gefeglichen Vorfchriften, z. B. wegen nicht bezahfter Receßgel⸗ 
der, wiederholten Raubbaues, durch Verfahrung, ihres Bergwerks⸗ 
eigenthums verluftig wird, erfolgt die Crtabulation der Zehe auf 
den alleinigen Grund der diesfälligen zu den Hypotheken⸗Acten zu 
befördernden bergamtlichen Verfügung, und zwar burch einen in bie 
Augen fallenden Vermerk auf dem Titelblatte, EB 


‚ 
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Daſſelbe gefchieht auf den Grund einer glaubhaften Notiz 
des Bergamts über den gänzlichen Abbau. Auf eine gleiche Ans 
regung wird endlich die Caducirung einer ganzen Gewerkſchaft auf 
die ganze Zeche im Berggegenbuche vermerkt (cf. $. 25.). 


$. 30. 
Umfchreibung cofolidirter Zechen. Ä 


Bis zu den über die Confolidationen zu erwartenden näheren 
gefelichen Beftimmungen verbleibt es dabei, daß erft nach voll, 
ftändig vollzogener Confolidationd: Urkunde die Umfchreibung beim 
Berggegenbuche in der Art erfolgt, daß die confolidirte Zeche 
mit den vereinbarten Antheilen der einzelnen Gewerfen an derfels 
ben, und mit den auf ihr und den einzelnen Antheilen haftenden 
Laften und Schulden, auf ein neues Folium eingetragen, und da⸗ 
gegen jede einzelne der Vereinigung beigetretene Zeche gänzlich ger 
löfcht wird. . | 


$. 31. 
Form bes Gewähr und Hypothekenſcheins. 


Statt eines Hypothekenſcheins über die Berichtigung oder 
- Umfchreibung des Befistiteld foll der bisher übliche Gewährfchein 
auch fernerhin ertheilt werden. | 

Weber die Eintragungen in der zweiten und dritten Rubrik 
find die gewöhnlichen NRecognitionsfcheine zu ertheilen, in welchen 
jedoch der Bergantheil, worauf eingetragen worden, durch Ans 
gabe des Namens der Zeche und der fortlaufenden Nummer diefes 
Antheild, deögleichen des Bandes und Folii des Berggegenbuches, 
wo er eingefchrieben fteht, genau zu bezeichnen ift. 

Wenn ein Gewerke an mehreren Zechen betheiliget ift, find 
alle diefe Antheile in Einem Gewaͤhrſchein oder beziehungsmweife 
Hypothekenſchein zufammenzufaffen und die etwa darauf haften: 
den Schulden hinterher zu vermerken, fofern nicht die Intereſſen⸗ 
ten das Gegentheil wünfchen (cf. $, 27.). 

Gegeben Berlin, den 21. Septbr. 1832, 
Der Minifter des Innern | 
für Handel und Gewerbe Der Zuftizminifter 


v. Shufmann. Muͤhler. 
(v. Ka J. Bd. 40. ©. 226.) 


| IV. 0 1 —41. Ä ’ 
N Denk vo ner une DtÄEHUnG DeB Mefrteie auf don Grund der Wer 

Auf die Anfrage des Königl. Ober s Landesgerichts in dem 
Berichte vom 20. Decbr. v. J. über die Berichtigung des Befißs 
titel® auf den Grund der Verjährung, wird dem Collegium hier 
durch Folgendes eröffnet : | 
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Da in Gemäßheit der Referipte vom 27. October 1800, 
9. Zan. 1801 (Stengel’d Beitr. Bd. 12. ©. 245 — 252.) und 
vom 26. San. 1809 (Jahrb. Bd. 4. ©. 81.), des Referipts vom 
15. Decbr. 1823 (Jahrb. Bd. 22. &. 209.) und des $. 8. der 
Inſtruction vom’ 30. Mai 1815 (Jahrb. Bd. 5. ©. 43.), auf 
Grund eines A4jährigen ruhigen vollftändigen Beſitzes, der Ber 
figtitel berichtigt werden kann: 

wenn ber Befiger einen eigentlihen Grund feines Beſitzes 

anzugeben und zu befcheinigen im Stande ift; F 
ſo muß ein ſolcher Verjaͤhrungsbeſitz, wie auch aus der Hypothe⸗ 
ken⸗Ordnung Tit. 4. $. 10. hergeleitet werden kann, zu gleichem 
Zweck auch dann hinreichen, 
wenn uͤber die Erwerbungsart der Vorbeſitzer zwar Nach— 

richten vorhanden ſind, welche aber allein zur Eintragung 

des Beſitztitels nicht genügen, | 

fofern nur nicht folche Umftände vorliegen, welche auf einen, bie 
Verjährung ausfchliegenden Mangel des Befiges hindeuten. Beide 
Beftimmungen gelten jedoch, wie fich von feldft verfteht, nur für 
die erfte Regulirung eines Hypothekenbuchs, da auf unbewegliche 
Sachen, welche bereits im Hypothekenbuche eingetragen. ftehen, 
nad $. 511. Tit. 9. Th. I. des A. L. R. keine Rechte mittelft 
Verjaͤhrung erworben werden koͤnnen. 

Hiernac kann auch im vorliegenden Falle verfahren werden, 
und mithin bei der gegenwärtigen Negulirung des Hypotheken, 
foliums für die zum Antheilgute B. gehörige — H— muͤhle 
auf den Grund des A4jährigen ruhigen vollſtaͤndigen Beſitzes der 
titulus possessionis in Gemäßheit des $. 30. Tit. 4. der Hypo⸗ 
thefen Ordnung fofort auf den Autor des jegigen Befigers, des 
. Müllers P., und hiernächft auf Legteren berichtigt werden. 
Berlin, den 11. Jan. 1833. (v. K. J. Bd.41. ©. 271.) 


deren Huporbefenfolien einmal reguliert find, zu a Srundſtuͤcke, 


Dem Koͤnigl. Land- und Stadtgericht wird auf deſſen Be— 
richt vom 3. d. M. eröffnet, daß der Juſtizminiſter der darin aus; 
geführten Meinung nicht beitreten kann, ‚vielmehr die vom Ober ; 
Landesgericht zu Halberftadt ausgefprochene Anficht: 

„wonach die Verordnung vom 16. Juli 1820 auf Grund; 

ftücfe, deren Hypothekenfolien einmal regulirt find, unter | 

feinen Umftänden weitere Anwendung finde, felbft nicht in 
denjenigen Gerichtöbezirten, wo das Hypothekenbuch noch 
nicht vollftändig eingerichtet if”, | 
als die allein richtige anerkennen muß. 
Gs ſchließt zwar die Verordnung diejenigen Grundſtuͤcke, de: 
ren Folien bereits reguliet find, nicht ausdruͤcklich aus, es ergeben 
aber nicht nur der Inhalt der Verordnung, namentlich die Be: 
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fimmungen des $. 5. lit. b., ſondern auch die vor Erlaſſung der: 
felden in dem. Königl, Staats» Minifterium und bei dem Königl. 
Staatsrathe erfolgten und bei diefer Gelegenheit eingefehenen Ber; 
„Handlungen, daß die Abficht diefer Verordnung nur dahin gegan- 
gen ift, bei Grundftücen, für welche fein Hypotheken -Folium eri- 
ſtirt, die Konftituirung von Realrechten möglich zu machen, kei— 
‚nesweges aber bei den Grundſtuͤcken, deren Folien regulirt find, 
‚eine fo mefentlihe Veränderung der Gefeggebung eintreten zu 
laffen. | 

| Die Verordnung ift nur durch die Strenge des $. 394, 
Tit. 50. Ih. I. der Gerichts - Ordnung veranlagt, indem hiernach 
bei Grundſtuͤcken, deren Folien noch) nicht regulirt find, gar feine 
dritte Klafie und deshalb keine Cönftituirung folcher Realrechte, 
deren dinglihe Wirkfamkeit an die Eintragung gebunden ift, moͤg⸗ 
lich war. Das Bedärfniß des Geſetzes hat ſich daher nur bei dies 
‚fen, nicht aber bei folhen Grundftücden gezeigt, deren Hypothe— 
‚ten » Folium in Ordnung ift. Bei diefen finder unzweifelhaft eine 
dritte Klaſſe Statt, und es fann die Bildung von Nealrechten auf 
dem gewöhnlichen Wege des Preugifchen Rechts erfolgen. 

& ergiebt ſich hieraus von felbft, daß das, in Beziehung auf 
die nicht wegulirten Grundſtuͤcke als eine Ausnahme von dem allges 
‚meinen Geſetz bewilligte abnorme Verpfaͤndungsverfahren bei jes 
dem einzelnen Srundftäde von felöft aufhören muß, ſobald dafs 
‚fen Hypotheken » Folium regulirt ift, und eben dadurch die Bedin— 
gung der allgemeinen Nechtsregel Über die Entftchung der Neal: 

‚rechte eintritt... Auch kann diefe Anficht der $. i0. der Verord; 
‚nung nicht entgegenftehen, da diefer $. nur die Nothwendigkeit 
„ber oͤffentlichen Bekanntmachung und das Aufhoͤren des Vorrechts 
fuͤr den ganzen Gerichtsbezirk, keinesweges aber ausgeſprochen 
hat, daß fuͤr die Grundſtuͤcke, deren Folien ſchon regulirt waren, 
deſſen ungeachtet das darin nachgelaſſene Verpfaͤndungsverfahren 
eintreten oder fortdauern ſolle. 
Hierdurch erledigt ſich zugleich der von dem Koͤnigl. Land: 
und Stadtgericht angeführte Grund, daß die Verordnung nicht 
den Nachweis des Eigenthums von Seiten des Verpfänders ver; 
‚Jange. Wenn dies auch bei den nicht regulirten Grundſtuͤcken der 
Fall iſt, fo fällt diefe Beftimmung mit der Anwendbarkeit der 
Verordnung von felbft und ym fü mehr weg, weil fonft sine dop⸗ 
‚pelte Form, Hypothekenrechte zu conftituiren, neben einander dp: 
fiehen würde, durch Eintragung und durch bloße Anmeldung, 
welche fich —— * indem dadurch der nad) der Preus 
ßiſchen Nechtsverfaffung den Hypothekenbuͤchern beigelegte-öffent: 
lihe Glaube würde vernichtet werden. Sollte der Grundfag des 
Koͤnigl. Land» und Stadtgerichts comfequent durchgeführt werden, 
‚fo würde es bei größeren Gerichtsbezirken unmöglich. fein, dem Ge: 
rien se Ueberzeugung zu.verfchaffen, daß bei eingelnen ſchon re⸗ 


— 
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aulirten Folien feit der Regulirung derfelben auf dem Wege der 
Anmeldung nicht fhon wieder Hypothekenrechte entftanden find, 
und es würde alddann die Nothwendigkeit eintreten, deren Regus 
lirung aufs Neue zu beginnen! Sobald das Grundftüc aufhört 
zur Kategorie der nicht regulirten Grundſtuͤcke zu gehören, tritt 
nothwendig die Verpflichtung des Verpfänders ein, die Berichti⸗ 
gung feines Befißtiteld darzuthun, und fih dadurch nad Vor 
ſchrift des A. L. R. über feine Befugniß, Hypothekenrechte zu bw 
willigen, auszuweiſen. | 
Der aus der Allerhöchften-Cabinets:Drdre vom 31, Octbr. 
1831 entnommene Grund ift ganz unerheblih. Es hebt die ges 
nannte Ordre feinesweges die Verbindlichkeit des Eigenthuͤmers 
- auf, feinen Befistitel zu berichtigen, fondern fuspendirt fie nur in. 
fo weit, ald es bisher die Pflicht der Hypothekenbehoͤrde war, für 
die Berichtigung des Defigtitels von Amtswegen zu forgen. Sie 
ftellt die Geltendmachung jener Verbindlichkeit allein in die Mills 
führ der Intereſſenten. Daraus folgt, daß, wer das Intereſſe 
hat, ein Realrecht zu conftituiren oder zu erwerben, auch das 
Hecht hat, die Berichtigung des DBefigtiteld zu verlangen. Ob 
dies der Eigenthuͤmer, ob der Gläubiger thun will, ift dabei ganz 
gleichgültig; , es muß Jedem der Beiden überlaffen bleiben, zu 
beurtheilen, ob ein folher Antrag ihrem Intereſſe entſpricht, was 
nicht zu bezweifeln ift, da ohne denſelben der Gläubiger keine 
Realſicherheit, und ohne diefe der Eigenthämer feinen Realeredit 
erlangen fann. 
- Ganz daffelbe gilt auch von dem fetten Grunde in Bezug 
- auf die eigenthämliche Natur der Wandeläder, die zwar einige 
größere Schwierigkeiten, aber Feine Unmoͤglichkeit herbeiführen 
kann, indem es auch) hier, fei es dem Credit fuchenden Eigenthuͤ⸗ 
mer, fei es dem Sicherheit fuchenden Gläubiger, überlaffen bleis 
ben muß, die Abfchreibung des Ackers von dem früähern Folium 
und die Anlegung eines neuen nachzufuchen, wenn fie Eredit oder 
Sicherheit erlangen wollen. Ä 
Das König. Land» und Stadtgericht wird daher angewie⸗ 
fen, bei Srundftücden, deren Hypotheken : Folium einmal regulirt 
iſt, fich Lediglich nach den Vorfehriften der Allgemeinen Hypothe— 
fen Ordnung und des A. L. R. zu richten, die Beftimmungen der. 
Verordnung vom 16. Juli 1820 aber nur bei foldhen Grund» 
ſtuͤcken zur Anwendung zu bringen, deren Hypothefens Folium noch 
nicht regulirt worden. 
Berlin, den 24. Mai 1833. (v.8. J. Bd. 41. S. 552.) 


en 42. Gebůͤhren in Oydotherenſachen für den Richtet und Ingrot 
‚ Dem Königl, Ober »Landesgericht wird auf den Bericht vom 


s 
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die von dem Juſtizrath N. zu Stepenitz bezogenen Gebühren 

in Hypothekenſachen betreffend, Ä Pop 
Solgendes hiermit eröffnet: KA STR 

Die Hypotheken Ordnung beſtimmt Tit. 4. 6. 12. ausdrüd 
ih, daß bei Errichtung der Hypothekenbuͤcher die Beſitzer der 
Grundſtuͤcke mit Taren nicht belafter werden follen. Der Auftize 
minifter kann daher die fernere Anwendung des Regulativs vom 
28. Decbr. 1815. $. V, wonach für die Berichtigung des Beſitz⸗ 
titels, für die Eintragungen Rubr. II. und für die Ausfertigung 
des Hypothekenſcheins gewifle, in dem Regulativ ſelbſt nicht. eins 
mal beftimmte, fondern aus einem Kammer »Referipte vom 3. Des 
cember 1804 entnommene Säge erhoben werden, nicht billigen, 
Die Allg. Gebühren - Tane hat gerade den Zweck gehabt, alle bis 
dahin auf befondere Verordnungen oder Obfervanzen beruhenden 
Säge abzufhaffen; es fann daher weder von der fernen Exrhes 
bung jener Süße, noc überhaupt bei der obigen Vorfchrift der 
Kppothefen : Ordnung von der Anfegung von Gebühren weiter die 
Rede fein, | | 

Das Könige. Ober » Landesgericht hat daher diefe Erhebung 
für bie äpe zu unterfagen, womit denn audy der Genuß biefer - 
Gebühren von felbft wegfällt. Dabei fegt der Juſtizminiſter vors 

ans, daß überhaupt bei den Gerichten des dortigen Departements 
befondere Gebühren für den Ingroffator, außer den Gebühren 
fügen, welche die Gebühren: Tare anordnet, nicht erhoben wer 
den, den die Beftimmung der legten, Abfchn. V. No. 39, V. 
nicht in KHinficht etwa zufäfliger Gebührenfäge, fondern lediglich 
in Betreff der Frage, welche von den nach der Gebühren; Tare 
zuläffigen Sägen der Ingroſſator bezieht, auf die Obfervanz jedes 
Drtes vermeifet, Hiernach ift an die betreffenden Gerichte das 
Erforderliche zu verfügen. | Ä 
Berlin, den 2D. Juli 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 184.) 


IV. $. 42. Gebähren bei Anlegung des Hypothekenbucht von den regm 
firten Bauerhoͤfen. | 


Da bei Anlegung des Hypothekenbuchs von den, in Folge 
des Ediets vom 14. Septbr. 1811 regulirten, Bauerhöfen eine 
- Abfchreibung derfelben von dem Hauptgute, von welchem. bereits 
ein Hypothekenbuch eriftiet, zum Grunde: liegt; fo kann die Be 
fimmung des 9.42, Tit. 4, der Hypotheken⸗Ordnung auf ders 
gleichen Anlegung neuer Folien nicht zur Anwendung kommen, 
vielmehr ift in folchen Fällen die Liquidation von Koften, wie fle 
fhon das Nefript vom 4. Febr. 1820 (Jahrb. Bd. 15. S. 12) 
nachgelaffen hat, allerdings zufäffig. | 
Ä Dies wird dem Königl. Ober -Landesgerichte auf den Bericht 
vom 30. Decbr. v. J. hiermit eröffnet. - ne 

Berlin, den 7. März 1831. (v. 8.9. Bd. 37. ——— Zu 
| - 1 
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IV. $.42. a a a a 
| ne Ben en Pen Ya FF a 
| Nach der -ı dem Koͤnlgl. Ober » Landesgericht vom 28. v. M. 
jemachten Anzeige über die Fortfchritte des KHypothelen » Negus 
lirungsweſens im dortigen Departement ift zu entnehmen, daß 
dieſe Regulirung durch die Hülfsarbeiter bedeutende Fortſchritte 
‚machen wird. Wenn aber bie Bearbeitung des Hypotheken⸗ 
weſens, wie angeführt wird, in ©. allein in acht Monaten 
2546 Rthlr. eingebracht hat, fo weckt dies die Beforgniß, daß 
die Gerichts » Eingefeffenen zu fehr mit Sporteln belegt und felöft 
bedräckt werden koͤnnten, und auf diefe Art die Wohlthat der 
Knpotheken » Einrichtung zu theuer bezahlen müßten. Dem Ks 
nigl. Ober » Landesgericht wird daher zur ganz befondern Pflicht 
gemacht, ‚mit der größten und fortgejegten Aufmerkſamkeit dars 
auf zu achten, daß diefe wohlthätige Einrichtung nicht zur Quelle 
von Gerichtgebühren und als Mittel benugt werde, gerichtliche 
Verfügungen, Abfchriften ꝛc. und dafür zu entrichtende Gebühren 
zu vervielfältigen. | e 
Das Königl. Ober » Landesgericht hat diefe Mißbraͤuche mit 
Nachdruck zu verhüten, und nicht zu dulden, daß irgend unnoͤthige 
Verfügungen tarirt werden. Es muß auch das Königl. Ober 
Landesgericht nicht geftatten, daß zu viele Copialien angefeßt wers 
den, und ift e8 ganz befonders nicht zu dulden, daß von den Dos 
cumenten, die zu mehreren Grundacten Behufs einer Eintras 
. gung eingehen, mehr als eine Abfchrift angefertigt werde. Es 
genügt vollftändig, wenn das Document einmal in den Grund» 
acten fich befindet, und muß bei den andern Acten Bezug darauf 
genommen werden. Eben fo wenig ift zu geftatten, Vidima— 
tionsgebühren für die zu den Grundacten zu nehmenden beglaus 
bigten Abfchriften anzufegen, da die Hypotheken » Ordnung die vis 
dimirten Abfchriften zu den Grundacten der Untergerichte' nicht 
für nöthig erachtet ($. 69. Tit. I. Hypotheken »Drdn.) und fie jegt 
nur die Einfchreibungen in die Ingroſſationsbuͤcher vertreten, wo⸗ 
für feine Gebühren paffiren, als die nad) der Sporteltare Tit. V. 
Abſchn. IV. 39, B. anzufeßenden Poſten. | | 
Hiernach hat das Königl. Ober » Landesgericht die Unter⸗ 
gerichte zu inftruiren und Abdfchrift der erlaffenen Werfügung ein 
zufenden. Pr 
Berlin, den 13. Juni 1831. (v. K. J. Bdo. 37. &. 380.) 


IV. $: 42. Cyorretfreibeithei der erfien Aulegung der Hypotheken ⸗ Folien. 
Die in der Hypotheken »Drbnung Tit. 4. $. 42. für das Ges 
ſchaͤft der Errichtung der Hypothekenbuͤcher vorgefchriebene Spor⸗ 
telfreiheit findet nur dann Statt, wenn bei einem Gerichte über 
all noch feine Hypothekenbuͤcher vorhanden find, und alfo das für 
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diefen Kal im Aten Titel der Hypotheken Ordnung angeordnete Vers 
fahren eintritt. Sind aber fhon Hypothekenbuͤcher vorhanden, 
und hat ber Beſitzer bisher verfäumt, feinen Beflstitel eintragen 
zu laſſen, fo iſt derfelbe zur Entrichtung der tarmäfigen Gebuͤh⸗ 
ren verpflichtet. Iſt von der erften Einrichtung des Hypotheken⸗ 
weſens die Rede, fo ift auch die Eintragung der Hypothekentabel⸗ 
len in das Hypothekenbuch unter ber Gebühren» und Stempel⸗ 
freiheit begriffen. | 
Dies wird dem König. Ober» Landesgerichte auf den det 
fallfigen Bericht vom 2. d. M. eröffnet. 
Berlin, den 16. Septbr. 1831. (6. K. J. ©d.38. ©. 133.) 
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Referipte gur Depofital» Ordnung. 


d D { 
2. ID. Königl. Devoſltal⸗Selaſſe für das Devoktum 


— L$ 
\ 


A. 


‚Der — von Ober⸗Gogelau, Nybniker Kreifes, ift 
von uns angehalten worden, das Depojitum- feines Gerichtsamts 
vorſchriftsmaͤßig zu reouliren. Die Gebaͤulichkeiten ſeines Gutes 
ſind aber in ſo ſchlechtem Zuſtande, daß die Beſchaffung eines nur 
einigermaßen ſichern Locals, wo nicht unmoͤglich, doch mit Br 
- gen Koften verknuͤpft iſt. Er hat deshalb 

um eine Combination des gerichtsamtlichen Depofiti mit dem 

des Stadtgerichts Loslau 
gebeten. Wir können hierunter nichts anderes verftehen, als die 
Benutzung des Depofital: Gelafies, weil die Separation des ges 
richtsamtlichen von dem fädtifchen Depofito durch Eriftenz eines 
befonderen Kaftens und Führung befonderer Bücher durchaus noth» 
mendig erſcheint. Wir find aber zweifelhaft, ob wir ermächtigt 
find, eine folhe Benutzung des Depofital » Locals zu erlauben, 
. und würden, fofern Ew. Ercellenz diefelbe genehmigten, dem Se 
richtöheren einen jährlichen Beitrag von einigen Thalern zur Be 
freitung der Eleinen Reparaturen im Depofito auflegen. - 

Für den vorliegenden Fall erfcheint die Benußung des quaest. 
Gelaſſes nicht eben bedenklich, weil der Stadtrichter Küchler zu 
Loslau zugleich Juſtitiarius von Ober Gogelau und Eurator beider 
Depofitorien ift. Wir bitten ganz gehorfamft: ung über diefen 
Zweifel ee vorzubefcheiden, ſowohl für diefen Fall als 
für ähnliche Faͤ 

Ratibor ; den 31. Mai 1830. 
Das Ober » Landesgericht von DOberfchlefien. 


B. 
Der Yuftizminifter finder gtzen- eine folche Benutzung des 
28 eines Königl. eo für das ae eines 
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Datrimonialgerichts,, wie fle In dem Berichte vom 31. v. M. ange⸗ 
eigt worden, nichts zu erinnern, fobald dadurch nur nicht ein 
achtheif für die Suftizverwaltung ber betreffenden Gerichte herbei: 
geführt wird. Es kann auch in der Regel von dem Verlangen einer 
Mierhszahlung da, wo für das Geſchaͤftslocal feldft vom Königk, 
Gerichte eine Meiethe nicht gezahlt wird, abftrahirt werden. Da: 
gegen aber verfteht es fich von ſelbſt, daß durch eine ſolche Einrich⸗ 


tung in der Vertretungsverbindlichkeit. des Gerihtsheren, wie fie 


geſetzlich beſteht, nichts geaͤndert wird, und daß ſie daher auch 
nur mit feiner ausdruͤcklichen Einwilligung. erfolgen fann. 


Berlin, ben 24. Suni 1830, (v. K. J. Bd. 35. ©. 281.) 


II. §. 20 u. f. Verfahren bei Zahlungen der Regierungd · Haupteaſfen an 


die Depoſitorien der Ober⸗Landeẽgerichte. 


A. 

Um die in Fällen, wo aus den Regierungs⸗Hauptcaſſen an 
die, Depofitorien. der Landes,» Suftizcollegien Zahlungen geleiftet . 
‘ werden, hinfichtlich der darüber zu ertheilenden Depofital-Quittun: 
gen, bisher hiet und da entitandenen Schwierigkeiten zu befeiti- 
gen und das gegenfeitige Derfahren hierunter zu erleichtern, wer⸗ 
den hierüber, in Uebereinkunft mit des Herrn Juſtiz⸗ Miniſters 
Excellenz, folgende Vorſchriften ertheilt. 


In den Faͤllen, wo ſich die zahlende Koͤnigl. Caſſe mit der 
Depoſital⸗Caſſe, am welche gezahlt werden foll, nicht an einem 
Orte befindet, wird die Königl. Regierung hierdurch im Allgemei⸗ 
nen autorifirt, die an die Depofital » Caffen der Ober » Landesgerichte 
zu zahlenden Gelder oder Documente mit der Poſt abzufenden, 
die Poftfcheine als einftweilige Beläge zu behalten, und die Depo⸗ 
fital-Quittungen darüber in der Regel innerhalb 14 Tagen, wel- 
cher Frift jedoch bei entfernteren Ober » Landesgerichten noch der 
Zeitraum, welchen der jedesmalige Lauf der Poft erfotdert, hin. 
zugerechnet werden muß, zu erwarten. 


Da übrigens hierdurch eine Ausnahme von der in $. 53. 
Tit. 16. IH. I. des A. L. R. beftimmten Regel nachgegeben wird, 
fo gefchieht die Abfendung von dergleichen Geldern oder Documen* 
ten lediglich auf Gefahr der betreffenden Depoſital⸗-Caſſen. | 


Sin dem Falle aber, wo beide Caſſen, die zahlende und die, 
an welche gezahlt wird, fih an Einem Orte befinden, werden von 
dem Dber : ‚Landesgericht die-Rendanten ber Depofitorien,  entwe: 
der im Ailgemeinen, oder für jeden beftimmten Fall, bevollmäd): 
tigt werden, die bei den Königl. Caffen zu erhebenden Depofttal: 
gelder in Empfang zu nehmen und darüber interimiftifch zu quit⸗ 
tiren. 


Pr 


- 


* 
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Diefe interimiftifchen „ binnen & Wochen gegen wirkliche Des 
poſttal⸗ Beicheinigungen auszütaufchenden Quittungen find einft, 
mweilen als gültige Caſſenbelaͤge zu betrachten. 


Vebrigens bedarf es in beiden Fällen, ſowohl wenn der Ren⸗ 


dant des Depofitorii generaliter zur Empfangnahme von Depos 
fitalgeldern ermächtigt wird, als wenn diefe Ermächtigung für 
jeden einzelnen Fall ertheilt wird, feinesweges der Ausftellung 
einer förmlichen Vollmacht, fondern es ift eine darüber von dem 


betreffenden” Ober ⸗ Landesgericht zu ertheilende Benachrichtigung 


an die König: Regierung hinreichend. 
Nach vorftehenden Beflimmungen hat nun die Königl. Re; 
gierung in allen vorkommenden Fällen verfahren zu laffen, ihre 


KHauptcaffe zu dem Ende hiernach vollftändig zu inftruiren, fo. 


wie auch die Landes s Auftizcollegien hiernach Seitens des Königl. 
Juſtiz⸗Miniſterii mit gleihmäßiger Inſtruction werden verfehen 
werden. . 
Berlin, den 8. Septbr. 1816. Ä 
Der Minifter der Finanzen, 
Sim Aufttage Sr. Ercellenz. 
Villaume, 


B 


Die von dem Königl. Ober + Landesgericht in dem Berichte 
vom 15. d. M., | 


betreffend die von der dortigen Negierungs : Hauptcaffe an 


das Depofitum des Collegii zu leiftenden Zahlungen, 
erwähnte, von dem Königl. Finanz -Miinifterio unter dem 8. Sept. 
1816 an fämmtliche Regierungen erlaffene Verfügung ift mit Zus 
ſtimmung des Juſtiz⸗Miniſterii entworfen worden, und hat durd) 


. die Jahrbücher bekannt gerhacht werden follen. | 


Es ift diefes aber durch einen Zufall unterblieben, und wird 
das Königl. Ober » Landesgericht daher jetzt angewieſen, diefe Ans 
ordnung zu berückfichtigen. ' . 

Die Anlage des obigen Berichts erfolgt anbei zurüd. 

' Berlin, den 28. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©.415.) 


nl. $. 37. 89. 148. 174. Verordnuug über die Eine und Nachtra ⸗ | 


gun der Mandate und Fuͤhrung der Eonttoubucher durch einen Subaltern » 
eamten bei Dbers und großen Untergerichten. _ i 


ni A. 
Mit Zuräcfendung ber Anlage Ihres Berichts vom 19. 
uni c. genehmige Ich nach Ihren Anträgen: 
1) daß bei Eandes » Juftizcolfegien und den Untergerichten in 
den großen Städten die in der Depoſital⸗Ordnung vom 15. 


Septbr. 1783 den Mitgliedern der Gerichte auferlegte Pflicht, 


\ 


. 
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die Mandate zur Einnahme und Ausgabe in den Controll⸗ 


buͤchern einzutragen, die. geſchehene Befolgung derſelben zu 


vermerken, und die wegfallenden Poſten zu loͤſchen, Einem 
der hoͤhern Subaltern » Beamten uͤbertragen werde, ohne 
hierdurch in der fubfidiarifchen Wertragsverbindlichfeit der 
Mitglieder etwas zu Andern.- Die Wahl diefes Beamten er⸗ 
folgt durch das Collegium auf drei Jahr und wird auf den 
von fammtlichen Mitgliedern deffelben zu zeichnenden Bericht 


vom Juſtizminiſter beftätiget. Mach Ablauf der Frift.ift die 


Wiedererwaͤhlung deſſelben zuläffig, wenn. er feinen Pflich 
“ten überall genügt hat. ? 
2) Diefer Beamte hat außerdem die Verpflichtung, _ 

a. die Abſchluͤſſe der Controllbuͤcher zu den halbjährigen ge⸗ 


* 


woͤhnlichen und zu allen außergewoͤhnlichen und außeror⸗ 


dentlichen Caſſenreviſionen zu fertigen, auch 


b. mit dem Ablauf der dreijährigen Verwaltung die Beſtaͤnde 


der" einzelnen Maffen an Papieren, die auf jeden Inha⸗ 

+ ber fauten, an Pretiofen und an Privardocumenten in 
die neu anzulegenden Controllbücher zu übertragen. 

3) Dafür fol ihm eine Remuneration aus den Depoſital⸗Ge⸗ 
buͤhren gezahlt werden, und zwar x 

a. fobald die Rechnung vom Nendanten gelegt und mit den 

Belaͤgen eingerichtet wird, für jedes Einnahme, und Aus 


gabe Mandat, deren Eintragung und Nachtragung er. 


vorfchriftsmäßig beforgt hat, zufammen 1 Sgr. 

b. nach beendigter Mebertragung der Beftände in die neu ans 
gelegten Eontrollbücher für jede vollftändig und richtig 
übertragene Maffe ebenfalls 1 Sgr.; 

Sch trage Ihnen ,-dem Juſtizminiſter Muͤhler, auf, für die Be 
fanntmachung und Ausführung diefer Ordre zu ſorgen und die 
nöthigen Anweifungen zu erfaffen, daß die Eintragungen ſchnell 
—bewirtt werden, und ſowohl die Controllbuͤcher als die Manuas 
lien der Rendanten eine Einrichtung erhalten, wodurd der Zu⸗ 
ſtand des General; Depoſitorii und. ber Beſtand jeder einzelnen 
Documenten » Maſſe eine leichte und Elare Ueberficht gewährt. 


Berlin, den 17. Juli 1832, | 
An F Friedrich Wilhelm. 
die Juſtizminiſter | | 
v. Kamp und Muͤhler. — 
— B. 


r 


Das Königl. Ober » Landesgericht erhält in ber Anlage eine 


beglaubte Abſchrift der Cabinets-Ordre vom 17. Juli d. J., die 
Führung der Depofital⸗Controllbuͤcher betreffend. 


on 
218. Depofftal-Ordnung. Tit. IL. 94 37. 89.148.174: 


Es hat daffelbe hiernach: | 
L einen auf die vorgefchriebene Weiſe zu waͤhlenden und zur Bes 
ſtaͤtigung anzuzeigenden, im ee red wohl erfahrenen 
höhern Subaltern » Beamten 
bie Führung jener Bücher, 
die Fertigung der erforderlichen pe aus dem Control⸗ 
buche A. und 
die Uebertragung der Controllbuůcher B. 
zur Pflicht zu machen, auch die Allerhoͤchſt — Remune⸗ 
ration aus den Depoſital⸗Gebuͤhren auszahlen zu laſſen. 

II. in Ruͤckſicht auf die dahrung der Controllbuͤcher degeade⸗ 

anzuordnen: 

a Der ernannte Buchführer erhaͤlt die entworfenen Depofitals 
Mandate nicht eher zur Eintragung, als zugleich mit den 
Reinfchriften, um bei jeder vorher eintretenden Mieders 
aufhebung derfelben unnöthige Eins und Austragungen 
zu vermeiden: . 

ba Der Buchführer bemerkt die erfolgte Eintragung auf dem 

Concept des Depofital»-Mandats und auf der Neinfchrift 
derſelben, und ftellt die Concepte der Negiftratur, die 
Mandate felbft aber dem erſten Curator zu, welcher fie 
nad) der Nummerfolge in feiner Lifte notirt, und fodann 
an den Depofital»Rendanten gelangen läßt. | 

e. Die Depofitaf: Befolgängs- Protokolle ſendet der Rendant 
unmittelbar an den Buchführer zur Nachtragung. Der 
Letztere beſorgt die Nachtragung fofort, und liefert die Pros 
tokolle demnächft unmittelbar zu den — Regiſtra⸗ 
turen ab. 

d. Wird ein bereits eingetragenes Mandat wieder aufgehoben, 
ſo erfolgt dies durch ein ſchriftliches Notificatorium. Es 
wird daſſelbe dem Buchfuͤhrer zur Wiederaustragung zu⸗ 
geſtellt, welcher es darauf dem erſten Curator mit vorlegt. 


e. Der Depoſital⸗Rendant darf fein Mandat oder Notificato⸗ 
rium annehmen, worauf der Buchführer nicht 
bie erfolgte Ein» oder Wiederaustragung, 
die Nummer und Seite der Controllbücher, 
das Datum der Eintragung und z 
feine Namensunterfchrift 
vermerkt hat. | 2 
1. Die zum Gebraud) bei ber jährlich abzuhaltenden Depoſital ⸗ 
Seſſion vom Rendanten angefertigten Depoſital-Extracte 
aus dem Manual B. hat derſelbe und der Buchfuͤhrer mit 
den Controllbuͤchern B. zu — ehe ſie sum Vor⸗ 
‚tung abgeliefert werden. 
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Werden Difierenzien entdeckt, fo haben beide die erfors 
derlichen Anträge zu deren Vefeitigung auf dem Extract 
ſelbſt zu bemerken, und 

IH. das Formular der Controllbůcher dahin abändern qulaffen: 
a. In dem Eontrolfbuche A. ift gleich hinter der erften Eolonne, 
welche die laufende Nummer enthält, “eine Kolonne: 
„Name der Maffe”, einzufchalten, damit man, wenn 
es nöthig wird, gleich auf die betreffenden Acten zuruͤck⸗ 
gehen kann. * 

b. Im Controllbuche B. iſt den , „Papieren, welche auf jeden 
Inhaber lauten”, eine befondere I zu widmen. 
und zwar in folgender Art: 

1) Jeder Maſſe ſind mindeſtens zwei gegenuͤberſtehende Sel⸗ 
ten gewidmet, welche mit dem Namen derſelben überfchries 
ben find; 

2) Die linke Seite des Bogens enthaͤlt nachſtehende Einrich⸗ 


tung; 
Auf jeden Inhaber lautende Papiere. 
Einnahme, | Ausgabe. 
Name des De: Name dei Der 
cernenfen cernenten 







Dlame Name 








und Datum ber und Datum der 
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3) Die rechte Seite des Bogens behält die bisherige Form des 
Controllbuchs B., nur wird auf diefe Seite zufammenges 
drängt, was nach dem Formular der Depofital: Ordnung 
auf zwei Seiten zu ſtehen fommt: die Colonne „ Pretiofen” 
wird der Colonne „, Documente” vorgefegt, um fie befier in 
die Augen fallen zu laffen, und es wird derfelben nur die 
Hälfte des Raumes gewidmet, den die leßtere erhält. 

4) Es wird hierdurch zugleich feftgefegt, daß fammtliche Pfand» 

briefe, welche Eigenthum der Specialmaffen find, wenn 
auch deren Zinfen zum General : Depofito fließen, in das 
Controllbuch und Manual DB, eingetragen werden mäffen, 
damit 


a, an Einem. Orte beiſammen iſt, was an Papieren, Pre 
tioſen und Documenten einer Opecialmaſſe gehört, und 


220. Depoſ.Ordn. Tit. 1: $.62f. und 273f. $.109u.f. 


fowohl der. Decernent, Erpedient, Buchfuͤhrer, Calcula⸗ 
tor, als auch der Dirigent ſich aus dem jaͤhrlichen Depo⸗ 
ſital⸗Extracte und durch die Einſicht des Controllbuchs 

auf dem kuͤrzeſten Wege überzeugen koͤnnen, welche Pfand⸗ 

briefe nach Nummer, Betrag ıc. ſich im Depoſitorio in 

einer gewiſſen Maſſe befinden, 

» jeder einzelne Coupon eingetragen werden fann, und 

c. damit das Controllbuch A. auch in der Eolonne „Activa ” 
nichts enthält, was nicht wirkliches Eigenthum des Gene, 
ral » Depofitorüi iſt. 

Das Königl. Ober » Landesgericht hat ſich nad) dieſen Anwei⸗ 
ſungen genau zu achten und die Gerichte der großen Staͤdte ſeines 
Departements hiernach mit Vorbeſcheidung zu verſehen. 

Berlin, den 21. Juli 1832. (v. K. J. Bdo. 40. S. 241.) 


II.ę I. 62 f. und 273 f. Alle, anf ſeden —* lautende, in Hg De 
. pofltorien ‚gelangende Selddoeumente follen au gefege wer 


Neuere Erfahrungen haben gezeigt, —8 die Gerichte — 
alle, auf jeden Inhaber lautende Gelddocumente, welche zu den 
Depofitorien fommen, außer Cours fegen. Es ift dies aber all. 
gemein in Anfehung aller, auf jeden Inhaber lautende Gelddocu⸗ 
mente, wo die Miederincourdjekung von den Gerichten bewirkt 
werden ann, zu beforgen. Die Königl. Obergerichte haben baher 
die Untergerichte ihres Departements fpeciell- hierzu anzumeifen, 
- und fowohl bei ſich felbft, als bei biefen, auf die Befolgung die; 
fer Feftfegung zu halten. 

Berlin, den 13. ‚ Juni 1831. (v. K. vo 37. ©. 382.) 


II. 8. 109 u. f. 9 Uſſervaten⸗ Weſen bei dem größeren und Heineren Unter⸗ 


gerichten zweiter Klaſſe. 
Auf die Anfrage des Koͤnigl Ober/Landesgerichts zu Stet⸗ 
tin in dem Berichte vom 29. v. M., 
wegen Zuläffigkeit des Affervaten, Weſens bei dem Gtadt: 
gericht zu Stargard, 
wird dem Collegiym hierdurch Folgendes eröffnet : 
Wiewohl die den Obergerichten mitteift Verfügung vom 27. 
uni 1815 mitgetheilte und in den Jahrbuͤchern Bd. 5. S. 60. 
- abgedruckte Affervaten » Inſtruction nur für die Obergerichte und 


Untergerichte erfter Klaffe beftimmt iſt, da nach ber Depofitals 


Ordnung Tit. IH. $. 16. nur bei diefem Gerichten Affervate vor: 
fommen ſollen, fo will dennoch der Zuftizminifter, da fich Affers 
vaten auch bei andern größeren Untergerichten nicht ganz vermeiden 


faffen, und deshalb. eine gleichfärmige Behandlung des Aſſerva _. 


ten » Wefens wünfchenswerch ift,, hierdurch geftatten, daß die vor: 


erwähnte Affervaten ; Inftruction bei alfen Untergerichten, welche 
ein. formirtes Collegium. bilden,. zur. Anwendung kommen, und 


— 
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hiernach die Affervaten» Einrichtung regufirt werden darf. Bei 
eineren Untergerichten ift dagegen darauf zu halten, daß alle für 
das Depofitum beftimmten Gegenftände in daffelbe ſofort anges 
‚nommen -und dadurch Affervate vermieden werden. 

Berlin, den 19. Novbr. 1832. (v. K. J. ©d.40,. &.498.). 


I. $. 191 folg. <; | — 

Mr. 8 lan (08. Einfelung yon Lranfeirugmn pe Bene, Depmtig 
eingezahlt werden. 

Der Zuftizminifter hat wahrgenommen, daß mehrere Ge, 
richte nicht mit Strenge darauf halten, daß Transferirungen auf _ 
Eapitalien des Generals Depofitoriums nur bei folchen Kapitalien 
erfolgen, bei denen die neu anzufchreibende Maſſe weder für Zins 
fen noch Capital Gefahr laufen kann. 
Es werden daher fammtliche Gerichte fpeciell angewieſen, die 
nach der Depofital» Ordnung vom 15. Septbr. 1783. Tit. IL 
191 u. f. zuläffigen Transfertrungen nur bei den General: Des 
pofital » Capitalien eintreten zu laffen, bei denen eine folche Ge: 
fahr nicht zu beforgen iſt, namentlich aber von denfelben alle Activa 
auszufchließen,, welche in einem Concurs s oder Liquidationg + Vers 
fahren entwickelt, oder deren Zinfen nicht innerhalb 4 Wochen 
nach dem Verfalltage gezahlt werden. | 
Bei den Capitalien, bei denen die Zinfen länger ruͤckſtaͤndig 
- find, ift fireng auf die Befolgung der Vorfchriften der Circular⸗ 
Verfügung vom 12. April 1832 (Jahrb. Bd. 39. ©, 463,) we; 
gen Beitreibung der Zinfen und Kündigung bes Kapitals, zu 


Iten. i 
Zugleich beſtimmt der Juſtizminiſter, daß zur Verhütung 
einer Abweichung von diefen Vorfchriften die Rendanten der Des 
pofiten : Caffen und die Curatoren für allen, durch eine ſolche ent⸗ 
fiehenden Nachtheil verantwortlich fein follen, und hat das Koͤ⸗ 
nigf. ꝛc. hiernach auch die Untergerichte durch die Amtsblätter mit 
Anweifung zu verfehen. 
Berlin, den 17. Zuni 1833. (u. 8.5. Bd. 41. S. 560.) 


11. 8. 381— 445. qmmeifanaen ; — — 
pofitals Rechnungsweſen —— ig n über dad Des 


Das Königl. Ober s Landesgericht erhält hierdurch den Auf: 
trag, binnen s Monaten einen Bericht Über die Lage des 
Rechnungsweſens feiner Depofitorien, des gerichtlichen und des 
Pupillar⸗Depoſitorii, fo wie der fämmtlichen feiner Oberaufficht 
unterworfenen Königl. gerichtlihen und Pupillar » Untergerichtds 
Depofitorien einzureichen und demfelben eine tabellarifche Leber, 
ſicht beizufügen, woraus zu erfehen fein muß: | 
1) bis zu welchem Jahre einfchließlich der Rendant feine 
Decharge erhalten hat; und — 
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2) wie weit von diefem Jahre (zu 1. ) angerechnet die Depofb 
tal » Rechnungen gelegt, menirt oder abgenommen worden 


find 
Das Konigl. Ober» Landesgericht hat dieſem Gegenſtande ſeine be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit zu widmen, ſich die Abſchrift der letzten 
Rechnungs-Decharge einſenden zu laſſen, und wenn ſich eine 
Nachlaͤſſigkeit der Rendanten oder des Gerichts bemerklich macht, 
die noͤthigen Maaßregeln zu treffen und dieſen wichtigen Zweig 
der Verwaltung ganz in Ordnung zu bringen und für die Folge 
darin zu erhalten. 
Zu diefem Zweck ift 

1) darauf zu fehen, daß bie Sinfen: ‚Termine aller, aus den 
Depofitorien gemachten Darlchne auf die Termine Johanni 
und Weihnachten jeden Jahres geſtellt, und wenn fte nicht 
ſpaͤteſtens am zweiten D Depofitaltage im Monat Juli und 
Januar eingegangen fein follten, die Capitalien gekündigt 
werden. Es ift daher. fchon im Mai und November ein Ge 
neral: Mandat an das Depofitorium zur Annahme der Zins 
fen fämmtliher ‘General » Depofital » Privat » Darlehne von 
dem Rendanten zu entwerfen und von dem Gericht zu erläffen, 
woraus unter befondern, jedem einzelnen Darlehne gewidmeten 
Nummern der Name des Darlehns, die Capitals » Summe, 
der Zinsfuß und der anzunehmende Geldbetrag der fälligen 
Zinfen aufgeführt fein muß. Gleichzeitig ift jeder der Dar 
Iehnsfchuldner zu benachrichtigen, an welchem Tage und in 
welchem Betrage die Zahlung von ihm geleiftet werden fol. 

2) ift die Eintragung der einzuzahlenden Zinfen im Mandu 
tenbuche fo zu bewirfen, daß daraus der Name des Dar 
lehns und der davon einzuzahlende Zinfenbetrag erfichtlich 
“bleibt, damit jede wirkliche Zinfenzahlung beſonders nachge⸗ 
tragen werden fann, 'und der Praͤſident oder Nath, web 
cher das Generals Decernat der Depofital Angelegenheiten 
bearbeitet, fogleich zu überfehen im Stande ift, welche Zin 
fen im Rücftande verblieben find, und wo der Fall der Kim 
digung eintritt. 

3) muß der Sahresfchluß des Depofitorii am Testen Mir 
oder April jeden Jahres erfolgen, und die Hecnung felöft 
innerhalb acht Wochen gelegt werden. 

4) find dem Nendanten oder deffen Gehuͤlfen vollſtaͤndige Des 
pofital » Ertracte aus den Manualien über die Verwaltung 
des legten Jahres zu fertigen, und ſtatt der bloßen Beſtands⸗ 

anzeigen bei der Depoſital⸗Seſſion in Vortrag zu bringen, 
damit jeder Decernent den Depofital» Verkehr des verfloffe 
nen Depofital: Jahres zu prüfen im Stande ift, der Ertract 
auch dem Wormunde oder Curator abfchriftlih mitgetheilt 
werden fann. Sur diefe Depofital s Extracte können feine, 
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Gebühren, bei gebührenpflichtigen Maſſen vielmehr nur En 
pialien in Anfaß gebracht werden, welche von den einzelnen 
Maffen an den Rendanten zu bezahlen find, und deren 
Zahlung durch ein General: Mandat verfügt wird. | 
Ein folcher Depofital - Ertract 'muß zugleich eine Nachweis 
fung enthalten, worin der Beftand der Maſſe an Activis bes 
fteht, und zu welchem Zinsfuß die leßteren ausgeliehen find. 
5) Statt der bisher eingeforderten Depofital: Tabellen und Be⸗ 
ſtands⸗ Anzeigen find von den Koͤnigl. Untergerichten fpätefteng 
im Monat September: " 
a. ber atteftirte Jahresabſchluß des. Depofitorii, 


b. das Verzeichniß der einzelnen Maffen und ihres Beftandes, 
welcher aufgerechnet fein und mit dem Abſchluß überein, 
fimmen muß, | * 

e. das Protokoll über die Depofital:Revifion, und. 

d. das Protokoll über die erfolgte Abnahme der Depofital; 
Rechnung, | 
an das Königl. Ober » Landesgericht in beglaubiater Abfchrife 
einzufenden. Beträgt die Anzahl der einzelnen Specialmafs 

fen des General: Depofitorii über 300, fo ift zu b. das Ver 
zeichniß der einzelnen Maffen, fo wie e8 zur Legung der Des 
pofital » Rechnung oder zur Abhaltung der Depofital -Sef 
fion erforderlich gewefen, im Original einzureichen und nach 
erfolgter Einficht wiederum zurüczufenden. 

6) hatı das Königl. Ober: Landesgericht jede Veranlaſſung dazu 
zu benußen, die Depofitoria der ihm untergeordneten G% 
richte zu revidiren, auch von Zeit zu Zeit rechnungsfundige 
Commiffarien zu diefem Zweck in das Departement zu fen 


den. | 
Berlin, den 12. April 1832 (0.8.3. 80.39. ©. 463.) 


II. 467 folg. Depofirals Gebähren von den in Dienfadlöfungdfadie 
him gerichelichen Depofirum gesabiten anlöfun aa sn enRadlöfungdfanden 


Auf den Bericht vom 20. v. M., | 
betreffend die Depofital» Gebühren in Dienftablöfungsfachen, 
wird dem Königl. Ober Landesgericht Folgendes eröffnet: 

” Auf die dadurch veranlaßten gerichtlichen Gefchäfte‘, daß bei 
Dienftablöfungen die nach dem Neceffe zu zahlende Ablöfungs- 
fumme zum gerichtlichen Depofitum gezahlt und zur Befriedigung 
der zuerft eingetragenen Hypotheken: Gläubiger verwendet wird, 
fann die im $. 138. der Ablöfungs -Drdnung vom 13. Juli 1829 
den eigentlichen Ablöfungsgefchäften zugeficherte Sportelfreiheit 
nicht ausgedehnt werden, da biefe gerichtlichen Gefchäfte nicht 
mehr die Verhältniffe zwiſchen den bei der Ablöfung ſeibſt intereſ⸗ 
. firten Hauptparteien betreffen. Se? 27 
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Es unterliegt daher feinem’ Bedenken, daß auch von den 
zum Depofitum eingezahlten Summen die fonft zuläffigen Depo⸗ 
fital» Gebühren erhoben werden können, und zwar von der ein, 
gezahlten Tapitaldfumme, indem diefe Gebühren nad) $. 468. 
ir. 2. der Depofital-Drdnung gleich bei Einzahlung der Gelder 
„abgezagen werden müffen, | et 

Hiergegen fteht keinem Hypotheken : Gläubiger ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht zu, da die Entrichtung der Depofital» Gebühren ges 

fetzliche Folge der Deponirung ſelbſt ift, und die Hypotheken⸗ 
“Gläubiger nur dasjenige zu ihrer Befriedigung verlangen können, 
was nach Berichtigung der durch die Depofition der Gelder bei 
dem Gerichte erwachfenerf Koften übrig bleibt. 
Berlin, den 12. Febr. 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©. 274.) 


IH. $. 18.27. 36. Remuneration der, eine Depofitals Suratel bei klei⸗ 
nen Untergerichten verwaltenden Gerichts» Eingefeilenen. ' 


Da bei vielen Untergerichten, namentlich bei welchen nur ein 


oder zwei Nichter angeftellt find, das zur Verwaltung der Depo- 

„fital » Caffen erforderliche Perfonal aus den gerichtlichen Beamten - 

nicht vollftändig entnommen werden kann, fo ift bereits durch die 

Cabinets⸗ Ordre vom 20. Novbr. 1821 (Gefegfammlung für das 

Jahr 1822. S. 1.) beflimmt worden, daß jeder Gerichts - Ein; 

gefeffene , welcher für qualifieirt erachtet wird, das Amt eines De; 

‚pofital» Curatord zu verwalten, fi demfelben. unentgeldlic auf 

drei jahre unterziehen muͤſſe. | 

Weil jedoch die zur Verwaltung der Depofital: Curatel qua: 

lificirten Gerichts-Eingeſeſſenen dieſes mit Verantwortlichkeit und 

keinem Einkommen verbundene Amt nur hoͤchſt ungern uͤberneh— 
men, da deſſen Verwaltung ihnen in der Betreibung ihrer buͤr⸗ 
gerlichen Gefchäfte hinderlich ift und Feine Entſchaͤdigung für die 

Verſaͤumniß in ihrem bürgerlichen Geſchaͤft gewährt, fo haben 

‚Se. Majeftät der König den Juſtizminiſter durch die abfchriftlich 

vorliegende Ordre (Anlage a.) vom 8. d. M. ermächtigt : 

An dem Falle, wenn unter den Gerichts » Eingefeffenen der 
Eleineren Untergerichte Niemand vorhanden ift, der zur un⸗ 
entgeldlichen Uebernahme des Amts eines Depofitals Curas 
tors geeignet und bereit wäre, jedem aus der Zahl der Ge⸗ 
werbetreibenden gewählten Depofital  Curator: 

a. die für außerordentlihe Depofital- Termine 
nach No. 24. Abſchn. V. der Allg. Gebühren: Tare für 
ſaͤmmtliche Untergerichte zuläffigen Gebühren, 

b. für jeden monatlich abzuhaltenden ordentlichen 
Depofitals Termin eine Nemunergtioh von 20 Ser. 
und, fo oft dabei ein Abfchluß und eine Caſſen-Reviſion 
erfolgt, außerdem noch 10 Sgr., und zwar aus den bei 
dem Gericht nach No. 19.0. 20. Abſchn. V. der Allg. 

" ’ 
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' Gebühren »-Tare zum Anfag gekommenen Depofital : Ge: 
’ bähren ne 
zu bewilligen. | 
Das Königl. ꝛc Gericht hat hiernach bei den betreffenden Unter 
gerichten feines Departements zu veranlaffen, daß, wenn Nie: 
mand vorhanden ift, der zur unentgefdlichen Uebernahme des 
Amts eines Depofital Eurators geeignet und bereit wäre, fowohl 
den neu anzunehmenden Curatoren, als auch den bereits früher 
gewählten vom 1. Januar k. J. ab, die zuläffigen Remuneratios 
nen nach den Allerhoͤchſten Beſtimmungen für die Dauer ihres 
Amts als Curatoren zugefichert und aus den Salarien » Eaffeır der 
Gerichte auf Grund deren Attefte über die Zahl der abgehaltenen 
Depofital: Termine ausgezahlt werden. | 
Dabei ift jedoch den hiernach zu remunerirenden Depofitals 


Euratoren bekannt zu machen, daß fie durch diefe Nemuneration - - 


feinesweges die Nechte etatsmäßiger Beamten und namentlich eis 
nen Anfpruch auf Penfion oder Entfhädigung erlangten, wenn 
ihnen das Amt ald Depofital» Cürator abgenommen werden follte. 
Sollten bereits für die aus den Gerichts -Eingefeffenen ge 
wählten Depoſital⸗Curatoren nach der Verfaffung einzelner Ge⸗ 
richte befonders Remunerationen ausgefegt fein, fo find die betref⸗ 
fenden Euratoren zu befragen, ob fie vom 1. Sanuar k. J. ab, 
gegen Verzichtleiftung auf die bisherige Nemuneration, die nad) ber 
Cabinets⸗Ordre vom 8; d. M. zuläffigen Gebühren beziehen wol 
len. Wünfchen fie Died, und werden dadurc Veränderungen in 
den beftehenden Caſſen-Etats herbeigeführt, oder laͤßt ſich nach 
ber beftehenden Verfaſſung über die Depofital » Gebühren, aus 
welchen den Euratoren die Nemuneration bewilligt werden foll, 
nicht frei disponiren, fo ift in jedem Falle darüber an den Juſtiz⸗ 
minifter befonders zu berichten. 
WUebrigens wird noch zur Vermeidung von Mißverftändniffen 
bemerkt, dag die den Euratoren zu zahlende Nemuneration für die 
monatlihen ordentlichen Depofital » Termine nur dann gezahlt 
wird, wenn wirklich alle Monate ein ordentlicher Depofital: Ters 
min abgehalten wird. Wenn dagegen bei einem Gerichte die Eins 
richtung befteht, daß in einem Monate mehr als ein ordentlicher 
Depofital» Termin abgehalten wird, fo kann deffen ungeachtet dem 
Eurator die für den monatlichen Depofital: Termin bewilligte Ne 
‚muneration nur ein Mal, mithin in einem Jahre nur zwölf Mal 
bezahlt werden. | | 
Vebrigens ift e8 wünfchenswerth, dag an jedem Depofital, 
tage ein Caffen : Abfchluß gefertigt und die Eaffenbeftände an baa⸗ 
rem Gelde und auf jeden Inhaber fautenden Papiere, z. B. 
Pfandbriefe, Staats: Schuldfcheine, Banco » Obligationen, res 
vidirt werden. | NEE 
Berlin, den 19, Novbr. 1832, 
VII. 15 


’ 
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A. | 
Bei den Schwierigkeiten, welche nad) Ihrem gemeinfhaft- 
tichen Berichte vom 26. v. M. die Beftimmung Meiner Ordre 
vom 26. Novbr. 1821, wonach jeder Gerichts » Eingefeffene , wel; 
cher für qualificire erachtet wird, das Amt eines Depofital» Curar 


tord zu verwalten, ſich demfelben auf drei Jahre unentgeldlich 


unterziehen foll, mit fich führt, ermächtige Ich Sie, den Juſtiz— 
minifter „ in dem Falle, wenn unter den Gerichts: Eingefeffenen 


der fleineren Untergerichte Niemand vorhanden ift, der zur unent⸗ 


geldlichen Webernahme des Amts eines Depoſital⸗-Curators geeig— 


net und bereit wäre, jedem aus der Zahl der Gewerbetreibenden 


gewählten Deyofital s Curator, außer den nad) No. 24. Abſchn. V. 
der Allg. Gebühren s Tare für fammtliche Untergerichte für außer: 
ordentliche Depofital » Termine zuläffigen Gebühren, aus den nach 
No, 19 u. 20. deffelben Abfchnitts der Gebühren : Tare zulaͤſſigen 
Depofital: Gebühren auch für jeden monatlich abzuhaltenden De: 
pofital» Termin den Sag von 20 Sgr., und, fo oft dabei ein 
Abſchluß und eine Caffen » Nevifign erfolgt, außerdem noch 10 Ser. 
zu bemilligen. | 
Derlin, den 8. Novbr. 1832, (v. K. J. Bd. 40. ©. 495.) 
An r Friedrih Wilhelm. 
die Staatsminifter 
Maaßen und Müpfer. 


111. 8. 18. 27. 26. Ä — 

—— in ee a —— — 

| (cf, Jahrb. Dd. 40, S. 495 und 497.) 

Auf die Anfrage in bem Berichte vom 3. d. M., 
in Betreff der den Bürgermeiftern für Verwaltung der. De; 
pofital » Curatelen etwa zu bewilligenden Depofital» Gebühren, 
wird dem Körligl. Ober » Landesgerichte hiermit bekannt gemacht, 
daß es bei Veranlaffung ‚der Allerhöchften Cabinets-Ordre vom 
8. Novbr. v. 5. allerdings nur beabfichtigt worden ift, denjenigen 
Einwohnern der Städte, welche ein bärgerliches Gewerbe treiben, 
für die ihnen durch Verwaltung der Depofitals Guratel in ihrem 


Gewerbe etwa entflehenden Nachtheile durch Bewilligung von 


Gebuͤhren eine Entfhädigung zu verfchaffen. Bei andern Ein; 
wohnern, welche fein Gewerbe treiben, fällt hiernach jede Ver: 


anlaffung zur Bewilligung von Gebühren fort. Es können daher 


auch die nach der Allerhöchften Cabinets-Ordre vom 8. Novbr. 
v. J. zuläffigen Gebühren den von der Stadt -Commune zu Dis 
pofital » Curatoren erwählten und beftimmten Bärgermeiftern nicht 

bewilligt werden. | | 
Derlin, den 16. San. 1833. 2 
(RI Bd. 41. ©. 275.) - 


Depofltals Drönung. ai IH. $ 27fl. 7 


II, $. 27. eaution des Depofital s Kendanten bei Patrimonial» Gerichten. 


Auf die Anfrage des Königl. Ober » gandesgerichts, im. Bu 
richte vom 18. Septbr. c., 
ob bei Datrimonial; Gerichten. der Rendant des Depof torli 

| Kaution zu beftellen angehalten werden müffe? 

wird dem Kollegio eröffnet: daß, da nach der Depofltal » Ordnung 
Tit. III $. 27. die Organifirung der Depofi tal » Verwaltung auf 

den Patrimonial » Gerichten von den Beſtimmungen des —— 
dictionars abhaͤngig und dieſer verpflichtet iſt, für die Verwaltung 
defielben einzuftehen, es lediglich der Beurtheilung des Juris— 
dietionars überlaffen bleiben muß, ob er von dem von ihm beftells 
ten Rendanten Kaution fordern will, auch kann er ſich felbft zum 
Rendanten beftellen. 
Sedenfalls muß auch bei Patrimonial » Gerichten im. Ges 

richts » Local durch einen Aushang, von Seiten des Gerichts, 
nah den Beftimmungen des Reſcripts vom 21. Novbr. 1823 
(Sahrb. Bd. 23. ©. 84.) bekannt gemacht fein, welches die drei 
zur Verwaltung des Depofitorii beftimmten Perfonen find, und 
hat das Königl. Ober » Landesgericht durch häufige Sifitationen 
der Gerichte, wo die Gerichtsherren felbft die Nendantur beim 
Depofitorio Abernommen haben, nachzuforfchen, ob den Vorfchrifs 
ten der Depofital: Ordnung Tit. III. $. 30 u. f. genügt worden. 

Berlin, den 16. Novbr. 1829, (v. * J. Bd. 54. S. 486.) 


III. d. 27 folg. Generals Depofisorien find bei Patrimonials Gerichten 
nicht anzulegen, 

Das Gerichtsamt der Herrſchaften N. N. ud N. N. hat 
unter dem 2. v. M. uͤber die Verfügungen des Koͤnigl. Ober »Lans 
desgerichts, wodurch ihm, der wiederholten Gegenvorftellungen 
ungeachtet, die Bildung eines General s Depofitorii anbefohlen 
worden, Beſchwerde geführt. Das Juſtiz-Miniſterium findet 
diefelde begründet, da, wie die DVergleichung der Vorfchriften der 
Depofitals Ordnung Tit. 3. $. 3 und 4. mit den 69. 27 und 32, 
ergiebt, die Patrimonial» Gerichte bei der Depofital » Verwaltung 
nur die Beftimmungen des Titel 1. der Depofital» Ordnung zu 
befolgen haben, in demfelden aber von der Bildung eines Gene, 
ral» Depofitorii feine Rede iſt. Daß das Gerichtsamt der Herr⸗ 
(haften N.N. und N. N. in die Kategorie der Untergerichte erfter 
Klaffe zu rechnen und fehr bedeutende Depofita zu verwalten hat, 
kann hierin nichts ändern, da in den angeführten Gefesftellen 
auf die Art, wie ein Patrimonial: Gericht befegt iſt, Feine Rück 
fiht genommen, und von dem Gerichtsheren eine nicht geſetzlich 
"vorgefchriebene Einrichtung, welche eine bedeutende Mehrarbeit 
und dadurd einen größern Koftenaufwand veranlaßt, nicht vers 
langt werden kann. 150 
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Das Collegium hat daher von der Bildung eines Generais 
Depofitorii bei dem genannten Gerihtsamte zu abftrahiren, und 
nur darauf zu halten, daß die baaren Beftände bald zinsbar ber 
fegt werden, und ſich nicht zu unangemefienen Beträgen anſam⸗ 
mein, welches um fo weniger zu — ſein duͤrfte, als in 


dem Gerichtsſprengel des Gerichtsamts Waiſencaſſen beſtehen, und 
diefe in Gemaͤßheit Sr. Majeſtaͤt Allerhoͤchſten Befehls aufrecht 
erhalten werden ſollen. 


Berlin, den 3. Octbr. 1831. | | 
RG. Bd. 38, ©. 414.) 


Refcripte 
jur —— :Zare für die Gerichte 


Einleitung $. 2. Koenfreibeis in Greifohrungsfadhen. auf Keauifition 
det Verggerichte. 

Saͤmmtliche Gerichtsbehoͤrden werden hierdurch angewieſen, 
den in Freifahrungsſachen an ſie ergehenden Requiſitionen der 
Bergaͤmter zwar koſtenfrei zu genuͤgen; den Betrag der Koſten 
aber, welche fuͤr das Sefchäft Bitten uquidirt werden koͤnnen, den 
| Bergämtern befannt zu madhen, damit, wenn etwa bie Eigen: 
thümer einer Zeche zur Tragung der Koften für verpflichtet erach⸗ 
tet erden follten, das Bergamt dann für die Berichtigung ber 
bei den Gerichten entftandenen Koften forgen kann. | 

‚Berlin, den 10. Auguft 1830. (v. 8. I. Bis 36. ©. 196.) 


Einl. $. 2. Ro. 1.2. 5 und 11. Comet. 


a) des Fiscus bei Subhaftationen, 
Reſcr. v. 21. October 1831. 


b) und der gerichtlichen Depofttorien 
Reſcr. = 2. Mai 1833. (©. zur Serichtsordnung I. 23. 
$. 46.) 


| eo) der — ‚2men Anal und milden Stiftungen, 
Refer. v. 22, Juni 1832, (Zur Gerichtsordnung I. 23. 
$. 46. Anhang $. 145.) 
d) der Militärperfonen bei Teftamenten 
nn v.14. en. 1831. (Zur Gerichtsordnung 1. 23. 
2.) | 


$. 4 


Eint. 8. 2. Ro. 11.14: | 
Feet * tn une BERG Pen 


Se — Ober⸗Landesgericht wird auf die im Berichte 
vom 9. v. M. gemachte Anfrage: 


* 
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ob ſich die Sportelfreipeit der Soldaten auf die in unvermö; 

genden Bormundfchaftsfachen zu entrichtenden Procentgelder 

erftrecde? | 
zum Beſcheide ertheilt: daß die Allgem. Gerichtöordnung den Uns 
terofficieren und gemeinen Soldaten in den $$. 42 — 45. Tit. 23. 
Th. I. feine allgemeine, fondern nur eine auf gewiffe Procefie 
beſchraͤnkte Sportelfreiheit zufichert. 

Auch in der'Einleitung der Allgemeinen Gebühren » Tare $.2, 
Do. 11. ift durch die Worte: 

„nach den näheren Beftimmungen” ze, 
nur jene befchränfte Sportelfreiheit anerfannt worden. 

Hierbei muß es im Allgemeinen bis zur Revifion der Spors 
teltare verbleiben, wenn auch. das Nefeript vom 14. Januar 1831 
Gahrb. Bd. 37. S. 100,) hinſichts der Sportelfreiheit der Mis 
Jitärperfonen, in Betreff ihrer Teftamente, eine Ausnahme ans 
erkannt hat. 7 | 

Der Juſtizminiſter kann daher nicht annehmen, daß ber 
Eintritt der unter Wormundfchaft ftehenden Perfonen in Meilitär, 
bienfte, wozu jetzt ein jeder Inlaͤnder an ſich verpflichtet ift, in der 
bis dahin beftandenen und noch fortdauernden vormundfchafts 
Uchen Verwaltung und der daraus hervorgehenden Verpflichtung 

bes Euranden, entweder die tarmäßigen Gebühren für die eins 
zelnen gerichtlichen Verfuügungen und Gefchäfte zu bezahlen, oder 
fih den Abzug von 1/2 Wrocent von feinem, unter vormunds» 
ſchaftlicher Verwaltung geftandenen Vermögen gefallen zu laffen, 
etwas ändern kann. u 
Berlin, den 1. Novbr. 1832, (v. 8. I. Bd. 40. S. 550.) 


Einl. $. 2. No. 14. Gebühren bei Armen-Vormundſchaften, wo dem 
Best der Mutter oder einem Dritten der Niefbraud ded Vermögens 


Dem Koͤnigl. Ober :Landesgerichte wird auf die, wegen des 
Gebuͤhrenſatzes in’ Vormundfchaftsfachen, unterm 10. October 
1829 und 7. Auguſt 1830 erftatteten Berichte eröffnet, daß, in 
Gemaͤßheit des * angenommenen Grundſatzes, ſolche Vor; 
mundſchaftsſachen, in welchen die Kinder aus der dem Vater oder 
ber Mutter oder einem Dritten uͤberlaſſenen, oder resp. dem 
Nießbrauche derfelben unterworfenen Einkünften ihres Vermögens, 
nad) einem ungefähren, den Verhältniffen angemefenen Webers 
ſchlage der, Unterhaltungs » und Erziehungskoſten nicht erhalten 
werden fönnen, und alfo alle dem Nießbrauche der Andern unters 
worfene jährliche Einkünfte diefe Koften- nicht überfteigen, zwar 

leichfalls fportelfrei zu bearbeiten find, dagegen aber es auch fein 

edenken hat, am Schluß folcher Vormundſchaft die gewöhnlis 
chen 1/2 Procent von dem Betrage des Vermögens der Euran- 
den zur Kaffe einzuziehen, infofern fich hierbei nicht ergieht, dag 


’ 
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dieſe 14/2. Procent mehr betragen, als die Koſten betragen ha⸗ 
ben wuͤrden, wenn ſolche liquidirt worden waͤren, indem alsdann 
nur dieſe nachzuliquidiren ſind. 

Berlin, den 7. Detober 1831. (v. K. I Bd. 38, S. 400.) 


Einl. } 2. No. 14. Sebäbren bei Suratelen zum — der Auseinans 
derfehung eines Vaters mir feinen Kindern 4 Berechnung und Verthellung 
a 


der Procenrgelder und Aufbewahrung der Kautipnds Documents der MWäter 


uber das Vermögen ihrer Kinder. 
Dem Königl. Juſtizamte wird auf den Gericht vom 19ten 
v. M. folgendes eröffnet, 


I. Der Suftizminifter kann der Anſicht des Zuftizamts nicht 
beitreten, 
daß für die Bearbeitung von Euratelen, die Auseinander- 
feßung eines Waters mit feinen Kindern betreffend, 11/2 
Procent von dem Vermögen der leßteren- ftatt der Spor— 
teln erhoben werden dürfen. 

Das Nefeript vom 7. Detbr. 1831 (Yahrb. Bd. 38. ©. 400.), 
auf welches ſich das Juſtizamt zur Rechtfertigung feiner Ans. 
fiht bezieht, erwähnt zwar auch) ſolcher Vormundſchaften, bei 
welchen dem Vater der Nießbrauch von dem Vermoͤgen ſeiner 
Kinder zuſteht; es iſt jedoch bei dem Erlaß jenes Reſcripts nicht 
die Abſicht geweſen, geſetzliche Beſtimmungen aufzuhgden. 

Die Erhebung der Procentgelder bei Beendigung der uns 
vermögenden Vormundfchaften ($. 2. No. 14. der Einleitung zur 
Allgemeinen Gebührentare) findet nur bei wirklichen Vormund— 
fchaften, niemals aber bei Euratelen Statt. Bei Euratelen, wels 
he hinfichts des Vermögens der unter väterlicher Gewalt ftchen 
den Kinder eingeleitet werden, ift der Vater als Nießbraucher des 
Vermögens allemal ‚verpflichtet, die Koften und Stempel zu bes 
zahlen. 

11. Was die Anfrage wegen Vertheilung der bei Beendigung 
unvermoͤgender Vormundſchaften zu erhebenden Procentgel⸗ 
der betrifft, ſo iſt die Anſicht des Hofgerichts zu Arnsberg: 

daß auf dieſe Procentgelder in Gemaͤßheit des noch güls 
Kan Neferipts vom 11. Februar 1820 (Jahrb. Bd. 15. 

©. 53.) fein Beamter, fondern nur die Sportelcaffe des 
Gerichte Anfpruch hat, 

nach den beftehenden Grundfäßen richtig. Wei. derfelben 

muß es auch bisjzur Nevifion der Allgem. Gebühren: Tare 

bleiben. Es kann daher von einer Vertheilung der Procent: 
gelder, welche nur als reine Gerichtsgebühren zu verrech— 

nen find, nicht die Nede fein. Weder Stempel: noch Bo: 
tengebühren und Meilengelder, noch Kalcnlaturgebühren, 
können davon entnommen werden. 


* 
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III. Hinſichts der Berechnung der bei unvermoͤgenden Vor⸗ 
mundſchaften zu erhebenden Procentgelder muß es bei der 
woͤrtlichen Beſtimmung der Einleitung zur Allgem. Gebuͤh⸗ 
ven: Tare $. 2,.Mo. 14. verbleiben. Mach diefer follen die 
Procentgelder | 
„von dem am Schluffe der Vormundſchaft vorhandenen 
fhuldenfreien Vermögen, infofern es in unbeweglichen 
Gütern, liquiden fihern Capitalien und baarem Gelbe, 
mit Ausfhlug des übrigen beweglichen Vermoͤgens, 
befteht ? // | 
genommen werden, 


Hiernach find zuvoͤrderſt von dem noch vorhandenen geſamm⸗ 


ten Vermögen der Pflegebefohlnen — foweit es Überhaupt unter 
der Verwaltung des vormundfchaftlihen Gerichts geftanden hat — 
die gefammten darauf haftenden Schulden in Abzug zu bringen, 


‚mithin ohne Ruͤckſicht darauf, ob die Schulden blos das Immo⸗ 


biliar oder das gefammte Vermoͤgen betreffen. Won dem denn 
noch übrig bleibenden fchuldenfreien Vermögen muß ferner der Ber 
trag des beweglichen Vermögens, jomweit folher nicht in liquiden 
fihern Capitqlien und baarem Gelde befteht, abgezogen werden. 
Nur der alsdann übrig bleibende Vermögensbetrag ift der Berech⸗ 
nung der Procentgelder zum Grunde zu legen. | 
1V. Die vierte Frage erledigt ſich von felbft, da, wie oben 
ad I. bereits ausgefprochen worden, die Erhebung von Pros 
centgeldern bei den Curatelen wegen Wiederverheirathung des 
- Vaters überhaupt nicht Statt findet. 
Bas endlich 
V. bie Srage betrifft: 

ob es nicht angemeffen fei, die in Euratelfachen bei Wieder⸗ 

verheirathung der Väter von diefen ausgeftellten Cautionss 

documente nicht im Depofitorium zu afferviren, fondern dem 

Eurator oder dem Vater ſelbſt zu ertradiren, 
fo kann der Juſtizminiſter der hauptfächlich auf das Reſcript vom 
16. Auguft. 1806 gegründeten Anficht des Juſtizamts nicht beis 
treten. 

Nach der Allerhöchften Cabinets-Ordre vom 23. März 1829, 
deren inhalt durch das Nefeript vom 27, April 1829 (abgedruckt 
in den Jahrbuͤchern, Bd. 33. ©. 339.) zur Kenntniß der Ges 
richtöbehärden gefommen ift, kann der Minifterialverfügung vom 
16. Auguft 1806 eine gefelihe Kraft beigelegt, und dem Vor⸗ 
mundfchaftsgerichten nicht geftattet werden, den Vater von der 
einmal beitellten Sicherheit zu entbinden. 

Es ift daher jedenfalls nothwendig, die wegen Sicherftellung 
des Vermögens der Kinder ausgefertigten Documente im Depofls 
tum zu afferviren. | 

Berlin, den 25. April 1833. (v. 8. J. Bd. 41. ©, 494.) 
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Einl. $. 2. No. 14. yurag von Kofen in Vormundſchaftsſachen. 


Auf die Anfrage des Königl. Ober Landesgerichts -in dem 

Berichte vom 28, v. M., | 
‚ betreffend den Anfag von Koften in VBormundfchaftsfachen, 
wird dem Collegium Folgendes eröffnet : 

Nach den Beftimmungen der Einleitung zur Allgem. Gebüh: 
rentaxe im $. 2, unter No. 14. hängt die Sportelpflichtigfeit der 
bei Zeitung der Vormundſchaften vorkommenden gerichtlichen Ger 
fhäfte davon ab; 

ob am Schluſſe der jährlich zu legenden Vormundſchafts⸗ 

rechnung von den im verflofienen Jahre eingegangenen Res 
venden, nach Abzug aller beftrittenen oder noch zu beftreis 
tenden Ausgaben, ein Ueberfchuß bleibt. | 

Hierbei hat der Gefeßgeber nur den Fall berückfichtigt: 

dag die zur Erziehung und Verpflegung der Curanden ers 

forderfihen Ausgaben wirflih aus den Jahres: Revenden 

entnommen worden find, und dennoch ein Ueberſchuß vers 
blieben ift. 
Kaͤme es nach diefer gefeglichen Beſtimmung lediglich auf den 
factifchen Umftand an: 

— Revenuͤen⸗Ueberſchuͤſſe am Schluſſe eines Jahres vers 
leiben, 
fo würden viele Vormundſchaften zum Nachtheil der Pflegebefohls 
nen für fportelpflichtig erachtet werden, die gerechte Anfprüche auf 
die Sportelfreiheit haben. 

Denn es kommt nicht felten vor, daf die Efziehung und der 
Unterhalt der Curanden, zu deren Beftreitung die jährlichen Res 
venuͤen ihres Vermögens nichr ausreichen würden, von Verwands 
ten oder Freunden aus eignen Mitteln zu Gunften der Curanden 
beforgt werden, um diefen die Zinfen ihres Vermögens zu erhalten, 

Noch öfter gefchieht es aber, daß fich die Euranden ihren 
Unterhalt verdienen, und dadurch zu Revenuͤen-Ueberſchuͤſſen Ver: 
anlaffung geben. Das gilt ald Regel bei allen Landbewohnern, 
bei vielen Handwerkern und Gewerbtreibenden, fo wie bei den, 
jenigen, welche aus den niederen Ständen ihrer Militärpflicht im 
fiehenden Heere genügen. 

Wollte man in dergleichen Fällen die Gebühren wie in wirt; 
fich vermögenden Vormundfchaftsfachen anfegen, und von den Res 
venuͤen erheben, fo würden die Gerichte den Curanden die Vors 
theile entziehen, die ihnen mit obervormundfchaftliher Genehmi⸗ 
gung von Andern zugedacht find, oder die fie fich durch ihren Fleiß 
erworben haben. . 

Es bleibt daher-zwar bei der Vorfchrift: 

dag die vormundfchaftlichen Gefhäfte, ‘wenn von den jährs 

lichen Einkünften des Vermögens der Pupillen, nad) Abzug 
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der Erziehungs, und Verpflegungskoſten nichts abrig bleibt, 
völlig Eoftenfrei zu bearbeiten und nur am Schluffe-der Bor, 
mundfchaft 1° / 3 Procent des dann vorhandenen fhuldenfreien 
Vermögens, infofern es im unbeweglichen Gütern, liquis ." 
den ſichern Capitalien and baarem Gelde befteht, ſiatt der 
Sporteln zu erheben find. 

Wenn dagegen am Schluſſe eines Jahres Nevenuͤen Ueberſchuͤſſe 

vorhanden ſind, ſo folgt daraus doch noch nicht, daß aus dieſen 

Ueberſchuͤſſen die vollen Gerichtskoſten für die einzelnen Geſchaͤfte 

“ entnommen werden können. Vielmehr ift jedesmal zu prüfen: 
wodurch diefe Weberfchäffe entftanden find, und 08 nament; 
lich der Curande ſich durch Dienen oder fonft feinen Unter; 
halt verdient, oder Lie Koften deſſelben blos zu Gunften des 
Euranden von andern Perſonen beftritten, und nicht aus 
den Vermoͤgens⸗Revenuͤen entnommen worden find. 

Iſt dies der Fall, fo muß ferner erwogen werden; | 

a. wie viel die Erziehungs + und Verpflegungstoften des Curan— 
den betragen haben würden, menn er ſich aus eigenem Ber; 
mögen hätte unterhalten folfen : 

b. 06 und wie viel an Revenuͤen, nad Abzug dieſer gutacht⸗ 
lich zu beſtimmenden Summe, auf Erziehungs: und Ver— 
pflegunskoſten noch Äbrig bleiben würde, 

worauf die Koften nach den Beftimmungen der Allgem. Gebuͤh—⸗ 
rentare aus diefen etwanigen Weberfchüffen zu berichtigeu find. 

Werden dagegen die Revenuͤen durch die wahrfcheinfich nd; 

thig gewefenen Erziehungs: und Verpflegungstoſten völlig ers 
fchöpft, fo koͤnnen aus den wirklich vorhandenen Ueberſchuͤſſen 
keine Gerichtsgebuͤhren, ſondern nur die baaren Auslagen, wohin 
insbeſondere auch Copialien, Calculaturgebuͤhren und Stempel ges 
hören, entnommen, und nur am Schluffe der Bormundfchaft 
die fonft zuläffigen 1'/2 Procent von dem Vermögen. der Pfleges 
befohlnen, oder am deren Stelle die Gerichtsgebühren — wenn 
diefe weniger betragen follten — kiquidirt werden. 
Nach diefen Beſtimmungen iſt künftig zu verfahren. 
Berlin, den 18. April 1833. (v. X. S Bd. 41. ©. 492.) 


Einl. $. 2. No. 14. Die Cportelfreiheir bei Nachlaßregulirungen fies. 
het nicht au: den durch Heirath aus der väterlichen Gewalt gefchiedenen 
minorennen Töchtern und den durch Emanciparton oder befolderes Gewerbe 
daraus entlaſſenen minorennen Soͤhnen. 

Der Juſtizminiſter kann ſich mit den in dem Berichte vom 

19. d. M. über die Beſchwerde des Juſtiz-Actuarius Q. zu D. 

entwickelten Anſichten des Collegiums nicht einverſtanden er⸗ 

klaͤren. 
Daſſelbe nimmt an, daß die Beſtimmungen unter No. 14. 

9. 2. der einig zur Allgem. a Tare BRAUNE 
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Bearbeitung armer Vormundfchaftsfachen auch dann zur Anwen 
dung fämen, wenn minorenne Töchter durch Heirath aus der 
väterlichen Gewalt treten, und hiernächft bei Nachlaßreguliruns 
gen concurriren. Diefe Anſicht laͤßt fich nicht rechtfertigen. 
Der Hauptgeundfag, von dem man bei der Beurtheilung 
jener Beſtimmung ausgehen muß, if der: 
daß fich die unter No. 14. $. 2, der Einleitung zur Allgem. 
Gebühren » Tare aufgeftellte Vorfchrift nur auf wirkliche Vor; 
mundfchaften, niemals aber auf Euratelen über folhe 
— welche noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehen, be⸗ 
ziehen. | | 
Das Nefeript vom 7. October 1831 (Yahrb. Bd, 38. S. 400.), 
welches von dem Collegium für feine Meinung angeführt wird, ' 
erwähnt zwar auch folcher Wormundfchaften, bei welchen 
dem. Vater der Nießbrauch von dem Vermögen feiner Kinder zu: 
ſteht. Bei Erlag jenes Reſcripts ift jedoch — wie fehon bei an, 
derer Gelegenheit ausgefprochen worden ift — nicht die Abficht ge; 
weſen, allgemein gefeßlihe Beflimmungen aufzuheben. 
Das an das Kollegium feldft erlaffene Refeript vom 18. April 
d. J. (Jahrb. Bd. 41. ©. 492) betrifft degegen nur wirkliche 
Vormundfchaften. - | 
Auch aus dem Eircular - Nefeript vom 18. December. d. 5. 
(Jahrb. Bd. 40. S. 531.) läßt ſich für die Anficht des Collegiums 
nichts entnehmen. ‘Denn in diefem ift ausdrücklich beſtimmt 
worden: 
dag Väter, welche den Nießbrauch von dem Vermoͤgen ihrer - 
unter väterlicher Gewalt ftehenden Kinder haben, zur Tras 
‚gung der Koftenrate verpflichtet feien, welche den Kindern _ 
bei Erbauseinanderfekungen mit ihren Vätern, oder bei ans. 
. bern Nachlaßregulirungen zur Laft fällt. Ä 
Diefe- Verpflichtung der Väter fällt‘ allerdings mit der Verheis 
rathung ihrer noch minorennen Töchter und namentlich dann weg, 
wenn der ihnen bisher zugeftandene Nießbrauch von dem Vermös 
gen der Töchter auf deren Ehegatten übergeht. 


Daraus folge aber auch noch nicht, daß nunmehr dergleis 
hen verheirathete noch minorenne Töchter bei Erbregulirungen 
auf eine Sportelfreiheit Anfpruch machen koͤnnen, wenn gleich 
den Vätern nad) $. 229. Tit. 2, IH. II A. L. R. alle Rechte und 
Pflichten eines, einer verheiratheten Pflegebefohlenen beftellten 
Bormundes bis zur erlangten Volljährigkeit der Töchter verbleis 
ben follen. Denn die dergleichen Frauen bei Nachlaßregulirun: 
gen zur Laft fallenden Koften müffen entweder von ihnen feldft, 
oder von ihren Ehemännern oder ihren Vätern getragen werden, 
je nachdem das ererbte Vermögen zu. dem durch Vertrag vorbehal- 
tenen Vermögen der. rauen gehört, oder dem Ehemanne. oder 
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dern Water der Nießbrauch von dem Vermögen der Frauen zufteht. 
(55. 228 — 231. Ti. I. Th. II. A. R) 

Daß ferner minorennen Söhnen, welche nach $$. 216. 218, 
Tit. 2. CH. II. A. L. R. aus der vÄterlihen Gewalt entlaffen find, 
mithin auch alle Pflichten anderer Majorennen haben. die be: 
dingte Sportelfreiheit armer Euranden nicht zuftehe, nimmt das 
Epllegium felöft an. Nach der Vorftelung des Juſtiz⸗Actuarius Q. 
will aber das Juſtizamt ©. auch diefen Perfonen die Sportelfrei⸗ 
heit bei Erbregulirungen zugeftchen. Dies ift unzuläffig. 

Das Königl. Ober » Landesgericht hat daher das gedachte 
Suftizamt anderweit zu belehren und mit den erforderlichen An: 
weifungen zu verfehen. 

Berlin, den 30. October 1833.. (v. K. J. Bo. 42. ©. 421.) 


Eint $. 2. Korenfreibeit der Urlaubsbewilligungen fär untergerichts⸗ 
Dirigenten. 


A. 
Muͤnſter, den 16. Juli 1833. 


Das Ober⸗Landesgericht berichtet gehorſamſt über die Ks 


-  ftenpflichtigkeit der Urlaubsbemwilligungen des Präfibit. 
Es ift bei unferm Collegio der Zweifel entftanden, ob bie 


‚von dem Präfidio den Dirigenten der Untergerichte zu ertheilen⸗ 


den Urlaubsbewilligungen, wozu nach der Vorfchrift des Stem⸗ 
pelgefeßes der Ausfertigungsftempel genommen werden muß, auch 
foftenfrei find. _ Ä Ä | 
. Bisher find fortwährend die gewöhnlichen Ausfertigungsges 
buͤhren, nämlich Tare 22 Sgr. 6 Pf., mund. 2 Ser. 6 Pf. 
und pro exped. 3 Sgr. 9 Pf. dafür angefegt und zur Salariens 
caffe eingezogen. Die Majorität unfers Collegii ift aber gegen 


wärtig der Meinung, daß dergleichen Gebühren nicht genommen - 


werden fönnten, theild weil die Urlaubsbewilligungen als officia- 
ha anzufehen, und in der Sporteltare nicht wie in dem Stems 
pelgeſetze beſondere Beſtimmungen daruͤber enthalten ſeien, theils 
weil der Urlaub nicht vom Gerichte, ſondern von dem Praͤſidio 
bewilligt werde, welches Feine Sportelcaffe habe. 
Wir erlauben und daher, Ew. Excellenz um geneigte Bor 
befcheidung hierüber zu bitten. | - 
- Meünfter, den 16. Juli 1833. | s 
BE Das Dber » Landesgericht. 
(Unterfchriften) 
j 


B. * 
Dem Konigl. Ober» Landesgericht wird auf die Anfrage im 


F Berichte vom 16. d. M. hiermit eroͤffnet, dag der Juſtizminiſter 
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es nicht angemeſſen findet, für die, vons den Praͤſidien der Ober⸗ 
gerichte oder den Dirigenten der Untergerichte zu ertheilenden, 
ſchriftlich ausgefertigten Urlaubsbewilligungen, Gerichtskoſten im 
Anſatz zu bringen und von den Urlaubsnachſuchenden einzuziehen. 
Es ſind daher kuͤnftig dergleichen ſchriftlich ausgefertigte Urlaubs⸗ 
bewilligungen koſtenfrei, jedoch auf dem erforderlichen Stempel, 
zu ertheilen. 

Berlin, den 27. Juli 1833. (v. K. J. Bd. 42. ©. 168.) 


Ein. 8.4. u. Abſchn. 5. 
— Dberger. No. 5. 


— Unterger. No. 4. — | 
fohriften auf Werlangen deö = — Re! anbigungen der Unter. 


A. 


Die Gebrüder N. haben fich darüber befchwert, daß ihnen 
für die Legalifation der Unterfchrift eines Gerichts unter einer 
Vollmacht und einem Tauf » Atteft durch die Verfügung des er 
Ober Landesgericht vom 18. v. M. 6 Rthlr 22 Sgr. 1 Pf. Ko: 
ften abgefordert worden, und der Juſtizminiſter findet diefe Be: 
fehwerde begründet. Für dergleichen Legalifation der Unterfchrif: 
ten von Behörden bei den zum Gebrauch im Auslande beftimmten 
Urkunden können nur an Schreibgebühren 24/2 Ser. Siegel: 
gelder für das anzumendende Eleinere Siegel, oder im Fall ein fol: 
cher vorhanden, für den fchwarzen Stempel 2*/2 Sgr. und Ab: 
trag oder Snfinuationsgebühren nah den Beftimmungen Ab: 
ſchnitt 1. No. 30. der Gebührentare liquidirt werden. Zur Zu: 
ruͤckſendung der legalifirten Urkunden an den Probucenten derſel⸗ 
ben bedarf es feines befondern Schreibens, vielmehr find ihm die: 
felben unter bloßem Couvert zuruͤckzuſenden, und die obigen Kos 
ften bei der Inſinuation oder durch Poſtvorſchuß einzuziehen. 

Hiernach ift in künftigen Fällen zu verfahren, im vorliegen: 
den aber find die mehr liquidirten Koften niederzuſchlagen und den 
Bittſtellern zu erftatten. | 

“Berlin, den 5. October 1830, 
- B. Ä 

Dem Königl. Ober» Landesgerichte wird Abfchrift des Schrei; 
bend des Könige, Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten 
vom 23. d. M. mit der Anmweifung. zugefertigt, die für die Be; 
- glaubigung des von der hiefigen Koͤnigl. franzöfifchen Gefandt: 
fhaft dem gedachten Meinifterio übergebenen Geburts: und Tauf⸗ 
ſcheins des Victor Joſeph Heinrich und Anna Judith Honoria Gery 
liquidirten Koften niederzufchlagen und in kuͤuftigen ähnlichen Fäls 
Im, wenn dergleichen Legalifationen anf Verlangen des Koͤnigl. 


— 
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Miniſteriums der auswaͤrtigen Angelegenheiten erfolgen, auch 
nicht: die ſonſt nach der Verfügung vom 5. d. M. für zulaͤſſig er 
Härten Copialien u. ſ. w. in Anfaß zu bringen, dergleichen Le: 
galifationen vielmehr gänzlich foftenfrei zu bewirken. 

Berlin, den 28. October 1830, (v. 8. J. Bd. 36. S. 350.) 


Ein. $. 4. Sieorteifreiget ber Correſpondenz der Beamten mit ihrer bors 
gefehten Behoͤrde wegen WVerbefferung ihres Einfonmens oder Verlegung. 


Das Königl. Ober » Landesgericht. erhält beigehend das Ge— 
fuch des Kanzeliften N, um Conferirung der erledigten Stelle des 
Land: und Stadtgerichts »Salariencaffen »Rendanten zu N. N. 
d..d. den 19. Februar c,, worüber der Juſtizminiſter bereits nad) 
der Verfügung vom 19. Februar c. Bericht erfordert hat. 

Mit Ueberfehung der ganz unpaffenden Form biefes auf die 
Kefolution des Königl. Ober Landesgericht vom 8. Februar c. 
gefegten Geſuchs, befchränte fich der Juſtizminiſter nur auf die 
Rüge der Bemerfungen des Supplifanten, daß die abfchlägige 
Nefolution des Königl. Ober s Landesgerihts auf fein Gefuch ihm 
84 Sgr. Koften verurfacht. 

Es kann nicht gebilligt werben, daß die Ober » Landesgerichte 
für die Befcheidungen der Beamten auf die Gefuhe, um Ders 
beſſerung ihres Einkommens oder Verfegung in andere Stellen, 
Gebühren nach der gerichtlichen Sporteltare anfegen. Die Corres 
ſpondenz der Beamten mit den vorgefeßten Behörden muß fportel- 
frei fein, und ift nur der Stempelabgabe in den gefeglichen Faͤl⸗ 
fen unterworfen. I | 

Nur wenn Gehaltöverbefferungen oder andere günftige Bes 
willigungen eintreten, fann nad) der Kanzeleitare ein Gebührens 
anfag eintreten, fonft muß diefer ganz unterbleiben. 

Mit Ruͤckſicht auf diefe Beftimmungen hat das Königl. 
Der » Landesgericht die Rechnung der Koften für die Verfügung 
vom 8. Februar c. zu ermäßigen. 

Berlin, den Ik März 1831. (v. 8. J. Bd. 37. ©. 101.) 


Einl. F. 5. Gebuͤhren des Richtets und Ingtoſſators in Hypothekenſachen. 
Reſcr. v.20, Juli 1830. (Zur Hypotheken-Ordn. IV. 59. 422.) 


Einl. $. 5. Gebährenberechtigung der einer abweſenden Partei bei Eides- 
ableiftungen beſtellten Bevollmächtigten. ; 

Dem Königl. Ober standesgeriht wird auf die Anfrage 
vom 14. d. M. eröffnet, daß ein Beamter, welcher zum Bevoll⸗ 
mächtigten einer abmwefenden Partei, um der Ableiftung eines Eis 
des beizumohnen, beftellt wird, duch Abwartung des Termins 

nicht ein ſolches Amtägefchäft verrichtet, auf weiches. die Beſtim⸗ 


* 
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mungen Aber den Gebährengenuß der Beamten, und nament⸗ 
lich, daß ihnn dergleichen für Gefchäfte an der Gerichtsſtelle, 
oder am Wohnort, in der Regel nicht zuftehen follten, angewandt 
werden koͤnnen. Die Gebühren, welche ſolchen Bevollmächtigs 
ten in. Gemäßheit des Neferipts vom 2, Juni 1823 (Sapıb. 
Bd. 24. ©. 307,) feftzufegen find, koͤnnen daher niemals zur 
Caſſe liquidirt werden, vielmehr maſſen fi fie den Bevollmächtigten 
jederzeit gezahlt werden, es mißgen diefelben mit firem Gehalt 
angeftellt, oder als Referendarien zur unentgeldlichen Beſorgung 
der ihnen aufgetragenen Geſchaͤfte verpflichtet ſein. 

Berlin, den 24. Septbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 108) 


Einl. g. 5. —— fuͤr —— eines Taxations · Ins 
ſtruments bei deu Gerichten jenfeits der Elbe. 
ag die Anfrage des Königl, Dber - Landesgerichts vom 
1. d. 
wegen Anfeßung von Commiffionsgebühren für Ausarbeis 
tung eines Tarationd » Snftruments bei Tarationen außerhalb 
dem Orte des Gerichts 
veranlaſſende Nefeript vom 2. April ce. ift in Folge einer von den 
Mitgliedern des Land und Stadtgerichts zu Driefen erhobenen 
Reclamation und zur Erläuterung der im Referipte vom 11. Fe 
bruar 1817 zunaͤchſt für das Inſterburger Departement zur Er: 
fäuterung der Allgemeinen Sporteftare aufgeftellten Grundfäge 
ergangen und fann auf bie Gerichte jenfeits der Elbe, für welche 
die Beſtimmungen des Neferipts vom 20. Auguft 1819 die ent- 
— Norm abgeben, keine Anwendung finden. 
at den 27. Desbr. 1830. (v. 8. J. Bd. 36. S. 357.) 


n 
das Königl. Ober / andesgericht zu - 
Naumburg. 


Eint $. 9. Welche Beamte iu den Gebuͤhren für Ausarbeitung der Inven⸗ 
tarien noch berechtigt find? 


Dem Königl. Kammergericht wird in Verfolg des Reſcripts 
vom 27. December 1830 
wegen der Gebühren der Mitglieder des Land: und Stadt: 
gerichts zu Belzig für Ausarbeitung von Inventarien 
das diefen Gegenftand betreffende Schreiben der Königl, Ober; 
Rehnungstammer, vom 16. d. M. hierbei m ee A.) 
zur Nachricht mitgetheift. 
Ban ben 27. Sebruar 1832. 


A. 


ew Excellenz haben Sich in einem, unter den Belaͤgen 
der Salarien ae ck des Lands und — zu 
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Belzig.pro 1830 befindlichen Referipe an das Königl. Kammer; 
gericht vom 27, December 1830, die Gebühren der Mitglieder 
bed genannten Untergerichts betreffend, und zwar in fine 
deſſelben 
| die Aeußerung über die Berechtigung der qu. Beamten zur 
Erhebung der Gebühren für Ausarbeitung von Inventarien 
vorbehalten. 
Ew. Excellenz erlauben wir uns, zur Behebung eines etwani⸗ 
gen Mißverftändniffes, ganz ergebenft zu benachrichtigen, | 
daß dieſe Gebühren nicht den vor dem Jahre 1825 ange: 
ftellten und fonft überhaupt noch zum Genuffe der in der 
Sporteltare bewilligten Commiffionsgebühren berechtigten 
. Beamten, 
wohl aber denjenigen Beamten von uns defectirt ſind, 


welche entweder fpäterhin angeſtellt worden, oder aber we: 
gen der fpätern Steigerung ihres Einkommens bis zum 
Normalgehalte der Stellen, zum fernern Gebuͤhrengenuſſe 
nicht mehr berechtigt ſind. 
Dora, den 16. Februar 1832, 
Ober⸗Rechnungskammer. 
v. Ladenberg 
(v. K. J. Bd. 39. S. 186.) 


Einl. $ 
au, — 


Wenn der Stadtgerichts ⸗Aſſeſſor A. zu B. ſeine Befugniß 
zum Genuß der ihm von der Koͤnigl. Ober⸗Rechnungskummer 
monirten Commiſſionsgebuͤhren darauf gruͤnden will, daß er 
vor Eintritt der neuen Etats angeſtellt worden, und daß auch 

ſein Vorgaͤnger im Amte dieſe Gebuͤhren bezogen habe; ſo laͤßt 
ſich daraus — wie dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte auf die An— 
frage vom 10. d. M. eroͤffnet wird — der Genuß der Gebuͤh⸗ 
ren weder fuͤr die — noch * die Zukunft recht⸗ 
fertigen. 


Allgemeines Princip iſt, daß kein — andere Emolu⸗ 
mente zu beziehen hat, als ſolche, die ihm in ſeiner Beſtallung, 
im Etat oder durch beſondere Geſetze zugeſichert worden, und 
daß insbeſondere die Gebühren für Geſchaͤfte am Ort des Ges 
richts in der Regel nicht dem Beamten gehören, welcher das Ge; 
fhäft vornimmt, fondern zur Caffe fliegen müffen ($. 38. der 
Inſtruction für die Koͤnigl. Ober⸗Rechnungskammer); doch iſt be 
reits durch das Reſcript vom 14. Juli 1827 (Jahrb. Bd. 30. 
©. 148.) beftimmt worden, daß diejenigen Beamten, welche fid) 
bis dahin im rechtmäßigen Genuffe biefer Gebühren — ha⸗ 


tigung. der vor den meuen Etats angeftellten Richtert 
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ben, und bereits vor dem 18. December 1824 angeſtellt worden 
ſind, auch ferner dabei belaſſen werden ſollen. 


Wenn daher auch der Aſſeſſor A. bereits im Jahr 1820 mit 
feinem jetzigen Gehalt von 600 Rthlr. angeſtellt worden iſt, fo 
muß dennoch zuvoͤrderſt näher nachgemwiefen werden, daß er fich 
bereitd zu Ende des Jahres 1824 und wenigſtens bei dem Er; 
feheinen des Neferipts vom 14. Juli 1827 im rechtmäßigen Ge; 
nuß der von der König. Ober /Rechnungskammer monirten Ge; 
bühren befunden habe. Zum Nachweiſe diefes rechtmäßigen Ge; 
nuffes gehört aber vorzüglich der Beweis, | 

daß früher eine gefegliche Verordnung den Genuß dergleis 

hen Gebühren von Seiten des Commiffarius geftattet Habe. 
Denn da, wo biefer Nachweis nicht geführt werden Kann, 
hat fich der ꝛc. A. im unrechtmäßigen Genuffe von Gebühren be- 
funden, die nach gefeglichen Beftimmumgen zur Salariencaſſe flie- 
en müflen. | u: | 

Hiernach hat das Königl. Ober » Landesgericht zuvorderſt den 
factifchen Befisftand hinfichts des Genuffes, und fodann deffen 
Rechtmäßigkeit näher feftzuftellen, und alsdann fowohl die Mo: 
nita der König. Ober: Nechnungsfammer zu beantworten, als 
auch den 1. X. für die Zukunft mit beftimmter Anweifung zu ver; 
fehen, und davon das Stadtgericht in ®. in Kenntniß zu fegen. 

Mas inbefondere die Nechtmäßigkeit des Genuffes der ein- 
"zelnen Gebühren betrifft; fo läßt es ſich 

1) durchaus nicht rechtfertigen, daß der sc. X. bei Inſtructio— 
nen, welche, auf Requifitien oder in Folge Auftrags einer 
andern Behörde bei dem Stadtgericht beforgt worden, die 

Gebühren für Termine, - welche er ald Mitglied des Stadt: 

gerichts abhält, für ſich als Kommiffionsgebühren bezogen 

hat; dies ift nirgends geftattet. Denn in Auftrags: und 

Regquifitionsfachen kann der Commiſſarius überhaupt nur 

dann Gebühren für ſich liquidiren, wenn die Nequifition 

oder der Auftrag nicht an das Gericht, fondern an feine 
Perſon ergangen ift. | . 
Sodann befchränft fih auch die Befugnig des Commiffarius, 
für fih Gebühren in dergleichen Angelegenheiten zu fiquidiren, 
nur auf Requiſitions- und Auftragsfachen in efchäften der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, nicht aber in Proceßfahen. » 
ai. — Taxe für ſaͤmmtliche Untergerichte Abſchn. V. 
O. .c.,.G, ; 

Reſcr. vom 9. Auguft 1817, Jahrb. Bd. 10. S. 31. 
: vom 24. Suli 1818, dafelöft Bd. 12. ©. 29, 
s vom 28. Decbr. 1827, daf, Bd. 30. ©. 376. 

2) Die Befugniß, für die Ausarbeitung der Tar  Sinjtrumente 
en Commiffionsgebähren zu liquidiven, laͤßt fich a Ruͤckſicht 
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auf die Beftimmungen der Allg. Gebühren Tare Abfchn. IV. 
No. 36. lit. b. und Ne. 37. fowie auf das Refeript vom 

2. Aprit 1830 (Jahrb. Bd. 35. S. 293.) nur dann ans 
nehmen, wenn die Tape außerhalb des Gerichtsorts aufges 
nommen wird. 

3) Der Anſatz von Commiffionsgebühren für den Natural - Tras 
ditionstermin bei Grundſtuͤcken am Orte des Gerichts, wird 
durch die Allg. Gebühren » Tare nicht gerechtfertigt, fondern 
nach Abſchn. IV. No. 19 a. derfelben verworfen. 

4) Dagegen ift der Anfab von Commifjionsgebähren für die 
Ausarbeitung des Imventarii zuläffig, und dies auch von 
dev Königl. Ober-Rechnungskammer bei anderer Gelegen; 
heit anerkannt worden. 

Allg. Gebühren »Tare Abſchn. V. No. 42 b. 
Reſcript vom 9. Auguft 1817, Sahıb. Bd. 10. ©. 31. 

5) Für dag Ordnen der Auctionsgegenftände können dem rich: 
terlichen Commiffarius fo wenig als für- die Abhaltung der 
Auction felbft Gebühren bewilligt werden, . 

Nefeript vom 9. Auguft 1817, a. a. D. ©. 30, 

6) Daſſelbe gilt von den, auf Verlangen der Parteien und 
Intereſſenten in ihren Privatwohnungen abgehaltenen Ter- 
minen, 

Allg. Gebühren » Tare Abſchn. IV. No.19 a. u. Abſchn. V. 
No.47b. 
und kann hierbei hinfichts der Ehepacten feine gleiche Aus: 
nahme Statt finden, wie hinfichts der Auf- und Annahme 
der Teftamente befonders angeordnet worden. 
Cab.⸗Ordre v, Sept. 1827. (Jahrb. Bd. 30. &. 150.) 
Nach diefen Grundfägen iſt die Zuläfligfeit der Commiſſionsge⸗ 
bühren für die einzelnen Gefchäfte zu beurtheilen, auch in Ahn: 
lichen Fällen bei andern Beamten zu verfahren. 
Berlin, den 23. Mai 1832. (0.8.9. 0.39. ©. 421.) 


Einl. $. 5. Nachweis der Berichtigung zu Commiffionsgebähren, 
Dem Königl. Kammergericht wird auf den, 

| wegen der von dem Secretair B. in S. bezogenen Gebühren, 
unterm 29. v. M. erftatteten Bericht, bei Ruͤckſendung der Ans 
lagen deifelben, eröffnet, daß der Juſtizminiſter den Ausführun: 
gen des Directors N., weldyen das Königl. Kammergericht im 
Weſentlichen beitritt, nicht beipflichten fann. . Wenn auch der 
Secretair B., da er bereits im Sahre 1822 angeftellt ift, und 
feit dem Jahre 1825 feine Zulage’ zu feinem Gehalte von 400 
Rthlr. erhalten hat, nach dem Neferipte vom 14. Juli 1827 in 
dem vechimäßigen Genuffe der früher bezogenen Gebühren geſchuͤtzt 

werden foll; fo muß doc) zuvörderfi der Nachweis geführt werden : 
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daß eine gejeßlihe Verordnung dem ꝛc. B. den Genuß der 

ihm flreitig gemachten Commiffionsgebühren geftattet habe, 
weil er fich fonft im unrechtmäßigen Genuſſe diefer Gebuͤhren bes 
funden hätte. (Refer. v. 23. Mai d. J. Jahrb. Bd.39. S. 421.) 

Bei der Prüfung ber Rechtmäßigkeit des Genuffes kommt 
es zunächft darauf an: 

ob die Sporteltare, nach welcher bei dem Gericht, bei wel: 

chem ein Beamter angeftellt ift, liquidirt wird, bei den ein. 

zelnen Gefchäften beſtimmt, daß der Commiſſair Gebühren‘ 

für fich liquidiren und beziehen koͤnne. 
Bei Auslegung der Sporteltare muß man aber die verfchiedenen 
Abſchnitte derfelben, und in denfelben wieder die generellen De; 
flimmungen von fpeciellen genau unterfcheiden; denn die generels 
len Beftimmungen fönnen erft dann zur Anwendung kommen, 
wenn feine fperiellen Beftimmungen vorhanden find. | 

Nach diefen Grundfägen find die Erinnerungen der Rönigl. 
Dber : Rechnumgstammer bei Nevifion der Salariencafien : Rech 
nung der Juſtizkammer pro 1830 zu beurtheilen. Sie betreffen 
nach dem Berichte des Directors N. die Gebühren: | 


a. für Aufnahme von Inventarien, 
b. für Abhaltung von Auctionen, 
‘ec. für Siegelungstermine, 
wenn biefe Gefchäfte am Orte des Gerichtes vorgenommen werden, 


Bei der Anwendung der Allg. Gebühren Tare für fammt; 
liche Lntergerihte, welche bei der Juſtizkammer zu ©. zur An: 
wendung fommt, auf die bezeichneten Gefchäfte, kann zunörderft 
der Anficht des Directors N. nicht beigetreten werden, daß der 
in jener Gebühren: Tare bei einigen Beftimmungen gemachte Un; 
terfchied, ob das Gefchäft von einem Meitgliede oder von einem 
Secretair des Gerichts vorgenommen worden it, als allgemeiner 
Grundſatz auc bei allen andern Beftimmungen, wo diefer Un: 
terfchied nicht gemacht worden ift, zur Anwendung kommen muͤſſe. 
Eine folhe Auslegung der Gebühren: Tare würde fehr oft mit 
den klarſten Beftimmungen derſelben ftreiten. 

Was nun Ä 
zu a. die Gebühren für Aufnahme von Inventarien betrifft; 
fo finder fich die fpecielle Beftimmung unter No. 42. Abs 

ſchnitt V.: 

daß dergleichen Gebuͤhren zur Sporteltaxe fließen, wenn 
die Aufnahme des Inventariums am Orte des Gerichts 
erfolgt; 

und * kein Unterſchied hinſichts der Qualitaͤt des Commiſ⸗ 

ſarius gemacht iſt, fo kann auch der Secretair ©. keine Ge; 

bühren bezichen. Die allgemeinen Grundfäge über Com— 
miſſions gebuͤhren unter No. 19. Abdfchnitt Können nur 
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bei den in dieſem Abſchnitte bezeichneten Geſchaͤften, und 
nur in fo weit, als keine ſpeciellen Beſtimmungen Ausnah— 

men machen, feinesweges aber bei den im V. Abfchnitte: 
aufgeführten” Gefchäften zur Anwendung fommen, da für 
dieje hinfichts der Commiſſionsgebuͤhren gleichfalls allge: 
meine Grundfäße sub No. 47. aufgeftellt find, welche je: 
doch auch nur in fo fern zur Anwendung fommen, als nicht 

in den fpecielfen Beftimmungen,, wie 5. B. bei No. 24. 42 b. 

47 d. 78. 80. Lit. C. 86., Ausnahmen ausdrädlich feſtge⸗ 
ſtellt worden find. | a 
zu b. wegen ber Gebühren für Abhaltung der Auctionen. Die 
aus der Beftimmung der Allg. Gebühren » Tare Abfchn. IV. 

No. 7 c. aufzuftellenden Zweifel find hinfichts der Unter. 

gerichte dieffeits der Elbe fehon durch das Nefeript vom 9. 

Auguft 1817 (Jahrb. Bd. 10. ©. 27.) befeitigt worden; 

nach diefem (II. 1, 2.) hat weder der Nichter woch ein im fe- 

ſten Gehalt: fiehender Secretair oder Actuar einen Anfpruch 

auf Gebühren für die am Orte des Gerichts abgehaltenen 

Auctionen. Dies Refeript leidet auf den erft fpäter ange 

ftelften Secretair B. volle Anwendung, feinesweges aber das 

in Bezug genommene Nefeript vom 20. Auguft 1819, wel: 

ches, wie der Eingang bezeshnet, nur für die Gerichte jen- 
feits der Elbe beftimmt worden iſt. | 

Wegen der Gebühren 

zu c. für Siegelungs » Termine unterliegt e8 nach den deutlichen 

Beſtimmungen der Allgem. Gebühren + Tare Abfchnitt III. 

No. 29, und Abſchn. V. No. 75 und 79. und mit Ruͤckſicht 

auf die obigen allgemeinen Grundfäge ebenfalls feinem Bes 

denken, daß fein Kommiffarius eines Untergerichts, welcher 

nach der Sporteltare für fämmtliche Untergerichte zu liquidi⸗ 

ren hat, ohne Nückficht darauf, ob er ein richterliches oder 

Subalternen » Amt beffeidet, einen Anfpruch auf Commif- 

ſionsgebuͤhren für Siegelungen und Entfiegelungen am Orte 

des Gerichts hat, ö 1 

Hiernach befindet ſich der Secretair B. hinſichts der ſaͤmmtlichen 

von der Koͤnigl. Ober/Rechnungskammer defectirten Gebühren im 

unrechtmaͤßigen Genuſſe, und in dieſem kann derſelbe niemals ge⸗ 
ſchuͤtzt werden. ee, 

Das Königl, Kammergericht hat dem gemäß den Director N. 

zu befcheiden und bei Ähnlichen Neclamationen zu verfahren, auch 

die Untergerichte im Departement des Collegii zur Vermeidung 
dergleichen Weberhebungen unzuläffigen Emolumente mit den nds 

thigen Anweifungen zu verfehen. | | 

Berlin, den 12. Novbr. 1832. Ä | 

| 68H. Bd. 40. ©. 465.) 
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Einl. . 5. Erſtattung überhobener Sommißionsgebähren. . 


Der Juftizminifter hat, in Verfolg Shrer Vorſtellung vom 
8. Maͤrz d. J. wegen der von Ihnen bezogenen und durch die Koͤ— 
nigl. Ober-Rechnungskammer bei Reviſion der Salariencaſſen 
Rechnungen des Landesgerichts zu €. pro 188/3n defectirten Com: 
mijfionsgebühren, im Betrage von-59 Rthlr. 15 Sgr. mir beiden 
Behörden correfpondirt, ift jedoch mit der Koͤnigl. Ober : Rec 
nungstammer einverfianden, daß Sie zwar zu den Beamten ge- 
hören, welche vor dem 1. San. 1825 angeftellt. worden find, und 
auf welche daher, wenn fie ich bis dahin im rechtmäßigen Genuffe 
der Commiffionsgebühren ‚befunden haben, die Beftimmungen 
bes $. 38. der Inſtruction für die Könige. Ober⸗Rechnungskam⸗ 
mer feine Anwendung finden, daß Ihnen aber dennoch die bezo⸗ 
genen Commiffionsgebühren bis auf einen geringen VBerrag nicht 
zufommen, und daher mit Recht defectirg worden find. 


Denn bei der Frage, melde Gebühren Sie außer dem be⸗ 
ftallungs » und etatsmaͤßigen Einkommen zu beziehen haben, 
kommt es nicht zunächft darauf an, welche Gebühren von der 
Allg. Gebühren » Tare als Commifllonsgebühren bezeichnet wer⸗ 
den, als vielmehr darauf, welhe Gebühren nach den Neferipten 
2 Juſtiz-Miniſteriums vom 20. Auguft 1819 (Zahrb. Sp. 14. 

S. 52.) und vom 4. Auguft 1824 von. den Beamten der Lands 
gerichte und Gerichtsämter im Departement der Königl. Ober: 
Yandesgerichte zu Naumburg und Frankfurt —— werden 
duͤrfen. 

Der Juſtizminiſter v. Kircheiſen hat namlich in einem an das 
Koͤnigl. Ober⸗-Landesgericht zu Naumburg am 4. Auguſt 1823 
erlaſſenen Reſcripte beſtimmt: 

daß bei den Landgerichten und Gerichtsaͤmtern des Departe: 

ments die im Neferipte vom 20. Auguft 1819 enthaltenen 

Grundfäge in Anwendung gebracht werden follten, fo daß 

die Landgerichtsbeamten die in jenem Nefcripte sub a, 

No.1—7. erwähnten Gebühren nad) der Sporteltare für 

die größeren Städte, die Gerichtsämter aber die sub b. 

1 — 7. gedachten Gebühren nach der Sporteftare für faͤmmt— 

liche Untergerichte fuͤr ſich berechnen duͤrften. 

Das Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht zu Frankfurt aber hat die Land; 
gerichte und Gerichtsämter feines Departements durd) die in dem 
Amtsblatte der Frankfurter Regierung für das Jahr 1824 
S. 364. abgedruckte Verfügung vom 16. Novbr' 1824 von jener 
Beftimmung des Suftizminifters in Kenntniß geſetzt und angewie⸗ 
ſen, ſich nach derſelben zu achten. 

Dazu ſind auch Sie, der Sie kurz vor Erlaß dieſer Verfuͤ— 
gung des Koͤnigl. Ober-Landesgerichts angeftellt worden, verpflich: 
tet geweſen. &is haben daher von diefer Zeit ab nur diejenigen 
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Gebühren für fih beziehen können, welche das Refeript vom 20. 
Auguft 1819 unter h. 1— 7. geftattet, und können auch für die 
Zukunft nur diefe Gebühren beziehen, daher Sie ſich Fünftig ges 
nau nach jenen Beftimmungen zu achten und dadurch Erinnerun: 
gen der Königl. Ober ; Nechnungsfammer zu vermeiden haben. 

Was die früher erhobenen und von der Königl. Ober : Rech: 
nungstammer defestirten Gebühren betrifft, fo will der Juſtiz— 
minifter- den Betrag von 59 Rthlr. 15 Sgr. ‚mit Nüdfiht auf 
Ihr Unvermögen zum Erfaß diefer Summe niederfchlagen, und 
‚ die Königl. Ober: Rechnungsfammer erfuchen, das Meonitum zu 

Löfchen. Sollten Sie aber auch fpäter andere Commiſſionsge⸗ 
buͤhren beziehen, als Ihnen verftattet ift, fo Können Sie von de; 


'. ren Erftattung nicht dispenfirt werden. 


Berlin, den 17. Novbr. 1832, (v. 8.3. Bd. 40. ©. 520) 


Einl. $. 5. Sereneigung ber — zu Orhöären in Geſchaͤften der 
General: &ommiffion 


Auf den Bericht vom 19, v. Mi, 

betreffend die Gebühren der Unterrichter bei Aufrägen 1 ber 

General: Commiffion, 
wird dem Königl. Ober Landesgericht Folgendes eröffnet: 

Es ift fein Grund vorhanden, bei der Befugniß der gericht 
lihen Beamten, neben ihrem Gehalte aus Koͤnigl. Caſſen gewiffe 
Gebühren für Gefchäfte an ihrem Wohnorte zu beziehen, hinfichts 
lich der bei Aufträgen der General:Commiffioen und bei Requi— 
fitionen der SOpeclal : Commiffionen zuläffigen Koften andere Grund; 
ſaͤtze, als hinfichtlich derjenigen, welche durch Aufträge und Res - 

quifitionen anderer Behörden entfichen, in Anwendung zu bringen. 

Der Umftand, daß die Gebühren für die im Auftrage der 
Generals Commiffion vorgenommenen Gefhäfte als Diäten in Ans 
fat gebracht und von den Parteien erhoben werden, giebt noch 
- feinen Grund dazu ab, den nicht zur Caſſe der General: Commifs 

fion fliegenden Theil diefer Diäten in allen Fällen, und naments 
fih auch dann dem richterlichen Beamten als Commiſſi ionsge⸗ 
buͤhren zu bewilligen, wenn der Auftrag der General⸗-Commiſſion 
nicht an die Perfon des Beamten, fondern an das Gericht, bei 
weichen derfelbe angeftellt iſt, gerichtet war. | 

Denn für die gerichtlichen Beamten bleibt es hinſichts aller 
Geſchaͤfte bei den Hauptgrundſaͤtzen, daß 

a. jeder Beamte in der Regel verpflichtet iſt, die Geſchaͤfte an 
ſeinem Wohnorte ohne beſondere Remuneration zu beſorgen, 
und daß die dafuͤr aufkommenden Gebuͤhren zur Caſſe fließen, 

und daß 

b in Auftragsſachen der Beamte nur dann die Gebühren bes 
ziehen darf, wenn ber Auftrag an feine Perfon gerichtet ift, 
außerdem aber die Gebühren zur Kaffe einzuziehen find. 
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Hiernach hat das Königl. Ober » Landesgericht zu verfahren 
und die Untergerichte feines Departements anzuweifen. 
Berlin, den 10. Decbr. 1832. (v. K. J. Bd. 40. ©. 546.) 


Eint. N 9. Eommilfiondgebühren und Reiſckoſten der Keferendarien und 
Yuseultatoren. u 


Dem Königl. Ober-Appellationsgericht wird auf den Bericht 
vom 30. Juli c. eröffnet, daß wegen der Commüffionggebühren, 
welche den bei den Gerichten im Großherjogthum’Posen beſchaͤf— 
tigten Meferendarien und Auscultatoren zu bewillisen find, das 
Reſcript vom 13. April 1829 (Jahrb. Bd. 33. ©. 144.) zur An— 
wendung zu bringen ift. — > 

Dad) diefem ift e8 unbedenklich, daß 

1) Referendarien und Auscultatoren, welche bei einem Ges 
richte als Huͤlfsarbeiter oder Stellvertreter gegen eine bes _ 
ftimmte' Nemuneration oder gegen Diäten befchäftigt werden, 
für die am Orte des Gerichts in ihrer amtlichen Stellung zu 
demfelben vorgenommenen Gefhäfte niemals Commiſſions— 
gebühren beziehen koͤnnen, wenn auch die Allg. Gebühren ; 
Tare für gewiffe Geſchaͤfte, namentlich wenn folche außer; 
halb des Gerichtslocals vorgenommen werden, Commif: 
fionsgebähren bewilligt, indem folche in dergleichen Fällen 
zur Salariencaffe des Gerichts liquidirt werden muͤſſen. 

2) Wenn dagegen Neferendarien und Auscultatoren, welche 

bei den Berichten unentgeldlich arbeiten, von den Gerichts ; 

Dirigenten Gefchäfte außerhalb des Gerichtslocals übertra- 

gen werden, für welche die Allg. G:bühren : Taye dem ges 

eichtlihen Commiſſar Commiffionsgebähren bewilligt; fo 
fönnen diefe Gebühren für den Referendar oder Auscultator 
fiquidirt, und — wenn folche von der Partei eingezogen 

‚worden — dem Commifjar ausgezahlt werden. 

3) Dabei muß in jedem einzelnen Falle die Frage: ob einem 
Neferendar oder Auscultator Commiffionsgebühren zu bes 
willigen find, lediglich nach derjenigen Gebühren: Tare beur: 

- theilt werden, nach welcher die Koften für das Geſchaͤft ſelbſt 
von dem Gerichte, bei welchen der Neferendar'oder Auscuk 
tator das Gefchäft vornimmt, in Anſatz kommen. 

Wenn daher ein Neferendar oder Auscultator bei einem 
Friedensgerichte befchäftigt wird, und in diefer Stellung ein 
Geſchaͤft außerhalb des Gerichtslocals vornimmt, für wel; 
ches die Koften nur nach der Gebühren : Tare für ſaͤmmtliche 
Untergerichte liquidirt werden können; fo darf er. für fich nur 
dann Commiffionsgebühren fordern, wenn. folche in der 
bezeichneten Gebühren : Tare dem Kommiffar bewilligt wor; 
den find ; keineswegs aber kann in einem folchen Falle auf 
die Beftimmungen der Gebühren : Tare für die Stadtgerichte 


+ 
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in den. großen Städten, nach welcher die Landgerichte die 
Koſten anjegen, zurückgegangen werden 1.1 178. 179. der 
Verordnung vom 9. Febr. 1817.). 

4) Dei Entfheidung der Frage: 

ob einem Neferendar oder Auseultator nach ben einzelnen 

Beftimmungen der Gebühren» Tare für ein Gefhäft Com: 

miſſionsgebuͤhren bewilligt werden koͤnnen? 
find nicht nur bie betreffenden Allg. Gebühren : Taren felbft, 
fondern auch die hinſichts der Zuläffigfeit der Commiffions; 

gebuͤhren erfaffeiten fpäteren Verordnungen zu berückfichtigen, 
wenm auch dieſe bteren nicht gerade wegen Referendarien 
und Aussultarsgenn; aa wegen anderer Beamten erlafs 
fen worden find.“ 

Es unterliegt daßer keinem Bedenken, daß das wegen 
der Commiffionsgebähren für Ausarbeitung von Tar » Sn; 
ſtrumenten zur Declaration der Beſtimmungen ber Allg. Ge 
bühren : Tare für ſaͤmmtliche Untergerichte erlaffene Nefeript 
vom 2. April 1830 (Jahrb. Bd. 35. ©. 293.) auch bei Re— 
ferendarien und Auscultatoren zur Anwendung fommen muß, 
wenn diefe die Aufnahme einer Tare beforgt haben, und die 
Koften dafür nach der Gebühren» Tare für fͤumitliche Un⸗ 
tergerichte anzuſetzen ſind. 

Wenn dagegen, die Gebuͤhren-Taxe für Stadtgerichte in 
den großen Städten zur Anwendung fommt, fo kann auf 
jenes Reſcript nicht zurückgegangen werden, da es diefe Ges 
bähren » Tare nicht beräckfichtigt hat. 

5) Können die liquidirten Commifflonsgebähren von den 
Parteien nicht erhoben werden, fo kann deren Zahlung aus 
der Caſſe niemals erfolgen. | 

6) Für die am Drte des Gerichts geführten — 
koͤnnen die Referendarien und Auscultatoren die Gebuͤhren 
auch dann nicht verlangen, wenn ſolche von den Parteien 
gezahlt werden. 


7) Eben ſo wenig duͤrfen dieſelben bei auswaͤrtigen Commiſſlo⸗ 
nen die Tax⸗Gebuͤhren fuͤr die von ihnen erlaſſenen Verfuͤ⸗ 
gungen fuͤr ſich liquidiren. 

8) Dagegen haben ſie bei allen außerhalb des Gerichts vorge 
nommienen Gefhäften die zuläffigen Neifekoften und Diäten, 
und zwar 

a. wenn die Koften von den Parteien zu erheben find, nach 
den Beftimmungen der überhaupt zur Anwendung kom⸗ 
menden Allg. Gebühren» Tare, von den Parteien, 

b. außerdem aber nach der Verordnung vom 28. Juni 1825 
aus der Salariencaffe des Gerichte, 

zu beziehen, 
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=) Bei zahlbaren Parteifachen kann jeder Meferendar oder 
Auscultator, welcher ein richterliches Geſchaͤft außerhalb 
dem Orte des Gerichts vornimmt, wenn die dazu aufgefor⸗ 
derte Partei das noͤthige Fuhrwerk nicht ſtellt, gleich einem 
Mitgliede des Gerichts, für zwei Pferde Extrapoſt liquidi⸗ 
ven. Doc muß er ſich mit diefem Satze begnügen, wenn 
er auch eine Miethsfuhre genommen und für diefe mehr be- 
zahlt hat, als die Reife mit Ertrapoft Eoftet. 
Dei Beforgung von auswärtigen Subalternen + Gefchäften 
dagegen muß fich der Referendar oder Auscultatör der ordi- 
naͤren Poft bedienen, oder eine Miethsfuhre annehmen, 
wenn die Reiſe mittelft der Poft nicht vorgenommen werden - 
kann. Doc) darf auch hier die Miethsfuhre niemals mehr 
Eoften, als die Reife mit zwei Pferden Ertrapoft. | 
Hiernach hat das Königl. Ober - Appellationsgericht zu verfahren, 
und die Landgerichte und driedentgerichte mit beſtimmten Anwei⸗ 
ſungen zu verſehen. 
Berlin, den 13. Aug. 1833. (v. 8. IJ. Bd. * S. — 


Einl. $. 3. Berechtigung zu Sommirfiondgedähren. 


Der Juſtizminiſter fann auf Ihren Antrag in der Vorſtel⸗ 

lung vom 18. v. W., 

- Shnen künftig die, nad) der Allg. Gebühren - Tare vom 23. 
Auguft 1815 zuläffigen Commiffionsgebühren neben Ihrem 
Gehalte zu belaſſen, 

nicht eingehen. 

Es iſt ein laͤngſt anerkannter Grundſatz: 
daß Beamte, welche vor dem Jahre 1825 angeſtellt find, 
und an fih einen Anfpruch auf jene Commifflong ; Gebühren 
haben, diefen Ahfpruch verlieren, wenn fie nad) dem Sahre 
1825 Zulagen erhalten, durch welche Ihnen. das Normals 
gehalt der Stelle ergänzt wird, 
Reſcr. v. 28. Decbr. 1827. (Jahrb. Bd. 30. ©. 376.) 
Reſcr. v. 12. Novbr. 1832. (Jahrb. Bd. 40. ©.465.) 

Auch in dem Reſcripte vom 23. Mai 1832, im Eingange — 

Jahrb. Bd. 39. ©. 421. — ift biefer Grundſatz berückfichtigt 

worden, indem hinfichts des fpeciellen Falles, der zu diefem Res 

er Veranlaffung gegeben hat, ie herausgehoben wors 
den ift: 
daß ber Affeffor %., wenn er auch bereits im Jahre 1820 
mit feinem jeßigen Sepatte von 600 Rthlr. angeftelle worden 
fei, den erforderlichen Nachweis der Rechtmäßigkeit feines 

Gebuͤhrengenuſſes führen müffe. 

Hiernach ift auch von dem Königl. Staats » Minifterium bei meh: 

reren auf Grund der Allerhöchften. Cabinets / Ordre ‚vom 7. Juli 


1) 
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1830 und dem Neferipte vom 2. März 1830 (Jahrb. Bd. 36, 
S. 294.) wegen angebliher Entziehung von Beamten + Emolu: 
menten angebrachten Neclamationen entfchieden, und insbejondere 
angenommen worden, daß es bei Bewilligung der Gehaltszulagen ° 
feiner ausdrücklichen Erwähnung der dagegen mwegfallenden Ge; 
bühren beduͤrfe. — 
Dieſelben Grundſaͤtze muͤſſen auch dann eintreten, wenn ei— 
nem Beamten, der das normalmaͤßige Gehalt ſeiner Stelle bereits 
bezieht, eine perſoͤnliche Zulage bewilligt wird. 

Dieſer Fall iſt hier vorhanden. Ihnen iſt vom 1. Juli 1831 
ab eine Zulage von 100 Rthlrn. bewilligt worden, und zwar be— 
ſonders deshalb, weil in dem Berichte an Se, Majeſtaͤt den 
König ausgeführt worden ift, dag Sie nur ein Gehalt von 
600 Rthlr. bezögen. Es ift daher angenommen und wohl beruͤck⸗ 
fihtigt worden, daß Sie außer Ihrem Gehalte Feine Emofumente 

beziehen, was auch dem furz vorher entiworfenen Etat für die 
Jahre 1831 — 1823 vollfommen entſpricht. | | 

Hiernach haben Sie keine Anſpruͤche auf den Genuß der, 
fonft nach den Beftimmungen der Allg. Gebühren: Tare zufäffigen 
‚Eommiffions Gebühren vom 4. Juli 1831 ab, da Sie feit dies 
fer Zeit durch die Gehaltszulage vollftändig entfchädigt worden find. 

Mas dagegen Ahrem Anſpruch auf Zahlung der, vor dem 
1: Juli 1831 verdienten und zur Caffe gefloffenen Commiffions; 
gebühren betrifft, fo muß Ihnen der Juſtizminiſter überlaffen, 
nah Maaßgabe des Neferipts vom 23. Mai v. J. dem Koͤnigl. 
Dber : Landesgericht zu Ratibor zuvoͤrderſt den factiſchen Beſitz⸗ 
ftand Hinfichts des Genuffes der. Ihnen von der Königl, Ober 
Rechnungskammer freitig gemachten Commiffionsgebühren, und 
fodann deſſen Rechtmäßigkeit näher nachzumweifen und die weiteren 
Verfügungen zu gewärtigen. Ä | 

Berlin, den 9. Septbr. 1833. (v. K. J. Bd. 42. 5. 159.) 


2 Einl. . 5. Emofnmenten» Entfhädigung der Beamten an Schreibgeblh⸗ 


rön, Tantieme, Jnfinuationgs nnd Meilengebühren bei Dbjecren bis. 50 
Rthlr. in dem neuen Proceßverfahren. 


Durch die in No. 16. der Gefeßfammlung für diefes Jahr 
unter No. 1460. (S. 109.) abgedructe Allerhöchfte Cabinets s 
Ordre vom 9. d. M. ift Allerhöchft genehmigt worden, daß bei 
den aus Staats-Fonds unterhaltenen Gerichten: 

1) diejenigen Beamten, deren Einkommen ganz oder zum Theil 
auf Schreibgebühren angewiefen ift, von den, nach der 

neuen Gebühren » Tare vom 9. d. M. in dem Mandate, 

dem ſummariſchen und dem Vagatell» Proceg bei Dbjecten 
bis 50 Rthlr. ftatt der einzelnen Gebuͤhrenſoͤtze zu liquidiren: 
den Paufchquanten einen beſtimmten Antheil, und zwar 
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a. von Paufchquanten für das Proceßverfahren von 
den erſten 20 Rthlr. des Objects ein Drittheil und 
bei Höheren Objecten von dem Mehrbetrage 
| ein Sechstheil, | 
b. von Paufchquanten in der Erecutions » Snftanz 
fees ein Sechstheil erhalten follen, und 
2) die. Salariencaffen «Nendanten und andere gerichtliche Be: 
amte, welchen eine Tantieme von der quotepflichs 
tigen. Sportel:Einnahme zufteht, zur Berechnung 
diefer Tantieme auch diejenigen Sportel » Einnahmen ziehen 
koͤnnen, welche nach den Beftimmungen der neuen Gebühr 
ven» Tare fiquidirt werden, und bisher quotenpflichtig ges 
weſen find. 
Das Königl, ıc. wird hierdurch angewiefen, nicht nur hinfichts 
-der bei ihm felbft angeftellten betreffenden Beamten nad) diefen 
Allerhoͤchſten Beftimmungen zu verfahren, fondern auch die aus 
Staats» Fonds unterhaltenen Untergerichte des Departements zu 
deren Befolgung anzumeifen. F 
Zur Vereinfachung des Sportels und Caſſenweſens iſt ans 
dern Beamten, And namentlich auch den Umterbeamten, 
welche nad) ihren Beſtallungen oJer den Etats mit ihrem Einkom— 
men ganz oder zum Theil auf Meilengelder, Erecutions 
und Sinfinuationsgebühren angemiefen worden find, 
fein Antheil von den bei Objecten bis 50 Rthlr. von den Parteien 
einzuziehenden Paufchquanten bewilligt worden. Es läßt fich das 
her erwarten, daß von einzelnen Beamten, namentlich der letz⸗ 
tern Klaffe, Reclamationen wegen Verkürzung ihres Einkommens 
werden erhoben werden. — 
Sn dergleichen Fällen hat das Koͤnigl. ꝛc. nad) folgenden 
Grundfägen \ verfahren: | 
1) Bei Beamten, welche bereits nah ben Beftims 
‚ mungen der Normal»-Etats angeftellt find, und 
- welchen nur ein Theil ihres Einfommens auf Meilengelder, 
Erecutionds und Snfinuationsgebühren durch Bewilligung - 
derfelben big auf ein Marimum angemwiefen worden, ift am 
Schluffe des Jahres nad) den bisherigen Nefultaten näher 
zu erwägen, ob fih mit Wahrfcheinlichkeit erwarten läßt, 
daß der Beamte auch fpäterhin das ihm angewiefene Maris 
mum feines Einkommens aus den Gebühren beziehen wird, 
oder ob eine Erhöhung des firirten Gehalts nothwendig iſt. 
Sm legtern Falle ift über die erforderliche Etatsveränderung 
gutachtlich zu berichten. | | 
\ 2) Diejenigen Beamten aber, welchen ein unbefchränfter 
Genuß der auffommenden Meilengelder, Execution s und 
Sinfinuationsgebühren,. oder eine beftfimmte Quote 
derfelben zuftehe, find auf ihre Worftellungen über Verkuͤr⸗ 


* 
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zung ihres Dienſteinkommens zu Protokoll zu bedeuten, daß 
ihnen deshalb kein Entſchaͤdigungs-Anſpruch zuſtehe, indem 
ſie ſich die durch eine neue Sporteltaxe herbeigefuͤhrte Ver⸗ 
ringerung ihres Einkommens gefallen laſſen muͤſſen, daß aber 
letzteres vom J. Jan. k. J. ab nach den ihnen bekannt zu 
machenden Beſtimmungen des Normal, Etats regulirt wer; 
den folle, wenn fie dies wuͤnſchen. 

Nach — ihrer beſtimmt zu erfordernden Erklaͤrun⸗ 
gen iſt Aber bie erforderliche Abänderung des beftchenden 
Etats in jedem fpeciellen Falle zu berichten. 

Hat dem Beamten die Verpflichtung obgefegen, die erfor; 
derlichen Gehuͤlfen aus feinem bisherigen Einkommen zu res 
muneriren, fo fällt diefe Berpflichtung bei anderweiter Regu⸗ 

» Jirung feines Einkommens weg, infofern nicht der Normal, 
Etat eine gleihe Verpflihtung enthält, 

Kann aber der Beamte bei eigener pflichtmaͤßiger Thaͤtig— 
feit und.genügender Qualification, nach genauer Prüfung 
feines Gefchäftsumfanges, diefem allein und ohne Gehuͤlfen 
nicht vorftehen, fo find bei der Berichtserſtattung zugleich 
Vorfchläge wegen Annahme und Remuneration der erforder 
lichen Hülfsarbeiter aus den fpeciellen oder allgemeinen Dis, 
pofitionds Fonds der Gerichtsbehoͤrden zu machen. 

Nach gleichen Grundfaͤtzen iſt bei andern Juſtizbeamten zu ver⸗ 
fahren, welche bei Anwendung der neuen Gebuͤhren⸗Taxe eine 
Verkürzung ihres auf Gebühren angewiefenen Einkommens ber 
aupten. 

4 Berlin, den 26. Ditbr. 1833. (v. K. 3.42. S. 412.) 


Ein. 9 6. Welche Binfen dei Beftimmung der KoftensGolonne mit zu rech⸗ 

Der Zuftizminifter hat aus einer, von dem Juſtiz « Commifs 
farius R. unterm 6. v. M. angebrachten, Beſchwerde über den’ 
Anfas der Koften in Sachen der G'ſchen Eheleute wider den Ju— 
ſtiz- Commiffarius P., und aus den, derfelben beigefügten Ver, 
fügungen des Königl. Dber »Landesgerihts vom 31, Auguſt und 
14. Septbr. d. 5. erfehen, daß das Kollegium bei Beftimmung 
der Koften » Kolonne nicht nur auf den Betrag der Zinfen zur Zeit 
der Anftellung der Klage, fondern aud) auf die, im Laufe des 
Proceſſes erwachfenden, und außerdem auch auf das Agio vom 
Eonventionsgelde Ruͤckſicht nimmt. 

Dieſen Anſichten des Koͤnigl. Ober Landesgerichts kann ber 
Juſtizminiſter nicht beitreten. 

Es iſt zwar bei dem Sportelanſatz im Allgemeinen richtig, 
daß ſich dieſer nach dem jedesmaligen Objecte der Verfuͤgung oder 
des gerichtlichen Geſchaͤfts richtet. Der:$.6. zur Einleitung der 


/ 
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‘ Allg. Gebühren» Tape beſtimmt jedoch hinfichts der in Proceffen 
anzufegenden Koften: 

daß bei Beftimmung des Objects, nach welchem fich die An: 

feßung der Gebühren unter diefe oder jene Kolonne richtet, 

blos auf das Capital, und nur ausnahmsweiſe auch auf die 

Zinſen Ruͤckſicht genommen werden fol, 

a. wenn die eingeklagten ruͤckſtaͤndigen Zinſen die Haͤlfte des 

geforderten Capitals ausmachen, und 

b. wenn der Proceß überhaupt nur Zinfen zum Gegenſtande 


at, 

Es PER. daher hiernach hinſichts der, im Laufe eines Proceffes 
anzufegenden Koften nur auf den Betrag derjenigen Zinfen an: 
fommen, 

welche zur Zeit der KlagesAnftellung rücftändig find und 
eingeflagt werden. un 
Betragen alfo zu diefer Zeit die eingeflagten Zinfen noch nicht die 
Hälfte des Kapitals, fo können fie bei Berechnung der Koften gar 
nicht berückfichtigt werden, wenn fie auch im Laufe der Sinftanzen 
fteigen und die Hälfte des Capitals erreichen follten; denn dieſe 
im Laufe der Inſtanzen hinzugetretenen Zinfen gehören nicht zu 
den eingeflagten rückftändigen Zinfen, welche bei Berechnung der 
Koften zu berüickfichtigen find. Wollte man diefen Grundſatz nicht 
feſthalten, fo-müßte im Laufe. einer Inſtanz bei jeder Verfügung 
geprüft werden, ob inzwifchen mit Zurechnung der laufenden Zin- 
fen das Dbject erhöht und der Anſatz der Koften nach einer hoͤhern 
Colonne gerechtfertigt fei. Dies ift- jedoch in der Allg. Gebühren 
Taxe nirgends vorgefchrieben. Es läßt fich daher auch aus dem 
Reſcripte vom 5. Novbr. 1821 und dem beigefügten Gutachten 
bes Geheimen Ober » Tribunals vom 31. Detbr. 1821 über die 
Frage: ob die laufenden Zinfen bei Berechnung der verifiblen 
Summe zu berückfichtigen find, auf den Anfag der Koften nichts 
folgern. (Jahrb. Bd. 18. ©. 285.) 

- Nur in der Executions-Inſtanz kommt der allgemeine 
Srundfaß wieder zur Anwendung ,. daß das Object den Koften: 
anſatz beſtimmt, und es richtet fich daher die Höhe der Koften 
nach der gefammten Summe an Capital und Zinfen, wegen wel: 
cher die Execution nachgefucht wird. 

Daß auf das Agio vom Conventionsgelde bei Berechnung 
der Koften Nücficht genommen werden folle, ift niemals angeords 
net worden. Im Gegentheil wird auch bei Berechnung des Pros 
ceß⸗Werthſtempels für Conventionsgelder kein Aufgeld berechnet. 
(Stempel: Gefeg vom 7. März 1822. 6. 4 b.bb.) Es iſt daher. 
fein Grund vorhanden, bei dem Anfag von Koften dies Aufgeld 
zu berückfichtigen. 

Da hiernach die Befchwerde des ꝛc. N. gegen den Koftens 
anfag in Sachen ©, wider P. nach ber fünften Colonne der Spors 
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teltare nicht unbegründet ift, fo hat das Koͤnigl. Ober » Landes: 
gericht die Liquidation der gerichtlichen Koften ur nach der viers 


ten Colonne anlegen zu laffen, auch fich in künftigen Fällen nad) - 


den hier entwickelten Anſichten zu achten. — 
Berlin, den 12. Decbr. 1832. (v. K. J. Bd. 40. ©. 522,) 


Einl. $. 6. Bebühren der Kammergerlchts-Seeretaire für Handiungen der 


freiwilligen Gerichtsbarkeit, insbefondere bei Goncurrens connerer Extläs 
tungen, mehrerer Gontrahenten und Zuziehung von Rechts⸗Aſſiſtenten. 
Sn Folge der von dem Königl, Rammergericht im Berichte 

vom 6. Auguft v. 5. über die Gebühren der Kammergerichts + 

Secretaire, für Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ge 

äußerten Anſicht, ift der Juſtizminiſter zuvörderft mit dem Col 

Jegio einverftanden: daß die Kammergerichts: Secretaire, in Fäl- 

nr ” - 

. 2) wenn eine und dieſelbe Perfon bei einem gerichtlichen Act 
mehrere unter einander connere —— abgiebt, z. B. 
bei einer Ceſſion, mit Quittung und andern Nebenerklaͤrungen; 

2) wenn mehrere Perſonen bei einem gerichtlichen Act eine und 

dieſelbe Erklaͤrung abgeben, z. B. bei einer gemeinſchaftlichen 
Ceſſion, Vollmacht, ſolidariſchen Verpflichtung ꝛc., 
nur die einfachen Saͤtze der für die Haupterklaͤrung zulaͤſ⸗ 


figen Gebühren, mit Rückficht auf die Beftimmungen der 


Alfg. Gebühren» Tare für Obergerichte Abſchn. V. No. 13. 


und des Reſcripts vem 26. Octbr. 1829 (Jahrb. Bd. 34 \ 


S. 476.) in Anfug fommen dürfen. 
Daſſſelbe tritt aber auch) 
. 3) dann ein, wenn mehrere Perfonen bei einer Verhandlung 
mehrere unter einander connere Erklärungen abgeben, 3. B. 
bei Aufnahme eines Schuldſcheins, mit welchem eine Buͤrg⸗ 
ſchaft verbunden ift. 
Hiefür fpricht die Beftimmung der Allg. Gebühren: Tare 
im Abfchn. V. No. 13. und der Umftand, daß die verfchies 
denen Sintereffenten nur Theile der von ihnen beabfichtigten 
und in ein-Protofoll zufammengefaßten Verhandlungen find, 
wofür der Beamte oder Notar nur einfache Gebühren bes 
ziehen kann. 
Die Beftimmungen hinter No. 16. im III. Abfchn. ber 
Allg. GebührensTare für Yuftiz, Commiffarien und Notas 
rien beziehen ſich — wie bereits das Reſcript vom 26. Novbr, 


1829 a. a. D. ausgefprochen hat — nur auf Recognitionen, . 


Bei diefen laͤßt ſich auch mis Rückficht auf die niedriaften Ge: 
bährenfäge eine Ausnahme von der Regel rechtfertigen. 
Mas endlich 
4) die Gebühren der Rechts ‚ Affiftenten-betrifft,, welche bei In⸗ 
terceſſionen von Weibern, Erklärungen von Blinden u. ſ. w. 
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den Erklärungen zugeordnet werden, fo geftattet der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß, in Ermangelung ausdrüdlicher Beltimmuns 
gen hierüber in der Allg. Gebühren: Tore, für dergleichen 
Affiftenten : . 
a. wenn dies wirkliche rechtsfundige a die nach 
No 24. und 21. Aöfchnitt Il. der Allg. Gebühren : Tare 
für Juſtiz-Commiſſarien, a 
b. außerdem aber nur die nach dem Nefeript vom 2. Juni 
1823 den Mandatarien ad videndum jurare Bewilligs 
- ten Gebührenfäge, Abjchnitt I. No. 5. jener Gebühren : 
Tare | 
fiquidiet, und von den ntereffenten eingezogen werden dürs 
fen. Ä 
Nach diefen Beftimmungen hat das Köniz. Kammergericht 
die Secretarien mit der erforderlichen Anweifung zu verfehen, und 
auch in.andern Fällen zu verfahren. | 
Berlin, den 2, Mai 1833. (v. 8.5. Bd. 41. S. 510.) 


“ 
Einl. $. 6. Koftenenfap, menn bei einem gerichtlichen Aete mehrere eon⸗ 
Ren ——— abgegeben und mehrere zuſammenhaͤngende Gefchaͤfte vers 
andelt werden, 


Dei Rücdfendung der, mittelft Berichts vom 6. d. M. einges. 
- reichten Grundacten vom D’fchen Halbfpänner - Gute zu 3., wird 
dem Amts» und Stadtgerichte eröffnet, daß die zu diefen Acten 
ergangene Verfügung des Königl. Ober :Landesgerichts zu Deagdes - 
burg vom 17. Mai d. 5. völlig angemeffen ift, und mit den Be; 
fiimmungen des Referipts vom 6. Decbr. 1824 keinesweges im 

Widerfpruch „eht. — | " 
MNach diefem und dem darin erwähnten Gutachten des Kam⸗ 
mergerichts vom 29. Juli 1824 koͤnnen für mehrere in einem Ters 
mine und in einem Protokolle aufgenommene Handlungen der freis 
willigen Gerichtsbarkeit, für welche die Allgemeine Gebühren: Tare 
befondere Säge enthält, alle diefe Säge nur dann zufammen liqui— 
dirt werden, wenn in. der Verhandlung wirklich mehrere verfchie- 
bene, aus befondern Nechtstitein entfpringende , für fich beftehende 
Geſchaͤfte abgefchloffen worden find, von denen eben ſowohl jedes 
einzeln in ‚befondern Verhandlungen hätte vorgenommen werden 
önnen, und wenn die Cumulation folcher verfchiedenen Gefchäfte 
nur der Kürze oder der Bequemligpkeit wegen in eine Verhands _ 
lung zufammengefaßt worden ift, 

Dies ift in dem, bei der Juſtiz-Viſitation gerügten Falle 
nicht anzunehmen. 

Ein Ehe- und Erbvertrag, welcher im vorliegenden Falle 
aufgenommen worden iſt, enthält zivar mehrere Beftimmungen, . 
über welche auch befondere felbftftändige Verträge aufgenommen 
werden könnten. Alle diefe Beftimmungen find aber weſentliche 
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Theile eines Ehe» und Erbvertrags, und bilden daher nur zuſam⸗ 
men das von den Intereſſenten beabfichtigte Gefchäft. Es läßt 
ſich mithin nicht behaupten, daß diefe verfchiedenen Theile, nur der 
Kürze oder der Bequemlichkeit wegen, in eine Verhandlung zuſam⸗ 
mengefaßt worden feien. Es bleibt vielmehr bei der Regel: 
daß, wenn bei einem gerichtlichen Acte mehrere unter einan: 
der connere Erklärungen abgegeben werden, mur die einfachen 
Säge der für das Hauptgefchäft zuläffigen Gebühren in An: 
ſatz kommen dürfen. 
Berlin, den 15. Auguſt 1833. (v. K. J. Bd. 41. S. 497.) 


Einl. $. 9. Nichtanwendbarkeit der Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre v. 10ten 
Deembr, 1830 wegen eines Koſten-Hauſchquanti auf die im Wege der un⸗ 
terfuchung behandelten Fnjurienproceffe. 


Refer. v. 17. Octbr. 1831. (zur Crim, Ordn. Gebühren :Tare 
ad A.) 


Einl. 9.9. ' | | 
er Benin Bel len ze an vom oma, 
Dem Königl. Ober s Landesgericht wird hierneben Adfchrift 
der von dem A. eingereichten Befchwerde vom 18. v. M., 
die Moderirung der in feinem Sinjurien: Proceffe wit dem B. 
von dem Collegio feftgefegten Koften betreffend , 
mit dem Eröffnen zugefertigt, daß das Juſtiz-Miniſterium die; 
ſelbe — vorausgefeßt, daß das Sachverhältnig der Wahrheit ge: 
maͤß vorgetragen ift — für begründet hält. Denn mit NRückficht 
auf die im $. 9. der Einleitung der Allgem. Gebühren Tare an; 
geftelften Grundſaͤtze muͤſſen auch folhe Injurienſachen, bei denen 
nur der Kläger zum gemeinen, der Verklagte dagegen zu den höher 
ren Ständen gehört, hinfichts der Koften nur wie Bagatellfachen . 
behandelt werden. RR 
Dies ift dem Eollegio ſchon bei einer ähnlichen Gelegenheit im 
Referipte vom 6. April 1827 eröffnet worden, und wird daffelbe 
nunmehr nochmals auf diefen Grundfag verwiefen. Hiernach hat 
das Koͤnigl. Ober Landesgericht ſowohl in diefem Falle die Gebuͤh⸗ 
ren zu ermäßigen, als in der Folge diefen Grundfaß aufrecht zu 
- erhalten; wobei indeß die Beftimmungen, welche dad Refeript 
vom 10. Decbr. 1816 (Jahrb. Bd. 12. ©. 286.) wegen ber 
Schreib » und Infinuationsgebühren ertheilt, zu berückfichtigen 
find. Schließlich wird das Collegium aud) noch darauf aufmerf: 
fam gemacht, daß in dergleichen Spnjurienfachen, in welchen der 
Beklagte zu dem gemeinen Bürger » oder Bauerftande gehört, zum 
Erfenntniffe nur ein Werthftempel von 16 Sgr. angefeßt werden 


kann. . , 
Berlin, den 25. Novbr. 1831: (v. K. J. Bd. 8. S. 401.) 
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Eint.$.9. . 

—— ee 
Das v. R'ſche Patrimonialgeriht über ©. hat fih ber die 

von dem Königl. Kammergericht in der Injurienſache des Gerichts- 


fhulzen 2. wider den Tifchlermeifter, P. wegen des Anſatzes der ‚ 


Koften am 21. Januar d. 5. erlaffene Verfügung beſchwert, und 
der Juſtizminiſter findet die Befchwerde nicht unbegründet. 
Nach $.9. der Einleitung zur Allgem. Gebühren: Tare fol- 


fen zwar Sinjurienfachen unter Perfonen vom gemeinem Buͤrger⸗ 


und VBauernitande’ auc in Anfehung der Koften wie Bagatell: 
fachen behandelt werden. Hierbei kann man nicht einen hoͤhern 
und einen gemeinen Bauernftand unterfcheiden, indem ſich das 
Wort: „gemeinen” nicht auf Bauernſtand fondern auf Bürger: 
ftand bezieht, wie aus einer Vergleichung diefer Stelle der Eintei: 
tung zur Sporteltare mit $. 1. Tit. 34. Th. I. der A. G. O deut: 
fich hervorgeht; denn dort heißt es: 

„wenn beide Theile zum Bauer » oder gemeinen Buͤrgerſtan— 

de gehoͤren ıc.” | 

Diefe geſetzliche Beftimmung dient aber um fo mehr zur Erläute: 
rung der Sporteltare, als in der leßtern das Wörtchen: „„auch” 
- auf jene Borfchriften verweift, durch weiche beftimmt worden, daß 


roeeſſen iſt wiſchen höherm und gemeiuen 


Injurienſachen unter Perſonen des Bauern: oder gemeinen Buͤr⸗ 


gerſtandes als Bagatellſachen inſtruirt werden ſollen. 


Wenn daher der Gerichtsſchulze L. zu S. an ſich zum 


Bauernſtande gehoͤrt, ſo wuͤrden die Koſten ſeiner Injurienpro— 
ceſſe in dieſer Hinſicht wie in Bagatellſachen anzuſetzen ſein. 

Sein Amt als Gerichtsſchulze kann zwar ſeinen Stand als 
Bauer nicht aufheben, hat jedoch auf den Anſatz der Gerichts: 
koſten in Sinjurienfachen Einfluß; denn er gehört als folcher unbe; 
denklich zuden niederen Dfficianten des Staats, und wenn diefe als 
Kläger in Injurienſachen auftreten, fo ift nach $. 9. der Einlei— 


tung zur Allgem. Gebühren: Tare die dritte Colonne der Sportel: 


tare bei Feftfegung der Koften zum Grunde zu legen. 

Deshalb ift aud) in der Injurienſache des Gerichtsfchulzen 2. 
wider den Tifchlermeifter P. der Anfak der Gerichtsfoften nach 
der dritten Colonne für zuläffig zu erachten, und dem gemäß das 
Patrimoniaigericht von S. anderweit zu befcheiden, weshalb dem 
Könige. Kammergeriht die von dem Untergeriht eingereichten 
Arten in dem anliegenden Bande zugefertigt werden. 

Berlin, den 6. März 1833. (v. K. J. Bd.41. ©. 254.) 


Eint.$.9. — | 
1% Dee ger er Tapı der femmseiknen: Sieoteien 


Da die Gebühren: Tare für die Gerichte und Juſtiz-Commiſ-⸗ 


farien in dem Mandats⸗, dem ſummariſchen und dem Bägatell: 
proceffe vom 9. Octbr. d. Y. der Snjurienproceffe nicht be- 
VII. 17 


# “ 
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ſonders erwaͤhnt, ſo ſind bei mehreren Ober⸗ und Untergerichten 
über die Anwendung dieſer Gebühren, Tare auf Injurienproceſſe, 
und namentlich unter Perfonen des Bauern» und gemeinen Bürs 
gerſtandes Zweifel entftanden, welche zu Anfragen Beranlaffung 
gegeben haben. Ä 

Nach $..6. der Verordnung vom 1. Juni d. J. finder we; 
gen Injurien — infoweit fie ſich nicht zum Unterfuchungsverfahs 
ven eignen — der fummarifhe Procef Statt. Es muß 
daher auch bei allen Injurienproceſſen der Anfag der ‚gericht: 


lichen Koften nach den im 2, Abfchnitte der Gebühren: Tare 


vom 9, Detbr. d. J. getroffenen Beflimmungen erw 
folgen, 

Die Inſtruction des Juftizminifters vom 3. Auguft d. J. und 
namentlich-der'$. 16. derfelben hat hierin nichts abgeändert. Dies 
fer verordnet nur: .. | — 

daß die Injurienſachen an allen Orten, wo fie bisher ein: 

zelnen richterlihen Beamten zur Inſtruction und Entſchei⸗ 
dung übertragen waren, oder noch übertragen werden, ins⸗ 
befondere bei allen Untergerichten nach dem 2. Abfchnitt des 

en Titeld der Verordnung vom 1. Juni d. 5. zu behandeln 

nd. Ä | 

Diefe Beftimmung hat nun zur Folge, daß bei der Führung und 
Entfeheidung der Sinjurienproceffe durch einen beftimmten Depus 
tirten auch bei den Gerichten, welche ein formirtes Collegium bil; 
den, nicht die, vollen Gebührenfäge, fondern nur zwei 
Drittheile derſelben, nah Maaßgabe der Allgem. Anmer⸗ 
kung J. zum Abſchnitt II. der Gebuͤhren⸗Taxe, zum Anſatz kom⸗ 

men koͤnnen. 


Hinſichts der Colonne der Gebuͤhren-Taxe, nach welcher die 
Koften anzufegen find, iſt mit Ruͤckſicht auf die Schlußbeftim: 
‚ mung der Gebühren: Tare vom 9, Dctbr. d. J. der $. 9. der Ein: 
leitung zur Allgem. Gebühren: Tare vom 23. Auguft 1815 in fo 

weit zur Anwendung zu bringen: 
daß bei Sinjurienfachen überhaupt auf den Stand bes Bes 
feidigten, welcher als Kläger auftritt, zu fehen, und hier: 


nad, 

- 1) wenn derfelbe zu den Perfonen des Bauern; oder gemeinen 
Sürgerftandes gehört, — die erfte Kolonne der Ge: 
buͤhren⸗Taxe vom 9. Detbr. d. 3. wie bei Gegenftänden 
über 50 Rthir. dis 100 Rthlr. einſchließlich, Ä 

2) term er zu den Konpratioren des Bürgerftandes oder zu 

ben niederen Dfficianten des Staats zu rechmen ift, die 
zweite Colonne, wie bei Gegenftänden über 100 Rthlr. 
bis 200 Rthlr. einſchließlich, —— 
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3) bei Perfonen von Adel und bei den in gleichem Nange 
fiehenden Königlihen Beamten, die dritte Kolonne, 
wie bei Gegenftänden über 200 Rthlr. bis 500 Rthlr., 

4) bei Perfonen von noch höherm Range die. vierte Colon— 

‚ne, wie bei Segenftänden über 500 Rthlr., 
bei dem Anfag der Koften zum Grunde zu legen iſt. 

Nach diefen Grundfägen ift auch hinfichts derjenigen gericht, 
lichen Gefchäfte zu verfahren, welche in Folge der eingewandten 
Mechtsmittel gegen die Erkenntniffe in Sinjurienproceßfachen vor, 
—— koͤnnen. Doch findet hier ſtets der volle Gebuͤhrenſatz 

tatt. | | 

Für die Aufnahme der Milderungs » und DVerfchärfungsges _ 
fuche und deren Beantwortung zum gerichtlichen Protokoll, wers 
den die Gebühren nach No. 1. Abfchnitt IL. der Gebühren Tape, 
für die quf Verfchärfungsgefuche abzufaffenden Erkenntniffe in Ans 


faß gebracht. Dagegen -find für die bloßen Nefolutionen auf Mil: 


derungsgefuche, „und zwar für-Abfaffung und Ausfertigung zu: 
ſammen, nur die Gebührenfäge unter No. 1, Abfchnitt II. der Ge; 
Führen» Tare zu liquidiren. u 

Die Gebühren der Juftiz» Commiffarien find nach gleichen 
Grundſaͤtzen feftzufegen. | | 

Hinſichts der Stempel in Injurienproceßſachen bleibt es bei 
den bisher darüber erlaffeneh Verordnungen. | 

Hiernach hat das Königl, ꝛc. nicht nur feibft zu verfahren, 
fondern auch die Untergerichte feines Departements gleichmäßig an: 
zumeifen. 

Berlin, den 25. Novbr. 1833. (0.8.3. 80.42. ©,423.) 


Einl: $. 10. Tragung der Koften der Bemeisaufnahme bei erfannter Com⸗ 
penfation. 


Refer. v. 5. October 1830, (Zur Gerichts: Ordnung I 23, 
$. 4. | | | 


Einl, $. 10. Koften » wegen welcher’ die Ereeution noch nicht vollftreckt 
‘ worden, fonnen won der Partei nicht mehr eingesonen werden, wenn eine 
— Arpangen rechtsträftige Entfheidung den Kokenpunks anders bes 


Dem Königl. Ober Landesgericht wird auf den über die Bes 
ſchwerde des Negocianten X. in Sachen wider den Prediger ©. 
erftatteten Bericht vom 14. v. M. hierbei abfchriftlih die dem 
Supplifanten ertheilte Refolution von heute mit dem Eroͤffnen zu: 
gefertigt, daß die Verfügung vom 5. Febr. 1823 (Jahrb. Bd. 21. 
©. 290.). allerdings eine allgemeine Anmweifung enthält, und Ro: 
fien, wegen welcher die Execution noch nicht vollftrecft worden, 
dann nicht mehr von der Partei eingezogen a wenn 


® 


ü 
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eine immittelft ergangene rechtöfräftige Entſcheidung den Koften- 
punft anderweitig beſtimme hat, | | 
Berlin, den 22. April 1831. (0.8.9. Bd. 37. ©. 346.) 


Einl. $. 10. 11. Befugniß der Gerichtsaͤmter, Koſten und Auslagen 
vor Beendigung der Inſtam einzufordern. 


Dem Königl. Ober » Landesgericht wird hierneben abfchriftlich 
die Befchwerde des Gerichtsamts Neichwalde vom 21. v. M. 
(Ant. A.) in dem bei dem Gerichtsamt Zimpel odgefchwebten Pro: 
ceffe der unverehelichten A. wider den Schäfer B. mit dem Eroͤff⸗ 
nen zugefertigt, daß der Sjuftizminifter der Anſicht des Collegii im 
Eingange der an das Gerichtsamt Neihwalde unterm 27. März c. 
erlaffenen Verfügung, nach welcher ein Gerichtsamt nad) $. 10, 
11. der Einleitung zur Allgem. Gebühren » Tare vom 23. Auguft 
1815 nicht befugt fein fol, Vorſchuͤſſe und Koften in Proceffen 
vor Beendigung der erften Sinftanz von den Parteien einzuziehen, 
nur zum Theil beitreten fann, indem ein Unterfchied zwifchen der 
Befugniß der Gerichtsämter, Vorſchuͤſſe zur Beftreitung der noch 
erwachfenden Koften zu erheben, und zwifchen der. Berechtigung 
derſelben, die fehon erwachfenen Koften vor Intfcheidung - der 
Sache von den Ertrahenten der Verfügungen und Gefchäfte ein: 
zuziehen, gemacht werden muß. 

Die Befugniß, Koftenvorfchäffe für noch vorzunehmende Ge; 
fchäfte von den Parteien zu erheben, fteht in der Regel nach den 
Beftimmungen des $. 11. der Einleitung zur Allgem. Gebühren 
Tare und nad) dem Reſcript vom 26. März 1824. — Sahıb. 
Bd. 23. ©. 77. — den Gerichtsämtern nicht zu, da dies nur 
formirten, und folchen Untergerichten geftattet ift, bei denen für 
en Sporteln befondere mit Etats verfehene Sportelcaffen bes 

ehen. | 

Dagegen kann den Gerichtsämtern die Befugniß nicht abge: 
fprochen werden, auch vor Entfcheidung der Sache die ſchon er: 
wachjenen Koften von dem Ertrahenten einzuziehen. Dies grün: 
det fich auf die Allgem. Ger. Ordn. Th. I. Tit. 23. $. 47., worin 
feftgefegt wird, daß jede Partei die Koften für die auf ihr Anfus 
chen ergangenen Verfügungen allein oder zur Hälfte vorzufchießen, 
d. h. an das Gericht vor Entfcheidung der Sache vorfchußgweife zu 
bezahlen hat. Wenn auch diefe den Gerichten eingeräumte Be; 
fugniß in genauem Zufammenhange mit der damaligen Einrichs 
tunng des Salariencaſſenweſens für Obergerichte ſteht, fo ift diefe 
Vorſchrift dennoch allgemein und nirgends durch ein fpäteres Ge⸗ 
feß aufgehoben worden. Der $. 10, der Einleitung zur Allgem. 
Sporteltaxe und der $. 134. des Anh. zur A. G. O., welcher 
aus dem Nefer. vom 8. Decbr. 1800 entnommen, haben feine 
Aufhebung jener Vorfchrift, fondern nur eine Befugniß der Ge: 
richte beftimmt, die Ko) em ohne Nüdficht darauf, wer Ertrahent 
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der Koften fei, nah Maaßgabe des Erkenntniffes jeder Inſtanz 
einzuziehen. Den Gerichten muß daher auch jegt noch die Befug⸗ 
niß zuffehen, die Koften für einzelne Verfügungen von den Ertras 
henten einzuziehen, und zwar ohne Nüdficht darauf, ob bereits 
ein Erkenntniß abgefaßt ift, oder nicht. Denn das Erkenntniß feßt 
nur hinfichts der beiden flreitenden Parteien feft, wer die Pros 
ceßkoſten tragen und resp. dem Gegner erftatten foll, d. h. infos 
weit. er folche dem Gericht ſchon nach $: 47. a. a. D. vorgeſchoſſen 
hat ($. 2.25 — 27. a. a. O.) Das Gericht dagegen kann in feis 
ner Befugniß, die Koften nach $. 47, a. a. O. einzuziehen, durch 
kein entgegengefeßted Erfenntniß, und eben fo wenig durch einen 
zwifchen den Parteien getroffenen entgegenftehenden Vergleich bes 
ſchraͤnkt werden, wie dies aus $.136. des Anhanges zur A. G. O. 
und aus $. 36. No. 1.2.0. a. D. hervorgeht. Diefe Grundſaͤtze 
mäffen aber: um fo mehr bei den Gerichtsämtern, welche feine 
Vorſchuͤſſe wegen künftiger Koften erheben können , zur Sicherftel- 
. lung ihrer Sportelcaffen wegen Auslagen und Gebühren zur Ars 

wendung kommen. | : 


Hiernach hat das Königl. Ober » Landesgericht künftig in vor⸗ 
kommenden Faͤllen zu verfahren. | 
Berlin, den 17. Mai 1832. 


A. 
Muskau, den 21. April 1832. 
Beſchwerde des Gerichtsamts Reichwalde uͤber das Koͤnigl. 
Ober⸗Landesgericht zu Glogau. 

Das Gerichtsamt zu Zimpel requirirte uns in dem bei dem; 
felben ſchwebenden Schwängerungs s und Alimentationsprocefie 
- der. unverehelichten A. wider den Schäfer B. am 23. Juni pr. 
um Vernehmung eined vom Beklagten in Worfchlag gebrachten 
Zeugen. Wir genügten diefer Requiſition am 9. Juli pr. und ers 
fuchten das Gerichtsamt Zimpel, die erwachfenen Koften mit 
1 Rthlr. 23 Sgr. 9 Pf. von dem Ertrahenten einzuziehen. Da 
das gedachte Gericht die Einziehung der Koften verweigerte, und 
und auf unfere wiederholten diesfälligen Anträge am 12. v. M. 
erwiederte, daß, wenn auch B. Ertrahent der Koften fei, das. 
Gerichtsamt Zimpel als nicht formirtes, und mit feinem befondern 
Etat für die Sporteln verfehenes Untergericht zur Einziehung von 
Koftenvorfchäffen durante processu in Gemäßheit des $. 11. der 
Einleitung zur Allgem. Gebühren -Tare und des Nefcriptes vom 
26. März 1824. (v. Kampk Jahrb. Bd. 23. ©. 77.) fich nicht 
für ermächtigt halte, B. auch in dem noch nicht rechtsfräftig ge 
wordenen Erkenntniſſe erfter. Inſtanz zum Purgatorio verftattet 
worden fei, fo führten wir unterm 17. v. M. bei dem Königl, 
Ober :Landesgerichte zu Glogau wegen ber vermeigerten Einzie⸗ 


/ 


267 Gebühren» Tare. Einl. $. 10. 11. 


hung der Koften Befchwerde, und ftellten demfelben vor, daß 
das Gerichtsamt Zimpel die Einziehung von’ Koftenvorfchäffen mit 
der Einziehung bereits entftandener Koften von dem Extrahenten 
zu verwechſeln fcheine, und daß, wenn daffelbe auch zur Einzies 
hung von Koftenverfchäffen von inländifchen Parteien in Procefien 
nicht befugt, doch zur Einziehung der Koften im Laufe des Procefs 
ſes von dem Ertrahenten berechtigt fei. Wir haben nun auf diefe 
Beſchwerde die urfprünglich beigehende Reſolution vom 27. v. M. 
‚erhalten. Wenn nun auch diefe Verfügung’ unferer Befchwerde 
ſelbſt, wegen der in dem oben erwähnten SProceffe entftandenen 
Koften, Erledigung verfchafft, fo können wir und bei derfelben den: 
noch nicht befriedigen ; denn 
das Königl. Ober » Landesgericht zu Glogau fpricht generali- 
ter den Grundſatz aus, daß nicht formirte, und mit feinem 
Etat für die Sporteln verfehene Untergerichte gar nicht befugt 
fein, Koften in Proceffen vor Beendigung der Inſtanzen 
einzuziehen. — 


Dieſe Anſicht iſt für dergleichen Untergerichte in der Praxis aͤußerſt 
wichtig, und wuͤrden diejenigen Gerichte ſich ſtrafbar machen, die 
derſelben entgegen handeln, wenn die Meinung des Koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgerichts zu Glogau gegründet wäre, was jedoch nach unfes 
rer Anficht nicht der Fall-ift. Wenn auch die genannten Gerichte 
nicht zur Einziehung von Koftenvorfchüffen von inlaͤndiſchen Par—⸗ 
teien in Proceſſen befugt find, fo find fie doch ermächtigt , die bes 
veitd aufgelaufenen Koften für einzelne Acte im Laufe des Procef 
ſes einzuziehen. Für diefe Anficht fprechen : : 

$. 10. der Einleitung der Gebühren: Tare von 1815. 

$. 47. Tit. 23. Th. 1. der A. G. O. 

$. 134. des Anhanges zur A. ©. O. | 
aud) das vom hohen Juſtiz-Miniſterio unterm 15. Febr. 1826 
an das hiefige Färftlihe KHofgericht auf Veranlaffung einer von 
demfelben in Sachen der verehelichten E. wider den Unterförfter D. 
erhobenen Befchwerde über das Königl. Ober : Landesgericht zu 
Slogan erlaffene Reſcript (B.672.), wonach auch nach Abfaffung 
des Erfenntnifjes die Koften von den ertrahirenden Parteien einges 
zogen werden dürfen. Wir hielten uns demnach berechtigt, die 
Koften Für die Vernehmung der Zeugen zu verlangen, fobald wir 
diefe bewirkt, und dem requirirenden Gericht das aufgenommene 
Vernehmungs : Protokoll zugefender hatten. | 

Bei Em. Epreellenz tragen wir daher gehorfamft darauf 
an: 

dem Königl. Ober » Landeögericht zu Glogau hochgeneigteft 

die Unhaltbarkeit feiner in der Verfügung vom 27. v. M. 

ausgefprochenen Anficht zu erfennen zu geben, und ung die 

Einziehung der Koften von den Ertrahenten im Laufe der 
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Proceffe zu geftatten, fobald die Arbeiten, wofür fie gefot: 
dert werden, vollendet worden find. | 
| Das Gerichtsamt Reichwalde. 
(v. K. J. Bd. 39. ©. 443.) 


Einl.. 11. | — 
—328 Entbindung des Fiscus von Kopunestänfn in Subhaflas 
* ge Königl. Ober » Landesgerichte wird auf den Bericht vom 
LM, es 
wegen Befreiung bed Fiscus von Beftellung der Koftenvor: 
fchüffe in Subhaftationsfachen , £ 
hiermit eröffnet, dag das Juſtiz⸗-Miniſterium das Verlangen der 
dortigen Regierung, daß Fiscus von det Pflicht, als Ertrahent 
einer Subhaftation einen Koftenvorfhuß. zu leiften, entbunden. 
werde, begründet finder. . A FR, 

Die Gerichte find daher anzumeifen, in vorfommenden Faͤl⸗ 
fen, bei Einleitung von Subhaftationen ad instantiam fisci einen 
Koftenvorfchuß nicht zu fordern, vielmehr die vorfommenden baas 
‚ren Auslagen vorfhußweife aus den Gerichtscaffen zu beftreiten. 


Berlin, den 25..Märy 1831. (0. 8.3. 80.37. ©. 87.) 


Einl. $. 11. Koftenvorfhhäffe der Urmens Darteien zu GBequeftrariond s und 
Bubbaftationd» Einleitungen. 


Reſcr. v. 16. Decbr. 1831. (Zum Landrecht 1. 20. $. 46.) 


Abfchn. 4. Oberger. No. 13. oo 
— Unterger. No. 14. Intotulationegebůͤhten Anden nut 
wu — ein Schlußtermin nothwendig, und die Jurotulasion witklich 

Der Juſtizminiſter findet Ihre Beſchwerde vom 3. d. M. ge⸗ 
gen die Verfügung des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts zu Mariens - 
mwerder vom 5. Detbr..pr. in der Nechtsfache der P'ſchen Erben 
wider den Holzhändler P. nicht begründet. ß | 

Henn Ihnen auch die Inrotulationsgebuͤhren als Theil Ih⸗ 
res Einkommens überlayfen worden find, fo können ſolche doch nur 
in Anſatz gebracht und von den Parteien erhoben werden, wenn 
dies nach den gefeglichen Beftimmungen zulaͤſſig ift. 

Daß die in der Allg. Gebühren; Tare Abſchn. I. No.13. für 
Dbergerichte und No. 14. für Untergerichte beftimmten Gebühren, 
füge jedesmal liquidirt werden fönnen, wenn der Regiftrator oder - 
. Actnar des Gerichts zu dem-Actenbande einen Rotulus angefers 
tigt und die Acten foliirt hat, kann nicht nachgegeben werben. 
Es geht vielmehr aus der betreffenden Stelle der Gebühren sTare, ‘ 
aus einer Vergleichung derfelben mit den Anweiſungen der Allg. 
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Ger. Drdn. und felbft aus der Höhe der Gebührenfäge, unzwei⸗ 
feihaft hervor : ü — 
daß dieſe Saͤtze nur für das nach der Ger. Ordn. zur Ins 
ſtruction gehörige und dem Deputirten ded Gerichts im 
Schlußtermine obliegende Gefchäft der Inrotulation beſtimmt 
find, und daß mithin der Anfag derfelben nur dann zuläffig 
ift, wenn nach der A. G. D. ein Schlußtermin nothwendig 
gewefen und in demfelben die Inrotulation der Acten auch) 
wirklich erfolgt iſt. 
Daraus folgt von felbft, daß e 
a.. bei der Inſtruction der fchleunigen Proceß : Aeten, für welche 
die Gebührenfäge nad) Abſchn. LI. der Sporteltare anzufegen 
find, mit Rüdfiht auf $. 10. a. a. D. der Ger. Ordn., in 
der Regel ‚keine befondere Inrotulation der Acten durch den 
Deputirten erforderlich ift, und 
b. daß folche auch bei gewöhnlichen Proreffen — wenn nur 
ein Contumacials oder Agnitiond s Protokoll aufgenommen 
worden — niemals nothwendig iſt. ee 
Mithin können and) in dergleichen Sachen keine Inrotulationsge⸗ 
bühren in Anſatz kommen, wie hinfihts der Contumacialſachen 
bereits durch das Nefeript vom 3. Mai 1824. (Jahrb. Bd. 24. 
S. 148.) beftimmt worden ift, | 


Der Umſtand, daß die Sinrotulation vorgenommen, ohne 
daß dies geſetzlich nothwendig gemwefen, kann den Anfaß der Ges 
bühren dafür nicht rechtfertigen, da Feine Partei für ein nach der 
Ger. Ordn. nicht erforderliches Gefhäft Gebühren zu bezahlen 
verpflichtet ift. | 

Eben fo wenig ift fie dazu verpflichtet, wenn die Inrotula⸗ 
tion zwar gefeßlich zuläffig gewefen, durch den Deputirten des Ges 
richte aber nicht erfolgt ift, weil fie in diefem Falle Gebühren für - 
ein nicht vorgenommenes Gefchäft bezahlen müßte, und den Ge 
richten überlaffen bleibt, dafür zu forgen, daß den Vorſchrif⸗ 
Ger. Ordn. von Seiten des Deputirten überall genügt 
wird, 


- Berlin, den 22, Januar 1833, (v. 8.53. Bd. 41. ©. 249.) 


Abſchn. 1. Oberger. No. 15. 


— Unterger. No. 16. Wenn ein — wegen Entſa⸗ 


ung oder Vergleich ni r Vublieati 
— An ch nicht zur Yublication gelangt, ſo finden Urtelsgebuͤb⸗ 


Dem Koͤnigl. Geheimein Ober » Tribunal wird das Schreiben 
des Herrn Minifterd des Innern vom 7. v. M. hierbei abfchrifts 
li) mit der Anmweifung zugefertigt, die Urtelsgebühren in den 
Proceffen der Bauern N. N. zu N., über die Gültigkeit ihrer 

Kaufbriefe, niederzufchlagen, auch künftig in allen Fällen, wo 
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wegen Entfagung oder Vergleichs ein Erfenntnig nicht zur Publi⸗ 
cation gelangt, die Koften resp. niederzufchlagen, oder außer Ans 
foß zu laffen. | 

Berlin, den 7. März 1831. 


n 
das Königl. Geheime Ober Tribunal. 


Sammtliche Gerichtsbehörden haben ſich nach vorſtehender 
Verfügung ebenfalls zu achten. — | 
Berlin, den 7. März 1831. (0.8.3. Bd. 37. ©. 102.) 


Abſchn. 1. Dberger. Ro. 15. 


— Unterger. No.16. Deſtimmungen über Die Urtelsge⸗ 
- bähren in Bee und dritter Inſtanz, wenn die Sache in eine frühere 

Juſtanz surückverwielen wird, oder wenn die Parteien vor Publication des 
Urtels ſich vergleichen. 


Die von dem Koͤnigl. Geheimen Ober-Tribunal im Berichte 
vom 11. April v. J. gegen die Anwendbarkeit der Referipte vom 
5. Octbr. 1830 und 7. März 1831 (Yahıb. Bd. 37, &. 102.) 
aufgeſtellten Bedenken erachtet der Juſtizminiſter für erheblich, 

und will daher geftatten, dag bis zur Nevifion der Allgem, 
Gebühren: Tare folgende Beftimmungen zur Anwendung kommen; 
1) Finder der Nevifionsrichter vor definitiver Entfcheidung für 
nöthig, die Sache im Allgemeinen oder bei einzelnen Punks 

ten zur weitern Verhandlung und Entfcheidung in die erfte 

oder zweite Inſtanz zu verweifen, und fallen den Parteien 
überhaupt die Koften der dritten Inſtanz zur Laft, fo können 

auch für diefe interlocutorifche Eintfcheidung die vollen Urtels- 

Gebührenfäge, wie bei einem definitiven Erfenntmiffe, ans 

gefegt werden. Dagegen fallen die Succumbenzgelder in 

dergleichen Fällen allemal weg. | 
2) Vergleichen fich die Parteien vor erfolgter Publication eines 

Erkenntniffes, oder wird dem eingewandten Rechtsmittel vor 

diefem Zeitpunkt entfagt, fo find folgende Fälle zu unters 

fcheiden: J 

a. Iſt wenigſtens eine ſchriftliche Relation von den ernannten 
Referenten bereits angefertigt worden, wenn der Antrag 
auf Ausſetzung der Entſcheidung eingeht, ſo iſt die Haͤlfte 
des ſonſt zulaͤſſigen Urtels-Gebuͤhrenſatzes, außerdem 
aber nichts an Urtelsgebuͤhren, den Parteien in Anfag zu 
bringen. 

b. Iſt das Erkenntniß durch Unterfchrift der. Mitglieder bes 
* vollzogen, fo find die vollen Urtels-Gebuͤhrenſaͤtze zu⸗ 
laͤſſig. 


c. Iſt es auch bereits expedirt, fo treten die Expeditionskoſten 
Hinzu Dagegen koͤnnen die Succumbenzgelder nur dann 
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eingezogen werben, wenn das Urtel wirklich publicirt wor, 
den ift, 
Berlin, den 2. Mai 1833. 


Vorftehende Verfügung wird den ſoaͤmmtlichen Gerichtsbe⸗ 
hörden zur Kenntnignahme und Nachachtung bekannt gemacht, 
da die Beftimmungen unter No. 1, auch bei Appellationg s Eintfcheis 
dungen, und die unter 2. bei Abfaffung aller Erfenntniffe zur 
Anwendung zu bringen find. Ä 

Berlin, den 2. Mai 1833. (0.8.9. Bd. 41. ©. 609.) 


. Abfchn. 1. Oberger. No. 17. 18. 
— Unterger. Ro. 18. 19. 
nach en und deren —— * —— en 
Auf den Bericht des Königl. Hofgerihts vom 16. Juni 
d. J. hat der Juſtizminiſter die in dem Reſcripte vom 31. Octbr. 
1825 (Jahrb. Bd. 20. S. 205.) enthaltene Beftimmung :- ' 
dag für Agnitions- und Purificationg » Refolutionen die in 
der Allgem. Gebühren: Tare beftimmten Gebührenfäge nicht 
von beiden Parteien zufammen, fondern von jeder Partei, 
wie bei den Erkenntniſſen, zu berichten feien, 
einer nochmaligen Prüfung unterworfen, und es den Beftimmun; 
gen der Allgem. Gebühren : Tare angemeffener gefunden, | 
die Säße für Agnitions s und Purificationd » Refolutionen 
nicht doppelt, fondern überhaupt nur einmal, zum Anfog 
bringen zu laffen. Ä 


Denn abgefehen davon, daß die Allgem. Gebühren » Tare bei den» 
jenigen Gebührenfägen, welche von jedem Theile, d.h. doppelt, zu 
entrichten find, dies befonders beſtimmt, und durch größere Schrift 
bemerfbar gemacht hat, diefe befondere Beftimmung aber bei den 
Gebühren für Agnitionss und Purificationsgefuche fehlt; fo ift 
auch, nad) der unbedeutenden Arbeit, welche die Abfaſſung eines 
Agnitions⸗ und Purificationg » Nefoluts in Betracht und im Ver; 
gleich zu der Abfaffung eines Erfenntniffes, in der Negel erfordert, 
‚mit größer Wahrfcheinlichkeit anzunehmen, daß dei Entwerfung 
der Allgem. Gebühren » Tare beabfichtigt worden ift, die Gebühs 
ren für die Agnitions- und Purificationg » Nefolute weit niedriger 
‚als die des Erkenntniffes zu beftimmen. Diefes würde jedoch nicht 
der Fall fein, wenn die erfteren gleich den Ießteren doppelt berechnet 
werden follten, | 

Dagegen hat das Nefeript vom 7. Mai 1821 (Jahrb. 
Bd. 17. S. 281.) den Anfak von Publicationsgebühren bei 
Agnitionss und Purificationd: Nefolutionen nicht für zuläffig er; 
achtet. _ 


— 
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Da jedoch nah der A. G. O. Th. I. Tir. 8, $. 16. und Tit. 
10. $. 377, eine Publication der Agnitions- und Purifications- 
Nefolutionen erfolgen foll, fo trägt der Juſtizminiſter fein Beden⸗ 
fen, bei wirffich ftattgefundener Publication eines Agnitionss oder 
Purifications⸗/Reſoluts, wobei jedöch das Nefeript vom 30. Mai 
vorigen Jahres (Jahrb. Bd. 34. S. 343.) zu beachten ift, den | 
Anfog der Publicationsgebuͤhren nach den niedrigften Sägen ber 
Allgem. Gebühren: Tare nachzulaffen und in fo weit das Nefeript 
vom 7. Mai 1821 außer Anwendung zu fegen. 

Hiernach hat das Königl. Hofgericht ſowohl ſelbſt zu verfahs 
ren als auc die Untergerichte feines Departements mit den nöthis 
gen Anweifungen zu verfehen. | 

Berlin, den 28. Septbr. 1832. (0.8.5. Bd. 40. ©. 202.) 


Abſchn. 1. Oberger. No. 22. Succumbenzgelder finden in fisfalis 
fhen Unterfuhungen gar nicht, und im Civilproceß alsdann nicht Start, 
-wenn erft in Appellatorio auf einen Eid erkannt ift. 

Dem König. Ober »Landesgerichte wird auf die Anfrage im 
Berichte vom 6. d. M., wegen der Succumbenzgelder in revi- 
sorio, hierdurch zum Befcheide ertheilt, daß diefelben nad) dem 
Neferipte vom 26. Febr. 1827 (Jahrb. Bd. 29. &. 99.) nur bei 
— zweier gleichlautenden Erkenntniſſe genommen werden 

oͤnnen. 

Es muß mithin bereits in erſter und zweiter Inſtanz wenig 
ſtens hinſichts des ins Reviſorium gekommenen Punktes gleichlau⸗ 
tend erkannt worden fein. — cf. Reſcript vom 13. Mai d. J. 
(Jahrb. Bd. 41. S. 475.) Dies läßt. fich jedoch dann nicht ans 
nehmen, wenn der Kläger in erfter Inſtanz völlig abgewiefen, in 
zweiter Inſtanz aber feine Abweifung von Ableiſtung eines ihm 
‚oder dem Gegner von dem Nichter auferlegten Eides abhängig ges 
macht worden ift, und der Reviſionsrichter dies zweite Erfenntniß 
beftätigt. Es können daher au) bei einem, folhen Erkenntniſſe 
feine Succumbenzgelder angefeßt werden. 

Eben fo wenig kann dies gefchehen, wenn in fisfalifhen Uns 
terfuchungsfachen eine dritte Inſtanz zuläffig ift und dabei zwei 
gleichlautende Entfcheidungen beftätigt werden. 

- Schon durd das Nefeript vom 18, Febr. 1822 (Jahrb. Bd. 
19. ©. 178.) ift ausgefprochen worden , 

daß die Beſtimmung der Allgem. Gebühren: Tare, betref 

fend die Succumbenzgelder in zweiter Inſtanz, auf fiskali⸗ 

fche Unterfuchungsfachen nicht Anwendung findet. PL: 
Die Allgem. Gebühren: Tare vom 23. Auguft 1815 kommt aber 
in fisfalifchen Unterfuchungsfachen jeßt überhaupt nicht mehr zur 
Anwendung, da nach der Allerhöchften Cabinets-Ordre vom 30. 
December 1830 in diefen Unterfuhungsfachen die Koften in der 
Kegel nach den niedrigeren Sägen der Eriminal: Gebührentare, 
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oder blos mit einem Paufihquantum von 10 Ser. bis 2 Rthlr. 
in Anfag kommen follen. (Jahrb. Bd. 36. S. 342.) 

Es kann daher auch in dritter Inftanz von Succumbenzs 
geldern nicht weiter die Nede fein, da die der Eriminalordnung - 
beigefügte und jegt zur Anwendung kommende Gebühren s Tare 
folche nicht kennt. 

Berlin, den 23, Septbr. 1833. (v. 8. J. Bd. 42. ©.-155.) 


f 


Abfchn. 1. Oberger. No. 26. 


Unterger. No. 25. oviati Mate 
date, und Abſchriften der Koften »Biguldarionen. * — ice 


(Srtract.) 


Da übrigens der Juſtizminiſter aus den Acten des PVifitas 
tiond » Commiffarius erfehen, daß diefer den Anfas von Copialien 
für Koftenzahlungs: Mandate für unzuläffig erachtet und für die 
Zufunft unterfagt hat, fo wird das Königl. Ober » Landesgericht 
auf die Unrichtigkeit diefer Anfiht aufmerkffam gemacht 

Nach der Allg. Gebühren; Tare fowohl für die Obergerichte, 
als Untergerihte, Abſchn. I. No. 26. resp.:25 und 24, dürfen 
für das Zahlungs: Mandat feine Taren, doch bei Wiederholung 
deſſelben außer den Eopialien auch Taren angefeßt werden. Nur . 
für Mittheilung der Koftenrechnung, d. h., für die Abfchrift der 
Koften Liquidation, welche der Partei mit dem Zahlungsmans 
date zugefertige wird, follen nad) den Reſcripten vom 24 April 
und 24, Suli 1818 (Jahrb. Bd. 11. ©. 238, und Bd. 12, 
S. 27.), feine Kopialien bewilligt werden. Ä 

Berlin, den.6. Septbr. 1832. (v. 8. J. Bd. 40..©. 204.) 


Abfchn. 1. Oberger. No. 26. 30. 


— Unterger. No. 25 28. 
die Ueberbringung * Pe ra ee Be 
deren Erhebung. 
Auf den Bericht vom 22. v. M., 
betreffend die den Gerichtsboten für die Ueberbringung von _ 
Koftenzahlungs » Mandaten zu bewilligenden Gebühren, und 
das Verfahren bei deren Erhebung, 
wird dem Königl. Ober » Landesgerichte Folgendes eröffnet: 
Das Abtragen der gerichtlichen Koftenzahlungs -Mrandate 
an die im Gerichtöfprengel eines Untergerichts wohnenden 
Schuldner der Caſſe gehört zu den Gefchäften der bei dem Ge; 
richte angeftellten Boten und Ererutoren; dieſe Eönnen daher 
niemals eine beſondere Nemuneration dafür beziehen, infofern ih: 
nen nicht der unbefchränfte Genuß der bei dem Gerichte auf: 
kommenden Meilengelder zuftcht, indem fie für ihr beftimmtes 
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Dienfteinfommen alle Gefchäfte eines Boten und Executors ver, 
richten müffen. | | 

Dagegen können allerdings für das Abtragen folher Zah⸗ 
lungsmandate, wenn die Koften fih auf mehr als einen Thaler 
belaufen, Meilengelder in Anſatz gebracht und-von den Parteien 
erfordert werden, und zivar, mit Ruͤckſicht auf die Verfügung 
vom 20. Januar d. J. (Jahrb. Bd. 41. ©. 233.), bei Koften: 
beträgen bis 50 Rthlr. mit 2 Sgr., und bei höheren Sporteln 
mit + Sgr. Diefe Beträge find aber, gleich andern gerichtli- 
chen Koften, zur Kaffe einzuziehen, felbft wenn der Bote auf 
den unbefchränften Genuß der Meilengelder angewiefen ift, in: 
‚dem das eigene Einziehen der Meilengelder durch die Boten zu 
Mißbraͤuchen und Bedrücungen des Publicums führt. _ 

Hiernach hat das Königl. Ober : Landesgericht fich zu achten 
und das Land und Stadtgericht in Stendal zu befcheiden. — 

Berlin, den 6. Novbr. 1833. (v. K. J. Bd. 42. ©. 418.) 


Abſchn. 1. Unterger. No. 27. Meilengelder der Yatrimonialgerichte 


\ 


in Uuftragsſachen. | 
Da Meilengebähren immer nur von dem Gerichtifige aus 

liquidirt werden können, wenn auch der Mohnfig des Nichters. 
von ‚diefem verfchieden ift, und diefer Grundfaß eben fowohl bei‘ 
den vor einem Patrimonalgeriht fehwebenden, als bei den bei 
demfelben im Auftrage des Ober » Landesgerichts zu Stettin vers 
handelten gerichtlichen Angelegenheiten Statt finden muß, - weil 
auch die le&teren dem Patrimonialgericht nur wegen des dabei: 
coneurrirenden Intereſſe feiner. Gerichtseingefeffenen. aufgetragen 
worden find; fo kann dem Antrage des Patrimonialgerichts‘ in 
der Vorftellung vom 21. v. M. in den demfelben von dem Ober; 
Landesgericht aufgetragenen Angelegenheiten, Meilengebühren li⸗ 
quidiren zu dürfen, nicht Statt gegeben werden. Daß übris 
gend, wenn mehrere Ortfchaften zu einer Jurisdiction gehören, 
von dem Siße des Gerichts aus nad) diefen einzelnen Orten Meis | 
fengelder Liquidirt werden koͤnnen, unterliegt feinem Bedenken. 

Berlin, den 6. Juli 1830. (v. 8. I. Bd. 76. ©. 145.) 


Unterger. II. Klaffe. Abſchn. 1.00.27. mei Hatrimoniolgerich⸗ 
en finden Meilengebähren vom Wohnort des Juſtitiars bid.aum Ou des ı 
richtoſihes nicht Statt, 

Dem Gerichtsamte Naͤhrſchuͤtz wird, auf die Beſchwerde 
vom 30. v. M., in fiskaliſchen Unterſuchungsſachen wider die 
verehelichte Dreſchgaͤrtner Piſternick zur Reſolution ertheilt: daß 
der in der Verfuͤgung des Criminal» Senats des Königl. Ober» 


— 
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Landesgerichts zu Breslau vom 20. Auguft d. J. (A.) ausgefpro- 
chene Grundfaß, daß für die Entfernung zwifchen dem Sitz des 
Parrimpmialgerichts und dem Wohnort des Richters den Par 
teien feine Meeilengelder in Anſatz gebracht werden fönnen, ſchon 
fräher von dem ZJuftizminifter genehmigt worden ift, und das 
Gerichtsamt daher nur zu ‘deffen Befolgung angemwiefen wer; 
den kann. Ä . 
Berlin, den 19. October 1830. 


An 
das Serichtsamt Naͤhrſchuͤtz. 
= 


In der fisfalifchen Unterfuhungsfache wider die Drefch: 
gärtner Frau Pifternick zu Nährfhäg, wird dem Gerichtsamte 
dafelbft hierbei die Eingabe derfelben vom 21. Juni d. J. mit 
dem Befehl zugefertigt: 

die zur Ungebühr erhobenen Meeilengelder dem Drefchgärt: 

ner Pifternick fofort mit-1 Rthlr. 25 Sgr. zu erftatten. 

Ein Patrimonialrichter, der nicht am Sitze des Gerichts 
wohnt, darf niemals für die, Verfügungen, die er von feinem 
Mohnorte aus an die Gerichtseingefeffenen erläßt, Meilengel— 
der der Boten liquidiren, .da die Entfernung des Wohnſitzes des 
Gerichts vom Gerichtsorte, den Parteien nicht zum Machtheile 

gereichen foll, Ä | | 
| Wie diefem Befehle genügt worden, hat das Gerichtsamt 
binnen 14 Tagen zu berichten. 

Breslau, den 20. Auguft 1830, 

Der Eriminal» Senat des Königl. Ober; 
Landesgerichtd von Schlefien. 


An . v. Frankenberg. 
das Gerichtsamt Naͤhrſchuͤtz zu 
/ Laͤkau. 


II. 


Auf die in der Eingabe vom 12. d. M. gemachten Anfra— 
gen wird Ihnen, bei Kemiflion der Anlagen, zur Nefolution er: 
theilt, daß der Suftizminifter die Verfügung des Königt. Ober: 
Landesgerichts zu Natibor, durch welche Ihnen unterfagt wor; 
den, Meilengebühren für den Boten und Erecutor von Ihrem 
Wohnort bis zum Drte des Gerichtsfiges zu liquidiren, nur billis 
gen kann, da den Gerichtseingefeffenen niemals dadurch, “daß der 
Gerichtshalter nicht am Drte, wo das Gericht feinen Sig hat, 
wohnt, Koften entftehen dürfen. Daß dem Gerichtshalter ges 
flarter ift, an einem andern Orte als dem Gerichtsfiße zu woh— 
nen, daraus folgt noch nicht, daß auch der, mit ihm an demſel—⸗ 


' 
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‚ben Orte wohnende Bote Meilengelder liquidiren ann, fo wenig 
als der Juſtitiarius felbft, wenn er. fih zum Gerichtsſitz begiebt, 
dafür Reiſekoſten und Diäten zu liquidiren befugt if. Ein Ges 
richtshalter, welcher mehrere Patrimonialgerichte verwaltet, deren 
' jedes nicht von folhem Umfange ift, daß es einem Boten hinlaͤng⸗ 
liche Befchäftigung giebt, muß fich mit den verfchiedenen Gerichts⸗ 
herren über einen, auf gemeinfchaftliche Koften zu haltenden: Bo⸗ 
- ten verftändigen, und es wird ihm gewiß nicht fehwer werden, 
eine folche Vereinbarung zu treffen. Außerhalb des Gerichtsfprens 
gels find die Gerichtseingefeffenen nad) Elarer Vorfchrift des $. 43. 
Tit. 17. SH. 1. A. L. R. fih zu ftellen nicht verbunden; alle 
Gefchäfte, bei denen ihre Gegenwart erforderlich ift, muͤſſen da⸗ 
her auch am Gerichtefig felbft abgemacht werden, wenn fie fich 
nicht freiwillig an den Wohnort des Gerichtshalterd begeben wol: 
len, wofür aber weder Parteien noch Zeugen eine Entfchädigung 
zu fordern berechtigt find. Der MWiderfpruch. zwifchen $. 43 und 
$. 111. und 112. loco cit. ift feinesweges vorhanden, da erfterer 
vom Gerichtöfprengel, Teßtere nur vom Wohnſitz des Gerichtshal⸗ 
ters, welcher vom Gerichtsfig verfchieden fein kann, reden. Für 
Localgefchäfte, wenn darunter die am Gerichtsfig vorgenommenen 
Geſchaͤfte verftanden werden, kann der Gerichtshalter feine Coms 
miffionsgebähren für fich, fondern nur die, in der. Sporteltare 
für das gerichtliche Gefchäft an ſich beftimmten Säge liquidiren; 
dergleichen Commiffionsgebühren können nur für den Patrimonials 
richter liquidirt werden, wenn er Gefchäfte außerhalb der Ges 
richtöftätte 3. B. Befichtigungen in der Feldflur und dergleichen 
vornimmt. | | S 
Was endlich die Frage betrifft, wer die Fuhren zur Abho 

lung des Richters zu ftellen habe; fo hängt dies in der Regel von 
Orts/ oder Provinzial:Obfervanzen ab, oder ift in den Urbarien be: 
ftimmt. Fehlt es an folchen Obfervanzen oder fonftigen provinziels 
len Beftimmungen, fo kommen auch hier die Worfchriften des 
A. L. R. Th. 1. Tit. 17. 9. 111. 112. zur Anwendung; jeden: 
falls iſt es aber Sache des Gerichtsheren, dafür zu forgen, daß 
die Fuhren geftellt werden und eventualiter im Wege Nechtens 
diejenigen, welche dazu verpflichter find, zur Erfüllung dieſer 
Verbindlichkeit anzuhalten. j 

— ‚ den 31. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 304.) 


n 
den Juſtitiarius Herrn Kloſe zu Neiſſe. 


Abſchn. I. Oberger No. 30. 
— Unterger. No. 28. gorengebäpren und Meilengelder. 


Dem Königl. Ober » Landesgericht wird auf den Bericht vom 
26.0, M | | 


a— . 


⸗ 
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die, Gebühren der Boten bei dem Land und Stadtgericht 


zu Zielenzig betreffend, 
bei Remiſſion der Anlagen hiermit eröffnet, daß wenn der Bote 
des gedachten Gerichts außerhalb der Stadt, in Sachen, die bei 
dem Koͤnigl. Ober sLandesgericht fehweben, Sjnfinuationen oder 
Executionen für das Collegium zu .beforgen hat, ihm die Meilen; 
gelder und Ererutionsgebühren in zahldaren Sachen nicht verfagt 


werden können. Am Orte felbft aber muß er jene Geſchaͤfte ohne: 
diefe Vergütigung beforgen, auch findet auf Requifitionsfachen 


die obige Beftimmung nicht Anwendung, weil in diefen der Bote 
nur in Gefchäften, die zum Neffort des Land» und Stadtgerichts 
gehören, fungirt. Die Infinuationsgebühren fließen jedenfalls 
zur Caſſe. = 


Hiernach hat das Königl. Ober + Landesgericht in dem gegen: 


wärtigen, fo wie in allen ähnlichen Fällen zu verfahren. 


Berlin, den 23, April 1830. (v. 8.3. Bd. 35. ©. 294.) 


| Abſchn. 1. Oberger. No. 30. 


— Unterger. No. 28. 2. — 
nung der Meilengeder für die Boten. Werfahrungdweife bei Verech 


Hefer. vom 3, December 1830. (Siehe zum Salarien - 
Eaffenwefen.) 


Abſchn. 1. Dberger. No. 30. gesäsren für — an Ju⸗ 


ftij» Commiſſarien. 


Auf den Bericht des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts, will der 
Juſtizminiſter hiermit verftatten, daß in den Fällen, wenn nad 


Vorſchrift der Allgemeinen Gebühren: Taxe für Landes: Zuftiz- 
collegien Abſchn. I. No, 30. für die Inſinuation der Verfüguns 
gen an die Juſtiz-Commiſſarien und beftellten Affiftenten nur die - 


Hälfte der zulaͤſſigen Inſinuations- und Abtragungsgebühren zum 
Anfag fommen darf, bei Objecten nach der 3. 4, und Öten Kos 
lonne der Allg. Gebühren: Tare ftatt des Betrages von 1 Gr. 


6 Pf. oder 1 Sgr. 1042 Pf., zur Vereinfahung des Rech⸗ 


nungswefens, jedesmal 2 Sgr. angefeßt werben. | 
Berlin, den 6. Auguſt 1832, (v. 8. 5. Bd. 40, &, 205.) 


Abſchn. 1. Oberger. No. 30. 31. 
— Unterger. No. 28. 29. 
Sqreibegebuͤhren für vidimirte Abfchriften. 


Reſcr. vom 20. Januar 1833, (Zur Gerichts - Ordnung I. 
$. 52. 59 u. f.) 


Meileitgelder der Voten und 


u 
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Abſchn. 1. Dberger. No. 31. 


— Unterger. No. 28, 29. Eopialten für vidimirte- Ab⸗ 
ſchriften. 
Auf die Anfrage im Bericht vom 19. d. M., 

nach weichem Satz Copialien für vidimirte Abfchriften, na> 

mentlich zu den Grundacten, liquidire werden können? 
wird dem Königl.- Ober + Landesgericht unter Nemiffion der Ans 
lage eröffnet, daß der Juſtizminiſter der Anficht der Majoritaͤt 
des Collegii: a | ’ 

dag nur nad) den Sägen 31. b. c. des erften Abfchnitts der 

Sporteltare für vidimirte Copieen Tiquidirt werden koͤnne, 
beitritt. Vidimirte Abfchrifen ſend immer nichts anderes als Ab⸗ 
ſchriften, und koͤnnen den Mundis in Bezug auf die Copialien 
nicht gleichgeſetzt werden. Wenn daher in No. 31. litt, b. Ab: 
ſchnitt I. der Gebühren» Tare für die Landes: Zuftizcoffegien in 

No. 29, litt. b. Abſchn. I. der Gebühren : Tare für die Stadtge— 

richte und Land: und Stadtgerichte in den großen Städten und 

in No. 28, litt. b. Abfchn. 1. der Gebühren -Tare für die uͤbri⸗ 

‚gen Untergerichte der bloßen Abfchriften Erwähnung gefchicht, fo 

hat durch die Bezeichnung „bloße Abfchriften ” nicht der Gegen⸗ 

faß von vidimirten Abfchriften, fonderm der Gegenfak von den 

Mundis ausgedräct werden follen, und unter jener Bezeichnung 

muͤſſen alfo aud) die vidimirten Abfchriften verftanden werden, 


Berlin, den 29. October 1830. -(v. 8. J. Bd. 36, ©. 352.) 


Abſchn. 1. Oberger. No. 31. 


eh, Unterger. No. 29. Eopialien bei Äbſchriften won meh⸗ 
reren Bogen. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium hat aus einer Anfrage des Land⸗ und 
Stadtgerichts zu Raſtenburg vom 26. Decbr. v. J. erſehen, daß 
uͤber die Berechnung der Gebuͤhren fuͤr bloße Abſchriften und Bei— 
lagen eine Verſchiedenheit der Anſichten entſtanden iſt, welche 
darin ihren Grund hat, das es in den Allg, Gebuͤhren⸗ Taxen 
für die Ober: und Untergerichte, Abfchnitt I. bei der Rubrik 
„Schreibgebühren” an einer Beftimmung fehlt, nach welchem 
Sage die Gebühren zu berechnen, wenn die Abfchriften und Bei— 
lagen über zwei Bogen, aber weniger als fechs Bogen betragen, 
Um in dieſer Beziehung überall ein gleichförmigea Verfahren her 
zuftellen, wird hierdurch feſtgeſetzt, daß für jeden der erften zwei 
Bogen immer die sub lit. b. daſelbſt vorgefchtriebenen Säge von- 
286Gr. (2 Sgr; 6. Pf.)-und-resp. 1 gGr. 6 Pf. (2 Spr.), für‘ 
jeden der folgenden Bogen aber nach Maaßgabe der Beſtimmung 
sub lit. ec. ibid. nur IgGr. 4. Pf. ¶ Sgr. 8 Pf.) und resp. 
1 9&r. (1 Sgr. 3 Pf.) berechnet werden können, j 

vi. 1 
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Das Koͤnigl. Ober Landesgericht hat ſich hiernach nicht nur 
ſeibſt zu achten, fondern auch die Untergerichte des dortigen Ber 
zirks mit Anweiſung zu verfehen, 

Berlin, den 6. Februar 1832. (v. 8. J. Bd. 39. ©. 189.) 


ara 1. Oberger. No, 31. 
— Unterger. No. 29. , Berechnung der Eopialgebühren. 


Dem Königl. Ober » Landesgericht wird in Bezug auf den 
abfhriftlich anliegenden -Bericht des Land und Stadtgerichts zu 
B. vom 20. v. M. und die denfelben begleitenden Acten in Sa— 
hen des Kaufmanns T. wider. K. hiermit eröffnet, 

daß der Szuftigminifter den, von dem Collegium in den Vers 
fuͤgungen an das Land und Stadtgeriht ausgefprochenen 
an hinfi chts des Anſatzes der Copialien nicht beitreten 


Wenn die Allg. Gebuͤhren⸗-Taxe hinſichts der Schreibgebuͤhren 
beſtimmt, 

daß Beilagen und bloße Abſchriften, wenn ſie mehr als 

2 Bogen betragen, ſtoßweiſe geſchrieben und auf den Stoß 

a 6 Bogen nur 10 Sgr. in Anfag gebracht werden dürfen; 
fo koͤnnen unfer diefen Beilagen und Abfchriften niemals die flatt 
fchriftliher Worladungen den Parteien zugefertigten Decretsab⸗ 
ſchriften und eben fo wenig die hierzu oder zu fehriftlichen Vor 
ladungen und Verfügungen gehörigen Sinfinuationsdorumente vers 
ftanden und den wirklichen Beilagen der Vorladungen und Ver; 
fügungen zugerechnet werden. . Es ift vielmehr zuläffig, die 
Schreibgebuͤhren für jede Decretsabfchrift und jedes Inſinuations⸗ 
document befonders 2 Sgr. anzufeßen, und bei den Beilagen und 
Vorladungen find die Beflimmungen wegen der Schreibgebuͤh— 

ren für ſtoßweiſe zu fertigende Adfchriften zur Anwendung zu 
bringen. 

Auch findet es der Juſtizminiſter unbedenklich, für die 
. Purifications - Refolutionen, wenn fie ausgefertigt worden, bes 
fondere Ausfertigungsgebühren anzufegen. 

Hiernach hat fich das Königl. Ober s Landesgericht künftig zu 
achten, auch das Land» und Stadtgericht zu B., bei Rücken 
dung der betreffenden Acten, zu befcheiden. 

Berlin, den LI. Decbr. 1832. (v. 8. J. Bd. 40. ©. 535.) 


Abſchn. 3. No. 1— 5. s 
erdfpaftlichen 15. Sera der Konten In Coneurs · und 


Auf die in dem Berichte vom 21. v. M. gemachten Ans 
fragen, 
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wegen Berechnung der Koſten in Concurs- und erbfch, aftli⸗ 
| chen Liquidationd:Saden, 

wird dem Könige. Stadtgeriche zum Befcheide ertheilt: daß be: 

reits in der Verfügung vom 22. Juni d. J. (Jahrb. Heft 78 
S. 449.) ausgeſprochen worden iſt, daß bei Berechnung der 
Activmaſſe, Behufs der Beſtimmung der Colonne, nach welcher 
die Koften in Concurſen und Liquidations-Proceſſen zum Ans 
faß zu bringen feien, die zur Maſſe gehörigen Activen nur fo 
lange, als fie für erigibel gehalten werden, beruͤckſichtiget werden 
koͤnnten. Daraus folgt von ſelbſt, daß in einer und derſelben 
Concurs⸗Sache, nach Verſchiedenheit der Zeit, fuͤr die einzelnen 
vorkommenden Sefchäfte verfchiedene Eolonnen der Allg. Gebuͤh⸗ 

ren» Tare zur Anwendung gebracht werden können und muͤſſen. 
Tritt zuleßt der Fall ein, daß nur ein Paufchquantum für Co: 
pialien anzufegen iſt, ſo muß dieſes nach dem Umfange der Ge— 

ſchaͤfte, welche in dieſen Zeitraum des Concurſes oder Liquida⸗ 

tions s Procefjes fallen, abgemeffen werden. Allein die früher 
nach einer höhern Colonne der Gebühren: Tare zufäffigen Gebuͤh⸗ 
ren dürfen nicht niedergefchlagen werden, fondern bleiben ſtehen, 
da fi) ihr Anfag nach dem Zuſtande der Activmaſſe zur Zeit ih⸗ 
rer Entſtehung vollkommen rechtfertiget. 

| Wenn Übrigens die Allgemeine Gebühren: Tare beſtimmt, 

daß bei einer Activmaſſe zwiſchen 50 Rthlr. und 200 Rthlr. au- 

ger den baaren Auslagen nur ein Paufchquentum von 3 — 4 
Rthlr. für Copialien angefeßt werden dürfe, fo ift dabei ſtets vor; 
ausgefegt, daß die Copialien, wenn fie einzeln nachliguidirt wer⸗ 

den, mehr ald 3 — 4 Rthlr. betragen. Findet daher ein Ger 
nicht, daß die einzelnen Covialienfäge zufammengerechnet das 
Pauſchquantum -nicht erreichen, fo kann auch nur ber wirkliche 
Betrag der Eopialien, ftattdes Paufchquantums, geforderr werden. 


Berlin, den 8. Septör. 1832. (v. K. J. ©d. 40. ©. 207.) 


Abſchn. A. Oberger. Ro. 3.4.20. 


— Unterger. No. 2. 4. 27. Syetteifreibeit der Remiſſo⸗ 
Aallen don ausgehangenen Vekanntmachungen. 


A. 


Dem Koͤnigl. Ober Landesgericht wird hierneben abſchriftlich 
die Anfrage des N'ſchen Gerichtsamts der Herrſchaft C. vom 7. d. M. 

ob Remiſſorialien taxpflichtig ſeien? 
mit dem Eroͤffnen zugefertigt, daß der Juſtizminiſter es nicht an: 
gemefien findet, daß das Land» und Stadtgericht zu N. für das 
Schreiben an das genannte Gerichtsamt, mit welchem vie aus- 
gehangen geweſene Auctionsbefanntmachung in der SMtamtmenn 
B’fchen — zuruͤckgeſandt worden ift, =. und Sie⸗ 
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gelgelder in Anfag gebracht, und. durd) Poftvorfhuß eingezo⸗ 
gen hat. 
Daſſelbe ift daher anzuweiſen, dieſe Gebühren niederzufchla, 
gen und dem Gerichtsamt N. zu erftatten. 
Die von dem legtern in Bezug genommenen Neferipte vom 
15. Novbr. 1817 und 7. Mai 1819 betreffen zwar nur die Re⸗ 
quifitorialien und NRemifforialien bei Inſinuationen. So wenig 
ſich aber bei diefen der Anfag von Gebühren rechtfertigen laͤßt, 
eben fo wenig ift dies bei den Schreiben der Gerichte wegen Auss 
hangs einer Öffentlichen Belanntmachung der Fall. Deshalb ge 
ftattet auch die Allg. Gebühren -Tare für die Schreiben an das 
Adreß: Comtoir und an die Zeitungs: Erpeditionen wegen In— 
fertion Öffentlicher Worladungen und Bekanntmachungen nur 
Copialien, 
Abfchnitt III. No. 12. Abſchn. IV. No.13. der Allg. Ges 
bühren s Tare für Obergerichte. 

In gleicher Art ift auch zu verfahren, wenn wegen Abhal⸗ 
tung von Auctionen oͤffentliche Bekanntmachungen von einem Ge⸗ 
richte an das andere zum Aushange geſchickt, oder nach erfolgtem 
Aushange zuruͤckgeſandt werden. 


Berlin, den 23. Mai 1833. 
B. 
Geſuch des N'ſchen ———— der Herrſchaft L. um 
Entſcheidung uͤber die Frage: 

ob Remiſſorialien mit Taxen zu belegen ſeien? 

In der B'ſchen Concursſache requirirten wir das Koͤnigl. Fand; 
und Stadtgericht zu N. wegen Aushangs einer Bekanntmachung 
des Termins zur Auction des beweglichen Vermögens des Gemein: 
ſchuldners, und es wurden bei Nückfendung des Aushangs die er 
wachfenen Koften durch Poftvorfchuß erhoben, auch 22 !/2 Ser. 
Tar : und Siegelgelder für das Nemifforiale angefest. 

Die dawider erhobene Nemonftration wies das Land; und 
Stadtgericht zu N. zurück, worauf wir mittelft der in Abfchrift 
ehrerbietigft beigelegten Borftellung vom 8 April c. an das Königl. 
Dber : Landesgericht zu Breslau recurrirten und von dort den 
——— abſchriftlich angebotenen Beſcheid vom 23. April er 
hielten. 

Wenn durch die Verordnungen vom 15. Novbr. 1817 und 
7. Mai 1819 einmal feſtgeſtellt iſt, daß fuͤr Remiſſorialien bei 
Inſinuationen keine Taxen angeſetzt werden ſollen, ſo ſind wir 
des unterthaͤnigſten Dafuͤrhaltens, daß auch im vorliegenden Falle 
das Remiſſoriale des Land: und Stadtgerichts zu N. tarfrei zu 
loffen war, weil ein Aushang eben fo eine Infinuation an das 


| N 
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Publicum, als eine Vorladung oder Verfügung an den Ein: 
zelnen ift.- 
Wir bitten hiernah Ew. Ercellenz ehrfurchtsvoll, 
Hochdero weitere Vorbeſcheidung in dieſer Angelegenheit 
digſt ergehen zu laſſen. 
N., den 7. Mai 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©. 503.) 
N'ſches Gerichtsamt der Herrſchaft L. 


Abſchn. A. Oberger. No. Yu. 38. 
— Unterger. No. 7 u. 36. 
Abfchn: 5. Oberger. No. 46. 

— Unterger. No. 42. 

— Ah —— commiſiousebadten der Yetuarien 
Mit der im Berichte des Königl. Ober » Landesgerichtd vom 

18. April c. entwickelten Anfiht, in Bezug auf die von dem 

Land » und Stadtgerichtsfecretär N. zu N. bezogenen Commiffionss 

gebühren, ift das Juſtiz ⸗Miniſterium nicht einverſtanden. 

Was 

1) die Copialien für die den Käufern bei Auctionen mitgetheil⸗ 
ten Rechnungen betrifft, ſo koͤnnen ſolche ſchon deshalb von 
den Actuarien nicht bezogen werden, weil dabei ein unzus 
läffiges Creditiren der Auctionsgelder vorausgefegt wird, 
Es können daher dergleichen Copialien den Actuarien nicht 
bewilligt werden. 

Eben fo | 

2) ift es unzuläffig, bei Auctionen befondere Hebegebuͤhren in 

Anſatz zu bringen, da die Allg. Gebühren Tare diefen Sa 
nicht kennt. Auch kann der Actuarius für Proclamata 
und Notificatoria bei Auctionen nichts liquidiren. 

3) In Anfehung der Gebühren für Anfertigung und Ausfer: 
tigung von Inventarien und Taren, fo wie für Siegeluns 
gen, hat es lediglich bei den Beftimmungen des Nefcripts vom 
20. Auguft 1819 fein Bewenden, und kann den. Actuarien 
ein Mehreres, als im dieſem Refeript bewilligt worden, nicht 
zugeftanden werden. 

Was die gegen die Nechnung des Land; und Stadtgerichts 

zu N. pro 1829 sub. 7. b. und c. von der Königl. Oder Rech: 

nungskammer gezogenen Monita betrifft, fo ift diefelbe erfucht 
worden, dieſe niederzufchlagen. Für die Folge aber ift der 

Lands und Stadtgerichtsfecretär N. anzuweiſen, ſich nad den 

obigen Beftimmungen zu achten. 

Derlin, den 11. Juli 1831. (u 8. J. Bd. 38. ©. — 


9. 
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—— 


Untergec. No. II. givimarionsgedähren für die sn dem 
—— un nehmenden Abſchriften, und Dolmetſchergehühren in Bagas _ 


Dem Königl. Ober » Landesgericht wird auf den Bericht vom 
18. Sjanuar e eröffnet, dag Vidimationsgebähren für die zu den 
Grundacten zu nehmenden Abfhriften auch ferner nicht zu erhe: 
ben find, da dergleichen früher bei Eintragung der Urkunden in 
die Singroffationsbücher ebenfalls nicht erhoben worden. 

Was die Dolmerfchergebühren in Bagatellfachen betrifft, fo 
fann nicht angenommen werden, daß fie unter dem in folhen Sa⸗ 
han zu nehmenden Pauſchquantum begriffen feien, es ift deren 
Anſatz daher nızy den Sägen der erften Kolonne des Aten Ab: 
fihnitt8 der Gebühren » Tare sub voce Dolmetfchergebühren, 
aud) in Bagatellfahen jedoch nur bis zu einem Marimum von. 
10 Sor/ für jeden einzelnen Proceß zuläffig. 

Berlin, den 24. Mai 1831. (v. K. J. 36.37. S. 3837.) 


Abſchn.4 Oberger. No. 14 


Unterger. No.13. 5 ebuͤhren der einer abweſenden 
Partei m Eidesleiſtungen beſtellten Bevollmaͤchtigten. 


Reſer. v. 24. Sept. 1830. (Zur Einleitung $. 5.) 
b) Die Eidedabnabme» Gebühren der Rabbiner und Jndenbegtaubieten geho⸗ 
ren zu den aus der Salariencaſſe vorsufhreßenden baaren Auslagen. 


Refer. v. 6. Mai 1833. (Zur Gerichtsordn. I. 10. $. 187. 324.) 


Abfchn. 4. Oberger. No. 12. 


Unterger. No. 11. 
gebühren anzufehen Pa — — is — 
Dem Koͤnigl. Ober : Landesgericht wird auf den Bericht vom 
6. April c., 
worin daffelbe hinfichtlih der Beſtimmung des Etats bes 
Land» und Stadtgerihts zu H. wegen der Dolmerfchers 
gebühren um Belehrung bittet, 
eröffnet, daß der Juſtizminiſter es für anzemeffen hält, von den 
Parteien die nad) der Allg. Gebühren : Tare zuläffigen Dolmet; 
fhergebühren nur dann zu erheben, wenn ſolche bei dem bes 
treffenden Gericht entweder als wirkliche baare Auslage zu erach⸗ 
ten, oder einem Beamten ganz oder zum Theil ald Einkommen 
nad) feiner Beftallung oder dem Etat angemiefen worden find. 
Wenn dagegen dies nicht der Fall ift, mithin von den Par; 
teien die :Dolmerjcher » Gebühren für die Ealariencaffe felbft eins 
zuziehen fein würden, fo muß die Liquidirung derjelben ganz weg: 
fun; | Ei 
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— hat das Koͤnigl. Ober Landesgericht die — 
richte ſeines Departements anzuweiſen. 
Berlin, den 23. April 1833. (v. K. J. Bd. 41. S. 518.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 16. 


— Unterger. No. 15. Zahlungskoſten der Erecutoren. | 
Dem Königl. Kammergeriht wird auf den Bericht von 
19. v. M., 
wegen der Zehrungskoften der Executoren, 
hiermit eroͤffnet, daß die in der Sporteltaxe Abſchn. IV. No. 16b. 
5— 6. für die Executoren ausgeſetzten Zehruugskoſten auch die \,, 
jenigen Executoren erhalten, welche gar kein Recht zur Erhebung 
derſelben haben. 
Das Koͤnigl. Kammergericht wird daher angewieſen, diefe 
Gebühren dem Executor N. N. auch ferner zu laffen. 
Berlin, den 3. Juni 1831. (v.8. 3.80.37. ©. 389.) 


Abfchn. 4. Oberger. No. 16. 


— Unterger. Ro. 15. Zehrungs⸗ und Futteruungstofen des 
Ereeutoren, 


In der Allg. Gebühren; Tare für die Obergerichte, Abfchn. 
IV. No. 16. lit. db. 5., und in.der Allg. Gebühren : Tare für die 
Untergerichte in den großen Städten, Abfchn. IV. No. 16, lit. b. 7., 
werden den Executoren, außer den Meilengeldern, täglich 8 gGr 


oder 0 Sgr, an Zehrungskoften. zugebilligt; in der Allg. Gchühr 


ven: Tare für die fonftigen Untergerichte, Abſchn. IV. No. 15. ' 
lit. b. 5., werden ihnen aber nur 4 gGr. oder 5 Sgr. täglich an 
Futterungskoſten fuͤr das Pferd ausgeſetzt; an Zehrungskoſten iſt 
ihnen fuͤr ihre Perſon nichts angewieſen. Letzteres beruht auf ei— 

ner Omiſſion, und ed wird feſtgeſetzt, daß die Executoren der Un: 
tergerichte zweiter Klafie neben den Futterungskoſten ad 5 Sr. 
auch 5 Sgr. an Zehrungsfoften täglich, mithin gleich den Execu⸗ 
toren der DObergerichte und der Lintergerichte der erften Klaffe, 
10 Sgr. liquidiren können. — Dieſe Zehrungs: und Futte; 
rungsfoften vertreten die Stelle der Diäten, und fliegen auch 
dann, wenn die Executoren ganz auf fires Gehalt gefeßt, oder 
ihnen ein Theil der Gebühren an der Stelle des Gehalts angewie: 
fen worden, nicht, wie die Meilengelder, zur Caffe, fondern 
fommen, als ein Erſatz für baare Auslagen, den Erecutoren 
zu. — In dem Genuffe diefer Zehrungs - und Futterungskoften 
macht es feinen Unterfchied, wenn den Erecutoren ein gewiſſes 
Quantum zum Unterhalt eines Pferdes befonders ausgefeßt wor; 
den iſt; dagegen können von den Obergerichts : Erecutoren nach 
der ausdruͤcklichen Beftimmung der Gebühren » Tare, Abfchn. IV. 

No, 16. lit, b. 5., die gedachten Koften nicht berechnet werden, 


{ 
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"wenn die Schuldner ihnen freie Beköftigung und Futterung zu ge⸗ 
währen ſich bereit erklären follten. Ä 
Nach vorftehenden,- in Webereinftimmung mit der Königl. 
Dder » Rechnungstammer feſtgeſetzten Beftimmungen haben ſich 
fammtliche Königl. Gerichtsbehörden zu achten. 
Berlin, den 1. Auguft 1831. (9.8.9. Bd. 38. S. 126.) 


Abſchn. 4 Unterger. No: 15. RE | Zutterungsfoften der 


Erecutoren. — 

Auf; Shren Bericht vom 9. d. M. genehmige Sch die Des 
claration, durch welche das Juſtiz-Miniſterium am 1. Auguft 
v. J., in Ausübung der durch das Patent vom 23. Auguft 1815 
dem Juſtizminiſter beigelegten Befugniß zu No. 15. Abfchn. IV. 
der Gebühren: Tare für die Untergerichte, die Zehrungskoſten der 
Erecutoren bei den. außerhalb des Gerichtsfiges zu bewirfenden 
Erecutionen auf 10 Sgr. täglih, mit Einſchluß der ettwanigen 
Futterungsfoften für das Pferd, feftgefest hat. Eine befondere 
Liquidation der Futterungstoften kann weder bei den Ober: noch . 
bei den Untergerichten verftatter werden. 

Ich uͤberlaſſe Ihnen hiernach das Weitere zu verfügen und 
dem Land; und Stadtgericht zu Unna auf die zurücgehende Eins 
gabe vom 19, Juni d. J. Kenntniß zu geben. 

Berlin, den 28. Auguft 1832. 
A | Friedrih Wilhelm. 


‚an 
den Staats: und Juſtizminiſter 
Muͤhler. 

(v. 8. 3. Bd. 40. S. 207.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 16. BR 
—— Unterger. No. 15. | 
nn eat SERIEN, 

Bei der Anwendung der Verfügung vom 17. Auguft d. J., 
durch welche den Executoren Zehrungskoften bewilligt worden, ents 
fteht die Frage, wie viel’ ihnen bei Gegenftänden bis zu 20 Rthlr. 
incl. an dergleichen Gebühren zugeftanden werden fol? Die Ge 
buͤhren⸗Taxe vom 23. Auguft 1815 beſtimmt im Aten Abfchnitte, 

unter 16. bei den Obergerichten, unter 15. bei. den Unter 

gerichten, fowohl der erften, als der zweiten Klaffe;  _ 
beträgt die beizutreibende Summe nur 20 Rthlr. oder weniger, 
fo erhält der Executor ein von dem Nichter zu beftimmendes 

Paufhquantum. - 
Angenommen nun, die. beizutreibende Summe beträgt 5 Rthlr., 
das Pauſchquantum, welches dem Executor für die Reife, die 
Antretung und. die Vollftrefung. der Erecution bisher bewilligt 
worden, ‚befteht in LO Sgr., fo wird es zweifelhaft, ob ihm jegt 
außer jenen 10 Sgr. noch ein befonderes Paufchquantum auf 
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Sehr» und uttergeld zuzubilligen , ımd auf wie hoch daffelde feft- 
zufegen ift. 

Mir find der Meinung, daß das Paufchquantum gegen die 
bisherigen Säse nicht zu erhöhen, daß aber den, nach dem Nor; 
mal⸗Etat, alfo chne den Genuß von Gebühren angeftellten Exe—⸗ 
eutoren, das Pauſchquantum bis zu der Höhe von LO Sgr. ganz, 
da, wo e8 mehr beträgt, nur bis zum Betrage von 10 Ser. als 
Zehrgelder zugeftanden werden kann, und der Mehrbetrag der 
Kaffe belaffen werden muß. 

Dei den zum Genyß der Meilen: und Wartegelder berech⸗ 
tigten Executoren, welche bei auswärtigen Erecutionen das ganze 
Paufchquantum erhalten, bedarf es auch feiner Erhöhung defs 
felben gegen die bisherigen Säge, da fie bei dem vollen Genuffe 
der Gebühren weit beffer geftellt find, als die nach den Grund- 
fägen der Normal: Etats angeftellten Erecutoren. 

Ein Könige. Hohes Zufkiz - Minifterium bitten wir gehors 


amſt, 
uͤber unſere Anſicht hochgeneigt und bald zu entſcheiden, um 
den Anfragen zu begegnen, zu welchen ſich die Gerichte vers 
anlaft finden werden, wenn ihnen deshalb keine Anweifung 
gegeben wird. 
Poſen, am 28. Novbr. 1831. 


Auf den Bericht vom 28. November v. J., betreffend die 


e: 
wie viel den Erecutoren, welchen durch die Verfügung vom 
17. Auguft v. J. Zehrungstoften bewilligt worden, bei Ges 
genftänden bis zu 20 Rthlr. incl. an dergleichen Gebühren 
zugeftanden werden foll? 
wird dem König. Ober » Appellationsgeriht eröffnet, wie das 
Juſtiz-Miniſterium der Meinung des Collegii: dag das Paufchs 
quantum gegen die bisherigen Saͤtze nicht zu erhöhen, daß aber 
den nach dem Normal: Etat, alſo ohne den Genuß von Gebühr 
ven, angeftellten Erecutoren das Paufchquantum bis zu der Höhe 
von 10 Sgr. ganz, da, wo ed mehr beträgt, nur bis zum Bes 
trage von 10 Sgr. ald Zehrgelder zugeftanden werden fönne, und 
der Mehrbetrag der Kaffe belaffen werben möffe, beitritt, und 
daher hiernach zu verfahren ift. 
Berlin, den 31. Januar 1832. (9.8.5. Bd. 39. ©, 193.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 16. 
— Unterger. No. 15. Zehrungskoſten der recutoten bei 
fruchtloſer auswaͤrtiger Execution, wenn Fiscus Ertrahene i 
Der von dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht in dem Berichte 
vom 1. d. M. ausgefprochenen Anficht, daß die Gerichts: Erecu; 
tüoren bei einer fruchtlofen Vollſtreckung auswärtiger Executio⸗ 
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nen, wenn Fiscus Ertrahent ift, ihre Zehrungsfoften von dieſem 
als baare Auslagen fordern dürfen, kann der Juſtizminiſter nicht 
beitreten. 

Die den Erecutoren nachgelaffenen Zehrungskoften vertreten 
nur in fo weit die Stelle der Diäten, welche den Erecutoren nes 
ben ihrem Dienfteinfommen verbleiben, als diefe Zehrungskoften 
von. den Parteien gezahlt werden. Der Königl. Fiscus genießt 
gegen die Gerichte eine allgemeine Sportelfreiheit, und ift daher 
nicht verpflichtet, bei vergeblich vollftreckter Ererution, als Extra⸗ 
hent derfelben, dem Erecutor Zehrungsfoften zu bezahlen. Dieſe 
muͤſſen vielmehr, gleich allen Gerichtsgebühren und übrigen baas 
ren Auslagen, niedergefchlagen werden, da auch diefe vom Kös 
nigl. Fiseus den Gerichten nicht bezahlt werden. (A. G. O. Th. 1. - 
Tit. 35. 9.26.) Eben fo wenig kann ein Erecutor dergleichen 
Zehrungstoften bei der Sportelfreiheit oder dem Unvermögen der 
Parteien als Diäten und baare Auslagen aus der Salariencaffe 
des Gerichts verlangen, denn dergleichen Executionsreiſen gehören 
zu den Official» Arbeiten, wofür der Executor bereits im Allge⸗ 
meinen durch Anweifung eines Dienſteinkommens entſchaͤdigt wird. 
Hiernach hat das Känigl. Ober ; Landesgericht im vorliegenden 
Falle das.Königl. Land und Etadtgericht zu Lübben gu befcheiden 
und fünftig zu verfahren. 

Berlin, den 22. Juni 1832. (0.8.5. 98.39. ©. 453.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 21. Hiicen und Reiſekoſten bei — | 
Viſitationen. 


Das Juſtiz-Miniſterium finder fi veranlaßt, hiermit all, 
gemein feftzufegen, daß bei Yufkiz- Vifirationen den Commiffas 
rien in Zufunft nur die gefeglichen Diäten und Reiſekoſten nach 
dem Reglement vom 28. Juni 1825 angewiefen und ausgezahlt 
werden follen, wenn den Beamten des revidirten Gerichts nur ein 
in quanto firirter Beitrag zu den Koften der Viſitation auferlegt 
wird. | 

Sämmtlihe Königl. Landes + Zuftizcollegien haben. ſich in 
vorkommenden Fällen nach diefer Beftimmung zu achten, 

Berlin, den 15. Juni 1831. (0.8.3. Bd. 37. S. 385.) 


Abſchn. 4. Dberger. No. 21. gesäpren der Getichts -Viſttations 
Sommiflarien..  _ 

Obgleich das Gefchäft der Juſtiz-Viſitationen eine befondere 
Begünftigung verdient, da dafielbe ein hoͤchſt anftrengendes und 
unangenehmes ift, weiches die ausgezeichnerften Arbeiter erheifcht, 
wenn es wirklichen Nugen ftiften foll, und den Commiffarien in 
diefen Sachen wohl die höchfte Entſchaͤdigung für ihre Arbeit zu 
gönnen iſt; fo ift das AJuftiz » Minifterium_doch mit der von Einer 


Könige, Hochlöblichen Ober ; Nechnungstammer in dem geehrten 
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Schreiben vom 27. v. M. geäuferten Meinung dahin einverftan, 
den, daß der Vifitations » Commiffarius, der ein etatsmäßiges 


Mitglied des Ober »andesgerichts ift, zufolge der Beftimmungen 


des Reſcripts vom 11. Febr. 1817 (Jahrb. Bd. 10. ©. 24.) nicht 
befugt ift, Taxen für die von ihm am DOrte-des Ober » Landes 
gerichtd erlafienen Verfügungen oder ausgearbeiteten Vifitationg - 
Berichte und Befcheide zu fordern, und daß fie, wenn er dieſe 
Ausarbeitungen am Orte des vifitirten Gerichts vorgenommen, 
durch die Diäten abforbirt find. Weberhaupt findet das Juſtiz⸗ 
Minifterium e8 nicht zuläffig, daß die von einem Xifitationg » Com; 
miſſarius erlaffenen Verfügungen un tarirt werden, fobald 
der richterfiche Commiſſarius Diäten erhält. 


Aungenehm iſt es dem Juſtiz-Miniſterio, daß Eine Koͤnigl. 


Hochloͤbliche Ober-Rechnungskammer nicht beabſichtigt, das dem 


N. N. in casu zugezogene Monitum zu verfolgen, da —— 
ein ſorgfaͤltiger Arbeiter iſt. 


Berlin, den 20. Juni 1831. (v. K. J. B. 37. S. 385.) 


An 
Eine Koͤnigl. Hochloͤbl. Ober ———— 
zu Potsdam. 


aiin 4. Oberger. No. 21. 


Miniſteriums durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 1. Sep⸗ 
tember c. zu genehmigen geruhet, daß bei Local⸗Commiſſionen 
in Privatangelegenheiten .die richterlichen Beamten, wenn ihnen 
auf gefchehene Aufforderung die Parteien Fein gehöriges Fuhrs 


werk ftellen, ohne Nachweis, ob fie fi der Ertrapoft oder fonft 


eines Fuhrwerks bedient Haben, für die Reiſe die gefelichen Extras 
poftkoften nach der wahren Ortsentfernung liquidiren können. — 
Indem ſaͤmmtliche Königl. Gerichtsbehoͤrden hievon zur Nachach⸗ 
tung in Kenntniß gejeßt werden, wird denfelden zugleich die Bes 


flimmung des Reſcripts vom 9. Auguft 1817. No. 1. (Jahrb. 


Bd. X. ©, 28) — wonach für Local» Termine auf der Feld: 
marf des Orts, wo das Gericht feinen Sie hat, Reifekoften nur 
in dem Falle, wo die Entfernung über eine Viertelmeile beträgt, 
liquidirt werden duͤrfen, — in Erinnerung gebracht. Zugleich 
wird bemerkt, daß die Beftimmung der Verordnung vom 28, juni 
1825. $. 9. lit. d., wonach bei Reifen in Königl. Dienſtange— 
Iegenheiten auf eine Entfernung unter Einer Meile die Ertrapofts 
koſten für eine volle Meile berechner werden, auch bei Local: Kon: 
miſſionen in Privat⸗An gelegenheiten Anwendung findet, aber auch 
nur eine Meile berechnet werden darf, wenn gleich nach dem 


Unterger. No.19. Extrapoſtkoſten bei £ocal» REN 
Des Königs Meajeftät haben auf den Antrag des Zuflizs 
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Poft : Reglement die Poft für 2 Meilen Bezahlung fordern 
koͤnnte. 
Berlin, den 19, Septbr. 1831. (v. K. J. B. 38. ©. 130.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 21. 


— Unterger. No. 19. Diaͤten der Corps» und Ober» Audi: 


Nach Ihrem Vorfchlage vom 5. d. M. genehmige Ich, daf 
in den Fällen, wo die Auditeure auf Diäten Anfpruch machen 
tönnen, für diejenigen, welche den Rang eines Stadtgerichts- 
Directors haben, aljo für die Gouvernements;, die Corps s und 
die ehemaligen Ober-Auditeure, zwei Thaler, für die übrigen 
Auditenre aber, welche den Rang der Stadtgerichtsräthe haben, 
Einen und einen halben Thaler Diäten feſtgeſetzt werden. 
Charlottenburg, den 8. Detbr. 1831. | | 
(u. 8. %. Bd. 38. ©, 398.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 21. 
ne Unterger. Ro. 19. Einrichtung und Bejahlung der Ex⸗ 


trapofts iquidarionen bei Pocal«Sommifjionen. 

In Bezug auf die, wegen Liquidation der Ertrapoftkoften 
bei Local; Commiffionen in Privars Angelegenheiten, unterm 19, 
Septbr. v. J, ergangene Verfügung (Jahrb. Bd. 38. S. 130.) 
wird in Webereinffimmung mit der Königl. Ober »Nechnungstams 
mer- hierdurch feſtgeſetzt: 

1) daß eine jede dergleichen Liquidation mit einem Attefte vers 
fehen werden muß, worin die anweifende Behörde befcheis . 
nigt, daß die Aufforderung an die Partei zur Geftellung 
eines gehörigen Fuhrwerks vergeblich erfolgt fei, oder unter 
den obwaltenden Umftänden nicht habe erfolgen können ; 

2) daß der volle Betrag der gedachten Koften nur dann, wenn 
dazu die nöthige Deckung bereits vorhanden ift, aus der Sa; 
lariencaſſe fofort berichtigt werden fann, außer diefem Falle 
aber, wenn der Commiffarius eine vorfhußmweife Zahlung 
verlangt, nur derjenige Betrag, welcher ihm nach der Vers 
ordnung vom 28. Juni 1825 zufommen, und bei dem et: 
wanigen Unvermögen der Partei der Caſſe zur Laſt blei— 
ben würde, gezahlt werden darf, und die Nachzahlung 
de? Mehrbetrags bis dahin, daß die Koften von der Partei 

eingehen, ausgefeßt bleiben muß; und 

3) daß bei Liquidation der Ertrapoftfoften die Circularien des 
Koͤnigl. General » Poftamts vom 17. Novbr. 1820 und 
21. Sept. 1830, wonach bei einem Aufenthalte von nur 6 
Stunden für die Ruͤckfahrt nicht mehr ald die Hälfte des 
Poftfuhrgeldes, und bei einem längern Aufenthalte bis zu 
24 Stunden, von der Tten Stunde an gerechnet, nur ein 





— 
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Wartegeld von 21/, Sgr. fuͤr jedes Pferd und Stunde zu 
entrichten iſt, gleichfalls zur Anwendung zu bringen ſind. 
Das Koͤnigl. ꝛc. hat ſich hiernach fortan gebührend zu achten. 
Berlin, den 1. Febr. 1832. 
(v. K. J. Bd. 39. ©, 188.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 21. 


— Unterger. No. 19. | 
— — ——— ——— für Lands 
Das Land: und Stadtgericht zu Danzig hat unter dem 6, 
- © M. Beſchwerde darüber geführt, daß der Criminal: Senat 
des Königl. Ober » Landesgerichts ihm in der Obductionsfache des 
im Hafenfanal zu Neufahrwaffer ertrunfenen Matrofen N. die 
Erftattung der dem Königl. Malefisfonds zur Laft fallenden Er: 
trapoftfuhrgelder, welche von dem zur Bewirkung der Obduction 
beauftragt gemwefenen Mritgliede des Land» und Stadtgerichts 
Collegii figuidirt find, verweigern. Der Syuftizminifter finder die 
Beſchwerde gegründet. Nach dem $. 9. lit. a. der Verordnung 
vom 28. Juni 1825 find zur Liquidation von Ertrapoftfoften bei 
Reiſen berechtigt: 
1) alle Beamte, welche nach der. Rangordnung vom 7. Febr. 
1827 bis einfchlieglich zur ten Rangklaſſe gehören, und 
2) diejenigen, von den im $. 1. lit. c. der Verordnung vom, 
28. Suni 1825 aufgeführten Beamten, welche zu dem Diäs 
tenfaße von 2 Rthlr. berechtigt find. 
Diefe Beftimmung kann nicht dahin ausgelegt werden, als 06 bie 
zur Kategorie $. 1. lit. GC. gehörigen Beamten der sten Nangs 
Haffe nur dann, wenn fie auf 2 Rthlr. Diäten Anfpruch haben, 
Ertrapoftkoften fordern können, fondern der Sinn jener Beftims 
mung geht dahin, daß die Beamten, welche. zu den 5 erften 
Rangklaſſen gehören, ohne Unterfchied,, außer denfelben aber nur 
ſolche, welche zu 2 Rthlr. Diäten berechtigt find, Ertrapoftkoften 
in Rechnung bringen können. Da nun die Yand- und Stadts 
gerichtsräthe nach $.5. in fine der Nangordnung vom 7. Febr. 
1817 den Regierungs » und Ober : Landesgerichts : Affefforen gleich, 
und mithin in der Öten Rangklaſſe ftehen, fo unterliegt es feinem 
Bedenken, daß ihnen, obwohl fie nur 1 Rthlr. 15 Sgr. Diäten 
beziehen, doch Ertrapoftkoften bei Reifen in fiskalifchen Angelegens 
heiten bewilligt werden muͤſſen. 
Das Koͤnigl. Ober Landesgericht hat diefem gemäß die Er- 
ftattung der liquidirten Eprtrapoftfuhrgelder aus dem Malefizfonds 


\ 


zu veranlaffen. 
Berlin, den 6. April 1832. 
| (v. K. J. ©. 39. ©, 424.) 
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— Unterger No 19 
"Die Aufford ei 
Seſtellung ded Fuhrwerks bei Gommifitonen —X fie die Nüdreife 


nothwendig. 


Dem Koͤnigl. Ober-Appellationsgerichte wird unter ab— 
ſchriftlicher Mittheilung des Berichts des Landgerichts zu Krotos— 
zyn vom 16. v. M. (Anl. A.) eröffnet: daß der Juſtizminiſter der: 
in der Verfügung an das Präfidium des gedachten Landgerichts 
vom, 14. Juni 1826 aufgeftellten und fchon früher zur Ausfuͤh— 
rung gebrachten Anficht nicht beitreten kann, nach welcher bei Los 
cal: Commiffionen der Commiſſarius bei der Ruͤckreiſe verpflichter. 
fein fol, die zur Stellung des Fuhrmwerfs verpflichteten Parteien 
hierzu nochmals aufzufordern, wenn er died auch fchon zur Hinz 
reife vergeblich gethan, und deshalb veranlaßt worden ift, fich der 
Ertrapoft oder eigenen Fuhrwerks zur Hinreife zu bedienen, 


Es ift genug, wenn der Commiffarius vor der-Hinreife die 
Partei überhaupt zur Stellung des Fuhrwerfs aufgefordert hat. 
Hat legterer diefer Aufforderung genügt, fo muß ſich der Commif: 
farius auch zur Nückreife diefes Fuhrwerks bedienen, indem die 
Partei durch die Stellung des Fuhrwerks zu erkennen gegeben hat, 
daß fie die zur Ausrichtung des Gefchäfts erforderlichen Fuhren 
felöft ftellen wolle. Aus der Nichtbeachtung der Aufforderung 
muß aber auch das Gegentheil gefolgert werden, und zwar nicht 
nur für die Hinreife, fondern auch für die Nückreife, da letztere 
nur Folge der erfteren ift, und was von jener gilt, auch auf diefe 
zur Anwendung kommen muß. Es können deshalb dem Commifs 
farius, welcher gensthigt worden, ſich der Extrapoſt oder eines 
Privatfuhrwerks zur Hinreiſe zu bedienen, die liquidirten Fuhr⸗ 
foften für die Ruͤckreiſe nicht geftrichen werden, wenn er auch die 
Partei zur Stellung des Fuhrwerks zur Nückreife nicht aufgefor- 
dert hat. Hiernach find nicht nur die an das Landgericht zu Kro: 
toszyn erlaffenen entgegengefeßten Verfügungen einer nachmaligen 
Prüfung zu unterwerfen und zuräcdzunehmen, fondern es ift auch 
danach zu verfahren. 

Derlin, den 10. Mai 1832, 


A. I 

Die Allg. Gebühren; Tare für die Land» und Stadtgerichte. 
in großen Städten beſtimmt in Abſchn. 4. No. 19. lit. g., daß 
bei Local: Commiffionen der Commiffarius die Parteien zur Ge: ' 
ftellung einer Fuhre gehörig auffordern foll, und daß er ſich, 
wenn diefe nicht zur rechten Zeit ſiſtirt wird, eigenen oder geduns 
genen Fuhrwerks bedienen kann. 

Hiernach haben wir und ſtets gerichtet und bei der Vorlas 
dung den Extrahenten angewiefen, ein Fuhrwerk zu geftellen, uns 


w 
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ter der Verwarnung, dag der Commiffarius fich der Extrapoſt be⸗ 
dienen werde. 

. Wurde fein Fuhrwerk geftellt, fo ‚liquidirte er für die Hin: 
reife und für die Nückreife die Ertrapoftloften auch) dann, wenn 
er fich eigenen oder gedungenen Fuhrwerks bedient hatte; ein 
Verfahren, welches durch die Allerhöchfte Cabinets-Drdre vom 
1. Sept. v. 3. (v. Kamptz Jahrb. Heft 75. ©. 131.) gebilligt 
worden; nie aber wurde es für nöthig gehalten, daß ber Com: 
miffarius, der auf diefe Weife die Hinreife gemacht, die Partei 
am Orte der Commiffion nochmals auffordere, das Fuhrwerk zur 
Ruͤckreiſe zu geftellen. | 

Das Koͤnigl. Ober » Appellationsgericht zu Pofen ftrich aber 
im Jahre 1826 auf die Befchwerde des Klägers in der Sache. 
N. N. wider N. N. die Koften der Nückreife des Commiſſarii, 
weil diefer die Partei nicht von neuem zur Geftellung eines Fuhr⸗ 
werks zur Ruͤckreiſe aufgefordert hatte; er hatte den Kläger. von 
hier aus um die Geftellung eines Fuhrwerks erfucht, und war, 
als diefes ausblieb, mit eigenen Pferden hingereift. 

Auf eine Anfrage des: Präfidii fprach das Königl. Ober: 
Appellationsgericht jenen Grundfuß nochmals aus in der abfchrift: 
lich anliegenden Verfügung vom 14. juni 1826. | 

Mit diefer-Anficht der uns vorgefeßten Behörde fönnen wir 
ung nicht einverftanden erklären, und ftellen daher Ew. Excellenz 
hoͤherm Ermeſſen die Entfcheidung gehorfamft anheim. 

Für unfere Meinung, 

daß eine nochmalige Aufforderung nicht nöthig fei, vielmehr 

der Commiffarius, welchem zur Hinreife Fein Fuhrwerk ge: 

ftellt worden, und der deshalb mit eigenem oder. gedungenem 

Fuhrwerke hingereifet ift, diefes Fuhrwerks fich zur Ruͤck— 

reife bedienen und die Koften der Extrapoſt liquidiren dürfe, 
fpriht das durch den allegirten Allerhöchften Cabinets Befehl de: 
clarirte Gefeb. 

Daffelbe verlangt nur eine gehörige Aufforderung zur Ge: 
ftellung der Fuhre; daß diefe Aufforderung nur bei Erlaffung der 
Vorladung erfolgen dürfe, ergiebt fich fehon aus der Beſtimmung 
. des Gefeßes: der Kommiffarius fei, wenn die Fuhre nicht fiftire 
wird, befugt, fich eigenen oder gedungenen Fuhrwerks zu bedies . 
nen. Wäre der Commiffarius verpflichtet, bei feiner Ruͤckreiſe 
die Aufforderung zu wiederholen, und würde ihr Folge geleifter, 
fo müßte dann das Fuhrwerk des Commiffarii ledig zurückkehren. 

Hiernaͤchſt ift es auc unbedenklich, daß die Aufforderung 
zur Geftellung einer Fuhre von der Partei, an die fie gerichtet ift, 
nicht blos auf die Hinreife, fondern auch auf die Nückreife bezogen 
werden müffe, denn diefe macht einen Theil der Reife aus, und 
es müßte daher die Partei, wollte fie den Commiffarius mit ihrem 
Fuhrwerk zuruͤckſchicken, ihm dies eröffnen, nicht aber den An⸗ 


* 
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a 

trag deffelben erwarten, nad) unferer Anficht ift aber die Partei 

nicht einmal befugt dazu. 2 
Ferner ift zu erwägen, daß der Kommiffarius, zumal in die; 

fer Provinz, in Ortfchaften, die mehrere Meilen von Städten 

entfernt find, in die größte DVerlegenheit wegen Kerbeifchaffung 
eines Fuhrwerks zur Nückreife gerathen würde, fobald die Parter 
die Geftellung defielben übernehmen und dann unterlaffen möchte, 

Es genügen aber die aus dem Geſetz felbft gefchöpften Gründe zur 

Rechtfertigung unferer Anficht, für die fih auch, foviel ung be; 

fannt, die Praris der meiften Gerichtshöfe entfchieden hat. 

Hoͤchſtens könnten die Parteien nur in der Vorladung ange: 

_ wiefen ‚werden, ‚die Fuhre zur Hin- und Mückreife zu geftellen, 

was wir jedoch für überfläffig halten. 

. Ew. Ereellenz ftellen wir daher gehorfamft anheim: 
Hochgeneigt zu entfcheiden, ob die Aufforderung zur Fuhr⸗ 
geftellung in der Vorladung genüge, oder ob am Orte des 
SGefchäfts eine nochmalige Aufforderung an die Partei zur 
Geſtellung der Fuhre zur Nückreife erforderlich fei. : 

Sollten Ew. Ercellenz der Anficht des Collegüi beitreten, fo wär; 

den dem Commiſſarius, feinem jeßt gemachten Antrage gemäß, 

die Koften der Nücreife, die auf Grund der Verfügung des Koͤ—⸗ 
nigl. Ober s Appellationsgerichts von ihm wieder eingezogen wor; 
den, zu erftatten, und von der Partei, die von ihrer Niederfchla: 
gung fehon in Kenntniß gefeßt ift, wieder einzuziehen fein. 
Ew. Ereellenz bitten wir gehorfamft: 
auch hierüber hochgeneigteft zu entfcheiden. 
Krotoszyn, den 16. April 1832, (v. K. J. Bd. 39, ©. 425.) 


Abſchn. A. Oberger. No. 21. 
— Unterger. No. 19. — 
A a, > Meifetoften folcher Commiſſarien, die 
Um die bei Anwendung der Beftimmungen des $. 12. der 
Verordnung vom 28. Juni 1825, wegen Vergütigung der Diäs 
ten und Neifekoften für commiffarifche Gefchäfte in Koͤnigl. Dienſt⸗ 
angelegenheiten,, entftehenden Zweifel zu befeitigen, trägt der Ju— 
ftizminifter fein Bedenken, auf die Anfrage des Koͤnigl. Ober: 
Landesgerichts im Berichte vom 30. Mai c. nach Maaßgabe der 
bereits von den Königl. Minifterien des Innern und der Finanzen 
erlaffenen Verfügungen vom 10. Septbr. und 28. Decbr. 1828 
(abgedruckt in v. Kamptz Annalen der Preuß. innern Staatsvers 
mwaltung, Sahrg. 1828. ©. 632 u. 945. und Jahrg. 1830. ©. 3.) 
zur Nachachtung für die Zuftizbehörden hierdurch anzuordnen: 
dag in den Fällen, wo Beamte, welche fich nad) $. 12. der 
Verordnung vom 28. Juni 1825 zu Dienjireifen der ordi- 
nairen Poft bedienen follen, auf Routen reifen, auf welchen 
feine Fahrpoftverbindungen beftehen, aus diefem Grunde, 


— 
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' oder auch, "wegen der ihnen zu der Dienftreife beftimmten 
Zeit, von der beftehenden Fahrpoft feinen Gebrauch machen 
fönnen , dieſen Beamten ohne weitere Nachweifung , in wels 
cher Art fie ihr Fortkommen bewirkt haben, 15 Sgr. für 
die Meile ald Reifekoften vergätigt werden Finnen, da dieſe 

‚ Vergütung die Koften der Ertrapoft oder einer gemietheten 
Suhre, wozu die Beamten nach den Beftimmungen. der 
beauftragenden Behörde zu verftatten fein würden, noch 
nicht erreicht. 


Berlin, den 17. Juli 1832. (v.R. 3. 80.40. &.206.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 21. 
— Unterger. No. 19. 
Abſchn. 5. Oberger. No. 51. | 


— Unterger. No. 47 | ' 
. u + Eommiffiondgebähren, wenn teien 
am Drree, ihrer Convenienz halber, die Ab u der Zermine rn 


Hrivarwohnung verlangen. | 

Bei der, von dem Königl. Stadtgerichte in dem Berichte 
vom 15. Auguft d. J. aufgeftellten Frage: 

od Kommiffionsgebühren gefordert werden koͤnnen, wenn 

Parteien am Orte, ihrer Konvenienz halber, die Abhaltung 

der Termine in ihrer Privatwohnung verlangen und wüns 

fhen ? 
muß die Verpflichtung der Parteien, zur Entrichtung befonderer 
Kommiffionsgebühren, von der Befugniß der Commiffarien, ders 
gleichen Gebühren: für ſich zu beziehen, unterfchieden, und hiers 


nach jene Frage beantivortet werden. 


Das Refeript vom 28, Juli 1828 (Jahrb. Bd. 32. S. 102.), 
auf welches ſich das Königl. Stadtgericht wiederholt bezieht, bes 
trifft bloß Gefchäfte, welche außerhalb des Orts, wo das Gericht 
feinen Siß hat, vorgenommen werden, und beftimmt allerdings, 
dag wenn Parteien bei dergleichen Gefchäften bloß ihrer Conves 
nienz halber die Abfendung eines Commifjarius verlangen, fie jes 
derzeit außer den für die Verhandlung felbft zur Salariencaffe flies 
enden Gebühren, die Diäten und Reifekoften des Commiffarius 
bezahlen muͤſſen. Es handelt mithin gar nicht von Commiſſions⸗ 
gebühren, welche nur bei Gefchäften am Orte des Gerichts, fo 
wie Diäten und Meifekoften nur bei auswärtigen Gefchäften, vor: 
kommen können. ine Anwendung des Neferipts auf die Ges 
fchäfte am Orte des Gerichts ift daher an fich unzuläffie. 

Hinſichts der gerichtlichen Gefchäfte am Orte des Gerichts 
bleibt es ein allgemeiner Grundfag, daß diefe in der Negel — 
wenn nicht das Geſchaͤft ſelbſt, oder Hinderniffe in der Perfon der 
Intereſſenten eine nothiwendige Ausnahme begründen, — ander ot; 
dentlichen Gerichtöftelle vorgenommen und dafür a 
WU. Ä 
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Gebühren für die Salariencaffe liquidirt werden. Die Beamten 
des Gerichts find daher, aud wenn fein Ausnahmsfall: eintritt, 
nicht verpflichtet, den Anträgen der Ipntereffenten, wegen Abhals 
tung. der Termine in ihren Wohnungen, zu genügen. Gefchieht - 
dies dennoch, oder ift einer der nothwendigen Ausnahmsfälle vor 
handen, fo können von der Partei nur die, in der Sporteltare 
für das Gefchäft beftimmten Gebührenfäge, mithin Commiſſions⸗ 
gebühren neben den zur Caſſe jedenfalls zu berechnienden Gebüh: 
ren, nur dann, wenn dies die Sporteltare ausdrücklich beftimmt, 
gefordert werden. i 


Diefer Fall tritt namentlich nad) der Allgem. Gebühren » Tare 
für fämmtliche Untergekichte bei Aufs und Annahme der Tefta: 
mente außerhalb der ordentlichen Gerichtsftelle nach Abfchnitt V. 
No. 80. lit. c. ein. 


Beftimmt die Allgem. Gebühren: Tare nur einen Gebühren: 
ſatz für die Caffe, oder nur Commiffionsgebühren allein, fo fann 
ein Mehreres von der Partei nicht gefordert werden, da dies eine 
Ueberfchreitung der Sporteltare enthalten würde. 

Hiernach richtet ſich in jedem fpeciellen Falle die Beantwors 
tung der Frage: 5 

06 eine Partei für Geſchaͤfte am Orte des Gerichts, wenn 

fie deren Abhaltung in Privatwohnungen wünfcht und be: 

wirkt, ‚zur Zahlung von Commifftonsgebühren verpflichtet 
fei ? 
Die zweite Frage dagegen: 

ob diefe Commiſſionsgebuͤhren, wo folche. gezahlt werben, 

von dem Commiffarius oder von der Salariencaffe zu bezies 

hen feien ? ! 
ift nach ganz andern Grundfägen zu beantworten. 

Steht dem Kommifferius nach feiner Beftallung, oder dem 
Etat, oder nach fpeciellen gefeglichen Beftimmungen, wie dies 
hinfihts der Gebühren bei Auf» und Annahme legtwilliger Vers 
fügungen nach der Allerhöchften Cabinets-Ordre vom 9. Septbr, 
1827 der Fall ift, oder mit Nückficht auf feine, vor dem 1. as 
nuar 1825 erfolgte Anftellung in dem Amte und den ruhigen Ge: 
nuß dieſer Gebühren auf den Grund des Referipts vom 14. Juli 
1827 eine Befugnig zum Bezuge der in der Sporteltare als 
Commiffionsgebühren bezeichneten Gebühren zu, fo findet fein Bes 
benfen Statt, daß er dergleichen Gebühren für ſich Tiquidiren kann, 
und daß nur die, nach den Beflimmungen der Sporteltare für 
die Caſſe anzufegenden Gebühren, für diefe einzuziehen find. 


‚Wenn jedoch dem Commiſſarius eine dergleichen fpecielle Be; 
rechtigung zum ‚Genuß der Commiffionsgebühren ermangelt, fo 
bleibt es bei der Regel, daß die Gebuͤhren für die Geſchaͤfte am 
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Orte des Gerichts nicht dem Beamten gehören, welcher das Ge; 
fchäft vornimmt, fondern zur Caffe fliegen mäffen. 

 (Refeript vom 2. Mai 1832. Jahrb. Bd. 39. S. 421.) 
Es ſind daher in einem folchen Falle fammtliche Gebühren, 
weiche für die Kaffe und den Commiffarius, oder für diefen allein 
liquidirt werden koͤnnen, der Partei, weiche die Koften zu tragen 
hat, anzufeßen, und für die Salariencaffe einzuziehen. Denn 
die Parteien follen und innen aus dem Umftande, daß der Coms 
miffarius die nach der Tare zuläffigen Gebühren nicht ſelbſt bezieht, 
feinen Vortheil ziehen, mithin von der Entrichtung dieſer Gebüh- 
ren nicht befreit werden. 

(Nefeript vom 27. März 1816. Jahrb. 88.7. S. 187) 
EGs laͤßt ſich auch nicht behaupten, daß die Salariencaffen 
bei der Einziehung der nad) der Sporteltare für den Commiſſa⸗ 
rius beftimmten Gebühren einen Vortheil erhalten, der ihnen ges 
feglich nicht zufommt ; denn bei Regulirung der Normal: Etats ift 
bei Beftimmung des Einkommens der einzelnen Beamten auf!das 
Wegfallen der früher von ihnen bezogenen Emolumente Ruͤckſicht 
genommen worden; die Salariencaffe, welche ihnen das höhere 
Einkommen zahlt, zieht daher nur, ftatt der früheren Empfänger, 
und zur Deckung des höhern Gehaltes, die Gebühren ein. 

Wenn übrigens die Königl. Ober : Rechnungsftammer die 
für Publication von Teftamenten in Anfab gebrachten Commiſ⸗ 
fionsgebühren defectirt hat, fo läßt fi) dagegen nichts erinnern, 

(Refeript vom 18. Detbr. 3827. Jahrb. Bd. 30. ©. 377.) 
| Das Königl. Stadtgericht hat fich daher künftig hiernach zu 
achten, und ähnliche Erinnerungen der Königl. Ober » Rechnungs 
fammer zu vermeiden, | 


Berlin, den 12. Novbr. 1832. (v. K. J. Bd. 40. ©5256.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 21. 


— Unterger. No. 19. ei eoeal ⸗/ Eommiſſtonen Anden neben 
Zr Em und Sommiffiondgebähren feine Gebühren für das Geſchaͤft felbft 


Der Juſtizminiſter findet die Anficht des Koͤnigl. Ober : Latte 
desgerichts zu Naumburg, daß bei Local: Commiffionen neben dert 
Diäten oder Commiffionsgebühren des Commiffarius in der Regel 
feine Gebühren für das Geſchaͤft feldft zur Salarien »Sportelcaffe 
kiquidirt werden dürfen, ganz richtig, und fich durch den Bericht 
des Prinzlichen Patrimonialgerichts vom 24. Januar d. J. nicht 
veranlaßt, hierin eine Aenderung zu treffen. 

Jeder Gerichtsherr ift verpflichtet, die zut Ausübung der. 
Juſtizpflege nöthigen Einrichtungen zu treffen. Dahin gehört auch 
unzweifelhaft die Verbindlichkeit, die außerhalb der Gerichtsſtelle 
nöthig werdenden Gefchäfte durch bie bei.dem ee 
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Beamten ohne Erhöhung der tarmäßigen Sporteln vornehmen zu 
laſſen. Er bezieht auch dafür von den Intereſſenten Sporteln ; 
denn als folche find die Diäten und Gebühren des Commiffarius 
ftets zu erachten, und der Umftand, daß. der Gerichtsherr diefe 
Sporteln dem Commiffarius als befondere Nemuneration oder 
Entſchaͤdigung für Auslagen uͤberlaͤßt, kann in der Natur derfel- 
ben nichts Ändern, indem jedem Gerichtsherrn uͤberlaſſen bleibt, 
fih bei Anftellung der Gerichtsbsamten alle zuläffige Sporteln 
vorzubehalten, und die Beamten aud) zur unentgeldlihen Abhal⸗ 
tung der außer der Serichtsftelle vorzunehmenden Gefchäfte zu vers 
pflichten. | 

Von jener Regel, daß außer den Diäten und Commiſſionsge⸗ 
buͤhren für auswärtige Gefchäfte feine befondere Gebühren für die 
Gerichtscaſſe einzuziehen find, findet bei Untergerichten nur 

1) hinſichts der Teftamente die in der Sporteltaxe ſelbſt aufges 

ftellte, und außerdem 
2) im Allgemeinen die durch das Neferirt vom 28. Juli 1828 
oe Bd. 32, ©. 102.) ausgefprochene Ausnahme 
tatt. | 

Denn der Gerichtöherr iſt nur dann verpflichtet, auch außerhalb 
der Gerichtsſtelle gerichtliche Gefchäfte ohne Erhöhung der Spors 
teln vornehmen zu laffen, wenn dies die Natur des Gefchäfts oder 
ein ohne DVerfchulden der Intereſſenten eingetretenes Hinderniß 
berfelben , perförtlich an Gerichtöftelle zu erfcheinen, nöthig macht. 
Wenn dagegen die Parteien nicht in Nothfällen, fondern blos 
ihrer Convenienz wegen, an der Gerichtsftelle nicht erfcheinen wol: 
fen und deshalb eine Local: Kommiffion veranlaffen, fo ift es voͤl— 
lig angemeffen, die Gerichtscafie für die durch Schuld der Pars 
teien veraniaften Auslagen an Diäten und Commiffionsgebähren 
für den Commiffarius und für den Verluſt der fonft für die Caffe 
zuläffig gewefenen Gebühren zu entfchädigen. 

- Sm Mebrigen aber muß es bei der Regel bleiben. 
- Berlin, den4. März 1833. (0.8.3. Bd. 41. ©. 252.) 


Abfchn. 4. Oberger. No. 21. 


— ; — De 19. Defimmung der Diäten und Keifes 
| got: r m. A Den, mis Berucfihtigung der perfanlihen 
Dem Königl. Ober  Apellationsgerichte wird auf den Bericht 
vom 27, März c., | 
worin daffelbe um Belehrung über einen Zweifel bei Anwen⸗ 
dung der Verordnung vom 28. Juni 1825 wegen Vergütis 
gung der Diäten und Neifekoften bittet, 
eröffnet, daß der Juſtizminiſter es für zuläffig hält, dem Sala: 
riencaffen : Nendanten des dortigen Landgerichts, Hofrath S., für 
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die zur Regulirung der Rendant K’fchen Defecten » Angelegenheit 
nach Bromberg unternommene Reife an Diäten täglih 2 Rthlr. 
und an Fuhrkoften die Vergätigung der Ertrapoftfoften mit 
2 Pferden zu bewilligen. — 

Es iſt ſchon durch das Reſcript vom 2. Decbr. 1831 (Jahrb. 
Bd. 38. ©1461.) ausgefprochen worden, 

daß es auf die perfönlichen Rangverhaͤltniſſe eines Ober» Lan- 

desgerichts , Affefford nicht anfomme, wenn diefer bei einem 

Untergerichte ald Mitglied angeftelle ift und für ein bei Aus— 

übung feines Amts vorgenommenes Gefchäft nad den Be 

flimmungen der Merordnung vom 28. Sjuni 1825 aus 

Königl. Caffen eine Wergütigung an Diäten und Reiſekoſten 
verlangt. | 
Hiernad muß auch bei andern Beamten verfahren werden, weL 
chen In Folge früherer Anftellung oder im Wege der Begnadigung 
ein höherer Rang beigelegt-worden ift, als ihr Amt gewährt, ins 
fofern fie bei Ausuͤbung diefes Amtes auswärtige Gefchäfte befor, 
gen, wofür ihnen aus Staatscaffen eine Entfhädigung gewährt 
wird. | | 
Menn dagegen das auswärtige Gefchäft mit dem Amte und 
deffen Verwaltung in Feiner Beziehung fteht, wie dies z. B. der 
Fall fein würde, wenn einem bei einem Untergerichte angeftellten 
Dber s Landesgerichtd s Affeffor eine Zuftiz -Viſitation übertragen 
wird, fo unterliegt e8 feinem Bedenken, einem folchen Beamten 
die Diäten und Suhrkoften für Ausrichtung des Geſchaͤfts niche 
nach feinem mit dem Amte in Verbindung fiehenden Range, fons 
dern nach feinen perfänlichen Rangverhältniffen zu bewilligen. | 

Dies kommt auch bei dem Landgerichts » Salariencaffen : Ren, 
danten, Hofrath ©. im vorliegenden Falle zur Anwendung. Die: 
Kegulirung der Defecte des NRendanten K. zu Bromberg fteht mit. 
feinem Amte als Nendant der Salariencaffe zu Pofen in gar keis 
ner Verbindung. Er muß daher auch bei Bewilligung der Dids 
ten und Fuhrkoften für das’ ihm übertragene Gefchäft nach feinen 
perfönlichen Rangverhältniffen als Hofrath beurtheilt werden. 

Die Verordnung vom 28. Juni 1825 erwähnt zwar im 
$.1. unter lit, C. bei den Untergerichtebeamten der Titularräthe 


wicht. 

Nach 6. 2. der Verordnung follen aber für Beamte, welche 
im $. 1. nicht namentlich bezeichnet find, nah Maaßgabe ihres 
Dienftverhältniffes, die Diäten für die ihnen im Range und Art 
der Befchäftigung gleichftchenden Beamten gemäß feftgefegt wer; 
den. Hierbei ift jedoch vorausgefegt worden, daß die vorgenom— 
menen Gefchäfte mit dem Dienftverhältniß in Verbindung ftehen ; 
wo dies, wie im vorliegenden Falle, nicht anzunehmen ift, muß 
der Diitenfag nach der Rangklaſſe, zu welcher der Beamte nach 
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der Rangotdnung vom 7. Febr. 1817 gehört, Heftimmt werben, 
wie dies im Allgemeinen bei den unter A. und B. im $. 1. der 
Verordnung vom 28, Juni 1825 benannten Beamten ausgefpros 
chen worden ift. 


KHofräthe rangiren nad) $. 6. der Rangordnung vom 7. Febr. 
1817 unmittelbar nad den wirflihen Regierungs- und Ober s 
Landesgerichtsräthen und vor den Affefforen, ftehen alfo zwiſchen 
der IV. und V. Rangklaſſe. Den Beamten diefer beiden Klaffen 
ift aber mit ausdrücklicher Bezugnahme auf den $. 6. der Rang, 
ordnung vom 7. Febr. 1817 im $. 1. unter A 4. der Werords 
nung vom 28, juni 1825 der Diätenfaß von 2 Rthlr. bewilligt 
worden. — Fer 

Hinſichts der Neifefoften entfcheider ferner der $. 9. diefer 
Verordnung zu Gunften des Hofraths ©. ; denn nach diefem find 
diejenigen Beamten, 

welche nach der Nangordnung vom 7. Febr. 1817 bis ein, 

fchlieglich zur fünften Rangklaſſe gehören, oder 2 Rthlr. Dia 
ten zu beziehen haben, 
zum Reifen mit Ertrapoft berechtigt. | 

Beide Erforderniffe find hier vorhanden, daher ihm auch für 
die Reife nah Bromberg und zuräd die Extrapoſtſaͤtze bewilligt 
werden fünnen, i | 

Nach den hier entwickelten Grundſaͤtzen hat ſich das Koͤnigl. 
Dber » Appellationsgeriht auch in Fünftigen Fällen zu richten und 
namentlich die Anträge derjenigen Friedensrichter; welchen der 
Charakter als Juſtizrath beigelegt worden ift, auf höhere Diäten 
und Fuhrfoften, als ihr Amt als Friedensrichter ed geftattet, zu 
beurtheilen. 

Mit diefen Grundfägen und dem bereits erwaͤhnten Neferipte 
vom 2. Dechr. 1831 fteht auch das von dem Königl, Ober ; Appels 
lationsgericht in Bezug genommene Nefeript vom 6. April 1832 
(Jahrb. Bd. 39. ©. 424.) nicht im Widerfpruh. Denn dies 
letztere betrifft die Stadt » Suftizräthe in Danzig, welche allerdings 
wegen des mit ihrem Amte als Mitglieder des Stadtgerichts vers 
bundenen Ranges auch bei den Gefchäften ihres Amts zur Reife 
mit Extrapoſt berechtigt find, | ne * 

Berlin, den 18, April 1833. (v. K. J. Bd. 41. &,520.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 21. 


— Unter er. Ro. 19. Comm 
ften der Reforendarien und Auscultatoren, 


Nefer, v. 13. Auguft 1833. (©. zur Einleitung $. 5.) 


iſſſonsgebuͤhren und Reiſelo⸗ 
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Abſchn. 4. No, 19. * 
— 5 No 4. ber Gebuͤhren-Taxe fuͤr die kleinen 
Untergerichte. Neifstoften + Berechtigung der Patrimonialrichter für 


die außerhalb der Gerichtstage, oder Sonn» und 
MWobnungen der Gerichtdeinfaffen vorgenommenen ae osen li 


Dem Königl. Ober s Pandesgerichte wird auf den Bericht vom 
10. Octbr. v. J. in Betreff der Anfrage: | 

ob bei Patrimonialgerichten die Gerichtseingefeffenen verpflich- 

tet find, für die auf ihr Anfuchen außerhalb der Gerichts, 
stage, oder an Sonn: und Felttagen in ihren Mohnungen 

vorgenommenen Gefchäfte, dem Richter die Neifekoften zu 
vergätigen, Be — 
Folgendes eröffnet: | 

Zuvoͤrderſt unterliegt 28 Erinem Bedenken, daß jeder Gerichts: 
herr verpflichten iſt, bei dem Abſchluß eines Vertrages mit einem 
auswärts wohnenden Nichter über die Verwaltung der Patrimos 
nialgerichtsbarfeit darauf zu fehen, daß der Nichter ſich verbind: 
lich macht, fo viel Serichtstage am Orte des Gerichts abzuhalten, 
ald zum ordnungsmäßigen Betriebe der in der Negel vorfommen: 
den Sefchäfte erforderlich find. Der Gerichtsherr muß aber auch 
dafür forgen, daß diefe Gerichtstage von dem Richter wirklich abs - 
gehalten, und den Gerichtseingefeffenen dadurch hinlängliche Geles 
genheit gegeben wird, alle ihre Gejchäfte, fowohl der ftreitigen 
_ als der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei der Anmwefenheit des Nichs 

ters an den Gerichtstagen mit abmachen zu laffen. 

Dies ift nicht der Fall, wenn die Patrimonialrichter im: 
Laufe eines Jahres nur einige ordentliche Gerichtstage abhalten 
und dadurch die Gerichtseingefeffenen nöthigen,, zwifchen denfelben 
befondere Termine und Neifen des Nichters zur Beforgung einzels 
ner Nechtöangelegenheiten zu veranlaffen. 

Nur wenn -alle Monate Gerichtstag gehalten wird, läßt ſich 
annehmen, daß jeder Gerichtseingefeflene im Stande iſt, feine ges 
richtlichen Geſchaͤfte fo einzurichten, daß folche bei der jedesmaligen 
Anwefenheir des Nichters vorgenommen werden können. 

Eine Ausnahme von der Verbindlichkeit, monatlich Gerichts: 
tag zu halten, kann nur mit Einwilligung der Gerichtseingefeffes 
nen durch Gemeindebefchläffe feftgeftelle werden. 

Verſaͤumt jemand den Gerichtstag und verlangt demnächft 
die Anwefenheit des Richters am Drte des Gerichts zur Bearbei— 
tung feines Gefhäfts, fo ift es, in Webereinffimmung mit dem. 
Reſcripte vom 28. Zuli 1828 (Jahrb. Bd. 32. ©. 102.) völlig 
angemeffen, ihm auch die Koften der durch) feine Schuld veranlaßs 
ten Reife des Richters, der ihn aber zur Stellung des Fuhrwerks 
aufzufordern hat, zur Laſt zu legen. 2 J 

Wenn dagegen die Partei, welche die beſondere Reiſe des 
Richters veranlaßt, keine Schuld trifft, daß das Geſchaͤft nicht 
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bei Gelegenheit eines ordentlichen Gerichtötages vorgenommen 
werden fann, oder wenn bei dem Gericht überhaupt nicht monat» 
lich, oder doch nicht fo oft Gerichtstag gehalten wird, als mit 
Einwilligung der Gemeinde feftgefegt worden, fo koͤnnen die durch 
außerordentliche Reifen des Richters erwachſenden Koften nicht den 
betreffenden Parteien zur Laft gelegt werden; denn der Richter 
muß — fo oft es die North erfordert — von dem Gerichtöheren oder 
der Gemeinde, welcher vertrags⸗, obferwanz : oder gefeßmäfiig die 
Verpflichtung hierzu obliegt, herbeigeholt werden. (A. L. R. Th. IL. 
Tit. 17. $. 111. 112.) 

Mach diefen Grundfägen hat das Königl. Ober » Landesges 
richt die Patrimonialgerichte feines Departements mit den erfor, 
derfichen Anweifungen zu verfehen, und etwanige Beſchwerden zu 
entfcheiden, E; 

Dabei kann Übrigens auf den Umſtand, daß in den meiften 
beftehenden Juſtitiariats ⸗Contracten eine geringere Zahl von Ges 
richtstagen ald 12 feftgefegt werden, feine Nückfiht genammen 
werden, indem e8 den Gerichtsherren unbenommen bleibt, mit dem’ 
Nichtern wegen Abhaltung vom monatlichen Gerichtstagen nach⸗ 
träglich zu contrahiren, Ä | 


Berlin, den 2. Mai 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©.431.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 22. 36. 


— Unterger. No. 20. 34. Maaß ſtad fär die Sebähren 


der Subhaftations» Vatenre, Lieitariond: Zermine und bei Subhaftarionen 
überhaupt. 


Dem Königl, Ober Landesgericht wird bei abfchriftlicher 
Mittheilung der Anfrage der Landgericht : Deputation zu ©. vom 
21. Dechr. v. J. eröffnet, daß der Juſtizminiſter es zwar bei der 
auf die Beſchwerde der verehelichten $. zu J. von dem Königl. 
Dber » Landesgericht verfügten Herabfeßung der Koften in der 
K'ſchen Subhaſtationsſache bewenden laſſen wit, und deshalb die 
Landgriichts s Deputation angemwiefen hat, der.oberlandesgerichtlis 
chen Verfügung ohne Verzug zu genügen, und die Beſchwerde der 
xc. F. zu erledigen. Es kann der Zuftizminifter aber im Allgemeis 
nen. der Anficht des Collegiums nicht beitreten, wenn daffelbe in 
Subhaftationsfahen die für das Subhaftations » Patent und 
Avertiffement, fowie für den Licitationg ; Termin anzufeßenden 
Gerichtskoften nicht nach Höhe der Tare, ſondern nad Höhe des 
Meiftgebots beftimmen will. 

Bei einer Subhaftation laͤßt fich ein dreifacher Werth des 
Grundſtuͤcks annehmen: der frühere Erwerbungswerth, der Tars 
werth und das Mleiftgebot. 

Eine ausdrückliche allgemeine gefegliche Beftimmung dar; 
über: | 
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nad) welchem Werthe die Koften in einer Subhaftationsfache 


aandduſetzen find, x 

iſt zwar nicht vorhanden. Doch laſſen fih aus allgemeinen 

Grundfägen und einzelnen Beftimmungen der Allgem. Gebühren s 

Tare die dabei entftehenden Zweifel leicht befeitigen. 

ect — man bei Subhaſtationen den allgemeinen Grundſatz 

fe 

daß ſich der Anſatz der Koſten nach dem jedesmaligen Object 
der Verfügung richten muß, 

So läßt es fich nicht rechtfertigen, die fammtlichen Koften der Subs 

haftation nad) einer und derfelben Colonne der Allgem. Gebühren » 

Tare in Anfaß zu bringen, fobald Erwerbungs⸗ Tax⸗ und Er, 

ſtehungswerth in verfhiedene Colonnen der Gebühren: Tare fallen ; 

was fehr oft der Fall ift. 

- Wenn man dagegen jenen allgemeinen Grundfag hinfichts 
dee Anſatzes der Koften, mit Nückficht auf die verfchiedenen Abs 
— der Subhaſtation, zur Anwendung bringt, fo iſt ed ange, 
meſſen: 

I) die Koften der Einleitung der Subhaſtation vor der Taxa— 

tion, und die Koften für die Verfügung, durch welche die 

Abſchaͤtzung veranlaßt wird; nach dem früheren Erwerbungss 

preife des zu fubhaftirenden Gegenftandes, 

2) die Koften der Abſchaͤtzung felbft, fo wie der eigentlichen 

Subhaftation und Licitation nach dem Taxwerthe, und 

3) die Koften des Zufchlagserfenntnifjes, deſſen Publication 
und Webergabe des Gegenftandes der Subhaſtation, nad) 
. dem Erftehungspreife, — 

in Anſatz zu bringen. | | 

Denn bis zur Abfhäßung gilt jedenfalls der frühere Erwerbs» 
preis ald Norm, da Veränderungen nicht vermuthet werden, ein 
anderer Werth nicht bekannt ift, und die Subhaftation nicht felten 
vor der wirflihen Abfhägung aufgehoben wird. Durch die Abs 
ſchaͤtzung wird dagegen der jegige Werth feftgeftellt, daher auch 
die Koften der Abfchäßung, eigentlichen Subhaftation und Licitas 
tion danach, beffimmt werden müffen. Bei den Gebühren für 
einen Licitationg » Termin ift auch im vierten Abfchnitt der Allg. Ges 
bühren: Tare ausdruͤcklich beſtimmt worden, daß folche nad) Vers 
hältniß der Taxe anzufegen find. Diefe Beftimmung ift aud) 
nothwendig, da viele Subhaftationen ohne Abfaffung eines Zus 
ſchlagserkenntniſſes durch Vergleich oder Zurücdnahme des Antrags ' 
beendigt werden. . 

Der Tarwerth hat jedoch wiederum nur fo lange‘, als nicht 
durch Zufchlag. ein anderer Werth beftimme iſt, Einfluß auf den 
Anfag der gerichtlichen Koften.. Das Adjudications⸗Erkenntniß 
vertritt die Stelle des Kaufcontracts, und bei diefem Bann fich der 
Anfag der Koken nur nach dem im Contract beftimmten Werth, 
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nicht aber nach dem Taxwerthe richten. Daher wird ns der. 
Werthftempel zum Zufchlagserfenntnig nur nach dem Meiſtgebot 
berechnet. 

Nach dieſen Beſtimmungen hat das Koͤnigl. Ober / Landes⸗ 
gericht bei dem Anſatz der Koſten in Subhaſtationsſachen nicht 
nur ſelbſt zu verfahren, ſondern auch die Untergerichte ſeines Des - 
partements mit den erforderlichen Anweifungen zu verfehen, 

- Berlin, den 24. April 1833. (v. 8. J. Bd. 41. ©. 513.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 28. 


—— Unterger. No. 26. Reiſe⸗ und Behrungstoften fär Pers 
fonen von Adel. 

Dem SKönigl. Ober + Landeögerichte wird auf den über die 
Beſchwerde des Gutsbefigers v. A., wegen feiner Reife» umd Zehr 
rungskoſten in der B'ſchen Bormundfehaftsfache am 19. Auguft c. 
erftatteten Bericht eröffnet: daß, da nach der beftehenden Spors 
teltare von 1815 allen Perfonen von Adel ohne Unterfchied 
1 Rthlr. 10 Sgr. Neifekoften pro Meile und 20 Sgr. bis? Rthlr. 
an Zehrungskoſten zugebilligt find, dieſe auch dem sc. v. A. nicht 
verweigert werden dürfen. Das "Collegium hat daher hiernach 
die Liquidation deffelben anderweit feftzufeßen, und denfelben von 
diem Betrage zur Erledigung deffen Befchwerde in Kenntniß zu 
fegen. Uebrigens verfteht es fich von feldft, dag Perfonen von 
Adel, wenn fie ald Beamte oder Techniker Zehrungsfoften liqui⸗ 
diren, ohne Ruͤckſicht auf ihren Geburtsſtand, nur die dem Vers 
hältniffe, in weichem fie liquidirt haben, beigelegten Gebühren 
und Zehrungsfoften in Anfprud nehmen innen: und daß Ders 
for. „on Adel, welche eine fie zu dem gemeinen Volke . 
jegende und daher nach Vorſchrift des A. L. R. Th. II. Tit. 9 
$. 82. den Verluft des Adels bewirkende Lebensart gewählt ha; 
ben, auch die den Adeligen zuftehenden Zehrungsfoften gleichfalls 
nicht zugebillige werden können, 

Berlin, den 31. Octbr. 1831. (v. 8. J. Bo. 38. ©. 991.) 


1 


Abfchn. 4. Oberger. No. 28. 


— Unterger. No. 26. geire. — 
hung auf die a des objecti ra 9, en — 
Auf Ihre in der Sache des Gutsraͤchters A. wider den 
Wirthſchafter B., Namens des legtern am 18. v. M. einge, 
reichte Befchwerde über die Zuräcweifung Ihrer gegen die Liquis 
dation der aufergerichtlichen Koften des Klägers angebrachten 
Monita, wird Ihnen zur Nefolution ertheilt,- daß folche in der 
Hauptfache aus den in den Verfügungen des. dortigen Land» und 
Stadtgerichts vom 10. Mai und des Königl, Ober : Landesges 
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richte zu Mearienwerder vom 29, Juli c. angeführten Urfachen, 
nicht begründet ift. | 

Das Object beträgt 120 Rthlir. Capital, da die Zinfen, wels 
che fich etwas über 30 Rthlr. beliefen, nad) $. 6. der Einleitung 
der Sporteltare nicht in Betracht fommen; und die Entfernung 
zwifchen dem Wohnorte des Klägers und dem Sitze des Gerichts 
ift His zur Publication des 2ten Urtheils 1 Meile und von da an 
2 Meilen, wie Sie ſelbſt ſchon eingeräumt haben. 

Der $. 44. des Anhangs hat die Vorfchrift des $. 6, Tit. 3. 
Th. I. der Allg. Gerihtsordnung, welche für den Fall, daß der 
Wohnort einer Partei fo. weit entlegen wäre, daß die Koften der 
Reife, des Aufenthalts und der Verfäumnig mit dem Proceßges 
genftande ‚in, feinem Verhaͤltniß ftänden, blos die Verbindlichkeit 
der Parteien zum perfönlihen Erfcheinen aufhob, dahin näher 
modificirt, daß, wenn fie dennoch zum Behuf ihres perfönlichen 
Erfcheinens Foftfpielige Reifen macht, der Gegner zum Erſatze 
nicht fhuldig ift. | 

Das Nefeript vom 11. September 1820 (Sahrb. Bd. 16. 
S. 47,), worauf die Landes: Zuftizcollegia ſchon öfter verwiefen _ 
worden, nimmt an, daß eine Entfernung von 5 Meilen im 
Sinne des $. 44. für fo beträchtlich nicht angeshen wer., 
ne, daß die fchon im Allgemeinen für einen Grund gelten konı., 
die Partei von der Neife abzuhalten. Die Reifekoften des Kid; 
gers find aber häuptfächlich durch die vielen Termine fo beträchts 
lich, diefe feßteren aber, mie in der Verfügung des Lands und 
Stadtgerihts vom 10. Mai c. bemerkt ift, durch die eigene. 
Schuld des Verklagten, welcher gefliffentlih mit der Wahrheit 
zurückgehalten, herbeigeführt worden. 

Gegen diefen letztern factiſchen Grund ift von Ihnen nichts 
bemerkt, vielmehr die Befchwerde lediglich darauf gegründet wors 
den, weil der Kläger fo hohe Säge für die vielen Reifen liquidirt 
hat, welche mit dem objecto litis in feinem Verhaͤltniß ftehen. 

Nur in einem Sage würde ſich die Liquidation mit Grund 
Nechtens ermäßigen laffen. Die Reifekoften betragen für Pers 
fonen von Adel, zu denen der Kläger, welcher auch Landwehr 
Dfficier ift, gehört, 1 Rthlr. LO Sgr. die Meile; dagegen fols 
fen für Perſonen diefer Klaffe an Zehrungstoften täglich nach Bes 
wandtnig der Umftände, Theurung oder Wohlfeilheit der Lebens; 
mittel, 20 Sgr. bis 2 Rthir. liquidirt werden. Der Kläger hat 
überall die hoͤchſten Säge liquidirt. Hierin kann nun eine allers 
dings wiünfchensmerthe Ermäßigung eintreten; und da bei der ges 
ringen Entfernung ker Drte die Neifen bis zur Publication des 
2ten Urtheils jedesmal füglich in einem ‚halben Tage haben zuruͤck⸗ 
gelegt werden Fönnen, fo läßt es fich rechtfertigen, wenn für die 
erftien 11 Termine jedesmal nur 20 Sgr. und für jeden ber beis 
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den leßteren nur. 1 Rthlr. 10 Sgr. für Beprungskoften feftgefegt 
lei = 
Das Königl. Ober » Bandesgericht ift daher angemwiefen wor; 
den, hiernach die Liquidation des Klägers zu ermäßigen. 
Berlin, den 25. Rovbr. 1831. \ K. J. Bd. 38. ©. 402.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 32. 


_ Unterger. No. 29. 
verfländigen alıd * Salariencaſſe. Zerlitigung der Gebadten der Say 


Auf den Bericht vom 3.8. M., _ 

betreffend die Beſchwerde des Oekonomie » Commiffarli Klen⸗ 

cke in der Sache von Derengomska wider von Tucholka, 
wird dem Königl. Ober⸗Appellationsgericht unter Remiſſion der 
eingereichten Acten zu erkennen gegeben, daß, wenn den Sad 
verftändigen Sei ihrer Zuziehung nicht ausdruͤcklich eröffnet wor, 
ben, daß ihre Befriedigung erſt nach erfolgter Einziehung der Kos 
fen. von den Parteien erfolgen könne, die vorſchußweiſe Berichs 
tigung der Koften der Sacverftändigen aus der Salariencaffe 
nicht verfagt werden kann; es ift daher auch für die Befriedigung 
‚bes 20. Klencke unter den vorwaltenden Umftänden zu forgen. 

Seine Liquidation wird übrigens einer Ermäßigung, na— 
mentlich in Hinſicht des Diätenfages, von 3 Rthlr. zu unterwer⸗ 
fen fein, wie ed denn auch zu rügen, daß der Gerichtsdeputirte 
an Diäten den ihm nicht gebührenden Sag von 3 Rthlr. liquidirt 
hat, und dieſer ihm feſtgeſetzt worden iſt. 

Hiernach iſt das Erforderliche an das Landgericht zu verfüs 
gen, und Supplikant auf fein zurück erfolgendes Gefuch zu bes 


ſcheiden. 
— den 17. Auguſt 1830. (v. 8. J. Bd. 36. © 192.) 


Abſchn. 4. — No. 32. 


— Unterger. No. 29. 
rien als Sachverſtaͤndige. Gebuͤhren der Oekonomle Commiſſa · 


Im Einverſtaͤndniß mit dem Herrn Miniſter des Innern 
fuͤr Handel und Gewerbe wird hierdurch beſtimmt: daß den Oe— 
konomie⸗ Commiſſarien, wenn ſie als Sachverſtaͤndige von den 
Gerichten in Parteiſachen zugezogen werden, die Bemuͤhungen 
nach dem Reglement vom 20. Juni 1817 (Geſetzſammlung von 
1817 S. 197.) vergütet werden muͤſſen. Dieſe Beſtimmung 
haben die Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden in vorkommenden Rn in 
Anwendung zu bringen. 

VBerlin, den 26. a 1832. N 8. 3° 30.39. ©. 193.) 
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Höfen, ai Unterger. No. 36. Commiriondgebähren bei Aufnahme 

Auf Shre, in Gemeinfchaft mit den übrigen Affefforen des 
dortigen Land und Stadtgerichts eingereichte Worftellung vom 
7.0. M., in welher Sie um Bewilligung der Commiſſionsge⸗ 
bühren bei Aufnahme von Taren gebeten haben, wird Ihnen 
hiermit Folgendes eroͤffnet. | 


Die Allgemeine Gebühren: Tare für ſaͤmmtliche Unterge: 
richte beftimmt Abſchnitt IV. sub No, 36. b., daß für Aufnah⸗ 
me von Taren am Drte, wo das Gericht feinen Sitz hat, feine 
Gebühren paffiven können. Hieraus folgt, daß aud für die 
Ausarbeitung der Tax⸗Inſtrumente in folhen Sachen feine Gebühr 
ren bewilligt werden können. Nur dann, wenn der Nichter die 
Aufnahme der Tare fo weit außerhalb des Gerichtsorts vorge: 
nommen hat, daß er deshalb für das Gefchäft Diäten liquidiren 
fann, er auc zu den Beamten.gehört, die vor dem I. Januar 
1825 angeftellt worden, koͤnnen demfelben die Seräpren bewilligt 
werden. 

Diefe Umftände haben Sie und die übrigen. Aſſeſſoren bei 
Beantwortung der Monitorum der Königl. Oder : Rechnungs; 
kammer gegen die Gebühren für Aufnahme und Ausarbeitiing 
der Taren aufzuklären, und wird diefelbe Sie demnächft auf 
Ihre Monitenbeantwortung fpecieller befcheiden. 

Gebühren für die Expeditionen, die Sie als Soramiffasien 
zur Aufnahme, der Tare.erlaffen, Wr Ihnen nicht zu; 4 

Berlin, den 2. April * (v. K. J. Bd. 35. ©. 908) } 


| Abſchn. 4: unterger. No. 36. Bebähren der gerictien Zaroto⸗ 
ren für Mobilien. 


Da die Gebühren der Taratoren für, Meobilien, beſonders 
in kleinen Staͤdten, welche nach Maaßgabe der Beſtimmungen 
der Untergerichts /Sporteltaxe Abſchnitt 4. No. 26 und 36. fefts 
zufegen find, fo unverhaͤltnißmaͤßig gering ausfallen, daß damit 
die Bemühungen nicht ausreichend belohnt werden, und qualis 
fieirte Subjecte zu dem Gefchäfte nicht würden ermittelt werden 
fönnen; fo wird auf den von dem Königl. Kammergericht Über 
diefe Angelegenheit erſtattgten Bericht vom 14, v.M. deffen Ans 
lage zurück erfolgt, und in Gemäßheit der dem Suftizminifter in 
dem Publicationspatent der Allg. Gebühren: Iare.vom.23, Aus - 
guft 1815 ertheilten Ermächtigung hiermit feftgefeßt , :. daß die 
Gebühren der Taratoren für Mobilien bei fammtlichen Gerichten, 
wie dies fchon ‚bei dem Stadt: und Vormundfihaftsgericht zu 
Berlin in dem Reglement vom 25. Januar 1830 — ift, 
nad) un Sägen liquidirt werden können. | | 
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V Bei Gegenſtaͤnden bis 500 Rthlr. 8 Sgr. 
2) — — über 50 bis 100 Rthir. 10 — 
3)3 — — — 1006820 — 1 

4 — — — 20065500 — 20 — 
5) — — über 500 Rthlr. 1Rthlr. 


Dieſe Gebuͤhren paſſiren fuͤr einen Termin; wird fuͤr mehrere 
Termine liquidirt, ſo muß nachgewieſen werden, daß bei Objecten 
bis 200 Rthlr. jeder Termin drei Stunden, bei Objecten uͤber 
200 Rthlr. jeder Termin fuͤnf Stunden gedauert hat. 

Berlin, den 2. Mai 1831. FJ 


Vrorſtehende Beſtimmungen werden ſaͤmmtlichen Ober: und 
Untergerichten zur Nachachtung und Befolgung bekannt gemacht. 
Berlin, den 2. Mai 1831. (u. K. I. Bd. 37. S. 369.) 


Abſchn. 4. Oberger. No. 38. 


— Unterger. No. 36. 
Mitglieder der Dorfgerichte. 


Der Bericht des Koͤnigl. Kammergerichts vom 14. April 
v. J., hat zur Beachtung der unter dem 2. Mai 1825, 
| wegen ber den Dorfgerichten und einzelnen Mitgliedern ders 
ſelben zu verwilligenden Remunerationen, 
ergangenen Anweifung, auf welhe das Königl. Kammergericht 
in dem’ weiten Bericht vom 24. Novbr. v. J. Bezug nimmt, 
feine Veranlaffung gegeben, und daher iſt diefes auch allerdings 
bei der Verfügung auf jenen Bericht nicht gefchehen, die Aufhe⸗ 
bung ber frähern Anweifung alfo nicht beabfichtigt worden. Das 
Königl. Kammergeriht kann demnach bis auf. weitere allgemeine 
Feftfegung die Gebühren der Dorfgerichte, auch bei Taren von 
Mobilien, nad) der Gebühren: Tare für die Dorfgerichte in Schle: 
fien allerdings noch ferner ſelbſt feftfegen und feftfegen laffen. 
Eine Bekanntmachung durch die Amtsblaͤtter ſcheint nicht 
erforderlich zu fein. 
Berlin, den 20. Februar 1832. (u K. J. Bd. 39. S. 192) 


Abſchn. 5. Oberger. No. 20. 


he N Unterger. No, 19. Depafittals Gebühren bei Annahme vom 
* Vfandbriefen. 
Dem Koͤnigl. Landgerichte wird auf den Bericht vom 2ten 
d. M. in der Subhaftatiots;Sache der Herrſchaft N. eräffner: 
daß der Juſtizminiſter der Anficht des Dber: Appellationsgerichts 
zu Pofen, nach welcher bei der Annahme von Pfandbriefen in 
das gerichtliche Depofituin an Depofital: Gebühren nicht 1 Procent 
bes Nennwerthes, fondern nur 1 bis 4 Rthlr. aͤberhaupt von der 


Gebühren und Remunerationen der 
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Maffe, zu welcher fie gehören, entnommen werden fönnen, nur 
beitreten kann, da diefelbe in der Allg. Gebühren » Tare ihre volls 
ftändige Nechtfertigung findet. Diefe unterfcheidet bei den Bes 
ftimmungen a. und b. No. 19. Abfchnitt V. baare Gelder und 
gemänztes Papier von Pfandbriefen und andern auf jeden Sn; 
haber lautenden Documenten; nur von den Gegenfiänden, wel— 
che zum baaren Vermögen eines Menſchen nach den Beſtimmun— 
gen. des A. L. R. Th. 1. Tier 2. 9. Il, gehören, kann an Depofi- 
-tals Gebühren bei ihrer Annahme in das Depoſitum ein Procent + 
ſatz mit einem Rthlr. vom Hundert angenommen werden. Ob 
Pfandbriefe, Staats: Cchuldfcheine oder andere auf jeden Sins 
haber fautende Documente zum General: Depofito oder zu Spe—⸗ 
cialmaffen‘ genommen werden, macht bei Beftimmung der Des 
pofital: Gebühren feinen Unterſchied; fie verändern dadurch ihre 
Natur als Documente’feinesmeges. 
Das Königl. Landgericht hat fich daher auch für die Zukunft 
nach der Anweifung des Ober : Appellationsgerichts zu achten. ' 
Berlin, den 20. Auguft 1832. (v. K. J. Bd. 40, ©.245.) 


Abſchn. 3. Oberger. No. 32. 


— UUnterger. Ro. 31. — 
gen nach dem nn der 0. 31. Soren-Unfa ” Nedias⸗Kegutirun⸗ 
Da die Beſtimmungen der Reſcripte vom 22. October 1819 
und vom 25. April 1821 (Jahrb. Bd. 14. ©, 281. und Bdo. 17 
&. 95.) wegen des Koftenanfages bei Nachlafreguliringen in 
der Anwendung mehrere Mißverhäftniffe gezeigt haben; fo ift dies 
fer Gegenftand in nochmalige Erwägung gezogen worden. Es wird 
demnach, in. Betracht daß die Vorfchriften der allgemeinen Ger 
bühren » Tare Abfchnitt 3. hier analogifch angewandte werden Fön: 
nen, und daß die Regulirung eines Nachlaffes, je ftärfer-derfeibe 
bei einer-bedeutenden Activmaffe verfchuldet ift, defto mehr Arbeis 
‘ten veranlaßt, feftgefeßt: daß bei Beftimmung der Kolonne, wo⸗ 
nach die Gebühren in Nachlaßregulirungen zu berechnen find, 
lediglich die Artiomaffe ohne Abzug der Schulden zum Grunde zu 
legen fei. Die ſaͤmmtlichen Gerichte haben ſich hiernach fünftig 
zu achten. 
Berlin, den 28, April 1831 (68.9.8. 37. S. 394.) 


1} 


Aofchn. 5. Oberger. No.32. — 


En Unterger. No. 3. Gebühren für Auseinanderfegungen 
zwiſchen dem Vater und den Kindern wegen des mürterlihen Wermpgens. 
Drer Juſtizminiſter findet fih durch die von dem Land. und‘ 
Stadtgeriht zu M. in der anliegend zurück erfolgenden Anfrage 
vom 23. Juni d, 5. aufgeftellten Gründe und durch die von dem 
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Königl. Ober s Landesgerichte in bem Berichte vom 14. Auguft d. J. 
vorgetragenen Bedenken nicht veranlaßt, hinfichts der bei gericht: 
lichen Auseinanderfeßungen eines Waters mit feinen Kindern uͤber 
den ‚mütterlihen- Nachlaß anzufesenden Koften, eine Ausnahme 
von der in dem Neferipte vom 28. April 1831 (Jahrb. Bd. 37. 
©. 394.) ausgefprochenen Beftimmung zu machen, nach welcher 
die Koften bei Verlaſſenſchafts-Regulirungen lediglich nad) dem 
Betrage der Activmaffe, ohne Abzug der Schulden, angeſetzt 
werben follen. | | 

Es ift nicht nur an ſich wünfchenswerth, bei dem Anfag der 
Koften möglichft nach gleichen Grundfägen zu verfahren, fondern 
es ift auch zwifchen wirklichen Nachlaßregulirungen und zwifchen 
ber Auseinanderfeßung eines Vaters mit feinen Kindern über den 
möütterlihen Nachlaß an ſich gar Fein Unterfchied. 

Der Umftand, daß die. vormundfchaftlihen Auseinander: 
feßungen vom Amts wegen erfolgen, ift auf den Anfa& von Koften 
von feinem Einfluß. Die vormundfchaftlihen Behörden veran: 
faffen nur im, Intereſſe und im Namen der Minorennen , welche 
ihre Gerechtſame noch nicht felbft wahrnehmen können, die gericht: 
fiche Auseinanderfeßung. Bei jeder Auseinanderfeßung und Nach; 
laßregulirung ift aber der Betrag der dadurch entftchenden ges 
richtlihen Koften weit weniger von der Höhe der Maſſe, nad) 
welcher die Koften » Kolonne beftimmt wird, als vielmehr vonder 
geößern oder geringern Menge einzelner fportelpflichtiger Gefchäfte 

es Gerichts abhängig. Denn die Koftenfumme‘ entfpricht in der 

egel den gerichtlichen Gefchäften, daher oft die Koften bei einer 
dem Betrage nad) fehr bedeutenden Erbmaſſe, welche aber feine 
weitlaͤuftige Regulirung erfordert, viel geringer find, als bei einer, 
der Activmaffe nach, unbedeutenden, in der Negulirung aber vers 
wickelten Nachlaßſache. 

Dieſelben Verhaͤltniſſe finden bei den Auseinanderſetzungen 
zwiſchen einem Vater und feinen Kindern Statt. Es laͤßt ſich das 
her nicht behaupten, daß bei diefen die Koften der Arbeit des Ges 
richts nicht entfprächen. Es kann allerdings der Fall eintreten, 
dag die Koſten einer Auseinanderfegung das Erbtheil der Kinder 
erreichen, oder fogar überfteigen, wenn die Activ- und Paſſivmaſſe 
fehr bedeutend ift, durch die Auseinanderfeßung viele gerichtliche 
— noͤthig werden, und das Erbtheil der Kinder ſehr ge⸗ 
ringe iſt. | 

: Allein eines Theils kann dies ſehr Leicht bei jeder andern Erb; 
regulirung vorkommen, bei welcher Minorenne concurtiren, und 
andern Theils kann von der Höhe des Erbtheils der Kinder nie 
mals die Höhe der Koften für die Erbregulirung abhängig. gemächt 
werden, da.beren Betrag — wie oben auseinandergefeßt wor; 
den — mit dem Umfange der Erbregulirung felbft im Zuſammen⸗ 
hange fteht. en 
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. Daß der Vater, wenn er den Nießbrauc von, bem Vermoͤ⸗ 
gen der Kinder bezieht, die auf ihren Theil fallenden Auseinan⸗ 
derfeßungsfoften neben den feinigen zu tragen hat, giebt feinen 
Grund ab, bei dem Anfaß der Koften nach anvern Principien zu 
verfahren. Der Vater ift als Nießbraucher des Vermögens feis 
ner Kinder zur Tragung diefer Koften verpflichtet. | 

A. L. R. TH. J. Tit. 21. $. 82. 84. 86, Th. LI. Tit. 2, $. 168, 

Hefer. vom 7. Novbr. 1816, (Jahrb. Bd. 8. ©. 277) 

Reſcr. vom 18. April 1821. (Jahrb. Bd. 17. ©. 27.) 

Auch die zwifchen dem verftorbenen und dem Überlebenden Eher 
gatten ſtattgefundene Gütergemeinfchaft, in Folge deren der 
leßtere fein eigenes Vermögen bei der Erbtheilung einwerfen muß, 
kann feinen erheblichen Grund abgeben, bei Auseinanderfegungen 
des einwerfenden. Ehegatten mit feinen Kindern, die Koften »&o: 
lonne nicht nach ‚der geſammten, fondern nur nach der reinen 
Activmaſſe zu beftimmen. Wenn das gefammte Vermögen beider 
Ehegatten Gegenftand der Auseinanderfegung ift, fo muß fich 
auch der Anfag der Koften nach diefem Gegenftande richten. Die 
Verpflihtung des Überlebenden Ehegatten, bei dergleichen Aus: 
einanderfeßungen die Koften auch nach dem Betrage des eignen 
Vermögens berechnen zu laffen, ift daher völlig begruͤndet. Er 
würde die Koften nach gleichem Verhäftnig tragen müffen, wenn 
er ſich mit majorennen Miterben oder felbft mit dem andern Ehe: 
gatten auseinanderfeßte, und es läßt fich daher nicht rechtfertigen, 
wenn bei einer Auseinanderfegung mit den minorennen Kindern 
der Anſatz der Koften zum Vortheil des Überlebenden Ehegatten 
nad andern Grundfägen beſtimmt werden follte. Es ift daher 
das Reſcript vom 28, April 1831 auch bei allen Auseinander; 
feßungen zwifchen einem Vater und feinen minorennen Kindern 
über den mütterlichen Nachla zud Anwendung zu bringen. | 


Bei diefer Gelegenheit will jedoch der Juftizminifter zur Bes 
feitigung verfchiedener Zweifel und einer fehr abweichenden Praxis 
bei den Gerichtsbehoͤrden einige allgemeine Beftimmungen über die 
Verpflichtung der minorennen Erben zur Tragung der Nachlaß s 
Regulirungskoſten zur fünftigen Nachachtung erlaffen: 

1) Bei der Auslegung der Beftimmungen unter No. 14. $. 2. 
der Einleitung zu den Allg. Gebuͤh⸗en⸗Taxen vom Sahre 

1815 iſt zuvoͤrderſt zu beachten, daß diefe Beftimmungen 

ben Minorennen Eeinesweges eine allgemeine Sportelfreiheit 

in allen ihren Angelegenheiten, fondern nur eine fportelfreie 
‚ Bearbeitung der unvermögenden Vormundfchaften von Seis 
ten der Gerichtsbehörden zufichern. z 


Wenn daher auch diefe Gefchäfte fportelfrei Bearbeitet werden, fo 
fönnen dergleichen Curanden dennoch auf eine Sportelfreiheit in 
* Proceſſen und andern gerichtlichen a feinen 


\ 
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Anfpeach machen, infofern fie fih nicht nach der. G. O. Th R 
Tier, 23. $. 30 u. f. zum Armenrechte qualificiren. 

- Dod dürfen die ihnen in andern Angelegenheiten zur Laft 
fallenden Koften nicht aus der Subftanz ihres unter vormundfchafts 
licher Verwaltung ftehenden Vermögens entnommen werden, fons 
dern diefe find fo lange zu ftunden, bis fie in zahlungsfähigen Zus | 
ftand kommen oder majorenn werden. - 

Mefer. vom 10. Juli 1816. (Jahrb. Bd. 8. &. 37.) _ 
Reſcr. vom 18. Febr. 1820. (Jahrb. Bd. 15. S. 38.) 
Mefer. vom 7. Juni 1820. Jahrb. Bd. 15. ©. 301.) 

2) Diefe allgemeinen Grundfäge find auch bei Nachlafregulis 
tungen, bei welchen Minorenne concurriren, zur Anwendung 
zu bringen, dabei aber folgende Fälle zu unterfcheiden: 

e. Bei Erbauseinanderfegungen minorenner Kinder mit ihren 
Wätern find legtere, infofern ihnen der gefegliche Nieß- 
brauch vom Vermögen der Kinder verbleibt, zur Tragung 
der Koftenrate der feßteren allemal verpflichtet. 

Dies iſt auch der Fall, wenn den unter mütterlicher 
Gewalt ftehenden Kindern aus andern Nachlaßregulis 
rungen Vermögen zufälle, an welchem dem Water der 
Nießbrauch zufteht; außerdem wird die Sportelpflichtigs 
keit der Kinder nach den Beftimmungen unter b. beur⸗ 
theilt. 

b. Bei andern Nachlaßregulirungen kommt es zunaͤchſt dar⸗ 
auf an, ob die dabei intereſſirten Curanden nach den Be⸗ 

ſtimmungen unter No. 14. 6. 2. der Einleitung zu den 
Allgemeinen Gebuͤhren⸗ Taren für unvermoͤgend zu erach⸗ 
ten find oder nicht. Im leßtern Falle müffen foldye, gleich 
jedem majorennen Erben, zu den Nachlaß; Regulirungs, 
koſten nach Verhältniß ihres Erbtheils beitragen, mithin 
auch die fammtlihen Koften tragen, wenn der Nachlaß 
ihnen allein zugefallen. | 

Bei unvermögenden Curanden muͤſſen dagegen wieder: . 

folgende Fälle unterfhieden werden: | 
aa. Gehört ihnen der ganze Nachlaß und erfolgt die Regulis 
rung deffelben bei demjenigen Gericht, welches zugleich 
die Vormundſchaftsbehoͤrde der Curanden ift, fo gehört 
die Regulirung zu den vormumdfchaftlichen Gefchäften, 
für welche überhaupt Feine befondern Koften angefeßt 
werden dürfen. Erfolgt dagegen die Negulirung bei 
einem andern Gericht, fo kann diefes dafür die wird 
lichen baaren Auslagen an Porto, Diäten, Reife 
koſten u. f. w., ferner die Copial⸗, Kalculatur », 
Meilen s und Dienergebühren ıc., wenn diefe einem 
Beamten ganz oder zum Theil zuftehen, in Anfag und 
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von der auszuzahlenden Erbmaſſe in Abzug bringen; 
die Taren müffen dagegen bis zur Majorennitaͤt der 
Curanden geftundet werden. | 
bb. Sind die Curanden bei der Nachlafregulirung nur zum 
Theil intereffire, und erfolgt, diefe bei der Vormund— 
fhaftsbehörde, fo muͤſſen die Dadurch entfiehenden Kos 
fien auf die majorennen und minorennen Erben nach 
Verhaͤltniß der Erbtheile vertheilt, die von den Curan— 
den zu zahlenden Antheite der Taren und Inſinuations— 
gebühren aber niedergefchlagen werden, wogegen ihr 
Antheil zu den wirklichen baaren Auslagen, wohin auch 
die Stempel zu rechnen, ferner zu den Copial:, Mei: 
len⸗, Diener, und Calculaturgebühren, iniofern auf 
biefe ein Beamter ganz oder zum Theil Anfprüche hat, 
von ihrer Erbrate zu erheben ift. 

Wenn dagegen der Nachlaß bei einem andern (Se: 
riht als der DBormundfchaftsbehörde regulirt wird, 
fo haben die minorennen Erben zu allen Koften, gleich 
den majorennen, nach Verhältniß ihrer Erbtheile beizus 
tragen, und das regulirende Gericht ift berechtigt, diefe 

* Koſten aus der Erbmaſſe ſofort zu erheben, und jedem 
. Erbintereffenten in Abzug zu bringen. | 
Nach dieſen Beftimmungen hat das Königl. Ober : Landes; 
gericht fowohl das Land,» und Stadtgericht zu M. auf feine An- 
frage zu befcheiden, als auch die Übrigen Gerichte feines Depar: 
tements mit beftimmten Anweifungen zu verfehen. 
‘ Berlin, den 28. Decbr. 1332. (v.8. 53. Bd. 40. ©. 531.) 


Abſchn. 3. Oberger. No. 36. 


Er Unterger. No. 34. Für die erfte Erinnerung ded Mor» 
mundes an dem Erziehungsbericht, fo wie für Erecutionds Mandate weaen 
Serichtöfoften unter 1 Rehlr. finden weder Bebühren noch Copialien Stait. 


Auf Shre Vorftellung vom 8. v. DM. erhalten Sie zur Nefo; 
Iution, daß der Suftizminifter: . 

1) die Verfügung des Ober »Landesgerihts zu Königsberg vom 
6. Decbr. pr. wegen Anfag der Koften und Copialien bei 
Erbauseinanderfegungen der Wittwen mit ihren minorennen 
Kindern völlig angemeffen findet, auch | 

2) nicht geftarten kann, daß für die erfte Aufforderung oder 
Erinnerung an den Vormund, den jährlihen Erziehungs; 
bericht einzureichen, Koften oder auch nur Copialien für 

Rechnung der Euranden oder des Vormundes zum Anfaß 
fommen. Nur dann, wenn ber Bormund der erften Auf: 
forderung nicht genügt und daher eine nochmalige Erinne; 
rung nöthig wird, Können für Rechnung des ungen Vor: 


® * 
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mundes Copialien in Anfag fommen. Niemals aber koͤn⸗ 
nen für dergleichen Schreiben die Copialien aus den Procents 
geldern entnommen werden, welche bei unvermögenden Vor: 
mundfchaften nach deren Beendigung von dem Vermögen 

der Euranden liquidire werden, und nur ald Taren zu vers 
vechnen find. 

Was dagegen 

3) den Antrag betrifft, den Anfas von Copialien für Execu⸗ 

tions/-Mandate zu geſtatten, welche wegen Einziehung ruͤck⸗ 
ftändiger Gerichtöfoften er[affen werden mäffen, fo fteht dies 
fem Antrage das Refeript vom 31. Auguft 1813 (Jahrb. 
Bd. 2, S. 8.) und das Nefeript vom 6. September 1832 
(Jahrb. Bd. 40, ©. 274.) entgegen, indem durch dieſe bes 
flimmt worden, daß für die zur Salariencaffe durch den 
Landreiter einzuziehenden Poften unter 1 Rthlr. die fonft 

zulaͤſſigen Koften für die Erecutionsverfügungen, fo wie bie 
Gebühren der Landreiter für Vollftrefung der Erecution 
(Erecutionstoften) nicht Statt finden follen. Es können das 

er auch Eopialien für die Mandate an den Erecutor nicht 

in Anfag kommen. 

Berlin, den 2. März 1833. 0 8.53. Bd. 414. S. 251.) 


Abſchn. 5. Oberger. No. 42. 
ee Unterger. No. 39. ’ 

z ————— Sportels und Stempelsfihriteit 

Auf den Bericht vom 19. v. M. wird dem Königl. Ober 
Landesgericht eröffnet: daß für die nach der Allerhoͤchſten Cabi—⸗ 
nets/ Ordre vom 10. Mai d. J. ftatt der Hypothekenſcheine auss 
zufertigenden JKypothefen » Artefte die tarmäßigen Stempel und 
Gebühren entrichtet werden müfjen. Wenn dadurch in einzelnen 
Fällen der Zweck der Koftenerfparung nicht erreicht wird, fo folgt 
daraus Feine allgemeine Sportels und Stempelfreiheit folcher At: 
tefte, weiche, wenn fie Statt finden follte, ausdrücklich hätte auss 
gefprochen werden mäffen. 
Berlin, den 10. Sept. 1829. mr J. Vd 34 S. 126.) 


Kofi. No. 39. X. Y. Gebühren des Ingroſſators bei Eintra— 
Auf die Vorſtellung vom 22. Auguſt c., 
betreffend die Iiquidirten Gebühren für die in das — 
kenbuch eingetragenen Loͤſchungs⸗ resp. Ceſſibns-Vermerke 
eines auf 81 Parcelen der Gemeinde N. N, haftenden Dar: 


lehns, 
wird dem Fuͤrſtlich Liechtenſteinſchen Stadtgericht zu Leobſchuͤtz er⸗ 
oͤffnet: daß der Juſtizminiſter die Serſgurg des Koͤnigl. Ober⸗ 


“ 
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Landesgerihts zu Ratibor vom 7. Auguft d. 3. den in früheren 
ähnlichen Fällen ergangenen Beftimmungen ganz angemefen 
findet. : . Ä 
Was zuvörderft die angeblich obfervanzmäßigen Gebühren 
des Singroffators für die Einfchreibung des Vermerks in das Hy: 
pothekenbuch und die Eintragungsvermerfe zu den Acten und den 
Inſtrumenten betrifft, fo kann aus der in Bezug genommenen 
Stelle der Gebühren: Tare Abfchn. 5. No. 39 Y. nicht die Beir 
behaltung früher etiva erhobener, auf Obfervanz beruhender Ge⸗ 
bühren gefolgert werden, da es gerade die Abficht bei Publication 
der Allg. Gebühren » Taren geweſen ift, alle auf früheren Beftims 
mungen oder Obfervanzen beruhende Süße aufzuheben, damit 
kuͤnftig bei gerichtlichen Geſchaͤften lediglich die Säge der Allg. 
Gebühren: Taren zur Anwendung gebracht würden. Die in Ber 
zug genommene Feftfegung der Allg. Gebühren » Tare ift daher 
auch nur fo zu verftehen, daß es bei der bisherigen Obfervanz in 
a. verbleiben fol, als einzelne der künftig noch zuläffigen Ges 
bührenfäge bisher von dem Singroffator bezogen worden; nicht 
aber ift daraus herzuleiten, daß neben den für zuläffig erklärten 
Sägen noch andere obfervanzmäßig erhoben werden dürfen. Aus 
der biöherigen mißbrauchsweifen Erhebung diefer Gebühren kann 
der Iingroffator Fein Recht auf deren fernere Beziehung herleiten, 
eben fo wenig aus der Erwähnung derſelben in den Etats unter 
der darin aufgenommenen Fractionsfumme der Emolumente, da 
hierdurch die Erhebung eines an ſich unzuläffigen Sportelſatzes 
niemals gerechtfertigt werden kann. Es find daher dergleichen 
Gebuͤhren nicht ferner in Anſatz zu bringen. 
Berlin, den 7. Decbr. 1829. | 
(v.8.% Bd. 34. ©, 484.) 


Abſchn. 5. Oberger. No. 42. 


— Unterger. No. 39. Gebühren fär die Oybotheken⸗Atteſte. 
Durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 10. Mai v. J. 
haben des Koͤnigs Majeſtaͤt zu genehmigen geruhet, daß in den 
darin bezeichneten Fällen die Stelle der nach den Vorſchriften ber 
Hypothekenordnung auszufertigenden Hypothekenſcheine durch At: 
tefte vertreten werden könne. Damit nun der dabei beabfichtigte 
Zweck der Erfparung der Koften nicht verfehlt werde, wird hie, 
durch beftimmt, daß für die foldhergeftalt zu ertheilenden Attefte 
an Gebühren nicht mehr, als für die Hypothekenſcheine zu liquis 
diren gewefen wäre, gefordert werden foll, fo daß jedenfalls die 
Eopialien für die legteren erfpart werden. Dieſe aus der deutlich 
erklaͤrten Abſicht der vorgedadhten Allerhoͤchſten Tabinets » Drdre 
ſelbſt folgende Feftfegung hat das Königl. Ober » Landesgericht nicht 
s allein fetbft zu befolgen, fondern auch den übrigen Hypothekenbuch⸗ 


\ 
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i führenden Behörden zur Befolgung durch die Amtöblätter bekannt 
zu machen. ‚r 


Berlin, den 8. März 1830. (0.8.9. B. 36. ©. 146.) 


Ä j 
Abichn. 5. Oberger. No. 42, 

— Unterger. No. 39. 

N ann 1 unnbthiger Copial⸗Ge . 
Dem Koͤnigl. Ober ; Landesgerichte wird, auf den über die 
Defchwerde des Neferendarius N. N. in der N. N'ſchen Hypo- 
thefenfache 'eiftatteten Bericht vom 6, d. M., hiermit eröffnet: 
daß ver Yuftizminifter das Verfahren des Kollegii, der dadurch 
entftandenen unverhäftnigmäßigen Koften wegen, nicht billigen 
kann. Wenn ſich bereits bei den Grundacten von N. N. eine 
Abfchrift des Receſſes Über die Negulirung der gutsherrlich » bäuers 
lichen Verhäftniffe befindet; fo hätte e8 einer befondern Abſchrift 
diefes Receffes zu den Grundasten von N. N. wegen des bei 
jener Regulirung abgelöften Aufhuͤtungsrechts von einer Wieſe 
von 65 [JRuthen nicht bedurft, vielmehr eine Hinweifung auf 
die Grundacten von N. M. völlig genügt, Daß dies Gut in 
einem anderm Kreife liegt, ift, fo lange beide unter Einer Gerichts; 
barkeit ftehen, hierbei ganz gleichgültig. Wäre es aber auch. ndr 
thig gefunden worden, das. Document, aus weldhem eine Eins 
tragung auf dem Folio von N. N. erfolgt ift, bei den Grund, 
asten dieſes Gutes zu heben, fo hätte doch jedenfalls eine Ab— 
fchrift der betreffenden, den Nealzuftand von N. N. allein inter 
effirenden Stellen des fechzig Bogen ftarfen Receſſes genügt, wo— 
durch das große Mißverhaͤltniß der Koften zu »em Gegenſtande 
der Eintragung vermieden worden waͤre. Der Juſtizminiſter 
fann nur mißbilligen, daß ein folher Mißgriff Statt gefunden 
hat, nach welchem ver ganze funfzigjährige Ertrag der Wieſen 
durch ganz unnöthige Copialgebühren in Anfpruch genommen wor⸗ 
den. Die odgedachte Anweiſung ift daher für die Folge zu beach 
‚ten, und namentlich wenn etwa von den Parteien ausdrücklich. bes 
merft werden follte, daß ſich bereits Abfihriften von Documenten, 
Legitimationg ; Urkunden, u. dergl. mehr bei andern Grundacten 
des Collegii befinden, die Anfertigung neuer Abfchriften nicht zu 
verfügen. Auch ift bei weitläuftigen Documenten, aus denen . 
nur eine Eintragung aus einer einzelnen an fih auch außer dem 
Zufammenhange verftändlichen- Stelle erfolgt, nur Abfchrift dies 
jer Stelle mit dem Eingang und Schluß der Urkunde zu den 
Acten zu nehmen. Im vorliegenden Falle find die durch Anfertis 
‚gang der Abſchrift entjtandenen Koften ganz niederzufchlagen. 
Auch iſt für die Verfügung vom 16. Febr. c. und mwahrfcheinlich 
auch für das Ingroſſations-Mandat an Abtrag 3 Sgr. 9 Pf. 
tiquidirt, obwohl die Koften nur nach der erften Kolonne liquidirt, 
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‚und alfo an Abtrag nur J Sgr. 8 Pf. Härten zum Aulat gebracht 
werben follen. 

Eben fo find die Packgebuhren (wenn unter dem P. G. bei 
der Verfügung vom 16. Febr. c. dergleichen zu verſtehen And) auf 
2 Sgr. zu ermäßigen, und fünftig diefer Sag bei einer bloßen 


Mapier » Emballage nicht zu überfchreiten, fonft aber nur ein nach 


vollen Silbergroſchen zu berechnendes Quantum In Anfag zu brin⸗ 
‚gen. Das Collegium har in allen Hypothekenfaͤllen diefer Rates 


gorie nach diefen Grundfägen zu verfahren, und auf die moͤglichſte | 


Koftenerfparung jeden Bedacht zu nehmen. 
Berlin, den 13. Juli 1830. (v. K. J. Bd. * * ——— 


b . N 
— — I IE 


Reſcr. v. 20, Juli 1830. (Zur Sppotgetsnortn. IV. 42) 


Abſchn. >. Oberger. No. 42, , Annendung ber ebühren · Tage für 


die Lehus⸗Curien im hersogthum Sacfen anf die chſiſchen, sieht dur 
Kurmark geborigen Lehu 


Auf den Bericht vom 12. v, M. wird dem Königl. Kammer 
gericht eröffnet, daß die Bejahung der darin aufgeftellten Frage: 


ob die Gebühren: Tare für die Lehnscurien im Herzogthuin 


Sachſen vom 28. Mai c. auch bei den Lehnsgefchaften zur 
Anwendung kommen folle, die bei folchen ehemals Saͤchſi 
| fchen Lehnen vorfommen, welche jegt zur Kurmark gehören? 
unbedenklich ift. 
Berlin, den 3. Auguft 1830. (WR. R Bd. 36. ©. — 


Abſchn. 5. Oberger. No. 42 X. V. 
— Unterger. No. 39 Y. 
auf die — ſehenden Atteſte. —— Ds ER NER N 
Dem Königl. Ober »Sandesgericht wird hierbei Abſchrift des 
Schreibens der Königl. Ober -Rechnungstammer vom 14. d. M. 
zugefertigt, wonach das Collegium dem Ingroſſator N. beim 
Lands und Stadtgerichte zu N. die Copialien für die auf Docu— 


mente zu fegenden Eintragungss und Löfchungsvermerfe deshalb - 


belaſſen will, weil der Normal; Etat. für das Land und Stadt; 

” gericht dem Ingroſſator dieſes Emolument zuweiſet. 
Durch die Verfügung vom 3. Decbr. 1829 iſt zwar aller: 

dings nachgelaffen worden, baß bei denjenigen Gerichten, bei 


- 


welchen den Ingroſſatoren i in den vollzogenen Etats unter der Be⸗ 


nennung: 
Copialien für Ingroſſations/⸗Atteſte, 

Schreibgebuͤhren für die auf die Documente zu fegenden Atteſte 

uͤber die geſchehene Eintragung ausdruͤcklich bewilligt worden, fol: 

che von ihnen fernerhin in Anfag gebracht werden können. In 
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fpäteren Verfügungen hat das Zuftiz + Minifterium jedoch den 
Grundfag angenommen, daß den einzelnen Suftizbeamten Gebuͤh⸗ 
ren nur in fo fern bewilligt werden können, als folche in den ges 
feglichen Vorfchriften überhaupt für zuläffig erflärt worden, umd 
daß daher biefe Zuläffigkeit bei den in diefer Beziehung in den 
Stars enthaltenen Beftimmungen vorausgefeßt werden müffe. 
Gahrb. Bd. 34. ©. 484. und Bd. 36. ©, 184.) Nach diefem 
‚Grundfaße fommt es dann auch in Beziehung auf die fogenann- 
ten Eopialien für Ingroſſations-Atteſte nicht darauf an, ob der 
ren in den Etats als eines Emoluments für die Singroffatoren Er: 
wähnung gefchehen ift oder nicht, Die Parteien koͤnnen in fei- 
nem Falle zu deren Zahlung verpflichtet werden, und das Königl. 
Dber» Landesgericht wird daher angemwiefen, deren fernere Erbes 
bung ganz allgemein zu unterfagen. 
Berlin, den 4. Mai 1831. (v. K. J. Bdo. 37. S. 103.) 


Abſchn. 5. No. 42. Vidimatlonsgebuͤhren für die zu den Grundaeten 
su uehmenden widimirten Abichriften. 


Nefer. v. 24. Mai 1831. (Zu Abfchn. 4. No. 12.) 


Abſchn. 5. Oberger. No. 43. 
— Unterger. No. 40. Introduetiond» Gebuͤhren der Wefe · 
rendarien und Auseultatoren. 

Auf den von dem Koͤnigl. Kammergericht uͤber das Geſuch 
des Auscultators B. erſtatteten Bericht vom 11. v. M. will der 
Juſtizminiſter im vorliegenden Falle den Bittſteller von der Zah; 
lung der von ihm geforderten Spntroductiong » Gebühren dispens 
firen. 

- Sm Allgemeinen bleibt es bei der in der Eircularverfügung 
v. 17. Decbr. v. J. unter No 2, getroffenen Beſtimmung: 

daß die zuläffigen Introductions » Gebühren bei jeder Intro— 

duction eines verſetzten Beamten von neuem einzuziehen find, 
Da jedoch Neferendarien und Auscultatoren Behufs ihrer Ausbil⸗ 
dung nicht nur oft bei mehreren Obergerichten, ſondern auch bei 
mehreren Untergerichten eines und deſſelben Obergerichts befchäfs 
tigt werden, ſo will der Juſtizminiſter hinſichts der von ihnen zu 
erhebenden Sintroductiond » Gebühren beſtimmen: 

a. daß folche nur einmal für jedes Obergerichtd » Departement 

zuu bezahlen find, wenn auch der Referendar oder Ausculs 
tator bei mehreren Untergerichten deſſelben Departements 
nach und nad) befchäftigt wird, oder fich auch in derfelben 
Eigenfhaft in ein anderes Departement verfegen und dem⸗ 
nächft wieder zurückverfegen läßt; | 

b. daß jedoch dabei die introduction ald Auseultator und als 
Neferendar von einander zu unterfcheiden ift, indem für 

jede die Gebühren befonders zu berichtigen find, 
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Uebrigens ift es angemeffen, die fämmtlichen bei dem Königl. 
Kammergeriht als Ahscultatoren geprüften Nechts » Kandidaten 
bei dem Collegium ſelbſt zu verpflichten und zu Kammergerichtd s 
Auscultatoren zu ernennen, und demnächft erft dem hiefigen 
Etadtgeriht, fo wie den übrigen Untergerichten des ‘Departe: 
ments, zu überweifen, - 


Sollte es in einzelnen Fällen nothwendig werden, bie Vers 
pflichtungen der Auscultatoren den Untergerichten zu übertragen, 
fo koͤnnen auch dafür nicht die in der Gebühren - Tare für Landes + 

- Suftizcollegien beftimmten 2 Rthlr. ‚ ſondern nur die in der Ges 
bühren : Tare für Stadtgerichte in großen Städten und für ſaͤmmt⸗ 
liche Untergerichte beftimmten Gebührenfäte mit 1 Rthlr. 15 Sgr. 
und resp. 1 Rihlr. in Anſatz koinmen, wenn auch diefe Gebühr 
ren zum Bibliothefenfonds des Königl. Kammergerichts fließen. 

Berlin, ben 14. Auguft 1833. (v. K. J. Bd. 42. S. 164.) 


Abſchn. 5. No. 39. Fir fämmtliche Untergerichte. ymyntäres 


feit der Gebühren fär dad Mandai an den Ingroſſator, bei Gerichten, wo 
ein foldyer oder ein Neruarius nicht ee * — 


Dem Konigl. Kammergerichte wird auf den Bericht vom 
24. v. M. nach deſſen Inhalt von einzeln ſtehenden Richtern 
bei Eintragungen in das Hypothekenbuch eine beſondere Taxe fuͤr 
das Mandat an den Ingroſſator zur Eintragung angeſetzt und 
von den Intereſſenten eingezogen worden, — eroͤffnet, daß bei 
den Gerichten, wo kein Actuarius oder Ingroſſator angeſtellt iſt, 
wie das Koͤnigl. Kammergericht ganz richtig annimmt, die in der 
Sporteltaxe fuͤr ——— Untergerichte Abfchn. 5. No 39. lit. B. 
ausgeworfenen Gebuͤhren fuͤr das Mandat an den Ingroſſator 
nicht zum Anſatz gebracht werden koͤnnen, da die Perſon des Rich⸗ 
ters, der das Mandat erlaͤßt, mit der, die es zu befolgen haben 
würde, zufammentrifft. - 

Das Collegium fann hiernach die untergerice ſeines Deparı 
tements mit Anweifung verſehen. 

Berlin, den 12. Decbr. 1831. (v. 8. Bo. 38. S. 424.) 


bſchn. 5. Oberger. Ro. 43. 

A — ee Gebühren für die Verpflichtung eine& 

| Dem Königl. Ober » Landesgericht wird auf die Anfrage im 
Berichte vom 11. d. M. eröffnet: daß die in der Gebühren » Tare 
für ſaͤmmtliche Landes: Juftizeollegien Abſchn. V. No. 43, feft- 
gefegten Gebühren für die Verpflichtung eines Juſtiz-Commiſſa⸗ 
rius auch zu beräckichtigen und zum Anfaß zu bringen find, wenn 
‚ein Yuftiz » Commiffarius das Notariat erhält und als folcher ver: 
pflichtet wird; denn es ift die Regel, dag für feben Act diefer Art 

Gebuͤhren zum Anjag gebracht werven. 
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Daß ein Juſtiz ⸗Commiſſarius bei feiner Verpflichtung als 


ſolcher diefe bezahlt, fchließt Feine Befreinug von der anderweiten 


- Bezahlung ber Gebühren für die. Verpflichtung als Notar in fi, - 
und daß der Verpflichtung als Motar nicht fpeciell gedacht iſt, liegt 
wohl darin, daß der Ausdruck Juſtiz⸗Commiſſarius, als auf 
beide Verhältniffe paſſend, gewählt worden. ; 
Berlin, den 31. März 1831. (v. K. J. Bd. 37. ©. 390.) 


Abfchn. 5. Oberger. No. 47. | 

en. Unterger. No. 43. Anftellung von Eafeufaroren und Be⸗ 

rechtigung um Genuſſe der Caleulaturgebuͤhren. 

Um die ſtattſindenden Zweifel über die Befugniſſe der Beam; 
ten bei den aus Staatsfonds unterhaltenen Gerichten zum Bes 
zuge von Calculaturgebuͤhren zu befeitigen, will der Juſtizmini— 
fter, in Uebereinſtimmung mit der Königl. Ober⸗Rechnungskam⸗ 
mer, geflatten, daß | — 

J. im Allgemeinen bei denjenigen Gerichten, bei welchen kein 
befonderer Calculator angeftelle, noch bisher befonderen Bes 
amten die Bearbeitung der Calculaturgeſchaͤfte übertragen 
worden ift, dies nachträglich in der Art gefchehe, daß einem 
dazu qualificirten Subalternenbeamten die Bearbeitung der 
gefammten Talculaturgefchäfte, gegen den Genuß der ins 
Verdienen gebrachten Gebühren in zahlbaren Sachen, neben 
feinem Einkommen für die Hauptſtelle, und mit der Der, 
pflihtung übertragen werde, die Kalculaturgebühren in O 
cials und Armenfachen, und namentlich auch die Reviflon 
der Salarien» und Depofltalcaffen s Rechnungen entweder 
ſelbſt unentgeldlich zu beforgen, oder auf feine Koften durch 
Andere mit Genehmigung des Gerichts fertigen zu laffen. 

Auch ift es zuläffig, daß bei Verhinderungsfällen diefer 
calculatoriſchen Beamten jeder Subalternenbeamte, welcher 
ein Calculaturgeſchaͤft, ohne befonders dazu verpflichtet zu 
fein, neben feinem eigentlichen Amte beforgt, mithin in’ die 

Kategorie eines Sachverftändigen tritt, in zahlbaren Parteis 

fachen die tarmäßigen Gebühren dafür neben feinem Einkom⸗ 

men für fein Hauptamt beziehen darf. | 

Doch ift jeder mit Calculaturgefhäften nach vorangegan- 
gener Prüfung für immer oder nur in einzelnen Fällen bes 
auftragte Beamte auf diefe Gefchäfte befonderg zu vereiden. 

1I. Die Revifion und Umarbeitung der von dem Parteien eins 
gereichten, jedoch unvollftändig oder unförmlich gefertigten 
Vermögeng ; Inventarien, wenn folche von den Gerichten für 
nöthig erachtet, und den Calculatoren oder andern Eubalter: 
nenbeamten übertragen werden follten, find für Calculatur⸗ 
serhäfee zu erachten, und bie dafür mach der Allg. Gebuͤh⸗ 
ron » Tare Zn 
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für die Landes Zuftizcollegien Adfchn. V. No,47 a,b, - 
für die Untergerichte Abfchn. V. No. 43 a.b, 

in zahlbaren Sachen anzufegenden Gebühren follen den da⸗ 

mit beauftragten Beamten verbleiben. 

DU. Nicht nur die Nevifion der bei den Gerichten eingereichten 
und angefertigten Inventarien und Erbreceffe, fondern auch 
bei fchwierigen und nicht gleich zu überfehenden Sachen fos 

wohl die Ausarbeitung der Vermögens  Inventarien aus den 
Sjnventur Verhandlungen, als auch der Entwurf und die 
Ausarbeitung der Erbreceffe, infofern fie von den mit Beſor⸗ 
gung der Calculaturarbeiten eins für allemal oder ausnahms⸗ 
weife damit beauftragten Subalternenbeamten beforgt wers 
den, — find für Ealeulaturgefchäfte zu erachten, und die 
dafür in zahlbaren Sachen zuläfft igen Calculaturgebühren 
dürfen nad) ven zu II. bezeichneten Säßen von den Beamten 
fiquidirt und bezogen werden. 

Der Prüfung und Beſtimmung der Gerichts, Dirigenten 
bleibt überlafien, in welchen Sachen die Ausarbeitung eines 
Inventariums oder eins befondern Erbreceffes durch einen 
zu Salcnlaturgefhäften qualificirten und beauftragten Sub: 
alternendeamten angefertigt, oder die Erbtheilung fofort im 
Termin vom Commiſſarius des Gerichts nöthigenfall® mit 
Zuziehung eines Calculators vorgenommen. werden foll. 

Die Ausarbeitung der Inventarien ift in der Negel den 
Subalternenbeamten zu uͤberlaſſen; wird aber in einzelnen 

. Fällen von richterlichen Beamten ein Inventarium ausgears 

— ſo koͤnnen dieſe dafuͤr die taxmaͤßigen Gebuͤhren nach 


"arg TE für Landes s Inftizcolf. Abſchn. V. 
0 —X 

Allg. Gebuͤhren-Taxe für Unterger. Abſchn. V. No. 42. 
für fih nur dann und in fo weit bezichen, als fie zum Des 
zuge von Commiffionsgebühren überhaupt befugt find. In 
Ermangelung diefer Befugniß fliegen die Gebühren zur Caſſe. 

Dafielbe gift, wenn zwar die Ausarbeitung des Invens 
tariums von einem Subalternenbeamten beſorgt wird, das 
Geſchaͤft aber — weil die Sache minder ſchwierig und leicht 
zu überfehen ift — nicht als Calculaturgefchäft erachtet wers 
den kann, und der. Subalternenbeamte nicht an fich zum Bes 
zuge von Commiffionsgebühren befugt iſt. 

Kann und will ein richterlicher Beamte feldft einen befons 
dern Erbreceß entwerfen, fo kann er dafür feine befondere 
Calcutaturgebühren liquidiren, indem er nach $. 25. Tit. 46. 
Th. 1. der A. G. D. zur Aufnahme und Ausarbeitung des . 
Erbreceffes im Termin verpflichtet iſt, mithin dies Geſchaͤft 
— wenn es außer dem Termin bewirkt wird — nicht als 
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Sacverftändiger, fondern als vichtetlicher Beamte vor: 
nimmt, und dafür, ohne fpecielle Berechtigung, Feine Com; 
miffionsgebühren für ſich Liquidiren kann. Vielmehr find 
auch hier die zufäffigen Gebühren zue Salariencaffe einzu- 
ziehen. 

1V. Auf die nad) I. II. und III. zuläffigen Calcufaturgebühren 
haben fämmtliche damit ein» für allemal oder ausnahmsmeife 
in einzelnen Fällen beauftragte Beamte aller Gerichte, ohne 
Unterfchied, ob die Beamten vor oder nach dem 1. Januar 
1825 angeftellt find, und ob die Gerichte diesfeits oder jen⸗ 
feits der Elbe ihren Siß haben, Anſpruch. 

Sind in ihrer Beftallung oder in den Etats die Calculas 
turgebühren auf ihr Amtseinfommen nicht angewiefen, fo 
beziehen fie folche neben demfelben. - 

Sind ihnen ſolche dagegen als ein Theil ihres Amtseins 
fommens bis auf ein Maximum angeriefen oder evincirt, 
fo muͤſſen auch die nach diefer Verordnung zuläffigen Calcus 
laturgebühren zur Berechnung ihres Einfommens gezogen 
werden. . 

Nach diefen Beftimmungen hat das Königl. ꝛc. Gericht nicht nur 
felbft zu verfahren, fondern auch die aus Staatsfonds unterhalte- 
nen Untergerichte feines Departements mit den erforderlichen Ans 
weifungen zu verfehen.. 
Sollte Übrigens, wie dies insbefondere bei den Eleineren Un; 
tergerichten in der Negel der Fall fein wird, die Beforgung der 
Calculaturgeſchaͤfte (zu I.) dem mit Verwaltung der Salarien 
und Depofitalcaffe beauftragten Beamten übertragen, und des— 
halb die Kevifion der Salariens und Depofitalcaffen : Rechnungen 
durch einen andern qualificirten Beamten nöthig, werden, jo bleibt 
dem Koͤnigl. ꝛc. Gericht überlaffen, die Einrichtung zu treffen, 
dag die unentgeldliche Revifion der Caffen » Rechnungen eines fol _ 
chen Gerichts dem Nendanten eines benachbarten Untergerichts, 
bei welchem diefelben Verhältniffe Statt finden, übertragen werde, 
Doch iſt eine wechfelfeitige Revifion der Rechnungen zweier 
Hendanten in der Art zu vermeiden, daß die Rechnungen des Ge: 
richtd X. von dem Nendanten des Gerichts B., deffen Rechnun: 
gen durch den Beamten des Gerichts E. u. |. m. und die Rechnun—⸗ 
«gen des legten &erichts wieder durch den Nendanten des Gerichts 
. revidirt werden. ' 


Jedenfalls ift die Könige. Ober » Nechnungstammer von der 
hiernach bei den Untergerichten getroffenen Einrichtung hinfichts 
der Revifton der. Salariencaffen Rechnungen bald in Kenntniß zu 


fegen. 
Berlin, den 10. Decbr. 1832. 
| wR J. Bd. 40. S. 547.) 
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Abfchn. 5. Oberger. No. 51. 


er Unterger. No, M. Diäten der Feldmeſſer. 
A. | 
Gneſen, den 26. Septbr. 1833. 
Befchwerde des Landgerichts Gneſen über das Königl. 
Dber » Appellationsgericht zu Pofen, die Höhe der den 
Feldmeſſern zuftehenden Diäten betreffend. 

In der Procepfache des v. W. wider den v. 3. hat der Con: 
ducteur R. im Jahre 1824 einem Localtermine als Sachverftäns 
diger beigewohnt, und an Diäten pro Tag 2 Nthir. liquidirt. 
Unter dem 24. Mai 1824 wurden diefelben auf 1 Rthlr. 15 Ser. 
pro Tag feftgefegt, und R. hat ſich dabei beruhigt. Erſt in neues 
ver Zeit verlangte er, nach Verlauf von 9 Jahren, die Erhöhung 
der Diäten, und da er mit feinem Gefuche zurückgemwielen wurde, 
hat er fich bei dem König. Ober » Appellationsgerichg über uns bes 
fchwert. Das Königl. Ober: Appellationsgeriht fand feinen Ans 
trag für begründet, und wies uns an, die Diäten für einen Ars 
beitstag auf 2 Rthlr. feftzufegen. 


Mir berichteten dagegen, erhielten aber den in Abfchrift ges 
horfamft beigefügten Befcheid (B ) vom 24. Auguft d. J. | 


Wir würden feinen Anftand nehmen, der Anweifung des 
Königl. Ober : Appellationsgerichts zu genügen, wenn nicht dies 
ſelbe Befchwerde des ꝛc. R. in mehreren Sachen bereits zur Spra⸗ 
che gebracht worden waͤre, und wir vorausfesen dürften, daß 
mehrfache Befchwerden der Parteien an Ew. Excellenz gelangen 
werden. Um diefes zu-vermeiden, und da unferer unvorgreiflichen 
Anſicht nach wider den ꝛc. R. das Mare Geſetz fpricht, erlauben 
wir und, die Entfcheidung Ew. Excellenz ganz gehorfamft uns zu 
erbitten. Wir find nämlich der Meinung, daß für Juſtizbehoͤr⸗ 
den die Allgemeine Sporteltare das Geſetz ift, nad) welchem die 
Gebühren und Diäten der SGachverftändigen zunächft beurtheilt 
werden müffen. Diefe fagt (Abfchn. IV. No. 29.), daß der 
Maaßſtab der Diäten ſich nad dem Range der Sachverftändigen 
und analogifh nad) den No. 26. für die Zeugen aufgeftellten 
Grundfägen richten fol, wenn nicht etwa der Sachverftändige ein 
Königl. Dfficiant ift, für welchen eine befondere Tare eriftict. 


Eonducteure gehören zu den Officianten, und bie befondere 
Taxe für fie enthält das Feldmeffer « Reglement vom 29, April 
1813. Diefes verordnet: \ | 


a. für den Reiſetag bekommt der Feldmeffer 1 Rthlr. LO Ser. 
Diäten ($. 103.); i 


b. für einen Arbeitstag ift der gewöhnliche Diätenfag 1 Rthir. 
15 Sgr. ($. 104.); 
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ce bei Stromvermeffungen und Aufnahmen von Mühlen, 
Schleufen und andern Bauwerken follen pro Tag 1 Rthir. 
20 Sgr. gezahlt werden ($. 105.); und — 
nd. bei re befommt der Feldmeffer 2 Rthir. 
Diäten. 
An der vorliegenden Sache ift feiner der Fälle vorhanden, 
in welchen der Conducteur mehr als 1 Rthlr. 15 Sgr. “Diäten 
fordern koͤnnte. 


Das in den Annalen der innern Staatsverwaltung-Bd. 5. 
S. 326. abgedruckte Circular (Anl. E.) des Minifterii des In— 
nern vom 19, uni 1821 an'die Königl. Regierungen hebt auch) 
obige Beftimmungen nicht auf, fondern es wiederholt nur diefels 
ben, wenn es fagt: 
Die bisher den Feldmeffern zugeftandenen höhern Gebühren 
über die Säße des Feldmeffer »Reglements in Separationg s 
und Regulirungs : Angelegenheiten können nit nachgegeben 
werden, — in Hinſicht bes Diätenfages will jedoch das uns 
terzeichnete Meinifterium genehmigen, daß diefer, ohne Uns . 
terfchied der Fälle, mit 2 Rthlr. pro Tag bezahlt werde, 


Das Königl. Ober s Appellationsgericht ift der Anfiht, daß biefer . 
fegtere Sag mit dem erftern in Feiner Verbindung ftehe, vielmehr 
abgefehen von den Separationd s und Regulirungs + Angelegenheis 
ten ganz allgemein und in allen Angelegenheiten den Conducteuren 

* 2 Rthle. Diäten bewillige, und hierauf gründet fih der an uns 

- erlaffene Befcheid. Wir fönnen diefe Anficht nicht theilen. Daß 
in der quaest. Circularverfügung nur von den Gebühren und 
Diäten in Separationss und Negulirungs » Angelegenheiten die 
Rede ift,- lehrt der Eingang der quaest. Verfügung deutlich. 
Henn dies aber auch nicht der Fall fein follte, fo Fann jenes Cir⸗ 
cular für Yuftizbshärden nicht angewendet werden. Für diefe iſt 
das Feldmeffer »Neglement und nächft dem das Diäten -Neglement 
vom 28. Juni 1825 das Geſetz. Durch das feßtere, welches 
den Conducteuren nur 1 Rthlr. Diäten bewilligt, dürfte unferes 
Erachtens die Anwendbarkeit des qu. Circulars fogar für die Kö: 
nigl. Regierungen aufgehoben worden fein. 8 


Ew. Excellenz bitten wir ganz gehorfamft, uns über die 
Richtigkeit unferer Anficht gnädigft belehren zu wollen, 
Gneſen, den 26. Septbr. 1833. | | 


B 


Dem Königl. Landgerichte wird auf den am 1. d. M. in der 
Sache des v. W. wider den v. 3. erftatteten Bericht eröffnet, dag 
es bei unferer Verfügung vom 13. Juli e. fein Bewenden behals 
ten muß. Denn der Zufag ins Referipte vom, 19. Juni 1821: 
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„in Hinſicht des Diätenfages iſt jedoch geſtattet, daß diefer, 
ohne Unterſchied der Fälle, mit 2 Rthlr. pro Tag bezahle 
* werde,” 
ergiebt, daß keinesweges der $. 106. des Feldmeffer Reglemente 
hat wiederholt werden follen. Cine folhe Wiederholung ift ſchon 
in den vorhergehenden Worten jenes Reſcripts enthalter, indem 
verordnet wird, daß der in dem Feldmeffer Reglement in Sepa⸗ 
ration» und Regulirungsfachen beſtimmte Gebührenfaß kuͤnftig 
nicht Aberfchritten werden fol. Wenn daher mit den Worten: 
„in Hinſicht u. ſ. m.” etwas bewilligt wird, was früher nicht ers 
laubt war, wie der Ausdrud: „jedoch geftattet”, ergiebt, fo ift 
ed klar, daß die Worte: „ohne Unterfchied der Fälle”, nicht 
blos auf die verſchiedenen Fälle der Separationss und Neguli- 
rungss Angelegenheiten zu beziehen find, fondern, dem Wortfinne 
gemäß, auf jeden Fall Anwendung finden, wenn ein Feldmeffer . 
‚Diäten fordern kann. 
Poſen, den 24. Auguft 1833. 
Königl. Ober »Appellationsgericht. 


C. 


Indem ich mich beehre, den Bericht des Landgerichts zu 
Gneſen vom 26. v. M. nebft Anlage hier wieder beizufügen, wel: 
hen Ew. Ercellenz mir mittelft Signatur vom 10. d. M. zur 
Aeußerung über die danach flreitige Frage wegen der Diäten der 
Feldmeſſer gefälligft Haben vorlegen laffen, muß ich die Anficht 
des Landgerichts für die richtige bezeichnen, indem die Eirculars 
verfügung vom 19. Juni 1821 Iediglich die Diäten der Feldmefs 
fer in Separationds und Regulirungsgefchäften gemeint hat, fo 
wie fie dann auch aus der betreffenden Abtheilung meines Mini— 
ſteriums nur an die General» Commiffion ergangen if. 

Berlin, den 29, Detbr. 1832. 


* 


gez. v. Schuckmann. 
D. Zi 


Auf den abfchriftlich beifommenden Bericht des Landesgerichts - _ 
zu Gneſen vom 26. Septbr. c. hat ſich der Juſtizminiſter verans 
laßt gefunden, über die Auslegung der wegen der Gebühren der 
deldmeffer erfaffenen. Verordnung vom 19. Juni 1821 (Annalen . 
0.5. S. 326.) die Aeußerung des Herrn Minifters v. Schumann 
zu erfordern. Da aber nad) biefer, wie das ebenfalls abfchriftlich 
beigefügte Antwortfchreiben vom 29, v. M. ergiebt, die Anficht des 


Landgerichts zu Gneſen richtig ift, fo hat das Koͤnigl. ObersAps 


pellationsgericht künftig in Gemaͤßheit derſelben zu verfahren. 
Berlin, den 7. Movbr. 1833. En ns 


— 
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* E. — 

Die bisher den Feldmeſſtrn zugeſtandenen höheren Gebühren 
über die Säge des Feldmeſſer⸗Reglements in Separationd's und 
Negufirungs » Angelegenheiten können ferner nicht nachgegeben 
werden, und wird das Königl. General» Commiffariat hierdurch 
angewieſen, diefe Zulagen für die Zukunft einzuftellen. 

In ebereinftimmung damit ift auch von Seiten des Königl. 
Finanz Minifterii an die Regierungen die Werfägung ergangen, . 
diefe höheren Säge bei den Domainen s und Forſtvermeſſungen 
nicht mehr Statt finden zu laſſen. 

In Kinficht des Diätenfages will jedody das unterzeichnete 
Minifterium hierdurch genehmigen, daß bdiefer auch fernsrhin, 


ohne Unterfchied der Fälle, mit 2 Rthir. pro Tag bezahlt werde. 


Berlin, den 19. Juni 1821. (v. K. J. Bd. 42. ©.429.) 
' Minifterium des Innern zweite Abtheilung. 


Abſchn. 5. Große Unterger. No. 81. 
— Kleine Unterger. No. 80. Kür die Aufnahme von Te⸗ 
ſtamenten außerhalb des Gerichtsorts fonnen Diäten und Commlſſionsge · 
bähren nicht gleichzeitig liquidirt werden. 

(ef. Ag. Cab.⸗Ord. v. 30. April 1833, Jahrb. Bd. #1. S. 509.) 

Die Faffung der Beftimmungen unter No. 80, Abſchn. V. 
der Allg. Gebühren «Tare für ſaͤmmtliche Untergerichte und unter 
No; 81. Abſchn. V. der Gebühren: Tare für die Untergerichte in 
großen Städten hat ſchon früher bei einzelnen Gerichtsbehörden 
die Meinung veranlaßt: I 

daß Gerichtöperfonen, welche Teftamente außerhalb des Orts, 

wo das Gericht feinen Sitz hat, aufnehmen, Diäten und 

Commiffionsgebähren zugleich für fich erheben könnten. 

Diefe Anſicht ift jedoch) bereits in den Neferipten vom 24. März 
1820 (Jahrb. Bd. 15, ©. 35.) und vom 4. Detbr. 1822 (Jahrb. 
Bo 20. ©. 288.) widerlegt und beffimmt ausgefprochen worden: 
daß Gerichtöperfonen, wenn fie für die Aufnahme eines Te⸗ 
ftaments außerhalb ded Gerichtsortes Diäten Iıquidiren, auf 

Commiſſionsgebuͤhren feinen Anfpruch machen können. 
Deffen ungeachtet Haben auch) fpäter Juſtizbeamten auf dergleichen 
Commiffionsgebühren, neben den tarmäßigen Diäten, Anſpruch 
' gemacht, und diefen hauptſaͤchlich aus der Allerhöchften Cabinets⸗ 
Hrdre vom 9. Septbr. 1827 (Jahrb. Bd. 30. S. 149. 150.) 
‚herleiten wollen. Ä | - 

Durch eine deshalb unterm 13. d. M. an den Juftizminifter 
erlaſſene Allechöchfte Verfügung iftjedoch entſchieden worden: 

. daß ein folcher Anfpruch weder aus der Sporteltare, noch 
ans der Cabinets/ Ordre vom 9. Septbr. 1827 hergeleitet 
werden könne; denn es leide feinen Zweifel, daß in der Allg. 

Gebühren, Tare fowohl unter No. 81. Abſchn. V. für bie 


\ 
’ 


* 


Gehzuͤhren / Zara. Abſchn. 5 No 86 814. ar 
Untergerichte,, die Commiffionsgebühren und Diäten für 


Aufnahme von Teſtamenten außerhalb des Gerichtsorts nur 


beziehungsmeife, eben fo wie unter No. 86, Abſchn. V. 
der Gebühren» Tare für Obergerichte,, zufammengeftelkt wor: 
den feien. Die Cabinets-DOrdre vom 9. Septbr. 1827 aber 


habe eben fo wenig, als die Ordre vom 30. April d. 3. auf - 


vorliegenden Fall Beziehung, da beide Commiffionsgebühren 

bei Berrihtung von Gefhäften am Orte des 
.. Gerichts außerhalb des Gerichtslocals ſprechen 
Um ähnliche Mißverftändniffe der Allg. Gebühren: Tare und der 
Cabinets⸗ Ordre vom 9. Septbr. 3827. und 30. April d. 3. zu 
vermeiden, und das Uederheben unzuläffiger Gebühren zu derha— 
ten, bat das Königl. 26, die Untergerichte feines Departements 
auf dieſe Allerhoͤchſte Entfcheidung anfmerffam zu mahen 

Derlin, den 18. Novbr. 1833. (m. K. J. Bd.42, ©. 419.) 


Abichn. 5, Oberger. No, 86. 
— Unterger. No, 81. 
Abnahme von —— und henikrungen onesedadren Ber Rute ya 
Des Königs Majeftät hat auf die Anfrage des Praͤſidenten 
der Ober : Rechnungstammer: 
ob die Allerhoͤchſte Cabinets »Drdre vom 9. Septbr. 1827 
wegen der Kommiffionsgebühren bei Auf und Annahme von 
ZTeftamenten (Jahrb. Bd. 30, S. 149, 150.) auch auf Erb: 
verträge und Eheftiftungen zu beziehen fei. 
bie anliegenden Allerhöchften Ordres vom 30. v. M erlaffert, wel: 
he dem Königl. ꝛe. zur Kenntnißnahme und Nachachtung, ſowie 
zur Bekanntmachung für die aus Staatsfonds unterhaltenen Un: 
tergerichte mitgetheilt werden. 
Zum Gebrauche bei dem Collegium folgen auch drei Exem⸗ 
plare diefer Werfügung nebſt Beilage. 
Derlin, den 6. Mai 1833. 


| A. u ET, 
Auf den beigehenden Bericht des Präfidenten der Ober Me 
chenkammer vom 12. d. M., die Commiffionsgebühren bei Auf: 
und Annahme von Erb, und Eheverträgen betreffend, ‚habe Ich 


gemäß der abfchriftlihen Anlage entfchieden, dag meine Ordre 


vom 9. Septbr. 1827 nur auf Eirbverträge bezogen werden könne, 


habe dagegen durch eine neue Beftimmung auch wegen der Ehe: - 


ftiftungen die Kommiffionsgebühren für deren Auf: und Annahme 
den Commiſſarien zugewiefen. Ich überlaffe Ihnen, hiernach 
weiter zu verfügen. " | 
Berlin, den 30, April 1833. 
An a Friedrich Wilhelm. 
den Staats: und Juſtizminiſter 
ühler. N 
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B. 


Meine in Ihrem Berichte vom 12, d. M. in Bezug genom; 
mene Ordre an den Juftizminifter vom 9. Septbr. 1827 hat die, 
jenigen Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum Gegenftande, die 
unter dem Nubrum .,, Teftamente” in der Gebühren» Tare vers 
zeichnet find, wobei Mich nicht blos das Motiv der Gefährlichkeit 
für den Commiffarius bei anftecfenden Krankheiten, fondern die 
von dem Juſtizminiſter befonders bevorwortete Nückficht auf die 
größere Beſchwerde geleitet hat, welche den Beamten durch die 
Verrichtung des Gefchäfts außerhalb der gewöhnlichen Gerichts: 
ftelfe verurfächt wird. Pacta successoria find unter dem Rubrum 
der Teftamente ausdräclich verzeichnet, weshalb Meine Beftims 
mung auf diefelbe Anwendung findet. Was dagegen Eheverträge 
betrifft, fie mögen bloße Eheftiftungen fein, oder gleichzeitig Vers 
abredungen über die Erbfolge enthalten, fo werden fie in der Ge⸗ 
bühren » Tare unter dem Rubrum der Contracte aufgeführt; fie 
find alfo durch Meine Ordre nicht ausgefchloffen. Da jedoch Erbs 
verträge, welche in ftehender Ehe von den Eheleuten errichtet wer 
den, unter das Rubrum der Teftamente gehören, und Übrigens im 
Öffentlichen Sintereffe darauf zu wirken ift, daß aud) Eheftiftum 
gen, fo weit es die Verhältniffe der Sntereffenten geftatten, nicht 
an der Gerichtäftelle, fondern in den Privatwohnungen aufgenoms 
men oder vollzogen werden, fo finde Sich zur Beförderung des 
Zweckes rathfam, auch auf ſaͤmmtliche Eheverträge ohne Unters 
fhied Meine Beftimmung vom 9. Septbr. 1827 anwendbar zu 
erklären, fo daß von jeßt an die Commiffionsgebühren bei Aufnads 
me oder Vollziehung von Eheftiftungen den Commiffarien zufallen 
folfen, fie mögen zugleich einen Erbvertrag enthalten oder nicht. 
Den Zuftizminifter habe ich hiernach in Kenntniß gefeßt. 

Berlin, den 30, April 1833. 
A — Friedrich Wilhelm. 
n 


den Wirklichen Geheimenrath und Prafidenten 
der. Ober » Rechnungstammer 

v. Yadenberg. | 

(v. 8. 53. Bd. 41. ©. 508.) 
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| | Referipte 
zur Gebühren: are für die Juſtiz-Commiſ— 
| + farien, 


Einl. $. 4. Bei der Con⸗ und Reconvention Eönnen die Mandatarien« 


ec 


Gebühren nur nach dem hochften Objeete liquidire werden. 


Dem von Shnen in der Vorftellung vom 7.8. M., - 
den Proceß der Fabrikbeſitzer N. N. wider den N. N. be 
treffend, 
angebrachten Geſuche: das Kammergericht zur Feftfesung Ihrer 
nach der dritten Colonne der Gebühren: Tare für Zuftiz» Commife 
farien liquidirten Gebühren zu veranlaffen, fann nicht deferirt 
werden, weil der Grundfaß des Kammergerichts: „daß bei der 
Con: und Reconvention nur nach dem höchften Objecte liquidirt 
werden kann,“ der richtige ift. | 
Die eingereichten Manuals Asten erhalten Sie beifolgend 


zuruͤck. 

| en ‚ den 17. Octbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 326,) 
| 

den Herrn Juſtiz⸗Commiſſarius N. N. hier. 


Ein! $.4. 5 iem in Eheſcheit 
von — a ee le 
| Der Zuftiz -Lommiffarius ©. beſchwert ſich in der abfchrifts 

lich anliegenden Borftellung vom 13. v. M. darüber, daß feine 
nach der fünften Colonne liquidirten Mandatariats Gebühren in 
der Ehefcheidungsfache des Grafen v. R. von dem Königl. Ober; 
Landeegerichte nad) der vierten Kolonne der Allg. Gebühren » Tare 
ermäßigt worden\feien. 

Dem Könige. Ober »Landesgerichte wird eröffnet, daß der 
Suftizminifter den Anfichten des Collegiums in diefer Sache nicht 
beitreten kann. | 

Schon der $. 4. der Einleitung zur Gebühren » Tare für Ju⸗ 
ſtiz Commiffarien beſtimmt: ö 

daß bei Gegenftänden, welche feiner Schägung nad) Gelbe 

fähig find, die Gebühren in der Regel nach ber vierten 

Eolonne, ausnahmsweife aber bei ganz beſonders ers» 

heblichen Gegenftänden nach der fünften, und bei 

fehr wenig erheblihen Gegenftänden, befons 
ders wenn fie Leute geringen Standes und 

Vermögens betreffen, nur nad der dritten Kolonne 

angefeßt werden dürfen. Ar : 


— 
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Diefe allgemeinen Beftimmungen müffen auch bei Eheſchei— 
dungsproceffen zur Anwendung kommen. Auch bei diejen 
dürfen daher die Gebuͤhten der Yuftiz: Commiffarien in der Rer 
gel nur nad) der vierten Colonne in Anfag fommen, ohne daß 
dabei auf die mit der Chefcheidung verbundene Vermoͤgens⸗Aus⸗ 
einanderfegung oder Ehefcheidungsftrafe befondere Ruͤckſicht genom⸗ 
men wird. | | 
Wenn dagegen die Ehefcheidung wegen bedeutenden Stan: - 
des oder Vermogens der Ehegatten, oder der feſtgeſetzten Vermoͤ⸗ 
gensabfindung, zu den ganz beſonders erheblichen Gegenſtaͤnden 
zu rechnen iſt, fo unterliegt es feinem Bedenken, bie fünfte Co; 
tonne der Allg. Gebühren: Tare zur Anwendung zu bringen, fo 
wie fi auf der andern Seite die Zuftiz: Commiffarien die Feft- 
fegung ihrer Gebühren nach ber dritten Colonne gefallen laſſen 
müffen, wenn die flveitenden Ehegatten zu den Leuten befonders 
geringen Standes und Vermögens gehören... 
Nur mit diefer Befchränfung ift künftig die in den Jahrb. 
35.22. ©. 97. abgedruckte Verfügung vom 11. Juli 3823 zur 
Anwendung zu bringen. _ | | 
Mit Nückfiht Hierauf koͤnnen auch im vorliegenden Falle, 
wo bei der Ehefcheidung eine jährliche Abfindung von 1000 Rthlr. 
eingeklagt ift, uud die Parteieh zu einen befonders hohen Stande 
gehören, die Gebühren des Zufliz » Commiffarius G. nad) der 
fünften Eolonne der Allg. Gebühren : Tare feftgefegt werden. 
Berlin, den 8. Octbr. 1833._ (0. 8. J. Bd. 42. ©. 426.) 


Einl. 8. 6 ; | 
> ſtiz⸗Commi n- 
Einziehung fie een u in R rg — 


A. —F 
Reſecr. v. 28. Januar 1830. (S. zur Gerichts: Ordnung E 
24.5.3) — | 
B 


Die Major M'ſchen Erben befehweren fich in der urfchrift:- 
lich nedft Anlagen beifommenden Vorſtellung d. d. N. N, den 
12. Januar c., darüber, daß ihnen unter Androhung der Exe— 
eution aufgegeben worden: | 

.. *bie von ihrem verftorbenen Vater, in Sachen gegen den Fig: 
arms, angeblich dem Kriegsrath N. N. noch fchuldigen Ge: 
büuͤhren und Auslagen, dem General » Mandatarius ber 
MNiſchen Erben zu bejahfen, 

ungeachtet diefer Rechtsſtreit fehon vor 10 Jahren feine Endfchaft 
erreicht habe. " 

Der Juſtizminiſter findet diefe Befchwerde, wenn das Sach— 
verhaͤltniß richtig vorgerragen worden, begründet. 
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Juſtiz⸗-Commiſſarien, welche es unteilaffen, innerhalb des 
einjährigen Zeitraumes, während deſſen aus einem Erfenntniß 
Execution nachgefucht werden kann, ihre Gebühren feftfegen zu 
laſſen und von ihren Mandanten einzufordern, Können auf die 
erecutivifche Einziehung ſolcher Gebührenforderungen nad) Ablauf 
des Sjahres keinen Anfpruch machen, da ihnen dies Necht in den 
Geſetzen mirgends beigelegt worden if. Sie müffen in folchen 
Fällen ihre Forderungen im Wege des Proceffes gegen die Mans 


danten geltend machen. Iſt daher der hier in Rede ftehende Pros 


ceß, wie behauptet wird, bereits vor 10 Jahren beendigt, und 
erft jeßt die Einziehung der Gebuͤhren in Antrag gebracht worden; 
ſo ift die verfügte Execution fofort aufzuheben, und die Erben deg 
Juſtiz-Commiſſarius N. N. find zur Klage gegeh die Bittfteller 
zu verweifen. | 5 234 
Berlin, den 28. Januar 1830. (v. K. J. Bd. 35. S. 136.) 


Einl.$.6. gerspi nz 
— ihres Gebühren zu baften. Aalen für Die oben ber 


Auf Ihre Vorftellung vom 19. Novbr. pr. wird Ihnen bei 
Remiſſion der eingereichten Befcheidung vom 9. ej. Hierdurch eroͤff⸗ 
net, daß das Zuftiz: Minifterium die Anficht des Gerichtsamts 
zu N. N. infofern völlig richtig findet, als ein Yuftiz- Commiffas 
rius allerdings verpflichtes- iſt, für die Koften „ weiche durch Ein 
ziehung, feiner Gebühren. von. den Mandanten entftehen, zu hafı 
ten, und diefelben zur Salariencaſſe zu zahlen, infofern fie von 
der Partei nicht eingezogen werden können. Dies hindert jedoch, 
richt, den Verfuch zu machen, dieſe Koften fofort mit dem Ges 
bühren -Duanto von dem Debenten einzuziehen ;. wenn aber diefe 
Einziehung nicht gelingt, fo kann es den Salariencaffen nicht 
gewehrt werden, auf die Suftiz»Commiffarien, als Ertrahenten 
der Ererution, wegen derfelben zuräckzugehen. Kine ausdrückliche 
Beſtimmung, daß die Einziehung foftenfrei bewirkt werden muß, 
ift nicht vorhanden, "und es muß daher aud) bei diefen Erecutios 
nen bei der allgemeinen Regel, dag der. Extrahent für die Koſten 
verpflichtet ift, verbleiben. 

' Berlin, den 8. Febr. 1831. (v. K. J. Bd. 87. S. 90.) 


An 
den Juſtiz ⸗ Commiffarins Herrn Sch midgs zu Minden. 


Einl. $. 6. Berichtigung der Koften, welche für die Einziehung der Ge⸗ 
bübren dev gufiz: Conrkuitfarien ensftehen. dung der Ge 


- Durch die Verfügung vom 8. Febr. v. 3. (Jahrb. Bd. 37. 
S. 99.) ift beftimmt worden: | 

dhaß die Juſtiz⸗Commiſſarien für die Koften, weiche durch 

Einziehung ihrer Gebühren von den Mandanten entftehen, 
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‚zwar als Ertrahenten haften muͤſſen, zuvoͤrderſt aber der 
Verſuch gemacht werden foll, folche mit den Gebühren von 

den Debenten einzuzichen, fo daß die Salariencaffen erft 
dann, wenn diefe Einziehung nicht gelingt, an die Juſtiz⸗ 
Kommiffarien fich halten können. 


Diefe Verfahrungsart veranlaßt, nach den immittelft gemachten 
Erfahrungen, den Parteien größere Koften und bei den Caffen er; 
heblihe MWeiterungen, ohne den Yufkizs Commiffarien einen wei: 
tern Vortheil, als die Befreiung von unbedeutenden Vorfchußzah: 
lungen, zu gewähren, — Es wird daher die gedachte Verfügung 
dahin modificirt, daß die Salariencaffen die Koften fir Einzie— 
bung der Gebühren der Zuftiz-Commiffarien von dieſen, wie in 
allen. andern Fällen, von den Ertrahenten fogleich unmittelbar er: 
heben können; es verfteht fich dagegen von felbft, daß die Parteien 
zur Erſtattung jener Koften in den Zahlungs» und Erecutiong ; 
Mandaten von den Gerichten mit angewiefen werden müffen. | 


Berlin, den 16, Januar 1832, (v. K. J. Bd. 89. ©, 190) 


Einl. $ 6. Derfelde Segenſtand. 

Auf Ihren Antrag in der Vorftellung vom 15. d. M.: 

die Beflimmungen des Reſcripts vom 16. Januar v. SS 
Vahrb. Bd. 39. &. 190.) wieder aufzuheben, und die 
Anordhung zu treffen, daß ſaͤmmtliche, im Folge der An: 
träge der Suftigs Conmiffarien, wegen Einziehung ihrer Ge: 
bühren und Auslagen erwachfenen Gerichtskoſten nicht 
& conto der Yuftiz- Commiffarien, fondern ftets A conto der 

Parteien gebucht werden, | 

kann der Juſtizminiſter nicht eingehen. 


- &8 unterliegt keinem Bedenken, daß die Juſtiz⸗-Commiſſa⸗ 
rien bei ihren Anträgen auf Feftfegung und Einziehung ihrer Ge; 
bühren und Auslagen, nad) den jeßt beftehenden gefeklichen Bes 
fimmungen über den Anfag und die Einziehung von Gerichts: 
foften, als Srtrahenten der bei dem Gericht entftehenden Koften 
zu erachten, und deshalb verpflichtet find, diefe leßteren zu der Sa— 
lariencaffe des Gerichts — welche fi an den Ertrahenten halten 


* 


kann — zu entrichten. 


Dies iſt auch in dem Reſcript vom 8. Febr. 1831 (Jahrb. 

Bd. 37. ©. 99,) ausgefprochen, und nur beftimmt worden, daß 

fih die Salariencaffe zuvörderft an die Parteien, und nur dann, 

wenn. diefe Einziehung nicht gelingt, an die Juſtiz⸗Commiſſarien 
halten follen, | | 

⸗ 


⸗ 
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Wenn alſo die Verpflichtung der Juſtiz⸗Commiſſarien feft: 
ſtehet, für die durch ihre Anträge wegen Feſtſetzung und Einzie⸗ 
"hung von Gebühren und Auslagen entftehenden Gerichtskoften den 
Salariencaffen als Ertrahenten aufzukommen, fo kann ed nut 
noch darauf ankommen, ſolche Einrihtungen zu treffen, daß nicht 
nur die Einziehung dergleichen Koften von Seiten der Salarien: 
caffen möglichft vereinfacht, fondern auch die Zuftiz « Commiffa: 
rien in den Stand gefegt werden, die von ihnen vorgefchoflenen 

Gerichtsfoften von der Partei bald und ohne neue Weitläuftigkei; 
ten für fich und die Partei wieder einzuziehen. BEN 
| Der Juſtizminiſter Hat fih daher veranlagt gefunden, das 
Kammergericht durch die abſchriftlich beifolgende Verfügung anzu- 
weifen, dergleichen Einrichtungen ſowohl bei feiner als den Unter; 
gerichts » Salariencaffen zu treffen, und die Juſtiz⸗Commiſſarien 
davon in Kenntniß zu fegen. ran — 
2 — den 27. Maͤrz 1833. 
die Herren Zuftiz: Commiffarien des Koͤnigt. 

Kammergerichtd und des Stadtgerichtg 

hierſelbſt. 


B. — 

Dem Koͤnigl. Kammergericht wird die den hieſigen Juſtiz⸗ 
Commiſſarien auf ihr Geſuch: F ERBE ; 

die durch ihre Anträge: wegen Einziehung ihrer Gebühren 

und Auslagen erwachfenen Gerichtöfoften ftetd à comto ber 

Parteien zu buchen’ u. f. w., * 
heute ertheilte Reſolution hierbei abſchriftlich mit dem Eroͤffnen 
mitgetheilt, daß der Juſtizininiſter nicht für angemeſſen erachtet, 
die durch Feftfegung und Einziehung, der Gebühren und Auslagen 
der Juſtiz⸗ Commiffarien erwachfenden Gerichtsfoften von diefen 
nicht fofort einzuziehen, fondern nur zu contiren, und vielleicht 
nach Sahren von den Juſtiz⸗-Commiſſarien einzuziehen. Denn 
bei diefer Einrichtung findet gar feine Vereinfahung der Caſſen⸗ 
verwaltung und kein Vortheil für die Juſtiz-Commiſſarien und 
deren Mandanten Statt, indem die Erftattung der a conto der 
Erfteren gefegten Gerichtöfoften von den Legteren natuͤrlich nur 
dann gefordert und geleiftet werden kann, wenn die Erfieren die 
Koften ſelbſt wirklich gezahlt Haben, mithin diefe vielleicht nach 
Jahren genäthige werden, ihre Mandanten wegen Erftattung der 
von ihnen verlangten Gerichtsfoften in Anfpruch zu nehmen. 
. Das Könige. Kammergericht hat daher Fünftig ſowohl bei 
ſich als bei den Untergerichten feines Departements, binfichts: der 
Einziehung der durch die Anträge der Zufliz; Commiffarien wegen 
Feftfegung und Einziehung ihrer Gebühren und Auslagen erwac); 
ſenden Gerichtskoſten, in nachfiehender Art zu verfahren: 
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I) Für die Deeretsabſchriften, durch welche die Feſtſetzung der 
Gebuͤhren und Auslagen den Juſtiz Commiſfarien bekunnt 
—— wird, ſo wie fuͤr die an die Debenten erlaſſenen Zah⸗ 

lungsbefehle, koͤnnen, ohne Ruͤckſicht auf die Höhe der feſtzu⸗ 
ſetzenden oder zu zahlenden Koſten, nur Copialien, und von 
denjenigen Gerichten, welche zum Anſatz der Caſſenquote ber 
rechtigt find, außerdem noch diefe, -fonft aber weder Taxen 
noch Inſinuationsgebuͤhren liquidirt werden. 

Wenn dagegen der Juſtiz⸗ Commiſſar die executiviſche Ein⸗ 
ziehung ſeiner Koſten nachſucht, fo find nach Höhe der einzu⸗ 
ziehenden Summe alfe fonft zuläffige Gerichtsloſten ee 
* Stempel in Anfaß zu bringen. 


- 2) Ale für Rechnung ver Juſtiz⸗Commiſſarien hierbei zum 
Anfag kommende Roften find bei Zufertigung des Sefts 
‚ feßungsdecrets oder der an bie Suftiz - Commiffarien zu er; 
laffenden Bekanntmachungen, durch den infinuirenden 
Boten fofort einzuziehen, und bei der Caſſe zu vereinnahs 
men. 

Hierzu bedarf es feines befondern Zahlungsmandats, fon 
dern unter die zu infinuirende Verfügung und auf deſſen Ad⸗ 
dreſſe iſt der —— der Koſten von der Kanzlei mit den 
Worten zu bemerke 

„gegen —* von Rthlir. Sgr. Pf”, 
und der inſinuirende Bote hat die Verfuͤgung nur gegen Zah⸗ 
Aung dieſer Koſten zu behaͤndigen, und — —— 
jenem Kanzleivermerk zu beſcheinigen; | 


3) Wird nicht nur ein Feftfegungsdecrer, ſondern auch in Zah: 
lungsbefehl von dem Geriht an den Debenten erfaffen, ſo 
find jedesmal die von dem Suftiz: Commiffar erforderten Ko: 
ſten mis zu beriückfichtigen, und auch deren Zahfung den Des 
benten aufzugeben, auch dies dem Juſtiz⸗Commiſſar in ‘der 
an ihn zu erlafjenden Verfügung bekannt zu machen, 


Hiernach find Die-Untergerichte und Juſtiz⸗ Commiſſarien im De 
partement des. Koͤnigl. Kammergerichts, und zwar die fegteren durch 
Eutrenden von Seiten derjenigen Gerichte, bei welchen fie prakti⸗ 
eiren, mit befondern Anmweifungen zu verfehen. 


- Berlin, den 27. März 1833. (0.8.3. Bd. 41. S. 258.) 


Einl. $. 6. Einziehung noch nicht —— Mandatarien» Bebthrrn durch 
Abzüg an den für die Slienten erhobenen Ge 


Der Zuftizminifter kann fich durch * Veſchwerde vom 24. 
Mai e. nicht veranlaßt finden, die gegen Sie in der Amtmann 
NMIHeN Nachlaßſache verfügte Execution aufzuheben. 


— 
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Nach der Allg. Ber. Ordn. Ih. HI. Tit. 7. $. 116. Finnen 
Sie als Juſtiz⸗Commiſſarius nur dasjenige als Remuneration für 
Shre Arbeiten fordern, was Ihnen die Gerichte fefifegen, und 
nach $. 6, der Einleitung zur Sporteltare. vom 23, Auguft 1815 
darf Fein Juſtiz⸗Commiſſarius Gebühren vor der erfolgten Feſt⸗ 


ſetzung einziehen. „ 


Segen diefe Vorſchriften Haben Sie gehandelt, indem Sie 
die für Ihre Mandanten erhobenen Gelder nur nach Abzug. der 
* Ihnen liquidirten aber nicht feſtgeſetzten Gebühren aͤblie⸗ 
erten. * 

‚Bei dieſer Lage der Sache muß im Wege des Disciplinar⸗ 
Merfahrens dafür ;geforgt werden, daß Sie die ungebührlich zu⸗ 


rückbehaltenen Gelder erftatten, 


Es fann Feine Ausnahme begründen, daß Sie die Gelder. 
nicht ald Mandatar der NN'ſchen Glaͤubiger, fondern als Dam 
batar der Erben erhoben haben, weil ein folcher Auftrag von: Ihr 
rer Eigenfchaft als Juſtiz⸗Commiſſarius nicht getrennt werden 
kann, und Sie felbft nicht behaupten, daß die Erben Sie ermaͤch⸗ 
tigt hätten, diefe Gelder zurück zu behalten. | 

Die Gerichte müffen aber ex officio dafür forgen, daB .die 
Suftiz » Commiffarien Gelder, die fie ohne gefeglichen Grund. den 
Parteien vorenthalten, erftatten. 

Sie hätten, da Sie fhon am 21. Januar c. mit Ihren Be; 
ſchwerden über die Ermäßigung Ihrer Gebühren zuräckgemiefen 
nd, laͤngſt Anträge zur Abftellung Ihrer Befchwerde beim Ju— 
igminifter machen Können, und haben es fich daher ſelbſt zuzu⸗ 
ſchreiben, daß die Execution nicht ſiſtirt werden darf. 

Uebrigens iſt Ihr Geſuch dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte 
zu Magdeburg zur Berichtserſtattung zugefertigt worden. 
Berlin, den 8. Juni 1832. (v. 8.5. Bd. 839. S. 429.) "- E 


«ofen. l. Ag. Anmerk. 1. Leber die Unfprüiche der Iuniz-Goms 


wmiiſſarien auf Bebähren in den von Vormundſchaften geführten Proceffen. 


Reſcr. vom 30. Septbr. 1833, (©: zur Gerichtsordnung I, 


* 


23. $. 25. Anhang $. 137) 


Abſchn. 1. Allgem. Anmerf. 1. Sopialien verlchtisung der Ju⸗ 


ftiz⸗ Sommiſſarien als Vormuͤnder in vermdgenden Euratelen anb deren Prow 
ceſſen, fo wie in ihren eigenen Proceſſen. | 


Reſcr. v. 14. Novbr. 1833. (©. zur X. ©. 2.1.23. $.27. 
Anhang. $. 137.) 


Abfhn. 1. No. 1.4.7. gesiren ' 
vn 1, oT. nBssiscen für zuhrnns von Informa 

Das Koͤnigl. Dber+ Landesgericht erhält hierbei originaliter 
bie:von dem Juſtiz⸗Tommiſſarius N., in Betreff feiner Gebuͤh⸗ 
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ren in Sachen des A. wider den B. unterm 19. v. M. eingereichte 
Vorftellung, nebft Anlagen, mit dem Eröffnen, daß die Be: 
fehwerde des N. dem Juſtizminiſter, mit Ruͤckſicht auf die bereits 
im Referipte vom 10. Zuli 1820 (Jahrb. Bd. 16. ©. 44.) auf: 
geftellten Grundfäge, begründet fcheint. in Juſtiz⸗Commiſſa⸗ 
rius, deffen fich eine Partei bedient, um die Informationen auf: 
zunehmen, und fie dem, den Proceß führenden Anwalt mitzuthei: 
fen, kann für die Informationstermine, die, Abfchnitt 3. No. 6; 
der Gebühren » Tare für Conferenzen , beftimmten Säge, und für 
Briefe, welche nicht blos die Mittheilung der aufgenommenen Sins 
formation enthalten (als in welchem Falle nur Schreibgebühren 
zu nehmen find), beziehungsweife die No. 7. und 8. beftiminten 
Saͤtze liquidiren. Es darf aber niemals für. ein und daffelbe Ge: 
ſchaͤft zu gleicher Zeit der Satz No. 6. und einer der Säße No. 7 
und 8. defhalb Kiquidirt werden, weil etwa das Informations⸗ 
protokoll blos die factifchen und der Brief die rechtlichen Diomente 
auseinanderfegen, vielmehr find in folchem Falle immer nur der 
Satz No. 6. und für den Brief die Liquidation von Schreibgebüh: 
ren zulaͤſſig. Nach diefen Grundfägen ift die Liquidation des N; 
anderweitig zu prüfen und feftzufegen. Ba x 

' Berlin, den 15. Febr. 1830. (v. 8. J. Bd. 35. ©. 147.) 


0 


Moe. — J * Take der ti: Commiferish 
Die Allg. Gebühren » Tare für Juſtiz-Commiſſarien vom 
23. Auguft 1815, beftimmt im zweiten Abfchnitt, welche Gebuͤh— 
ren Juſtiz⸗Commiſſarien liquidiren können, wenn fie ald Eurato: 
ren von Ereditmaffen die Einleitung, von Subhaftationen nad): 
ſuchen, oder dabei die Gerechtfame der Maſſe wahrnehmen;. es 
fehle aber an ausdruͤcklichen Beftimmungen darüber, welche Ge: 
bühren den Zuftiz» Commiffarien zu Theil werden folfen, wenn fie 
nicht. als Curatoren der Maſſe, fondern als Mandatarien einzel; 
ner Intereſſenten bei einem Subhaftationsproceß auftreten und 
fremde Gerechtfame wahrnehmen. - Durch die im 33. Bande 
©. 364. der Jahrbuͤcher abgedruckte Verfügung des Juſtizmini—⸗ 
fterd vom 22. Juni 1829 ift deshalb beftimmt worden, - welche 
Sebühren in dergleichen Fällen liquidirt werden können. Da: 
bei find Snformationd » Gebühren nicht für zuläffig erachtet 
worden. , DEE en? — | Ä 
Da jedoch das Subhaftationsverfahren, wenn e8 auch in der 
- Negel Folge eines vorhergegangenen Proceffes ift, als ein. befon: 
derer Proceß zu behandeln iſt, bei welchem die Yuftiz: Commiffa; 
rien ald Mandatarien der verfchiedenen Sittereffenten "befondere 
Information einziehen muͤſſen, fo hat: der Juſtizminiſter die ge: 
gen jene Verfügung erhobenen Rerlamationgn für gegründet erach; 
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tet und hält demnach die Yuftiz » Commiffarien für berechtiget, 
auch in Subhaftationg » Procefien befondere Informations »Gebüh; 
ren, wie bei einem gewöhnlichen Proceßverfahren zu liquidiren. 
Selbſt der Ertrahent der Subhaftation muß, außer der früher 
zur Anftellung der Klage eingezogenen information, hinfichts des 
Nealzuftandes der Grundſtuͤcke, der perfönlichen Verhältniffe des 
Beſitzers, der Tare und der Kaufbedingungen, fo wie fpäter bei 
dem Zufchlage an den Meiftbietenden in Bezug. auf deffen Dis; 
pofitions » und Zahlungsfähigkeit, befondere information ein: 
ziehen. | 

Daffelde muß von Seiten der die Gerechtfame einzelner in; 
tereffenten wahrnehmenden Juſtiz = Commiffarien gefchehen; die 
Mandatarien der Lieitanten haben dagegen befondere, genaue 
Erfundigungen über die Realverhältniffe des Grundſtuͤcks und die 
Kaufbedingungen . einzuholen und muͤſſen zugleich die Foͤrmlichkei— 
ten des Bubhaftationsverfahreng genau prüfen, um zu beurtheilen, 
ob der Zufchlag an ihre Mandanten mit allen rechtlichen Wirkun; 
gen erfolgen kann. | | 

Die Höhe dieſer, den Juſtiz-Commiſſarien zu bewilligenden 
informations» Gebühren muß fih nad der Tare des Grumd: 
ſtuͤcks, und rücfichtlih der Bevollmächtigten der Hypotheken: 
gläubiger, nach dem Betrage ihrer Forderung richten. 

Hiernach iſt fünftig von den Gerichtsbehörden zu vers 
fahren. 

Die Zahlung der Koften liegt den Machtgebern ob; . in wie; 
fern die leßteren eine Erſtattung verlangen koͤnnen, ift nach den all; 
‚gemeinen Grundfägen über die Koftentragung und insbefonderg 

auch darnach zu beurtheilen, ob denfelden ein Hypothekenrecht we: 
gen der Koften zufteht. | ee 
Berlin, den 30. Auguft 1832, (v. 8. 3.88.40. ©.210.) 


Abſchn. 1. No. 4. Mandatarien » Gebühren für den Inrotnlationd s 
Zermin in dritter Inſtanz. 
Auf Veranlaſſung des abfchriftlih anliegenden Geſuchs des 
Suftiz : Commiffarius 5. vom 17. v. M. ift die Frage: 
ob die Juſtiz-Commiſſarien für den Sjnrotulationg » Termin 
in dritter Inſtanz zu liquidiren befugt feien, 
nochmals in Erwägung gezogen, und hat das Juſtiz-Miniſterium 
es angemeffen befunden, den Syuftiz: Commiffarien für die Abwars 
tung des Sinrotulationd » Termins in Sachen ber 4. und 5. Colon: 
ne, mit Beziehung auf No. 19. Abſchn. I. der Gebühren » Taze, 
die eben dafelbft sub No. 3, beftimmten Säge zu bemilligen. 
Hiernach ift für die Folge zu verfahren, und wird in fo weit 
das Reſcript vom 21. Juli 1828 (Yahrb. Bd. 32. S. 104.) auf: 
ehoben. | 
, — den 24. Mai 1831. (v. K. J. Bd. 37. S. 357.) 


= 
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Abſchn. 1. No. 4. — REITER 
Base. Eosmtits un —— ee der Juſtiz « Sommiffarien in 


A. 


Auf Ihre Beſchwerde uͤber das Juſtizamt Liebenwalde vom 
3. d. M. eroͤffnen wir Ihnen, daß wir Ihre Anſicht ruͤckſichtlich 
der einem Juſtiz⸗Commiſſario in Wechfels, Executiv⸗ und aͤhn⸗ 
lihen Sachen zuftehenden Gebühren. für Abwartung des Sins 
fiructiong » Termins, in welchem nur ein Contumacial; oder Agni⸗ 
tions » Protokoll aufgenommen worden, nicht theilen, und .daher 
dem Juſtizamte Liebenwalde nicht aufgeben können, danach zn 
verfahren. -Die Beftimmung der Anmerkung lit. E. sub No, 4 
Abſchn. I. der Gebühren : Tare für Juſtiz⸗Commiſſarien findet in 
diefem Falle nicht Statt, weil darin vorausgefegt wird, daß es zu 
einer förmlichen Inſtruction gefommen fei. Ä 


Die Sporteltare verfteht überall unter dem Ausdruck: 
„Inſtruction,“ nur die Verhandlungen, wodurch der Gegenftand 
des Proceffes wirklich erörtert worden, und fpricht e8 an mehreren 
Stellen aus, daß die Verhandlung , welche in einem bloßen Konz - 
tumacial: eher Agnitiong Protokoll befteht, nicht Inſtruction zu 
nennen ſei. Wenn daher die vorhin alleg'te Beftimmung der Ge: 
bühren » Tare von den Gebühren fpricht, welche einem Juſtiz⸗ 
Commiffarius für Abwartung der Inſtruction zuftehen, fo kann 
diefelde nicht auch auf den Fall bezogen werden, wenn im Sins 
ſtructions s Termine nur ein Contumacial⸗ oder Agnitions  Protos 
toll aufgenommen worden, mithin eine eigentliche Sinftruction 
nicht Statt gefunden hat. Für die Abwartung eines Terming 
ber Teßtgedachten Art kann daher ein Juſtiz-Commiſſarius nur 
das verlangen, was allgemein und ohne Unterfchied der Proceß- 
arten dafür in der Gebühren : Tare ausgeworfen ift, folglich nur 
den in der Anmerkung lit. D. sub No. 4. Abſchn. I. der Gebühs 
ren: Tare für Juſtiz⸗Commiſſarien beftimmten geringern Satz. 
Hätte die Gebühren: Tare dem Suftiz » Commiffarius für Beiwoh— 
nung des Inſtructions⸗ Termins in Wechſel⸗ und Ähnlichen Sg; 
chen, in welchen ein bloßes Contumacial⸗ oder Agnitions⸗Proto⸗ 
koll aufgenommen ift, diefelben Gebühren wie für Abwartung der 
Inſtruction bewilligen wollen, fo würde dies ohne Zweifel eben fo 
beftimmt ausgefprochen fein, wie es rückfichtlich der Gerichtöge: 
buͤhren gefchehen ift ( Gebühren » Tare für Obergerichte x. Ab: 
fchnitt Il. No. 7 und 8., Gebühren -Tare für Land: und Stadt; 
gerichte in großen Städten Abfchn. II. No. 7 und 8., Gebühren ; 
Taxe für die übrigen Untergerichte-Abfchn. IL. No. 7 und 8.) 


Berlin, den 16. Sanuar 1832. 
RKoͤnigl. Preuß. Kammergericht. 
». Grolman. 
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| B. Te 


Auf Ihre Anfrage vom 26. v. M. in Betreff der den Zuftiz> 
. Kommiffarien in Wechfel: und Ähnlihen Sachen zuzubilligenden 
Snftenctions - Gebühren, wird Ihnen eräffnet, daß ed aus den vom 
Rammergericht in der Verfügung vom 16. Sjanuae c. angeführten 
Gründen lediglich dabei verbleibt, daß,, wenn in Wechfels, Eres 
cutiv⸗ und fchleumigen Arreft: Proceffen, fo wie in possessorio 
summariissimo, die Sache zur förmlichen Inſtruction nicht ges 
fommen, fondern ein bloßes Contumacial oder Agnitiong : Pro: 
tofoll im Termine aufgenommen ift, der Juſtiz » Commiffarius 
in Gefolge der Vorſchrift der Sporteltare vom 23, Auguft 
1815 Abfchn. I. No. 4. Anmerkung D. nur die unter der Nums 
mer 3. beftimmten Termind » Gebühren liquidiren darf. 


Berlin, den 10. Febr. 1832. (v. K. J. Bd. 39. ©. 195.) 


Abſchn. 1. No, 4. Reife» und Zehrungstoften der Mandatarien bei den 

Untergerichten. 

- Der Suftiz » Commiffarius S. zu J. hat ſich über das 
Könige. Ober» Landesgericht befchwert, weil ihm durch die Ver⸗ 
fügung vom 2, März d. J. die in Sachen des Bürgermeifters R. 

zu 8. wider die Muficus K’fchen Eheleute liquidirten Reiſe- und 
Zehrungskoſten für die bei dem Land» und Stadtgerichte zu €. 
wahrgenommmenen Termine nicht bewilligt worden, Es ift zwar 
richtig, dag dem Szuftiz» Commifjarius ©. die Proceßpraxis bei 
dem Land; und Stadtgerichte zu C. bei feiner Anftellung nicht ge: 
ftattet worden, und daß er nach derfelben nicht berechtigt iſt, für 
die Gefchäfte bei auswärtigen Gerichten Reifekoften und Diäten 
zu verlangen; da jedoch die tarmäßigen Gebühren bei den Unter 
gerichts⸗Proceſſen die Juſtiz⸗Commiſſarien für die Reifen zu den 
Terminen bei auswärtigen Gerichten nicht entfhädigen und die 
Juſtiz⸗Commiſſarien fid) deshalb veranlaßt finden dürften, ents 
weder die Mandate in dergleichen Proceffen gar nicht anzuneh: 
meh, oder die Reiſe- und Zehrungskoften ohne richterliche Feſt—⸗ 
feßung von ihren Mandanten zu erheben; fo genehmigt der Ju⸗ 
ftizminifter hierdurch, dag allen Suftiz: Commiffarien, auch dens 
jenigen, welche nach ihrer Beftallung feine Befugniß zur Liguidis _ 
rung von Neifes und Zehrungskoften bei auswärtigen Gefchäften 
haben, geftattet werde, die zuläffigen Reife» und Zehrungstoften 
von ihren Mandanten zu fordern. Dagegen ift die Verpflichtung 
des Gegentheils zur Erftattung diefer Neifekoften und Diäten nach 
allgemeinen gefeglichen Beftimmungen in’jedem fpeciellen Falle zu 
prüfen und feftzufenen. Auch darf ein Juſtiz-Commiſſar, tel: 
her mehrere Termine am einem Tage bei demfelben Gericht oder 
‚ doch an demfelden Orte wahrnimmt, die Neifefoften und Diäten 


=. 
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nur einmal liquidiren und von jedem feiner Mandanten nur einen 
verhältnigmäßigen Antheil fordern. 

Das Königl. Ober: Landesgericht hat hiervon die Unterges 
richte feines Departements in Kenntniß zu feßen und die dem Ju⸗ 
ftiz : Commiffarius S. in Sachen R. wider die K'ſchen Eheleute 
geftrihenen Reiſekoſten and Diäten anderweit feftzufegen. Da 
der Juſtiz Commiffarius ©. zur Vertretung des Klägers auf den 
Grund feiner Vollmacht bei dem Gericht zu C. einmal zugelaffen 


worden, fo findet der Juftizminifter in dem Umftande, daß er an 


fih zur Praris in C. nicht befugt iſt, keine hinreichende Veranlaſ⸗ 
fung, ihm die Einziehung der Reiſekoſten und Diäten von feinem 
Mandanten zu verfagen. 

Berlin, den 28. Novbr. 1832. (v. K. J. Bd.40. ©. 541.) 


Ä 


Abfchn. 1. Ro. 5. Gebühren der Juſtiz⸗ — für fruſtrirte 
Termine. 
A. | 


Decret in Sachen N. wider N. auf das Feſtſetzungsgeſuch 
vom 15. d. M. 


Fuͤr den Inſtructions-Termin vom 21. Maͤrz kann nichts 
paſſiren, da auch, falls in demſelben verhandelt worden waͤre, 
Kerr Juſtiz-Commiſſarius N. für die Abhaltung deſſelben nicht 
ein Mehreres, außer pro instructione Überhaupt, hätte liquidiren 
können. 

Die Gebühren und Auslagen des Zuftiz » Commiffarius N, 


werden hiernach, da zugleich an Kopialien 2 Sgr. 6 Pf. zuviel bes. 


rechnet find, zufammen auf | 
Zwei Rthlr. 7 Ser. 6 Pf. 
feftgefegt. Abſchrift der Verfügung erhält der Juſtiz-Commiſſa⸗ 
ring N. und find die Manuals Acten demfelben zurückgegeben. 
Frankfurt a. d. O., den 20. Septbr. 1831. 
Königl. Preuß. Ober s Landesgericht. 


Decret ad exhibit. vom 25. d. M. 


Die einfchräntenden Worte in No. 5. Abſchn. 1. der Gebühr 
ron: Tare: | | | 

3, infofern (der Juſtiz « Commiffarius) Überhaupt etwas zu 

fordern berechtigt iſt,“ : 
können füglich nicht anders gedeutet werden, als daß fie eben nu 
für folhe fruftrirte Termine eine befondere Liquidation geftatten, 
welchen, ihrem Gegenftande nach, für ſich als Einzelne ſchon ein 
Gebuͤhrenſatz beſtimmt ift, z. B. bei Publications: und den sub 
No. 3, ibid. erwähnten Terminen. we ww 
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Die Abficht der obigen Einſchraͤnkung laͤßt fi) auch fonft 
nicht erklaͤren. Es ſcheint auch gewiſſermaßen der Natur der 
Sache und der Billigkeit zu widerſtreiten, daß bei Sachwaltern 
das bloße formelle Exfcheinen an Gerichtsftelle eine mehrere Bes 
lohnung nach fi ziehen joll, alsdann, wenn eine materielle Ars 
beit damit verknuͤpft ift, in welchem letztern Falle der adgehak 
tene Termin doch nur. in dem allgemeinen Anfaß pro instructione 
mit eingefchloffen werden muß. J 

Abſchrift der Verfügung dem Herrn Juſtiz⸗Commiſſarius 
N. auf feine Eingabe vom 25. d. M. 

Frankfurt a. d. D., den 26. Septbr. 1831. 

Koͤnigl. Preuß. Ober »Landesgericht. 


B 


Es wird Ihnen auf Ihre Vorftellung vom 11. October c., 
worüber Sie ſich darüber beſchwert haben, daß das dortige Ober s 
Landesgericht den Grundfak aufgejtellt hat, daß für .einen im 
Laufe der. Inſtruction fruftrirten Termin die Abfchnitt I No. 5. 
der Gebühren» Tare für die Juſtiz-Commiſſarien beftimmten Ges 
bühren nicht befonders liquidirt werden koͤnnten, fondern diefe Ger 
bühren in dem Honorar pro instructione mit begriffen feien, 
hiermit eröffnet, daß nach reiflicher und vielfeitiger Erwägung dies 
fes Gegenftandes, obgleih das Gewicht der von Ihnen vorges 
tragenen Gründe nicht verfannt wird, das Juſtiz-Miniſterium 
den Befchluß gefaßt hat, daß es bei der von dem Königl. Ober⸗ 
Laudesgericht angenommenen interpretation der obigen Vorfchrift 


der Gebühren : Tare verbleiben müffe. 
Berlin, den 23. Decbr. 1831. (v. 8. J. Od. 38. ©, 405.) 


Ab n. 1. No. 5. Y | | 2 

Ic be re Beoommädtigten. einer abweſenden an am Eideölele 

Nefer. vom 24. September 1830. (Zur Einleitung der 
Gebühren » Tare $. 5.) | ' 


Abſchn. 1. No. 5. gesanren des Mandatarii ad videndum jurare 
in. Bagatellſachen. 
Auf den in Ihrer Vorftellung vom 26. v. M. enthaltenen 
Antrag, Ihnen | — 
die Gebuͤhren als Mandatarius ad videndum jurare in Bas 
gatellfachen unter 20 Rthlr. und Snjurienfachen zwifchen Pers 
jonen des Bauern » und geringen Bürgerftandes zuzugeftehen, 
wird Ihnen hiermit zum Vefcheid ertheilt: daß, da nach dem 
Reſcript vom 2. Juni 1823 und 3. Septbr. 1824 (hier Bd. 5. 
2. 100.) (Jahrb. Bd. 24. S. 307,) nur der Anſatz der Ab: 
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ſchnitt 1. No. 5. der Spotteltare für Juſtiz/ Commiſſarien feft: 
gefeßten Gebühren für diejenigen, welche die Parteien bei dem 
Schwören fehen, vertreten, nachgelaffen find, dieſe Gebühren 
aber in Bagatellfachen uneer 20, Rthlr. oder den denfelben gleich 
geachteten Spnjurienfachen zwiſchen Perfonen des Bauern und 
geringen Buͤrgerſtandes nicht liquidirt werden koͤnnen, die zurück 
weifende Verfügung des Ober » Landesgerichts zu Cöslin vom 
17. Mai c. der Sache angemeffen ift. 


Berlin, den 3. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 355.) 


An 
den Protokolfführer Heren NN. 
zu Lauenburg. . 


Abſ N, 1. No. 9. Gebühren der Jufis Commiffarien, für fruſtrirte 
Infructious» Termine. 

Die Auslegung und Anwendung der unter Na. 5, Abfchnit L 
der Allg. Gebühren: Tare für Juſtiz-Commiſſarien gegebenen 
. Beftimmung hat zu verfchiedenen Zweifeln. und Anfragen Vers 
anlaffung gegeben, insbefondere war es zweifelhaft: 

ob den Suftiz: Commiffarien, welche bei fruftrirten Syn: 

ftruetiong » Terminen vergeblich vor Gericht erfchienen feien, 
die in der Gebühren? Tare am bezeichneten Orte beſtimm⸗ 

ten Gebühren bewilligt werden dürften? i 

Des Königs Majeſtaͤt hat auf einen von dem Juſtizminiſter 
fiber diefen Gegenftand erftätteten Bericht Allerhöchft beftimmt, - 
a) daf den Zuftiz: Commifjarien auch für die ohne ihre eigene 

Schuld verfäumten Termine im Laufe der Inſtruction, zu 

welchen fie vergeblich erfcheinen, eine befondere Schadlos⸗ 
haltung auf Koften desjerigen, ber das Verfäumniß vers 
ſchuldet habe, in Anwendung der Befreiung No, 2.9.28. _ 

F 23. der Proceß⸗Ordnung, zuzubilligen ſei; daß jedoch 

dabei | 

b) der feftfeßende Richter dahin fehen folle, daß die von dem 
Sachwalter der andern Partei verfhuldete Fruftrirung nicht 
diefer Partei zur Laft bleibe, fondern in folchem Falle die ' 

Koften des verfäumten Termins von der Liquidation des 

Sachmalters abgezogen werde. | = 
Da dem Zuftizminifter die weiteren Verfügungen in Gemäßheit 
dieſer Allerhoͤchſten Beſtimmung überlaffen worden find, fo wird 
zur Befolgung derfelben Nachfolgendes feftgefegt: 

1. Im Allgemeinen bleibt es bei der Regel: Er 
das der Juſtiz /Commiſſar, außer dem für Abwartung der 
Inſtruction zu bewilligenden Honorar, für fruftrirte Ter; 
mine im Laufe einer Inſtanz Feine befondern Gebühren, we, 


\ 
\ 
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der von feinem Mandanten, noch von der Gegenpartei ver: 
langen kann. * 

2. Ausnahmen von dieſer Regel treten nur dann ein, wenn 

a) die Fruſtrirung eines Termins nicht ihm ſelbſt, ſondern 
einer Partei, oder dem Sachwalter des Gegners, zur 
Laſt fällt, und wenn zugleich 

b) in einem dieſer Fälle der betheiligte Juſtiz⸗Commiſſar 
bei Vorlegung der Acten zum Spruch der Gebühren für 
die fruftrirten Termine nach No. 5. Abfchnitt I. der Allg. 
Gebühren» Tare, unter Einreichung feiner Manual: Acten 
befonders liquidirt, zugleich darauf anträgt, den Betrag 
feiner Gebühren nad Maaßgabe der Beftimmungen un- 
ter No. 2. $. 23. Tit. 23. der Proceß »Drdnung derjenigen 
Partei, welche das Verſaͤumniß entweder ſelbſi oder durch 
ihren Sachwalter verſchuldet hat, im Erkenntniß befon 
ders zur Laſt zu legen, und der erfennende Richter darauf 
Nücdficht genommen hat. 

Hat der Juſtiz⸗Commiſſar diefe Anträge vor Abfaffung - 
des Erfenntniffes unterlaffen, fo fann fpäter darauf 
feine NRückficht genommen werden, eben fo wenig, wenn 
er feine Manuals Acten nicht eingereicht hat. 

3. Bei jedem dergleichen Antrage müffen die Manual⸗Acten des 
gegnerifhen Sachwalters von dem Gericht br. m. erfors 
dert, und dem erfennenden Richter zur Prüfung vorgelegt 
werden. | | 

4. Diefer hat nicht nur im Allgemeinen die Beſtimmungen des 
$. 23. Tit. 23, der Proceß Ordnung bei Abfaffung aller Er; 
Eenntniffe genau zu beachten, fondern auch insbefondere dann, 
wenn von einem Szuftiz: Commiffar in den Fällen unter 
No, 2. beſondere Anträge gemacht worden find, deren Zu: 
laͤſſigkeit an fih, ſowie die Schuld der Parteien dder deren 
Sachwalter, nach den Gerichts: und Manual» Acten forgfäls 
tig zu erwägen, und hiernach im Erkenntniß wegen Tras 
gung der Koften, fowohl in der Hauptfache, als bei den Ne: 
benpunften, die nöthigen Beſtimmungen zu treffen. 

5. Findet ſich dabei, daß nicht die andere Partei; fondern des 
ren Sachwalter die Fruſtrirung verfchulder habe, fo iſt zwar 
der Partei die Tragung diefer Nebenkoften in Erkenntniß 
zur Laſt zu legen; zugleich aber L darauf zu fehen, daß 
der Betrag bdiefer Koften von der ebüßen » Siquibation des 
ſchuldigen Juſtiz⸗Commiſſars abgezogen, und dadurch defr 
fen Machtgeber wieder entfchädige wird. l 

Liegt die Gebühren » Liquidation des fehuldigen Juſtiz « Commif: 

fars dem erfennenden Richter noch nicht vor, fo mug deren Ein—⸗ 

reichung * Abfaſſung des Erkenntniſſes in der — — 
vi * 2: 


J 
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veranlaßt, und dabei die Squn dos Juſtiz / Commiſſars ausge⸗ 
ſprochen werden. 

Das Koͤnigl. ꝛc. hat hiernach nicht nur ſelbſt zu verfahren, 
ſondern auch die Untergerichte und Juſtiz ⸗Commiſſarien ſeines 
Departements hiervon in Kenntniß zu ſetzen, und mit den erfor⸗ 
derlichen Anweiſungen zu verſehen. 

Zum Gebrauch bei dem Collegium folgen noch drei Exem⸗ 
plare dieſer Verfuͤgung, welche uͤbrigens kuͤnftig durch die Jahr⸗ 
buͤcher bekannt gemacht werden wird. 

—— den 10. April 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©. 516.) 


Abſchn. JI. No. 7. | 
6 te Seren der Briefe eines Juſtiz⸗ Commiſſarius 


Das Koͤnigl. Ober » Landesgericht erhält den, mittelſt Berichts 
vom 1.d. M. eingereichten, zwifchen dem Szuftiz + Commiffarius 


u N. und dem N. N. gefchloffenen Vertrag, 


wegen: Beförderung von Briefen ıc. gegen ein, dem N. N. 
von dem N. dafür zugebilligtes Botenlohn, 
hierneben zuruͤck. 
Dabei wird demſelben eröffnet, daß die Genehmigung eis 
nes Contracis, wodurch die Beförderung der Beftellungen eines 
Yuftiz: Commiffars auf Rechnung der Parteien geſchehen ſoll, 
ganz unzulaͤſſig iſt. Denn die Juſtiz⸗Commiſſarien tkoͤnnen für 
die Beſtellungen der Briefe ꝛc. in Proceßſachen keine Koſten an⸗ 
ſetzen. Auslagen, welche hierdurch entſtehen, find durch die Ges 
buͤhren pro cura inst. vergütigt. Diefes iſt, wie das Nefeript 
vom 23. März 1823 (Jahrb. Bd 21, ©, 238.) zeigt, immer als 
Grundſatz anerkannt. 
In Concurss und Liquidationsfachen ift durch das Nefeript 
vom 28. Juli 3828 (Jahrb. Bd. 32. ©. 104.) Beftimmung über 
die Vergütigung der dadurch entfiehenden Auslagen getroffen. 
Nach diefer Werfügung hat das Königl. Ober Landesge: 
richt fich zu achten, und die Juſtiz-Commiſſarien zur Verhütung 
folcher Verträge, wie der Juſtiz  Commiflarius N. vorgelegt hat, 
darauf zu vermweifen. 
- Berlin, den 29, October 1830. (v. K. S Bd. 36. © 360.) 


%b h.1. No, T. 

Ihn. —— oe rihren, der Yufigs Commiſſarien für die Inſinua · 
Der Juſtiz ⸗ Commiſſarius N. N. zu N. hat ſich unterm 

17. v. M. darüber befchwert, dag das dafige Land⸗ und Stadt; 

gericht und das Königl. Ober » Landesgericht ihm für die durch ex⸗ 

preffe Boten bewirkte Beſorgung von Briefen an — Par: 
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teien nad) Orten, wohin feine Poft geht, die für jeden Brief mie - 


1 Sgr. liquidirte Vergätigung bei Feſtſetzung der Koften zuzubil 
ligen fid) weigern. Das Juſtiz⸗Miniſterium finder die Befchwers 
de gegründet. Das Refeript vom 29. October 1830 (Sahrb. 
Bd. 36. ©. 360.), auf welches das Land: und Stadtgericht zu 
N. feine Weigerung gründet, bezieht fih blos auf Beftellungen 
von Briefen an Orten, wo der Juſtiz » Commiffarius wohnt; in 
Anfehung der Beforgung von Briefen an auswärtige Parteien 
verbleibt es daher bei der Beftimmung der Einleitung zur Gebühs 
rensTare für die Suftizs Commiffarien $. 3., wodurch die Liquis 
dation des Botenlohns neben den Gebühren ausdrücklich für zus 
laͤſſig erklärt worden if. Die Einrichtung, nad Orten, die 
feine-Doftverbindung haben, die Briefe an die Parteien durd) 
befondere Boten zu befördern, ift, da nur hierdurch auf eine zus 
verläffige Weiſe die erforderlichen Nachrichten den Parteien mit, 
getheilt und von ihnen eingezogen werden koͤnnen, ganz zweckmaͤ⸗ 
fig, wenn mehrere Briefe zufammen durch Einen Boten auf ges 
meinfhaftliche Koften verfandt werden. Dieſe Koften follen zwar, 
fireng genommen, auf die verſchiedenen, Betheiligten verhältnißs 
mäßig repartirt werden; bei den Schwierigkeiten, welche eine 
folhe Repartition hat, iſt indeffen dagegen nichts zu erinnern, 
wenn einem jeden Berheiligten ein Paufchquantum in Rechnung 
geftellt wird. | | 

Dasjenige, was der N. N. fiquidirt, erfcheint ganz anges 
mefien, da es den geringften, bei dem Land» Porto ftattfindens 
den Satz (von 1 Sgr.) nicht überfteigt. Das Bedenken des 
König. Ober sLandesgerichts, daß das Umpherfenden der Briefe 
durch einen Boten dem Poft + Sintereffe zuwiderlaufe, iſt nicht bes 
gründet, da bei Verfendungen nach Orten, wohin feine Poft 
geht, der Poſtzwang nicht eintrittz auch ift es nach $. 148, 
Tit. 15, Th. II. des A. L. R. nur verboten, fremde Briefe einem 
Erpreffen zur Beftellung mitzugeben; eigene Briefe an.mehrere 
Merfonen einem Erprefien zur Beförderung aufjutragen, ift dem 
Adfender unverwehrt. Das Collegium hat hiernac) das Weitere 
zur Abhuͤlfe der Befchwerde des Zzuftiz » Commiffarius N. N. zu 
veranlaffen. | 


Berlin, den 21. Novbr. 1831. (v. 8. J. Bd. 38. S. 396.) 


[ 


Abſchn. 1. No. 7. Liquidation der Juſtij ⸗ Commiſſarien für Botenlohn 


und Beſtellungsgebuͤhren. 


Der Juſtizminiſter eroͤffnet Ihnen auf die verfchiederien Aus - 


fragen in Ihrer Vorftellung vom 24. Juni d. J. Folgendes: 
Ssuftiz » Commiffarien koͤnnen feinesweges für befugt erachtet 
werden, die den Gerichten vorgefchriebenen Gebühren » Taren für 


fih zur Anwendung zu bringen, und demgemaͤß für jeden beſtell⸗ 
22 * 
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ten Brief an Orte, wohin fein Poftenlauf geht, oder bei wel: 
chem fonft die Beforgung durch befondere Boten nothwendig fein 
dürfte, das Botenlohn mit 7 Ser. 6 Pf. für jede Deeite der Par: 
tei in Anſatz zu bringen. | 
Nah 6. 3. der Einleitung zur Allg. Gebühren Tare für 
ig können diefelben, außer den beftimmten 
ebühren nur die baaren Auslagen für Botenlohn fordern, mit: 
hin von den Parteien nur dasjenige wieder verlangen, was fie 
für Beſorgung der Briefe felbft bezahlt haben. Es muß mithin 
in jedem einzelnen Falle die wirkliche Verwendung der angeblichen, 
baaren Auslage des Botenlohns nachgewiefen werden, und es läßt 
fi vermuthen, daß das gewöhnliche Botenlohn in der Gegend 
von Lauenburg nicht 7 Sgr. 6 Pf. für die Meile, fondern gewiß 
weniger beträgt. Auf die einzelne Partei fann auch, ‚wenn der 
Bote auf derfelben Reife mehrere Briefe beforgt, nur ein verhält: 
nigmäßiger Theil des gezahlten Botenlohns repartirt werden. 


Befondere Beftellgebühren, können außer dem Boten: 
lohn für Beforgung deg Briefe an auswärtige Parteien, nicht 
liquidire werden. und find überhaupt nur ausnahmsweiſe in Con: 
cards und Liquidationss Procekfachen nachgelaffen worden, wie 
aus den Reſcripten vom 23. März 1823. (Jahrb. Bd. 21. 
S. 288.), vom 28. Juli 1828 (ibid. Bd. 32, S. 104.) und vom 
29. October 1830, (ibid. Bd. 36, ©. 361.) hervorgeht. Mol: 
len Sie für den Behändigungsfchein Copialien liquidiren, fo find 
dies feine Beftellungs-fondern Schreibgebühren, die jedoch nicht 
befonders in Anfaß gebracht werden können, da ſchon für das 
Schreiben felbft 2 Sgr. 6 Pf. an Eopialien bewilliget werden, 
Das von Ihnen in Bezug genommene Reſcript vom 21. Novbr. 
1831 (Jahrb. Bd. 38. S. 396.) wird dabei von ihnen völlig 
mißverftanden. In demfelben wird blos genehmigt, daß ein 
Juſtiz-Commiſſar, welcher durch erpreffe Boten mehrere Briefe 
auf einmal beforgen läßt, ftatt des jedesmal nach Werhäftniß der 
Zahl und der. Entfernung der Betheiligten zu repartirenden Bo⸗ 
tenlohns für jeden Brief ein Paufchquantum von 1 Ser. als Bo: 
tenlohn liquidiren darf. Wollen Sie nach diefem Neferipte ver: 
fahren, und fünftig ohne Nückfiht auf die Entfernung für je: 
den durch befondere Boten auswärts beforgten Brief nur 1 Sgr. 
an Botenlohn: Vergätigung der Partei in Anrechnung ftellen, fo 
till der Zuftizminifter Ihnen dies geftatten. Daß es Ihnen übers. 
haupt unbenommen bleibt, Ihre Briefe durch befondere Boten zu 
beforgen, geht aus dem A. L. R. Ip. Il. Tie. 15, $. 147. und 
der Verordnung vom 12. Juni 1804 No. 4. (Rabe’s Sammlung 
Bd. 8. S. 79.) hervor. | 


Berlin, den 31. Juli 1832. (v. K. J. Bd. 40. ©. 215.) 
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Abfchn. 1. No. T. (der n " ‚ 
Dranuals Acten der ER ia Be getendecket dee 


Auf die Vorſtellung vom 25. v. M. wird Ihnen zur Reſo⸗ 


lution ertheilt, daß weder Gebühren für den Actendeckel der Ma- 


nual⸗Acten, noch Heftgelder paſſiten koͤnnen. Alle dieſe ins Klein— 


liche gehende Forderungen der Juſtiz -Commiſſarien hat die Spor⸗ 


teltare durch den Satz „pro cura instantiae” befeitigt. 
. Berlin, den 10. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. &. 354.) 


An P : 
den Herrn Yuftiz » Commiffarius 
R. zu 3. 


Abſchn. J. No. J. Allgemeine Bewilligung der Gebühren pro cura 
instantiae auch ohne Nachweis der Correſpondenz. j 

Der Zuftiz: Commiffarius K. zu. J. hat fih durch die an 
denfelben am erften Mai diefes jahres erlaffene Verfügung, we; 
gen Zufäffigkeit der Gebühren pro cura iostanliae, veranlaßt 
gefunden, bei dem Suftizminifter zu bitten, den Juſtiz /Commiſ—⸗ 
farien der Eleinen Städte, in Proceffen, die Gebühren pro cura 
instantiae auch dann zu bewilligen, wenn ihre Mandanten am 

Orte wohnen. | —— 
Nach der Verfuͤgung vom J. Mai d. J. ſcheint das Koͤnigl. 

Dber » Landesgericht anzunehmen: 

—daaß die Gebühren pro cura instantiae an ſich nur zuläffig 
feien, wenn die Partei nicht am Wohnort des Mandatars 
wohnt, und, daß bei den Suftiz: Commiffarien in großen 
Städten dergleichen Gebühren, feldft bei der Anweſenheit 
der Partei, nur um deßhalb zugebilliget würden, weil in 
Städten, wie Berlin, Breslau und Königsberg, in der Ne; 
gel eine wirkliche Correfpondenz mit der Partei Statt fin: 
den muͤſſe, was in kleinen Städten nicht der Fall fei. 

Diefer Anfiht kann der Juſtizminiſter nicht beitreten, da fie 

fih durch die Beftimmungen.der Allg. Gebühren, Tare für Zus 

ftiz » Commiffarien nicht rechtfertigen läßt. Es kann nicht ange; 
nommen werden, daß durch die Beftimmung der Gebühren » Tare 

Abfchnitt I. No. 7. die Anfesung der Gebühren pro cura in- 

Stantiae lediglich auf den Fall, wenn die Partei an einem ans 


dern Orte neo. als den der Juſtiz-Commiſſar zum Wohnſitz 


hat, zu befchränten, beabfichtigt worden ift. Denn eines Thells 
kann die Abwefenheit der Partei auch in dem Falle eintreten, 
wenn diefelbe mit dem Zuftiz: Commiffar an einem Orte wohnt, 
andern Theils find die der Gebühren: Tareram angeführten Orte 
bemerkten Fälle, in welchen die Gebühren pro cura instantiae 
Statt finden follen, wie das beigefügte u. f. 1. bedeutet, nur bei: 
ſpielsweiſe angeführt. | 


— 


+ 


342 Gebühren Tape für Juſt.Commiſſ. Abſchn. 1. No. 7: 9. 


Es kann daher der Anſatz für Gebühren pro cura instan- 
tiae in allen den Fällen nachgelaffen werden, in weichen anzus _ 
nehmen ift, daß der Juſtiz⸗Commiſſar  Gefchäfte gehabt bat, 
für welche diefe Gebühr bewilligt werden kann. 

Um jedoch weitläuftige Erörterungen über die Zufäffigkeit 

dieſer Gebühr in einzelnen Fällen möglicht zu vermeiden, will der 
Juſtizminiſter mit Näckficht darauf, daß die Juſtiz-Commiſſare 
in der Regel bei allen Proceffen verfchiedene Gefchäfte beforgen, 
welche weder durch die informations, und nftructionsgebühs 
ren, noch dutch fpecielle Gebührenfäge vergütigt, im Allgemeinen 
für die Zukunft beftimmen: dag Er 

a) der Anfag von Gebühren pro cura instantias bei allen 
Proceffen, welche nicht durch ein Contumacial⸗Erkenntniß 
oder eine Agnitions «Refolution entfchieden worden, und zwar 
fowohl in der erſten als zweiten und dritten Inſtanz, ohne 
befondern Nachweis, ob eine befondere Correfpondenz zwis 
fhen dem Juſtiz⸗Commiſſar und der Partei Statt gefuns 
den hat, und ohne Nüdfiche darauf, ob die Partei am 

Wohnort des Mandatars fi aufhält, oder abwefend ift, 

den ZYuftiz» Commiffarien bei den Ober; und Untergerichten 

in großen und kleinen Städten zu verftatten; daß dagegen 
b) die Gebühren pro cura instantiae in den Fällen, wo ein 

Contumacial » Erkenntniß oder eine Agnitiong  Refolutionabs 

gefaßt worden ift, in der Regel nicht angefegt werden büfen, 

Sollten aber die Mandatarien in einzelnen Fällen den Nach: 

. weis führen können und wollen, daß fie auch in diefen Sa, 
hen Anſpruch auf befondere Gebühren pro cura instantiae 
haben, fo bleibt der Beurtheilung der Gerichtsbehörden über; 
laſſen, nad) Befinden der Umftände auch, in diefen Sachen 
jene Gebühren befonders zu. bemwilligen. 

Hiernach hat das Koͤnigl. Ober » Landesgericht den Juſtiz⸗Com— 
miffarius K. anderweit zu befcheiden und die Untergerichte des 
Departements mit den nöthigen Anweiſungen zu verfehen, und 

ſelbſt darnach zu verfahren. Ä 

Berlin, den 5. Septber. 1832. (v.8. J. Bd. 40. ©, 218.) 


Abſchn. 1. No. 9. g. 


der Urseld-Yubficarion. — der Auftiz · Eommiffarien für die Anhörung 


| Das Juſtiz⸗Miniſterium ift mit der von dem Königl: Ober s 
‚Landesgericht im Betreff vom 12, d. M. geäuferten Meinung 
bahin einverfianden, daß die Gebühren : Tare für die Juſtiz⸗ 
Commiſſarien, wenn ſie im Abſchn. J. No. 9. den bei Unterge⸗ 
richten angeſtellten Juſtiz⸗Commiſſarien fuͤr die Anhoͤrung der 
Urtels/Publication nichts paſſiren läßt, von. der Vorausſetzung 
ausgeht, daß dieſelben den ganzen Proceß betrieben haben, und 
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durch die Äbrigen Gebühren für die Abwartung des Publications 
Termines mit entfchädigt worden. | Bo 
Die gedachte Beftimmung ift daher auf den Fall, mo ber 
Suftiz:Commiffarius für eine abwefende Partei nur Behufs der 
Urteld - Publication zum Bevollmächtigten vom Gerichte angeord: 
net worden, nicht. anwendbar, und ed wird genehmigt, daß in 
einem folchen Falle dem Juſtiz-⸗Commiſſarius die in der Esebuͤh⸗ 
ren-Taxe Abſchnitt J. No. 5. b. und c. beſtimmten Gebühren zus 
gebilligt werden. | = 
Berlin, den 25. Zuli 1831. (v. 8. 3. Bd. 38. ©. 131.) 


Abſchn. 1. N. 17. 20. | un 
Kr er Geväßren ber Yufiz« Commiſſarien far * 

Ihre Beſchwerde vom 10. d. De. in der. Proceßſache des 
Kaufmanns 2. wider die verwittwete Ober Amtmann G., bes 
ven Original: Anlage zurück erfolgt, ift nicht begründet, 

Daß nicht der LIT. fondern der I. Abſchnitt der Gebühren: 
Zare für die Juſtiz-Commiſſarien bei dem Anſatz der Gebühren 
für die in der Erecutions » Inftanz vorfommenden Gefchäfte eines 
\ Zuftiz» Commifjars zur Anwendung kommen muß, iſt unbe 

denklich. | a. ee, 

Die 69. 28. 29. Tit. 7. Th. III. der Allg. Gerichts, DOrdnung,, - 
welche Sie für fich anwenden wollen, koͤnnen überhaupt niemals 
entfcheiden, welche Gebühren von Seiten ber Suftiz  Commiffas' 
rien fiquidirt werden koͤnnen, ba hierbei nur allein die Gebühren ; 
Taxe zur Richtſchnur dienen kann. 5 = 

Aus jenen $$. geht aber auch nur hervor, daß der Geſetz⸗ 
geber einen Unterfchied zwiſchen den Sefchäften eines Juſtiz⸗Com⸗ 
miffars, in fo weit fie die Führung eines Proceffes oder andere 
rechtliche Gefchäfte betreffen, hat machen wollen. - 

- Nur in diefer Beziehung wird im $. 29. a. a. D. ber Bes 
trieb der Execution eines ohne Zuziehung eines Mandatars ges 
führten Rechtsſtreits zu den nicht progefiualifchen Geſchaͤften ges 
rechnet. | 

Die Allg. Gebühren Tare für Juſtiz-Commiſſarien unter: 
ſcheidet dagegen hinfichts der Gebühren eines Juſtiz⸗Commiſſars 
folgende Hauptklaſſen der Geſchaͤfte: 

1) Eivilproceffe, Abſchnitt I. 2 ; 

2) Eoncurds und Liquidationsproceffe, Abfchnitt IT. 

3) Geſchaͤfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit und andere aus 

Gergerichtliche und Commiſſionsgeſchaͤfte, Abſchnitt FU. | 
Daß der Betrieb einer Erecution an fi und befonders wenn 
der Procep vom Juſtiz⸗ Commiffarins geführt worden, nicht zu 
den im ILL. Abſchnitt abgehandelten Geſchaͤften gehört, bedarf 


! 
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feiner Ausführung; daß aber die Gebühren für dergleichen Ge 
fhäfte nach Abſchnitt 1. anzufegen find, geht nicht nur aus einem 
Vergleich der gerichtlihen Sporteltaren, fondern auch aus der 
> hiermit Abereinftimmenden Gebühren: Tare für Juſtiz-Commiſ— 
ſarien hervor, da in diefer unter No. 17, Abfchnitt I. die Gebuͤh— 
ven für Erecutionsgefuche erwähnt werden und. unter No. 20. be: 
fimme wird, welche Gebühren für nothwendige Anzeigen oder 
a nah völlig beendigtem Proceſſe liquidirt werden 
dürfen. 
Es wird dabei fein Gebührenfag für die in der Executions⸗ 
Inſtanz an den Machtgeber gefchriebenen Briefe beftimmt, woraus 
gefolgert werden muß, daß für diefe Briefe über den Betrieb 
ber Sache eben fo wenig, als für die im Laufe der Inſtruction 

an den Machtgeber gefchriebenen Briefe befondere Gebühren ger 
fordert werden follen. | 
No. 7. Abfchnitt I. der Allg. Gebühren : Tare. 


Hierbei muß es bis zur, Nevifion der Allg. Gebühren: Tare 
verbleiben. | 
Es ift daher gegen die Verfügungen des Landgerichts zu ©. 

und des Ober ; Appellationsgerichts zu 4* resp. vom 12 Novbr. 
‚ und 4. Dechr. c., fo weit folche die Gebuͤhren für dergleichen 

Schreiben an den Machtgeber für unzuläflig erachten, nichts zu 
erinnern. | | 

Berlin, den 27. Decbr. 1832. (v. 8. J. Bd. 40. ©. 537.) 


Abſchn. 1. Ro. 18. Schreibgebäpren für die Ausfällung der Bolmacht. 


Die in Shrer gemeinfchaftlihen Eingabe vom 9. d. M. 
vorgetragene Beſchwerde, wegen nicht bemilligter Gebühren für 
die Ausfüllung einer Vollmacht in Sachen unter 20 Rthlr., fins 
det der Syuftizminifter nicht gerechtfertiget, vielmehr die Verfuͤ⸗ 
gung des Königl. Dber — zu Paderborn vom 
29. November v. J. geſetzlich begruͤndet. 

Die Beſtimmung der Allg. Gebuͤhren-Taxe für die Juſtiz- 
Commiffarien von 1815 Abſchnitt I. No. 18., daß bei Objerten 
der 3. 4. und 5. Eolonne der Gebühren: Tare für das Ausfüls 
len der Vollmacht 4 gGr. angefegt werden dürfen, ift nicht aus 
dem dabei in Bezug genommenen Reſcripte vom 15. Auguft 1796, 
_ fondern aus dem Referipte vom 6. Auguft 1806 (Rabe s Samm⸗ 
lung Bd. 8. ©. 649.) entnommen. Sn diefem ift wörtlich ans 
geordnet worden, | | 

daß ein Zuftiz« Commiffarius, jedoch nur in der dritten und 

‚in den folgenden Colonnen der Sporteltare vom 17. Auguft 

1787, für Ausfüllung einer Vollmacht 4 gGre, in den et: 

ften beiden Kolonnen aber gar nichts liquidiren fan. - 
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‚Hieraus geht hervor, daß für. das Gefchäft des Ausfüllens 
der Vollmacht, uͤberhaupt nur in den hoͤchſten drei Colonnen 
der Sup von 4 g&r. zuläffig iſt, außer diefem Satz aber we⸗ 
der in den hoͤchſten drei Colonnen, noch in den erſten beiden, der 
Anſatz von Schreibgebuͤhren Statt finden kann. — Schreibge⸗ 
buͤhren, welche allerdings als baare Auslagen neben den Gebühr 
venfägen gefordert werden fönnen, find nur dann zuläffig, wenn 
eine, Reinſchrift der Arbeit des Juſtiz-Commiſſarii oder eine 
Abſchrift im Intereſſe der Partei gefertiget worden iſt. Bei 
der Ausfuͤllung der Vollmacht findet aber weder eine Reinſchrift 
noch eine Abſchrift Statt, ſondern das Ausfüllen der Vollmacht 
durch den Juſtiz⸗ Commif arius felbft ift das Geſchaͤft, wofür 
der Anfaß von 4 gGr. in den höheren Colonnen der Gebühren - 
Taxe geftattet wird. 

Die Gebühren für diefes Geſchaͤft bei geringern Gegenftäns 
ben, find fhon in dem Paufchquantum, oder in den Gebühren 
pro cura, begriffen. 

Der Umftand, dag Sie die Proceß ⸗Vollmachtsformulare 
nicht blos ausfuͤllen, ſondern vollſtaͤndig ſchreiben oder abdrucken 
laͤſſen, kann hierin keine Abaͤnderung bewirken. Die ausgefuͤllte 
Proceß⸗ Vollmacht kann immer nicht als eine Reinſ ch rif t 
oder Abſchrift angeſehen werden. 

Berlin, den 30. Auguſt 1832. (v. K. J. Bd. 40. ©. ar) 


n. 1. Ro. 
word ar — 22. Mandatatlen «Gebühren bei Vrocel · Dbjesten un⸗ 
Auf Ihre Anfrage in der Vorftellung vom 2. April c. , 
wegen Feſtſetzung der Mandatariens Gebühren bei Objecten 
unter 20 Rthlr., 
wird Ihnen hiermit zur Reſolution ertheilt, daß bei Objecten ums 
ter 20 Rthlr., wo ein Pauſchquantum ſtatt der Gebühren bes 
willige wird, 10 Sgr. das. Mindefte ift, was den Juſtiz⸗Com⸗ 
miſſarien feftgefeßt werden muß. | 
Berlin, den 24. Mai 1831. (v. 8. 5 Db..37. ©. 388.) 


Abſchn. 1. Allg. Anmerkung No. 2: q n wiefern Yuftizs Commife 


farien betechtigt find, Ihre Gebuͤhren und PR vom Gegentheil ihrer 
Mandanten einzuziehen? _ 


Wenn ed au früher allerdings ald Kegel gelten konnte, 
daß Anwälte ihre Gebühren und Auslagen nur von ihrer Par 
tei, nicht aber unmittelbar von dem in die Koften verurtheilten 
Gegner zu fordern berechtigt waren, fo ändert fich die Lage der 
‚Sache doc), nachdem das Geſetz vom 4. Juli 1822 einem Glaͤu⸗ 
biger geftattet hat, ſich Forderungen feines Schuldners zur Ein: 
ziehung anmweifen, oder förmlich übereignen zu faffen. Macht dar 
her jegt ein Juſtiz / Commiſſarius in Betreff feiner Gebühren, 


V 


— 
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die der Gegner feiner Partei ihm zu erftatten verbunden iſt, einen 


auf das gedachte Geſetz gegründeten Antrag, und ift dabei nicht 


von folhen Ertrajudicialien die Mede, wegen welcher noch Ein: 
wendungen der Gegenpartei möglich find, und die ihr Daher erft 


‚ad ınonendum communicirt werden muͤſſen; fo fann, wie Ih— 


‚ nen auf die Anfrage vom 17. Decbr. pr. eröffnet wird, einem 
- folhen Antrage unbedenklich Statt gegeben werden. Allerdings 


— 


ſetzt dies aber auch voraus, daß der Antrag innerhalb einer eins 


jährigen Frift gemacht werde, während welcher die Erecution aus - 


dem Erkenntniſſe uͤberhaupt nur zuläffig iſt. Spätere Anträge 
koͤnnen zwar eine Anmeifung oder Webereignung der Forderung 
zur Folge haben; um jedoch zur Execution zu gelangen, muß von 
Neuem geklagt werden. 

Hiernach ift auch im vorliegenden Falle zu verfahren, und 


der Juſtiz⸗Commiſſarius N. N. zu bedeuten, daß auf eine nicht 


beglaubigte und von einer nicht fegitimirten Erbin ausgeftellte 
Ceſſion nach Ablauf der einjährigen Frift vom Tage der Rechts⸗ 
kraft des Erfenntniffes die Execution wegen feiner Gebühren nicht 
verfügt werden könne. 

— ‚ den 17. Febr. 1831. (v. K. J. Bd. 37. S. 98.) 


n — 
den Stadtgerichts⸗Director Herrn Reuter 
zu Tilfe. 


Abfchn. 1. Allg. Anmerk. No. 2. Befugnis, die für einen zweiten 


Zußia s Commntffarine verwendeten Mandatarien » Gebühren erftatter zu ver» 
angen. 


Dem Koͤnigl. Ober » Kandesgerichte wird bei Ruͤckſendung der 
mittelft Berichts vom 19. v. M. eingereichten Acten hiermit bes 
kannt gemacht, daß der Sufkizminifter die Befchwerde des Gra⸗ 
feng v. B. in der Poffefforienfache des Mrühlenmeifters B. nicht 
unbegründet findet. - Zr 

Das Collegium erachtet den Gegenftand des Proceffes ſelbſt 
für unbedeutend, und hat deshalb ſowohl die gerichtlichen Koften 
als die Gebühren der Sachwalter nur nach .der erften Colonne 
der Gebühren: Tare in Anfaß bringen laffen. Bei Objesten der ers 


ſten, zweiten oder dritten Kolonne der Allg. Gebühren » Tare kann 


aber eine Partei von dem Gegner nur dann die Erftattung der 
Gebühren und Auslagen ihrer Mandatarien verlangen, wenn fie 
genöthigt gemefen ift, fih eines Juſtiz⸗-Commiſſarius zu ihrer 
Vertretung zu bedienen, und diefe Nothwendigkeit gehörig anges 


wieſen hat. 


Anmerk. 2. zu Abfchn. I. der Allg. Gebühren Tare für Zus 
ſtiz / Commiffarien. Mefer. vom IL. Auguft 1836. (Jahrb. 
Bd.28. ©.95) | j 
Im vorliegenden Falle hat fich der Muͤhlenmeiſter B. nicht nur 
eines Juſtiz⸗Commiſſarius zur Führung des: Proceffes „bei dem 


- 
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Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte, ſondern auch noch eines zweiten 
Juſtiz⸗-Commiſſarius zur Führung der Correſpondenz mit dem 
Zuftiz » Commiffarius in Frankfurt und zur Wahrnehmung‘feiner 
Gerechtſame bei Gelegenheit der an Drt und Stelle ftattgefunde: 
nen Verhandlungen bedient. I 


Wenn fih auch, ohne nähern Beweis zu fordern, anneh⸗ 


men läßt, daß die Beftellung eines Zuftig-Commiffar in Frank; 
furt nothwendig geweſen fei, indem defien Gebühren jedenfalls 
weniger betragen, als die Koften, welche durch die Reifen des 
Müplenmeifters B. entftanden fein würden, wenn diefer zu den 
Terminen in Frankfurt felbft erfchienen wäre, — ſo ift es doch 
eben fo unbedenklih, daß er die theilweife Erftattung der an den 
zweiten Juſtiz-Commiſſarius gezahlten Gebühren und Auslagen 
vom Gegner nicht verlangen fann, wenn auch diefem nach dem 
Erkenntniſſe 2/3 der Procepkoften zur Laft gelegt worden find, 
Denn hinfihts diefer außergetichtlichen Koften kann er den Nachs 
weis der Nothwendigkeit nicht_führen. So wenig er berechtigt 
gewefen fein würde, fich zum Nachtheil feines Gegners bei einem 


Object nad) der erften Colonne der Allg; Gebühren + Tare eines 


Juſtiz ⸗Commiſſarius zu bedienen, wenn der Proceß überhaupt an 
feinem Wohnorte geführt worden wäre, eben fo wenig Kann er bei 
einem dergleichen Proceſſe einen Erfag derjenigen Koften verlan— 
gen, die ihm durch Annahme eines Zuftiz « Commiffar Behufs 
der Correfpondenz mit feinem auswärtigen Mandatar, und Be; 
hufs der Affiftenz in den Local» Terminen erwachfen find. Der 
Kläger kann fchreiben, ift daher jedenfalls im Stande gemwefen, 
die dem Juſtiz-Commiſſar in Frankfurt nöthige information 
nach deffen Anweijungen zu‘ ertheilen, und die Local» Termine 
ohne Zugiehung eines Rechtsbeiftandes abzuwarten. Kat er fich 
dennod) eines zweiten Juſtiz « Commiffar bedient, fo kann man 
nur annehmen, daß er dies zur feiner Bequemlichkeit gerhan habe, 
wofür vom Gegner, mit Rüdficht auf den Gegenftand des Pros 

ceffes, nichts zu erftatten ift, ' 
Das Königl. Ober » Landesgericht. hat daher die Liquidationen 


der außergerichtlichen Koften des Klägers anderweit genau zu pruͤ 


fen, nad) den vorftehenden Grundfägen feftzufegen, und die Par; 
teien darnach zu befcheiden. " Ä 
Berlin, den 5. März 1833. (0.8.5. Bd. 41. ©. 255.) 


Abſchn. 2. zur Einleitung. 
Gebühren des Gontradictord und Berechnung des Ylctivmaff: 
Auf den Bericht vom 1. d. M., | 


betreffend die Feftfegung der Gebühren des Juſtiz⸗Commiſ⸗ 


ſarius A. als Contradictor A. in der B'ſchen erbſchaftlichen 
Liquidationsſache, 
wird dem Koͤnigl. Stadtgerichte Folgendes eroͤffnet: 


Beſtimmung der Koſten⸗Colonne für die 
* | 
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Nach $. 371, des Anhangs zur A. G. O., welcher aus $. J. 
Abſchn. ILL. der Verordnung vom 3. Mai 1804 entnommen, und 
nad) den allgemeinen Srundfägen in Abfchn. III. der Allg. Ges 
‚bühren » Tare, foll bei Beftimmung der Sportelfäge der Communs 
koſten — wohin die Gebühren des Curators und Contradictorg 
gehören — die Activmafle zum Grunde gelegt werden, mie ſolche 
nach $. 108. Tit. 50. Th. I. der A. G. D. zu berechnen ift. 


In diefer Gefegftelle ift allerdings nicht gefagt, daß bei der 
Activmaſſe die inerigiblen Forderungen nicht mit zur Berechnung 
fommen follen: dies folgt jedoch von felbft aus der Natur der 
Sache; denn jedes inexigible Activum kann nur als ein eingebil- 
deter, nicht aber als ein wirklicher Vermoͤgenszuwachs angeſehen 
werden, daher auch ein ſolches Activum vor der Linie im In— 
ventario bemerkt zu werden pflegt. 


Dies iſt auch den Vorſchriften der $$. 222 und 554. Tit. 20. 
| Th. T. und $. 51. Tit. 5. TH. 1. der A. G. O. voͤllig angemeſſen. 
Es können mithin auch bei Beftimmung der Colonne, nach wels 
cher die Communkoſten angefegt werden follen, dergleichen inexi⸗ 
gible Activa nicht zur Activmaſſe gerechnet werden. 


Im vorliegenden Falle laͤßt ſich jedoch keinesweges behaupten, 
daß das Hyvotheken-Capital von 500 Rthlr. ſchon bei Eroͤffnung 
des erbſchaftlichen Liquidations⸗Proceſſes als ein inexigibles Acti— 
vum zu betrachten geweſen, da dies in der Regel von Hypotheken⸗ 
Capitalien, wenigftens vor beendigter Subpaftation des verpfäns 
beten Grundſtuͤcks, nicht anzunehmen iſt. Erſt der erfolgte Zus 
fhlag des Grundftäds Hat die Ucberzeugung gewährt, daR das 
. Hypotheken » Capital von 500 Rihlr. ausfalle und in die Reihe 
der inerigiblen Forderungen trete, da 2 der Perfonal: Schulds 
ner durchaus verarmt iſt. 


Bis dahin ift es alfo bei Berechnung der Activmaffe und bei 
der davon abhängigen Beftimmung der Koften-Colonne zur Ber 
rechnung zu ziehen, fpäter aber wegzufaffen. 


Ueberhaupt muß bei der Feſtſtellung der Koſten des Contra⸗ 
dictors genau gepruͤft werden, ob die Geſchaͤfte deſſelben, fuͤr 
welche die Gebuͤhren liquidirt werden, die ganze Maſſe oder nur 
einzelne Objecte derſelben betreffen. Hinſichts der letzteren giebt das 
Object ſelbſt die Beſtimmung der Koſten-Colonne. 


Hiernach iſt die Gebühren » Liquidation des Juſtiz ⸗/Commiſ⸗ 
ſarius A. nochmals zu pruͤfen und feſtzuſetzen. 
Berlin, den 22. Juni 1832. 
G. K. J. ©. 39, ©. 


* * 
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Abſchn. 2. No. 3. 24. Pichtarionds Termindgebähren der‘ C meurds Eur 
ratoren bei der gemeinſchaftlichen Subhaftarion mehrerer Realitaͤten. 


A. 
Das Dber > Bandesgericht zu Münfter berichtet gehorfamft, 
den Gebührenfag der Eurasoren i in ee bes 
treffend. 

Es liegt bei und der Fall vor, daß in einem Concurſe circa 
52 theild Eleinere, theils größere Realitäten zur Erfparung der 
Koften mittelft eines einzigen Subhaftationd - Patents zum Ver: 
faufe ausgefeßt fi fi nd. In dem legtern Bietungstermine wurden 
fammtliche Realitäten verkauft, jedoch über die einzelnen Reali⸗ 

täten Special » Licitationd ⸗Protokolle aufgenommen. 

Der Eurator liquidirt nun zu jeden einzelnen Licitations⸗Pro⸗ 
tokolle nach der Hoͤhe der einzelnen Maſſen den vollen Gebuͤhren⸗ 
ſatz, und ein Theil des Collegii iſt der Meinung, daß ihm ſolcher 
auf den Grund der Gebuͤhren-Taxe für Suftiz s Commiffarien 
Abfchn. 2. No. 3, zugebilligt werden muͤſſe. Der andere Theil 
des Eollegii hegt dagegen die Anficht, daB nad) Analogie der Ber 
ftimmMung der Tare J. c. No. 24, nur ein erhöhter Gebuͤhrenſatz 
für einen Termin nad) ber hoͤchſten Colonne Statt finden koͤnne, 
und eine gleiche Anſicht haben wir ſchon fruͤher bei Feſtſetzung der 
Terminsgebühren für die Salariencaſſe befolgt. 

Bei dieſem Conflict der Meinungen erlauben wir und, Ew. 
Excellenz um gnaͤdige Vorbeſcheidung zu bitten. 


Muͤnſter, den 8. Septbr. 1832. on 
| Das Dber : Landesgericht. 
(Unterfchriften.) 


Dem Rönigl. Dber — — wird auf den Bericht vom 
8. v. M. eroͤffnet, daß in den eis wo in einem Concurſe meh: 
rere Realitäten zur Erfparung der Koften mittelft eines einzigen 
Subhaftationd Patents zum Verkaufe ausgeſetzt werden, in dem 
legten Bietungstermin aber über jede einzelne Realität ein befon- 
deres Licitations » Protofoll aufgenommen wird, dem Concurs- 
Eurator die Termins⸗ « Gebühren nicht zu jedem einzelnen. Licita: 
tions » Protofolle, fondern nur ein Mal, und zwar nad) dem höch: 
ften Sage der betreffenden Colonne der Gebühren » Tape bewillis 
get werden fönnen. 
Berlin, der 8. Octbr. 1832, (v. 8. J. 85.40. ©. 212.) . 


Abſchn. 2. No. 6. Gebühren der Nachlaß⸗Euratoten. 


Sn der abfchriftlich hier beigefügten Vorftellung vom 10. d. M. 
beſchwert ſich ‚der Juftiz Commiſſarius DM. zu Breslau über die 
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erfolgte Ermäßigung feiner als Curator des Probft S'ſchen Nach: 


laſſes liquidirten Gebühren in Sachen wider den Kanzler D. 


- Dem Königl. Ober » Landesgericht wird eröffnet, daß der 
Suftizminifter der Anficht des. Collegiums nicht. beitreten kann, 


nach welcher einem Nachlaß: Curator mit Ruͤckſicht auf die Bes 


ftimmungen des $. 137, des Anhanges zur A. G. O. nur baare 
Auslagen und für fchriftliche Auffäge ein Honorar feftgefegt, die 
&äße pro informatione und pro cura instantiae aber nicht bes 


willigt werden könnten. | 


Der $. 137. des Anhangs zur A. G.O. findet nad) feiner 
beftimmten Faffung nur auf Juſtiz » Commiffarien Anwendung, 
welche als Vormuͤnder eines Pflegebefohlenen Procefie führen, 
und in diefer Qualität eben fo wenig, als bei den Proceffen in 
ihren eignen Angelegenheiten, Informations s und Inſtructions⸗ 
gebühren fordern koͤnnen, da fie in dergleichen Fällen als Partei 
felbſt auftreten und diefe auch dergleichen Gebühren nicht fordern 


ann. 
Anders iſt das Verhaͤltniß eines Nachlaß⸗Curators. 
Wenn auch dieſer wegen Verwaltung des Nachlaſſes die 


Rechte und Pflichten eines Vormundes hat, 


A. L. R. Th. J. Tit. 9. $. 473., 
ſo liegt ihm doch keinesweges die Vertretung einer beſtimmten, un⸗ 


ter den beſondern Schuß des Staats geſtellten Perſon, ſondern 


\ 


nur die Vertretung einer Vermögensmaffe ob. "Sein Verhältnig 
gleicht daher weit weniger dem eines Vormundes, ald dem eines 
Turators einer Ereditmaffe. | 

Die Allg. Gebühren» Tare vom 23. Auguft 1815 enthält 
zwar feine allgemeine Beftimmungen über die den Juſtiz ⸗Com⸗ 
miffarien als Nachlaß »Euratoren zuzubilligenden Gebühren; doch 
ift bereits vor Emanirung derfelben in dem Referipte vom 27. Juni 
1815 (Sahrb. Bd. 5. ©. 25.) beftimmt worden,. daß nach Anas 
fogie der in ordentlichen Civil», imgleichen in. Concurs-⸗ und Liquis 
dationgproceffen zuläffigen Sjnformationsgebühren einem Szuftiz s 
Commiffar auch als Nachlaß » Eurator eine billige Vergeltung für 
die Einziehung der nöthigen Information nicht zu verweigern fer, 

Der Juſtizminiſter trägt daher fein Bedenken, im Allgemeis 
nen zu beftimmen, daß die Gebühren der Nachlaß » Curatoren, 
weiche für ihre Gefchäfte Fein beftimmtes Honorar erhalten, nach) 
Analogie des II. Abſchnitts der Allgem. Gebühren + Tare vom 
23. Auguft 1815 künftig zu liquidiren.und resp, feftzufegen find. 

Hiernach und mit befonderer Nückficht auf die Beftimmuns 
gen unter No. 6. Abſchn. IL. hat das Königl. Ober » Landesgericht 
die Gebühren » Liquidation des Zuftiz » Commiffarius M. nochmals 
zu prüfen und andermweit feftzufegen. h 

Berlin, den 31, Auguft 1832. | 
(v, 8.3. Bd. 40. S. 209.) 
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Abſchn. 3. No. 5. Gehähren der Juftiz- Sommiffarien für Erhebung und 
Berfendung von Geldern. 

Dem Königl, Ober» Landesgericht wird auf die Anfrage im 
Berichte vom 28. Dechr, pr., | 

die Koften »Liquidationen der Juſtiz⸗Commiſſarien für Geld: 

verfendungen betreffend, 
zur Nefolution ertheilt, daß es bei der in den Jahrbuͤchern Bd. 22, 
©. 96. abgedruckten Verfügung vom 18. Auguft 1823 Feines; 
weges beabfichtigt worden ift, den Juſtiz-Commiſſarien für die 
Erhebung und Ueberfendung der ihren Mandanten zutommenden 
Gelder, wenn folhe auch aus dem Depofitorio erhoben worden, 
die Abſchn. III. No. 5. der Gebühren» Tare zuläffigen Gebühren 
doppelt, nämlich ein Mal für die Erhebung und zum zweiten Male 
für die Ueberfendung der Gelder zu bewilligen. Vielmehr können 
bie Juſtiz  Commiffarien diefe Gebühren nur ein Mal, und zwar 
für beide Gefchäfte zufammen‘, liquidiren, außerdem aber für den 
Brief an ihren Mandanten bei der Ueberfendung der Gelder die 
nad) Verfchiedenheit des Inhalts, mit Rückfiht auf No. 7 u. 8, 
Abſchn. III. der Allg. Gebühren » Tare für Zuftiz  Commiffarien, 
zuläffigen Gebühren in Anfaß bringen. 


Hiernach hat das Kollegium bei Feftfeßung der Koften des 
Juſtiz Commiffarius Hofrath T. und in ähnlichen Fälfen zu vers 
fahren. 

Berlin, den 23. San. 1833, (0.8.5. Bd. 41. ©. 257.) 


Abſchn. 3. No. 11 und 23. 


Inſtrumentszeugen. 


Der Juſtizminiſter kann Ihre Beſchwerde vom 6. Maͤrz 
d. J., die von Ihnen für Aufnahme eines Pachteontracts zwi: 
ſchen der Wittive H. und deren Kindern einer: und dem Aderbür; 
ger ©. andererfeits liquidirten und von dem Königl, Ober - Sans 
desgericht ermäßigten Motariatsgebühren betreffend, nicht für bes 
gründet erachten, und mit Ruͤckſicht auf das höchft unbedeutende 
Dbject des von Ihnen vorgenommenen Notariatsgefchäftes muß 
e8 bei der Ermäßigung des liquidirten Paufchquantums verbleiben, 

Was hiernähft die Gebühren der Inſtrumentszeugen für. 
deren Zuziehung bei der doppelten Ausfertigung des Pachtcon⸗ 
tracts betrifft, fo unterliegt es zwar keinem Bedenken, daß ders 
gleichen Gebuͤhren, da fie hinſichts des Notars die Natur der bag; 
ren Auslagen annehmen, auch außer dem Pauſchquantum gefor⸗ 
dert werden koͤnnen, welches der Notar bei Objecten unter 20 Rthlr. 
für das Geſchaͤft liquidiren darf. Dagegen kann nicht geſtattet 
‚werden, diefe Inftruments :Zeugengebühren für jede, zu gleicher 
Zeit beforgte Ausfertigung des Inſtruments befonders zu liqui⸗ 
diren. 4 


Notariatögebühren und Gebuͤhren dee 


x 
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Die Allg. Gebühren s;Tare für die Juſtiz - Cortmiffarien vom 
23. Auguft beftimmt unter No 23, im dritten Abfchnitt die dort 
ausgefegten Gebühren nur für die Notariatshandlung,,, nicht aber 
für die einzelnen bei einer Notariatshandlung nöthig werdenden 
Ausfertigungen eines Spnftruments. Wenn daher auch aus einer 
und derfelben Notariatshandlung mehr Inſtrumente zugleich aus: 
gefertigt uud von den Inſtrumentszeugen mit vollzogen werden, 
fo kann dennoch dafür nur der einfache Gebührenfa liquidirt wer: 
den, deffen Höhe jedoch verjchieden ift, je nachdem die Gegenwart 
des Sinftrumentszeugen bei der Motariatshandlung weniger als 
eine Stunde oder länger dauert. Denn wenn es auch nach den 
Worten der Gebühren: Tare auf die Dauer der Notariatshand: 
lung ſelbſt, nicht aber auf die Dauer der Gegenwart der Inſtru—⸗ 
mentszeugen anzufommen feheint, fo kann dennoch nur lefteres 
angenommen werden, weil’ die ausgefeßten Gebühren der Zeugen 
nur für eine Entfhädigung des Ihnen durch die Zuziehung ver: 
urfachten Zeit: und DVerdienftverluftes zu erachten, und die Ges 
genwart der Zeugen nicht bei der ganzen Notariatshandlung, fon: 
dern nur bei der Durchlefung und Unterfchrift der Inſtrumente, 
fo wie bei der Vollziehung der darunter zu feßenden Regiftratur 
nöthig ift. ($$. 63 —65. Tit. 7. Th. Il. der A. &. 2.) Im 
vorliegenden Falle ift aber die Gegenwart der Inſtrumentszeugen 
bei der Vollziehung der beiden Ausfertigungen des gewiß fehr ein: 
fahen Pachtcontracts länger als eine Stunde nicht nöthig ge- 
mwefen, daher auch der höhere Gebührenfag nicht bewilligt werden 
fann. 

Berlin, den 9. April 1833. (v. K. J. Bd. 41. S. 523.) 


Abſchn. 3. No. 14. 15. d ; s I} i 
von mehreren Intereffenten —— —— ne * 


Die in Ihrer Eingabe vom 11. d. M. in Bezug genommene 
Beſtimmung hinter No. 16. Abſchn. III. der Gebuͤhren-Taxe für 
die Szuftiz: Commiffarien, 

wonach bei mehreren Ausftelleen nur für ben Erften der 

volle Sag, für jeden Folgenden die Hälfte diefed Sages li⸗ 

quidirt werden foll, 
bezieht fich blos auf die sub No. 16. erwähnten Necognitionen, 
wie dies fchon die ganze Stellung.diefer Beſtimmung, fo wie der 
gewählte Ausdruck: „Ausfteller”, welcher auf Fälle, wo der 
ganze Inhalt des Vertrags erft vom Notarius aufgenommen wird, 
nicht paßt, ergiebt. Es kann daher diefe Beftimmung bei der 
Aufnahme von Eeffionen und Vollmachten (No. 14 und 15. Ab: 
ſchnitt III. eben diefer Gebühren: Tare) nicht zur Anwendung ge; 
bracht, und es dürfen auch, wenn mehrere Cedenten oder Dans 
danten vorhanden find, die sub No. 14 und 15. 1. c. beftimms 
ten Süße nicht Äberfchritten werden, 
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e Die eingereichte Verhandlung wird Ihnen hierbei zuruͤck 
ande, 
Berlin, den 26. Octbr. 1829. (0.8.3. Bd. 34. ©. 476.) 


| Ab n. 3. Po. 16. | if» t i 5 
| Dee Gebühren der Juſtiz⸗Commiſſarien für mehrere 


Das Juſtiz-Miniſterium ift mit der in dem Berichte des 
Königl. Ober» Landesgerichts vom 25. Novbr. pr. in Bezug auf 
die Gebührenforderung des Juſtiz⸗Commiſſarii N. geäußerten An⸗ 
ſicht nicht einverſtanden. | 

Der Schlußſatz zu Nö. 16. des Iten Abfchnitts der Gebuͤh— 


ren⸗Taxe für Juſtiz⸗Commiſſarien und Motarien iſt unzweifel: 


haft nur auf mehrere Ausfteller eines Documents zu beziehen, der 
Vorderſatz am angeführten Orte aber gewährt die feftgeftelften 

Gebühren für jedes einzelne Recognitions-Atteſt; mithin kann 
der Notar bei jedem Exemplar eines Vertrages, von welchem ihm 
mehrere bereits vollzogene Eremplare zur Beifügung des Necogni: 
tions s Atteftes vorgelegt werden, für den erften Augfteller und 
Recognoſcenten den vollen Gebührenbetrag, für jeden folgen; 
den die Hälfte der Betrages fordern. Da nun nach inhalt des 
hierbei zurüc erfolgenden Vertrages vom 27. Decbr. 1829. $. 7. 
derfelbe dreifach hat ausgefertigt werden follen, nämlich für den 
Fiscus, für den Käufer und für die Buͤrgen, und jedes 
Eremplar befonders vor Notar und Zeugen zum Protokoll ve: 
cognofeirt und jedes derfelden mit einem befondern Recognitions⸗ 
Vermerke des Notars und der Zeugen verfehen worden, fo muͤſſen 
dein erfien auch) für jedes Exemplar die vollen tarmäßigen Gebuͤh— 
ten zugebilligt werden. 

Das. Collegium wird angetwiefen, diefem. gemäß. der Bes 

ſchwerde des ıc. N. abzuhelfen. 

Berlin, den 23, Yan. 1832. (v. 8. I. Bd.39, S. 197.) 
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Refcripte zum Stempelgefepe- 


$. 3. Stempelpſtichtigkeit der Erbrenuliruund s!Berhanblungen, mern au 


Die Draren der Erb» Intereflenten nicht 50 Rthir. berragen. 

Durch die in den Jahrbuͤchern Bd. 32, S. 108, erlaffene 
Verfügung vom 2. Septbr. 1828 ıft feftgefegt worden: 

dag künftig die Stempelpflichtigkeit nicht auf der Erbfchaft, 

fondern, wenn Miterben vorhanden find, auf den Raten 

der einzelnen Theilnehmer ruhe, und jeder einzelne Antheil 

nur dann verfteuert werde, wenn derſelbe 50 Rthlr. oder 

mehr beträgt. | 
Menn jedoch in einigen Gerichtsbezirten hieraus ein Schluß auf 
die Stempelpflichtigkeit der Erbregulirungs » Verhandlungen ge30s 
gen und angenommen worden: | 

die Stempelpflichtigfeit diefer Verhandlung trete dann erft 

ein, wenn bie Rate eines jeden einzelnen Erben 50 Rthlr. 

betrage; 
fo beruhet dies in einem Mißverftande. Nach dem $. 16. des: 
Geſetzes vom 7. März 1822 ift ein Erbfchaftswerth von 50 Rthlr. 
ein ftempefpflichtiges Object, und diefer Vorfchrift gemäß unters 
lagen daher bis dahin die einzelnen Erb Raten dem Erbſchaftsſtem⸗ 
pel, gleichviel, ob diefelben einzeln 50 Rthlr. oder weniger betras 
gen. Lediglich dies und nichts weiter ift durch die Allerhöchfte Cas 
binets s Ordre vom 5. Auguft 1828 — welche zu der obengedachs 
ten Verfügung Veranlaffung gegeben — aufgehobeh, und als 
eine. neue, begünftigende Beftimmung nachgegeben worden, daß 
die Erwerber von Erb Raten und Legaten aus fiempelpflichtigen, 
d. h. mindeftens 50 Kehle. werthen Erbmaffen vom Erbfchaftss 
ftempel entbunden werden follen, wenn die einzelne Erb Rate oder 
das Vermächtniß nicht 50 Rihlr. erreicht. Demnach iſt alfo auch 
zwifchen dem Gegenftande jener Allerhöchften Cabinets⸗-Ordre und 
der Stempelpflichtigkeit der Erbregulirungs Verhandlungen gar 
fein innerer Zufammenhang. Wegen diefer legtern muß es bei 
den allgemeinen Beſtimmungen und der in der Verfügung vom 
29, Dechr. 1823 (Jahrb. Bd. 22, ©, 202.) ertheilten Anweifung 
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fein Bewenden behalten und die Stempelpflichtigkeit diefer Ver⸗ 
handlungen, in fo fern fle nicht einen einzelnen abgefonderten Ges 
genftand unter 50 Rthlr. betreffen, und alfo ftempelfrei find, jes 
derzeit nad) dem Betrage der ganzen Erbmaffe und nicht der eins 
zelnen Erb: Rate beurtheilt werden. — 
Dieſe nachträglichen Erläuterungen haben ſich ſaͤmmtliche Koͤ⸗ 
nigl. Gerichtsbehoͤrden zur Richtſchnur dienen zu laſſen. 
Berlin, den 22. Jan. 1830. (v. K. J. Bd. 35. S. 142.) 


4 3. Stempelfreiheit der Notifieatorien bei Anſtellungen. 
Die den Koͤnigl. Obergerichten am 7. Januar 1828, mitges 
theilten, in den v. Kampk’fchen Jahrbuͤchern Bd. 31. ©. 161. ab: 
gedruckten Beftimmungen der Kanzlei» Sebührentare, wegen der 
Anftellungsgebühren,, find durd) einige Beifpiele erläutert worden, 
wobei der Stempelbetrag zu den Verfügungen, die bei folchen Gele: 
genheiten ergehen, in Anfaß gebracht find. Es ift darin angenoms 
men, daß die Verfügungen an die Behörden, welche die Zahlung 
zu leiften haben, und das NMotificatorium an den Beamten über 
die Ausfertigung ‚der für ihn beftimmten Beftallung oder wegen 
‚ der ihm ertheilten Zulage, geftempelt werden muͤſſen. Die Königl. 
Dber » Kechnungstammer hat dem Juſtizminiſter, unter Bezug: 

nahme auf eine Verfügung des Königl. Finanz: Minifteri vom 
30. Juli 1823, bemerklic) gemacht, daß, da diefe Verfügungen 
zur Dienft » Correfpondenz gehörten, fie feinem Stempel unter, 
worfen wären. Da diefer Grundfag dem Stempelgefes vom 
7. März 1822 gemäß ift; fo werden fämmtliche Königl. Ober: 
gerichte hierdurch angewiefen : | 5 

1) zu den Motificatorien wegen ber erfolgten Anftellungen, 

wenn eine geſtempelte Beftallung ausgefertigt ift, - 
2) zu den Motificatorien Wegen Gehaltszulagen, und 
3) zu den Anmweifungen an die Behörden, welche die Gehalte: 
zahlung zu leiſten haben, 

feine Stempel zu adhibiren. 

Berlin, den 5. März 1830. (v. K. J. Bd. 358. ©. 144.) 


S. 3. Stemperfreiheit der Berhandlängen in Gröceffen der Pupillen. 
— | 
Der Provinzial : Stempel : Fisfal, Negierungsrath von Reib⸗ 
niß, nimmt in feinem an das Königl. Ober » Landesgericht zu Ras 
tibor gerichteten, von demſelben dem Königl. Juſtiz-Miniſterio 
eingereichten und daher mitgetheilten Schreiben vom 14. Dechr. 
v. J. Anftand, die Stempelfreiheit der gerichtlichen Verhandlun: 
gen in Proceſſen, denen nach der Einleitung zur Allg. Gebuͤhren— 
Tare vom 23. Yuguft 1815. 9.2, No. 14, bie ——— 
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bewilligt iſt, anzuerkennen, weil dergleichen Proceßverhandlungen 

nicht zu den Verhandlungen in Vormundſchaftsſachen gerechnet 

werden koͤnnten, denen der h. 3. lit. €. des Geſetzes vom 7. Maͤrz 

1822 die Stempelfreiheit bewillige, wenn der Bevormundete aus 

eigenen Einkünften unterhalten werden müßte, und diefe nad) Abs 

zu * Verpflegungs/ und Erziehungskoſten keinen Ueberſchuß ges 
rten. 


Da jedoch der genannte $. sub lit. b. die gerichtlichen Ver: 
handiungen, wofür die Sportelfreiheit armuthshalber bewilligt 
worden, ſchon deßhalb für ftempelfrei erflärt, und das obenges 
nannte Gefeß in der bezeichneten Beftimmung als die Norm er: 
achtet werden fann, nach welcher den Pupillen, wegen Armuth 
begünftigend, die Sportelfreiheit in ihren gerichtlichen Verhand⸗ 
lungen bewilligt worden ift; fo erfcheint. es angemefien, die $ol- 
— hieraus auf die Stempelfreiheit aus dieſem Titel anzuers 

ennen, und wollen Ew. Hochwohlgeboren daher veranlaffen, daß. 
dem gemäß verfahren und von dem dagegen beregten Bedenken ab» 
geftanden werde, 
Berlin, den 19. Febr. 1830. 
| Der Finanzminifter 
An v. Moß. 
den Koͤnigl. Geheimen Ober » Sinanzrath — 
und Provinzial⸗Steuerdirector 
v. Bigeleben, 
Hochwohlgeboren in Breslau. 
B. 

Abſchrift des Schreibens an den Provinzial; Steuerdirector 
zu Breslau erhält das Königl. Ober » Landesgericht zu Natibor zur 
Nachricht auf den Bericht vom 12. Januar d. J. 

- Berlin, den 20. März 1830. | 
a 2 Der Suftizminifter 


Graf v. Danfelmann. 


3 tempelfrei : an 
Be td k 
— cee Der Depotber 


Die Frage: in wie fern die den Verhandlungen bei der ers 
ſten Regulirung des Hypothekenweſens von Grundftücen nad) 
$. 42. Tit. 4. der Hypotheken Ordnung zuftehende Koftenfreiheit 
aud die Stempelfreiheit diefer Verhandlungen zur Folge habe, 
ift dahin entfchieden worden, daß diefe Stempelfreiheit den Hypo⸗ 
thefen » Einrichtungsverhandlungen felbft, welche bei der das Hy⸗ 
pothefenwefen vegulirenden Behörde gepflogen werden, und wohin 
auch bie erften Ausfertigungen der Hypothekenſcheine über die Des 
rihtigung des Befigtitels, fo wie über die, Rubrica II. und IM. 
vorgenommenen Eintragungen gehören, allerdings zuftehe, . daß 


\ 


* 
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dieſe Otempelfreiheit aber nicht auf diejenigen Urkunden, Atteſte 
und Documente ausgedehnt werden kann, welche dem KHypothe- 
kenrichter Behufs der Negulirung des Hypothekenweſens vorgelegt 
werden. Hiernach iſt daher für die Folge zu verfahren. 
Berlin, den 28. Drtbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. ©. 371.) 


$. 3. Stempelfreiheit einer Anerkennung des Ceſſtonars von Seiten der De- 
bitores cessi in derfelben ——————— und Stempelfreiheit der 
erfien Hypothekenſcheine regulirter Dyporhetenfolien. 


Deim Koͤnigl. Ober :Landesgerichte wird auf defien Bericht 
„vom 4. Febr. c. wegen des Gebrauchs des Stempels bei Ceſſionen 
und bei Ausfertigung der Hypothekenſcheine in den Fällen, wo 
früher Recognitiong ; Attefte ertheilt worden, ein nach vorgängiger 
Correfpondenz mit dem Herrn Finanzminiſter ergangenes Schreis 
ben deffeiben vom 12. v. M. in Abfchrift zugefertigt, um daraus 
zu entnehmen, daß es zu der Anerkennung des Ceffionars von 
©eiten des Debitoris cessi, wenn diefelbe mit der Eeffion in 
einer und derfelben Verhandlung erfolgt, außer dem Ceſſions⸗ 
ftempel von 15 Sgr. feines befondern Stempels bedarf. Eben fo 
ift zu den erften Kypothefenfcheinen, welche nach regulirtem Hy⸗ 
pothefenfolio den Intereſſenten ertheilt werden, nachdem diefe bes 
reits auf Stempel ausgefertigte Necognitions » Attefte erhalten has 
ben, Bein Stempel zu adhibiren, wie dies bereits in der Verfuͤ— 
gung vom 30. Octbr. 1830 (Jahrb. Bd. 36. S. 371.) feftge- 
etzt iſt. 

Berlin, den 10. Juni 1831. (v. K. J. Bd. 37. S. 391) 


3. ! d t⸗ Bibelgefel 
S: 3 Senne regt wen armen 


Em. Excellenz erfuche ich ganz ergebenft, die Gerichte gefäl, 
ligſt durch die Jahrbuͤcher zu benachrichtigen, daß des Koͤnigs 
Majeſtaͤt durch die in Abſchrift hier beiliegende Allerhoͤchſte Cabis 
nets s Drdre vom 29. Septbr. pr. (Anl. A.) der Haupt» Bibel 
geſellſchaft und ihren Zochtergefelffchaften von den Schenkungen 
und Vermächtnifien, welche ihnen zufallen, die ic 
beigelegt haben. 

Berlin, den 4. Mai; 1832. | 
Der Finanzminifter 
ARABBEN: 


Ich will er Ihren — vom 22, d. M. der Haupt: 
Bibelgefellihaft und ihren Töchtergefellfhaften von den Schen— 
kungen und Vermächtniffen, welche ihnen alla die Stempel: 
‘freiheit beilegen. 

Chaneitendurg, den 29. Septbr. 1831. 
Friedrih Wilhelm. 
0.88 Bd. 39. ©. 204) | 
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* 3. ’ N ’ w : 
I. * — * Lingaben an das Juſtiz⸗Miniſterium in flem 

Auch zu Geſuchen, Befchwerden, a... und Einga- 
gaben von Privatperfonen an das Suftiz: Minifterium muß der 
im Stempel: Tarif vorgefchriebene Geſuchsſtempel bei Vermeidung 


der im $. 23, des Stempelgefeßes vom 7. März 1822 angedroh: 


ten Nachtheile angewendet werden, infofern folche in ſtempelpflich⸗ 
tigen ‘PDarteifachen eingereicht werden. Nur folhe Befchwerden, 
die im Laufe eines Proceffes, der dem Werthftempel unterworfen 
ift, über einzelne Verfügungen des Gerichts bei dem Juſtizmini— 
fter angebracht werden, find nicht flempelpflichtig. - 

Das Koͤnigl. Ober » Landesgericht hat vorftcehende Beftims 


mung durch die Amtsblätter zur Kenntniß des Publicums zu brins 


on . 
| Berlin, den 29. Septbr. 1832. (v. K. J. Bd. 40. S.221.) 


$ 5. Lit. E. Kaufwerthſtemyel zu verkäuflichen Gursäberlaffungen an 
Difgendenten, wenn der Werkäufer einen Theil der Kaufgelder für ſich 


behaͤlt. 

Die Beſchwerde des Referendarius v. N. vom 23, Jan. d. J. 
betreffend den von ihm geforderten Kaufwerthſtempel zu dem mit 
feinem Vater über das Rittergut W. unterm 7/25 Octbr. 1825 
unter dem Mamen einer Fäuflichen Ueberlaſſung abgefchloffenen 
Vertrage, worauf fih der Bericht des Koͤnigl. Ober  Landesger 
rihts vom 16. Maͤrz d. J. bezieht, hat zu einer Erörterung im 
Königl. Staats» Minifterio über die Anwendung der Vorſchrift 
des Stempelgefeßes $. 5. Buchſtabe b. auf folche in die Zeit vor 
Erlaß der Allerhöchften Ordre vom 14. April fallende Geſchaͤft 
gegeben, bei denen, wie im vorliegenden Falle, 

nicht der ganze Kaufpreis nach) Abzug der übernommenen 

Schulden zur Auseinanderfeßung erbfchaftlicher Verhaͤltniſſe 

zwifchen den Paciſcenten oder zwifchen dem Vebernehmer 

und feinen Miterben beftimmt, fondern nur über einen 

Theil des Kaufgeldes zu Guniten des übernehmenden 

Deſcendenten und feiner Meiterben disponirt ift, ein Theil 

des Kaufgeldes aber dem Verkäufer ſelbſt vorbehalten bleibt. 
Das König. Staats » Minifterium hat fich hierbei über - den 
Grundfaß vereinigt: j 

dag in allen jenen Fällen ans der Zeit vor-der Allerhöchften 
Cabinets⸗Ordre vom 14. April 1832, wo bei Gutsüberlafs 
fungen an Defcendenten der verfaufende Deſcendent fich nicht 
damit begnägt hat, das Kaufgeld nach Abrechnung der ein, 
getragenen Schulden unter feine fünftige Erben zu verthei 
fen, oder fich felbft nur einen Altentheil auszubedingen, viel 
mehr einer Theil des beftimmten Kaufgeldes für fich erhal 
ten foll, je = 


x / 
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„das Gefhäft als ein — Verkauf an Deſcen⸗ 
denten angeſehen, und der dazu zu verwendende Stempel 
nad) den Beſtimmungen ber Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre 
vom 14. April 1832 berechnet werden muß.” Ä 

Sn Anwendung dieſes Grundfaßes auf den vorliegenden Fall 


ſtellt fich die zurück erfolgende Befchwerde des ıc. v. MR. als und» . 


gründet dar, und das Königl. Ober » Landesgericht hat dem gemäß 
das Meitere zu verfügen und. den v. R. zu befcheiden, | 
Berlin, den 28. Dechr. 1833, (v. 8.5. Bd. 42. ©, 435.) 


Tarif, vom Pr D ceß. Berechnung der Stempel im Mandatsprocelfe. ° 
Es ift zur Sprache gefommen, in welcher Art die Stempel 
bei den. nad) der Allerhächften Verordnung vom 4. Juni d. 5. 
zum Mandatsproceffe. verwiefenen Sachen, infoweit dieſe übers . 
haupt dem Stempel unterliegen, zu berechnen find. 

In Uebereinftimmung mit dem Herrn Finanzminiſter wird 
dem Königl. ꝛc. darüber Folgendes eröffnet: 

1) Zu der Klage, dem Zahlungsbefehle und dem Notificato⸗ 
rium muͤſſen in der Regel die gewöhnlichen Gefuchss db 
Ausfertigungsftempel verbraucht werden. 

2) Rird die Sache auf vorgebrachte Einwendungen zum fum; 
marifchen Verfahren verwiefen, fo tritt der Proceß Werth: 
ftempel ein, und die verbrauchten Geſuchſs- und Ausfertis 
gungsftempel kommen darauf in Anrechnung. Ä 

3) Wuͤrde der Werth - oder Erkenntnißftempel weniger betra, 

gen, als die Geſuchs- und Ausfertigungsftempel, welches - 
in der Negel bei Gegenftänden bis 100 Rthlr. der Fall fein 
wird; fo werden nur fo viel Eingabe» und Ausfertigungsr 
ftempel genommen, als zur Erfüllung des Werthftempels er- 
forderlich find, 3. B. der Erfenntnißftempel bei einem Ge 
genftande von 50 Rthlr. ift 15 Sgr. 
Es wir) alfo zur Klage nur 5 Sgr., 
zum Mandat. » s 10 @gr. 
genommen, und ein weiterer Procepftempel tritt nicht ein. 
Dos Königl. ꝛc. hat fich hiernach zu achten, und die demſelben 
untergeordnteten Gerichte mit Anweifung zu verfehen. 
Berlin, den 18. Octbr. 1833. (v. K.J. Bd. 42. ©, 434.) 


S. 12. Die Gerichte follen die erforderlichen Stempel ſofort abhibirem. 

Da e3 fich verfchiedentlich zeigt, daß die Gerichte nicht im; 
mer die erforderlichen Stempel zu den Verfügungen und Verhands 
lungen adhibiren, namentlich aber die Werthftempel in Proceß: 
ſachen dann erft caffiren, wenn fie von den Parteien bezahlt wor; 
den, die Stempel aber fofort adhibirt und nach $. 19. des Ge: 
feges über die Stempelfteuer die Werthftempel in Procepfachen ſo⸗ 
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gleich bei bes Abfaffung des Erkenntniſſes abhibirt, oder ſpaͤteſtens 
14 Tage nachher caſſirt werden ſollen: fo werden ſaͤmmtliche Ger 
richte hierdurch angewiefen, die erforderlichen Stempel ſofort bei 
ihren Gefchäften zu abhibiren und deren Verwendung nicht, von 
der Bezahlung des Stempels abhängig zu machen; jedoch kann 
die Ausfertigung von Eontrasten bis zur Bezahlung der Stempel 
oder deren Einreihung in natura ausgefeßt bleiben, wenn dazu 
ein ——— noͤthig iſt, der den Betrag von 20 Rthlr. uͤber⸗ 
ſteigt. Die Koͤnigl. Obergerichte haben die Untergerichte auf dieſe 
Beſtimmungen gu perweifen. 
Berlin, ben 30, Mai 1831. (0.8.9. Bd. 37. &.393.) 


12. | 
I le age ve Oo 0 nn 
| A. | 
Dem Königl. Ober » Landesgericht wird anbei eine Ab: 
ſdrift des zn der Könige. Ober Rechnungstammer vom 

9. Juni v. J., 
betreffend die bei Reviſſon der Salariencaffen ‚Rechnung des 
Stadtgerichts zu Soldin pro 1830 monitte rn der 
Stempel, 

‚ mit dem Eroͤffnen zugefertigt, daß der bisher angenommene 

Grundſatz: 

„daß bei ſaͤmmtlichen Gerichten bie ſofortige Adhibition der 
zum Anja und zur Soll; Einnahme fommenden, Stempel 
Statt finden müffe”, 

auch ferner aufrecht erhalten werden muß. Hierbei ift aber nicht 

nöthig, denjenigen Königl, Gerichten, bei welchen die Beamten 

ganz oder zum Theil den Sportelgenuß haben, zur Anfchaffung 
der Stempel einen VBorfchuß aus den Haupt » Untergerichts  Salas 
riencaffen zu gewähren. 

Nach dem Refeript vom 26. März 1824 (Jahrb. Bd. 23. 

S. 77.) find überhaupt alle Königl. Untergerichte, bei welchen 

zwar fein Nichtercollegium, wohl aber befondete, mit Etats vers 

fehene Sportelcaffen beftehen, zur Erhebung von Koftenvorfhüfs 
fen berechtigt. Zu dergleichen Gerichten gehören auch ohne Zwei— 
fel diejenigen, bei welchen der Richter oder Actuar oder auch alle 

Beamte den Sportelgenuß haben, denn auch bei diefen muß eine 

Sportelcaffe gehörig eingerichtet fein und in Drdnung verwaltet 

werden, da fie wenigftens im Verbande der Haupt » Intergerichts; 

Salariencaffen ſtehen, und an diefe wenigftens die jährlich aufge: 

fommene Caffenquote einzahlen, auch die Materialien zur Jahres 

rechnung diefer Hauptcaffe liefern. Mißbraͤuche i in Erhebung der 

Vorſchuͤſſe innen allerdings hier fo gut, wie bei andern Gerichten 

vorkommen, bei welchen alle Sporteln zur Cafe fliegen. Miß— 
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braͤuche bei Her Verwendung der Borfchäffe aber ſetzen eine vors 
fohriftswisrige Caffenverwaltung voraus, Diefe muß durch die, 
Aufſicht der Obergerichte verhindert werden. 


Das Königl. Ober + Landesgericht wird daher angemwiefen, 
fih nach den ausgefprochenen Grundfägen zu achten, und. über 
die Untergerichte feines Departements die nöthige Aufficht diefers _ 
halb zu führen. | a 
Berlin, den 10, April 1833. 


B. 


Damit die Beftimmung bes Stempelgefeges. $. 12., wonach 
ftempeipflichtige Verhandlungen in der Regel auf dem erforder; 
lihen Stempelpapier felbft gefchrieben werden follen, und nur auss 
nahmsweife, wo dies nicht gefchehen kann, die Nachbringung defs 
felden Jänyftens binnen 14 Tagen vom Tage der Ausfertigung an 
geftattet werden darf, bei den vor Gerichten und Notarien aufges 
nommenen Kontracten, zu deren Ausfertigung der Stempel zu 
verwenden ift, gehörig zur Anwendung kommt, | 

mäffen die Gerichtsbehoͤrden und Notarien fogleich nach Auf 

nahme eines folchen Vertrags, wenn auch die Ausfertigung 
oder Anfertigung des Sinftrumentes noch irgend einen Ans 
ftand finden follte, die Einziehung der vorher nicht beigebrach» 
ten Stempel von den Theilnehmern an dem Vertrage von 

Amts wegen bewirken. | 

Da mit dem Act der Vollziehung der über einen Vertrag 
aufgenommenen Verhandlung der Vertrag vollftändig errich⸗ 

tet und verbindlich ift ($. 126. des A. L. R. Th. I. Tie. 5.) 

und auch Punctasionen wie Verträge über denfelben Gegen, 

ftand zu befteuern find, wenn fie deren Stelle vertreten: fo 
unterliegt es hierbei feinem Bedenken, daß die Theilnehmer 
an einem Vertrage fofort nach Aufnahme des Protokolls 
über einen zu errichtenden Vertrag, zur Beibringung des 

Vertragsftempels gezwungen werben können. 
Sämmtlihe Könige. Gerichtsbeörden und Notarien werden das 
her hierdurch angemiefen , fi) hiernach zu achten, und die Königl. 
Landes » Zuftizcollegien haben insbefondere die Behörden ihres Des 
partements dem gemäß zu befcheiden. 


Berlin, den 17. Mai 1833, (v. K. J. Bd. 41. &.505.) 


g. 16. Erbſchaftsſtempel für Nukungen, welche dem Erben, Donatar oder 
£egatar erft In Zukunft anheimfallen ſollen. 


Der $. 16. des Stempelgefeges vom 7. Maͤrz 1822 ver: 
ordnet: 
„Für Nugungen, welche dem Erben, Donatar oder Lega: 
tar erfi in Zukunft anheimfallen follen, kann die Zahlung 
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des Erbſchaftsſtempels nicht eher verlange werden, bis der An⸗ 
fall wirklich. erfolge iſt.“ — 

Diefe Beftimmung ift von vielen Seiten dahin ausgelegt worden, 

daß fie die Refervation des Erbfchaftsftempeld von Srbanfällen 

der Subftanz, auf welcher der Nießbrauch eines Dritten ruhe, 
anordne, daß aljo von folhen Frbanfällen, auf welchen einem. 

Dritten ein Nießbrauchsrecht conftituirt worden, der Erbſchafts⸗ 

ſtempel erft nad) Beendigung des letztern, und erft dann, wenn 

‚der Erbe wirklich zur Nugung der ihm angefallenen-Erbfchaft ge 

lange und in den Nießbrauch eintrete, verlangt werden könne, 

Für diefe Auslegung hat man angeführt: » 

1) daß fie der frühern gefeglihen Beftimmung im $. 2. der, 
Declaration vom 27. Juni 1811 (Geſetzſammlung de 1811 

S.. 313.) entfpreche; — 

. 2) daß nad) $. 9. des Stempelgeſetzes vom 7. März 1822 der 
Erbſchaftsſtempel nur von demjenigen Betrage gezahlt wers 
den folle, um den der Erbe oder Legatar durd) den Empfang 
der Erbſchaft oder des Legats wirklich reicher werde, eine 

- folhe Bereicherung aber erſt dann eintrete, wenn die 
— der Erbſchaft für den Subſtanz⸗Erben disponibel 
wuͤrden; | 

3) daß ed ungewiß fei, ob der erfte der Subftanz auch den Ans 
fall derfelben erleben werde; — 

4) daß Fälle vorkommen könnten, wo dem Nießbraucher ein fo 
ausgedehntes Necht durch den Erblaffer eingeräumt worden, 
daß er-auch über die Subftanz disponiren könne, wo es alfo 
ganz ungewiß fei, ob und was in der That dereinft auf den 
Subftanz : Erben kommen werde; _ | 

5) daß der Subftanz Erbe ganz arm, und fomit unvermögend 
fein koͤnne, den Erbfchaftsftempel für die Ererbung der Sub⸗ 
ftanz zu. entrichten, während der Erbe des Nießbrauchs feis 

nerſeits feine Verpflichtung habe, den Stempelbetrag für 

jenen vorzufhießen, und dadurch feinen Nießbrauch zu vers 
ringern. | r 

In Uebereinftimmung mit dern Königl. Finanz ; Dinifterum wird 

auf vorftehende Punkte Folgendes bemerkt: | | 
ad 1) Auf die Beftimmungen des frühern Geſetzes darf 

nach $. 1. des Stempelgefeges vom 7. März 1822 nicht weiter 
zurückgegangen, fondern das Iegtere muß aus fich felbft erklärt 

- werden. Ä 

Diefes aber verfolgt confequent das Princip, daß jeder Erb; 

anfall zur Zeit des Anfalls zu verſteuern fei, und es läßt fich als— 

dann * | | 

.. ad 2) nicht in Abrede ftellen, daß felbft, wenn ein Eigen; 

thum auch noch eine Zeitlang dem Mießbrauch eines Andern uns 
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terliegt, daſſelbe doch immer alsbald einen erbſchaftlichen Vortheil 
darbiete, wogegen ſich nicht behaupten laͤßt, daß eine Sache 
durchaus keinen Werth habe, weil und fo lange noch einem Drits 
ten darauf das Nußungsrecht zuftehe, Im Jahre 1824, als die 
Auslegung des $. 16. zuerft zur Sprache fam, hat dazu der Fall 
Veranlaffung gegeben, daß die Erben einer mit folhem Nießs - 
brauchsrecht eines Dritten belafteten Erbichaftsfubftanz ihr desfalls 
figes Recht auf die Subftanz veräußert hatten. Läßt ſich aber 
folchergeftalt das Recht auf die Subftanz zum Gegenftande eines 
Verkaufs machen, fo ift auch nicht zu bezweifeln, daß der zu vers 
fteuernde Erbanfall fchon wirklich eingetreten und der Erbe fchon 
wirflich durch denfelben reicher geworden if. Glaubt der Erbe, 
daß der auf dem Anfall laftende Nießbrauch ihn zu einem Abzuge 
von dem Merthe der Subftanz in Bezug auf den zu berichtigenden 
Erbſchaftsſtempel berechtige, fo ift Über folche Anträge die Steuers 
behörde zu hören, da, falls eine Vereinigung zwifchen diefer und 
dem Stempelpflichtigen über den Betrag des fogleich zu berichtis , 
genden Erbfchaftöftempeld nicht eintritt, der Steuerbehörde undes 
nommen bleibt, die Erhebung des Erbfchaftsftempels nach dem 
vollen Werthe des Nachlaffes und ohne Nückfiht auf den Nies 
brauch bis zu des leßtern Erledigung auszufegen und bis dahin 
nur Sicherheitsbeftellung für den Betrag aus dem Nachlaſſe zu 
verlangen. 
Wenn dagegen Er 
ad 3) angeführt wird, daß es ja ungewiß fei, ob der Erbe 
der Subftanz auch den Anfall derfelben erleben werde; fo hindert 
dies nicht, das Eigenthum dennoch als gleich jet in fein Vermoͤ⸗ 
gen übergegangen zu betrachten. Iſt nämfich die Ermerbung des 
Eigenthums nur davon abhängig gemacht, doß er feinsrfeits den 
Tod des Erblafiers erlebe, fo ererbt er, wenn er gleich die Been⸗ 
digung des darauf ruhenden Nießbrauchs nicht mehr erleben follte, 
doc) ſtets das Necht auf die Subſtanz mit feinem übrigen Vermoͤ⸗ 
gen, und fein Vermögen hat alfo in der That fchon mit dem Tode 
des Erblaffers einen Zuwachs erhalten. Schon mit diefem Tode 
ift der Erbanfall erfolgt (cfr. $. 367 seg. des A. L. R. Th. J. 
Tit. 9.), nicht aber erfolgt beides erft mit dem Tode des Nieß⸗ 
brauchers. | 
Etwas anderes ift es, wo fein Necht auf die Subftanz ſelbſt 
davon abhängig gemacht worden, daß er den Tod des Nießbraus 
chers erlebe, wo alfo der Erbanfall ſelbſt an ihn noch gar nicht ers 
"folgt, und fomit noch zweifelhaft ift, an wen folcher erfolgen werde. 
Sin folhem Falle einer fiveicommiffarifchen Subftitution muß fich 
‚natürlich die Beibringung des Erbichaftsftempeld Seitens des 
fiveicommiffarifch fubftituirten Erben, wie überall, lediglich nach 
dem Anfall an ihn richten. So lange ihm noch nichts angefallen 
ift, kaun auch von einer ſolchen Erbſchaftsſtempel⸗Verichtigung noch 
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nicht die Nede fein; fobald aber bas Recht auf.die Subftanz ihm 

| wirklich ſchon jeßt und dergeftalt anheimgefallen ift, daß er ſolches 
weiter vererben oder anderweitig darüber verfügen fann, muß er 
auch die Verpflichtung haben, alsbald mit der Erlangung dieſes, 

seinen wirklichen Zuwachs, eine wirkliche Bereicherung zu feinem 
Vermögen ihm gewährenden erbfchaftlihen Vortheils die Erbs 
fchaftöftempelfteuer nach Maßgabe des cc des folchergeftalt 
erlangten Vortheils zu entrichten. | 


Hierdurch erledigt fich zugleich das 

ad 4) — gemachte Bedenken, daß Fälle vorkommen könn, 
ten, wo der Nießbraucher Eraft der leßtwilligen Dispofltionen des 
Erblaſſers auch Über die Subftanz zu verfügen befugt und fomit 
ungewiß fei, ob und was bereinft auf den Subftanz-Erben fommen 
werde. 

In ſolchem Falle hat ber fideicommiffarifh auf das, was | 
der inftituirte Erbe übrig laſſen wird, fubftituirte Erbe in der 
That noc) keinen erbfchaftlichen Vortheit erlangt, ſondern es bleibt 
noch dahin geſtellt, ob er uͤberhaupt einen ſolchen erlangen werde. 
Er hat zwar die Hoffnung auf eine Erbſchaft und deren Anfall, 
aber der Anfall ſelbſt tritt erſt ſpaͤterhin ein, und der Gegenſtand 
deſſen, was anfallen ſoll, iſt noch gar nicht beſtimmt. Syn fol 
chem Fall kann man indeß gar nicht fagen, daß das Vermögen, 
welches er ererben foll, mit dem bloßen Nießbrauch eines Dritten 
befchtwert fei, fondern es iſt vielmehr das fogenannte Vermögen, 
Nießbrauch und Subftanz, jenem Dritten überwiefen worden. 
Es ift fomit hier gar fein getheiltes Eigenthum vorhanden; es 
kann alfo von ihm aud) vorweg noch gar nicht abgefondert über die 
Subſtanz verfügt werden; er wird mithin auch Ruͤckſichts der letz⸗ 
tern noch gar feinen Eroſchaftoſiempel zu berichtigen haben, da er 
bis jetzt noch gar nicht Subſtanz⸗-⸗Eigenthuͤmer geworden iſt, ſondern 
es wird das Ableben des ie abzuwarten fein. 


Was endlich 

ad 5) das Bedenken anlangt, daß der Subftang: Erbe ganz 
arm und fomit unvermögend fein könne, den Erbſchaftsſtempel für 
die Ererbung der feiner Nutzung einftweilen noch entzogenen Sub— 
ftanz zu entrichten, der Erbe des Nießbrauchs aber keine Ver; 
pflihtung habe, den Stempel für ihn vorzufchiegen , und dadurd) 
feinen, Nießbrauch zu verringern, fo kann e8 Fein Bedenken haben, 
daß die Nachlaßmaſſe in der That für den Erbſchaftsſtempel ver: 
haftet ift, wie foldyes $. 16. des Stempelgefeges ausdruͤcklich vor⸗ 
ſchreibt, und daß daher, wenn auch nicht die ſofortige Bezah— 
lung, doch die alebaldige Sicherftellung des Stempels aus derfels 
ben gefordert werden Bann. In jenen Fällen wird demnach dem - 
Subftanz Erben die Stundung des Erbſchaftsſtempels gegen 
Sicherheitöftellung für deſſen Betrag niemals verweigert, die 


* 
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Steuerbehoͤrden muͤſſen aber uͤber dieſe dem Erben zu bewilligende 
Stundung befragt, und es muͤſſen alsdann eventuell auch auf der⸗ 
ſelben Antrag die noͤthigen Maaßregeln zur Sicherſtellung des 
Stempelbetrages verfuͤgt werden. 
Nach vorſtehenden Grundſaͤtzen iſt daher der $. 16. des Stem⸗ 
pelgeſetzes dahin auszulegen und auszufuͤhren: | 
daß grundfäglic) Erbſchaften, welche durch den, einem Drits 
ten conftitnirten Nießbrauch einftmeilen noch befchwert find, 
nicht bloß hinfichts diefes Nießbrauchs von dem Nießbrau⸗ 
cher, fondern auch hinfichts der Subftanz von dem Subſtanz⸗ 
Erben gleich nad) dem Anfalle zu verfteuern find; 
dag aber nicht der Werth der Subſtanz, ſo wie folcher ohne die 
Laſt jenes Nießbrauchs ſich ergeben würde, fondern nur der- 
jenige Werth zu verfteuern iſt, den bie Subftanz um deßhalb 
weniger hat, weil die Nutzung zur Zeit noch nicht gezogen 
werden kann; 
daß über die Berechnung diefes Werths vorläufig und bis zur 
beendigten Nevifion des Stempelgefeges auf die allgemeinen 
Vorſchriften $. 9. und $. 4. lit. f. zu recurriren, und wenn 
der Subſtanz⸗Erbe des Dafürhaltens ift, daß der auf dem Ans 
fall laftende Nießbrauch ihn zu einem Abzuge von dem Wer; 
the der Subftanz in Bezug auf die Feſtſetzung des, Erbs 
ſchaftsſtempels berechtige, über, folhe Anträge die Steuerbes 
hörde zu hören; 
daß der Steuerbehörde in dieſem Falle, wenn eine Einigung 
zwifchen ihr und den Stempelpflichtigen über den Betrag des 
zu berichtigenden Erbſchaftsſtempel nicht eintritt, unbenom; 
men bleibt, die Erhebung des Erbfchaftsftempeld nad) dem 
vollen Werthe des Nachlaffes und ohne Ruͤckſicht auf den 
Niepbraud bis zu des legtern Erledigung auszufegen, und 
bis dahin nur Sicherheitsbeftellung für den Betrag zu vers 
langen; 
dag eine folhe Befugniß, Sicherheitsbeftellung zu Gegehren, 
ihr aud dann zufteht, wenn fie fich bewogen findet, dem 
Subftang » Erben zur Berichtigung der von ihm zu erlegenden 
Stempelfteuer Stundung "zu bewilligen, als worüber fie auf 
. den Antrag des Erben um Stundung jederzeit zu hören ift; . 
daß endlich bei der ausdrücklichen Vorſchrift des 6. 16., 
* fuͤr den Erbſchaftsſtempel die ganze Erbſchaftsmaſſe 
afte, 
diefe Sicherſtellung in beiden Fällen aus dem, dem Nieß— 
brauche. einftweilen noch unterworfenen Nachlaſſe felbft gefors 
dert werben kann. 
Nach vorfiehenden Beftimmungen hat fi das Königl. Ober ‚Lan 
desgericht in vortommenden Fällen. zu achten. \ 
Berlin, den 10. Febr, 1832, (v, K. J. Bd. 39. ©, 198.) 
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A. 


Ich bin auf Ihren Bericht vom 9. d. M. damit einverſtan⸗ 
den, daß überall, wo die Kinder des überfebenden Ehegatten mit 
demfelben die Gütergemeinfchaft fortfegen, während der Dauer 
dieſes Verhältniffes zur Erhebung eines Erbfchaftsftempels feine 
gefegliche Veranlaffung fei, und überlaffe Ihnen, in dem vorlies 
genden Fall des Doctor D. hiernach, zu verfahren, auch demfelben 
diefem gemäß auf die wieder beigehende Eingabe zu befcheiden. 

Berlin, den 20. Febr. 1833, 

An Friedrich Wilhelm. 
die Staatsminifter Ä 
Maaßen und Mühler. 


B. 


Des Königs Majeftät Haben durch die abfchriftlich beifolgende 
Allerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre vom 20. d. M. zu beftimmen geruhet, 
daß überall, wo die Kinder des Überlebenden Ehegatten mit dem: 
felben die Gütergemeinfhaft fortfegen, während der Dauer diefes 
Verhaͤltniſſes zur Erhebung eines Erbfchaftsftempels feine gefegliche 
Veranlaffung fei. | 

Hiernach ändert fich die Anweiſung in dem diefen Gegenftand 


betreffenden Referipte vom 15. Juli 1831 ab, wonach das Königt. 


Der s Landesgericht fich zu achten hat. 2 
Berlin, den 28. Febr. 1833. (v. K. J. Ob. 41. ©.261.) 


$. 16: „Berimitane des Erben, den Grbfhafhäfempel für ie Begataricn 
Auf den Bericht vom 7. Juni d. J., Ä — 

betreffend das Immediatgeſuch des Gutsbeſitzers L. in F. vom 

30. April d. J., Bi Ä | 
empfängt das Königl. Ober » Landesgericht anliegend eine Abſchrift 
der Allerhöchiten Cabinets -DOrdre vom 24, v. M., wonach des 
Könige Majeſtaͤt die von dem Supplifanten und feiner Ehegattin 
als Erben des Kaufmanns B., zu entrichtende Erbſchaftsſtempel 
Abgabe, fo mie die Stempelftrafe, niederzufchlagen geruhet haben, 

um dem gemäß das Weitere zu verfügen. | 

Uebrigens wird dem Collegium bemerflich gemacht, daß feine 
im Berichte vom 7. Juni d. J. ausgefprochene Anfiht: 

die. Verbindlichkeit der verehelichten L., als Univerfalerbin die 

Stempel von den Legaten zu berichtigen, fei durch die Aller: 

höchfte Tabinets.Drdre vom 5. Auguft 1828 (Jahrb. Bd, 32, 

S. 108.) aufgehoben, er 


— — 
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iſt. Durch diefe Allerhoͤchſte Cabinets/Ordte iſt, wie 


auch das Reſcript vom 22. Januar 1830 (Jahrb. Bd. 86. ©. 
142.) weiter ausfuͤhrt, nur beſtimmt, daß bei der Frage: ob 


Aberhaupt ein ſtempelpflichtiges (50 Rthir. betragendes) — 
ruͤckſichtlich des Erbſchaftsſtempels vorhanden fey? nicht die 


fhaftsmaffe im Ganzen, fondern die Größe des Antheils wor | 


einzelnen Theilnehmers in Betracht fommen foll, und daß alfo 
jeder einzelne Antheil nur dann verftieuere wird, wenn berfelbe 
50 Rthlr. oder mehr beträgt. 
- Die Vorfhrift des $. 16. des Stempelgefeßes : 
„Sur den Erbfchaftsftempel haftet die ganze Erbſchafts⸗ 
maſſe, woraus er binnen ſechs Monaten, vom Erbanfall an 
gerechnet, geloͤſet und beigebracht werden muß;* 
und | 
„, Inhaber der Erbfchaft u. f. m. dürfen die Erbfchaft einzel: 
ner Erbtheile oder Vermaͤchtniſſe nur nadı Abzug der darauf 
treffenden Stempelfteuer, oder nachdem ihnen die Berichtis 
gung berfelben nachgewiefen worden, Ausantworten, und 
bleiben in dem entgegengeſetzten Falle für die Steuer ver; 
aftet, 
iſt Hai keineswegs aufgehoben. 


Der allegirte $. 16. fpricht nicht von der Ötempelpflichtigkeit, 


fondern von dem Verfahren, wodurch der Eingang der Steuer 

‚ gefihert werden foll, und gilt daher ganz unabhängig von den Ber 

re der Allerhoͤchſten Kabinets » Drdre vom 5, Auguft 
828, 


. Berlin, den 9. Auguft 1833. (v. K. J. 85.42. ©, 172.) 


8. 3. Erbſchafteſtemdel von den Verlaſſenſchaften verſchollener Vet⸗ 


iſt in Bezug auf die Erhebung des Erbſchaftsſtempels 
von den Verlaſſenſchaften verſchollener, durch richterliches Ertennt 
niß fuͤr todt erklaͤrten Perſonen, nothwendig erachtet, | 

1) daß diejenigen Königl. Gerichtsbehoͤrden, ‚welche Gröfchafte, 
ftempeltabellen zu führen haben, die aus Todeserflärungen 
hervorgehenden Erbfälle in die Tabellen eintragen ; 

2) dag von den Königl. Gerichtsbehoͤrden, welche in Berlin 
ihren Sitz haben, wo die Erbfchaftöftempel » Verwaltung 
einer befondern Behörde obliegt, der leßtern, als Belag zu 
der Eintragung in die Erbfchaftsftempeltabelle, jedesmal 
der Tenor der rechtsfräftigen Todesertlirangs » Erfennimifl 
mitgetheilt werde, und 

3) daß die Königl. Gerichte in den Kheinprovinzen und für ben 
oftrheinifchen Theil des Negierungsbezirfs Coblenz , woſelbſt 
das gemeine Recht gilt, dem EIER welches die 


- 
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Erbſchaftsſtempel Verwaltung führt, die Erfenntnißanszdge 
mittheilen. — | 
Hierzu werben. bie betreffenden Königl. Gerichte, mit Beziehung 
auf das Eircular vom 14. Juni 1822, hierdurch angewieſen. 
Hinſichtlich derjenigen Gerichtsbehörden,, welche fih in dem Be; 
reiche des franzöfifhen Rechts befinden, hat es bei dem mit den 
Steuerbehörden getroffenen Abkommen fein Bewenden. 
Berlin, den 30. Juni 1830, (u 8.5. Bd. 35. S. 298.) 


F. 19. Ausfertigung der Adjudieationsbeſchelde gleich nach bezahltem 
Stempelbetrage. 

Saͤmmtliche Juſtizbehoͤrden werden, im Einverftändnig mit 
dem Koͤnigl. Finanz⸗Miniſterium, hierdurch angewieſen, die Ad— 
judicationsbeſcheide ſchon dann auszufertigen, wenn der Gerichts⸗ 
behoͤrde die Quittung des Hauptzoll» oder Steueramtes, bei wel: 
chem die Ausfertigung des Stempels durch die Provinzial » Steuer; 
behörde in Antrag gebracht wird, über die gefchehene Zahlung des 
Seldbetrages für den zu erwartenden Stempel eingereicht wird, 
welche demnächft gegen den &tempel ausgetaufcht werden 
muß. 

Berlin, den 10, Mai 1830. (v. K. J. Bd. 35. S. 276.) 


. 19. Ä j 
5° een Br IE RE Bla og Sntami 

Der dortige Juſtiz-Commiſſarius N. hat in der abfchriftlich 
anliegenden Eingabe vom 10. v. M. fich darüber befchwert, daß 
einem Mandanten, dem %., in dem Sinjurien » Procefie des 
Ackerknechts DB. wider denfelben, der in Anjaß gebrachte Werth⸗ 
ftempef zur Laft fallen fol. Das Zuftiz : Minifterium finder diefe 
Befchwerde gegründet. Ä 


Nach dem Keferipte vom 12. Febr. 1819 (Jahrb. Bd. 13. 
S. 30.) ift bei Abfaffung des Contumacial » Urtels der Werthſtem⸗ 
pol zwar a conto des Verflagten einzutragen; wenn indeß der 
Eontumacial » Befcheid im Wege ber Restitutio in inlegrum 
aufgehoben wird, und die Koften, mit Ausnahme der durch das 
Eontumacial: Verfahren veranlaßten,. dem Kläger auferlegt wer: 
den, fo ergiebt fich hieraus, daß auch der Werthftempel dem Kid: 
ger zur Laft fallen muß. ‘Denn da der $. 76. Tit. 14. Th. I. der 
Als. Ger. Drdn. ausdruͤcklich beftimmt, daß das Urtel, "welches 
im Wege der Restitutio in integrum ergangen, als das erfte 
angefehen werden foll, und dadurch der Contumakcial s Befcheid für 
‚eine bloße Zwifchenverfügung im Laufe der Procef » Verhandlung 
erflärt wird, welche keines Erkenntnißſtempels bedarf, fo darf der 
dazu einmal verbrauchte Stempel ‚nur als zu dem wirklich. erften 
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Erkenntniſſe für verwendet angefehen werben, und es folgt hier 
aus, daß der Stempel mach der. Publication des zu Gunſten 
des Verklagten auf das; Konto des Klägens transferirt werden. 

Hiernach har das. Eolkgium das Nöthige zur Erledigung 
der Befchwerde des ıc. N. zu verfügen und in fünftigen Fällen dies 
fer Art fih zu achten. 

Berlin, den 21. Novbr. 3831. (m. 8.5. 88.33. S. 411.) 


» * Gtempelftrafen gegen Mandatarien als Producenten eines unge» 
ftempelten Docuntents. 


Des Könige Majeftät haben durch die, unterm 24. Febr. c. 
an die Minifter der Juſtiz und der Finanzen erlaffene Allerhoͤchſte 
Cabinets⸗Ordre zu erffären geruhet: 

dag Mandatarien, welche von ungeſtempelten oder nicht mit 

dem vorgefchriebenen Stempel verfchenen Schriften im Sins 

tereffe ihrer Mandanten Gebrauch machten, infoferm fie nicht 
durch) eigene Uebertretung der Stempelvorfchriften eine Stem⸗ 
pelſtrafe verwirfe hätten, in ihrer Figenfchaft als Manda⸗ 
tarien, in Stempelftrafe nicht genommen werden £önnten, 
‚ indem das Stempelgefeg unter dem Vorzeiger eines Docu⸗ 
ments nichts anderes verfteht, als was die Proceß » Ordnung 
. den. Producenten einer Urkunde nenne, unter welcher Ber 
zeichnung fie jederzeit die Partei begreife, deren Intereſſe der. 

Segenftand der betreffenden Verhandlung fei. 

Hiernach ift die Verfügung des Königl. Finanz: Minifterii vom 
36. Octbr. 1824, welche durch die Verfügung vom 5. Novbr. ej. a. 
(Sahrb. Bd. 24. ©. 328.) den Gerichten zur Nachachtung mitger 
theilt worden, aufgehoben, und es ift dem gemäß, namentlid) ge: 
gen Suftiz « Commiffarien, welche als Mandatarien auftreten, 
eine Stempelftrafe in den in jener Verfügung. bezeichneten Fällen 
nicht feftzufegen, vielmehr fofort gegen die Parteien felbft die ges 
ſetzliche Strafe zu verhängen. 
Berlin, den 30. April 1830. (v. K. J. Bd. 35. ©, 296.) 


$. 30. Anwelfung zur erforderlichen Aufmerkſamkeit auf dad Stempel ⸗ 
Autereſſe. 


Es gehen ſeit einiger Zeit bei dem Juſtiz⸗Miniſterium haus 
fig Geſuche der Gerichte um Miederfchlagung der gegen dieſelben 
feftgefegten Stempelfteafen ein. Ä 
Da dergleichen Gefuche fünftig nur in dem Falle, wenn bie; 
ſelben befonders Begründer befunden worden, gewährt werden fols 
len, fo werden ſaͤmmtliche Koͤnigl. Gerichtöbehörden, mit Hinwei⸗ 
fung auf die frühere Verfuͤgung des a ae vom 
VII. 
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18. Oetbr. 1829, die Wahrnehmung des Stempel » Intereffes ber 
treffend, hiermit aufgefordert und angewiefen, auf diefen Theil. 
ihrer Obliegenheiten die erforderliche Sorgfalt und Aufmerkſamkeit 


zu verwenden. 
Berlin, den 12. Novbr. 1831. (. K. Bd. 38, ©. 407.) 


$. 30. Verfahren hei Differenzen zwiſchen den Landes, Juſtiz⸗ und den 
adminiftrariven Wehorden Über die Auslegung ded Etempelgefeges. 
Saͤmmtliche Koͤnigl. Gerichtöbehörden werden hierdurch ans 
gewiefen, in allen’ Fällen, wo eine Differenz über die Auslegung 
des Stempelgefeßes eintrirt, und infonderheit die Landes s Syuftizr 
collegien, an welche Seitens der Untergerichte dieferhalb Anfrage 
zu halten, fi ſich mit der Provinzial: Steuerbehörde über die anzus 
wendenden Grundfäße nicht einigen Finnen, zur Erledigung ders 
felben, Behufs Erörterung des Falles unter den Minifterien, hiers 
her zu berichten, der einfeitigen Feftfegung beim Entftehen der Vers 
ftändigung mit der Provinzial» Steuerdirection aber fich zu ent 
alten. 
i isn den 2. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd IB. ©. 2 


S. 31. — bei Stempeiftrafen. 

Es ift auf den Bericht des König. Staats ⸗Miniſteriums 
durch die an daffelbe ergangene Allerhöchfte Cabinets -Drdre vom 
26. Decbr. p. a. fefigeftelle worden: 

daß 
° 1) in der Regel gegen Stimpelftrafen, welche nicht 10 Rthlr. 

betragen, fie mögen in der Form eines Reſoluts oder eine. 

Decrets auferlegt fein, im Wege des Necurfes oder der Bes 

fchwerde, Erlaß oder Milderung, bei der Königl. Stempel 

verwaltung nachzufuchen ſei; 

‚ 2) hiervon nur diejenigen Stempelftrafen ausgenommen, fein 
follen, die entweder von einer Minifterial: Behörde verfügt, 
oder von den Gerichten in Proceß » Verhandlungen ohne Uns 
terfchied, und in andern gerichtlichen Verhandlungen gegen 
die unterlaffene Verwendung des tarifmäßigen Stempels zu 
Gefuchen und Eingaben, zu Vollmachten, und zu gericht, 
lichen oder Notariats » Beglaubigungen, durch ein Decret 
feftaefegt werden; 

3) nur in diefem Falle der Recurs im Wege einer Befchwerde 
an die höhere Inſtanz der Behörde, welche das Strafdecret 
abgefaßt habe, Statt finden folle ; 

4): überall, wo der Necurs oder die Befchwerde an die Stem- 
pelverwaltung zu vichten fei, der Berheiligte ſich unmittelbar 

an das Königl. Finanz⸗Miniſterlum zu wenden habe, wel 
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chen jedoch freiftehen folle, zur Erleichterung des Verfahrens 
den Provinzial s Steuerdirector oder bie ‚betreffende Regie 
rung zu ſubſtituiren; und 


5) der Necurs, welchen wegen der Strafen zu 10 Rthlr. und 
darüber, der Betheiligte Statt der Berufung auf ein gericht 
liches Verfahren etwa einlege, im allen Fällen zur Entſchei⸗ 
dung des Herrn Finanzminifters gehöre. 


Hiernach hat das Koͤnigl. Dber » Landesgericht ıc. fih zu achten, 
und die eingehenden Necurfe gegen die Strafbeftimmungen in 
‚ Stempelfachen,, infofern folche nicht der Stempelverwaltung übers 

wiefen find, an die höhere Inſtanz, mithin an diejenige Gerichts⸗ 
behörde, welche in appellatorio zu erkennen haben würde ‚zur 
Beurtheilung und Entfcheidung abzugeben. 


Berlin, den 19. Septbr. 1831. (0.8.9. 80.38, ©. 135.) 


—. 31. Curfocöungen über Recursgefuche gegen Stempel s Strafrefos 


N es der in der Allerhoͤchſten Cabinets⸗ Ordre vom 13, 

April d. J. (S. 33. der Geſetzſammlung) No. 3. enthaltenen Veſtim⸗ 

mungen, iſt beſchloſſen worden: 

die Entſcheidungen auf die Recurſe gegen Stempel; Straf 
refolute der Kreis: und Local: VBerwaltungsbehörben und der 
Untergerichte, fofern der Recurrent nicht nach der ihm in 
jener Allerhoͤchſten Vorſchrift nachgelafienen Befugniß auf 
die unmitteldare Entfcheidung des Finanz Minifterii_provos 
cirt, den Provinzial: Steuerdirectoren,, und für die Provinz 
Brandenburg den Königl. Regierungen zu Potsdam und zu 

Frankfurt a. d. O., jede in ihrem Bezirke, als den für 

dieſelben befichenden Provinzial + Steuerbehörden, zu deies 
giren. 


Die Recurrenten haben bei der Anbringung ihres Geſuchs zu ers 
klaͤren ob ſie von der Befugniß, auf unmittelbare Entſcheidung 
des Finanz-Miniſterii anzutragen, Gebrauch machen wollen, 
und wo dies nicht geſchieht, wird angenommen, daß ſie 
die Entſcheidung der Provinzial⸗Steuerbehoͤrde wollen eintreten 
laſſen. 


Als die competente Provinzial: Steuerbehörde ift überall dies 
jenige anzufehen, in deren Verwaltungsbezirk die Behörde, von 
welcher das Strafrefolut ergangen iſt, ihren Sitz hat. 


- Gegen Stempel: Strafrefolute der Locals und Untergerichts, 
behörden zu Berlin geht der Necurs in den oben bezeichneten: 
nn an die Megierung zu Potsdam. 

Kae: 24% 
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Diefe Beftimmung ift durch das Amtöblatt befanns zu 
wachen. | a | 
Berlin, den 29. Juni 1833. 
F | Der Finanzminifter 
Maapen. 


€ 


Ä An 
ſaͤmmtliche Königl Regierungen 
und Provinzial» Steyerdirectionen. 


Borftehende, von Seiten des Herrn Sinanzminifters, 
in Betreff der ntfcheidungen über Recursgeſuche gegen 
Strafrefolute in Stempelfachen nach No. 3. der Allerhoͤch⸗ 
ften Cabinets-Ordre vom 13. April 1833 (Gefegfammlung 
©. 33.) 

erlaffene Circularverfügung, wird fammtlichen Gerichtsbehörden 

hierdurch zur Nachricht und Nachachtung bekannt gemacht, 


Berlin, den 13. Juli 1833. (0.8.3. Bd. 42. ©. 171.) 


S. 32. Yerrechnung der Denuneianten»Antheile von dem auf Rechnungs⸗ 
erinnerungen feſtgeſetzten Stempelſtrafen. 


Soaͤmmtlichen Koͤnigl. Juſtizbehoͤrden wird die von der 
Koͤnigl. Ober » Nehnangstammer unterm 31. Auguft c. an. die 
Koͤnigl. Regierungen erlaffene Eircularverfügung, 

die Verrechnung der Denuncianten « Antheile von den auf 

‚Rehnungsermnerungen fefigefegten Stempelftvafen, be 

treffend, 
hierdurch zur Nachricht und Nachachtung mitgetheilt. 

Berlin, den 27. DOctbr. 1830. 


A. 


Im $. 4. unferer ireularverfügung vom 28. Febr. d. J., 
betreffend die wegen der bei Nevifiorn der Rechnungen entdeck⸗ 
ten Stempel s Defraudationen feftzufegenden Strafen, ift ans 
geordnet: daß von den auf dieffeitige Nechnungserinnerungen, 
feftgefeßten und zur Einziehung gelangten Stempelftrafen der Des 
nuncianten » Antheif jederzeit portofrei an unfere Buͤreau-Caſſe 
eingefendet und die Quittung darüber der Beantwortung bes be; 
treffenden Moniti beigefügt werden folle. In Erwägung jedoch, 
daß gegenwärtig mehr als früher bei der Abnahme der an, uns ein 
zufendenden Rechnungen eine forgfältige Prüfung darüber, ob zu 
den, bei den Nechnungsbelägen befindlichen fiempelpflichtigen Juſti⸗ 
ficatorien das gefeßliche Stempelpapier verwendet worden, Statt 


finden, und daß in die Abnahme» Protokolle jegt in der; Regel 


ſowohl wegen Nachbringung des fehlenden Stempelpapieres, als 
auch wegen Einziehung der verwirkten geſetzlichen Strafen. das. 
Erforderliche übernommen wird, finden wir ung veranlaßt, die 
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Konigl. Regierung der fernern Einfendung der gedachten Denun⸗ 
cianten » Antheile zu unferer Bürcau » Caffe zu überheben, und be: 
ſtimmen hierdurch , daß. diefelben fünftig , gleich den Antheilen der 
Konigh Caſſe an den Stempelftrafen, zu verrechnen find. J 

Potsdam, den 31. Auguft 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 72;) 


An 
ſaͤmmiliche Koͤnigl. Regierungen. 


+ 


$. 36. Anſchaffung ded Stempelpapiers. 

Es iſt von Seiten der Koͤnigl. Ober-Nechnungskammer be: 
merke worden, daß einige der Untergerichte, bri welchen Feine 
Stempelvertheiler angeftelle find, das Stempelmaterial nicht bei 
einem, fondern bei mehreren Steuerämtern nah Willkuͤhr ankau— 
fen. Hieraus entftehe der Nachtheil, daß die Befcheinigung über 
den Geldbetrag des während der Dauer eines Jahres angefaufs 
ten Stempelpapiers nicht vollftändig ertheile werden fant. Dieſe 
Bereinigung iſt indeſſen zur gehörigen Juſtification der Aus: 
Habe für Stempelpapier unerlaͤßlich. | Ä 

Zur Hebung diefes Lebelftandes werden daher auf den Am; 
trag der Königl. Ober »Rechnungstammer die Gerichte, bei web; 
den keine Stempelveriheifer angeftellt find, welche die Verpflich— 
tung haben, alles Stempelpapier von dem Steueramte ihres 
Mohnorts zu entnehmen, hiermit angewiefen, 

das ſaͤmmtliche Stempelpanier bej den Steueramte im Orte 

des Gerichts, pder wenn dafeldft Feines vorhanden ift, le: 

diglich Hei dem naͤchſten Steueramte anzufaufen und den 

Ankauf von diefem befcheinigen zu laffen. 

Berlin, den 19. Juli 1830. (v. 8. J. Bd. 36. &, 199.) 


$. 36. Der Stempelbedarf ſoll nicht von verſchledenen &renerämtern em 

nommen werden. h 
In der unter dem 19. Juli v. J. an ſaͤmmtliche Gerichte: 
behoͤrden erlaffenen, in den Jahrb. Bd. 36. S. 199. abgedrud; 
ten Verfügung find die gerichtlichen Stempelvertheiler verpflichtet, 
alles Stempelpapier von dem Steneramte ihres Wohnorts zu ents 
nehmen. Zur Erläuterung diefer Votſchrift wird hiermit bemerft, 
daß durch diefelbe lediglich das Einnehmen de3 Stempelpapiers 
von verfchiedenen Steueränttern unierfagt, nicht aber nachgelafs 
fern werden follte, den Stempelbedarf aud) von einem Unter 
Steueramte zu beziehen. 
| Wenn alfo nur ein ſolches am Site des Gerichts füh bes 

findet, fo verbleibt es bei der bisherigen Verpflichtung der Stem— 

pelvertheiler, den Stempelbedarf ausfchließlich von einem Haupt > 
Steueramte zu beziehen. 

Berlin, den 17. Juni 1831. (m, 8. J. Bd. 37. S. 391.) 


+ 
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40 r » 
S. * Inftencetion über das V 
E a En er das Verfahren bei Reſtitation zu viel erhobener 


Um das Verfahren bei Erſtattung irrthuͤmlich zu viel erleg⸗ 
ter Erbſchaftsſtempelabgaben abzukürzen, find „nachfolgende Bes 
flimmungen getroffen; I. 

1) In den gewöhnlichen Fällen, wo nämlich bei der durch die 
Stempelverwaltung erfolgten Reviſion der Erbfchaftsftempels 
tabellen ſich findet, daß durch ein Gericht ein höherer Erb» 
fchaftsjtempel feftgefeßt und gelöft worden, foll der zu viel 
bezahtte, folglicd) zu erfiattende Betrag in dem Revifionss 
protofoll bemerkt, der richtige Stempelbetrag aber, mit Abs 
änderung des ausgeworfenen Stempels, fofort in die Erb» 
ſchaftsſtempeltabelle eingetragen, und der Eibfall, bei wels 
hem dergleichen Abänderung vorkommt, wenn außerdem 
dabei nichts zu erinnern befunden, in der Tabelle für erle 
digt angenommen werden. ! 

Nenn bei der von den Königk Dbers Landesgerichten bes 
wirkten Reviſion derUntergerichtstabellen entdeckt worden, 
dag Untergerichte Erbſchaftsſtempel zu Hoch angefeßt und eins 
gezogen haben, ift folches zwar in der Neyifionsverfügung ans 
zumerken, es bleibt aber die Lebernahme in dag Nevifionspros 
tofoll der Verwaltung vorzubebalten, 

2) Die Provinzial; Steuerbehärde, an welche die Erbſchafts— 
ftempeltabellen nach der Reviſion zuräckgelangen, fertigt aus, 
dem Nevifionsprotofoti eine beglaubigte Nachweifung der zu 
erftattenden Stempelbeträge, bevor ſie die Tabellen an die 
Gerichtsbehoͤrde zurückgelangen läßt. n 

‚Zugleich ertheikt fie mit Zufertigung von Auszügen daraus 

denjenigen Hauptämtern, in deren Bezirk das Gericht feinen 
Sitz hat, eine vorläufige Anweifung zur Zurüczahlung des 
zu viel erhobenen Stempelberrages, und zwar für PDerfonen, 
welche nicht in der Nähe des Hauptamtes wohnen, durch das 
ihnen zunächft belegene Zoll: oder Steueramt für Rechnung 
des Hauptamts, und benachrichtigt hiervon die Gerichtsbes 
hörde bei Rückgabe der Tabellen. 

3) Das Gericht fordert, nad) Ruͤckempfang der Tabellen, dies 
jenigen, welchen die Erftattung zu leiften ift, auf, binnen 
4 Wochen bei dem zu "benennenden Steueramte den Betrag, \ 
der erftattet werden foll, zu erheben, und ertheilt ihnen zu 
ihrer Legitimation ein unentgeldliches, Atteft, worin fie als 
Berechtigte. zur Empfangnahme des ausgedrädten Betra⸗ 
ges in dem zu benennenden Erbfall bezeichnet werden. 

Der Producent diefes, dem Steueramte auszuhhndigen: 
ben Atteftes iſt zur Empfangnahme Tegitimirt, wenn fich 
darunter die Duittung auf den Namen des darin benannten - 
Empfängers befindet, 


— 


* 
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4) Meldet ſich der Empfänger nicht fpäteftens bis zum Ab— 
lauf des Jahres, fo kann feine Befriedigung nicht weiter 
in diefem Verfahren‘ erfolgen, vielmehr ſchließt das Haupt; 
amt mit dem Ablauf des jahres das Verfahren ab, und 
ertrahirt bei der Provinzial: Steuerbehörde, ſtatt der vor; 
läufigen, die definitive Ausgabeordre für die ausgezahlten 
Summen, weldhe in der Sahresrechnung außer jener Drdre 
durch die Juſtificatorien ad 3. befegt werden. i 

- Diejenigen Perfonen aber, welche fich erft nach. Ablauf des 
Jahres zur Empfangnahme melden, werden mit ihren Ans 
trägen an die Provinzial s Steuerbehärde verwiefen, welche auf 
bergleihen Anträge nach den Beftimmungen zu 5. verfährt. 

5) Kommen Gefuhe um Nückerftattung zu viel beigebrachter 
Eröfchaftsftempel außer dem Verfahren, Behufs der Re 
vifion der Erbfchaftsftempeltabellen vor, fo werden folche 
gleih allen andern Stempelreftitutionen. behandelt, und 
wenn fie begründet gefunden werden, durch befondere Ans 

r weifung der zu erftattenden Summe auf die Öteuercaffe 
erledigt. 

6) Auf den Bereich der franzöfifchen Gerichtsverfaflung findet _ 
biefe Inftrustion nicht Anwendung. Ä 

Berlin, den 15. Sjuni 1832, , 

Der Finanz» Minifter Der Juſtiz⸗Miniſter 
Maaßen. Muͤhler. 
| (v. 8. J. Bd. 39, ©. 454.) 


Tarif von Audfertigungen und Decreten, grempet. 
Ibelbeik der, mittelſt Worzeigung dem Intereffenten befannt zu machen⸗ 
en Werfügungen. Ä j | s 
Auf die Anfrage des Könige. Ober :Landesgerichts vom 
9. April c., 
ob in übrigens ftenmpelpflichtigen Angelegenheiten zu den, 
mittelft Worzeigung den Ingereſſenten befannt zu machenden 
und fodann zu den Acten zu bringenden Verfügungen die 
Adhibirung des Stempels erforderlich ift, 
wird dem Kollegio hiermit eröffnet, daß, da in dem Stempel; 
gefege vom 7. März 1822 und in dem Tarife dazu sub voce 
„, Augfertigungen” des in der Anfrage gedachten Falles nicht Er; - 
‚ wähnung 'gethan wird, Stempelgefeke überhaupt aber eine aus; 
dehnende Erklaͤrung nicht zulaffen, das Zuftiz- Minifterium mit 
ber in der Anfrage des Eollegii ausgefprochenen Anficht dahin 
einverftanden ift, daß es ber Adhibirung des Stempels nicht 
bedarf. 
Berlin, den 26. Mai 1831. (v. 8. 3. Bd. 37. ©. 392.) 


376  &tempelgefeh. Tar. v. Berichten u. Beſcheiden. 


Tarif von Berihten und Befheiden. grempersfictie 
Feit der Correfponden; zwiſchen den Wormöndern und Bormundichafis- 
gerichten. 
- Das Königl, Ober - Landesgericht hat in feinem Berichte vom 

18, April v. J. die Anfiht aufgeftellt: SE. 

daß auch in fonft ſtempelpflichtigen VBormundfchaftsfachen 
weder zu den Verfügungen an die Vormuͤnder, noch zu den 
Berichten und Anzeigen derfelden Stempelpapier zu verbrau: 
chen fei. | 

Diefe Anſicht laͤßt ſich nach den in der Sporteltare und dem 

Stempelgefeß enthaltenen Beftimmungen nicht rechtfertigen. Uns 

ter den „Berichten ”/ welche nach dem Tarif ftempelfrei find, find 

nar Berichte eines Beamten oder einer Amtsbehörde an die vor: 
gefeßte Behörde zu verſtehen. Werfügungen an die Bormünder 
dagegen gehören zu den gewöhnlichen Verhandlungen in Vormund⸗ 
ſchaftsſachen, und find nur dann ftempelfrei, wenn die Bormunds 
ſchaft überhaupt ftempel, und foftenfrei behandelt werden muß. 
Nach erfolgter Ruͤckſprache mit des Herrn Finanzminiftere 
Excellenz hat ſich daher der Juſtizminiſter mit demfelden darüber 
einverftanden erflärt: 
dag der Schriftwechfel zwifhen den Wormündern und den 
vermundſchaftlichen Behörden in fonft ſtempelpflichtigen Vor; 
mundſchaftsſachen allerdings dem gewöhnlichen Stempel un: 
terworfen fei, und daß hiervon auch die Korrefpondenz , wel: 
he nur die Derfon der Curanden und deren Einziehung be; 
trifft, feine Ausnahme machen. | 

Das Könige. Ober Landesgericht wird daher angewiefer, bier; 

nad) zu verfahren. Da indeß jede Vormundfchaft nur dann ſtem⸗ 

pelpflichtig ift, wenn fich Weberfchäffe der Einnahmen über die 

Ausgaben ergeben, umd dies fich in der Regel erft nach dem 

Schluß der Jahresrechnung erfehen läßt, fo wird hierbei nach⸗ 

gelaſſen: 

daß die Stempelpflichtigkeit der Verhandlungen in Vormund⸗ 
ſchaftslachen, gleich der Sportelpflichtigkeit nah '$. 2, 
No. 14. der Allg. Gebühren: Tare, nach den Ergebniffen 
der a RR U für jedes Jahr beftimmt wer 
den foll, 

und genügt es daher, wenn die für jene Korrefpondenz zwiſchen 

den Vormuͤndern und den vormundſchaftlichen Behörden erforder: 

tichen Stempel nur erft nach. dem Abfchluß der Jahresrechnung 
bei ‚der Bormundfchaftsbehörde zu den Acten caffirt werden‘,. dev 

— dag im Laufe des Jahres die Correfpondenz ohne Ans 

wendung diefer Stempel Statt finden kann. — 
Berlin, den 30. März 1833. (v. K. J. Bd. 41. S. 263.) 
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Tarif von Ceſſionen und Kaufberträgen, ı werw⸗ 
ſtenwel bei Abtretung der gutöberrlichen Renten. 


Da die Beftimmung im $. 14 und 15. Tit. J. der Hypo: 
thefen Ordnung auf die, in Stelle der fonftigen gutsherrlichen 
Rechte conſtituirten Renten nicht Anwendung findet, leßtere viel _ 
mehr nie auf ein befonderes, fondern immer auf das Folium des 
belaſteten Guts sub rubr. HH. eingetragen werden, fo hat ſich 

das Königl. Finanz: Minifterium mit dem Juſtiz-Miniſterium 
darin einverftanden erklärt, daß die Abtretung des Nechts zu dem 
Bezuge folher Renten, gegen einen beffimmten Preis, nicht als 
Kauf zu betrachten, und einem Kaufwerthſtempel nicht zu uns 
terwerfen fei, fondern die Verhandlung daräber bios dem Ceſſions⸗ 
ſtempel unterliege. 

Hiernach haben fich die Königl. Gerichtsbehoͤrden in vorkom⸗ 
menden Fällen zu achten. 


Berlin, den 16. Novbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38, ©. 411.) 


Zarif von Erbſchaften. Stempelfreiheit der keßtwitigen Bumen» 
dungen für aufgerragene Dienftleiftungen. 

Durch die Allerhöchfte Ordre vom 7. v. M. ift feftgefegt 
worden, daß von leßtwilligen Zuwendungen, unter welcher Be; 
nennung fie auch erlaffen werden mögen, feine Erbſchaftsſteuupel⸗ 
ſteuer zu entrichten iſt, fobald jene Zuwendungen in einer jaͤhr⸗ 
lichen Vergeltung aufgetragener Dienſtleiſtungen beſtehen, und 
auf die Dauer dieſer Dienſtleiſtungen beſchraͤnkt ſind. 

Von dieſer Beſtimmung werden ſaͤmmtliche Koͤnigl. Ge: 
richtsbehoͤrden zur Nachricht und Achtung hiermit in Kenntniß 
gefeßt. 

Berlin, den 4. Auguft 1830. (v. 8. 3. Bd. 36. ©. 197.) 


Tarif von Erbſchaften. 
Ka nunmpel Dei ber Gätergemein 


Dem Königl, Hofgerichte wird auf den, über den Erbs 
Thaftsftempel in Beziehung auf die Gätergemeinfchaft nach Yübis 
Them Rechte unterm 2. Septbr. v. J. erftatteten, gutachtlichen 
Bericht nunmehr, nach ftattgehabter Communication mit des 
Herrn Finanzminiſters Excellenz, eroͤffnet: 
daß der uͤberlebende Ehegatte nach aufgeloͤſter Guͤtergemein⸗ 

ſchaft von alle demjenigen, was er über die Hälfte des Ge; 

fammtvermögens erhält, als von einem erbfchaftlichen Vor: 
theile den Eroſchaftsſtempel nad) den Regeln der Erbfchaftss 
fiempelpflichtinfeit zu entrichten hat; 

dag aber in denjenigen Fällen, in welchen die Kinder des 
Ueberlebenden mit diefem die Gemeinſchaft fortſetzen, und 
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alles biöher in der Gemeinſchaft begriffen geweſene Vermoͤ— 

gen nach wie vor dem gemeinſchaftlichen Eigenthum unter⸗ 

worfen bleibt, fo lange dieſe fortgeſetzte Guͤtergemeinſchaft 
dauert, kein Erbſchaftsſtempel zu entrichten iſt. 

Berlin, den 7. October 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 409.) 


* 


Tarif von Erbſchaften. ss ein Adeicommilfarifd, Fubftitnirter 
Erbe den Erbſchaftsſtempel nach dem Grade feiner Verwandtſchaft zu dem 
inftituirten Erben, oder nach dem Srade feiner Werwandtſchaft au dem Te⸗ 
ſtator, zu entrichten babe? i 

Die Befchwerde des NRechtscandidaten Alerander Ferdinand 

E. über den von ihm als fubftituirten Erben der verehelichten 

©uperintendent E. zu ©. erforderten Erbfchaftsftempel zu 8 Pro 

cent, hat Veranlaffung zur Erörterung der Frage gegeben : 
ob bei einer fideicommiffarifchen Subftitution der jubftituirte 
Erbe den Erbfchaftsftempel nad dem Grade feiner Vers 
wandtichaft zu den inftituirten Erben, oder nad dem Gras 
de feiner Verwandtſchaft zu dem Teflator, zu entrichten 

... habe? 

fo wie, | | 

ob die Beftimmung des Stempelgefeges vom 7. Mär; 1822 

©. 78, der Gefeßfammlung : 
„der Stempelfaß von Lehns- und Fideicommißanfällen 
wird nur allein nach dem Verwandtichaftsgrade zwifchen 
dem letzten Inhaber des Lehns oder Fideicommiffes und 
defien jedesmaligem Nachfolger im Beſitz beftimmt ‚” 
nur auf den Anfall eines Familien» Fideicommiffes zu bes 
fhränfen, oder auch auf den Anfall einer Erbfchaft oder 
einzelnen Sache an einen fideicommiſſariſchen Subftitution 
anzuwenden fei? 

Es iſt dabei Folgendes zur Sprache gekommen. Der $. 53. 

Tit. 12. Th. I. des A. L. R. verordnet: 

Eine fideicommiſſariſche Subſtitution iſt vorhanden, wenn 
dem zuerſt eingeſetzten Erben oder Legatar die Pflicht auf: 
erlegt worden, die Erbfchaft oder das Vermaͤchtniß in deu 
beftimmten Fällen, oder unter den angegebenen Bedinguns 
gen einem Andern zu überliefern. 

Der folgende $. 4. verweifet hinfichtlih der Familien « Fideicom; 

miſſe auf Ti. 4. IH. II. des A. L. R., und hier ſchreibt der $. 23. 

Tit. 4. Th. II. vor: 

| ‚wenn Sjemand verordnet, daß ein gewiffes Grundſtuͤck oder 

Capital, entweder für beftändig,' oder. doch durch mehrere 
Geſchlechtsfolgen bei einer Familie verbleiben fol, fo wird 
folches ein Familien » Fideicommiß genannt. 

Nah $. 51. Tie. 4. Th. Il, des A. L. R. muß das Land» 
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gut — einen reinen Eetrag von 2500 Rthlen. ge⸗ 
waͤhren; 

nad 9. 50. daſelbſt, Pr 
das Capital wenigſtens 10, 000 Rthlr. betragen. 

Bei Güter Fideicommiffen foll künftig dem $. 122. zufolge eine 

Succeſſions/Ordnung beflimme werden, wonach ein Londgut im⸗ 

mer nur Einem aus der Familie zu Theil wird. 
Fideicommiffarifche Anordnungen, welche diefe Befchränfun. 

gen, hinſichtlich des Betrages oder der Succeſſion nicht beachten, 

— als fideicommiſſariſche Subſtitutionen. 6. 141. Th, U, 

it. 4. verordnet in ber Lehre von der Succeffions »Drdnung bei 

kuͤnftig zu errichtenden Fidercommiffen : 
Auch ſollen Verordnungen, vermoͤge welcher ein Landgut 
ſich in einer Familie nur nach den Regeln der geſetzlichen 
Erbfolge verfallen wuͤrde, kuͤnftig nur als ſideicomimiſſariſche 

Subſtitutionen gelten; 

und $- 53, Tit..12, Th. 1. beftimmt: 

Sin Fällen, wo nad) den Geſetzen fein aa 
miß Statt findet, gilt eine fideicommiffarische Subftitution 
nur zum Beſten des erften und zweiten Subſtituten. 

Die Unterſchiede zwiſchen Familien⸗Fideicommiß (auch Fideicom- 

miß ſchlechthin genannt) und ſideicemmiſſariſcher Subſtitution 

ſind folgende: 

1) Ein Fideicommiß hat nur Landguͤter oder Capitalien zum 
Gegenſtande, deren Betrag ein beſtimmtes Magß uͤberſchrei— 
ten muß; fideicommiſſariſche Subſtitution iſt ihrem Betrage 
und Gegenſtande nach unbeſchraͤnkt. 

2) Ein Guͤter-Fideicommiß erfordert eine beſtimmte Succeſ⸗ 
ſions-Ordnung, eine fideicommiſſariſche Subſtitution nicht. 

3) Ein Familien⸗Fideicommiß verfällt ſich für beftändig, oder 

doch in mehrere Gefchlechtsfoigen, in einer beftimmten Fa— 

milie; die fiedeicommiffarifche Subftitution kann höchftens 
bis. in. den zweiten Grad der Subftitution Statt finden. 

Die Uebereinftimmung zwifchen beiden befteht darin: 

1) Beide gründen ſich auf eine fideicommiffarifche Anordnung. 
Diefelbe fideicommifjarifche Anordnung gilt als Familien « 
Fideicommißſtiftung, wenn fie ein Landgut betrifft, und e6 
fih findet, daß daffelde einen Ertrag von 2500 Rthlr. ges 
währt; als fibeicommiffarifhe Subftitution, wenn ſich ers 
giebt, daß der Ertrag 2499 Rthlr. beträgt; 

als Fideicommiß, wenn fie beſtimmt, daß Ein Familien, 
mitglied allemal in das Landgut fuccediren foll; als fideicoms 
mifjatifche Subftitution, wenn fie beftimmt, daß ſaͤmmtliche 
Söhne e eines Nachfolgers fuccediren follen; 

als Fideicommiß, wenn z. B. ber Erblafier beſtimmt, 
fein Bruder folle.ein Gut erhalten und daſſelbe auf deſſen 


. 
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Sohn, Enkel und Urenkel übergehen, in den Händen des 
leßtern aber freies Eigenthum werden; als ſideicommiſſa⸗ 
rifche Subflitution, wenn der Erblaffer in eben diefem Falle 
das —— in den Haͤnden des Enkels freies Eigenthum wer⸗ 
den laͤßt. 

2) Beide gewähren dem zuerſt eingeſetzten Erben, dem In: 
ftituten, dieſelben Rechte und Verbindlichkeiten — ein be: 
ſchraͤnktes Eigenthum und das Nutzungsrecht. 

Beii dem Familien  Fideicommiß befindet ſich nach $. 73. 

Tit. 4. TH II. des A. UN. | 

das Obereigenthum bei der ganzen Familie; 
nach) $. 72. gebührt dem jedesmaligen Fideicommißbeſitzer 
das nugbare Eigenthum des Fideicommiſſes; 
nad) $. 212. erfolgt die Auseinanderfegnng zwifchen dem Fi: 
deicommißnachfolger und den Erben des legten Befigers nach 
den bei der Lehre vom Nießbrauche ertheilten Borfihriften ; 
bei der fideiconimiffarifchen Subftitution hat 
nad) $. 466. Tit. 12. Ip. I. | 


der eingefegte Erbe oder Legatar fo lange, bis der Subfti: . 


tutionsfall eintritt, alle Rechte und Pflichten eines Nieß— 
brauchers — alfo auch in der Negel, gleich dem nutzbaren 
Eigenthümer, alle fowohl gewöhnliche als ungewöhnliche 
Nutzungen. 

$. 23. Tit. 21. Th. J. A. L. NR. 
und nad $. 472. Tit. 12. Ih. J. erfolge die Auseinander: 
feßung zwifchen dem Subftituten und dem Haupterben nach 
den Vorfchriften vom Nießbrauche. 

Somie der Fideicommmißbefiger zu Dispofltionen über 
die Subftanz die Einwilligung der ganzen Familie als Ober; 
eigenthämer bedarf, u 

$. 76. n. fi Tit. 4. Th. II. A. L. R,, 


eben fo darf bei einer fideicommiffarifchen Subftitution der 


‚eingefegte Erbe ohne Einwilligung des Subftituten Feine Die; 
pofition über die Subftanz vornehmen. 
| 9.25 u. f. Tit. 21. CH. J. A. L. R. 
3) Das letzte Familienmitglied kann uͤber das Fideicommiß frei 
verfuͤgen, | 
69. 139 und 148. Tit. 4. Th. II. A.L. R.; . 
bei der fibeicommiffarifchen Subftitution wird der legte Sub: 
flitut freier Eigenthiämer des Gegenftandes, worauf die Sub: 
fitution ruht. / | 





Meberall finder man hiernach in dem Allg. Landrechte eine 
Uebereinſtimmung des Rechtsverhaͤltniſſes dei Fideicommiſſen und 
ſideicommiſſariſchen Subftitutionen in Beziehung - 0. 
auf den zuerſt eingefegten Erben und den Subftitwen, 


# 


\ 
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Die Verfchiedenheiten werden nur dadurch bedingt: 


daß “er Gefeßgeber Gegenftände von geringerer Bedeutung 


dem Verkehr nicht auf längere Zeit hat entziehen wollen, 
und daß er es nur bei Gegenftänden von größerer Wichtigkeit dem 


freien Willen eines Erblaſſers überlaffen hat, ein beftändiges Fa⸗ 


milien » Fideicommiß zu errichten, oder die fibeicommiffarifche Ans 
ordnung auf mehrere oder nur Eine IR zu beſchraͤnken. 


\ 


Dies vorausgeſetzt, koͤnnte Die Aehnlichkeit beider Faͤlle zu 
dem Schluß fuͤhren: 
daß auch die rein poſitive Beſtimmung des Stempelgeſetes 
Seite 78. Über Berechnung des Stempelſatzes von Lehns⸗ 
und Fideicommißanfällen, nicht minder bei Familien Fidei- 
commiſſen, als bei fideicommiffarifhen Subftitutionen An 
wendung finde, 
Das Königl. Staats: Minifterium hat indeß, 


a) weil das Allg. Landrecht eine fideicommiffarifche Susftitation 
nirgends ein Fideicommiß nennt, 


b) die Zufammenftellung „der Lehnds und Fideicommiganfälle” 
im Gefege fehon auf die Theorie vom getheilten Eigenthung 
hinweift, und nur Familien: Fideicommiffe den Lehnen gleich 
geftellt werden fönnen, wie dies öfter im Landrecht, nament⸗ 
lid) auch in dem oben angeführten $. 354. Ti. 9. Th. I. vor⸗ 
koͤmmt, und 

ec) das Stempelgefeß, wenn es von dem letzten Inhaber eines: 
> Res und defien jedesmaligem Nachfolger im Ber 
fpricht, offenbar eine Reihenfolge von Er Suc⸗ 
ceſſionen vorausgeſetzt habe, 
ommen: 


„daß die oben angefuͤhrte Stelle des Stempelgeſetzes (S. 78. 


der Geſetzſammlung von 1822) ſich lediglich auf Familien- 


Fideicommiſſe befchränfe ,” 
imgleichen : 
„daß es eben darum hinſichtlich ber fideicommiffarifchen Sub⸗ 
ftitutionen bei der allgemeinen Regel verbleibe, wonach 
der Inſtitut immer nur den Nießbrauchs⸗ Stempel . 
und.der Subftitue, wenn er das Eigenthum der 


Erbſchaft oder der einzelnen Sache erwirbt, den. Eigen - 


thums + Stempel, 


beide aber nach dem Verwandiſchaftsgrade entrichten muͤſſen, 


in welchem fie zu dem Erblaſſer ſelbſt ſtehen,“ 
und es iſt beſchloſſen, daß dies kuͤnftig zur Norm dienen ſoll. 
Das Koͤnigl. Ober-Landesgericht hat ſich daher hiernach zu 


achten 
Berlin, den 5 Juni 1833. (8.5. DO. 41. ©8498.) 


ı ik 
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Tarif von Erkenntniffen. Litt. A. b. | 
>| in Poffeiloriens N j Erkenntniß / Stem⸗ 


Es iſt uͤber die Hoͤhe des zum Erkenntniß in Poſſeſſorienſa⸗ 


chen zu adhibirenden Werthſtempels, AR 
wenn die Sache, deren Beſitz geſtoͤrt worden, an und für 


fich , ihrem Werthe nad nur einen Stempel unter 5 Rthlr. 


‚erfordern würde, | 
angefragt, und im Einverftändniffe mit dem Königl. Finanz Mis 
nifterio der Grundſatz feftgeftellt worden: | 

dag in ſolchen Poffefforien » Proceffen der zum Erfenntniß zu 
verwendende Merthftempel durch den Werth der Sache ſelbſt 
bedingt werde. | 
Saͤmmtlichen Koͤnigl. Gerichtsbehörden wird hiervon zur Nach 
achtung Kenntniß gegeben. | — 
Berlin, den 20, Aug. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 200.) 


Tarif von Erkenntniſſen. Litt. A. b. Werthſtempet ju 


Erkenntniſſen in Proceſſen ex Indicato, 


Das Juſtiz-Miniſterium erklaͤrt ſich im Princip mit der Ar 
ſicht des dortigen Provinzial-Steuerdirectors in deſſen mittelſt 
Berichts vom 14. v. M. von dem Koͤnigl. Ober Landesgericht eins 
gereichten, hierneben zuruͤck erfolgenden Schreiben vom 27. Sep» 
tember c. dahin einverftanden: daß zu den Erkenntniſſen in Pros 
ceſſen ex judicato der volle Werthſtempel genommen werden maſſe, 
und wird daher das Collegium angewieſen, hiernach zu verfahren. 

Berlin, den 19. Decbr. 1331. (0.8. J. Bd. 38. S. 412) 


Tarif von Erkenntniſſen. Litt. A. b, Urtheilsſtempel 


in Schwaͤngerungs- und Alimentenproceſſen. 


In Bezug auf die dem Koͤnigl. Staats» Minifterium vor, 
gelegte Frage: | 2 
wie der Erfenntnißftenpel in Schwängerungs» und Alimens 
tenprocefien zu berechnen fei? ’ | | 
find die im Stempelgefeg vorhandenen Beſtimmungen für nicht 
hinfänglich entſcheidend anerkannt worden, und es ift deshalb der 
Beſchluß für die ſpecielle Beſtimmung dahin ausgefallen: daß zu 
den Erfenntniffen in Schwängerungsfachen, aud wenn durch die 
felben nicht bios über die Paternität und deren fonftige Folgen, 
ſondern zugleich über die Alimentations: Verbindlichkeit entfchteden 
wird, in der Hegel nur der Stempelfak von 5 bis 20 Rthlr. ers 


forderlich fein, und hiervon nur alsdann, und in fo weit eine Aus⸗ 


nahme Statt finden joll, als der Betrag der Alimente für fich 


allein nach den im $. 11. des Stempelgeſetzes beftimmten Regeln 


H 


einen höhern Werthſtempel als 20 Rthlr. rechtfertigen würde, ders 
d 


j er " | | ' 
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geftalt, daß in diefem Halle der Betrag der Alimente die alleinige 
Norm des anzuwendenden Stempels bleibt. A 
Nach dieſem Befchluffe Haben ſich ſaͤmmtliche Königliche Ges 
eichtöbehörden zu achten. | ne 
Berlin, den 13. Novbr. 1830. (0.8.3. Bd. 36. S. 370) 


if von Erfenntniffen. Litt. A. h. | 
mn in N und Alimentenfachen. merrößt el für 
Auf die Anfrage des König. Ober » Yandesgerichts im Be 
richte. vom 17. vor. Mts. wird dem Collegium eröffnet, daß bei | 
Schwaͤngerungs- und Alimentenfachen in Fällen, wo der Klage⸗ 
antrag nicht auf dem gerichtlichen Ausſpruch der Paternitaͤt, und 
was deren fonftige Folgen betrifft, fondern lediglich auf Seftftellung 
der Alimentationsverbindlichkeit und eines beftimmten Alimentas 
‚tonsquantums für gewiffe Jahre gerichtet ift, und fomit der Ges 
‚genftand des Streits fih auf eine beftimmte Geldſumme berechnen 
läßt, der Werthſtempel alerdingd nur nach diefer Summe in Ans 
faß gebracht werden kann, und alfo nicht der bei unſchaͤtzbaren Ge, 
genftänden erforderliche Werthftempel zur Berechnung kommt. 
Berlin, den 31. Octbr. 1831. (v. K. I. Bd. 38. ©, 409.) 


tif von Erfenntniffen. Litt. e. 
BAUT auf Geldfirafen von 50 a oder 4 Wochen Siam it: — 
Die Beſtimmung des Stempelgeſetzes sub voce Erkenntniſſe 
litt, c., nach welcher, wenn auf eine Geldſtrafe von 50 Rthlr. 
und darunter, oder zugleich fuͤr den Fall des Unvermoͤgens auf 
eine verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe von 4 Wochen und darum 
‚ter erfannt worden, nur ein Stempel von 15 Sgr. zu brauchen 
fei, findet nicht blos auf Injurienſachen und bei alternativ er; 
kannten Geld s und Gefängnißftrafen von 50 Ihalern und 4 Rs 
hen, fondern in allen Fällen Anwendung, wo, fei es in Inju— 
rien; oder in Unterfuchungsfachen gegen Perfonen geringen Stan, 
des, auf eine das Maag von 50 Rthlr. Geld — oder 4 Wochen 
Gefängniß nicht überfchreitende Strafe erfannt worden, mag eine 
oder die andere Strafe für fich allein oder alternativ feftgefegt fein. 
Im Einverfiändniffe mit dem Kern Sinanzminifter wird das Koͤ— 
nigl. Ober » Landesgericht angewieſen, die Untergerichte von diefer 
die Verfügung vom 22, Januar 1827. zu modificirenden Deftims 
mung in Kenntniß zu feßen. | 
“Berlin, den 16. Juni 1830, (v. K. J. Bd. 35. S. 299.) 


Zarif von Erfenntniffen. Lit. A. e. 
Erraf- Urteln gegen Perfonen geringen Standes auf Föcperliche Zuͤchtigung. 
Dem Koͤnigl. Kammergerichte wird auf den in Veranlaſſung 

der Aufrage des Stadtgerichts zu Wittſtock: u Ä 


Erkenntnißffemyel Bei . 


— 
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aob bei Straf sUrteln gegen Perfonen geringen Standes auf 
eine leichte koͤrperliche Zächtigung auch nur. ein Stempel von 
"15 Sgr. oder der bedeutende Stempel von bis 50 Thalern 
zu adhibiren fei? 


unterm 18. Juni v. J. erſtatteten Bericht, bei Remiſſion der An⸗ 
lage deſſelben, nunmehr — nachdem die Correſpondenz über die: 


ſen Gegenſtand mit dem Herrn Finanzminiſter beendigt iſt — 
eroͤffnet: daß die Beſtimmung des Stempelgeſetzes in allen Faͤllen, 
wo auf eine Strafe bis zu 50 Rthlr. oder eine Gefaͤngnißſtrafe 
von vier Wochen und darunter alternativ oder allein erfannt wor: 
den, anwendbar ift, nicht aber in dem Falle, wa allein auf eine 
örperliche Züchtigung erkannt worden. | 

Da diefe überhaupt nur gegen Perfonen der unterften Volks: 
klaſſe zu erkennen ift, fo wird ohnehin wahrfcheinlich der Stem- 
pelfaß von 5 Rthlr. felten zu erlangen fein, und muß es daher 
der Reviſion des Stempelgeſetzes vorbehalten bleiben, hierin eine 
anderweitige Beſtimmung zu treffen. 

Berlin, den 18. juni 1830. (v. 8.9 Bd. 35. ©. 300.) 


Tarif von Ertenntniffen. Lit. A. e. „) Kofen und Stem⸗ 


pel in volizeimäßig geführten Unterfuchungen. 
Reſcr. v. 30. Septbr. 1830. (Zur Crim. Ordn., Gebühren 


Taxe ad A.) | 
b) Erkenntnißſtempel in poliselliben Unterfuchungen, | 
Reſcr. v. 31. Decbr. 1830. (Zur. Crim. Ordn., Gebühren: 
Taxe ad A.) 


Barif von Erkenntniffen. Lit. A. e. Der Stempel ift noch 

außer dem Daufhauantum der Unterfuchungstoften zu uehmen. 

Dem Koͤnigl. Ober »Landesgerichte wird auf den Bericht vom 

18. v. M. eröffnet, daß in Anfehung der Anwendung des Stem⸗ 
pels bei Unterfuchungsfachenr wegen geringer Vergehen durch die 
Alterhöchfte Ordre vom 19. Decbr. v. J. nichts geändert worden, 
vielmehr derfelbe noch außer dem beftimmten Pauſchquanto nach 
den: beftehenden Vorfchriften zur Anwendung zu bringen ift. 

Berlin, den 22. Febr. 1831. (v. K. J. Bd. 37. ©. 135.) 


Barif von Erfenntniffen. Lit. A. e. 
niffen in polizeimäßig. geführten Unterſuchungsſachen. — ———— 
Die an den Criminal:Senat des Koͤnigl. Ober⸗Landesge⸗ 


richts unterm 31. Dechr. 1830 erlaffene und im 36. Bande der 


Jahrbuͤcher S. 348. abgedruckte Verfügung, betreffend den zu 
ben Erkenntniffen in polizeimäßig geführten Unterfuchungsfachen 
zu verwendenden Stempel, wird nach vorgängiger Communicas 


tion mit dem Königl. Finanz» Minifterium dahin modificirt : 


daß zu dem gedachten Erfenntniffen ein Stempel von 15.Sgr. 
nur in folhen Fällen zu verwenden ift, in welchen gegen 
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Merfonen geringen Standes auf eine Geldftrafe von 50 Rthlr. 
oder darunter, oder auf Gefängnig von 4 Wochen oder te: 
niger, oder auf eine mäßige Eörperliche Züchtigung erfannt 
worden, in allen übrigen Fällen es aber bei dem tarifmäßigen 
Stempel von 5 bis 50 Rthlr. verbleibt. 

Berlin, den 25. Juni 1832. (v. K. J. Bd. 39. ©.454.) 


Tarif von Erfenntniffen. gu mon ? , 
ruͤckgewieſenes Liquidar nie een BRAnı 0, 
Dem Königl. Ober »Landesgerichte wird auf den Über die Be; 
ſchwerde der Gräfin B. geb. v. E. in der Fürft S'ſchen Eoncurs 
fahe am 6. Juli d. J. erftatteten Bericht, bei Nückfendung: der 
Acten und Anlagen, im Einverftändniffe mit des Herrn Finanz: 
minifters Excellenz eröffnet, daß die zur Entfcheidung geftellte 
Srage: | | ee? 
ob ein im Concurſe zuruͤckgewieſenes Liquidat in erfter In— 
ftanz dem Werthflempel nach dem Betrage des Liquidats un: 
| terliegt ? 
verneint werden muß, weil - 


1) der Liquidant im Concurſe nur die Liquidationskoſten, nicht 
‚die Koften des Erfenntniffes, zu welchem der ‚Stempel zu 
verwenden ift, trägt; und = 


2) weil das Erkenntniß, welches den Liquidanten abweiſet, 


immer einen Theil der Claſſificatoria ausmacht, zu welcher 


der Werthſtempel nur nach dem Betrage der zur Vertheilung 
unter die Glaͤubiger kommenden Activmaſſe verwendet wer⸗ 
den ſoll. | | 
Ein nachträgliches Erkenntniß, wie es im vorliegenden Falle ers 
gangen, unterliegt nur dem 15 Sgr. Stempel; und nur in zwei— 
ter und dritter Sinflanz wird wieder der Stempel fo berechnet. wie 
das Königl, Ober s Appellationggericht es nach feinem Berichte 
will, | 
Mit Ruͤckſicht hierauf und die bereits veranlaßte Ermäßigung 
der Koftenliquidation find daher außer den bereits erftatteten 
100 Rthlr. noch 100 Rthlr. von den früher eingegangenen Bor; 
ſchuͤſſen zu erftatten. 
Das Landgericht zu Schneidemuͤhl ift dabei anzuweiſen, fünfs 
tig dem Anfag der Koften mehr Aufmerkfamkeit zu widmen, und 
jedenfalls vor Einforderung der Koften genau zu prüfen, ob folche 
den gefeglichen Vorſchriften gemäß angefeßt find. 
Die anliegende fpätere Vorftellung des Juſtiz⸗Commiſſarius 
W. vom 26. d. M. macht eine befondere Befchleunigung der an 
das Landgericht zu Schneidemähl zu erlaffenden Verfügung nothr 
wendig. A 
den 30. Septbr. 1833. (v. K. J. Sb. — 174.) 
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Tarif von ReibrentensBerträgen. gerri 
AB im Stempelgefeh. d en 
In dem, dem Gefeg vom 1. März 1822 Heigefügten Stem» 
peltarif ift bei dem Morte „‚Leibrenten s Verträge” auf $. 4. 
Buchſtab d. zurückgewiefen, während die in Bezug genommene 
Vorjchrift über die Berechnung. des Capitalwerths der Leibrente 
im $. 4. Buchſtab c. des Geſetzes zu finden ift. 
Dies ift in vorfommenden Fällen zu beachten, und hiernach 
die betreffende Stelle des Tarife zu berichtigen. 
Berlin, den 9. Juli 1829. (v. K. J. Bd. 34. S. 121.) 


Tarif von Quittungen. | —— 

ei im Auslande a — — — 
Saͤmmtlichen Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden wird, im Einver— 

ſtaͤndniß mit bem Koͤnigl. Finanz » Minifterium, hierdurch zur 

Nachricht und Achtung befannt gemacht, daß zu einer Quittung, 

welche ein Ausländer im Auslande ausftellt, auch wenn diefelbe 

Behufs der Löfchung einer Hypothekenſchuld vorgelegt wird, der 

QDuittungsftempel nicht zu verlangen ift. 

Berlin, den 24. Novbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 372.) 


Tarif von Teſtamenten. — 
un und — eines — a u 
Auf die Anfrage im Berichte vom 3. d. M., . 
in Betreff der zu den Verhandlungen über die Depofition und 
Publication eines Teftaments zu adhibirenden Stempel, 
wird dem Königl. Ober » Landesgerichte eröffnet, daß zu der Ver: 
handlung, mit welcher das mündlich zu Protokoll gegebene Te: 
ftament ad depositum offerirt wird, ein Stempel von 5 Ser. 
zu adhibiren ift, indem der zweite Abfab des Stempeltarifs sub 
voce ‚‚Zeftamente” dies vorfchreibt; zu der Publicationsver: 
handlung aber ift fein Stempel zu nehmen, weil die Kriterien, 
welche der Stempeltarif sub voce ,,Protofolle” zur Stempel: 
pflichtigfeit der Protokolle angiebt, bei der Publicationgverhand: 
lung nicht zutreffen. 
Berlin, den 14. Septbr. 1830, (v. K. J. Bd. 36. ©. 198.) 


Tarif von Uflaubögefuden. Stempel zu Urlandsgefuchen und. 
Erbtheilungen. 


Saͤmmtliche Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden werden hierdurch an⸗ 
gewieſen, darauf zu achten, daß zu Urlaubsgeſuchen und resp. 
Erbtheilungen jederzeit die Stempeltarif⸗Poſitionen⸗Geſuche und 
Ausfertigungen in Anwendung gebracht werden, indem die letzt⸗ 
‚genannte Tarif: Pofition die Verwendung des 15 Sgr. Stempels 
ausdruͤcklich auch ald Hegel vorfehreibt, und nur nad) beftimmten 
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‚Kriterien die Abweichungen davon dem pflichtgemaͤßen Ermeſſen 
der Behoͤrden uͤberlaͤßt. 


Berlin, den 9. Novbr. 1829. (0.8.5. Bo. 34. ©. 


Tarif von Vollmachten. 
ten Special s Volmochten. Stempel zu außerhalb Landes auögeftefls 


Auf die Anfrage im Berichte vom 30, April c.,'; - ” 

wegen der Stempel zu außerhatb Landes — Soll, 

machten, 
wird im Einverftändniffe mit dem. Herrn Sinanzminifter dem Kb; 
nigl. Ober » Landesgerichte Folgendes eröffnet: 

Nach dem $. 37. Tit. 3. Ih. I. der A. ©. O. müffen die 
Marteien zu den für gerichtliche Handlungen beftimmten Vollmachs 
ten fich der unter sffentlicher Genehmigung gedruckten Formulare 
bedienen, und wenn an dem Orte der Ausftellung dergleichen nicht 
zu haben find, fo foll ein folcher gedruckter Vollmachtsbogen ums: 
gefchlagen werden. Da nun zwei verfchiedene, unter öffentlicher 
Genehmigung gedrudte Formulare vorhanden find, zu. gewoͤhn⸗ 
lichen Vollmachten auf 15 Sgr., und zu Special:Vollmaghten, 
wegen des dazu gehörenden Atteftes, auf J1 Rehlr. Stempel, fo 
kann in den Fällen, wo es zu gerichtlichen Verhandlungen einer 
Special :Bollmadıt bedarf ‚ fein anderes, als das legte Formus 
far, umgefchlagen werden, und hieraus folgt die Verwendung des 
Stempels zu 1Rthlr. fowohl für Inlaͤnder als für Ausländer, 
ohne daß es weiter darauf antommt, ob das ausländifche Atteft, 
als ſolches, dem Preußifchen Atteftftempel unterliegt. 

Hiernach ift in den vortommenden Fällen zu verfahren. 

Berlin, den 26. Octbr. 1830. (0.8.5. Bd. 36. S. 369.) 


Zarif von Vollmachten. Stempelgefeh für die gerichtliche Auf⸗ 
nahme von Vollmachten. 


Dem Königl. Ober : Landesgerichte wird auf den Bericht vom 
‚16. Sebr. d. J. in Uebereinftimmung mit dem Herrn Finanzminis 
fter eröffnet, daß zu der gerichtlichen Vollmacht, welche von dem 
Land; und Stadtrichter ©, zu 8. am 15. Dechr, pr. aufgenoms 
men und ausgefertigt ift, ein Stempel von 15 Ser. genügt, und 
daher der erforderte Miehrbetrag, fo wie die wegen Nichtanwen⸗ 
dung des 1 Rthlr. Stempels feftgefeßte Stempelftrafe niederzus 
ſchlagen if. 

Die Verhandlung vom 15. December pr. enthält außer der 
Bevollmächtigung keine andere ſtempelpflichtige Erklärung; fie iſt 
ohne befondere Beglaubigung und ohne ein amtliche Atteft auss 
gefertigt; der Stempeltarif aber verlangt an fih zu Vollmachten, 
gleichviel ob fie Generals oder Special » Bollmakhten find, nur 
einen 15 Sgr. Stempel, und nur zu der gerichtlichen oder notas 
riellen Beglaubigung derſelben noch einen 15 I: Stempel. 
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Wenn daher eine Special» Vollmacht nach dem amtlich vorgeſchrie⸗ 
benen Schema beigebracht wird, welches den Vollmacht3s und 
Atteſtſtempel zufammen mit 1 Rthir. trägt, oder wenn neben der 
Vollmacht ein amtliches Atteft, gleichviel ob in einer und derſel⸗ 
ben, oder in einer. getrennten Verhandlung, ertheilt wird, fo tritt 
die Nothwendigkeit ein, den Stempel von zweimal 15 Ser. zu 
verwenden, ſonſt aber nicht. Ä 
Berlin, den. 27. April 1833. (v, 8.3. Bd. 41. ©. 519.) 


Zarif von Concurs⸗ und Liquidationd» Proceffen. Siempel bei 
Sehaltsabiugsverfahren. s 

Im Einverftändniffe mit dem Herrn Finanzminifter gereicht 
dem Koͤnigl. Ober sLandesgerihte auf die Anfrage im Berichte 
vom 31. Juli d. J. hiermit zum Beſcheide, daß bei Gehaltss 
abzugsverfahren, in Anfehung der zu verwendenden Stempel, die 
Beftimmungen des Stempelgefeßes über Concurs- und Liquidar 
tions » Proceffe anzuwenden find, da dergleihen Sachen, wenn 
fie auch an fich nicht zu den Liquidationg » Proceffen im eigentlichen 
Sinne zu rechnen find, doc) ganz nad) Analogie derfelben behan- 
beit werden. Ä : 

Berlin, den 8. Septbr. 1833. (0. K. J. Bd. 42. ©. 174.) 





Verordnungen und Mefcripte 
über die Rheinifhe Juftiz« Verwaltung. 





SL 5 
J. Algemeine Verfaffungs: und —— 
Gegenſtaͤnde. 


An ung der Jahrbücher d Geſetzgeb ür die Se⸗ 
ee rein nn En 


A. 2 

Die auf Anordnung des Juſtizminiſters hier —— 
Jahrbuͤcher der Geſetzgebung enthalten oͤfters allgemeine Anord⸗ 
nungen, welche bei allen gerichtlichen Adminiſtrationsgeſchaͤften, 
ohne Unterſchied der Gerichtsverfaſſung, in allen Preußiſchen Ger 
richtöhäfen zur Anwendung gebracht werben müffen, und die der 
ee durch die Jahrbücher zur Kenntniß der Gerichte 
bringen läßt. 

Es ift in diefer Hinſicht bereits den Gerichten, die nach 
Preußiſchem Rechte verwalten, durch das Refeript vom 12, Ja⸗ 
nuar 1821 (Jahrb. Bd. 17. ©, 247.) aufgegeben, die Jahrbuͤ— 


cher zu halten und gleich nach dem Erfcheinen eines Hefts bei ſich 


zum Vortrag zu geben, damit die folhergeftalt erlaffenen Anord—⸗ 
nungen zur Kenntniß auch der dortigen Gerichte gelangen und zur 
Anwendung gebracht werden. 

Damit ein gleiches Verfahren bei den Rheiniſchen Gerichten 
eintrete, haben Sie ſowohl bei dem Koͤnigl. Rheiniſchen Appella⸗ 
tionsgerichtshofe als bei ſaͤmmtlichen Rheinifchen Kandgerichten zu 
veranlaffen, daß die Sahrbücher gehalten werden,‘ und daß von 
Seiten des Öffentlichen Minifteriums bei den verfchiedenen Behoͤr⸗ 
den den Gerichten die in den Jahrbuͤchern enthaltenen adminiftra- 
tiven Anordnungen, welche nach ihrer Verfaſſung fogleich zur An— 
wendung gebracht werden koͤnnen, bekannt gemaqt werden. 
— den 13. Juli 1830. 

n 
den Königl. Generals Procurator Ä 

Kern Ruppenthal \ 

zu Coͤln. | 
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B. 

Sie erhalten hierneben Abfchrift einer arı den General: Pro; 
eurator bei dem Nheinifchen Appellations » Gerichtshofe zu Coͤln 
unter dem heutigen dato erlaffenen Verfügung, 

wegen Anwendung der in den Sjahrbüchern der Ghefeßgebung 

enthaltenen allgemeinen adminiftrativen Anordnungen in den 

Rheinprovinzen, | 
um auch bei dem Königl. Rheinifchen Reviſions- und Caſſations⸗ 
hofe ſich nach derfelden zu achten. . 

— ‚ den 13. Juli 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 201.) 


n 

den Koͤnigl. Chef⸗Praͤſidenten des 
Rheiniſchen Reviſions/⸗ und Caſſa⸗ 

tionshofes Herrn Sethe, _ 

"und an — 
den Koͤnigl. General» Procurator bei dem 
Rheinischen Reviſions⸗ und Caffationshofe 
GHerrn Eichhorn. 


Auch für die Rheinprovinz AR der Pyblicafions « Ritus durch die Geſetz⸗ 
ſammlung gültig, und die Ediete vom 20. Dctbr. 1798 und 6. Januar 
1816 wegen der. geheimen Verbindungen haben dort gefegliche Kraft, 


A. 


Der Zweifel, der nach Ihrem Berichte vom 17. d. DR. über 
die Nechtöverbindlichfeit der Verordnung gegen die geheimen Vers 
bindungen vom 6. Januar 1816 für die Rheinprovinz angeregt 
wird, ift unbegründet. Das Inſtitut der Gefeßfammlung, als 
Drgan der Bekanntmachung der Gefege, gehört zu den Eentral: 
Einrihtungen des Staats, mit welchen ed auf jede neu ermorbene 
Provinz ſtillſchweigend übergeht, ohne daß es dazu einer befondern 
Publication bedarf. Die Verordnung vom 6. Sanuar 1816 ift 
jedoch nicht allein ausdrädfich auf alle Provinzen der Monarchie _ 
erſtreckt, fondern es ift auch, als das abweichende Verfahren der 
Mheinifchen Regierungen bei Bekanntmachung der Gefege vom 
27. Detbr. 1810 und 28. März 1811, die Geſetzſammlung und 
- das Amtsblatt betreffend, zur Sprache gebracht und durch die 
Verordnung vom 9. Juni 1819 eine Gtleichförmigfeit des Verfah⸗ 
tens vorgefchrieben wurde, im Eingange diefer Verordnung beſon⸗ 
ders feſtgeſetzt worden, daß es In Anfehung der bereits bekannt 
gemachten Gefege dabei zu laffen, und die neuere Beflimmurig 
nur auf die Publication künftig zu erlaffender Gefege anzumenden 
fei. Aber auch hiervon abgefehen, kann die Anwendbarkeit der 
Verordnung vom 6. Januar 1816 und des mit devfelben in der 
Sefegfammlung abgedruckten Edicts wider die geheimen Verbin⸗ 
dungen vom 20, Detbr. 1798 auf die Nheinprovinz feinem Bes 
denken unterliegen, weil fie zu den Erläuterungen der landrecht⸗ 


d 
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lichen Borfchriften, auf welche das Edict ausdruͤcklich Bezug 
nimmt, gehören, und diefen Vorfchriften des Randrechts durch 
Meinen gefeglih publicirten Erlaß vom 6. März 1821 unter 
No, 3. für die Einwohner der Rheinprovinz rechtlihe Wirkung 
beigelegt ift. Wei diefen Vorfchriften bedarf es feiner wiederhols 
ten Bekanntmachung, die Sch vielmehr unterſage. Ste, der 
Juſtizminiſter v. Kamptz, haben daher diejenigen Gerichtsbehör: 
den, welche fich dieferhalb im Zweifel befinden möchten, zu ber 
lehren. | 
Berlin, den 30. Dechr. 1832. 0 
An Friedrich Wilhelm. 
die Staatsminifter Freiherr v; Brenn | | 
und v. Kamp. 
B. 
Es iſt von Seiten einiger Behörden darauf angetragen, Die 
unterm 20. Detbr. 1798 und 6. Sanuar 1816 erlaffenen, in 
No. 2, der Gefeßfammlung des lektgenannten Jahres abgedruckt; 
ten Verordnungen wider die geheimen Verbindungen, da fie nicht 
. in allen Amtsblättern der Rheinprovinzen abgedruckt oder ange: 
zeigt worden, in den gedachten Negierungs : Amtsblättern ab— 
drucken zu laffen, und dadurd) allen vermeintlichen Zweifel über 
die gefegliche Kraft diefer Gefeße in den Rheinlanden zu befeitigen. 
Diefer Zweifel ift eben fo unbegründet, als jener Antrag, und be: 
ruhen beide eben fowohl auf einem Deißverftändniffe der Verord— 
nungen vom 9. uni 1819, als dabei gänzlich überfehen worden, 
daß die beiden erfigedachten Edicte zu denjenigen Geſetzen geh: 
ven, welche die, vermöge Allerhöchfter Cabinets » Drdre vom 
6. März 1821, eingeführten 55. des A.L. R. Th. II. Tit. 20. er: 
läutern und ergänzen, und daher mit leßtern ſelbſt gefeßliche Kraft 
in der Rheinprovinz erhalten haben. Der unterzeichnete Juſtiz— 
‚minifter ift, diefer Gründe ungeachtet, veranlafßt worden, zur 
Vorbeugung jeder Zweifel darüber mit dem Herrn Minifter des 
Innern und der Polizei in Communication zu treten, und dem: 
naͤchſt Sr. Könige. Meajeftät gemeinfchaftlicd Vortrag zu halten. 
Alferhöchftdiefelken haben darauf unterm 30, v. M. diejenige Al: 
lerhöchfte Cabinets⸗Ordre erfaffen, welche ih Ew. Hochwohlgebo⸗ 
ven hierbei mit dem Auftrage abichriftlih zufertige, um fie nicht 
allein zur Kenntniß und Nachachtung des Königl, (Nevifions 
und Caffationshofes) zu bringen, fondern auch auf die Befolgung 
der Allerhöchften Beftimmungen zu halten. 
Derlin, den 17. Januar 1833. (v. K. J. Bd.41. ©. 289.) 
An 
die Königl. Herren General : Procuratoren 
des hiefigen Revifionshofes und a6. ꝛtc. 
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Statuf für die Handelöfammer in Düffeldorf, 

Da Ich bei dem mit ihrem Berichte vom 23, v. M. Mir 
vorgelegten Statut für die Handelstammer der Stadt Düffeldorf 
nichts zu erinnern gefunden habe, fo laffe Ich Ihnen daffelbe von 
Mir vollzogen hierbei zurückfenden. Sch autorifire Sie zugleid) 
in Beziehung auf Shren bei Einreihung des Statuts für die 
Handelskammer in Elberfeld gemachten‘ Antrag, die wegen der. 
Wahl des Vorfigenden und der Mitglieder der Handelskammer in 
dem Statut enthaltenen Beftimmungen $$. 2.9 — 20. auch für 
die andern Handelsfammern in den Rheinprovinzen anzuordnen. 

Berlin, den 16. Juni 1831. 
An Friedrich Wilhelm. 
den Staatsminifter | 
v. Shudmann, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. 

Da die Berfaffung des bisherigen KHandelsvorftandes ber 
Stadt Duͤſſeldorf als unzureihend zu der Erfüllung feiner Bes 
ſtimmung in deren ganzem Umfange erfannt worden ift, fo haben 
Wir, zu mehrerer Beförderung des Handels-Intereſſes diefer 
Stadt, die Einſetzung einer Handelskammer dafelbft befchloffen, 
und verordnen deshalb auf den Antrag des Deinifters des Innern 
für Handels: und Gewerbe : Angelegenheiten wie folgt: 


5. 1. 


Der bisherige Handelsvorſtand der Stadt Duͤſſeldorf wird 
nach der Bekanntmachung der gegenwaͤrtigen Verordnung aufge⸗ 
loͤſt, und an deſſen Stelle daſelbſt eine Handelskammer errichtet. 


$. 2. 


Die Handelskammer beſteht aus ſechs Mitgliedern. Cie 
wählt den Vorfigenden alljährlic aus ihrer Mitte. Außerdem ift 
es dem Ober» Bürgermeifter jederzeit überlaffen, den Sitzungen 
beizumohnen, und er führt alsdann den Vorſitz. 

‚Wenn die Regierung es für angemefien erachtet, an ben 
Berathungen über einzelne Gegenftände unmittelbaren Antheil zu 
nehmen, fo ernennt fie dazu einen Commiffar, welcher in folchem 
Tall die Sigungen anberaumt und darin den Vorſitz führt. 


$. 3. 


Zum Ditgliede der Handelsfammer kann nur berufen wer: 
den, wer dreißig Jahre und darüber alt ift, ein Handlungs: und 
Fabrikgefhäft, wenigftens fünf Jahre lang, für * Rechnung 
perſoͤnlich und feisrftÄndig betrieben,. auch in dem Gemeindebezirk 


J 


> 


L Allg. Verfaſſungs⸗ u. Verwaltungs Gesenſthude. 203 


von Düffeldorf feinen ordentlichen Wohnſitz und den Hauptſitz feir 
nes Gewerbes hat, und durchaus unbeſcholtenen Rufes iſt. 


$. 4. | 
Die Beftimmung der Handelstammer ift, den Staatsbehoͤr⸗ 
den ihre Wahrnehmungen Über den Gang des Handels, des Mas 
nufactur⸗Gewerbes und der Schifffahrt, und ihre Anfichten über 
die Mittel zur Beförderung der einen und der andern darzulegen, 
denſelben die Hinderniffe, welche der Erreichung diefes Zwecks ent 
gegenftehen, befannt zu machen, und ihnen die Auswege anzus 
zeigen, welche ſich zur Hebung berfelben darbieten. Auch kann 
ihr die Beauffichtigung derjenigen öffentlichen Anftalten und Ars 
ordnungen übertragen werden, welche auf den Kandel und die 
. Schifffahrt Bezug haben. 


j $ 5. i 
Die Befchlüffe der Handelsfammer werden durch Stimmen, 
mehrheit gefaßt; bei Gleichheit der Stimmen entfcheider die 
Stimme des Vorfigenden. a: 


| Die Kammer berathfchlagt gültig, wenn wenigftens vier 
ihrer Mitglieder gegenwärtig find. 


- $. 6. J 
Die Handelskammer iſt befugt, in eiligen Fällen ihre Vor⸗ 
ftellungen und Eingaben: unmittelbar an die Miniſterien zu rich 
ten, fie hat jedoch eine Abfchrift derfelben gleichzeitig der Regie⸗ 
rung einzureichen. R ‚ 
Ueber Gegenftände, welche ihr zur Begutachtung von ber 
Regierung vorgelegt werden, berichtet fie an dieſe. 


$.7. 


Die Handelskammer erftattet alljährlich, im Monat Januar, 
einen Hauptbericht uͤber die Lage und den Gang des Handels, der 
Fabriken und der Schifffahrt an das Miniſterium des Innern 


für Handels- und Gewerbe » Angelegenheiten, und faßt darin | 


ihre Wünfche und Anträge in diefer Beziehung zufammen. 


$.8. ° 
Die Handelstammer hat über die Qualification der Perfos 
nen, welche zu vereideten Maͤklern oder zu der Verwaltung öfs 
fentlicher Handels⸗, Fabrik» und Schifffahrts » Anftalten ernannt 
werden follen, ihr Öutachten abzugeben. 


9.9 


Für die erfte Bildung der Handelöfammer beruft der Ober: 
Buͤrgermeiſter zuvoͤrderſt durch Umlauffchreiben diejenigen Ein 


\ 
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-wohner des Gemeindebezirks, welche eine Gewerbeſteuer von we⸗ 
nigſtens zwoͤlf Thalern jaͤhrlich erlegen, zu einer Verſammlung, 
um unter ſeinem Vorſitze die erforderlichen ſechs Mitglieder der 
Handelskammer zu erwaͤhlen. 


5. 10. 


Nach Eroͤffnung der Verſammlung erwaͤhlt —— zwei 
Stimmſammler und einen Protokollfuͤhrer. 


$. II. 

Bevollmaͤchtigungen zur — fuͤr Abweſende ſind 
unzulaͤſſig. | 
| | | $. 12. 

Jeder Stimmberechtigte hat die Befugniß, einen Kandidaten 
in Vorfchlag zu bringen. ‘Der Protofollführer ſtellt diefe Bor; 
fchläge in ein Verzeichniß zuſammen, weiches zur Kinficht der Ans 
wefenden vor der Wahl auf den Tiſch ded Wahlvorſtandes nieder 
gelegt wird. 
e $. 13. 

Die Wahl wird danach von den anweſenden Stimmberech— 
tigten durch Geheimſtimmung auf Stimmzetteln nach abſoluter 
Stimmenmehrheit vollzogen. 


$. 14. 

"Ergiete die Wahl nicht für alle zu befegende Stellen eine abs 
folute Stimmenmehrheit, fo werden für diefe Stellen diejenigen, 
welche verhältnigmäßig die meiften Stimmen für ſich vereinigt ha; 
ben, wieder zur neuem Wahl gebracht, fo lange, bis alle. Stel; 
len durch abfolute Stimmenmehrheit befegt find. 


$&15. 
Danach werden eben ſo viele Stellvertreter als M itglieder 
der Handelskammer in gleicher Weife erwählt. 
Im Verhinderungsfalle eines: Mitgliedes wird einer ber 
Stellvertreter zu den Sitzungen berufen, 


| $. 16. 

Das Wahlprotokoll wird von dem Wahlvorftande und dem 
Protokollfuͤhrer unterzeichnet, und die Wahl dem Meinifterium 
des Innern für Handels, und Gewerbe /Angelegenheiten zur Be⸗ 

ſtaͤtigung vorgelegt. 
$. 17. 


Die Handelstammer wird alle Jahr zu einem Drittheil ev: 
neuert, dergeſtalt, daß zwei Mitglieder und Stellvertreter ans 
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treten, und eben fo viele in gleicher Art, wie oben 9—15. 
feftgefegt worden iſt, wieder erwählt werden. | 


$. 18, 

Nach der erften Wahl wird durch das Loos beftimmt, weiche 

von den erwählten Mitgliedern der Kammer und Stellvertreter 
am r Schluſſe des erften und zweiten Jahres austreten. | 


$. 19. 


Die austretenden Mitglieder und Stellvertreter können ims 
mer wieder erwaͤhlt werden. = 


$. 20, 

Solche Mitglieder der Handelskammer, welche ihren Wohn⸗ 
ort oder den Hauptſitz ihres Geſchaͤfts aus dem Gemeindebezirk 
Duͤſſeldorf verlegen, koͤnnen an den Berathungen der Kammer 
nicht länger Antheil nehmen, und ihre Stellen werden als ets 
ledigt lie | | 

$. 21. 

Die Schreib, und Megiftraturgefhäfte der Handelskammer 
verfieht ein Seeretair, deffen Perfon und Befoldung von der 
Sammer in Vorſchlag gebracht und von der Regierung beſtaͤtigt 
wird. 

| * 6. 22. 

Ueber die zur Beſtreitung der Beduͤrfniſſe der Handelskam⸗ 
mer erforderlichen Ausgaben entwirft, diefelde jährlich einen Etat, 
welcher durch die Regierung dem Minifter, des Innern für Han- 
dels Aund Be zur Senehmigung vorgelegt 
wird. 2. 

| 4. 23. 

Dies etatemaͤßige Erforderniß wird auf die nach 4 9. ſtimm⸗ 
—— Gewerbsgenoſſen nach dem Fuß der Gewerbeſteuer an⸗ 
gelegt und der Gemeindecaſſe zur Verausgabung auf die etats; 


mäßigen Anmweifungen der „andeisfanımer und beſondeen Ver⸗ 
rechnung uͤberwieſen. 


E . 24. 
Die ehr die Sigungen der Handelskammer, ihre Regiſtra⸗ 
tur » und Kanzleiarbeiten erforderlichen Räume find derſelben in 
dem Rathhauſe anzuweiſen. 


2 


Die Ordnung der Geſchaͤftsfuͤhrung wird durch ein Regula: 
tiv feftgefegt, weiches von der Handelskammer ſelbſt nach ihrer 
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Einführung unter dem Vorſitz des Ober» Bärgermeifters zu enb 

werfen und von ber Regierung zu beftätigen ift. | 

| Urkundlih haben Wir diefes Statut, welches durd das 

Amtsblatt zur Öffentlichen Kunde zu bringen ift, durch Unfere eis 
enhändige Unterſchrift und unter Beifügung Unferes Koͤnigl. In 


egels vollzogen. 
Berlin, den 23. Mai 1831. 
(L.S.) Friedrich Wilhelm. 
Statut v. Shudmann. 
‚der Handelskammer für die Stadt 
Duͤſſeldorf. 


(C. K. J. ©. 37. ©. 428) 


Vereinbarkeit des Amtes eines Mitgliedes des Handelsgerichts mit dem 
eines Stadtraths. 
Auf Veranlaſſung des Geſuchs des Handelsgerichts zu Trier 
vom 26. Auguſt c., 
wegen zu verftattender DVereinigung des Amts eines Mitglies 
‚des des Handelsgerichtd mit dem eined Mitgliedes des Stadt⸗ 
raths in Einer Perfon, 
ift das Yuftiz » Deinifterium mit den Königl. Minifterium des Syn 
nern für Handels- und Gewerbes Angelegenheiten in Correfpon, 
benz getreten, und hat (auf dem Wege derfelben) diefen Gegen, 
ſtand einer nähern Discuffion unterworfen. Beide Meinifterien 
“haben fi) dahin geeiniget, daß die Vereinbarkeit beider Stellen, 
da Mitglieder des Gemeinderarhs felbft nach dortigen Gefegen 
(Geſetz vom 24. Vendemiaire T. IUJ. Tit. 1. art. 1.) nicht 
Officiers municipaux find, nicht allein gefeßlich feftftebt, fons 
dern auch überall unnachtheilig ift, und ald unnachtheilig ſich aud) 
bewährt hat. Das Königl. Handels und Gewerbe: Minifterium 
hat daher die Königl. Regierungen zu Coͤln, Aachen, Düffeldorf, 
Eoblenz und Trier von diefem Befchluß benachrichtigt. Ew. Hoch 
‚wohlgeboren wird dies daher zur Nachricht und weitern Bekannt; 
madhung an fämmtliche Rheiniſche Gerichte mitgerheilt, und ſteht 
daher der Vereinigung gedachter Stellen nunmehr ein Hinderniß 
überall nicht entgegen. | ’ 
Berlin, den 5. Detbr. 1831. (v. K. J. Bd.38. ©. 465.) 


Dunalification und Anftelung der Hülfögerichtsfchreiber, 

Em.’ Hochwohlgeboren wird auf den Bericht vom 2. v. M. 
unter Zurückjendung der Anlagen eröffnet, daß, wiewohl die Ans 
ftellung der fogenannten KHülfsgerichtsfchreiber aus der franzoͤſi⸗ 
fchen Gefeßgebung bei veränderten organifchen Einrichtungen ſich 
nicht deduciren läßt, das Juſtiz-Miniſterium doch gegen die bei 
allen Landgerichten fortdauernd beftandene Praris, fich folcher 
Hülfsarbeiier für die Secretariatsgefchäfte zu bedienen, im Als 
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gemeinen um fo weniger etwas zu erinnern findet, als bie Ber 
ſchaͤftigung der Huͤlfsgerichtsſchreiber Candidaten bei den Land» 
gerichten fowohl zum Zweck der Erleichterung der Kanjleien als 
zur Ausbildung der erfteren fchon durch die Referipte vom 30, Mai 
1823 und 2. April 1825 angeordnet worden ift. 
Damit jedoch bei diefem Gegenftande ein gleihmäßiges Vers 
fahren eintrete, finde ich mich veranlaßt, Folgendes zu beftimmen: 
1) Die in der Uebungszeit begriffenen Gerichtöfchreiber » Cans 
didaten Finnen fein Gefchäft anders als unter Aufficht und 
Leitung des Dbergerichtöfchreibers oder des dazu commits 
tirten Landgerichtsfchreibers vornehmen; alle ‚felbftftändige 
Acte find ihnen durchaus unterfagt. . 
2) Diejenigen Candidaten, welche fich. durch die vorgefchriebene 
Prüfung für den Gerichtsfchveiberdienft qualificirt haben, 
koͤnnen zur Aushälfe des Kanzlei» Perfonals, unter deffen Ver: 
antwortlichkeit, als Huͤlfsgerichtsſchreiber von den Yandgerichz 
ten angenommen werden. 2 
3) Diefe muͤſſen den Gerichtsſchreiber⸗Eid leiften und können dann 
zu allen Gefchäften der Gerichtsfchreiber, mit Ausnahme 
der Affifen » Verhandlungen, verwendet werden; jedoch kann 
ihnen die Führung der übrigen Audienz » Protokolle, auf den 
Vorſchlag des Obergerichtöfchreibers, von dem’ Landgerichts s 
Präfiventen mit Zuziehung des Dber » Procurators nur ges 
ftattet werden, wenn diefelbe durch feinen der angeftellten 
Serichtöfchreiber erfolgen kann. 


4) Die folchergeftalt angenommenen Hülfs » Gerichtsfchreibar - 


haben weder die Eigenfchaft von Staatsbeamten, noch irs 
gend einen Anfpruch an den Staat; ihre Nemuneration rich: 
tet fich lediglich nach dem dieferhalb mit dem Kanzleiperfos. 
nale getroffenen Abkommen, und ihre Functionen währen nur 
R lange, als nicht das Gericht das Aufhören bderfelben bes 
fchliegt. 
Hiernach haben Sie das Weitere zu veranlaffen. | 
Mas den fpeciellen Fall anlangt, der zu den gegenwärtigen 
allgemeinen Beftimmungen Weranlaffung gegeben hat,’ fo hat es 
fein Bedenken, daß dem qualificirten und vereideten Gerichte; 
fchreibergehülfen A. zu Coblenz einftweilen bei dem, aud) von dem 
Dber » Procnrator Lombard im Berichte vom 12. April c. aners 
fannten Bebürfniß des Dienftes und demfelben ertheilten günftis 
gen Zeugniffe die Führung des Audienz » Protofolles bei dem dors 
tigen Zucht » Polizeigerichte anvertraut werden kann. 
Berlin, den 5. Juli 1831. (v. 8, J. Bd. 38. S. 167.) 


An 
den Königl. General Procurator 
Herrn Ruppenthal 
zu Coͤln. | 


% 
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Dienftverrichtungen und Nebengefchäfte der Gerichtöfchreiber, 
inebefondere Auctionen. 

Ew. Hochwohlgeboren wird auf den Bericht vom 20, v. M., 
die Dienftverrichtungen der Gerichtöfchreiber betreffend, 
eröffnet, daß, wenn das Geſetz den leßteren erlaubt hat, Mobi: 
lior » Auctionen abzuhalten, wie die Motarien und Gerichtsvollzie: 
her, dies unter der fich von ſelbſt verftehenden Bedingung geſche⸗ 
ben ift, daß fie diefes Nebengefhäft auch nur in ihren Neben ' 
flunden vornehmen dürfen, auch find. fräherhin, da: diefes Geſetz 
erlaffen worden, die Friedensgerichtsfchreiber wenig befchäftigt ges 
weſen. Wenn aber deffen ungeachtet gegenwärtig, wo diefelben 
bei weitem mehr befchäftigt und beſſer bezahlt find, fich einige 
Friedensgerichtsfchreiber finden, welche ihre Pflichten als folche 
verabfäumen, um jenem Nebenverdienfte nachzugehen, fo ift das 


Öffentliche Minifterium- fo berechtigt, als verpflichtet, im Wege 


der Disciplin Eräftig einzufchreiten, und haben Sie dieferhalb das 
Noͤthige zu veranlaffen, und nicht zu flatuiren, daß jene Beam; 
ten ſich ohne hinlänglihe Entfchuldigungsgrände durch Huͤlfsſchrei⸗ 
ber vertreten laffen. Wenn übrigens in manchen Gegenden die 
Eingefeffenen ihre Auctionen lieber durch die Gerichtsfchreiber,, als 
durch die Notarien abhalten laſſen, fo ift dies fehr wahrfchein: 
lich den verhäftnigmäßig hohen Procenten zuzufchreiben, welche die 
Motarien den Verkäufern dafür in Abzug bringen, daß fie die 
nach 3 oder 6 Monaten fälligen Kauffhillinge fofort auszahlen 
und dagegen die Gefahr des Eingehens übernehmen: ein Verfahs 
ren, das oft und um fo mehr in ein verftecftes wucherliches Ge; 
fhäft ausartet, als ſelbſt nach Aufhebung des Enregiftrements 
die früher üblich gewefenen Procente beibehalten worden; "weshalb 
denn auch diejer Punkt Ihrer befondern Aufmerkſamkeit empfoh⸗ 
Ien wird. 


Berlin, den 9. Dechr. 1831. (v.R.I. Bb. 38. ©. 467.) 


Aufhebung der Erpeditionsgebühren von Contumacial- Urtheilen für die 
Gerichtöfchreiber bei den Polizeigerichten. 


Da der Criminalfonds für die Rheinprovingen in den leßtern 
Sahren nicht unbedeutende Zufchäffe bedurft hat; fo muß ich alle 
überfläffige Ausgaben zu vermeiden fuchen. Dahin gehören die 
Erpeditionen, welche die Gerichtöfchreiber. bei den Polizeigerichten 


von den Contumacial»Urtheilen zu geben pflegen, damit fie den 


Befchuldigten durch die Gerichtsvollzieher fignifieirt werden, ftatt 
daß die Signification, gemäß Artikel 70. des Decrets vom 18. Juni 
1811, auf dem Driginal erfolgen follte. 


Em. Hochwohlgeboren werden daher beauftragt, die Ober; 
Procuratoren anzumeifen, auf die Befolgung diefer gefeglichen 
Vorſchrift zu halten und Feine Erpeditionsgebühren paſſiren zu 


* 
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laffen, die Signiflcation müßte denn außer dem Kanton ger. 
fchehen. | ; 
Desgleichen follen Sie darauf halten, daß die contradictoris 
fchen Polizei » Urtheile nicht in der Expedition, fondern im Auszuge 
ſignificirt werden, und daß derfelbe fignificirte Auszug, mit der. 
ereeutorifchen Koftenliguidarion verfehen, an die betreffende Ver⸗ 
waltungsbehörde zur Einziehung der Strafen und Koften abgeges 
ben, nicht aber zu dem Ende ein zweiter Auszug abgegeben werde. 
Bei den Zucht: Polizeigerichten würde dies Verfahren 
Schwierigkeiten machen, weil bei einigen die Originale nicht auf: 
befondere Blätter gefchrieben, fondern fortlaufend, in ein Urtels— 
buch eingefchrieben werden, obwohl der citirte Artikel ein anderes 
Verfahren vorauszufegen ſcheint; indeffen erwarte ich hierüber 
Ew. Hochwohlgeboren Gutachten. | 
Berlin, den 23, Novbr. 1832. (v. 8. 3. Bd. 41. S. 309.) 


Inſtruction über dad Amt der Gerichtsvolljicher in der Rheinprovinz, 
und deren Gebührentaxre. 4 


Um verſchiedenen Uebelſtaͤnden, welche bei der ragen A 
. der Gerichtsvollzieher in der Rheinprovinz fich bisher geäußert 
haben, abzuhelfen, dieTare ihrer Gebühren nach dem Meünz:, 
fuß des Landes zu firiren und zugleich die Lage der dienftuns 
fähig gewordenen Gerichtsvollzieher, fo wie die der Wittwen und 
Kinder der Derftorbenen zu erleichtern, werden nach erfolgter 
Allerhöchfter, Genehmigung folgende Beftimmungen erlaffen und 


zur Nachachtung vorgefchrieben. | 


$. 1. 


Die Zahl der in-jedem Landgerichtöbezirke anzuftellenden Ge: 
richtsvolfzieher richtet fich nach dem Beduͤrfniß, und die provi- 
forifche Anftellung derfelben erfolgt auf die Anträge der Landge— 
richte: Präfidenten und der Ober - Procuratoren durch den Königl. 
General: Procurator zu Coͤln. 

Die Landgerichte weifen den Angeftellten ihre Wohnfige an, 
welche diefe, bei Vermeidung der Entlaffung, zu beziehen haben; 
die Gerichtövollzieher koͤnnen indeffen wegen Vergehen, Nachlaͤſ— 
figfeiten und anderer Dienftfehler,. und überhaupt wenn der 
Nutzen des Dienftes e8 erfordert, von einem Ort an den andern 
verfeßt werden, ohne daß ihnen dagegen ein Reclamationsrecht 
zufteht. innerhalb des Landgerichtsbezirks kann die Verſetzung 
durch den betreffenden Landgerichts » Präfidenten und Ober: Procus 
rator erfolgen, die Verfeßung in einen andern Bezirk findet aber. 
nur durch den General: Procurator Statt. Die. Gerichtsvoll: 
zieher, welche fih durch ihre Führung auszeichnen, erhalten da⸗ 
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2 Anfprüche auf Verfeguug auf eine andere einträglichere 
telle, 

Der Appellationshof, die Land; und die Handelsgerichte 
wählen in der gedachten Folgeordnung aus denen an ihren Sitzen 
angeftellten Gerichtsvollziehern die zum"Dienft in den Audienzen 
in Civil: und Unterfuchungsfachen, und die Friedensrichter die 
zum Dienft bei den Friedens ; und Polizeigerichten erforderliche 
Anzahl von Gerichtsvollziehern. Die Artikel 1. 3. 6. 7. 8.9. 14. 
21. des Decrets vom 14. Sjuni 1813 und Artikel 5. des Geſetzes 
vom 28, Floreal X. (18. Mai 1802.) find aufgehoben, | 


5. 2. 


Jeder Gerichtsvollzieher iſt verpflichtet, zwei Nepertorien 
und ein Journal zu führen, wozu. der Generals Procurator das 
Formular vorfchreiben wird. In das erfte Repertorium werden 
alle Acte mit dem DVerzeichniffe der Koften eingetragen, welche der 
Gerichtsvollzieher für Rechnung des Eriminalfonds gefertigt hat; 
in das zweite alle Übrigen Acte mit den Koften, und in das Sour: 
nal werden von Tag zu Tag in ununterbrochener Reihenfolge 
ohne Zwifhenraum und Weberfchreibung alle Aufträge, welde 
ihm gegeben werden, mit Benennung der Parteien und Angabe 
der Natur des aufgetragenen Gefchäfts bemerkt. | 

Ehen fo ift der Gerichtsvollzieher verpflichtet, jeder Partei, 
auch wenn fie es nicht begehrt, eine Befcheinigung des erhaltenen 
Auftrags, oder einen Empfangfchein über die erhaltenen Acten⸗ 
ſtuͤcke und den ihm gegebenen Vorſchuß einzuhändigen und auf 
demfelben die Nummer zu bemerken, unter welcher das Gefchäft 
in dem oben erwähnten Journal verzeichnet ift. 

‚Ausgenommen hiervon find die von Anwalt zu Anwalt zus 
zuftellenden Urkunden und die von der Staatsbehörde ausgehen: 
den Aufträge. In allen übrigen Fällen wird jede Contravention 


— dieſe Vorſchrift mit einer Geldbuße von wenigſtens einem 


thlr. beſtraft. Ba 
Die NRepertorien und das journal werden auf ungeftempel: 
tem Papier geführt und von dem Friedensrichter des Cantons, 
worin der Gerichtsvollzieher feinen Wohnfig hat, paraphirt. 


$.3.. 


Die Gerihtövollzieher dürfen die Bezahlung ihrer Gebühren 
nur von der Partei, in deren Auftrage fie handeln, von derje⸗ 
nigen, gegen welche fie inftrumentiren, aber nur dann. fordern 
und annehmen, wenn ihnen gleichzeitig alle, der requirirenden 
— zukommende Summen und- Koften vollſtaͤndig ausbezahlt 
werden. ü Ä 


J 
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Jede Zuwiderhandlung zieht den Verluft der Gebühren und 
eine Geldbuße von fünf Thalern nach ſich, vorbehaltlich fErengerer 
Strafe im Wiederholungsfalle. | 


8. 4. 


Bedient ſich eine Partei eines andern, als das in dem Frie; - 
densgerichtsbezirk, wo der Act aufgenommen werden foll, woh— 
nenden Gerichtsvollziehers, fo darf fie ihrem Gegner von den Ge: 
bühren und Reiſekoſten nur fo viel in Anrechnung bringen, als fie 
dem zunächft wohnenden Gerichtsvollzieher hätte bezahlen müffen. 

Ausgenommen hiervon find die Fälle, in welchen das Gericht 
ben Gerichtsvollzieher mit einem Gefchäfte außerhalb des Can- 
tons beauftragt, wenn ein in dem Canton begonnenes Gefchäft 
zu feiner Vollendung die Neife des Gerichtsvollziehers in einen an: 
dern Canton nothwendig macht, und wenn die in dem Canton 
wohnenden Gerichtövollzieher gefeglich verhindert find, in der 
Sache zu inftrumentiren. | 


$. 5. 


Die Königl. Procuratoren Finnen in Unterfuchungsfachen 
nur aus erheblichen Gründen einen Gerichtsvollzieher beauftra- 
gen, außer dem Kanton feines MWohnorts zu inftrumentiren, und 
muͤſſen alsdann diefe Gründe in ihrem Befehle, welcher auch den 
Namen des Gerichtsvollziehers, die Beftimmung der Anzahl und 
Natur der Acte und die Angabe des Orts, wo fie vollzogen wer: 
den follen, enthalten muß, anführen. ‘Diefer Befehl muß der 
Rechnung des Gerichtsvollziehers beigelegt werden. 


$. 6. 

Die Gerichtsvollzieher, welchen die Urtheile und Befchläffe 
der Gerichte in Driginal zur Inſinuation anvertraut worden, 
muͤſſen den Gerichtsfchreibern den Empfang befcheinigen und bie: 
felben binnen 24 Stunden nach der Sinfinuation bei Vermeidung 
nachdruͤcklicher Strafe und, dem Befinden nad), der perfänlichen 
Verhaftung wieder ausliefern. 


$. 7. 

Die Gerichtövollzieher follen die Protofolle wegen Haus: 
fuhung nicht anders, als auf den Grund eines Verhafts; oder 
Criminal: Arreftbefehls oder eines Urtheils, welches eine Verur— 
theilung zu einer Criminal; oder Gefängnißftrafe enthält, ab: 
foffen. er 

En $. 8. 
Wird ungeachtet der durch den Gerichtsvollzieher gemach— 
ten Hausfuchungen der Befchuldigte, Angeklagte, oder Verur- 

VII. 26 


* 


402  Refctipte über die Rheiniſche ZYufliz : Verwaltung. 


eheilte nicht verhaftet, .fo muß dem Polizeidirector, Polizeicom⸗ 
miffer oder Birgermeifter und auf dem platten Lande dem Land: 
rathe, eine in gehöriger Form abgefaßte Abfchrift der Urkunde, 
“worauf die Verhaftung gefchehen foll, zugeftellt werden, da— 
mit diefelben an ihre Untergeordneten den Befehl baldigft er 
faffen, den Gerichtsvollziehern in ihren Nachforfchungen bei: 
zuſtehen. Zu 


$. 9. 


Jeder Gerichtsvollzieher, welcher ſich weigert, in einer Civil s 
oder Unterfuchungsfache die gefeglichen Aufträge der Beamten des 
öffentlichen Minifterii oder der Parteien zu vollziehen, oder den 
Dienft zu leiften, welchen er den Gerichten fhuldig ift, foll mit 
Vorbehalt des vollftändigen Schadenerfaßes und der verwirkten 
Strafen, das erfte mal fuspendirt, im Wiederhofungsfalle aber 
feines Amtes entfeßt werden. | 


$. 10. 


Vom Tage der Publication diefer Inſtruction an, haben 
die Gerichtsvollzieher die in der, diefer Inſtruction beigefügten 
Gebühren: Tare_ (A) feftgefegten Gebühren zu beziehen, und es 
ift ihnen, bei Strafe der Suspenfion, im Wiederholungsfalle 
aber der disciplinarifchen Amtsentlaffung, verboten, andere zu 
fordern oder anzunehmen, vorbehaltlich der Anwendung des Ars 
tikels 174. des Strafgefeßbuchs in fehweren Fällen. 


$. M. 


Die Gerichtsvollzieher follen für alle Amtsverrichtungen, wel: 
che fie in Straffahen auf Befehl. des. öffentlichen Minifteriums 
oder einer richterlichen Behörde vornehmen und, ‚für welche fie 
aus dem Criminalfonds bezahlt werden, Feine Neifefoften inner; 
halb ihres Cantons (No. 17. des fünften Abſchnitts der, Gebuͤh— 
ven» Tare) und nur die hälfte ihrer Gebühren vorfchußweife, die 
Reifekoften und die andere Hälfte der Gebühren aber nachbezahlt 
erhalten, wenn folhe von dem Angefchuldigten in Gefolge eines 
gegen ihn ergangenen Urtheils eingezogen werden. 


6. 12. un | 


Die VBorfhriften des Capitels III. des erften Buchs, des 
erfien Titels des fünften Capitels zweiten Titels, des zweiten 
Buchs des erftien Decrets vom 16. Februar 1807, des zweiten 
Decrets von demfelben Dato, fo weit es die Gerichtsvollzieher bes 
trifft; des fechsten Capitels des erften Titels des Decrets vom 
18. uni 1811 und des Decrets vom 7. April 1813, fo weit es 
die Gerichtsvolfzieher betrifft, find aufgehoben. 


f 
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$. 13. 


Die Gerichtsvolfzieher eines jeden Landgerichtsbezirks bilden 
einen Unterftügungsverein und haben eine eigne Caſſe, welche von 
einem am KHauptorte des Bezirks befindlichen Ausfchuffe verwals 
tet wird. Der Ausſchuß befteht aus drei Mitgliedern, welche 
von fümmtlichen Gerichtsvollziehern des Bezirks gewählt werden; 
ihre Sunctionen dauern ein Jahr, fie innen jedoch wieder ger 
wählt werden. | | 

Wer im Mege der Disciplin zu einem Verweiſe oder einer 
Geldbuße verurteilt worden, darf in dem darauf folgenden 
Jahre in den Ausfhuß nicht gewählt werden. 

Mer mit einer Suspenfion beftraft worden, kann in den 
folgenden drei Sahren nicht Mitglied des Ausfchuffes werden. 

Ein Mitglied des Ausfhuffes, welches im Disciplinarwege 
geftraft wird, muß folglich austreten. — J 


$. 14. 


Der Beſtand der gemeinſchaftlichen Caſſe wird durch die 
gegen die Gerichtsvollzieher im Wege der Discipfin erfannten 
Geldbußen und durch jährliche Beiträge der einzelnen Gerichte; 
vollzieher gebildet. Die Höhe der Beiträge wird im Anfange 
eines jeden Jahres, unter Genehmigung des Landgerichts, be: 
ſtimmt. Sie dürfen nie den zehnten Theil der Summe überfteis. 
gen, welche ein Gerichtsvollzieher im vorhergehenden Jahre nach 
feinem Repertorium für Originalurfunden und Vacationen, mit 
Ausnahme jedod der Zuftellungen von Anwalt zu Anwalt, und 
derjenigen, welche nach dem fünften Abſchnitt der beifolgenden 
Gebühren :Tare bezahlt werden, bezogen hat. 

Jeder Gerichtsvollzieher muß daher jährlich einen Auszug 
feines Repertoriums dem Ausfchuffe einreichen. ine Unrichtig: 
feit dieſes Auszugs zieht eine Geldbuße von 25 Rthlr. nach ſich. 

Die Beiträge muͤſſen in vierteljährigen Naten an den Caſ— 
firer des Ausfchuffes bezahlt werden. Im Nichtzahlungsfalle 
wird auf Betreiben des Caſſirers der Auszug aus der Vertheis 
Iungslifte durch den betreffenden Friedensrichter erecutorifch er- 
klaͤrt und in der gefeßlichen Art vollftreckt. z J 

Die Geldbußen werden ebenfalls durch den Caſſirer in Ge⸗ 
folge des ergangenen Straferfenntniffes eingetrieben. 


$. 15. 


Aus der gemeinfchaftlichen Caffe werden beftritten: 

1) die dem Caſſirer und dem Prorokollführer etwa zu bewilli⸗ 
gende Nemuneration, fo wie die übrigen Bureaubedärfniffe 
des Ausfchuffes,; - | Zu — 
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2) die Unterſtuͤtzungen fuͤr huͤlfsbeduͤrftige Gerichtsvollzieher, 
oder fuͤr die Wittwen und Kinder der Verſtorbenen. 
$. 16. 

Die Rechnung muß in jedem Jahre dem neugewaͤhlten Aus; 
ſchuſſe gelegt und demmächft/dem Landgerichte zur Beftätigung 
eingereicht werden. 5 | 

Sedem Gerichtsvollzieher muß, wenn er es begehrt, die 
Einficht der Rechnung geftattet werden, um feine Bemerkungen 
dagegen vorbringen zu fönnen. 


$. 17 


Die Beftimmungen der Artitel 93. 94. und 95. des Decrets 
vom 14. Juni 1813 werden dahin beibehalten, daß die Gebuͤh— 
ren für die Zuftellung der Anwalts » Acte und für das Aufrufen der 
Parteien in der Audienz zwifchen dem Audienz : Gerichtsvollzieher 
in gleiche Theile vertheilt werden. Der dritte Theil des Decrets 
vom 14. Juni 1813 ift aufgehoben. | 

Die Behörden und Juſtizbeamten, infonderheit aber die Ge; 
richtsvollzieher, haben fich nad) diefen Beftimmungen zu achten, 

Berlin, den 10. Juni 1833. (v. 8. J. Bd. 41. ©. 587.) 


A. 


Gebühren-Taxe für die Gerichtövollzieher in dem Sprengel des Rhei⸗ 
nifchen Apellationsgerichtöhofes. - 


Erfter Abſchnitt. 


Die Gebühren der Gerichtsvollzicher in den zur Competenz der Friedens: 
gerichte gehörigen Sachen enthaltend., 
| F Erfte | Zweite 
| Colonne. 
No. Sor.Vt. ISor. |oF. 
1 ſFuͤr die. Inſinuation der Ladung, in werd 
| cher eine Klage enthalten ift 10 /—I12| 6 
2 Fuͤr die Zuftellung eines Urtheils und für | 
die Aufforderung, Kaution zu ftellen, 
oder um bei deren Stellung gegenwärtig | 
zu fein 10 !—I12]| 6 
3 |Für die Zuftellung eines Einfpruchs gegen 
ein Contumakialurtheil, mit Ladung ei: 
‚ner Klage auf Gewährteiftung, der La; 
dung an Zeugen oder Sachverftändige, 
oder der Partei zum Sühneverfuch, der 


u U 


1. Allg. Verfaffungs; u. Verwaltungs «Gegenftände. 405 
Erſte | Zweite 


No. 


4 


a 


10 


© 


o 


Die Gerichtsvollzieher bei den Friedensge; 


Mitglieder eines Familienrathes, eines 
Einfpruchs gegen Siegelanlage, oder 


Aufforderung zur Abnahme der Siegel 


Für jede Abfchrift der Urkundensub No. 14 


und 2, 
und der sub No. 3, 

Für die Abfchriften derjenigen Actenftücke, 
welche gleichzeitig mitgetheilt “werden 
muͤſſen, für jedes Blatt von 20 Zeilen 
auf einer Saite und 10 Silben in der 
Zeile 

Für das jedesmalige Aufrufen einer Sache 
in der Sitzung | 

Für jeden Picitationstermin, in welchem. fie 
die Gebote auszurufen, die Kerzen zu 
liefern und anzuzänden haben, nach den 
Eolonnen der Gebühren: Tare vom 1. 
Auguft 1822, 10 Sgr., 15 Ser. und 
20 Ser. | 


richten der Städte Achen No. L., Coͤln 
No. Lund 2., Trier No. 1., Coblenz, 
Düffeldorf und Elberfeld und Barmen, 
liquidiren nach der erften, alle übrigen 
nach der zweiten Kolonne. 

Die Erfteren erhalten für jede zuräckgelegte 


Meile fünf Ser. Entfhädigung, diel 


Leßteren nur dann, wenn fie außerhalb 
ihres Kantons inftrumentiren muͤſſen. 
Die Reiſe wird berechnet, indem bie 
Entfernung von dem Siße des Friedens: 

gerichts big zum Orte wo das Ge: 
fchäft verrichtet werden foll, und ber 
Rückweg zufammengezogen wird. Be: 
trägt die Entfernung hin und zurück 
weniger als eine Meile, fo darf für 
Reiſekoſten nichts liquidirt werden. “Die 
Neifegebühren werden nur nach halben 
und ganzen Meilen berechnet, und was 
. zwifchen beide fällt, darf nicht in An: 
ſatz kommen, | Ä 


Eolonne. 


Sor.Pf. ISor.Pt. 
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Zweiter Abſchnitt, 
die Gebühren der Gerichtövollzicher in: den zur 
Competenz des Appellationsgerichtöhofes, der 
Landgerichte und der Handelsgerichte gehöris 
gen Sachen betreffend. 
10 Fuͤr Vorladungen aller Art an die Partei, 
zur Erfcheinung vor einem Gerichte, vor 
Sciedsrichtern, vor einem Commiſſar, in 
der Gerichts : Kanzlei; für VBorladungen an 
dritte nicht betheiligte Perfonen, Zeugen, 
Sachverſtaͤndige, Inhaber von Urkunden 
oder mit Arreft belegter Sachen; für Zu: 
ftellung von Erklärungen, oder Aufforde: 
rungen vor Ürtheilen aller Art, Ordonnan; 
zen, oder von Titeln zum Zwecke einer be: 
abfichtigten Erecution und der übrigen da: 
‚durch nöthig werdenden Acte; Zuftellung 
eines Einſpruchs gegen Contumacial Ur: 
theilesoder andere Acte oder beabfichtigte 
Handlungen, für Arreft - Anlagen und die 
dabei weiter nöthigen Acte, für Zahlungs: 
befehle zum Zecke der Execution in Mo: 
bilien oder Immobilien; Zuftellungen von 
Appellationen von den Urtheilen der Frie— 
densgerichte, der Fabrifgerichte, Handels: 
gerichte und Landgerichte, fo wie van den 
Erfenntniffen der Schiedsrichter, es mögen 
diefe freiwillig oder in Gefolge geſetzli— 
cher Vorſchriften ernanht worden fein; 
überhaupt für alle Acte der Gerichte: 
vollzieher, für welche in den hier nachfol] 
genden Beſtimmungen nicht namentlich an: 


dere Gebühren bewilligt find T— 112|— 

41 |$Ar jede Abfchrift — 13 |1— 
12 |Für die gleichzeitig zugeftellten Abſchriften von 
Urkunden für jedes Blatt von 20 Zeilen 

und 10 Silben in der Zeile - — 116 
13 Fuͤr das Driginal der Necufation eines. Fries 

densrichters (Art. 45,) — /16|— 

14 Fuͤr die Abfchriften — 14 23 


15 Fuͤr die Urkunde über eine Mobiliarpfaͤn⸗ 
dung, wenn folche drei Stunden dauert, 
mit Einſchluß der Zeit, welche verwandt 
wird, um, mo es nöthig ift, den Frie— 


/ 
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—** Rthir. Sgr. | pf. 
densrichter, Polizei » Commiffär oder einen 
andern competenten Beamten herbeizurus 
fen, mit Einfchluß der den Zeugen zu zah— 
Ienden Entfehädigung (Art. 585, 586. 
587. 588. 589. 590. 601. 819. 822.) _ 
825. der Civil» Procefordnung) 1 I15I — 
16 [Dauert die Handlung länger als drei Stun: 
den, fo wird für jede weitere Vacation von 
drei Stunden, mit Inbegriff der Ent: 
fhädigung der Zeugen, bewilligt 1 5 —1- 
Sede angefangene Stunde wird für voll 
gezählt. : 
Sn obigen ‚Gebühren ift die Tare für die 
an den Gepfändeten und den Hüter ab- 
zugebenden Aöfchriften mit einbegriffen. 
17 |Der afliftirende Polizei » Commiffär oder an- 
dere Beamte erhalten, wenn fie Entſchaͤ— 
digung fordern — 120 |— 
18 Fuͤr die Vacation des Gerichtsvollziehers bei | 
der Depofition des bei der Pfändung vor 


gefundenen baaren Geldes (Art. 590.) — I12|— 

19 |An KHütergebühren werden während der er; 
ften zwölf Tage bewilligt — 110 — 
Später für den Tag — 15 — 


20 |Für das Protokoll über das Vorhandenfein 
der gepfändeten Gegenftände, wenn der 
Hüter von der fernern Aufficht entbunden 
wird (Art. 606.) — 1161— 
Nur die Sachen, welche fehlen, werden 

in dem Protokolle genannt. Der ab 
gehende Hüter erhält eine Abſchrift des 
Protokolls und giebt dagegen die Ab— 
fchrift des DBefchlagnahme » Protokolls 
dem neuen Hüter, welcher die Auflicht 
durch Unterfhrift des oben erwähnten 
Protokolls übernimmt. 


21 |Für jede Abſchrift diefes Protokolls — 4 |— 
22 Im Falle, daß der Gerichtsvollzieher eine 
frühere Pfändung und einen beftellten Huͤ— 
tir vorfindet und dann nad) Vorfchrift des 
Art. 611. verfährt, mit Inbegriff zweier 

1 6 I— 


Abſchriften 
23 Muß eine dritte Abſchrift gegeben werden, 
fuͤr dieſe ERBE — 
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24 Fuͤr das Protokoll uͤber das Vorhandenſein 
der gepfaͤndeten Gegenſtaͤnde, welches vor 
deren Verkauf aufgenommen wird, und 
in welchem nur die fehlenden Stuͤcke an-] 
gegeben werden, mit Inbegriff der Gebuͤh⸗ 
ren der. zugezogenen Zeugen, (Art. 616.) 

Abſchrift hiervon wird nicht gegeben. 

9 |Meüffen die gepfändeten Sachen zum Zwecke 
des Verfaufs an einen andern Ort trand: 
portirt werden, fo werben dem Gerichts: 
vollzieher die Auslagen dafür erſtattet, 
nad) dem Sinhalte der vorgelegten Auit: 
tungen, oder, wenn die Empfänger nicht 
fhreiben koͤnnen, auf feine amtliche Der: 
fiherung DE me 

‚ 26 |FUr das Original der Bekanntmachung des 

| Verfaufes 

27 |$ür jede gefchriebene Eopie 
Für die gedruckten Eremplare werden die 


















| 
wo 
| 


machung aufzunehmende Urkunde, von 
— keine Abſchrift gegeben wird (Art. 
I9. 


Die Auslagen für Inſertion in ein öffent: 
liches Blatt werden befonders vergütet. 
29 Fuͤr jede Vacation von drei Stunden, bei 
dem Verkaufe der gepfändeten Sachen, 
mit Einfchluß des dabei aufzunehmenden 
| Protokolls | 
30 Wenn nach Vorfchrift der Art. 620 und 621. 
eine befondere Publication oder eine öffent: 
liche Ausftellung Statt finden muß, fo er: 
hält der Gerichtsvollzieher für jede der 
beiden erften Publicationen oder Aus: 
ftellungen Ä | 
Die dritte Publication oder Ausftellung 
wird nicht befonders bezahlt. | 
Diefe Gebühren fallen weg,. an den Dr: 
ten, wo ein Öffentliches Blatt erfcheint, 
weil hier die befondere Publication oder 
Ausftellung durch Inſertion in diefes 
Dlatt erſetzt wird. 
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3l Wird von einer Partei Abfchrift deg Der; 
fligerungs » Protofolls begehrt, fo wird dem 
Gerichtsvollzieher für jedes Blatt von 25 
Zeilen auf jeder Seite und 10 bis, 12 Sil— 
ben in jeder Zeile, bezahlt 

32 Fuͤr die Bewirkung der Feftfegung der Ge: 

- bühren auf das Verfteigerungs » Protokoll 
(Art. 657.) 

33 Fuͤr Hinterlegung der Kaufgelder 

34 Fuͤr die Pfändung der Früchte auf dem 
Halme (Art. 627.), wenn dabei nicht über 
drei Stunden zugebracht worden 

35 |Für jede folgende Vacation von drei Stunden 

36 Fuͤr jede abzugebende Abfchrift (Art. 628.) 
Die übrigen Acte werden wie bei der Mo— 

biliarpfändung tarirt. 

37 |An KHütungsgebühren werden dem Feld: 
ſchuͤtzen vergütet für den Tag | 

38 Wenn ein Anderer, als der Feldfchäge, zum 
Huͤten beftellt worden (Art. 628.) 

39 Fuͤr die Befchlagnahme einer Rente im Fall 
des Art: 637. 

40 Für die Abfchrift 
Die Übrigen hierbei nöthigen Acie werden 

nad) No. 10. bezahlt. 

41 |Fürıdie Zuftellung eines den Perfonalarreft 
erfennenden Urtheils mit Zahlungsauffor: 
derung (Art. 780.) 

42 (Für die Abfchrift 

43 Fuͤr Auswirkung der Ordonnanz des Friedens, 
richters (Art. 781.) 

44 (Für das Protofoll über die Verhaftung eines 
Schuldners und Eintragung in das Ge 
fangenregifter, mit Einfchluß der Entfchd: 
digung der Zeugen (Art. 783.) 

Fir die Auffuchung des Schuldners und 
die übrigen befondern Bemühungen wird 
nichts vergütet 

45 Fuͤr die Vacation, wenn der verhaftete 
Schuldner auf fein Begehren dem Präfl: 
denten des Gerichts vorgeführt wird 

46 Fuͤr die Abfchrift des Protokolls über die Ver; 
haftung und Eintragung in das Regifter 
des Gefaͤngniſſes (Art. 789.) 
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47 | Dem Gefangenwärter, Mmelcher das Urtheit 
in fein Regiſter einträgt, für jedes Blatt 
der Ausfertigung des Urtheils (Art. 790.) 

48 Fuͤr die Empfehlung eines fchon verhafteren 
Schuldners (Art. 792. 793.) 

49 IFür die Abfchrift 

50 [Für die Zuftellung eines Urtheils, welches die 
Verhaftung richtig erklärt, und die Ent: 
laffung des Schuldners 

51 [Für die Abſchrift, welche der Gefangenwär:; 
ter erhäft 

52 Fuͤr das über ein Nealanerbieten aufgenom: 
mene Protokoll (Art. 813.) 

53 FFuͤr die Abfchrift Ä 

54 Fuͤr das über die Conſignation aufgenom- 
mene Protokoll (Art. 1259, des Civilge— 
ſetzbuchs) | 

55 Fuͤr jede Abfchrift 

56 Fuͤr das Protokoll zam Zwecke einer Arreft- 
anlegung auf Mobilien wegen Eigenthums; 
anfprüche, wenn gegen die Arrefianlage 
opponirt, oder die Deffnung der Thuͤre 
verweigert wird, mit Ladung und mit 
Inbegriff der Entfchädigung der Zeugen 

| (Art. 829.) 

57 Das Prototoll über bie Befchlaganlegung 
ſelbſt wird wie eine Möbelpfändung tarirt 

58 |Für die Erklärung eines Kppothefengläubi- 
gers, daß er den nochmaligen sffentlichen 
Verkauf des von feinem Schuldner ver; 
äußerten Grundftücs begehre (Art. 2185. 

| des Civilgefeßbuchs) 

59 |Für die Abfchrift 

60 Fuͤr das Protokoll uͤber die Wiederholung 
der Erfiärung. eines, Schuldners, daß er 
feine Güter abtrete, wenn folche auf dem 
Gemeindehaufe gefchieht (Art. 901.) 

61 Fuͤr das Protokoll über die Abführung d 
Schuldners aus dem Gefängniffe, um biefe 
Erklaͤrung abzugeben (Art. 902.) 

62 Ein Proteſt⸗Act, mit Hausfuchung verbun 
den, (Art, 173. des Handelgeſetzbuches) 
mit Inbegriff der Gebuͤhren für die Affi-} 
ſtenten, fo wie für die Abfchriften 


| 
o| 
| 
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Dritter Abſchnitt, 


die Gebühren der Gerichtsvollzieher enthaltend, 
welche zum innern Dienfte bei den Gerichten 
berufen find. 


63 Für den jedesmaligen Aufruf einer zur Ver: 
handlung in der Sitzung des Handelsge— 
richts gebrachten Sache 

64 Fuͤr den Aufruf einer Sache zur Verhand- 
lung in der Sitzung des Landgerichts, 
wenn ein befinitiver oder interlocytorifcher 
Beſcheid ergeht 

Bei blos präparatorifchen Beſcheiden 
und Vertagungen wird nicht bewilligt. 

65 Fuͤr die Publication der Bedingungen bei 
den nad) Vorfchrift der Rheiniſchen Pro: 
ceß » Ordnung ftattfindenden öffentlichen 
‚Verkäufen 

66 Für den definitiven Verkauf einfchlieglich der 
Kerzen 

67 Bei Subhaftationen, welche nad) der Der: 
ordnung vom 1. Auguft 1822 vor einem 
Deputirten des Landgerichts Statt haben, 
einfchließlich der Kerzen - 

68 |Für die Zuftellung aller Arten von Urkunden 
von Anwalt zu Anwalt, bei den Landge: 
richten, welche in Urfchrift und Abfchrift 
dem Serichtsvollzieher eingehändigt werden 

69 !Für den Aufruf einer Sache in der Sitzung 
des Appellationg » Gerichtshofes und wenn 
ein definitives oder interlocutoriſches Er: 
fenntniß ergeht 

Bei blos präparatörifchen Befcheiden 
und Vertagungen wird nichts bewilligt. 

70 Fuͤr die Zuftellung aller Arten von Urkunden 
von Anwalt zu Anwalt beim Appellationg : 
Gerichtshofe erhält der Gerichtsvollzieher 


Vierter Abfchnitt. 
Allgemeine Beltimmungen. 


71 Fuͤr die Vorlegung der Urkunden, welche vis 
firt werden muͤſſen 
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und wenn 

72 der Gerichtsvollzieher wegen Weigerung des 
zur Viſirung berufenen Beamten dgel 
Viſa des Staats: Procuratord nachfuchen 


muß \ 
An Reifekoften erhält der Gerichtsvollzie⸗ 
her in den nicht zur friedensgerichtlichen 
Competenz gehörigen Eivilfachen für jede 
Meile 


Die Berechnung gefhieht, wie im er: 
ften Abfchnitt sub No. 9. beſtimmt wor: 
den. 

Die Taren der im zweiten Adfchnitt erwähn- 
ten Gefhäfte, Urkunden und Vacationeni 
werden zu Gunften der in den Städten 
Coͤln, Achen und Düffeldorf angeftellten 
Gerichtsvollzieher um ein Viertel erhöht; 
diefe Erhöhung bezieht fich jedoch weder 
auf die Abfchriften ihrer eigenen noch au 
die Abfchriften der fonftigen mitgetheilten 
Urkunden. 

75 


zieher werden die Taxen im zweiten Ab: 
ſchnitt für die darin sub No. 16. 29. 34. 
35. gedachten Wacationen und die sub 

No, 32. 33, 41. 62, gedachten Acte eben; 
falls unter der obigen Befchränfung um 
ein Viertel vermehrt. j 

Endlich werden die sub No. 12. erwähnten 
Copialien für die sub No. 74 und 75. 
genannten Gerichtsvollzieher ‚auf 2 Ser. 

erhöht. 

Bei freiwilligen Mobiliarverfäufen erhal: 
ten fämmtliche Gerichtsvollzieher ohne Un: 
terfchied des Wohnorts für die Vacation 
von drei Stunden Einen Thaler Gebüh: 
ren, und gehn Silbergrofchen für jede fer: 
nere Stunde. Für die oͤffentliche Be— 
fonntmachung und Entwerfung der Be: 
dingungen und für den Empfang der 
Gelder liquidiren fie, wie in der Tarord- 
nung für die Notarien bei dem Worte: 

. Auction von Mobilien, vorgefchrieben iſt. 


76 


77 
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No. | Arie. |Sor.| PR 





Fünfter Abſchnitt. 


Bon den Gebühren der Gerichtövollzieher in Un: 
terfuchungsfachen. 


In Unterfuchungsfahen, wozu aud) 
die Disciplinarfachen gehören, und mit 
Ausnahme der KHolzdiebftahlsfachen, er 
halten die Gerichtsvollzieher: 
1 Ifür alle Vorladungen , *Sinfinuationen, An: 
zeigen, Meittheilungen und Erfcheinungs: 
befehle — | 4 I— 
2 (Für jede Copie der oben erwähnten Acte — (4 |— 
3 Fuͤr die Vollſtreckung der Vorfuͤhrungs⸗ und 
Verhaftsbefehle, das Inſinuationsinſtru⸗ 
ment und die Copie mit einberechnet 1 !15)— , \ 
4 Fuͤr die Vollſtreckung der Verwahrungsbe: 
fehle, das Sinfinuationsinftrument und die Ä 
Eopie mit eingerechnet — 24— 
5 Fuͤr Ergreifung oder Gefangennehmung der 
Perſon, kraft eines einfachen Polizei: Er; 
Eenntniffes, ohne daß eine Gebühr für die 
Nahfpürung bewilligt werden kann 
6 Fuͤr Verhaftnehmung Fraft eines Arreſtbe— 
fehls oder eines Urtheils in correctionellen 
Sachen, welches Gefängnifftrafe enthält 
7 Fuͤr Gefangennehmung fraft eines Criminal; 
Arreftbefehls oder eines Urtheils, welches 
zur Zuchthausftrafe, Zwangsarbeit oder 
härtern Strafe verurtheilt 
8 Fuͤr die Abholung eines jeden Gefangenen 
aus dem Gefängnißhaufe, für deffen Vor; 
führung vor den Richter und das Zuruͤck— 
führen in das Gefangenhaus | 
9 Fuͤr das Protokoll über eine Hausſuchung, 
wovon in dem Art. 109. des Gefeßbuches 
über das gerichtliche Verfahren in Straf: 
fahen Erwähnung gefchehen, und worau 
die Gefangennehmung nicht erfolgt ift, 
das Sinfinuationg » Document und die Copie 
bes Verhafts - oder Criminal s Arreftbefehls 
oder des Urtheils pder Beſcheides, welcher 
die Hausſuchung veranlaßt hat, mit ein 
gerechnet 










— 124 I 
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’ Rthir. |Sor. |. 
In der nämlichen Sache foll für jedes 
Individuum nur ein Protokoll bezahlt 
werden, tie häufig auch immer. die 
Hausfuchungen in einer und derfelben 

. Gemeinde gemacht fein mögen. ; 

10 Fuͤr die Verkündigung bei Trompetenſchall 
oder, Trommelfchlag und für die Anheftung 
der Verordnung, welche nach Vorfchrift 
der Art. 465 und 466. des Geſetzbuchs 
über das gerichtliche Verfahren: in Straf: 
fachen gegen die Angeklagten, welche, wer 
gen ungehorfamen Nichterfcheinens in con- 
tumaciam angeklagt find,  erlaffen und 
befannt gemacht werden muß, das über 
die Verkündigung gefertigte Protokoll und 
die Auslagen mit gerechnet 

Sefchehen die befagten Verfündigungen 
und Anheftungen in zwei verfchiedenen 
Gemeinden, und, e8 werden dazu meh: 
rere Gerichtövollzieher beauftragt, fo er— 
hält jeder derfelben nur die Hälfte der 
in dem Art. 54 No. 10. beftimmten 

Tare. 

11 Fuͤr die Ableſung des Todesurtheils, wovon 
in dem Art. 13. des Strafgeſetzbuchs Er; 
wähnung gefchieht Er. 

12 |Betragen die mitzutheilenden Abfchriften mehr 
als ein Blatt, fo werden für jedes folgen: 

| - de Blatt 
bezahlt; jedes Blatt muß, 24 Linien von 
15 Silben im Dutchfchnitt erhalten. 

13 Für die Gegenwart bei der Eintragung des 
Befchuldigten in der Lifte der Gefangenen, 
wenn derfelbe fchon eingekerkert ift | 

14 |Sft gegen ein und Faffelbe Individuum ein 
Vorfuͤhrungs⸗ und. Verwahrungsbefehl er⸗ 
faffen und in den nämlichen 24 Stunden}. 
von dem Gerichtsvollzieher vollzogen wor: 
den, fo erhält derfelbe ein für allemal nur 
den Satz für den Vorführungsbefehl mit » 

15 [Sind die. Individuen, wogegen Urtheile er: 

gangen find, welche eine perfönliche Ver— 

baftnehmung ‚nach ſich ziehen, auf jede 
andere Art fchon wirklich verbafter, fo 
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Kıpe.|Spr. Ipr.: 


werden ben Gerichtsvollziehern für die 
Vollſtreckung der oben erwähnten Acte inf’ 
Anfehung ihrer nur die unter No. 1. fü 
did Ladungen, Inſinuationen und Anzei— 
gen beſtimmten Gebuͤhren entrichtet. 

Das Naͤmliche findet bei: der Voll— 
firefung der Vorführungsbefehle Statt, 
wenn das Individuum wirklich fchon fruͤ— 
her verhaftet ift, wenn es fich freiwillig 
geftellt hat, oder wenn es nicht ergriffen 
werden fonnte. 

16 |Die Gebühren für die von den Gerichtsvoff: 
ziehern zugezogenen Zeugen fallen jedesmal 
den Gerichtövollziehern, welche fie ge⸗ 
braucht haben, zur Laft. 

17 |Die Gerichtsvolfzieher erhalten fuͤr jede zusf 
rücfgelegte Meeile, wenn der: Verurtheilte 
zahlungsfähig ift, der Eivilfläger den Auf- 
trag ertheilt hat, oder die Reiſe fie in 
einen andern Kanton führte 
und werden die Entfernungen nach No. 9. 
erftern Abſchnitts diefer Taxordnung be 



















rechnet. . 

18 Fuͤr den nothwendigen gehörig befcheinigten]: 

Aufenthalt auf der Reife, für jeden Tag,|; 

ohne Abzug KASSE, 

39 Fuͤr den Audienzdienft bei den Zuchtpoligei: 
und Polizeigerichten erhalten fie nichts. 

20 Fuͤr den Audienzdienft bei den Affienhöfen]: 

für jeden Tag ’ 

Berlin, den 10. uni 1833, 


B. 


IH. habe die mit Ihrem Berichte vom 22. v. M. Mir vor, 
gelegte Inftruction, das Amt der Gerichtsvollzieher in der Rhein—⸗ 
provinz betreffend, nebft der Gebühren : Tare für diefelben geneh⸗ 
migt, und ſende Ihnen ſolche mit der Autorifagjon zuruͤck, fie zu 
vollziehen und mittelft Deiner gegenwärtigen Ordre ihre Bekannt: 
machung zu verfügen. { 

Berlin, den 9, Juni 1833, | 

An Sriedrih Wilhelm, 

den Staats; und Suftizminifter 
v. Kamptz. | 
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C. 


Em. Hochwohlgeboren erhalten in den Anlagen die von mir 
erlafiene Inſtruction für die Gerichtsvollzieher in der Rheinpro— 
vinz nebft der auf Preußiſch Courant reducirten Gebühren » Tare, 
nachdem Se, Könige. Majeſtaͤt durch die ebenfalls abfchriftlich bei: 
folgende Allerhoͤchſte Cab. Ordre vom 9. d. M. folche zu genehmi; 
gen geruht. Es wird diefe Inſtruction, da fie blos die Rhein: 
provinz betrifft, nicht durch die Gefeßfammlung, wohl aber durch 
die Amesblätter der fünf Rheiniſchen Regierungen publicirt wer: 
ben, wozu ich bereits die nöthigen Cinleitungen getroffen habe. 
Zur Erläuterung der Inftruction und der Gebühren - Tare bes 
merke ich ihnen: 

1) Die Vorfchrift des $. 2. der Inſtruction, nach welcher die 
Serichtsvollzieher die auf Koften des Criminalfonds gefertig- 
ten Acten in ein befonderes Nepertorium eintragen follen, 
bezweckt die Erleichterung diefer Beamten, und der Beam: 
ten, welche ihre Liquidationen zu tariren haben, da die Ges 
richtsvollzieher ihre Liquidationen leichter aus einem folchen 
Nepertorio ertrahiren und die controllirenden Beamten fich 
durch eine DVergleihung der Liquidationen mit dem Neper: 
torio leichter von deren Nichtigkeit Überzeugen fönnen. Es 
müßte überdies, da die im Art. 83. des Decrets vom 
18. uni 1811 vorgefchriebenen Negifter nicht mehr geführt 
werden, eine andere Eontrolle dafür eintreten. 

2) Der gänzlichen Abfchaffung der Reifegebühren der Gerichts 
vollzieher, infofern fie ihre Kantons wicht verlaffen, ftehen 
fo manche Hinderniffe entgegen, und es würden für die Par; 
teien, welche an dem Appellationshofe, den Land - und Hans 
delögerichten proceffiren, durch eine Erhöhung der übrigen 
‚Gebühren, welche die Abfchaffung jener nothiwendig machen 
würde, unverhältnigmäßige Koften entftehen. 

Sch habe mich daher darauf befchränkt, die Reiſegebuͤh⸗ 
ren für diejenigen Friedensgerichtd: Bezirke aufzuheben, in 
welchen überhaupt Reifen im Canton vorfommen, und da; 
gegen die Gebühren für die Urkunden zu erhöhen. 

3) Die Gebühren der fämmtlichen Gerichtövollzieher auf die 
höchfte Tare des Decrets von 1807, nad Ew. Hochwohl- 
geboren Antrage, zu erhöhen, konnte ich mich hicht entſchlie⸗ 
fen, da die Gebuͤhren ſchon Hoch genug find. * 

4) Die Zeitumftände erlaubten eben fo wenig, den Gerichte, 
vollziehern in Unterfuchungsfachen die vollen Gebühren, abs 
gefehen von der Zahlungsfähigkeit der Verurtheilten, zuräd 
zu geben, ich werde jedoch forgen, daß ihnen bei dem neuen 
Forfigefeg, mit defien Entwurf der Ober: Präfident der 
Provinz beauftragt ift, für ihre Arbeiten in Holzdiebſtahls⸗ 
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fachen einige Remuneration bewilligt, oder ihnen diefe Arbeis 

ten, wie folches in Rheinbaiern gefchehen, gänzlich abgenoms 

men werden, habe ihnen auch für den Audienzdienft bei den 

Aſſiſenhoͤfen eine Entfchädigung bewilligt. ⸗ 

Ew. Hochwohlgeboren veranlaſſe ich, nunmehr den Entwurf einer 

Belehrung, welchen Sie mir unterm 17. Septbr. vorigen Jahres 

eingereicht haben, nach der beiliegenden Allerhoͤchſt genehmigten 

Inſtruction umarbeiten zu laſſen und ihn ſodann den Gerichten 

und Gerichtsvollziehern in Steindruck mitzutheilen, und einige 
Exemplare derſelben einzuſenden. 
Berlin, den 14. Inni 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©, 387.) 


Dbere Suftiz = Reffortös Verhältniffe in den Oftrheinifchen Theilen des 
Regierungs-Bezirks Coblenz. 

Es ift darüber Bedenken entſtanden, ob die, wegen der Zus 
ftiz  Verfaffung am Oftrhein unterm 11. v. M. (Anl. A.) erlaffes 
ne Allerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre und die darin enthaltenen Beftims 
“mungen, infonderheit die Webertragung det dem Königl, Appel 
lationshofe zu Coͤln beigelegt gemefenen obern Inſtanz in bürgers 
lichen und Straf⸗Sachen, ſich nur auf die zum Gerichtsfprengel des 
Königl. Juſtiz Senats gehörigen Fälle befchränke, oder nicht viel 
mehr den ganzen Umfang der oftrheinifchen Landestheile betreffe. 
Es leidet aber ſowohl nach dem Inhalt der angeführten Allerhoͤch⸗ 
fien Ordre, als nach den voraufgegangenen Verhandlungen und 
- deren Abfiht und Zweck, wie auch nach den deshalb von des Kös 
nigs Majeftät dem Zuftiz » Meinifterium ertheilten Anweifungen, 
nicht den mindeften Zweifel, und ift vielmehr Sr. Königl. Majeſtaͤt 
Beſtimmung, dag mehrerwähnte Allerhöchfte Cabinets sOrdre vom 
11. v. M. und die darin in Anfehung der Rechtspflege und Ents 
fcheidungsquellen und Überhaupt in allen ihren Beftimmungen, fo 
wie infonderheit wegen der Webertragung aller und jeder richters 
lichen Sunctionen des oftrheinifhen Senats auf das Königl. Hof⸗ 
gericht zu Arnsberg auf den ganzen Umfang der oftrheinifchen Lans 
destheile, ohne Unterfchied, ob diefe unter der Gerichtsbarkeit des 
Könige. Yuftiz » Senats oder eines ftandesherrlichen fuͤrſtlichen 
Dbergerichts ftehen, fich erſtrecken, mithin ohne jenen Unterfchied 
überall angewendet und befohlen werden follen. 

Der Königl. Juſtiz-⸗Senat hat zur Vorbeugung weiterer uns 
begründeter Zweifel diefe nachträgliche Beftimmung durch das 
Amtsblatt zur Öffentlichen Kennenig und Nachachtung zu 
bringen.. of 

Berlin, den 24. Novbr. 1831. j 


‚ A. . 

Ich feße auf den Bericht des Juſtiz-Miniſteriums vom 13. 

v. M. und nach deſſen Antrage hierdurch feft, daß = Hofgericht 
VII. | 
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zu Arnsberg fernerhin in Stelle des rheinifchen Appellatione ‚Se; 
richtöhofes zu Coͤln die höhere Inftanz für die dem Juſtiz / Senat 
zu Ehrenbreitſtein uͤberwieſenen Rechtsangelegenheiten der oſtrhei⸗ 
niſchen Landestheile des Coblenzer Bezirks bilden, und das bishe⸗ 
rige Verhoͤltniß zwiſchen dem Appellationsgerichtshofe und dem 
Juſtiz ⸗Senat aufhören, die Oberaufſicht über den letztern aber, 
wie früher, von dem Zufkiz » Minifterium unmittelbar geführt 
werden fol, | 
In dem materiellen Civil» und Eriminalreht und in den 
Formen des Civil» Proceffes wird hierdurch für die berreffenden 
Yandestheile uͤberall nichts verändert, im Criminal: Proceß dage— 
gen foll nach der preußifchen Criminals Ordnung vom II. Decmbr. 
1805 verfahren werden, weshalb künftig das Rechtsmittel der 
weiten Wertheidigung auch alsdann zuläffig iſt, wenn daseibe 
durch neue, bisher in den Aeten nicht vorgekommene Umftände 
oder Beweismittel nicht begründet werden kann. Das Jufliz: 
Minifterium hat hiernach, infonderheit wegen. des Termins zur 
Ausführung, das Weitere zu verfügen und Meine Beftimmungen 
durch Aufnahme in das Amtsblatt der Negitrung zu Coblenz be; 
fannt zu machen. Ä 
Charlottenburg, den IL. Octbr. 1831. 
Sriedrih Wilhelm. 
(v. K. J. Bd. 38. ©. 463.) 


Prüfung und Anſtellung der Auscultatoren bei dem Oſtrheiniſchen 
Juſtiz-Senat zu Goblenz. 


Das Juſtiz⸗Miniſterium findet feinen Anftand, den Königl. 
Juſtiz-Senat in Folge des Berichts vom 9. d. M. zu autorifiren, 
diejenigen Candidaten, welche fich bei demſelben Behufs einer fünf: 
tigen Anftellung im oftrheinifchen Theile des Bezirks Koblenz prak— 
tifch-ausbilden wollen, nach erfolgter Prüfung unter den gefeglic 
vorgefchriebenen Bedingungen zu Auscultatoren zu ernennen und 
fie als folche zu verpflichten. Wenn jedoch ein folcher Auscultator, 
wie es allerdings rathſam erfcheint, gleichzeitig auch bei den übris 
gen Abtheilungen des Königl. Landgerichts arbeiten will, fo muß 
fich derſelbe ſtets bei dem Präfidio und der General» Procuratur 
des Koͤnigl. Rheinifchen AppellationsGerichtshofes melden und die 
Erlaubnig nachſuchen. | | 
Berlin, den 23. Dechr. 1831: (0.8.5. Bd. 38. S. 466.) 


Regulativ über die praftifchen Vorbereitungen und die Prüfungen 
zum Juſtizdienſt in den Rheinprovinzen. 


‚Nachdem des Königs Majeftät allergnädigft geruhet haben, 
durch die Alterhöchfte CabinetsOrdre vom 17. Januar 1331 zu 
geftatten, daß die Prüfungen der, dem Juſtizdienſt in den Rhein, 
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provinzen fich widmenden Nechtsgelehrten, vor den Rheiniſchen 
Gerichtshoͤfen erfolgen, die über die Modalitäten diefer Prüfun- 
gen nach und nach erlaffenen Vorfchriften aber theils zerftreur ſind, 
theils nähere Anweifungen erfordern, und daher häufig Anfragen 
und Aufenthalt veranlaffen; fo wird über diefe Prüfungen zur Er» 
mittefung ber Wuͤrdigkeit und Fähigkeit zum Juſtizdienſt in den 
" Mheinprovinzen das gegenwärtige Negulativ hiermit erlaffen, und 
- den Gerichtshöfen und dem oͤffentlichen Minifterium in den Mhein- 
landen, mit Ausfchluß des Oftrheinifhen Theils des Coblenzer Re⸗ 
gierungsbezirks, zur Richtſchnur vorgefchrieben. 


J. 


Befähigung zur Stelle eines Richters, eines 
Beamten des Öffentlihen Minifterii und 
eines Advocaten » Anwalte. : 


6.1. 1. Erſte Prüfung. Gramen pro Auscultatura, 
a. Grforderniffe zur Zulaffung demfelven. 
aa. Echulzeugniß No. I. oder II. 


Zur dereinftigen Erhaltung einer Stelle der richterlichen Dia; 
giſtratur, im öffentlichen Minifterium und in der Advocatur, iſt 
zunächft das Eramen pro Auscultatura erforderlich. Die Er⸗ 
fordernisfe der Zulaffung zu demfelben find folgende: 

Da diejenigen, welche bis zu ihrer Anmeldung zum Staates 
dienft weder die Kraft, noch das Talent, noch die Anftrengung 
bewiefen haben, über ihre Schulftudien ſich das Zeugniß No. II. 
zu erwerben, Feine Hoffnung auf die im Staats: und infonder; 
heit im Juſtizdienſt fo nothwendige Anftrengung und Ausdauer 
gewähren; fo koͤnnen, wie bereits durch das Lircular » Nefeript 
vorm 30. Detbr. 1831 feftgefeßt ift, diejenigen, welche beim Abs _ 
gange vom Gymnafium No. III. erhalten und auch während ihrer 
afademifchen Studien oder nachher Feine höhere Qualification 
durch die Prüfung bei der. wiffenfchaftlihen Prüfungs : Commif: 
ſion einer Univerfität fih zu erwerben vermocht haben, vom 
J. Octbr. d. J. an, zum Eramen für den Suftizdienft weiter nicht 
zugelaffen werden, fondern find mit bem darauf gerichteten Ge: 
fuche zurüczumeifen. 


$% bb. Triennium academicum. 

Demnächft ift zur Zulaffung zu diefer Prüfung der Nas 
weis eines dreijährigen Studiums der Nedhtss 
wiffenfhaft auf einer deutfheh Univerfität erfors 
derlih. Nur der Juſtizminiſter ift berechtigt, diefe Dauer des _ 
akademiſchen Studiums abzufürzen, und daher feinem Gerichte er⸗ 
laubt, einen Gerichtscandidaten zu prüfen], der nn entweder die 

j * 
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Vollendung des dreijährigen Univerſitaͤts Curſus, oder die Dies 
penfation des Suftizminifters nachgewiefen. | 


$. 3. Eine folhe Dispenfation kann entweder von Amts 
wegen von dem Landgericht aus erheblichen befcheinigten Gründen, 
vermöge eines Rathskammerbeſchluſſes derjenigen Abtheilung, wel⸗ 
» cher der Landesgerichtd » Präfident vorfigt, beim Juſtizminiſter in 
Antrag gebracht, oder bei demfelben von dem Kandidaten feldft 
nachgefucht werden. 


64 Im erften Falle wird der Antrag von dem Landesge⸗ 
 gerichts » Präfidenten und dem Ober » Procurator an den Juſtizmi⸗ 
nifter gerichtet. 


5. 5. cc. Moralität, Sitten und Lebenswandel. 


Da Rechtskenntniſſe allein weder dem öffentlichen und inſon⸗ 
derheit dem Juſtizbeamten die erforderliche Achtung und Mürde, 
noch den Unterthanen die genuͤgende Sicherheit feiner gewiſſenhaf⸗ 
ten und gemeinnüäßlichen Amtsführung gewähren, fondern, wenn 
beide gleich wichtige Zwecke erreicht werden follen, mit Rechtlich— 
feit, guten Gefinnungen, Sittlichfeit und tadelöfreiem Betragen 
verbunden fein muͤſſen, fo haben die Landgerichte vor der Zulaf- 
fung zum erſten Examen auch hierauf, und zwar bei Fällen bios 
gen jugendlichen Leichtfinns, mit väterlicher Milde, dagegen aber. 
in Fällen grober und beharrlicher Unfittlichkeit, ehrenwidrigen ge 
meinen Pebenswandels, grober Renitenz gegen öffentliche Ordnung, 
Geſetze und Obrigkeit, ftaatswidriger Grundfäge und Gefinnuns 
gen und Mangels an Ehrgefühl und fittlihen Gefinnungen mit 
der, dem Publifum und dem gerichtlihen Stande gebührenden 
Strenge, Rüdfiht zu nehmen, und die in den leßgedachten Faͤl⸗ 
len fich befindenden Kandidaten zum Eramen nicht zuzulaffen. 
Die alademifchen und Gymnaflal :Zeugniffe find daher auch in 
diefer Beziehung zu beachten und infonderheit diejenigen, die von 
der Univerfität relegirt worden, ohne Genehmigung des Juſtizmi⸗ 
nifters zum Examen nicht zuzulaffen. u 


$. 6, dd. Eubfiftenzmittel, 


Die Landgerichte haben auch darauf zu fehen, daß ber 
Rechts » Candidat von Mitteln, um während feiner praftifchen 
Vorbereitung zum Juſtizdienſt ſich mindeftens nothdärftig erhalten 
zu koͤnnen, nicht ganz entbloͤßt fei, und diefe Drittel wenigfteng mit 

einiger Wahrfcheinlichkeit nachweife, mobei jedoch befonders bei 
ausgezeichneten Fähigferten, befondern Rechtskenntniſſen, befcheis 
nigtem ausdauernden Fleiße und überhaupt bei vorliegender Kraft 
und Vorfaß zur weitern Fortbildung, mit billiger Erwägung der 
individuellen Verhaͤltniſſe zu verfahren iſt. > Ä 


i 
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f 1.7. ee. Gingeborenheit. 


Der Candidat hat neben den obenerwähnten Erforberniffen 
gleichzeitig auch den Beweis beizubringen, daß er ein Preußifcher 
Unterthan ift, oder ald Ausländer in Gemäßheit der Allerhöchften 
Eabinets-Drdre vom 1. Detbr.- 1829 die Eriaubniß zum Eintritt; 
in den Königl. Dienft erhalten hat, * 


$. 8, ff. Curriculum vitae. 


Er muß überdies dem Landgericht ein in lateinifcher Spras 
che abgefaßtes curriculum vitae vorlegen, in welchem fein Nas 
me, Alter und Geburtsort, der Name und Stand feiner Eltern 
angegeben und eine kurze Gefchichte feiner Ausbildung auf Schu: 
len und Univerfitäten enthalten ift. 


‘ 
$. 9. b. Antrag auf Zulaffung zur Prüfung. 


Ein in Gemaͤßheit vorftehender Beftimmungen zur Zulafz . 
fnng zum Eramen qualificirter Candidat ift berechtigt‘, auf legte, 
res nad) feiner Wahl bei einem der Rheinifchen Landgerichte anzu; 
tragen. Er richtet deshalb fein Geſuch an den Präfidenten diefes 
Gerichtshofes, unter Beifügung der Urfchriften der $. 1 u. f. ge 
dachten Zeugniffe und des carriculi Vitae, und meldet fich vor 
dem Eramen perfönlich bei allen Deitgliedern fowohl des Landges 
richts , als des öffentlichen Minifteriums bei demfelben. | 


$. 10. c. Prüfungsverfahren. 


Wenn keine Anftände gegen die Zulaffung des Adpiranten zur " 
Pruͤfung fih ergeben haben, fo wird diefelbe angeordnet. Sie 
wird von einem Rathe des Landgerichts und einem Beamten des 
öffentlichen Minifteriums bei demfelben, von welchen jener von. 
dem Präfidenten, diefer aber von dem Ober » Procurator'ernannt 
wird, abgehalten. Die Prüfung ift blos mündlich und muß fih 
über alle Theile der Nechtswiffenfhaft, namentlich über das römis 
ſche, canonifche und deutfche Recht, über das Lehn⸗, Criminal s 
und Staatsrecht, über die Nechtsgefchichte und die nächften, ganz 
befonders über die hiftorifchen KHülfswiffenfchaften der Surisprw 
denz verbreiten, ohne jedoch auf eine nähere Kenntniß der Landes; 
gefee der alten oder der Rhein; Provinzen ausgedehnt zu werden, 
obwohl, befonders wenn aus dem akademiſchen Zeugniſſe hervors 
geht, daß der Kandidat Collegien über franzoͤſiſches oder rheinis 
fches Recht gehört hat, fih zu vergewiffern ift, daß er aud) in 
diefen Vorlefungen diejenigen Kenntniffe fi) erworben hat, welche 
jede mit Ernſt und Aufmerkfamkeit gehörte Vorleſung gewähren 
muß. Geordnete klare Begriffe, Syftem, Aneignung der Haupt: 
grundfäge der obgebachten verfchiedenen Zweige der Rechtswiſſen⸗ 
fchaft und der verfchiedenen Dogmen derfelben, und Bekannt 
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ſchaft mit den, in neueren Zeiten bedauerlich fo oft von Studiren⸗ 
den vernadhläffigten Anellen des Rechts, befonders des Nömifchen 
Rechts, find die Gefichtspunfte, von welchen bei bem Examen 
vorzugsweife auszugehen if. Außerdem haben die Eraminatoren 
fih zu vergewiffern, daß der Candidat die für jeden Rechtsgelehr⸗ 
ten unentbehrlichen Kenntniffe der lateinifchen Sprache und die 
Fertigkeit befist, in derſelben ſich auszudrücken, wozu die foviel 
moͤglich in diefer Sprache abzuhaltende Prüfung über das Roͤmi⸗ 
ſche Hecht und curforifche Meberfeßungen und Erklärungen mehre 
rer Stellen im Corpus juris romani die angemeffenfte Gelegen⸗ 
heit Darbietet. | 

$. 11. Weder diefe mündliche Prüfung wird von den Eras 
mindioren ein Protofoll aufgenommen, in welchem die Materien, 
über welche fie ſich verbreitet hat, näher angegeben, und einige 
der Antworten des Kandidaten wörtlich angeführt werden. Nach 
beendigter Prüfung und Entlaffung des Candidaten haben- die 
Sraminatoren über das Reſultat der erfteren zu berathfchlagen 
und ihr gewiffenhaftes Gutachten Über die Kenntniffe und Faͤhig— 
feiten des Kandidaten motivirt, entweder zu eben diefem Protofol 
oder beſonders abzugeben. 


f. 12, d. Bulaffungsatteft. 


Die Eraminatoren legen diefes Protofoll mit den, von dem 
‚Kandidaten etwa eingereichten Schriften u. ſ. w. dem Landgerichts 
Präfiventen und dem Dber  Procurator vor, welche, wenn fie 
das Reſultat befriedigend finden, dem Kandidaten ein Atteft über 
‚ die wohlzuräcgelegte Prüfung pro Auscultatura ertheilen. 


4. 18, 6. Zulaſſung zur Auscultatur- und Befchäftigung in 
| derfelben. 


Auf den Grund diefes Atteftes iſt der Eandidat berechtigt, 
zum Zweck feiner weitern praftifchen Ausbildung fowohl bei den 
Rheiniſchen Landgerichten, als den Gerichten in den übrigen Pros 
vinzen der Monarchie, ald Auscultator zugelaffen iverden. 


Wenn er bei einem Landgericht in den Rheinprovinzen als 


Auscultator angeſtellt iſt; ſo hat er nach Ableiſtung des im An— 
hange zur Allgemeinen Gerichts-Ordnung $. 456. bezeichneten 
Dienfteides, das Necht und die Verpflichtung, bei allen Raths— 
verfammlungen des Landgerichts gegenwärtig zu fein, und ed muß 
darauf gehalten werden, daß diefes regelmäßig gefhehe, und daf 
die Auscultatoren auch den öffentlichen Sitzungen des Gerichts 
ſtets pünktlich, und ausdauernd mit Aufmerkſamkeit beiwohnen, 
falls fie nicht durch andre ihnen übertragene unverfchiebbare Arbei- 
ten daran verhindert find, in welhem Falle jedoch jeder fein Aus; 
bleiben, unter Anführung des Behinderungsgrundes, bei dem 
Praͤſidenten zu entfehnldigen hat. - 
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$. 14. Außerdem find die Auseultatoren, fovlel wie möglich, 
theils als Protofollführer in Unterfuchungsfachen, oder andern, 
einem Mitglied des Landgerichts aufgetragenen Gefchäften, theils 
auftragsweiſe mit den Functionen des Gerichtöfchreibers in den 
Öffentlichen Sitzungen, anfänglich jedoch unter deffen Anleitung 
und Controlle, fpäterhin aber felbjtftändig, fo wie In dem Parker 
des Ober-Procurators bei der DienftsEorrefpondenz oder zur jchrifte 
lichen Ausardeitung von Anträgen in Civil» und Straffachen zu 
beichäftigen, und auch, unter Beftellung eines Correferenten aus 
den Mitgliedern des Gerichts, mit Relationen und Urtheils » Ent, 
würfen zu beauftragen. Sie haben die ihnen übertragenen Nela- 
tionen nicht blos fchriftlich abzufaſſen, fondern auch in der Raths— 
fammer feldft vorzutragen. i “. 

$. 15. Diefe verfchiedenen Arbeiten find, da die eine bereits 
erworbene größere Gefchäftsgewandtheit als die andere erfordeit, 
dem Auscultator nad) Maaßgabe feiner Fortfchritte, Kenntniſſe, 
praftifcher Beurtheilungskraft und Übrigen Befähigung nur fur, 
ceſſiee zu übertragen Es haben daher die Präfidenten möglichft 
genaue Kenntnig von den Auscultatoren und ihren Fähigkeiten zu 
nehmen, und jeden berfelben von der Leichtern zu ber fchwerern 
Arbeit vorfchreiten zu laffen, fobald er die für jede derfelben er 
forderliche Fähigkeit fich erworben hat. 

$. 16. Dagegen darf fein Auscultator zu Arbeiten verwendet 
werden, welche, wie 3. B. das bloße Abfchreiben, feine Yusbildung 
und den Zweck feiner Anftellung nicht befördert, vielmehr Ihnerfhin: 
berlih ift, und eben fo wenig darf die befondere Brauchbarkeit in 
Einem Gefchäftszweige ein Grund fein, ihn dabei länger verweilen 
zu laffen, als jener Zweck erfordert. 

$. 17. Es ergiebt ſich hieraus von feldft die Nothwendigkeit, 
die bei einem Landgericht befchäftiäten Auscultatoren periodifc) uns 
ter die verfchiedenen Kammern und respective in das Parket zu 
vertheilen und bei denfelben vorzugsweife arbeiten zu laffen. 


jJ. 18. 2, Zwerke Prüfung: NReferendariatö» Prüfung: 
a. Erforderniſſe zur Zulaſſung derſelben. | 
a0. Vorgängige fehömonatliche Auscultatur. 

Nur derjenige, der wenigſtens ſechs Monate auf die obge/ 
dachte Art als Auscultator praktifch befchäftige gemefen iſt, darf 
zur Neferendariats » Prüfung zugelaſſen werden; nur der Juſtiz⸗ 
miniſter kann von dieſem Zeitraum dispenſiren. 


J. 10. bb. Beſcheinigung des tüchtlgen Verhaltens in der 
Auscultatux. — 
Ein Auscultator kann aber auch dann nur zur Referenda— 
riatsPruͤſung zugelaſſen werden, wenn er in der Auscultatur 
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ihren Zweck erreicht, die beabfichtigte praftifche Vorbildung gewon⸗ 
nen, die ihm obliegenden Pflichten erfüllt, und hierdurch, fo wie 
durch fortgefeites Studium und gründliche Arbeiten und einen 
vorwurfsfreien, fittlihen und anftändigen Lebensivandel in und 
außer dem Dienft, zum Vorruͤcken in eine Höhere Dienft » Kategorie 
fid) befähigt und würdig bezeigt hat. Dies hat er durch das Zeugs 
niß ſowohl des Laridesgerichts » Präfidenten, als des Ober - Procu; 
tators des Gerichtshofes, bei welchem er auscultirt hat, zu be 
fheinigen. | “ 


$. 20. b. Meldung zur zweiten Prüfung. 


Der Auseultator, der diefen Erfordernifien genügt, kann 
unter urfchrigtlicher Beilegung der $. 19. gedachten beiden Zeug 
niffe bei dem Präfidenten und Ober -Procurator auf Zulaffung 
‘zur Referendariats » Prüfung antragen. Diefer Antrag muß 
fchriftlich gefchehen und der Aspirant vor dem Eramen ber ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgliedern des Gerichtshofes und des öffentlichen Miniſte—⸗ 
riums fich perfönlich melden. . 


$. 21. c. Prüfung. 
aa. Mündliche Eramen. 


Die Neferendariats » Prüfung erfolgt bei dem Landgerichte 
durch drei Sraminatoren, von welchen zwei aus den Landgerichtö; 
raͤthen von dem Präfidenten und der dritte von dem Ober » Procu: 
rator aus den Beamten des Parkets gewählt werden; Feiner ders 
Be darf aber bei der erften Prüfung des Candidaten concurrirt 

aben. — 

$. 22. Die Prüfung muß ſich nicht allein auf alle Gegen- 
‚fände des Eramens pro Auscultatura erſtrecken, fondern außer: 
dem no), und zwar hauptfächlic auf eine fpecielle Kenntnig der 
in der Rheinprovinz geltenden allgemeinen Nechte und auf allges 
meine Kenntniffe der wichtigften Provinzial⸗ und flatutarifchen 
Rechte des Rheinlandes gerichtet fein, und auch über das Preußis 
fche Allgemeine Landrecht und die Preußiſche Criminal» Ordnung, 
fo wie auf eine allgemeine Kenntniß von der Hypotheken: und 
Depofital: Ordnung und die fpätern darauf fih beziehenden Ges 
fege und auf fpecielfere Kenntniffe des römifchen Rechts und fortges 
ſetztes Studium deffelben fich verbreiten. Die Eraminatoren has 
ben hierbei fowohl auf die rechtsmiffenfchaftlihe Bildung als auf 
das praftifche Beurtheilungsvermögen des Probe⸗Candidaten Ruͤck⸗ 
fiht zu nehmen, und über. beide in ihrem Gutachten fich zu äußern. 
Wenn gleih die Prüfung über alle oben ermähnten Gegenftände 
fih verbreiten muß, fo werden doch die Examinatoren in Ans 
fehung der Nechtezweige, bei welchen fie mehr oder minder tief in 
die Theorie eingehen, auf die individuellen Werhältniffe und Die 
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künftige Beftimmung des Examinanden angemeffene Nüdfihe 
nehmen, jedenfalls aber gründliche Kenntniffe des römifchen und 
des franzöfifchen Rechts, fo wie der Hauptgrundfäge des Allges 
meinen Landrechts, erfordern. Weber die Prüfung ift in der $. 11. 
beftimmten Art ein Protokoll aufzunehmen. 


4. 23. bb. Probe: Relation. 


Der Kandidat hat außerdem eine Probe » Relation nebft Urs 
theils⸗Entwurf aus Civil:Acten, welche ihm zu dem Ende von dem 
Präfidenten des Landgerichts, bei welchem er ald Auscultator ge: 
fianden, oder besjenigen, bei welchem er das Neferendariats 
Eramen nahfucht, zuzuftellen find. Er muß die Probe; Rela: 
tion vor der mündlichen Prüfung dem Präfidenten und Ober; 
Procurator fo zeitig einreichen, daß fie vor derfelben von den Era; 
minatoren gehörig geprüft werden kann. 


f. 24. d. Verfahren nach geendigter Prüfung. 


Die Eraminatoren haben nicht allein die Probe Relation 
gründlich zu prüfen und über deren Werth eine fchriftliche Cenfur 
abzufafien, fondern auc nad) vollendeter mündlicher Prüfung ein 
motivirtes fchriftliches Gutachten über die aus beiden fich ergeben, 
den Kenntniffe und Fähigkeiten des Candidaten und deſſen Refe— 
rendariats -D.ualification abzufaffen, und fowohl daffelbe als die ' 
‚Probe Relation und die Cenfur derfelben und das Eraminationg s 
Protokoll an den Präfidenten und den Ober » Procurator zu über; 
fenden , von welchen diefe Actenftücke nebft dem Nachweiſe der von 
dem Candidaten · erledigten Militärpfliht nad) Maaßgabe der Res 
feripte vom 1. Febr. und 23. Septbr. 1822 (Jahrb. Bd. 19. ©. 
180. und Bd. 20. S. 49.) mittelft gutachtlihen Berichts dem 
Suftizminifter eingereicht werden, welcher über die Beförderung 
des Kandidaten zum Neferendariate befchliegen wird. 


J 


25. e. Fernere praktiſche Ausbildung des Referendars. 


Die Referendarien ſind auf eine ihrem kuͤnftigen Berufe und 
der, gründlichen Befähigung- zu demſelben angemeſſene Art bei den 
Landgerichten zu befchäftigen, und werden zu dem Ende der bes 
fine Fürforge der Präfidenten und der Mitglieder ſowohl des 

erichtöhofes ald des öffentlichen Minifteriums, angelegentlichft 
ernpfohlen. Sie fönnen zwar, wenn das Bedürfniß des Dienftes 
es erfordert, zu den nad) $. 14. für die Ausceultatoren beftimmten 
Gefchäften verwendet werden; allein ihre Hauptbefhäftigung bes 
fieht in Verfehung der eigentlich zum richterlichen Amte oder zum 
Öffentlichen Minijterium gehörigen Gefchäfte, in Relationen, Vor⸗ 
trägen, in Abhaltung von Commiffiong » Terminen oder in Unter; 
fuchungen, welde fie felbftffändig oder dem Befinden nad) unter - 
Leitung eines Gerichtsmitgliedes führen und dergt. Die Referens 


426 Nefsripte-hber die Rheiniſche Zuftiz Verwaltung. 


darien müffen auf einige Zeit, wenigſtens während zivei Monate, 
bei einem Friedendgericht arbeiten, und kann ihnen fowohl die 
commiffarifche Verwaltung vacanter Friedensgerichte, als die einfts 
weilige Vertretung eines durch Krankheit oder aus andern Grün, 
den verhinderten Friedensrichters, aufgetragen werden; zur definis 
tiven Anftellung als Friedensrichter find fie jedoch erft qualificirt, 
wenn fie ein Jahr, vom Tage ihrer Ernennung zum Neferendas 
riate ab, bei dem Landgerichte befchäftiget gewefen, und in dems 
felden mindeftens — drei Monate bei einem Unterſuchungs⸗ 
amte ſich mit gutem Erfolge im Inquiriren geuͤbt haben. 

Die Referendarien muͤſſen, fo viel als möglich, mit münd: 
lichen und fhriftlihen Vorträgen und Relationen aus gerichtlichen 
Verhandlungen befchäftigt werden. Sie müffen fowohl den öffent 
lichen, ald den Rathafammer ; Sigungen, fo weit fie durch anders 
mweitige dringendere Dienftgefchäfte daran nicht behindert find, 
pünktlih und mit Aufmerkſamkeit beimohnen, wie fie denn über, 
- haupt ſtets — fein muͤſſen, daß die tüchtige Benutzung des 

wohlvorbereiteten Neferendariats die ficherfte Gewähr Lünftiger 
wahrer Dienftfähigkeit iſt. 


$. 26. 8. Dritte Prüfung. 
a. Erforderniffe zu derfelben, 


Der Neferendar, welcher beabfichtigt, die dritte Prüfung in 
den Rheinlanden zu den Stellen, in welchen eine anderweitige 
Prüfung nicht noch erforderlich ift, zu beftehen, muß nicht allein 
als Auscultator und Referendar zufammen allermindeftens wäh 
rend eines ganzen Jahres bei den Gerichten auf die obgedachte Art 
befchäftigt gewefen fein, fondern auch noch außerdem während 
eines Jahres bei einem Advocats Anwalt eines Landgerichts oder 
des Appellationggerichtshofes gearbeitet, und unter deffen Affiftenz 
bei dem Gerichte in Eivils und Straffachen mehrere Sffentliche 
Vorträge gemacht haben. Er muß feinem Gefuche um Zulaffung 
zur dritten Prüfung die Beweife über die Erfüllung der obgedach— 
ten Vorſchriften, durch die urfchriftlihen Zeugniffe des Landge⸗ 
richts » Präfidenten und des Ober, Procurators über feine Bes 
fhäftigung im Geriht und Parker, des Unterfuchungsrichter 
über feine Befchäftigung im Inquiriren, des Friedensrichters Abe 
feine Befhäftigung bei demſelben, der Affifens und Kammer: 
Praͤſtdenten, vor welchen der Neferendar als Vertreter der Par: 

teien in Strafs und Eivilfachen geiprochen hat, und- endlich des 
Advocaten »s Anwalts Über feine Befchäftigung in deſſen Arbeit; 
ſtube beftätigen. Alle diefe Beamten haben diefe Zeuaniffe gewiſ⸗ 
fenhaft und ohne Ruͤckſicht auf die Verhaͤltniſſe des Neferendars 
auf ihren geleifteren Amtseid auszuftellen. Die Zeugniffe des 
Landgerichts » Pröfidenten und des Ober ; Prosurators müffen über; 
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dies auch Über das fittliche und anftändige Verhalten des Aspira⸗ 
ten während feines Neferendariats in und außerhalb dem Dienfte 
fich verbreiten, | Ä | 
$. 27. Der Referendar muß zugleich von den Unterfuchuns 

sen, welche er felbftftändig geführt, menigftens Zwei bezeichnen, 
welche er ſelbſt für geeignet hält, um feine im Inquiriren erworbene 
Sertigfeit darzuthun. Bu 

Dieſe Acten werden von dem erften Präfidenten des Appella⸗ 
sionshofes und von dem General» Procurator eingefordert. 


6.28. b. Zulaſſung zur dritten Prüfung. 


Die Zulaffung zur dritten Prüfung kann nur von dem Zus 
ftizminifter bewilligt werden. . Das Zulaffungs » Gefuch ift zwar 
an denfelben zu richten, muß jedoch durch ben erften Präfidenten 
= Appellationshofes und den General» Procurator an ihn ge 
langen. 
Der das dritte Examen nachſuchende Referendar hat daher 
das darauf gerichtete Geſuch mit den Urſchriften der $. 26. vorge⸗ 
fchriebenen Zeugniffe zumächft bei dem Landgerichts » Präfidenten 
und dem Ober ; Procurator des Landgerichts, bei welchem er funs 
. girt, einzureichen, und folchergeftalt zu diefer Prüfung fich praͤſen⸗ 
siren zu laffen; beide haben das Geſuch an den erften Präfidenten 
des Appellationsgerichts und den Generals Procurator mittelft guts 
achtlihen Berichts zu befördern, in welchem oder -in einem beſon⸗ 
dern Zeugniffe der Landgerichts » Präfident ſich zu äußern hat, ob 
ber Candidat als vorzäglih, oder ald gut, pder als hinreichend 
vorbereitet zur Prüfung präfentirt werde. 

$. 29. Der’ erftie Präfident und der General: Procurator 
reichen den Antrag und den Bericht des Landgerichts mit Anlagen, 
fo wie die Verhandlungen über die beiden erſten Prüfungen des 
Candidaten und die betreffenden Dienft » Aeten über denfelben, dern 
Suftizminifter ein, und Außern fich zugleich gutachtlich Über den 
Aspiranten und deffen Geſuch. 

$. 30. Der Juſtizminiſter entfcheidet Aber das Geſuch zur 
Zulaffung zur dritten Prüfung, und ernennt, wenn er leßtere ges 
ftattet, entweder zwei Raͤthe des Appellationsgerichtshofes und ein 
Mitglied des öffentlichen Minifteriums bei demfelben zu Eraminas 
toren, oder Aberträgt diefe Ernennung dem erften Präfidenten 
und dem General: Procurator. Weder in dem einen noch in dem - 
andern Falle können diejenigen, welche mit dem Kandidaten die 
Referendariats-Pruͤfung vorgenommen haben, bei der dritten 
Pruͤfung zu Eraminatoren ernannt werden. 


4. 31. c. Prüfungss Verfahren. 
Der zur dritten Prüfung zugelafiene Referendar muß zwei 
Probe : Relationen bei dem Appellasionsgerichtshofe ausarbeiten, 


\ 
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in zwei wichtigen Civilſachen für das oͤffentliche Deinifterium 


Anträge machen und eine gründliche umfaffende Prüfung ber 
ftehen, | 
| ’ Diefe Prüfung wird von den $. 30, gedachten drei Commifs 
farien unter dem Vorſitz entweder des erften Präfidenten, oder 
eines von demfelben zu ernennenden Senats» Präfidenten vorge; 
nommen. | Ä 
Die Gegenftände der muͤndlichen Prüfung find zwar im Als 
gemeinen die nämlichen, wie. bei dem Neferendariats » Eramen, 


nur muß die Prüfung fchärfer gehalten werden, tiefer in das Spe⸗ 


cielle der verfchiedenen Nechtszweige eingehen, und auch genauer 
über. die allgemeinen und flatntarifchen Nechte in den Rheinpro— 
vinzen fich verbreiten. Auch bei diefem Examen ift auf das prak— 
tifche Urtheil, das Auffaffungsvermögen und den Vortrag des 
Eraminanden eben fowohl, als auf geordnete, gründliche Kennts 
niffe deffelben Nückfiche zu nehmen, und über die Prüfung ein 
Protokoll abzuhalten, in welches ein Theil der Antworten des Era; 
minanden wörtlich aufzunehmen if, 

- Die. Eraminatoren haben die Probe s Relationen fchriftlich 
genau zu cenfiren, und auc über die von dem Eraminanden bes 
zeichneten Unterfuchungen und deren Prüfung ($. 27.) fi) motis 
pitt zu äußern, 

$. 32. Nach beendigter Prüfung haben die Eraminatoren 
nach den Probe:Relationen der Prüfung und den Unterfuchuns 
gen, Aber die Aualification des Eraminaten zu den Stellen, wozu 
das dritte Examen erforderlich ift, ein gewiffenhaftes beftimmtes, 
mit Gründen unterftäßtes Gutachten abzufafien und daffelbe mit 
dem Protokoll und den Probearbeiten, deren Tchriftlicher Cenſur 
und den obgedachten Unterfuchungss Acten, dem erften Präfidens 
ten und dem General Procurator vorzulegen, von welchem fie mit 
gutachtlichem Bericht und unter, Anführung desjenigen , was ihnen 
über den Aspiranten befanne iſt, an den Juſtizminiſter zum Der 
ſchluſſe über die durch die Prüfung nachgemwiefene höhere Qualifi⸗ 
cation, kingefandt werden, 


. 385. d. Nothwendigkeit diefer Prüfung. 

Nur derjenige, ‚welcher in diefer dritten Prüfung genügend 
beftanden ift, fann zum Rath, Affeffor oder Königl. Procurator 
bei einem Landgericht oder zum Advocaten im Bezirk des Appella⸗ 
tionsgerichtshofes ernannt werden. In Anfehung der Prüfungen 
zu Rathsſtellen im Koͤnigl. Reviſions- und Caffationshofe, fo wie 
im Königl. Appellationshofe, haben dagegen des Könige Majeſtaͤt 
noch nähere Beftimmungen vorbehalten, und werden dieſelben 
demnächft befannt- gemacht werden.- ° , 

Hinſichtlich der Notarien verbleibt ed dagegen bei der Wer: 
ordnung vom 25. April 1822 und den über deren Ausführung 
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II. 


Befähigung zu der Stelle eines Gerichtsſchrei— 
bers bei den Friedensgerichten, Landgerichten 
und bei dem Appellationshofe 


F. 34. 1. Erforderniffe zur Prüfung. 


Zur Befähigung zu den obgedachten. Stellen find erfor 
derlich : . 

1) der Nachweis des zurückgelegten Zöften Lebensjahres, 

2) der Nachweis der Erledigung der Militaͤrpflicht, 

3) die Zeugniffe, daß der Candidat ein’ und ein halbes Jahr 
auf den Kanzeleien der Gerichte oder im Parker eines der 
Dber:Procuratoren zur Zufriedenheir gearbeitet und fich dabei 
die erforderlichen praftifchen Kenntniffe und Fertigkeiten ers 
worben hat. | — 

Auscultatoren ſind jedoch nach einjaͤhriger Uebungszeit am Gericht 
oder bei einem Advocaten, auch ohne das unter No 3. gedachte 
Erforderniß und ohne die im nachfiehenden $. erwähnte Prüfung, 
zu GSerichtsfchreiber » Stellen qualificirt. 


$. 85. 2. Prüfung. | 


Mitt diefen Zeugniffen verfehen, hat der Candidat wegen Zu; 
loffung zur Prüfung fih an den General» Procurator am rheinis 
fchen Appellationsgerichtöhofe zu wenden, welcher mit Nückficht 
auf die jedesmal vorhandene Zahl der bereits geprüften Candida, 
ten, der ihm ertheilten Inſtruction gemäß, das Gefuch entweder 
zur Zeit zurückweifen, oder das Landgericht bezeichnen wird, wo 
die Prüfung Statt finden foll. 

$. 36. Diefelbe muß muͤndlich und fchriftlich erfolgen und , 
durch ein Mitglied des Landgerichts und eines des Öffentlichen Mir 
nifteriums bewirkt werden. | 

Der Zweck der mündlichen Prüfung ift die Ermittelung, ob 
der Candidat eine allgemeine Kenntniß der Rechte und des Pros 
ceffes, fo wie fie aus den rheinifchen Geſetzbuͤchern und Proceß - 
Ordnungen zu erlangen ift, und befonders eine genaue Kenntnif 
derjenigen Gegenftände und Vorfchriften befigt, welche fich auf die 
Amtshandlungen der Gerichtsfchreiber unmittelbar beziehen. 

Die fchriftlichen Prüfungsarbeiten müffen beweifen, daß ber 
Candidat ein gerichtlihes Protokoll aufzunehmen verfteht, die 
Ausfertigung mit Beachtung der Sportelgefege und übrige Vor⸗ 
fohriften zu beforgen im Stande ift, und überhaupt zu ben 
vorkommenden Amtshandlungen die erforderliche Fertigkeit bes 
fit. Euer m 
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Das uͤber die Pruͤfung abzufaſſende Protokoll wird nebſt den 
ſchriftlichen Probearbeiten und deren Cenſur durch den Präfidens 
ten des Landgerichts und den Ober : Procurator mit ihren Bemers 
tungen und ihrem Gutachten an den General  Procurator am 
rheiniſchen Appellationsgerichtähofe eingereicht, durch welchen der 

andidat nad) Maaßgabe der Prüfung entweder abgemiefen wird, 
‚oder das Qualifications » Atteft erhält, | 


$. 57. 3. Weitere praftifche Ausbildung. 


So viel die Art der Befchäftigung der Gerichtsſchreiber⸗Can⸗ 
bidaten bei den Gerichten betrifft, fo Fönnen diefelben; 

1) feine Geſchaͤfte anders, als unter Auffiht und Leitung des 
Dber » Serichtsfchreibers oder des dazu commitirten Landge⸗ 
richtsſchreibers vornehmen; alle felbfifiändigen Acte find ihnen 
durchaus unterfagt. 

2) Diejenigen Candidaten, welche durch die vorgefchriebene 
Prüfung qualificire für den Gerichtsfchreiberdienft befunden 
worden, koͤnnen zur Aushilfe des Kanzleiperfonals unter 
deſſen Verantwortlichfeit als Hälfsgerichtöfchreiber von den 
Landgerichten angenommen werden. 

3) Diefe muͤſſen den Gerichtsfchreiber Eid leiften und Finnen 

dann zu allen Gefchäften der Gerichtsfchreiber verwendet 
werden, mit Ausnahme jedoch der Affifen s Verhandlung; 
wpgegen ihnen die Führung der Übrigen Audienz Protokolle 
auf den Vorfchlag des Ober » Gerichtöfchreibers von dem Land» 
gerichtd s Präfidenten mit Zuziehung des Ober» Procurators 
dann geftattet wird, wenn dieſelbe durch feinen der angeftell- 
ten Gerichtöfchreiber erfolgen kann. 

4) Die folchergeftalt angenommenen Hälfsgerichtsfchreiber Haben 
weder die Eigenfchaft eines Staatsbeamten, noch irgend 
einen Anſpruch an den Staat; ihre Nemuneration richtet 
ſich fediglih nach dem dieferhalb mit dem Kanzleiperfonale 
getroffenen Abkommen, und ihre Functionen währen nur fo 
lange, als das Gericht fie zuläßt. 


III. 
Befaͤhigung zur Stelle eines Gerichtsvollziehers. 


$. 38, Ueber die Befähigung zur Stelle eines Gerichts⸗ 
vollziehers gelten im Allgemeinen die in den $$. 34 — 36. ent: 
haltenen Beftimmungen. Es gilt hierbei daffelbe, was vorftehend 
ad II gefagt worden, mit folgenden Mobdiftcationen. 

$. 39. Die $. 34. No. 3. erforderte praftifhe Voruͤbung 
„muß jedoch entweder zwei jahre bei einem Gerichtsvollzieher, oder 
ein Jahr bei dieſem und ein Jahr auf einer Gerichts „Kanzlei, 
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oder dem Parket eines Ober »Procurators, oder ber Schreibftube 
eines Anwaltes oder Advbraten Statt gefunden haben. 

$. 40. Die mändlihe und fchriftlihe Prüfung ift, wie 
dort, vorzüglich auf Fähigkeit und Fertigkeit zu Amtshandlungen 
eines Gerichtöfchreibers, fo hier auf die eines Gerichtsvollzieherg zu 
richten. 

IV. i 
Befähigung zum Notariat. 


6, 41. In Anfehung derfelben verbleibt e8 bei den Vor— 
fchriften der Notariats Ordnung vom 25. April 1822, und muß 
die im Art. 6. dafeldft erwähnte erfte Prüfung ganz den Vorſchrif⸗ 
ten der Prüfung pro Auscultatrra und der mündliche Theil der 
Art. 7. gedachten zweiten Prüfung den obgedachten Vorfchriften 
über die Neferendariats » Prüfung entfprechen. | 

Der Juſtizminiſter hat bei Abfaffung diefes Regulativs nur 
bie Abſicht, gründliches, gediegenes, vielfeitiges Nechtsftudium, 
anhaltenden Fleiß und Ausdauer in demſelben, frühzeitige Gewoͤh⸗ 
nung an ernfte und unermüdliche Anftrengung in Erfüllung des 

Berufes, praktiſche Beurtheilungsfraft, Geſchaͤftsgewandtheit, 

- einen rechtlichen Sinn und einen tadelsfreien Wandel bei denjeni⸗ 
gen jungen Nechtsgefehrten, Die in den Niheinprovinzen dem Ju⸗ 
ftizdienft ohne Unterfchied, ob fie darin das Recht fprechen oder 
daſſelbe vertheidigen werden, ſich widmen, zu befeftigen und zu 
befördern, und dadurch der Nechtöpflege ſelbſt die ficherfte Gewähr 
ihrer Güte und ihrer Achtung ferner zu erhalten. So mie er feis 
ner Seits es fich ftets befonders angelegen fein laffen wird, zur 
vorzugsweifen Befdrderung und Anerkennung ausgezeichneter Su: 
flizbeamten beizutragen; fo hat er das volle Vertrauen zu den 
Königl. Gerihtshöfen und deren Chefs und Mitgliedern, fo wie 
zum Öffentlichen Minifterium, daß fie der gewiffenhaften und ſorg⸗ 
fältigen Prüfung und Fortbildung derjenigen, welche dermaleinft 
ihre Stellen bekleiden follen, die verdiente volle Aufmerkſamkeit gern 
widmen werden. Sie werden daher aufgefordert, in ihrem Gut: 
achten über die Qualification eines jeden im Eramen beftandenen 
Sraminaten anzuführen, in melcher Beziehung er fich befonders 
bewährt, und überhaupt ob er feine Befähigung ausgezeichnet 
oder nur ziemlich dargethan hat, damit auf die Anftellung und 
Beförderung ausgezeichneter junger Männer defto ficherer vorzugs⸗ 
weife Bedacht genommen werden könne. Aus eben diefem Gruns 
de -wünfcht der Juſtizminiſter, daß die jährlich zu erſtattenden 
Perfonals Berichte fich über die Fähigkeiten, die Aufmerkfamteit, 
die Thaͤtigkeit und das fortgefegte Nechtsftudium der Neferendas 

‚rien und Auseultatoren, fo wie über ihren Wandel in und außer 
dem Dienfte, möglichft voliftändig verbreiten. 

Berlin, den 16. Febr. 1832. (9.8.3, 85.39. ©.218.) 
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Referirzeit Hei der dritten Prüfung der Referentarien. 


Der Könige. Immediat » Yuftiz » Eraminationscommiffion 
wird hierdurch eröffnet, daß die unterm 23. v. M. getroffene 
Anordnung, 

dag, wenn ein Neferendarius eine ihm aufgegebene Probe; 

Relation, oͤhne Unterfchied, ob fie die erfte oder zmeite ift, 

nicht binnen drei Monaten an die Königl. Immediat⸗Juſtiz⸗ 

Sraminationscommiffton abgeliefert has, dies dem Juſtiz— 

minifter zum Zweck der Zurücnahme des Prüfung - Antrags 

angezeigt werden foll, | Ä 
auch in Anfehung der aus den Nheinprovinzen fich etwa gemelde: 
ten Neferendarien zu befolgen ift. 

Berlin, den 16. April 1832. (0.8.5. Bd. 39. S. 481.) 


Rangverhältnif der Landgerichtöräthe und der Staats-Procuratoren. 


Dem dortigen Landgerichts » Präfidenten von Oppen ift auf 
den in Abfchrift anliegenden Bericht vom 14. d. M., 
in Betreff der Anciennität der als Raͤthe eintretenden Pros 
euratoren, mit Hinweifung auf das Minifterial s Nefeript 
vom 24, März 1829, eröffnet worden, daß, da die Königl. 
Procuratoren mit den Landgerichtsräthen gleichen Rang has 
ben, fie bei Ernennung: zu Landgerichtsräthen im Collegium 
unter beffen Raͤthen den Rang nad) dem Datum ihrer Pros 
eurator » Beftallungen zu nehmen haben. 
‚Indem Ew. Hochwohlgeboren diefe Verfügung mitgetheilt wird, 
veranlaffe ich Sie, zur Vermeidung ähnlicher Conteftatiohen, diefe 
Entfcheidung den Landgerichts » Präfldenten und Ober» Procuras 
toren der ſaͤmmtlichen Landgerichte befannt zu machen. 
Berlin, den 25. Juni 1832, (0.8. 5%. Bd. 39. S. 476.) 


Die gefeglichen Zefttage In den Rheinprovinzen. 
(Alterh. Cab. s Drdre vom 5. Juli 1832, Gefehfammi. von 1832, &, 197.) 


A. 


Ew. Hohmohlgeboren erhalten hieneben Adfchrift der von 
dem Königl, Finanz: Minifterio unterm 23, d. M. erlaffenen Vers 
fügung, mit dem Eröffnen, wie ich mit der darin entwickelten Ans 
fiht ganz einverftanden bin, daß durch die Allerhöchfte Cabinets⸗ 
Ordre vom 5. Juli d. J., die gefeßlichen Fefttage in den Rhein 
provinzen betreffend, die Aufhebung des 15. Yuguft als eines nicht 
gefeglichen Feiertags erfolgt ift, und daß alfo gegenwärtig nur fols 
gende acht gefegliche Feiertage: Neujahr, Chriſti Himmelfahrt, 
Allerheiligen, Chrifttag, Oftermontag, Pfingſtmontag, der zweite 
Weihnachtstag und der Buß ; oder Bitt-Tag in den Rheinprovinzen 
befiehen, weshalb Sie veranlagt werden, auch die Juſtizbehoͤr⸗ 
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den hiervon: zur Nachachtung in Kenntniß zu ſetzen und den In⸗ 
halt diefer Verfügung gleichfalls durch die Amtsblaͤtter zu publi- 
ciren. iR 


Berlin, ben 25. Septbr. 1832. 


An 
den Koͤnigl. erften Präfidenten des 
Rheinifchen Appellationg » Gerichts: 
hofes Herren Schwarz, und 
den Königl. General: Procurator 
Herrn Ruppenthal, zu Köln. 


B. 


Durch die Allerhöchfte Tabinets -Ordre vom 5. Zuli d. J., 
die gefeglichen Feſttage in den Nheinprovinzen betreffend, ift die 
von Ew. Hochwohlgeboren in dem Berichte vom 21. uni d. J. 
gemachte Anfrage, wegen Schließung der Buͤreau's der Khpothes 
fenbewahrer am 15. Auguft, dem Mariä Himmelfahrtstage, für 
erledigt anzufehen. Die gedachte Cabinets-Ordre ſetzt zwar den 
genannten Tag nicht ausdrücklich als einen gefeßlichen Feiertag 
außer Kraft, giebt aber in dem Satze: „daß denjenigen firch: 
lichen Feiertagen, welche dig in den Rheinprovinzen beftehende 
Geſetzgebung bereits zu gefeklichen Fefttagen erflärt hat, der 
Dftermontag, der Pfingſtmontag, der zweite Weihnachtstag und 
der Bußtag, „mit der rechtlichen Wirkung gefeßlicher Feſttage, 
hinzutreten ꝛc.“, deutlich zu erfennen, daß nur folhen Tagen, 
welche zugleich Firchliche Feiertage find, der Charakter gefeßlicher 
Fefttage zuftehen kann. — Da die Feier, Maris Himmelfahrt, 
in der von dem Erzbifchofe zu Coͤln am 27. Mai 1829 befannt 
gemachten Feftordnung auf einen Sonntag verlegt worden, der 
15. Auguft alfo auch für die Katholifen Fein Firchlicher Feiertag 
mehr. ift, fo kann derfelbe fernerhin auch nicht mehr als ein gefeb- 
licher Feſttag betrachtet werden, wie folches bei Erlaffung der AL: 
lerhöchften Cabinet3:Drdre vom 5. Zuli d. J. als ſich von felbft 
verftehend,, vorausgefeßt ift. | 

Ew. Hochwohlgeboren wollen daher die Hypothekenbewahrer 
der Rheinprovinzen anweiſen, ihre Buͤreau's an dem vorgenann- 
ten Tage nicht mehr zu fchliegen, und folches durch die Amtsblät: 
ter zur Öffentlichen Kenntniß bringen. | 

Berlin, den 23. Septbr. 1832. (v. K. J. Bd.40. ©. 284.) 
Der Finanzminifter 

‚ An X Maaßen. 
den Koͤnigl. Geheimen Ober⸗Finanz—⸗ 
rath und Provinzial⸗Steuerdirector, 

Herrn v. Schuͤtz Hochwohlgeboren 
zu Coͤln. 
VII. 28 
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Verfahren wegen vorläufiger Befcheidung der GSupplifanten bei 
Smmediat= Vorftellungen. 
Des Königs Majeftät haben mehrmals zu befehlen geruft, 
daß die bei Allerhöchftdenenfelben mit Vorftellungen eingefommenen 
Bittfteller, wenn erftere an das betreffende Minifterium zum Be 
richt oder fonftiger Veranlaffung abgegeben worden, auch vor der 
definitiven Nefolution über dasjenige, was auf ihre Vorftellungen 
verfügt worden, vorläufig befchieden werden follen. In den al 
ten Provinzen erfolgt letzteres gewöhnlich durch einfache Abfchrift 
des Meinifterialbefchluffes auf. die ISmmediat » Vorftellung. - In 
Anfehung der Rheinprovinzen ift diefe Anordnung nur bisher aus: 
nahmsweiſe zur Anwendung gefommen, theild weil die von dort 
eingehenden Gegenftände einfacher und daher in kürzerer Frift de- 
finitive zu erledigen find, theils aber um den Supplifanten das 
frühere Poftporto zu erfparen, da im Auslande die diesfeitige 
Rubrik: „„Armenfachen”, die Portofreiheit nicht begründete. Da— 
mit aber jener Allerhöchten Anordnung auch in den Rheinprovin: 
zen Folge gegeben werde, ift e8 nothwendig: 

1) daß das öffentliche Meinifterium, an welches das Zuftiz: 

Miniſterium eine Immediat⸗-Vorſtellung zum Bericht oder 
zu einer andern Veranlaffung überfendet, fogleih nad dem 
Eingange des Minifterial » Decrets davon entweder durch Ab: 
ſchrift des Teßteren, oder auf andere Art Kenntniß giebt. Dies 
ift ſowohl in Civil» als in Straffachen zu beobachten, und 
find davon nur diejenigen Supplifanten auszunehmen, welche 
bereits ihre Freiheitäftrafe angetreten habe, und deren Im— 
mediat: Antrag auf ganzliche oder theilweife Begnadigung ſich 
erfireckt. Wenn die Befanntmachung durch bloße Abfchrift 
des Minifterial: Decrets erfolgt, fo ift dabei zu bemerfen, daß 
daffelbe auf die Immediat-Vorſtellung des N. N. ergan- 
gen fei. 

Am zwedmäßigften wird es aber fein, wenn das sffentliche Mi: 
nifterium dem Supplifanten dies durch eine furze, etwa dahin zu 
fafjende: 

Dem N. N. wird hierdurch befannt gemacht, daß deffen bei 
des Königs Majeftät unterm... . übergebene Vorſtellung, 
dem (Tit. . .) zum Bericht aus dem Königl. Szuftiz: Mini; 
fterium unterm (Datum) zugefertigt worden. 

N. N., den MN. 
s Dber » Procurator. 
Bekanntmachung, wozu die Formulare zu drucken find, eröffnet 
werde, 

Es ift aber dabei 

2) die Sinfinuation durch einen Gerichtsvollzieher keinesweges 
erforderlich, fondern die Abfendung auf der Poft genügend, 
bei leßterer jedoch, wenn dem Ober Procurator nicht be; 
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kannt oder aus den Acten zu erfehen ift, daß die Partei Vers 

mögen befigt, die Rubrik „, Armenfachen?. anzuwenden. 
Em. Hohmwohlgeboren veranlaffe ih, nach diefer Anordnung fo, 
wohl feldft zu verfahren, als die Ober: Procuratoren zu inſtruiren. 
‘Berlin, den 31. Octbr. 1832, (v.8. 5. Bd. 40. ©.557.) 


Die Königl. Minifterien find befugt, Verordnungen der vormaligen 
General: Gouvetnements aufzuheben. 

Es find über die Befugniß der Minifterien, Verordnungen 
der ehemaligen General: Gouvernements abzuändern oder aufzu: 
heben, neuerdings Zweifel entftanden, welche bei näherer Ermä- 
gung der hier eintretenden Verhältniffe nicht hätten entftehen ‚: we: 
nigftens fofort befeitigt werden koͤnnen. 

Die General: Gouvernements waren nur Provinzialbehör; 
den, und als ſolche den oberften Werwaltungsbehörden untergeord; 
net, und in ihrer Befugnig lag überdies nicht‘ das Recht, be: 
ftehende Gefeße aufzuheben, oder neue zu geben, fondern nur die 
nad) Maaßgabe der damaligen Bedürfniffe jene ganz oder theil- 
weife zu fuspendiren und einftweilige Anordnungen zu treffen, dies 
alles aber nur in Unterordnung unter die oberften Staatsbehörden, 
und vorbehältlic der den Letzteren rückfichtlich der Verordnungen 
der Provinzialbehörden zuftehenden Attributionen, zu welchen 
auch die Befugniß der Abänderung jener Gouvernements + Verords 
nungen gehört, ohne daß es dazu eines landesherrlichen Geſetzes 
bedarf. Diefe aus den Verhältniffen ſelbſt folgenden Grundfäge 
find durch die Verordnung vom 26. Decbr. 1808. $. 45., die Res 


gierungs⸗Inſtruction vom 23. Octbr. 1817. $. II., und die Aller; 


hoͤchſte Cabinets⸗Ordre vom 9. Juni 1819 und vom. 24. Juli 
‚1826, in befonderer' Beziehung auf die Gouvernements »Verord: 
nungen durch die Allerhöchfte Cabinets-Drdre vom 9. Sept: 1822, 
ausdruͤcklich anerkannt und beftätigt, und notorifch ftets befolgt. 
| Da hiernach diefe minifterielle Befugniß auf den allgemei- 
nen Verwaltungsgrundfägen und DVerwaltungsgefegen beruht; fo 
bedarf es zu ihrer Begründung nicht der Publication der zuleßt 
gedachten Allerhöchften Cabinets⸗Ordre, da diefelbe jene Befug- 
niß der oberften Staatsbehörden nicht erft beilegt, fondern nur 
in Gemäßheit derfelben entfcheidet, und fie dadurch, als mit der 
Allerhoͤchſten Intention übereinftimmend, gefeßlich und zweifels: 
frei vorausfeßt. | 

Um indeffen ähnlichen Zweifeln vorzubeugen, überfende ich 
Ew. Hohmohlgeboren hiebei beglaubte Abfchrift der oftgedachten 
Allerhöchften Cabinets⸗Ordre vom 9. Septbr. 1822 (Anlage A.), 
um diefelbe mit diefem Neferipte durch die Rheiniſchen Amtsblät- 
ter zur Kenntniß und Nachachtung befannt zu machen, und in de: 
ren Gemäßheit das öffentliche Minifterium anzumeifen. 

Berlin, den 10. Novbr. 1832. 


28 * 
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A. 


Aus Shrem Berichte vom 31. März v. J. habe Sch erfe: 
hen, daß bei den Behörden Zweifel darüber entftanden find, ob 
die Verfügung des ehemaligen General: Gouverneur v. Gruner, 
wodurd er alle erbfchaftlichen Gebühren in dem Gouvernement 
des Mittelrheins aufhob, auch in den fpäterhin mit der Monar— 
chie vereinigten Theilen jenes Gouvernements von der Zeit ab noch 
in Kraft geblieben fei, als zufolge der Verfügung des Finanz: 
Minifterii vom 14. Novbr. 1817 die franzöfifehen Gefege in Ab: 
fiht der Erbfchaftsgebühren der Ehegatten, der Seiten: und 
Nichtverwandten, wieder in Anwendung gefeßt werden follten. 
Da #8 nicht in den Befugniffen des General: Gouvernements lag, 
die vorgefundenen Gefege förmlich aufzuheben, fondern nur ihre 
Anwendung zu fuspendiren, diefe Suspenfion aber nach. dem Ente 
der proviforifchen Verwaltung nur fo lange ihre Wirkung behalten 
konnte, als fie von, der neu eingetretenen Regierung zugelaffen 
wurde, zur Aufhebung derfelben es übrigens Feines neuen Ge 
feßes, fondern, mie fie felbft urfprünglich nur als eine Verwal: 
tungsmaaßregel gelten konnte, der bloßen Anordnung der oberfien 
Verwaltungsbehoͤrde bedurfte, und diefe endlich in der Verfiigung 
des Finanz: Minifterii vom 14. Novbr, 1817 erfolgt ift; fo konn— 
ten unbedenklich von diefer Zeit ab die-Erbfchaftsgebühren der Che; 
gatten, Seiten: und. Nichtverwandten nach den franzöfifchen Ge⸗ 
fogen wieder gefordert werden. : Es kann daher auch eine Erſtat— 
tung jener Gebühren, welche bereits bezahlt find, nicht Statt fin: 
den. Sollte fie aber in irgend einem Falle erfolgt fein, fo hat es 
dabei fein Bewenden.. 

Berlin, den 9. Septbr. 1822, 


An | Sriedrih Wilhelm. 
den Staats: und Finanzminifter | 
v. Klewiz. 


(v. K. J. Bd. 40. ©. 559.) 


BEE bei einem über 4 Wochen dauernden Urlaub 

der Staatöbeamten. 

Durch die Allerhöchfte Cabinets⸗Ordre vom 28. März 1808 
ift beftimmt worden, daß die beim Militär beftehende Vorſchrift, 
wonach Dfficiers, die auf längere Zeit als vier Wochen beurlaubt 
werden, während der Urlaubszeit nur die Hälfte ihres Gehalts 
beziehen dürfen, auch auf alle Hof⸗-, Militär; und Civil: Beamte 
in Anwendung gebracht werden foll, wovon jedoch nad) einer fpd- 
tern Allerhöchften Cabinets » Ordre vom 27. Juli 1810 in den 
Fällen eine Ausnahme zu machen geftattet ift, wenn der Urlaub 
für eine Reife ins Dad zur Wiederherftellung der Geſundheit nach⸗ 
geſucht, das letztere durch gehoͤrig qualificirte aͤrztliche un 
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nachgewieſen und in diefen zugleich die Zeit der unumgänglich noth: 
wendigen Abwefenheit ausgedrückt wird. | 

Die Königl. Ober Rechnungsfammer hat bemerflich gemacht, 
daß, diefer Borfchrift ungeachtet, bisher nur fehr wenige Fälle 
vorgefommen wären, wo fi aus den Nechnungen hätte erfehen 
laffen, daß bei folhen Beurlaubungen wirklich Gehaltsabzuͤge 
Statt gefunden haben, und daß der Grund davon vielleicht theil: 
weife darin zu fuchen fei, daß, wenn dergleichen Gehaltsabzüge 
wirklich gemacht werden, folche' direct an den Stellvertreter des 
Beurlaubten gezahlt und deshalb in den Rechnungen nicht nad): 
gewiefen fein. Sie hat deshalb darauf angetragen: 

Allgemeine Vorfchriften dahin zu ertheilen, daß in allen Fäl- 

fen, wo wegen Beürlaubungen Gehaltsabzüge zu machen 

find , diefe in den Rechnungen erfichtlich gemacht, und ent: 

weder als erfpart berechnet, oder, wenn fie zur Stellvertre: 

tung des Beurlaubten verwendet werden muͤſſen, die des: 

falffigen Zahlungen fpeciell nachgemwiefen und juftificirt wer: 

den follen. | 
Da die Könige. Ober : Rechnungsfammer in den Stand gefeßt wer: 
den muß, die Allerhöchfte Beftimmung bei der Nevifion der Sa— 
lariencaffen » Rechnungen controlfiven zu koͤnnen, fo hat das Prä- 
fidium und die General: Procuratur des Königl. Nheinifchen Ap⸗ 
pellationsgerichtshofes, bei Beurlaubungen der Beamten und de: 
ren Verlängerungen, welche nach den gedachten Königl. Beftim: 
mungen einen Gehaltsabzug begründen, fogleich. die Königl. Ne: 
gierungen, aus deren Kaffen die Befoldung gezahlt wird, zu re: 
quiriren, die Gehaltsabzuͤge zu bewirken und zu berechnen. Soll: 
ten diefe Reifen, Ausgaben an Stellvertreter, welche. aus dein 
Gehaltsabzuge beftritten'merden müffen, nöthia machen, fo find 
diefe bei den gedachten Eaffen zu verausgaben, und dieſe Zahlun: 
gen mit den nöthigen Suftificatorien zu belegen. 

Wenn Beamte der Friedensgerichte einen Urlaub erhalten, 
der einen Gehaltsabzug nach jenen Vorfchriften begründet, fo iſt 
ſolches der König. Regierung durch den Ober » Procurator zur 
Verrechnung der Gehaltsadzüge und Nemuneration an die Stell: 
vertreter befannt zu machen. Diefe Verfügung ift den Gerichten 
mitzutheilen. | | 

Berlin, den 12. Novbr. 1832, (v. K. J. Bd. 40. ©. 566.) 


Einftelung der aljährlichen Eidesletftung von Seiten der Advocaten. 


Aus den von Em. Hochwohlgeboren dem Herrn General: 
Procurator in dem Sjahresberichte vom 6. Sjanuar c. vorgetrage: 
nen Gründen hebe ich die reglementarifchen Vorſchriften der 
Art. 101. des Decrets vom 30. März 1808, Art. 34. des Decrets 
vom 6. Juli 1810 und den Art. 8 des Geſetzes vom 20. April 
1810 hiermit auf. . Die Stellung und das Verhalten der Mhei- 
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nifchen Advocaten begründet zu ihrer Nechtlichkeit und Treue das 
Vertrauen, daß es der jährlichen Erneuerung ihres Amtseides 
nicht erft bedarf, um der Negierung und ihren Parteien die Ge 
währ für ihre treue Pflichterfüllung zu leiften. Es foll daher 
diefe jährliche Eideserneuerung Fünftig wegfallen, und genügen, 
daß bei Wiedereröffnungen der Sitzungen nach den Ferien der Erfte 
Präfident den verfammelten Mitgliedern des Appellationsgerichts; 
hofes’und der Advocatur diefe Wiedereröffnung, und was fonft 
etwa von allgemeinem Intereſſe fein möchte, befannt macht und 
. die Advocaten mit werigen Worten an die Wichtigkeit und Pflich— 
ten ihres Amts erinnert, 

Der General: Procurator aber wird jedes Jahr, fobald er 
die Berichte der Ober Procuraturen über die Juſtizverwaltung 
fammtlidy erhalten, und mit den Materialien verfehen worden, 
in einer zu diefem Zweck durch den Erften Präfidenten anzuberaus 
‚ menden General : Verfammlung' dem Appellationsgerichtshofe die 
Refultate der Yuftizvermaltung im verfloffenen Juſtizjahre, die er; 
folgten Perfonal : Veränderungen, etwanige Juſtizmaͤngel und de; 
ren Abftellung u. f. w. vortragen. 

Em. Hochwohlgeboren werden beauftragt, dies dem gedach⸗ 
ten Gerichtshofe befannt zu machen und ſich danach zu achten. 

Berlin, den 1. März 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©.308.) 


Verfahren wider die Winkel: Eonfulenten. 

Da die Klagen über den Unfug der Winkel: Confulenten fort: 
dauern; fo habe ich diefen Gegenftand auf Em. Hochwohlgeboren 
Bericht vom 26. v. M. noch einmal in Berathung genommen, 
Als Reſultat derfelben hat fich allerdings ergeben, daß es der Ne: 
vifion der Geſetze vorzubehalten, diejenigen Maaßregeln anzumwens 
den, welche am geeignetften find, jenen Unfug zu verhindern, und 
daß daher von einem umfaffenden Geſetz gegen diefelben minde- 
ſtens für jet zu abftrahiren fe. Es kann aber deshalb jener Un; 
fug von der fortgefegten Aufmerkffamfeit der Behörden nicht aus; 
fheiden, fondern legt vielmehr den Lesteren die Pflicht ob, demſel⸗ 
ben, fo viel irgend möglich, zu fleuern. Die Friedensrichter find, 
daher verpflichtet, die Winkel: Confulenten möglichjt zu entfernen, 
oder wenigftens in firenger Ordnung zu erhalten, fo wie den Ober; 
Procuratoren obliegt, die Friedensrichter. hierin zu beobachten und 
an die beftehenden Inſtructionen zu erinnern. Die Ober : Procu: 
ratoren follen in ihren Sahresberichten diejenigen Friedensrichter 
namentlich anzeigen, weiche durch ein verftändiges Benehmen je: 
nen Unfug der Winkel: Eonfulenten verhindern, fo wie diejenigen, 
welche durch ein forglofes oder fchlaffes Benehmen jenen Unfug 
geftatten. | 

Wenn aud ber Art. 9. der Proceg »Drdn. den Parteien er 
laubt, fich vor dem Friedensgericht vertreten zu laffen, fo verfteht 
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es ſich doch von ſelbſt, daß diefe Vertretung auf eine Art gefche: 
hen muß, welche den Anftand und die Würde des Gerichts und 
die demfelben fchuldige Achtung nicht verlegt. Diefe wird aber 
verlegt, "wenn die Partei einen Vertreter ſchickt, der wegen Ver: 
brechen oder Vergehen verurtheilt, oder wohl gar interdicirt iſt, 
oder durch ein ausfchweifendes Leben oder andere Handlungen fich 
um die Achtung feiner Mitbürger gebracht hat, und von dem es 
befannt ift, daß er aus gewinnfüchtigen und andern tadelnswuͤrdi⸗ 
gen Adfichten Parteien vor Gericht vertritt, und diefe Vertretung 
‚ zu Ähnlichen Zwecken übernimmt und fich in dieſelbe hineindrängt. 
Solche Subjecte follen daher als Yevollmächtigte gar nicht zuge; 
laſſen, fondern wenn fie erfcheinen, zurückgewiefen werden, und 
hat, wenn folche Sndividuen dennoch) fortfahren follten, ihr Ger 
ſchaͤft im Geheimen zu betreiben, der Ober -Procurator durch das 
Regierungs: oder Kreisblatt öffentlich befannt zu machen, daß 
denfelben die Vertretung der Parteien vor Gericht unterfagt wor: 
de, und fie nicht angenommen werden würden, und das Publi— 
cum mithin vor ihnen gewarnt werde. Ew. Hochtwohlgeboren ha: 
ben dies den Friedensrichtern durch die Ober ; Procuratoren bes 
kannt machen zu laffen, Leßtere anzuweiſen, die Friedensrichter 
darin fireng zu controlfiven, und die Anträge wegen Erlaffung 
eines befondern Gefeßes gegen die Winkel: Confulenten auf ſich be: 
ruhen zu lafien. | 
Berlin, den 15. März 1833. (v. 8.3. Bd.41. ©. 310.) 


Verfahren bei Gompetenz= Gonflicten zwifchen den Regierungen 
und Gerichten. 

Es ift zur Kenntniß des Minifterii gefommen, daß von den 
Könige. Regierungen bei den’ Kompetenz : Conflisten mit den Su: 
ftizbehörden, in den Provinzen, wo das franzöfiiche Necht gilt, 
nicht überall gleichmäßig verfahren wird. Um den fich hieraus 
leicht ergebenden Schwierigkeiten zu begegnen, wird hierdurch, 
nach genommener Rücfprache mit dem Königl. Juſtiz-Miniſterio, 
feftgefeßt, daß die Königl. Regierung in jedem Falle, wo fie ihre 
Kompetenz zu reelamiren fich verpflichtet hält, ihren. Befchluß, 
weicher die Abfiht, den Conflict zu erheben, ausfprechen, und 
die Gründe, weshalb es gefchieht, furz angeben muß, dem be: 
treffenden Staats: Procurator mittheilen fol. Das Gericht wird 
fodann auf den Antrag des Staats » Procurators das weitere Ver⸗ 
fahren bis zur Entfiheidung über den Eonflict ausfesen. Sobald 
dies verfügt worden, berichtet fomohl die Kigl. Regierung als 
der Staats-Procurator an die, beiden Theilen vorgeſetzten Mi⸗ 
niſterien, von denen hiernaͤchſt die Entſcheidung auch dann erfolgen 
wird, wenn wegen Differenz der Ynlaten der Minifterien es nd: 
thig wird, die Allerhöchfte Beftimmung Sr. Majeftät des Königs 
einzuholen. Hiernach hat die Königl. Regierung in allen Fünfti- 
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gen $älfen zu verfahren, und durch Verabredung mit dem Staats⸗ 
Procurator dafuͤr zu ſorgen, daß gleichzeitig die Berichte an die 
vorgeſetzten Miniſterien abgehen. 
Berlin, den 16. Juli 1828. (v. K. J. Bd: 42. S. 200.) 
Miniſterien der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medicinal⸗ 
— | 
In Abwefenheit und Auf; 
| trag des Meinifters, 
An Nicolovius. 
die Koͤnigl. Regierungen zu Trier, 
Aachen, Coͤln, Duͤſſeldorf 
und Coblenz. 


1. Civil-Sachen. 


Stempel-Controlle bei einregiſtrirten Urkunden von Seiten 

der Friedensrichter. 

Durch die in Webereinftimnrung mit dem Koͤnigl. Finanz: 
Minifterium erlaffene, durch die Amtsblätter publicirte Verordnung 
vom 1. Auguft 1815 ift bereits vorgefchrieben worden, daß in den 
nad) $. 43. der Notariats-Ordnung zu führenden Repertorium 
auch der Betrag des zu dem einutragenden Aste verwendeten 
Stempels vermerkt werden müffe, 

Da nun nad) $. 2. des Geſetzes aber die Einregiſtrirung in 
den Rheinprovinzen vom 23. April 1824 das von den Friedend 
richtern zu führende Regiſter die nämliche innere Einrichtung, ha; 
ben foll, wie jenes Nepertorium der NMotarien, fo. muß aud) die 
ſes Regiſter eine Cofonne enthalten, aus.welder erfichtlich ift, ob 
die einregiftrirte Urkunde mit einem Stempel, und mit welden, 
verfehen gewefen.- 

In Vebereinftimmung mit dem Königl. Finanz : Minifterium 
werden Sie deshalb veranlaßt, die Friedenstichter zur Befolgung 
diefer Anordnung anzumeifen, und diefelben darauf aufmerkfam 

zu maden, daß, wenn fie bei der zur Einregiftrirung überreichten 
VUrkunde eine Stempel»Contravention entdecken, fie deswegen bie 
begehrte Einregiftrirung nicht verweigern dürfen, daß Sie aber 
- auch gleichzeitig verpflichtet find, fie wegen Eonftatirung und Be 
ftrafung der Eontravention nach $.30. des Stempelgeſetzes und der 
Sinftruction vom 23. Juni 1824, wonach ihnen die Paginirung 
und Paraphirung der Negifter obliegt, von dieſer ans in 
Kenntniß zu feßen. 

u den 7. März 1831. (v. K. J. 88.37. ©. 137.) 


den Königl. General, Procurator 
Herrn Ruppenthalzu Köln. 
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VBolftredbarkeit der Erkenntniffe und Vergleiche altlänbifcher 
Serichtshöfe. 

Es ift von dem Königl. Ober » Landesgerichte zu Hamm an: 
gezeigt worden, daß das Landgericht zu Düffeldorf die Vollftreck 
barkeits » Erklärung eines vor einem altländifchen Gerichte gefchlof; 
fenen, und nad dem Eirculare vom 7. Juni 1817 von Letzterem 
für vollſtreckbar erklärten Vergleichs abgelehnt hat, weil fich die 
beizutreibende Summe nicht auf ein Zudicat, fondern auf einen 
Vergleich gründe, auch nicht erhelfe, daß diefer im Laufe eines 
Proceſſes errichtet worden. 

. Da nun nad der X. G. O. Th. I. Tit. 24. $. 4. die in eis 
nem Procefje gefchloffenen gerichtlichen Vergleiche den Urtheilen in 
Hinſicht der Erecution ganz gleich ftehen, für die Urtheife der alt: 
ländifchen Gerichte aber fhon das Vollftreckbarkeits » Verfahren 
durch das Circular vom 7. Juni 1817 angeordnet ift, fo muß 
dies nämliche Verfahren auch auf die in Proceſſen gefthloffenen 
gerichtlichen Vergleiche angewandt werden 

Dieſemnach haben Sie die dortigen Gerichtsbehörden davon 
in Kenntniß zu feßen, daß die vor den aftländifchen Gerichten in 

Proceſſen gefchloffenen Vergleiche gleich den altländifchen Urthei— 
len zur Vollſtreckung zu bringen find, wenn fie in gehörig. befie, 
gelter und unterfchriebener Ausfertigung und unter Beifügung der 
Klaufel: daß fie, als vor dem Gerichte in einem bei demfelben 
gefchwebten Proceffe gefchloffen, für vollſtreckbar erklärt würden, 
vorgelegt werden. 

Die aftländifchen Gerichte find hiernach ebenfalls mit Anwei- 

fung verfehen worden. | 
Berlin, den 25. Juli 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 169.) 


Anweifung zur Prüfung der Gefuche um das Armenrecht. 


Damit das Gefeß vom 25. Mai d. 5. feinen Zweck, die 
häufigen Klagen über den Mißbrauch. des Armenrechts in den 
Rheinprovinzen abzufteflen, fo vollftändig als möglich erreiche, ver; 
anlaffe ih Ew. Hochwohlgeboren, die Ober : Procuratoren mit ei: 
ner Inſtruction über die Art und Weiſe zu verfehen, wie fie die 
bei ihnen eingehenden Armenrechtsgefuche zu präpariven haben, 
damit die Gerichte von der ihnen im $. 2. beigelegten Befugnif, 
das Materielle des Anfpruchs zu prüfen, vollftändigen Gebrauch) 
machen koͤnnen. 

Die Supplitanten um das Armenrecht gehören größtentheils 
zu der ungebildeten Volksklaſſe, weshalb denn ihre Gefuche, fie 
mögen fie nun ſelbſt aufgefeßt oder durch einen Winfel  Confulenten 
haben anfertigen laffen, in der Negel fo unvollftändig find, daß 
man daraus die merita causa nicht erfehen kann; in folhen Fäl- 
len mäffen daher die Ober » Procuratoren die Supplifanten ent- 
weder durch die bei den. Landgerichten angeftellten Referendarien 
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und Auscultatoren, oder- durch die betreffenden Friedensrichter 
ausführlich zu Protokoll vernehmen, fie namentlich über ihre De; 
weismittel befragen, und ſich die fchriftlichen beifügen laſſen, das 
mit die Landgerichte. daraus die dem Anſpruch zum Grunde lie; 
genden Thatfachen erfehen, und die Zufäffigfeit und Concludenz 
der Beweismittel prüfen koͤnnen. 

Es wird ferner zweckmäßig fein, den Ober - Procuratoren 
aufzugeben, den Burgemeiftern und Steuer » Einnehmern ein voll; 
ftändiges Formular zur Ausftellung der Armuths-Atteſte mitzu; 
theilen, damit die Gerichte in den Stand gefeßt werden, die Ber; 
mögensverhältniffe der Supplifanten ſtets gründlich zu beurtheilen. 

Berlin, den 9. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 471.) 


Weber Audienzzeit, Schriftliches Verfahren und andere Gegenftände der 
Gefchäftsordnung bei den, Rheinifchen Gerichten. 
Aus dem Berichte, welchen Ew. Hochwohlgeboren unter dem 
25. Decbr. v. J. über die Juſtizverwaltung in den Rheinprovin; 
zen im Jahre 18?°/ 30 'erftattet haben, und aus deffen Detlagen, 
hat das Yuftiz- Minifterium mit Zufriedenheit und Anerkennung 
erfehen, wie viel von ©eiten ber richterlichen fowohl, als der 
Beamten des öffentlichen Meinifteriums, der Vermehrung der Ge: 
fchäfte ungeachtet, geleiftet worden ift. 
Die Reſte beim Königl. Appellationsgerichtshofe werden, 
wie das Yufkiz- Minifterium mit Vertrauen erwartet, dur Er: 
richtung eines dritten Civil + Senats bald gänzlich verfchwinden. 
Die vervollftändigte Beſetzung der Landgerichte wird auch bei dies 
fen das Anfchwellen der Refte verhindern, wenn 
1) alle Kammern die Audienzen pünktlich zu den in dem Re— 
glement beftimmten Stunden eröffnen, und nicht, wie dies 
mißbrauchsweiſe bei einigen gefchehen foll, die Eröffnung der 
Audienzen durch Deliberationen in der Rathskammer verzoͤ— 
gern, und zu diefen vielmehr eine befondere Sitzung beftim; 


men. | * 

Da fich die Advocaten und Anwalte zu der in den Regle— 
ments beftimmten Stunde im Audienzfaal einfinden muͤſſen, 
fo erfordert es fehon die dem Advocatenſtande ſchuldige Ach— 
tung, daß man fie nicht Stundenlang mäßig figen laſſe. 
Sie haben daher die Ober Procuratoren zu inftruiren, bei 
der monatlichen Einfendung der Präfenz Regifter ftets pflicht: 
mäßig über den Vollzug des Reglements in diefer Hinſicht 
zu berichten. Demnächft ift ed auch erforderlich, 

2) dag die weitläuftigen in facto vermwicelten Sachen nicht 
mündlich, fondern nach der deutlich ausgefprochenen Abficht 
des Geſetzgebers fchriftlich verhandelt werden, indem der; 
gleichen Sachen oft eine ganze oder mehrere ganze Audienzen 
duch den mündlichen Vortrag abforbiren und dennoch in 
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dem Gedächtniffe des Kichters feine Mare und fefte Leber: 

fiht der relevirgnden Momente hinterlaffen, welche dann bei 

der Deliberation mühfam aus den unvollftändigen Manual: 

Acten der Anwalte ergänzt werden: müffen. Saͤmmtliche 

Procuratoren find daher anzumeifen, auf die Beachtung der 

wohlthätigen Vorfchriften des Gten Titeld des ten Buchs 

der Proceß⸗ Ordnung, fo weit an ihnen liegt, zu wachen, 

3) Es würde eine bedeutende Beförderung der Weberfichtlichfeit 
und Auffaffung der Vorträge fein, wenn alle Mitglieder der 
betreffenden Kammer die Conclufionen der Advocaten einige 
zeit vor der Audienz abfchriftlich erhielten, ym die Grund; 
züge und befonders die factifchen Verhältniffe des Falls nicht 
erft aus der Vorlefung der Konclufionen und aus den Vor; 
trägen fennen zu lernen, und den leßtern und der Erwägung 
der Sache eine defto größere Aufmerkfamkeit widmen zu kön; 
nen. Sie haben daher dahin zu wirken, daß die Conclu— 
fionen den betreffenden Gerichts » Mitgliedern fo zeitig wie 
möglich abfchriftlich zugehen und daher die dazu erforderliche 
Anzahl von Abfchriften entweder von dem Advocaten dem 
Präfidenten eingereicht, oder von Gerichts wegen veranftaltet 
werde. 

Bei Einfendung der Criminal: »Proceßtabellen pro 18°0 /z, wer: 
den Sie erfucht, die Anzahl der Mißhandlungen anzugeben, wel: 
che bei jedem Zuchtpofizei : Gericht verhandelt worden, fo wie die 
Anzahl derjenigen Sachen diefer Art, in welchen auf das mini- 
mum der Strafe oder darunter erfannt worden. 

Auch wünfht das Juſtiz-Miniſterium die Einfendung der 
Ssahresberichte der Ober: » Procuratoren, welche Ihnen nad) ge: 
nommener Einficht wieder remittirt werden follen,. von welcher 
Anordnung Sie jene Beamte in Kenntniß feßen wollen, 

Das NRefultat der friedensrichterlichen Proregtabellen ift be: 
fonders befriedigend, und werden Sie veranlaßt, den Friedens— 
richtern im Allgemeinen den Beifall des Juſtiz-Miniſterii zu eri 
kennen zu geben, und erfucht, im nächften Jahresberichte diejeni- 
gen jener Beamten, welche ſich, fei es als Richter, ald Friedens: 
richter oder ald Beamte der gerichtlichen Polizei, befonders aus: 
zeichnen und in ihren Cantons vorzügliche Achtung genießen, zu 
Ehren » Auszeichnungen in Vorfchlag zu bringen, 

Berlin, den 9. Decbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 468.) 


Färber, welche ihr Gefchäft im Großen betreiben, find als Kaufleute 
anzufehen, 

Sn Verfolg der ihnen auf Ihre Borftelung vom 31. Au: 
guft v. J. unterm 8, Septbr. ejd. ertheilten vorläufigen Benach⸗ 
richtigung, und nachdem die Berichte des Koͤnigl. Appellations⸗ 

„ gerichtshofes zu Coͤln und des Königl. Rheiniſchen Reviſi — 
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über die Frage: ob Faͤrber als Kaufleute anzuſehen feien? einge; 
gangen find, eroͤffnet Ihnen der Juſtizminiſter, daß die Beja— 
hung diefer Frage keinem Zweifel unterliegt, indem ein Faͤrber, 
welcher fein Geſchaͤft im Großen betreibt, nicht allein als Kauf 
mann zu betrachten, fondern im Nihtzahlungsfalle auch als fal- _ 
lit erklärt werden muß. Diefer Grundfas fteht geſetzlich und 
zweifelsfrei feft, Das Urtheil des Handelsgerichts zu Elberfeld, 
welches in einem fpeciellen Falle im entgegengefegten Sinne er 
fannt hat, ift daher auch vom Königl. Appellationsgerichtshofe 
reformirt worden. Deshalb bedarf es auch einer authentifchen De: 
claration der Artikel 632 und 437. des Handels: ECoder gar nicht, 
da diefe Artikel an fich Far find, und durch fehlerhafte Entfchei- 
dungen der Snftanzgerichte nicht aufgehoben werden können. 

Der Juſtizminiſter hat indeffen zur Vorbeugung fernerer 
Zweifel Abſchrift diefes Neferives fowohl dem Handelsgericht zu 
Elberfeld, als dem Königl. erffen Präfidenten des Appellations: 
gerichts und dem Königl. General: Procurator mitgetheift. 
Berlin, den 22. März 1832. (v. K. J. Bd. 39. ©. 234.) 


Gebühren der Friedensrichter für Aufträge von oberen Gerichten. 


Auf Shren gemeinfchoftlihen.Beriht vom 13. d. M., die 
cömmiffarifchen Aufträge der Friedensgerichte in der Aheinprovin; 
betreffend, genehmige Sch, daß diefelben für die Erledigung der 
Ihnen in Gemäßheit der Artikel 255 und 1035. der Nheinifchen 
Procep » Ordnung von den oberen Gerichten ertheilten Aufträge 
die in der beiliegend vollzogenen Tare bezeichneten Gebühren er: 
heben, und autorifire Sie, folches durch die Amtsblaͤtter der Pro; 
vinz zur Öffentlichen Kenntnig zu bringen. 

Derlin, den 28. April 1832, e 
An Sriedrich Wilhelm. 
die Staatsminifter 
v. Kampk und Muͤhler. 


| s Tare. 

Die Friedensgerichte in der Rheinprovinz erhalten : \ 

1) Für die Ordonnanz, welche den Tag zur Vernehmung der 
Zeugen beftimmt, mit Inbegriff des dabei aufzunehmenden 
Protofolles, ferner für eine Ordonnanz, Welche den Tag zur 
Vernehmung einer Partei oder zur Ableiftung eines Eides, 
oder des Erfcheinens der Parteien” zur gegenfeitigen Verneh— 
mung, oder des Erfcheinens von . Sachverftändigen zum 
Zwecke der Verpflichtung beftimmt: für den Nichter 15 ©gr., 
für den Gerichtsfchreiber 10 Sgr. : 

2) Für die Verpflichtung von Sachverftändigen und das dar: 
über aufzunehmende Protdoll eben fo viel; Für die NWerneh: 
mung der Zeugen oder einer Partei über Artikel, oder für . 
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eine andere contrabictorifche Verhandlung zwifchen den Par: 
teien über ftreitige Nechnungen und das hierbei aufzuneh- 
mende Protokoll, für jede Vacation von dreien Stunden: 
für den Richter 1Rthlr., für den Gerichtsfchreiber 20 Sgr. 
3) Für einzelne Stunden, welche feine Vacation machen: für 
den Richter 15 Sgr., für den Gerichtöfchreiber 10 Ser. 


4) Für die Abnahme eines deciforifchen Eides: für den Richter 
24 Sgr., für den Gerichtsfchreiber 16 Ser. \ 


Muß das Friedensgericht einen Termin. außerhalb der Gemeinde, 
worin es feinen Siß hat, abhalten, fo kann der Friedensrichter 
ftatt obiger Terminsgebähren die im Art. 3. des Tarifs vom 
16. Febr. 1807 gedachten, und der Gerichtsfchreiber zwei Drittel 
derfelben beziehen. 

Berlin, den 28. April 1332, 
Friedrich Wilhelm. 
(0. 8.3. Bd. 39. ©. 481.) 


Dber =: Berufungsd- Inftanz für die Standesherrfchaft Wied. 


Auf Ihre Berichte vom 18. Februar und 24. April d. J. 
beftimme Ich, daß, nach dem Antrage des Herrn Fürften zu 
Wied, von der Publication diefer meiner Ordre ab der Nheinifche 
Revifionshof in Berlin, an der Stelle des Hofgerichts in Arns- 
berg, die Ober » Berufungs : Inftanz auch für die Nicht - Erimirten 
in der Standesherrfchaft Wied bilden, und denjenigen Parteien, 
welche die Oberberufung bei der Regierung in Neuwied bereits an: 
gemeldet, beim Hofgericht in Arnsberg aber noch nicht eingeführt 
haben, die Einführungsfrift beim Rheiniſchen Revifionshofe um 
einen Monat verlängert werden, das Hofgericht in Arnsberg end: 
lich die bei demfelben bereits eingeführten Oberberufungen annod) 
erledigen fol. Da übrigens der Juſtiz⸗Senat zum landesherr; 
lichen Obergericht im öftrheinifchen Theile des Regierungsbezirks 
Coblenz erhoben worden. fo finden auf denfelben die von ihnen 
in Bezug genommenen Beftimmungen der $$. 14. 18. 19 u. 44, 
der Inſtruction vom 30. Mai 1820 wegen Ausführung des Edicts 
vom 21. uni 1815 ihre völlige Anwendung. Ich überlaffe 
Ahnen, die Bekanntmachung diefer Meiner Ordre durch die Amts: 
blätter der Provinz zu bewirken. - 


Berlin, den 7. Mai 1832, 
An Sriedrih Wilhelm. 


den Staats; und Suftizminifter 
v. Rampe. 


RI. Bd. 39. S. 475.) 
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Beachtung des Heirathsconfenfes der Militärperfonen durch die 
% ı  Bivilftandss Beamten, 


A. \ 

Ew. Excellenz beehre ich mid) auf das, die Aufgebote der 
‚Milttärperfonen in den Rheinprovinzen durch die Civilftands: 
Beamten betreffende gefällige Schreiben vom 2, April 1832 ganz 
ergebenft zu erwiedern: daß die vom König. General: Commando 
des 8. Armee Corps in diefer Hinficht bemerften Mebelftände, ohne 
dieferhalb eine befondere gefeßliche Beftimmung zu veranlafien, 
dadurch befeitigt werden dürften, wenn die Livilftands - Beamten 
angewiefen würden, die bei ihnen. fich zum Aufgebot meldenden 
Militärperfonen jedesmal vorher zu befragen, ob fie bereits den 
zu ihrer Verheirathung erforderlichen militärifchen Heirathscon⸗ 
fens erlangt hätten, und fie zugleich darauf aufmerffam zu ma- 
‚hen, daß, wenn dies nicht der- Fall fei, fie fi der in den Mil: 
tärgefegen ſchon für das unconfentirte Eheverloͤbniß beftimmten 
Strafen ausfegten. | | 


Ew. Excellenz erfuche ich ganz ergebenft, für den Fall Dero 
geneigten Einverftändniffes, das dieferhalb Erforderliche veran- 
laſſen und mir von dem desfalls Verfügten gefälligft Mittheilung 
machen zu wollen, indem ich meinerfeits dann veränlaffen werde, 
daß den Militär - Predigern und den mit der Seelſorge für das 
Militär beauftragten Civil  Geiftlichen eine Ähnliche Anweifung 
zugehe. | 

Berlin, den 12. Mai 1832. | 
v. Hake. 


B. 

Des Herren Kriegsminifters Excellenz hat mir das Schreiben 
mitgetheilt, welches Ew. Hohwohlgeboren am 10. Januar c. an 
das General: Commando, des 8. Armee: Corps, in Bezug auf 
die Beibringung des Heirathsconfenfes für Meilitärperfonen bei 
dem Aufgebot durch die Kivilftands » Beamten gerichtet. haben. 
Die aus den darin gedachten Verhaͤltniſſen entftandenen Incon⸗ 
venienzien find allerdings erheblich, daß fie fo viel als möglich einer 
Adftellung bedürfen. Dies wird dadurch gefchehen können, daß 
die Eivilftands : Beamten. die bei ihnen fi zum Aufgebot melden: 
den Militärperfonen jedesmal vorher befragen, ob fie bereits den 
zu ihrer Verheirathung erforderlichen militärifchen Heirathscon⸗ 
fens erlangt haben, und fie zugleich darauf aufmerkſam machen, 
daß, wenn das der Fall nicht fein follte, fie fi den fehon in den 
Militärgefegen für das unconfentirte Eheverloͤbniß beftimmten 
Strafen und Nachtheilen ausfegen. Ew. Hochwohlgeboren beaufs 
trage ih, die Eivilftands » Beamten hiernach anzumeifen, und, 
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daß diefe Wernehmung und Verwarnung erfolgt fei, zu den Arten 
zu vermerken. 

Berlin, den 18. Mai 1832, ((v. K. J. Bd. 39. S. 479.) 
den Königl. General: Procurator 
Herrn Nuppenthal 
zu Coͤln. 


Verweigerung der Auszüge aus Civilſtands-Regiſtern für ausgetretene 
Militärpflichtige und Deſerteurs. 

Die Koͤnigl. Miniſterien des Krieges und des Innern und 
der Polizei haben darüber Beſchwerde geführt, daß die Rheini⸗ 
fchen Eivilftands + Beamten die ausgetretenen Militärdienftrflichs 
tigen und die eigentlichen Deferteurs nicht allein mit den Auszügen 
aus den Civilftands » Negiftern zum Behuf ihrer Aufnahme in der 
Fremde verfehen, fondern fie auch aufbieten, damit fie fich dafelbft 
verheirgthen koͤnnen. Ein folhes Verfahren iſt aber ganz unzuläfs 
fig, indem derjenige, welcher den geleifteten Eid gebrochen und 
feine Fahne verlaffen und ohne Beobachtung der gefeglihen Vor; 
fchriften ausgewandert, um ſich feiner Militärpflicht zu entziehen, 
unmöglich einen rechtlichen Anfpruh an das Minifteriun eines 
Preußiſchen Civilftands : Beamten machen fann. Ew. Hochmwohl: 
geboren veranlaffe ich daher, ſaͤmmtliche Civilftands » Beamte 
durch die Ober » Procuratoren baldmöglichft anmeifen zu laffen: 


1) bei Aufgeboten Preugifcher Unterthanen, welche im Aus: 
ande wohnen, um fich zu vergemwiffern, daß diefelben weder 
defertirt find, noch fich ihrer Mititärpflicht entzogen haben, 
infofern fi) nicht aus. den Burgemeifterei » Acten fchon er: 
giebt, daß diefes nicht der Fall fei, die Befcheinigung der 

Geſetzlichkeit des Aufenthalts im Auslande von denfelben zu 
fordern, und | 


2) den gedachten Ausgetretenen und Deferteurs oder ihrem Be: 
vollmächtigten keine Auszüge aus den Geburtsregiftern zu- 
zuftellen, und, wenn. ein Dritter einen foldhen Act begehrt, 
ſich von ihm das eigene Intereſſe befcheinigen zu laffen, und 
nach befcheinigtem eigenen Intereſſe unter dem Acte zu be: 
merfen, daß derfelbe nur in Ruͤckſicht auf diefes Intereſſe 
ausgefertigt fei. Endlich veranlaffe ih Sie, 

3) die Landgerichts» Präfidenten zu requiriren, den Urkunden, 
welche dem Verbot zumider etwa ausgefertigt und für das 
Ausland beſtimmt werden möchten, in den geeigneten Fällen 
die Legalifation durch ihre Unterfchriften zu verfagen,, ſondern 
vielmehr an ſich zu behalten und die Rüge gegen den betref: 
fenden Eivilftands » Beamten zu veranlaffen. 

. Berlin, den 21. Juni 1833. (v. K. J. Bd. 41. S. 574.) 
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Allerhöchſte Königl. Cabinets-Ordre, betreffend die Abſchließung der 
Ehen in den zum ehemaligen Großherzogthum Berg gehörigen 
Landestheilen. 

Auf den Bericht des Saats-Miniſterii vom 6. d. M. will 
Ach die, von dem General, Gouverneur des ehemaligen Groß. 
herzogthums Berg am 6. Septbr. 1814 über die Abſchließung der 
‚Ehen erlaffene Verordnung für diejenigen Theile der Rheinprovinz, 
in welchen fie zur Zeit noch gültig ift, dahin abändern: 


1) Der copulirende Pfarrer hat, bei Vermeidung einer Ord, 
nungsftrafe, fofort nach der priefterlichen Trauung dem be— 
treffenden Civilftande » Beamten von der Copulation Nach— 
richt zu. geben, und das im $. 6. der Verordnung erwähnte 
Copulationd » Zengniß nicht, wie darin vorgefchrieben ift, 
den Copulirten ſelbſt einzuhändigen,, fondern unmittelbar 
dem Eivilftands » Beamten zuzufenden, von welchem dafielbe 
den Getrauten erft nach ‘berichtigtem Civilſtands⸗Act aus⸗ 
geantwortet werden darf. 


2 Der Civilſtands⸗Beamte hat, bei Vermeidung der in den 
Artikeln 192 und 193. des bürgerlichen Geſetzbuchs ange 
droheten Strafe, feiner Seits.fogleich nach Empfang des 
Eopulationg »Zeugniffeg die Parteien, wenn fie fich nicht von 
ſelbſt vor ihm geftellt haben, zu einem höchftens auf acht 
Tage hinaus anzufegenden Termine, unter Androhung der 
unter No. 4. beftimmten Strafe, zur Aufnahme des Civil; 
Acts vorzuladen, und, wenn fie in dem Termine fich nicht 
beide einfinden, hiervon dem Ober; Procurator unverzäglid 
Anzeige zu machen, damit diefer, wegen der Saͤumniß ge: 
gen die Ausgebliebenen, fofort vor dem Landgerichte ein: 
ſchreite. 


3) Gleichzeitig hat der Civilſtands⸗Beamte in eben den For; 
men, unter welchen nach $. 5. der Verordnung vom 6. Sept, 
1814 vor der priefterlichen Tranung das bürgerlihe Auf: 
gebot publicirt werden muß, die Nichtvollziehung des bürs 
gerlihen Ehe» Acts zur Warnung des Publicums befannt zu 
machen, wonächft es den betreffenden Parteien überlaffen 
bleibt, die fpäter erfolgte Berichtigung bes Civil: Acts wir 
derum Sffentlic anzuzeigen. 


4) Statt der im $. 10. der gedachten Verordnung auf jeden 

Tag des Verzuges in Vollziehung des Civil » Actd_gefeßten 

Geldſtrafe von drei Thalern wird überhaupt eine Geldbuße 
von fünf bis funfzig Thalern feftgefest. 


Das Staats: Minifterium hat vorftehende Beſtimmungen durch 
die Amtsblaͤtter der betreffenden Regierungen bekannt machen zu 
laſſen, auch haben Sie, die Miniſter der geiſtlichen Angelegen 
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heiten und der Zufliz, die Beamten Ihres Mefforts noch befon- 

ders mit der erforderlichen Anwelfung zu verfehen. ' 

Berlin, den 23, juni 1833, 
An Friedrich Wilhelm. 


das Staats-Minifterium. 
Gun (v. K. 3. ©. 41. ©. 583.) 


Verfahren wegen VBorladung und Siftirung der in den alten Provin- 
zen wohnenden Perfonen, zu ihrer Vernehmung als Zeugen vor Rhei- 
nifchen Gerichten, und Entfhädigungen folcher Zeugen. 


* F A. 

Es iſt wiederholt die Frage zur Sprache gekommen, inwie⸗ 
fern die Bewohner derjenigen Landestheile, in welchen das fran: 
zoͤſiſche Recht nicht gilt, gendthigt werben koͤnnen, ſich zu ihrer 
Vernehmung als Zeugen perfönlich vor den Nheinifchen ‚Unter: 
fuhungsbehörden, und namentlich in den Audienzien der dafigen 
Strafgerichte (Affifenhöfe und Zuchtpofizeis Gerichte) zu geftellen ? 

Die Bejahung diefer Frage ift ar 

a) durch die $$. 311. 312. 352 und 345 — 347. der Preu: 
ßiſchen Crim. Ordn. begründet, weil hiernach die Pflicht ei: 
nes jeden Staatsbürgers, fich vor der unterfuchenden Be: 

Hörde zu geftellen, ausdruͤcklich ohne Unterfchied des Gerichts⸗ 

ftandes ausgefprochen tft, und | 

b) durch den Artikel 80. ber in den NAheinprovinzen geltenden 
Crim. Ordn., wonach fih Niemand weigern darf, ficd) vor 
jeder inländifchen Unterfuchungsbehdrde auch außerhalb der 

Rheinprovinz zu feiner perfönlichen Vernehmung zu geftellen. 


Die DVerfchiedenheit. des Gerichtöftandes und der Gefekgebung 
kann ihren Einfluß nur in fo weit äußern, daß die Strafen, wels 
che auf die Verweigerung des Zeugniffes gefeßt find, nur nad 
den Gefegen des Gerichtöftandes, welchem der Zeuge für feine 
Merfon unterworfen ift und von der ihm vorgeſetzten Juſtizbehoͤrde 
ausgefprochen werden dürfen; daß der Zeuge auf diejenige Ent: 
ſchaͤdigung Anfpruch machen kann, welche ihm die Gefeßgebung 
feines Wohnorts für den Fall einer auswärtigen Vernehmung zu: 
ſichert, fofern ‚diefe die an.dem Orte feiner Vernehmung vorge; 
fhriebene Taxe Überfteigt, und dag endlich fein Verhältnig in An: 
fehung der Are feiner Befriedigung nicht zu feinem Nachtheile 
verändert: werden darf; im welcher feßtern Beziehung die Verfchie; 
denheit der Geſetzgebung feine Schwierigkeiten bietet, indem bie 
dem Zeugen gebührende Entjchädigung eben fo nach $. 316. der 
Preußiſchen Erim. Ordn., ald nad Art. 133. 134. No. 1. dee 
franzöfifchen Decrets vom 18. juni 1811 ihm fofort ausgezahlt 
werden muß, | 
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Da ohnehin dafür geforge iſt, daß dergleichen Vorladungen 
außerhalb der Rheinprovinz wohnender Perfonen vor die Rheini⸗ 
fchen Gerichte nicht außer dem Fall einer dringenden Nothwendig— 
keit erfolgen werden, fo erhalten die ſaͤmmtlichen Yuftizbehörden 
der übrigen Theile der Monarchie hierdurch die Anweifung, den 
auf Siftirung ihrer Gerichtseingefefienen vor Rheiniſche Suftiz 
behörden gerichteten, Requifltionen der dortigen Ober» Procurato; 
ren Genüge zu leiften, die Zeugen hiernach zu ihrer Geftellung 
anzumeifen und im MWeigerungsfalle nad) $. 312, der Erim. Ordr. 
wider fie zu verfahren, wie fie für den umgekehrten Fall der an 


jene Ober »Procuratoren zu vichtenden Requifitionen ein gleiches 


Verfahren nach Art. 80. der Rheinifchen Crim. Ordn. zu gemär: 
tigen haben. Ba 2, 

Die Gerichte werden hierbei darauf aufmerffam gemacht, 
dag nach näherer Beftimmung des gedachten Decrets vom 18. Juni 
1811. Art..96. No.2. und Art. 2. des Decrets vom 7. April 


1813 die Zeugen» Entfchädigung ohne Unterfchted des Standes 


. a) an Neifefoften für jeden Myriameter (1!/a Meile) der Ent: 
fernung, diefe doppelt gerechnet, 11/2 Franke oder 12 Sgr., 
b) für jeden Tag des Aufenthalts am Orte der Vernehmung 
ebenfalls 1/2 Franks | 


beträgt ; daß diefe gefammte Entfchädigung nach Art. 97. des er: 


ften Decrets verdoppelt wird, wenn Knaben unter 15 Syahren 
und Mädchen unter 21 Jahren dabei. von ihrem Vater, Bor: 
mund, Kurator oder ihrer Mutter begleitet werden, und daß 
nach Art. 135. dafeldft Zeugen, welche die Auslagen der Reife 


nicht beftreiten koͤnnen, fhon an ihrem Wohnort einen Vorſchuß 


au derfelben begehren koͤnnen. 
Derlin, den 4 Auguft 1832. | 
ve Der Auftizminifter 
Muͤhler. 


B. 


Durch eine beim Koͤnigl. Caſſationshofe hierſelbſt geſchwebte 
Unterſuchung bin ich veranlaßt worden, mit des Herrn Staats: 
und Juſtizminiſters Muͤhler Excellenz über die Vorladung der in 
den Königl. alten Provinzen wohnenden Zeugen durch: die Rheini⸗ 
fhen Gerichtshöfe in Beziehung auf das im Sand’fchen Archiv 
Bd. V. Abth. II. ©. 23. abgedruckte Minifterial:Neferipe vom, 
2. Mai 1823 in nähere Communjcation zu treten. In Folge 
diefer Communication und in Erwägung der allgemeinen Vor—⸗ 
fhriften in den $$. 311. 312, 352 und 345 — 347. der dies 
‚feitigen, fo wie des Art.80. der Rheiniſchen Erim. Ordn., und daß 
die Verfchiedenheit des Gerichtsftandes und der Gefeßgebung nur 
auf die Strafe der Verweigerung des Zeugniffes und der Entfchä- 
digung der Zeugen Einfluß haben fann, find die diesfeitigen Ge 
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richtshoͤfe von des Herrn Juſtizminiſters Muͤhler Excellenz ange: 
wieſen, den auf Siſtirung ihrer Gerichtseingeſeſſenen vor — 
ſche Juſtizbehoͤrden gerichteten Requiſitionen ber dortigen Ober⸗ 
Procuratoren Genuͤge zu leiſten, bie Zeugen hiernach zu ihrer 
Geſtellung anzuweiſen, und im Weigerungsfalle nad) $. 312. der 

diesſeitigen rim. Ordn. wider fie zu verfahren, wie fie für den 
umgekehrten Tall der an jene Ober» Procuratoren zu richtenden 
Requifitionen ein gleiches Verfahren nad) Art. 80. der Rheinifchen 
Erim. Ordn. zu gewärtigen haben. 


Hiernach haben in vorfommenden Fällen \die Ober : Procu: 
ratoren die Requifitionen an die betreffenden diesfeitigen Gerichts; 
behörden zu richten und dabei in Gemäßheit des Art. 80, der 
Rheiniſchen Proceß/Ordnung zu verfahren, wonach der requi⸗ 
rirende Ober⸗Procurator den vorzuladenden Zeugen aufzufordern 
hat, der Ladung bei Vermeidung der dort angedroheten Strafe 
zu genuͤgen und im Fall der Weigerung dieſe Strafe audi in den 
bort bezeichneten Formen zu verhängen. 


Es wird hierbei uͤberhaupt vorausgeſetzt und ausdruͤcklich dar⸗ 
auf aufmerkſam gemacht, daß dergleichen Vorladungen außerhalb 
der Rheinprovinzen wohnender Perſonen vor die —— Ge⸗ 
richte außer dem Fall einer dringenden Nothwendigkeit nicht Statt 
finden. In Anſehung der Zeugen⸗Entſchaͤdigung find die Ge⸗ 
richtshoͤfe in Gemaͤßheit des Decrets vom 18. Juni 1811. Art. 96. 
No. 2. 97 und 135., fo wie bed — vom 7. April 1813. 
Art. 2. angewieſen worden. 


Ew. Hochwohlgeboren haben dieſe Beſtimmungen zur Kennt⸗ 
niß und Nachachtung der Rheiniſchen Gerichtsbehoͤrden, — 
Procuratoren und Procuratoren zu bringen, und auf deren Beob⸗ 
achtung zu halten. — 

Berlin, den 15. Auguſt 1832. 
Der Juſtizminiſter 
An v. Rampe. 
den Königl. erften Präfidenten des Appel: 
fationshofes Herrn Schwarz, und den 
Königl. General» Procurator Herrn Kup: 
penthal zu Coͤln. 


C. 

Abſchrift des vorſtehenden Reſcripts an den Koͤnigl. Juſtiz⸗ 
Senat zur Nachricht und Nachachtung, ſo weit es auf deſſen 4 
ſort anwendbar. 

Berlin, den 15. Auguſt 1832, 


29 # 
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Abſchrift des vorftehenden Neferipts an den Koͤnigl. Rheinis 
ſchen Eaffationss und Neviflonshof auf den Bericht vom 26. Mai 


d. J. 
Berlin, den 15. Auguſt 1832. 

R. | 
Aus Veranlaffung einer weitern Discuſſion über die Geſtel⸗ 
lung der Zeugen aus den Provinzen, in weichen die Rheiniſche 
Gerichtsverfaffung nicht gilt, vor den Aheinifchen Gerichten, ha; 
ben fih Gründe zur nähern Beftimmung einzelner Vorſchriften 
des darüber unterm 15. 9. M. an Ew. Hochwohlgeboren ergange 
nen General»Referipts ergeben. Es ift dabei zur Wermeidung 
doppelter Verfügungen und, da die eben gedachte bereits angegan; 
gen war, angemefien befunden, über diefen Gegenftand mit Ber 
feitigung des Generals Referipts vom 15... M, nachftehende 
Vorſchrift zu erlaffen. Durch eine beim Königl. Caffationshofe 
hieſelbſt geſchwebte Unterfuchung bin-ich nämlich veranlagt worden, 
mit des Herrn Staats» und Juſtizminiſters Mühler Excellenz 
über die Vorladung der in den Königl. alten Provinzen wohnen: 
den Zeugen durch die Rheiniſchen Gerichtshöfe, in Beziehung auf 
das im Sand’fchen Arhiv Bd. V. Abth. IL. S. 23. abgedrudte 
Minifteriat» Refeript vom 2. Mai 1823, in nähere Communica: 
tion zu treten. In Folge derſelben und in Erwägung der- allge 
meinen Vorfchriften In den $$. 311. 312, 352 und 345 — 347, 
der diesfeitigen, fo wie des Art. 80. der Nheinifchen Crim. Ordn,, 
und daß die Verfchiedenheit des Gerichtsftandes und der Geſetz⸗ 
gebung nur auf die Strafen der Verweigerung des Zeugniffes und 
der Entfchädigung der Zeugen Einfluß haben fann, find die dies: 
ſeitigen Gerichtshöfe von des Herrn Zuftizminifters Meühler Er 
cellenz angewiefen, den auf Sijtirung ihrer Gerichtseingefeffenen 
vor Rheinische Juſtizbehoͤrden gerichteten Nequifitionen der dorti; 
gen Ober» Procuratoren Genüge zu leiften, die Zeugen hiernach 
zu ihrer Geftellung anzumeifen, und im Weigerungsfalle nad) 
$. 312, der diegfeitigen Crim. Ordn. wider fie zu verfahren, wie 
fie für den umgefehrten Fall der an die Ober - Procuratoren zu 
richtenden Nequifitionen ein gleiches Verfahren nad) dem Art. 80. 
der Rheiniſchen Crim. Ordn. zu gemärtigen haben. . 
Hiernach haben nun in vorfommenden Fällen die Ober : Pros 
euratoren ihre Nequifitionen wegen Vorladung diesfeitiger Zeugen 
an die betreffenden diesfeitigen Gerichtsbehörden zu richten, wel: 
he ihren Gerichtseingefeffenen anbefehlen, in dem anberaumten 
Termine bei dem Nheinifchen Gerichte zu erfcheinen, und auf bie 
Anzeige der Ober» Procuratoren, daß die Zeugen ausgeblieben, 
gegen die Widerfpenftigen nach $. 312, der Erim. Drdn. zu vers 
fahren. Desgleichen haben die. Ober» Procurgtoren den Requis 
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fitionen diesfeitiger Gerichte wegen Vorladung jenfeitiger Unter: 
thanen vor diefelben zu genügen, und gegen die Renitenten die im 
Art. 80. der Rheinifhen rim. Ordn. angeordneten Zwangsmittel 
zu requiriren. 0% ba a Ahr 

Die beiderfeitigen Zeugen haben die Wahl, ob fie nach der 
an ihrem Wohnorte oder nach der an dem Orte, wo fie erfcheinen 
muͤſſen, geltenden Zeugentare entfchädigt werden wollen. 

Es wird hierbei vorausgefegt, und den Nheinifchen Behör; 
den zur befondern Pflicht gemacht, daß. dergleichen Worladungen 
diesfeitiger Zeugen vor die dortigen Gerichte möglichft zu vermei⸗ 
den und nur im Falle dringender Nothwendigkeit zu requiriren. 

Ew. Hochwohlgeboren werden beauftragt, diefe Verfügung 
zur Kenntniß der Rheinifchen Gerichte zu bringen. 

. Berlin, den 21. Septbr. 1832, (v. K. J. Bd. 40. S. 294.) 
Der Juſtizminiſter 
v. Kampe. 


Executoriſche Beſchlagnahme der Wittwenpenfionen. 

Aus dem in Abſchrift beiliegenden Schreiben des Koͤnigl. Fi: 
nanz: Minifterii vom 29. December v. 3. werden Ew. Hochwohl⸗ 
geboren erfehen, was daffelbe in Anfehung eines Arrefts, der von 
dem Baumeifter A. A. gegen die Wittwe des Ober ; Steuercontrol; 
leurs B. B. zu Sülih auf die ihr angewiefenen Unterſtuͤtzungs— 
gelder angelegt worden, angezeigt hat. Da diefe von dem ꝛ⁊c. A. A. 
mit Arreſt belegte Unterſtuͤtzung der Wittwe eines Beamten, wel: 
che von dem Königl. Finanz Minifterio ald Surrogat der noch 
nicht zahlbaren und dem Arreft nicht unterworfenen Penſion aus 
der Allg. Wittwwen : Berpflegungsanftalt bewilligt wird, nur zur 
Erhaltung der Wittwe gewährt wurde, und nicht den Zweck hat, 
den Gläubigern derfelben Mittel zur Befriedigung zu gewähren ; 
fo haben Sie zu veranlaffen, daß in dem Nechtsverfahren wegen 
folcher Arrefte die Könige. Procuratoren bei ihren Vorträgen aus 
diefer Natur der Sache. ausführen, daß diefe Gelder fein Object 
der Arreftlegung fein Finnen, wobei Sie fih auf analogifche An: 
wendung der Allerhöchften Kabinets-Drdre vom 23, Mai 1826 
Geſetzſamml. de 1826. ©. 54.) beziehen koͤnnen. 

Berlin, den 9, Sjanuar 1832, (v. K. J. Bd. 39. ©.235.) 


Anweifung in Bezug: auf die Allerhöchfte Cabinets » Drore vom 
24. Septbr. 1832, wegen der. Arreftanlage auf den abzugsfähigen 
Gehaltstheil dev Militärperfonen. 

Se. Majeftät der König Haben Allerhoͤchſt geruhet, durch die, 
durch die Geſetzſammlung befannt gemachte Allerhöchfte Cabinets > 
Drdre vom 24. Sepebr. d. J. zu beflimmen: - 

daß von jegt an die Arreftanlagen auf den abzugsfähigen Ger 

haltstheil der in der Rheinprovinz befindlichen Militaͤrperſo⸗ 
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nen, ſofern fle nicht im Wege der gerichtlichen Execution ers‘ 


folgen, auch wenn der Arreſtleger mit dem im Art. 2. des 
Derrets vom 18. Auguft 1807 erwähnten Schuldtitel ver, 


fehen iſt, nur in Folge der, Art. 558. der Rheinifchen Ci⸗ 
vils Procegordnung näher bezeichneten. auf vorgängige Pruͤ⸗ 


fung des Anfpruchs felbft und der Gründe des Arreftfchlages 

zu ertheilenden und der Befchlagnahme - Acte beizufügenden 

richterlichen Ermächtigung erfolgen und Statt finden follen. 
Um dem letzten Theile diefes Allerhöchften Befehl zu genügen, 
fieht fich der Yuftizminifter, nach vorgängiger Communication 
mit des Herrn Kriegsminifters Excellenz, veranlaßt, die Rheini— 
ſchen Zuftizbehörden mit nachftehender Anweifung zu verfehen. 
Die Behörden, bei. welchen die Ermächtigung zur Anlegung eines 
Arreftes auf den abzugsfähigen Theil des Gehaltes einer Militärs 
perfon in der Rheinprovinz nachzufuchen ift, find nach Art. 558. 
der Rheinifchen Eivil»Procegordnung die Präfidenten der Land 
gerichte, im deren Gerichtsbezirke entweder die Schuldner ihren 
MWohnfis haben, oder die Kaffe befindfich iſt, bei welcher der Bes 
fchlag angelegt werden foll. 


Die Eriftenz eines die Forderung felbft begrändenden Schuld» 
dosuments iſt fchon nad) Art. 2. des Decrets vom 18. Aug. 1807 
eine nothivendige Bedingung zur Begründung bes bei der Caſſe 
auszubringenden Arreftfchlages; ohne ein folhes Document ift das 
ber ein hierauf gerichtete Geſuch durchaus unzuläffig. Wird 
eine ſolche Urkunde dem Geſuche beigefügt, fo haben die Proͤ— 
ſidenten diefelbe ſowohl in Hinſicht ihrer formellen Gültigkeit, ald 
in Hinſicht ihres Inhaltes und der darin enthaltenen Begründung 
des Anſpruchs ſelbſt, der forgfältigften Prüfung zu unterwerfen. 


Iſt in diefer Hinficht nichts zu erinnern, fo muß, wie diefed 
Aberhaupt bei allen Arrefibewilligungen der Fall ift, ferner ge 
praoͤft werden, ob Gründe zum Arreftfchlage vorhanden find? Da 
die Mheinifche Gefeggebung hierüber nichts Näheres anordnet, 
und die Beurtheilung alfo dem Ermeffen der Präfidenten anheim 


gegeben iſt, fo verfteht es ſich, daß fich dieſelben hierbei von chen 


den Grundfäßen leiten laſſen muͤſſen, welche das Gemeine Recht 
und die damit übereinflimmende Allg. Proceß ; Ordnung Tit. 29., 
namentlich in den $$. 1. 28. 29, aufftellt, wonach der Arreft: 
ſchlag eine außerordentlihe Maaßregel ift, um eine Forderung 
fhon vorläufig ficher zu ftellen, welche der Gläubiger zu verlieren 
fürchtet, wenn dem Schuldner die freie Dispofition über das Ob 
jeet des Arreftes verbleisen fol. Diefe Gefahr des Verluſtes ift 
alfo eine wefentliche Bedingung des Arreftfchlages; der Richter 
muß, wie $.29. gefagt ift, mit genauer Ueberlegung und Bedadt; 
ſamkeit zu Werke zu gehen, da die Unterthanen und diejenigen, 
welche fih dem Schuße der Geſetze anvertraut haben, ohne wirt: 


\ 
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liche und dringende Nothwendigkeit in des Dispofition uͤber ihr 
Vermoͤgen nicht gefränkt werden dürfen. | , 

Iſt hiernach die genaue Uebergabe und Befcheinigung der 
Umftände, welche die Gefahr im Verzuge motiviren follen, ſchon 
im Allgemeinen eine wefentlihe Bedingung und Zuläffigkeit des 
Arreftes, fo muß die Prüfung über deren Exiſtenz um fo firenger 
Statt finden, wenn es fich von der Befchlagnahme von Gehaͤl⸗ 
tern, zumal der Militärperfonen, handelt; und da bei der proms 
pten Szuftizpflege, welche die Mheinifchen Gerichtshöfe gewähren, . 
der Gläubiger in der Regel auch im ordentlichen Nechtswege fehr 
bald zu einem Judicat gelangen kann, auf deſſen Grund ihm 
dann im Wege der Erecution die Befchlagnahme des Gehalte: 
freifteht, fo wird es ganz befonders zu motiviren fein, weshalb 
ihm die Einfchlagung diefes Weges befondere Gefahr bringe, und 
daher die Befchlagnahme zu anticipiren fei. 

Finden die Herren Landgerichts s Präfidenten nach vorftehens 
den Grundfägen das Arrefigefuch für Begründer, fo ertheilen fie 
bein Arreftfucher. die darüber fprechende fchriftlihe (auf einem 
15 Sgr. Stempelbogen bei Objectemvon 50 Rthlr. und mehr aus: 
zufertigende) Ermächtigung in der üblichen Form. 
Mas das weitere Verfahren anlangt, fo ift daffelbe in der 
Eivils Procefordnung und in dem Dettete vom 18. Auguft 1807, 
und in dem mit der Allerhöchften CabinetsOrdre vom 8. Septbr.. 
1822 publicirten $. 165 — 170, des Anhangs zur Allg. Gerichts 
ordnung geregelt. 

Die Juſtizbehoͤrden werden daher auf deren fernere Anwen; 
dung verwiefen. Daß bei der Anlage des Arreftes außer dem 
Schuldtitel noch die eben gedachte Präfidial» Ermächtigung Pros 
ducirt werden muß, ift bereits in der Allerhächften Cabinets/Ordre 
vom 24. Septbr. c. felbft angeordnet. 

Durch die Reſcripte des Juſtiz-Miniſterii vom 24. Februar 
und 4. Mai 1829 find ferner die Behörden bezeichnet, welche 
nad) Verfehiedenheit der Klaffen der Militärperfonen bei der Ge: 
haltsbefhlagnahme conenrriren, und es wird Sache des Arreft: 
anlegers fein, die Erhebungsftelle des in Befchlag zu nehmenden 
Gehaltes für jeden einzelnen Fall hiernach zu ermitteln; indem die 
dort gedachten Vorfchriften, obwohl zunächft für den Fall der Ges 
haftsbefchlagnahme im Wege der Erecution gegeben, eben fo für 
den vorliegenden Fall angewendet werden muͤſſen. | 

Da übrigens die Schlußbeftimmung der Verfügung vom 
24. Febr. 1829, weiche wegen Mitwirkung der Ober ; Procuras 
toren bei der Defchlagnahme auf die Verfügung vom 25. Januar 
1822 verweifet, zu Zweifeln und Irrungen Veranlaffung gege: 
ben hat, fo fieht fih der Juſtizminiſter hierbei zu den folgenden 
berichtigenden Bemerkungen veranlaßt. | 


r 
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Diie geſetzlichen Formen des Arreſtes grlitten in Bezug auf 
Gehaltsbeſchlagnahme gegen Militärperfoneh im Anfang des Jah—⸗ 
res 1322 eine Abänderung, nämlich zu einer Zeit, wo noch der 
$. 149. des Anhanges zur Gerichtsordnung in den alten Provin⸗ 
zen galt, Eraft welches alle Erecutionen gegen diefe Perfonen mit 
Ausnahme von Grundſtuͤcken und Activa nur durch Neguifition 
des Militärgerichts und resp. des General Auditoriats vollftredt 
werden follten. Um die Verhältniffe der Meilitärperfonen in der 
Rheinprovinz denen der Ältern Landestheile möglichft gleich zu ftels 
len, beftimmte naͤmlich des Juſtizminiſters von Kircheifen Excel— 
len; auf den Antrag des Könizt. General: Commando’ des Item 
Armeerorps durch Verfügung vom 25, Janunr 1822, daf nicht 
nur mit obigen Ausnahmen die Erecutionen gegen Militärperjor 
nen nicht durch die Gerichtsvollzieher vollftrecft werden, fondern 
daß biefe eine diesfällige Nequifition von Seiten des Ober: Pro 


curators erwirken follten, daß auch fpeciell bei Gehaltsbeſchlag— 


nahme diefer legte Weg eingefchlagen werden folle, gleichwie in 
den alten Provinzen die Civilgerichte feine unmittelbare Requis 
fition an die Zahlungsbehoͤrde erliegen. Der Zuftand der altprew 
Bifhen Gefeßgebung, worauf diefe Anordnung berechnet war, 
dauerte jedoch nicht lange, indem durch die Allerhöchften Cabinet 


Ordres vom 4. Juni und 8. Septbr. 1822 (Geſetzſamml. ©. 209.) 


und 9, Januar 1823 (Geſetzſamml. S. 18.) die Vollſtreckung der 
Civil » Ereeutionen gegen Meilitärperfonen, foweit fie nicht Ge 
haltsabzüge betreffen, den Civil⸗Juſtizbehoͤrden übertragen wurde. 
Es wurde deshalb, mit Beiftimmung Eines Königl. Kriegs 


Miniſterii, durch die Verfügung vom 24. Januar 1823 die 


Anordnung getroffen, daß diefe Ererutionen nach Vorſchrift der 
am Rhein beftchenden Ghefege durch die Gerichtsvollzieher, jedoch 
mit den allgemein angeordneten Modalitäten, volljtrecft werden 
ſollten; in Folge defien der Erfte General: Advocat Bölling das 
Rundſchreihen vom 19. März 1823 erließ. Wegen des Berfah: 
tens bei Gehaltsabzuͤgen war hierbei in der oben erwähnten Vet; 
fägung vom 24. Januar nichts geändert worden; es hätte alſo 
bei folher Befchlagnahme, jedoch nur faweit folche im Wege der 


Execution vorgekommen wären, der’ Vermittelung des Ober Pror 


eurators auch noch ferner bedurft. Aber auch der in der Aller 
höchften Cabinets⸗Ordre vom 4. Juni 1822 enthaltene Vorbehalt 
der fortdauernden Nequifition der Meititärbehörde bei Gehalts 
abzügen ift feitdem durch die Allerhächfte Cabinets/-Ordre vom 
29. Januar 1829 erfediget, indem jegt der Antrag auf Gehalt 


abzuͤge ohne Vermittlung des Militärgerichtd unmittelbar an die 
betreffende Verwaltungsbehörde erfolgen fol, 


Wenn diefe Allerhächfte Cabinets /Ordre der Requiſition von 
Seiten der Eivilgerichte erwähnt, fo hat fie. hierbei nur die alt 
preußifche Gefeßgebung im Auge gehabt, welche in allen Fällen 
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die Mitwirkung des Gerichts vorſchreibt, ohne jedoch etwas in 
den abweichenden Formen der Rheiniſchen Proceß⸗Ordnung aͤn— 
dern zu wollen; und fo wie die Cabinets:Drdre vom 4. Juni und 
8. Septbr. 1822 das Ausfcheiden der, Ober » Procuratoren von 
ihrer bisherigen Mitwirkung bei den Erecutionen gegen Militärs 
perfonen bis auf jenen-Vorbehalt bei Befchlagnahmen zur Folge 
hatte, fo muß diefe nunmehr in Folge der Allerhöchften Cabinets ; 
Drdre vom 29, Sjanuar 1829 ganz ceffiren, indem eine folche 
Beſchlagnahme, felbft wenn fie im Wege der Erecution erfolgt, 
nie ohne neues rechtliches Gehör des Schuldners Statt findet, 
mithin der Fall eines unbedingten Zahlungsbefehls bei der Arrefts 
anlage, welche die Mitwirkung des Meilitärgerichts nach der Ca: 
binets»Ordre vom 4. juni 1822 erfordert, hierbei niemals eins 
tritt, | | 

. Nach vorftehender Anmweifung haben ſich ſaͤmmtliche Juftiz 
behoͤrden und Juſtizbeamten der Aheinprovinz zu achten. 

. Berlin, den 11. Octbr. 1832. (v.8. J. Bd. 40. ©. 561.) 


Generalfragen an die Zeugen und Abnahme der Zeugeneide in der 
Rheinprovinz. 

Ew. Hochwohlgeboren werden auf den Bericht vom 5. d. M. 
hierdurch autoriſirt, die Gerichte in der Rheinprovinz anzuweiſen, 
bei Requiſitionen der Gerichtshoͤfe in den Provinzen des Allgemeis 
nen Landrechts, fo wie in dem ‘Departement des Königl. Suftizs 
Senats zu Coblenz, befonders in Criminal: Unterfuchungen, die 
abzuhörenden Zeugen nach den Vorfchriften und in der Form der 
Allg. Crim. Ordn. zu verpflichten. Bei den Zeugenverhören in. der 
Nheinprovinz wird, wie ich hierbei nicht unbemerkt laffen kann, 
dem Buchftaben des Gefekes fo genau nachgegangen, daß dem 
Zeugen die Frage: ob er im Dienfte des Angefchuldigten oder einer 
der Parteien ftehe? auch dann geftellt wird, wenn die Unmöglich 
feit eines ſolchen Verhältniffes offenbar vorliegt. Ich felbft habe 
während meines Aufenthalts in diefer Provinz” Gerichtefigungen 
beigewohnt, in welchen Prediger, Königl. Beamte, und infonders 
heit Polizeibeamte und obrigfeitliche oder andere angefehene Pers 
fonen befragt worden, ob fie im Dienfte der angeflagten Dienfts 
boten, Vagabunden, Diebe oder Knaben fliehen? Der für die 
Würde und den Ernſt gerichtliher Verhandlungen hieraus ent, 
ftehende nachtheilige Eindruck liegt eben fehr von felbft vor, als 
daß es nicht die Abficht des Geſetzgebers fei, diefe Frage in einer, 
auch Fälle der Unmöglichkeit ihrer Anwendbarkeit umfaffenden 
Allgemeinheit. vorzufchreiben, und dadurch den Ernſt und die 
Hürde der sffentlichen gerichtlichen Verhandlung wenigftens für 
einen Augenblick zu unterbrechen. Em. Hochwohlgeboren verans 
laſſe ich daher, die Niheinifchen Gerichte anzuweiſen, diefe Frage 
in allen denjenigen Fällen zu übergehen, in welchen ſchon aus den 
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perfönlichen und Übrigen Verhaͤltniſſen des Angeklagten oder der 
— ſich von ſelbſt die Unmoͤglichkeit ergiebt, daß der Zeuge in 
ihrem Dienſte ſtehe. 

Der von des Königs Majeſtaͤt wiederholt angeordnete Ernſt 
und Wuͤrde bei gerichtlichen Eidesabnahmen wird nicht allenthal⸗ 
ben beobachtet, beſonders wird hin und wieder in Friedensgerichten 
die Verwarnung aus religioͤſem Standpunkt ganz unterlaſſen und 
die ganze Handlung als eine bloße gerichtliche Form behandelt. 
Ew. Hochwohlgeboren veranlaſſe ich daher, auch in dieſer Be⸗ 
ziehung eine Aufforderung an die Gerichte der Proving ergehen 
zu laſſen. 

Aachen, den 26, Suli 1833. (v. 8%. 85.42, ©. 205.) 


Die Schlußformel bei Eiden der Katholiken. 


Dem Königl. Juſtiz ⸗ Senat wird auf die Anfrage in dem 
Berichte vom Zten vorigen Monats, 

betreffend die, im $. 334. der Allgemeinen Eriminal;: Pro; 

ceß Ordnung am Schluffe des Zeugeneides für die Katholi 

fen vorgeſchriebene, beſondere Vefröftigungsformel, 
anliegend eine Abfchrift der von des Herrn Zuftizminifters Mühs 
ler Excellenz an das Ober s Landesgericht zu Hamm, über den hier 
in Rede ftehenden Gegenftand, unter dem 29. Dctbr. vorigen 
Sahres erlaffenen Verfügung (A.) mitgetheilt, um darnad) aud) 
feiner. Seits zu verfahren. 

Berlin, ben 27. Septbr. 1833, 
An 
den Königl. Suftiz» Senat 
zu Koblenz. 


A, 


Es ift ſchon früher dem Juſtiz⸗Miniſterio bekannt geworden, 
daß mehrere katholiſche Glaubensgenoſſen Bedenken tragen, die 
Eide bei den Gerichten mit der in der Criminal» Ordnung $. 334. 
vorgefehriebenen Schlußformel: 

fo wahr mir Gott, die Jungfrau und Mutter Gottes Mu 

ria, fommt allen lieben Heiligen, helfe, 
abzuleiften. 

Es ift deswegen durch eine an das Königl. Ober » Landesge⸗ 
richt zu Muͤnſter am 11. Januar 1817 und an das Koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgericht zu Paderborn am 25. Januar 1817 (Jahrb. Bd. 
39. ©. 211.) erlaffene Verfügung genehmigt, daß dieſe Schlußs 
formel der Eide fortbleibe, und ſtatt derſelben die Worte: 

ſo wahr mir Gott helfe und ſein heiliges Evangelium, 
gebraucht wuͤrden. 

Beim dritten Landtage ber Provinz Weftphalen iſt von ben 
Ständen eine Petition gegen den Gebrauch der in der Criminal; 


’ 
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Ordnung vorgefchriebenen Schlußformel der, Eide eingereicht. 
Des Königs Majeftät haben hierauf im Landtags: Abfchiedervom 
22. Zuli d. J. in Beruͤckſichtigung der gedachten Petition, bie 
früher erlaffenen Verfügungen des Juſtiz-Miniſterii genehmigt 
und Allerhöchft befohlen, daß eine gleiche Verfügung an die uͤbri⸗ 
gen Landes s Suftizcollegien erlaffen werde, 

. Das Königl. Ober Landesgericht wird von diefer Allerhoͤch⸗ 
ften Beftimmung in Kenntniß gefegt, und erhält den Befehl, die 
Untergerichte feines Bezirks hiervon in Kenntniß zu fegen. 

Berlin, den 29, Octbr. 1832, (v. 8.9. Bd.42, S. 204.) 


Unterdrüdung der Winkel: Confulenten bei den Friedensgerichten. 


Bei meiner Anmwefenheit in der Nheinprovinz habe ich auf 
ber einen Seite allenthalben Klagen über die nachtheiligen Einwirs 
tungen der fogenannten Winkel⸗Conſulenten anf die friedensrichters 
liche Rechtspflege und befonders die gütliche Beilegung der Rechtes 
freitigfeiten, auf der andern Seite aber nicht felten die Behaup⸗ 
tung eines auf das Konfuliren und Vertreten vor den Friedendges 
richten zuftehenden Rechts vernommen. Diefe legte Behauptung 
ift von jedem gefeglichen Grunde entbläßt. Die Gefege geftatten 
allerdings den Parteien vor den Friedensgerichten entweder in Pers 
fon oder durch Bevollmächtigte zu erfcheinen , allein fie machen nir⸗ 
gend diefe Stellvertretung zu einem Ermerbmittel und zu einem 
Gewerbe. Die Freilaffung, durch Bevollmächtigte zu erfcheinen, 
bezweckt lediglich die Erleichterung der Parteien, keineswegs aber 
den Vortheil des Bevollmächtigten, und für diefe ein Gewerbes 
und Ermwerbmittel zu begründen, wie fehon daraus hervorgeht, 
daß der Auftrag, der gefeßlichen Negel nach, ein unentgeldliches 
Geſchaͤft if. Da aber jede Partei in der Führung ihrer Proceffe 
den Gefegen und der gerichtlichen Ordnung unterworfen ift, fo ift 
fie denfelben auch ſowohl bei jener Bevollmächtigung überhaupt, 
als bei der Map ihres Bevollmächtigten untergeordnet, und darf 
in feiner diefer Beziehungen die Lage der. Gegenpartei erfchweren, 
Sie darf daher weder, wenn ihr perfönliches Erſcheinen ans 
geordnet ift, durch einen Mandatar ‘erfcheinen, noch, mo 
dies letztere zuläffig ift, Bevollmächtigte wählen, die entweder die 
zu der gerichtlichen Verhandlung erforderlichen Eigenfchaften und 
Fähigkeiten nicht befigen, oder bemüht find, aus Gemwinnfucht Vers 
gleihe zu hindern, die Wahrheit zurüczuhalten, den Proceß zu 
verzögern und die Koften zu vermehren und überhaupt, anftatt, 
wie das Gefeß vorausfeßt, Vertrauensmänner der Partei zu fein, 
fih ihr aus Eigennuß aufdringen und die Stellvertretung gewinn⸗ 
füchtig als Ermwerbzweig und Gewerbe übernehmen und betreiben. 
Hierdurch wird der Zweck der Nechtspflege und der mit ihr vers 
bundenen Vergleichsftiftung verhindert, die Lage der Gegenpartei 
verfchiimmert, den Friedensrichtern ihr Amt erſchwert und deren, 
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den Gerichtseingefefienen näßliche Beftimmung und Wirkſamkeit 
befchräntt. Es liegt daher eben fo fehr in den Pflichten, als in 
den Befugniffen der Friedensrichter, Individuen, welche in die 
eine oder in die andere diefer Beziehungen gehören, als zu der 
Vertretung einer Partei nicht geeignete Bevollmächtigte eben fo 
zurüczumeifen, wie in allen andern Verhältniffen ungeeignete 
Subſtituten nicht zugelaffen werden. Da diefe Vertretung der 
Marteien fein Erwerbzweig und fein Gewerbe, fondern lediglich 
eine der Partei felbft beigelegte Befugniß ift, der Bevollmächtigte ' 
mithin kein felbftftändiges Recht vor Gericht aufzutreten hat; fo 
wird durch die Nichtzulaffung deffelben nicht fowohl fein Hecht, 
als vielmehr das des Gewaltgebers verlegt, und kann daher 
daruͤber eine Conteftation zwifchen dem Friedensrichter und dem 
Bevollmächtigten überall nicht, fondern wenn fie überall zuläffig, 
allenfalls nur zwifchen dem erftern und dem Gewaltgeber Statt 
finden. Der Geſichtspunkt, daß die Wahrnehmung der Rechte 
ber Partei durch einen Bevollmächtigten für legtern ein Erwerb: 
weig und ein Gewerbe fei, und daß irgend Jemand auf diefes 

efhäft einen wohlbegründeten Anſpruch habe, ift daher durchaus 
gefegwidrig und kann mithin nicht geftattet werden. Bei den forts 
dauernden Klagen über die zunehmende Anzahl und Anmaßlichkeit 
der für Andere gewerbsmäßig auftretenden und ſich aufdringenden 
Bevollmächtigten und fogenannten Winkel» Confulenten, fordere ih 
Ew. Hochwohlgeboren auf, diefen Erlaß bekannt zu machen, das 
mit diejenigen, die ed angeht, und infonderheit die Friedensrichter 
Ihres Bezirks fh darnach achten, fo wie Sie denfelben, wenn 
Sie. hiernach mit gewiſſenhafter Umſicht verfahren, die erforder: 
liche Unterftüßung eben fo fehr gewähren, “als entgegengefegten 
Falles das Recht der Unterthanen, innerhalb der gefeglichen 
Schranken duch Bevollmächtigte zu erfcheinen, ſchuͤtzen wers 


dm. | 
Aachen, den 7. Auguft 1833. (0.8.9. Bd. 42. S. 201.) 


BVBorfchiefung und Zragung der, einer Armen s Partet zur Laft fallens 
‘ ben baaren Auslagen. 

Mährend meiner Anwefenheit in den Rheinprovinzen find 
mir mehrmals Fälle bekannt geworden, in welchen Proceffe und 
andere Nechtdangelegenheiten der zum Armenrecht zugelaffenen 
Darteien einen Fortgang nicht haben erhalten können, fondern be: 
ruhen geblieben find, weil die arme Partei unvermögend war, die 
zum Fortgang der Sache erforderlichen baaren Koften aufzubrin: 
gen, die franzöfifche Geſetzgebung aber über die anderweitige Auf: 
bringung diefer Koften Feine genägende Fürforge, wie fie in der 
Preußiſchen Allgemeinen Gerichts: Ordnung Ih. 1. Tit. 23. $. 36. 
fich befindet, enthält. Es ift durchaus unverantwortlich, die Ju: 
fitz ‚einer Partei deshalb zu verfchliegen, weil fie unvermögend if, 
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die zu deren Verwaltung erforderlichen Koften aufzubringen, und 
wird daher wegen Adftellung diefes Mißftandes das Weitere vors 
behalten. Allein diefe recht eigentliche und drückende Ungleichheit 
vor dem Geſetz kann auch nicht bis zu diefer definitiven Abhülfe 
weiter geduldet werden, und wird daher hierdurch bis auf Weites 
res beftimmt, daß, wenn in einem Civil» Proceß oder in einer ans 
bern gerichtlichen Angelegenheit die zu deren Fortgang erforder, 
lichen Koften und infonderheit die Neifes und andern Koſten der 
Vernehmung der am perfönlichen Exrfcheinen im Gerichtslofal bes 
hinderten Zeugen oder der, Lofalbefichtigungen von der Armenz 
Martei, wenn fie zum Armenrecht nicht zugelaffen wäre, aufzus 
bringen, oder mindeſtens vorzufchießen fein würden, von jeßt an 
unter Berücfichtigung des Decrets vom 18. Suni 1811. Art. 2. 
No. 44. und Art. 88., mit Vorbehalt etwaniger Wiedererftattung 
von Seiten des unterliegenden Theil, auf den Criminal: Sjuftize 
fonds des betreffenden Gerichts Liquidirt und von demfelben getras 
gen werden follen. Die Gerichtshöfe Haben jedoch hierbei möglichft 
darauf Bedacht zu nehmen, daß folhe gerichtliche Verhandlungen 
benachbarten Friedensrichtern übertragen werden. 


Em. Hochwohlgeboren beauftrage ich hiernach, das Weitere 
zu veranlaffen und darauf zu halten, daß wegen Mangel an 
Fonds zur Beftreitung der Koften armen Parteien die Nachts: 
pflege nicht verſchraͤnkt werde. ir 


Aachen, den 30. Auguft 1833. (0.8.9. Bd. 42. ©. 207.) 


Vollſtreckung der Ereeutionen gegen Militärperfonen, welche in 
Kafernen und Dienfigebäuden wohnen. a 


Um: allen Irrungen und Weiterungen bei Ausführung der 
Allerhoͤchſten Cabinets⸗ Ordre vom 4. Januar diefes Jahres vorzus 
beugen, nach welcher erecutivifche Maaßreyeln gegen die in Kafer; 
nen und ähnlichen Dienftgebäuden wohnenden Meilitärperfonen, 
wenn fie in diefen Gedäuden zur Ausführung kommen müffen, 
nicht durch die Civilgerichte, fondern nur durch Nequifition der Mir 
fitärgerichte, vollftreckt werden follen, beftimmt der Juſtizminiſter, 
nad) vorgängiger Einigung mit dem Königl. Kriegs +» Meinifterium, 
auf Em. Hohmwohlgeboren Bericht vom 9. v. M., daß in allen 
den Fällen, in welchen eine Erecution in einem militärifchen Ges 
bäude zur Vollſtreckung zu Bringen ift, der Gläubiger fich mit feir 
nem Executions⸗Antrage an das öffentlihe Minifterium des be; 
treffenden Landgerichts zu wenden und diefes das Vorhandenfein 
eines gültigen Ererutionstiteld nach der dortigen Gefeßgebung, 
fo wie überhaupt nach den dafür vorhandenen Beftimmungen die 
Zuläffigkeit des Erecutions » Antrags zu prüfen, demnächft aber, 
wenn es folchen zuläffig findet, die nöthige Requifition wegen defs 
fen Erledigung an das betreffende Militärgericht. zu erlaſſen habe, 
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welches bann der Requiſition nachzukommen nicht unterlaffen 
wird. . | 
Sin legterer Hinſicht wird Ihnen zugleich eröffnet, daß die 
Militärgerichte zur Ausführung der Ererution felbft nicht nöthig 
haben, fich der Gerichtsvollzieher zu bedienen, und day dies nad 
der Alferhöchften Cabinets:Drdre vom 4. Januar d. J. nicht eins 
mal zulaͤſſig ift. x - | 
Es wird Ihnen ferner eröffnet, dag nach dem $. 155. des 
Anhanges zur Allg. Ger. Ordn. und der Allerhöchften Cabiners s 
Drdre vom 8, Novbr. 1831 (Geſetzſammlung S. 250.) die Eres 
cution in das Mobiliare dienſtthuender Officiere, Unterofficiere 
und gemeinen Soldaten nicht Statt findet, fondern nur ausftehende 
Forderungen, Öffentlihe Papiere, ingleihen baares Geld, gel: 
ene, filderne und andere Medaillen, Juwelen und Kleinodien, 
elche ein Officier, Unterofficier und gemeiner Soldat befigt, der 
Erecution unterworfen find. Auch geftattet das Geſetz nicht, die 
Mititärperfon durch den Executor anzuhalten, ihre Behaͤltniſſe 
aufzuſchließen, damit diefer fich überzeugen könne, ob der Schuld: 
ner Gegenftände, welche der Execution unterworfen find, befike, 
fondern der $. 155. a. a. D. beſtimmt nur, daß der Schuldner 
. darüber, ob er dergleichen befige, vorher vernommen und, bei 
vorhandenem Zweifel, zum Manifeſtations⸗-Eide ver: 
fiattet werde. / 

Bon einer Execution gegen Officiere, Unterofficiere und ge 
meine Soldaten in der Kaferne oder in einem ähnlichen Dienfige 
bäude kann daher nur. in dem feltenen Falle die Rede fein, wenn 

. er bei der im $. 155. 1. c. vorgefchriebenen Vernehmung oder dei 
Ableiſtung des Manifeftationg » Eides erklärt, daß er einen der 
Erecution unterworfenen Gegenftand befige, denfelben jedoch nicht 
‚herausgiebt. . 

Für dergleichen ſeltene Fälle kann dem Auditeur die Leitung 
der Ereeution gegen gemeine Soldaten und Üinterofficiere, unter 
Beiordnung eines Feldwebels, und wenn diefelbe gegen einen Of 
ficier gerichtee werden fol, unter Beiordnung eines Dfficierd 
Höhern Ranges, als der Erequendus bekleidet, übertragen 
werden. | —* * 

Die Militaͤrgerichte werden alſo die Executions-Maaßregeln 
ſehr wohl durch ihre eigenen Organe zur Ausfuͤhrung bringen 
koͤnnen. | 

Würden fich aber bei diefen Executions⸗Vollſtreckungen Ein 
fprüche. gegen diefelben erheben, oder fonft Nechtsftreite entftehen, 
über welche gerichtlich zu entfcheiden wäre, fo werden alsdann die 

- Militärgerichte, ald nur requirirte Behörden, die Entfcheidung 

nicht feldft vor fich ziehen, fondern den Parteien überlaffen , ſolche 
bei den competenten Civilgerichten zur Entſcheidung zu bringen. 
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Hiernach find die Milttärhehörden von dem Konigl. Krieges 
Minifterium angemwiefen worden und werden Ew. Hochwohlgebo⸗⸗ 
ren beauftragt, diefe Verfügung durch die Amtsblätter zur Kennt: 
niß des Publicums zu bringen. Ä 

Berlin, den 29. Novbr. 1833. (v. K. J. Bd.42. ©. 471.) 


Errichtung von Fideicommiffen und Majoraten in der Rheinprovinz. 


Schon im Laufe des vorigen Jahres hat der: Graf Ed» 
mund v. Keffelftadt zu Trier Seine Königl. Majeftät um 
bie Erlaubnig gebeten, ein Fideicommiß ftiften zu dürfen, und 
habe ich die von ihm unter Privat » Unterfchrift errichtete Urkunde 
mit der abfchriftlich beifolgenden Verfügung vom 14. Sjuni d. 5. 
dem General » Procurator Ruppenthal zugefertigt. Nach 
deffen Bericht vom 9. d. M. Has derfelbe die Urkunde mit. ihren 
Deilagen und dem Gutachten des Rheiniſchen Appellationsgerichts- 
hofes zu Coͤln am 20. Auguft d. J. der Königl, Regierung zu 
Trier überfandt und ift feitdem darüber an das Juſtiz-Miniſte⸗ 
rium nichts gelangt, i 

Da diefe Angelegenheit aber nicht länger auf fich beruhen 
bleiben kann, fondern vielmehr möglichft befördert werden maß, fo 
erhalten Ew. Hochwohlgeboren hierdurch das dazu erforderliche 
Special» Commifforium, und werden dem gemäß beauftragt, fich 

der Berichtigung der Fideicommiß » Stiftungsurfunde mit Ihrem 
bekannten Dienfteifer anzunehmen und fie möglichft fchnell zu förs 
dern. Em. Hochwohlgeboren ift befannt, daß ed Seiner Majes 
ftät beftimmter Wille ift, daß größere Majorate im NRheinifchen 
Nitterftande möglichft befördert werden follen, und bemerkte ich 
nur noch, daß dabei die im Allgemeinen Landrechte beftimmten Er» 
forderniffe zu Fideicommiß s und Majoratsftiftungen nicht in Bes 
tracht fommen, da diefelben nur die von den Ober s Landesgerichs 
ten ohne Königl. Genehmigung zu beftätigenden Fidelcommiffe und 
Majorate betreffen, mithin nicht auf die von dem Landesherrn 
Allerhoͤchſtſelbſt zu beftätigenden Stiftungen biefer Art anwend⸗ 
bar find, des Königs Moajeftät auch für die Fideicommiß; und 
Majoratsftiftungen in der Rheinprovinz keine allgemeine gefegliche 
Vorſchrift erlaffen, vielmehr zu beftimmen geruht haben, daß bie 
für jede derfelben aufgenommene landesherrlich beftätigte Urkunde 
das die Nechtsverhältniffe diefer Stiftung normirende Geſetz fein 
fol, aus welhem Grunde allein fchon folgt, daß die Beftimmun- 
gen des Allgemeinen Landrechts für die Nheinifchen Fideicommiffe 
nicht maaßgebend find. Schließlich bemerfe ich noch, daß die Ur: 
Funde nicht in Form der gewöhnlichen gerichtlichen Verhandlungen . 
und wohl gar als Abfchrift aus den Urfchriften derfelben, fondern 
als felbftftändige im Namen des Fideicommißftifters und als Dis; 
pofition deffelben abgefaßte Urkunde zu. rebigiren und in Urſchrift 
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hier einzureichen ift, unter welcher Ew. Hochwohlgeboren und der 
Oberſecretair durch Ihre Unterfchrift und unter dem größeren 
Landgerichtöflegel befcheinigen, daß diefe Urkunde vor Ihnen, als 
dazu specialiter beauftragten Präfidenten des Königl. Landge—⸗ 
rihts, und von dem Ober »Gerichtsfchreiber aufgenommen und 
vollzogen fei. 

Berlin, den 20, Decbr.1833. (v. K. J. Bdo. 42. S. 469.) 


II. Straf-Sachen. 


Beſtrafung des Bettelns und Vagabundirens in der Rheinprovinz; und 
Beſtimmung des Correctionshauſes zu Brauweiler. 


gzu aus dem Abſchlede für den 2ten Rheiniſchen Provinzi d.d. 
rn » Berlin, den 15,90 1625, ® —— 


J. Die dem Landtage vorgelegten Propoſitionen betreffend. 


eg. Was die Anträge: wegen des Verfahrens gegen Bettler 

aus Gewohnheit, Arbeitsunfähige und Landftreicher anlangt, fo 
haben Wir darüber, nach dem, was unter Il. 3. bemerkt werden 

wird, vorläufige Beflimmungen getroffen. Die definitive Be; 

ſtimmung wird ebenfalls bei Einführung des Allgemeinen Land: 

rechts erfolgen. 


II. Die. im Berfolg früherer Verhandlungen eingegangenen 
Erfiärungen und die angebrachten Petitionen betreffend. 


3. Wir Haben mit Zufriedenheit erfehen, daß Unfere ge. 
treuen Stände, in Verfolg der bei dem erften Provinzial: Landtag 
über die, dem provinziellen Zwangs⸗, Arbeits: und Correstiond 

Inſtitute zu Brauweiler zu gebende Einrichtung fiattgefundenen 
Verhandlungen, und der darauf im Landtags» Abfchiede vom 13, 
Juli 1827 zu B. pos. 31. erfolgten Beſtimmungen, diefen Ge— 
genftand in meitere und ausführliche Berathung gezogen, und er 
theilen denfelben auf ihre Anträge folgende Refolutionen 

a) Wir genehmigen, daß dieſe Anftalt ausfchlieglich zur Auf 
. nahme und Korrection der muthwilligen, die öffentliche 
Sicherheit bedrohenden, und der arbeitsfcheuen Bettler, ſo 
wie hiernächft zur Unterbringung der von den Gerichten zur 
Einlieferung in das Inſtitut verurtheilten Landftreicher be 
fiimmt, und ber für 600 KHäuslinge vorhandene Kaum 
‚nach den Bevölferungs »Verhältniffen der theilnehmenden Re 
gierungsbezirte Coͤln, Aachen, Coblenz und Düffeldorf ver 
theilt werde, Be. 
b) Nachdem die Minifterien des Innern und der Juſtiz Uns 
das Ergebniß derjenigen Erörterungen angezeigt haben, wel 
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che über die Zweckmaͤßigkeit und geſetzliche Ausfuͤhrbarkeit des 
vom: erſten Provinzial⸗Landtage gegen die ergriffenen Bettler 
‚vorgefchlage er Verfahrens angeftelle worden find; fo haben 
Mir. vorläufig und ‚mit Vorbehalt defien, mas bei Einfühs 

rung ber Preußifchen:Gefeßgebung in den Rheiniſchen Pros 
vinzen im Allgemeinen wird beftimmt werden, mit Beruͤck⸗ 
fihtigung des von den Ständen geäußerten Wunſches, daß 
mit Einfachheit der Formen zugleich eine, gegen etwanigen 
Mißbrauch der. polizeilichen Gewalt ſchuͤtzende Eontrolle ders 
bunden werden möchte, genehmigt: 

aa) daß den Landräthen, und in den größeren. Städten, in wel 

chen die Regierung die Polizeibehörde dazu geeignet findet, 
dieſer die Befugniß ertheilt werde, jeden Bettler 8 Tage 
im Ortsgefoͤngniſſe aufzunehmen, und wenn er von feiner 
Familie oder der Gemeinde, unter dem Verfprechen, ihn 
vom Betteln abzuhalten‘, reclamirt wird, — — 
gen zu laſſen; — 

bb) daß er reclamirte Weiber, Mädchen, Kinder unter 16 

Sjahren, Sechzigjährige, Kranke und Gebrechliche, wenn 
ihnen zuvor zu Protofoll' befannt gemacht worden, daß 
fie die Befugniß haben, auf gerichtliche Unterfuhung an 
zutragen und fie davon feinen Gebrauch gemacht, in das 
Arbeitshaus abzuliefern, und dafeldft auf den Grund des 
die Thatſache des Bettelns befundenden Protofolls aufzu⸗ 
nehmen ſind; 
ce) daß dagegen diejenigen, welche auf Unterſuchung antra⸗ 
gen, ſo wie alle nicht 60 und nicht unter 16 Jahren alte, 
geſunde, nicht reclamirte männliche Bettler ohne Uuters 
fchied den Gerichten zu überweifen ; fo wie endlich 
dd). daß die zu aa. und bb. gedachten Beftimmungen auf vas 
gabondirende und folche Bettler, gegen welche nad) den 
Vorſchriften der Artifel 276 — 280. des peinlichen Gefek- 
buches zu verfahren, nicht Anwendung finden, dergleis 
chen Individuen vielmehr fofort zur Einfeitung der Unter, 
fuhung den Gerichten übermwiefen werden follen. 
Die Minifterien des Innern und der Juſtiz ‚find angewiefen 
worden, die weiteren Verfügungen deshalb zu treffen... -. 

. Wir genehmigen ferner, daß die Ausführung des früherhin 
beabfichtigten Neubaues eines Erziehungshaufes zur Aufnah⸗ 
me von 300 fittlich verderbten Kindern, aus. den Mitteln 
des Korrectiong » Anftituts und in Verbindung mit demfelben, 
ausgefegt und vorerft noch auf eine nähere Erörterung über 
die Aufftellung eines, den Verhältniffen zweckmäßig entfpres 
chenden Planes eingegangen werde. 

d. Zur möglichften Erfüllung des Munfches, daß Behufs einer 
BUNG ber Verwaltungskoſten von. bem ee 

I. 
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toir zu Chun ein Theil der: Caſſengeſchaͤfte aͤbernommen wer: 
den möge, iſt Unſer Deinifterium: des Innern beauftragt 
worden, deshalb ſachgemaͤße Einleitung zu treffen , und das 
Weitere durch das Ober» Präfldium zu veranlaffen. 

6. Ganz angemeffen erfcheint es und wird daher genehmigt, 
daß hin Penſionen nur auf das Gutachten der 

Provinzialtände auf den Fonds der Anſtalt uͤberwieſen 


8 Sowohl die in Vorſchlag gebrachte Ernennung einer ge⸗ 
miſchten Verwaltungs⸗Commiſſion unter der Aufſicht des 
Ober ⸗ Praͤſidiums und in der Art, wie ſolches in der Seren 
anſtalt zu Siegburg Statt findet, als auch die von Unſern 
getreuen Ständen deshalb vorläufig. getroffene Mahl der 
ftändifchen Deitglieder, wird hiermit genehmigt, Dieſe Com’ 

miſſion hat ihren Sig-zu Coͤln zu nehmen; umd fich zunaͤchſt 
mit Ausarbeitung eines Entwurfs zum Verwaltungs : Regu⸗ 
lativ, fo wie des oben bei 3, erwähnten Planes zu beſchif⸗ 
tigen; auch iſt das Miniſterium des Innern beauftragt tor 
den, deshald weitere Inſtruction durch das Ober⸗Praͤſidium 


a zu ertheilen: FR 
Wenn ſchließlich noch) der Wunſch ausgeſprochen worden, daß aud 
das Landarmenhaus zu Trier ſeiner urſpruͤnglichen Beſtimmung 
zuruͤckgegeben und die wegen Brauweiler getroffenen @inrichtun: 
gen, unter Vorbehalt der nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen erfor; 
derlichen Modificationen, „auch bei demfelben zur Anwendung ge 
bracht werden möchten, fo fteht zwar der Gewährung diefes An; 
trages Fein Bedenken entgegen; Wir muͤſſen aber den weitern Be 
ſchluß noch vorbehalten , bis wegen der zu beruͤckſichtigenden befon; 
"deren Verhaͤltniſſe nähere Unterſuchung durch das hierzu beauf— 
tragte Meinifterium des Innern wird veranlaßt, und das diesfaͤl⸗ 
lige Ergebniß angezeigt worden ſein. | | 
Gegeben Berlin, am 15. Julius 1829; | 
(L.S.) Friedrich Witheim 
| | Friedrich Wilhelm Kr Pr. 
9 Altenftein 8 Schuckmann 
v. Lottum. ©. Bernstorff: | E 
dv, Dantelmann v Mo; . 
" .. (v. K. J. Bd. 35. ©, 285.) 


Snfteuction wegen Voltziehung det gegen Beamte im Wege der 
Disciplin feftgefegten Sefängnißftrafen. 

Beigehend erhalten Sie, Herr General Procurator, ſowohl 
in letzterer Eigenfchaft, wie auch als Präfident des oſtrheiniſchen 
Senats des Koͤnigl. Appellationsgerichtshofes, die von den Mini⸗ 
— des Innern, der Juſtiz und der Finanzen vollzogene Jr 

uction vom 25. Suli c., e | | 


N 
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wegen Vollſtreckung der im Möge der Diseiplin von den Ber: 
waltungsbehoͤrden gegen Beamte in den Rheinprovinzen feſt⸗ 
gefetsten Gefängnißftrafen, 

| am die dortigen Gerichtsbehörden zu deren Nachachtung und Be: 
Rise Anzumeifen. Ä 
Fine gleiche Bekanntmachung ıft von hieraus an die Rheini⸗ 
ſchen Verwaltungsbehoͤrden erfolgt. 
SR, den 21, Auguft 1830, 


‚An 

| ben König. General⸗Procurator 
Herrn Ruppenthal 

| zu Köln, 


A 


Nach don beſtehenden Allerhoͤchſten Beftimmungen haben das 
Könige. Hochloͤbliche General» Poftamt, die Regierungs  Präft: 
denten und die Provinzial: Steuer» Dirertoren das Recht, gegen 
bie Unterbeamten ihres Reſſorts wegen Dienftvergehen disciplina⸗ 
| riſch eine Gefängnißftrafe bis zur Dauer von acht Tagen. feftzu 

fegen und vollſtrecken zu laſſen. Außer diefen Behörden iſt auch 

den Koͤnigl. Poſt⸗ Inſpectoren und Poſtamts/⸗Vorſtehern die Be⸗ 
fugniß beigelegt, gegen — * welche ſich im Dienſte ſtraf⸗ 
fällig machen, eine Gefaͤngnißſtrafe von 24 Stunden auszuſpre⸗ 
chen und —* zu vollſtrecken. 

Um die Ausführung dieſer Beſtimmungen innerhalb. des Ge: 
richtsbezirks dos Könige, Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu 
fihern, und jeden Zweifel aber die Art derfelben zu befeitigen, 
‚wird Folgendes verordnet: 

Zede in den oberwaͤhnten Fällen verhängte Gefaͤngnißſtrafe 
darf nur in den gewoͤhnlichen Gefaͤngniſſen vollſtreckt werden, alſo 
an den Orten, wo ein Arreſthaus iſt, in dieſem, an andern Or⸗ 
ten in den Polizeigefängniffen, In jedem andern Locale iſt fie un 
bedingt unterfagt, | 

Die gerichtlichen Behörden haben bei diefer Vollſtreckung in 
Beiner Hinficht mitzuwirken; vielmehr gefchleht dieſelbe ducch die 

Landräthe oder durch die Bürgermeifter, 
An diere Beamten iſt daher auch der zum Zwecke ber ge— 
fänglihen Einziehung nöchige Befehl zur Vollſtreckung abzu: 


eben, . 

Diefer Befehl muß von der Behörde, welche bie Gefängniß: 
* feftgefegt hat, unterſchrieben fein, muß außerdem noch ent⸗ 

alten: i 
a. die Namen und den Wohnort des zur Gefaͤngnißſtrafe 
Verurtheilten, und die Angabe feiner amtlichen Qua 
—* und feines Dienſtverhaͤltniſſes gegen die ſtrafende De, 

rde; | N | 
30* 





* 
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b. die Urſache der Beſtrafung und die Dauer der feſtgefetzten 
Gefaͤngnißſtrafe; 

c. in dem Falle, wo bie Strafe in einem Polizeigefängnife 
abgebuͤßt werden foll, die Beftimmung über die Art der 
Berpflegung des Gefangenen und Deckung der biesfäligen 

often 
In den größeren Arrefihäufern wird der Gefangene gleich den 
übrigen verpflegt. Jeder Gefangenwärter ift bei Vorzeigung 
diefes Befehls gehalten, den ihm vorgeführten Verurtheilten in 
das Gefängniß aufzunehmen, 

Er muß dagegen die Aufnahme deffelben verweigern, wenn 
der Befehl von einer andern, als einer der oben genannten Behoͤr⸗ 
den ausgegangen ift. 

Bei der Aufnahme muß übrigens nach den beftehenden Vor: 

fcpriften verfahren werden. 
| So wie die gerichtlichen Behörden zu der Vollſtreckung der 
‚ Strafe nicht mitwirken, fo haben fie fih zwar auch aller Prüfung 
des materiellen Inhalts der Verfuͤgung, welche die Strafe aus— 
ſpricht, in fo weit zu enthalten, als von deren Abänderung oder 
von der Suspenſion der Bollftreefung die Nede fein koͤnnte; den⸗ 
noch find die gerichtlichen Polizeibeamten ‚- die Ober / Procurator 
ren, Inſtructionsrichter und. Sriedensrichter und fonftige Local; 
Suftizbeamte ‚verpflichtet, über die zu ihrer Kenntniß gelangenden 
Fälle von Verhaftungen mit Abweichung von den obigen Vorſchrif⸗ 
ten ihren vorgefegten Behörden — zur weitern Veranlaſſung 
Anzeige zu machen. 
Berlin, den 25. Juli 1830. 


Der Miniſter des Innern Fuͤr den Juſtizminiſter 
v. Sch uckmann. v. Kamptz. 
| Für he Finanzminifter 
Sinftruction Maaßen. 


wegen Vollſtreckung der im Wege der Dis: 
ciplin von den VBermwaltungsbehörden gegen 
Beamte in den Rheinprovinzen feftgefegten 


Gefängnißftrafen. on 
| (v. K. J. — 36. S. 203.) 


Befugniß des Finanz-Miniſterii zur — der von den Forf· 
Volizeis Gerichten auf den Grund der franzöſiſchen Forſtordnung 
von 1669 erkannten Strafen *). 


Em. Hochwohlgeboren benachrichtige ich hierdurch, daß dei 
Könige Majeftät durch die Allerhöchfte Cabinets, Ordre vom 


*) Vergl. Bd. 27. Heft 73, ©. 161, 


31. Mär} 1826 das Königl. Finanz Miniſterlum zu autorifteen ges 
ruht haben, die von ben Forft » Polizei » Gerichten auf den Grund 
ber franzöfifchen Forftordnung von 1669 erfanuten Strafen, ohne 
in jedem fpeciellen Fall die Allerhoͤchſte Genehmigung — 
zu ermaͤßigen. 
Berlin, den 23. Septbr. va (0.8.3. Sn. 38. ©.170.) 


Anwendung ber Cabinets ⸗ Drdre vom 18. Sevibr. 1824 wegen der bel, 
Forſtfreveln der Geldbuße zu ſubſtituirenden Gefängnißſtrafe. 

Ew. Hochwohlgeboren erſehen Aus dem abſchriftlich anllegen⸗ 
den Berichte der Koͤnigl. Regierung zu Trier vom-21. April, daß 
darüber Zweifel entſtanden ift, ob rückfichtlich der von den Gerich, 
ten bei Erkennung der Geldbußen zu ſubſtituirenden Gefaͤngniß— 
ſtrafen in Forſtfrevelſachen auf der rechten Moſelſeite, nach der Abs 
lerhöchften Cabinets»Ordre vom 18. Septbr. 1824 oder nach dem 
Art. 163. der Gouvernementss Verordnung vom 30. Juli 1814 zu 
verfahren ſey. Es ift aber die unzweifelpafte Abficht Seiner Mas 
jeftät des Königs bei Erlaffung der Allerhöchften Cabinets⸗Ordre 
vom 18. Septbr. 1824 gewefen, daß die ſaͤmmtlichen Bewohner 
ber. Rheinprovinzen bei Verwandlung der Geld » in Gefaͤngniß— 
firafe nach demfelben Maaßſtabe wie die übrigen Bewohner des 
Preußiſchen Staats zu behandeln fein, und daß daher der Art. 
163, der Verordnung vom 30. Juli 1814 durch jene Allerhoͤchſte 
Beſtimmung aufgehoben worden. 

Wenn gleich über dieſen Sinn der Allerhoͤchſten Cabinets— 
Ordre vom 18. Septbr. 1824 überall fein Zweifel obwalten kann, 
fo wird dennoch zum Ueberfluß der Art. 163. der gedachten Gous 
vernements s Verordnung vom 30. Juli 1814 hiermit, vermöge 
der den Minifterien rückfichtlih der Gouvernemehts s Verordnuns 
gen zuftehenden Befugniſſe, hierdurch ausdrücklich aufgehoben, 
und ift daher auch auf der rechten Meofelfeite in Forftfrevelfachen 
nach Maaßgabe der König, Cabinets-Ordre zu verfahren, und 
die Subftitution der Gefängnißftrafe auszufprechen. Ä | 
| Ew. Hochwohlgeboren werden hierdurch beauftragt, dieſes 
Reſcript durch die Amtsblaͤtter der Koͤnigl. Regierungen zu Coblenz 
und Trier publiciren zu laſſen ünd die dortigen Koͤnigl. Ober⸗Pro⸗ 
curatoren mit der etwa erforderlichen naͤhern Anweiſung zu ver⸗ 
ſehen 

Berlin, ben 10. Mai 1833. (v.8,% 38,41. S. 575.) 


Mittheilung der Acten über weünzverbrechen an die Königl. Haupt⸗ 
Verwaltung der Staatsſchulden. 
In Einverſtaͤndniß mit der Koͤnigl. Haupt / Verwaltung der 
Staatsſchulden werden Ew. —— mit Bezug aM die 
Verfügung vom 24. Octbr. v. 3: 
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in Unterfuchungsfächen wider M, und Genoſſen wegen Muͤn⸗ 
verhrechen | 


en, 

zur. Vermeidung von Meißverhätmiffen darauf aufmerkfam ges 
macht, daß die dort erwähnte Worlegung der Acten vor dem Er 
kenntniſſe an die Königl. Haupt «Verwaltung der Staatsfchulden 
ſchon dann erfolgen muß, wenn die Unterfuchung im Sinne der 
Veberfchrift des Cap, 9. Buch I. der Rheinifchen Criminal: Drds 
nung für gefchloffen geachtet worden, und ehe die. Acten nach Art; 
127. zum Vortrage bei der Rathskammer gelangen, Außerdem 
iſt die Zugiehung jener Behörde bei der Feſtſtellung des Thatbe⸗ 

andes in folhen Unterfuchungsfachen weſentlich erforderlich 

leichwie. zur Gleichftellung des Verfahrens in der ganzen Mo: 
narchie bereits durch das Neferipe vom 2%, Januar 1826 bei 
Deünzvergehen biefe Seftftellung nach Maaßgabe der zugleich für 
die Älteren Provinzen gegebenen Vorfchriften angeordnet ift, fü 
muͤſſen auch künftig nach Anleitung $. 200, der Preugifchen Eris 
minal: Ordnung die als falfh in Beſchlag genommenen Caſſen⸗ 
Anmeifungen an die Königl. Haupt : Verwaltung der Staatsfchuls 
den zum Zwecke des über die Aechtheit oder Falſchheit auszuftellen 
den Zeugniffes eingefendet werden, | 
| Hiernach haben Sie die Unterfuchungsbehärden anzumeifen, 
' Bun für den Abdruck diefer Verfügung in dem Aheinifchen Archiv 
zu ſorgen. 

Berlin, den 4. Maͤrz 1832, (v. K. J. Bb. 89. ©, 238.) 


Officielle Anzeige der in den Rheinprovinzen degangenen Verbrechen, | 


Em. Hochwohlgeboren veranlaffe ih, um von den in den 
Mheinprovingen begangenen groben oder ein befonderes Auffehen 
erregenden Verbrechen fo früh als möglich Kennmiß zu erhalten, 
die Ober⸗Procuratoren anzumweifen, von jebem derſelben, gleich 
nachdem folhes zu Ihrer Kenntnig gekommen iſt, mie unmittel 
bar Anzeige zu erftatten. Es gehören dahin infonderheit 
Toͤdtung, Mord, Aufruhr und andere Verbrechen gegen deu 
Staat, Münzverbrechen, bedeutender Raub und bedeutende 
Dranbftiftung. — ee 

Berlin, den 11. April 1832, (v, 8, J. Bd. 39, ©, 482,) 


Ginführung des ameiten Abfchnitts Zit. 86. Ih. I, der Allg, Ger. rd 
in. dem oftchemifchen hell des Regierungsbezirks Coblenz. 


(Ead, sDrdre vom 11. Detbr. 1831. Jahrb. Bd 38, S. 464.) 


Nachdem Ach bereits durch Meine Ordre vom 11, Oeibr. 
v. 5. die Einführung der Preußiſchen Criminal Ordnung in dem 
öftrheinifchen Theil des Regierungsbezirks Eoblenz , mit Ausnahme 
ber Herifchaft Wildenburg , verfiiat Habe; will Ich, aus den in 
Ihrem Berichte vom 27. Auguſt d. 9. angeführten Grunden, 


- 
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| ‚auch "die Einführung des in den 66. 34 bis 106, des zweiten Ab⸗ 
ſchnittes, Tit. 35, Th. I; der Allg. Ger. Drdn. abgehandelten Vers 
| fahrens. in fistalifchen Unterfuchungen mit allen abändernden ‚: ers 
| daͤnzenden und erlänternden Beftimmungen deffelben,, genehmigen. 
x Es ſollen jedoch die in dieſem Abſchnitte enthaltenen Vorſchriften 
ausſchließend nur bei fiskaliſchen Unterſuchungen in Anwendung 
kommen, auch ſollen die Koſten nach der Preußiſchen Taxe fuͤr 
fiskaliſche Unterſuchungen berechnet werden. Ich uͤberlaſſe hs 
mnin, bie Publication dieſer Meiner Ordre durch die Amtsblaͤtter 
der Provinz zu verfuͤgen. | *— 
Berlin, den 8. Septbr. 1832, 
| Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staats» und Yuftizminifter 
v. Kamptz und Muͤhler. 
| G. 8.5. ©. 40, ©. 283.) 


Alterhöchfte Sabinetss Drbre vom 10, April 1833, wegen Auslegung des 
. 98, Zit.35. Th. I. der Allg. Ger, Drbn., die bei fiskalifhen " 
Unterfuchungen competente Dienftbehörde betreffend. 


Ew. Hochmohlgeboren erhalten (der Königl. Yuftlz » Senat 
erhäft) anfiegend eine beglaubte Abſchrift (A,) der Allerhoͤchſten 
Cabinets⸗ Ordre vom 10, April d. J., J 

die Auslegung des $. 98, Tit.35. Th. I. der Allg. Ger. Ordn. 

von fisfalifchen Proceffen ꝛc. betreffend, 
zur Kenntnißnahme und weitern Verfügung. 


. Berlin, den 28. Septbr. 1833. 


A. 


Auf Ihren Bericht vom 19. v. M. erfläre Ich, in Ueberein⸗ 
flimmung mit Ihrem Antrage, daß in fiskalifchen Unterfuchungen, 
welche nad) No. 3. $. 34, Tit. 35. der Prozeß Ordnung bei Wi: 
derfeglichkeiten gegen Königl. Bediente in Ausübung ihrer Dienſt⸗ 
pflichten eingefeitet worden, unzweifelhaft eben fo, wie bei den 
nach No. 5, verfügten fisfalifehen Unterfuchungen gegen Staats, 
Diener, wegen Amtövergehungen,, jederzeit die vorgeſetzte Dienſtbe⸗ 
hoͤrde des Beamten, gegen welchen die Midsrfeglichkeit verübt 
‚worden, biejenige im $. 98, benannte fisfalifche Behörde iſt, wel⸗ 
he das. dafeldft geftattete Nechtsmittel wider das nach ihrem Er; 
meffen zu gelinde Erkenntniß einzuwenden hat. Sch autprifire 
Sie, den Juſtizminiſter, hiernach fowohl den zweiten Senat bes 
‚Ober »Randesgerichtd. zu Muͤnſter über deſſen irrthämliche Aus: 
legung des $. 98. Tie. 35. der Proceß⸗Ordnung, in der. fisfali: 
ſchen Unterſuchung wider R. und B., worin das. Aggravationd ; 
— ‚efuc ‚dem: Provinzial Steuer ; Direstor geſetzlich gebuͤhrte, zu 


— 
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berichtigen, als auch die Gerichtsbehoͤrden uͤberhaupt, dieſem ge⸗ 
maͤß, mit Anweiſung zu verſehen. 
Berlin, den 10. April 1833. ip: 
Au ne Friedrich Wilhelm. 
: ‚die Staatsminifter . 
Maaßen und Mühlen, 


(8. I. ©b. 41. ©. 585) 


» Gültigkeit der Drbre wegen ber Prüfung der Ban s Handwerker vom 
25. April 1821 bei Beftrafung der Gewerbe s Gontranentionen. 


A 


As Ich durch Meine an den Staatsminiſter Grafen v. Bis 
low unter dem 25. April, 1821 erlaffene Ordre die Sinftructtonen 
wegen der Prüfung der Bau⸗Handwerker, mit einigen. Modifi 
cationen genehmigte und deren Anwendung im ganzen Staate ber 
fahl, ging Meine Abficht dahin, daß die Beftimmungen des Ge 
jeßes vom 7. Septbr. 1811 66. 94 — 101, welche diefen Sn 
ftrugtionen zur Grundlage dienen, ebenfalls allgemein befolgt wer; 

den follten: Da aber nach Ihrer Anzeige vom 27..v. M. bie 
vollſtaͤndige Publication Meiner Ordre damals nicht Statt gefun, 
ben hat und die Gerichte der Nheinprovinz wegen diefes Mangels 
Anftond nehmen, die gefeßlichen Strafen gegen diejenigen auszu⸗ 
fprechen, welche, ohne die Prüfung beftanden zu haben, das Ge 
werbe feldftftändig treiben; fo will ich Sie zwar ermächtigen, die 
gedachten $$. noch jet durch die Amtsblaͤtter der Rheiniſchen Negies 
rungen befannt zu machen, erfläre aber dabei ausdrücklich, daß 
die Verpflichtung zur Prüfung fchon feit der Bekanntmachung der 
Sinftructionen durch die Amtsblaͤtter beftanden hat, und nicht als 

‚ eine neue durch gegenwärtige Ordre getroffene Einrichtung zu bes 
trachten ift. 
Berlin, den 18. April 1832, Ä 
Friedrich Wilhelm 


B. ww 
Ä Da über die, gefegliche Kraft der Inſtructionen, wegen der 
Pruͤfung der BausHandwerker, in den Rheinprovinzen hin und 
wieder bei den Gerichtöhöfen Zweifel entftanden find, fo haben bie 
unterzeichneten Miniſter ſich veranlaßt gefunden, darüber die 
nähere Beftimmung Sr. Majeftät des Königs einzuholen. Die 
-Königl. Regierung wird aus der abfchriftlich anliegenden Allerhoͤch⸗ 
‚ften Cabinets⸗ Ordre vom 18, April d. Inerſehen, daß es die Alb 
lerhöchfte Abſicht Sr. Meajeftät des Königs allerdings gewefen ift, 
daß die gedachten Sinfiructionen und zugleich die. $$. 94 — 101. 
des Gefeßes vom 7. Septbr. 1811 im ganzen Staate: gültig fein 
und allgemein befolgt werden follen, fo wie daß Se. Majeftöt ju 
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befehlen geruhet haben, daß die gedachten 6. des angefuͤhrten Ge⸗ 

ſetzes, da die Publication der Allerhoͤchſten CabinetsOrdre vom 
25. April 1821 nicht vollſtaͤndig erfolgt iſt, noch jetzt durch das 
Amtsblatt ‚der Königl. Regierungen jedoch mit der. Erklärung bes 
kannt gemacht werden, daß die Verpflichtung zur Prüfung nicht 
als eine neue, erſt jegt getroffene, fondern als eine fchon feit der 
Bekanntmachung der Snftructionen. durch die Amtsblätter beftan 
dene Einrichtung betrachtet werden foll. 

Die Könige. Regierung wird daher angewleſen, ſowohl die 
anliegende Allerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre vom 18. April d. J. und 
das gegenwärtige Reſcript, als auch die 66. 94 — 101. des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Decbr. 1811, durch) Ihr Autsblatt zur ERROR 
zu publiciren. 

Berlin, den 10. Mai 1832, 

Der Minifter des Innern Der Juſtizminiſter 

v. Schuckmann. | v. — 


C. 


Ew. Hochwohlgeboren erhalten mem Auſchriftt der Aller⸗ 
hoͤchſten Cabinets⸗ Ordre vom 18. v. M 
die Pruͤfung der Bau⸗Handwerker in den Rheinprovinzen 
betreffend, 
und der darauf von dem Koͤnigl. Miniſterium des Innern fuͤr 
Handel und Gewerbe an die Rheiniſchen Regierungen unter dem 
10. dieſes Monats erlaſſenen Verfuͤgung, um Ihrerſeits das 
Weitere zu veranlaſſen, damit in kuͤnftigen Contraventionsfaͤllen, 
gegen die fraglichen gewerbepolizeilichen Beſtimmungen, von den 
Polizeigerichten der $. 33. des Reſſort-Reglements vom 
20. Juli 1818 gegen die Schuldigen zur Anwendung gebracht. 
werde. 
Derlin, ben 18. Mai 1832. (0.8.9. 38.39. S. 477. 


Beſtrafung der nicht beſonders — Uebertretungen der Polizei⸗ 
| gefege. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium hat aus mehreren vom Koͤnigl. Ne; 
vifions s und Caffationshofe eingereichten Acten erfehen, daß 
die Rheinifchen Gerihtshöfe vielfach Straferkenntniſſe über Polis 
zeisUebertretungen ſich deshalb überheben, weil in den einzelnen 
‚Dolizeigefegen die Uebertretung derfelben nicht beſonders verpönt 
worden, und daher auf die Mebertretung feine Strafe geſetzt fei. 
Diefe Anficht iſt durchaus unrichtig und find daher auc) die auf 
diefelden begründeten Urtheile vom Koͤnigl. Reviſions/ und Caffa- 
tionshofe ftetd und. noch neuerlich in. bedeutender Anzahl caffirt 
worden. Die vom Königl, Staats: Minifterium unterm 20. Juli 
1818 erlafene und. gefegmäßig. publicirte und. von-des Königs 
Majeftät in Allen vorfommenden Fällen beftätigte ,, tan 
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für die Reglerungen und Gerichte in den Rheinprovinzen über 
inre gegenfeitigen Amtsbefugniſſe enchält im 6. 33, bie Beſtim— 
mung: | E 

Bei jeder Webertretung eines Polizeigeſetzes die nicht beſon⸗ 

ders verpoͤnt ift, foll von den Polizeigerichten auf eine Geld⸗ 

ſtrafe von 1 His 9 Rthlr. erfannt werden, 
und ergieht ſich daraus von feldft, daB die Polizeigerichte, folk 
richt. ein beſonderes Polizeigefeg eine anderweitige Strafe der 
Uebertretung angeordnet hat, bei der Uebertretung eines jeden Po⸗ 
lizeigeſetzes auf eine Polizeiſtrafe von 1 big 5 Rehlr. au erkennen 
haben, : Das Juſtiz ⸗ Minifterium kann weder die Vernachlaͤſſ⸗ 
gung diefer beſtimmten Vorſchrift geftatten, noch zugeben, daf 
der Caffationshof und das Öffentliche Miniſterium mit unnägen 
Caſſatlonsarbeiten belaftet und den Angefchuldigten eben fo um, 
nüge Koften verurfacht werden. Die Polizeigerichte werden daher 
hierdurch angewiefen, den obgedachten $. 33, Fünftig genauer zu 
‚befolgen, und haben Ew. Hochmohlgeboren zu dem Ende das ge⸗ 
genwärtige Reſcript durch die Regierungs⸗Amtsblaͤtter zur Nach 
achtung der Polizeigerichte bekannt zu machen. 


Berlin, den 3, Auguſt 1882. (v. K. J. Bd. 40. ©.292,) | 
Audſchließung der Competenz ber Strafgerichte bei Amtsvergehen 
der Aerzte. 


Die Königl. Regierung zu Coblenz hat dem Miniſterio der 
geiftlichen , Unterrichts + und Medizinals Angelegenheiten angezeigt, 
daß bei einer den Dr. ®. zu E. bei €. treffenden Beſchuldigung 
des Selbſtdispenſirens von Arzeneien ber Ober» Procurator zu 
Coblenz die ausſchließliche Competenz der Gerichte zur Einleitung 
der Unterfuchung und Entfheidung in Anſpruch genommen und 
auch den Bärgermeifter in Koblenz deshalb angewieſen habe, die 
Anzeige von folchen Contraventionen ihm, dem Dber ; Drocurator, 


direct zu machen, weil diefe. That fich als ein, nach der Gonver 


nements⸗ Verordnung vom 5. bis 17, Mai 1814, mit einer zucht⸗ 
‚polizeilichen Strafe belegtes Vergehen darſtelle. 


Es hat hierüber eine Correſpondenz zwiſchen jenem Miniſterio 
und dem meinigen Statt gefunden, als deren Reſultat Ew. Hoch—⸗ 
wohlgeboren eroͤffnet wird, daß ich die Anſichten des Ober⸗Procu⸗ 
rators zu Coblenz nicht billigen kann. 


Die Aerzte der Rheinprovinzen werden gleich denen der alten 
Provinzen auf Beobachtung der Preußiſchen Medicinal⸗ Verord⸗ 
mungen befonders verpflichtet; fie ‚gehören daher unbedenklich zu 
—— von Perſonen, welche den Beamten im weitern 
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(of; die Ueberſcheift des 8. Abſchnitis Tit. 20 Th. I, 
des A. L. R.; das Marginale zum $. 505. und die Aller ⸗ 
Ar —— vom 20. Mai 1833, Geſetzſanml. 


in Beziehung auf die Discipfin gleich zu ſtellen find, 


= Das Sefdftdispenfiren von Arzeneien, deffen Zulaͤſſigkelt det 
. 6, der gedachten Gouvernements⸗Verordnung überdies an eine 
edingung (den Wohnſitz auf dem Lande, von allen Apothefern 
entfernt) Enüpft, deren a ee allein von der Aufſichts⸗ 
behoͤrde richtig feftgeftelle und erkannt werden kann, ift offenbar 
eine Handlung, deren Benrtheilung, in Ruͤckſicht ihrer Zulaͤſſig⸗ 
feit oder Strafbarfeit, lediglich der Horgefegten Amtsbehoͤrde zus 
nd und zur gerichtlichen Cognition fich night eignet, Die Negier 
ungen find daher nach $. 35. des Meffort, Reglements vom 
juli 1818 berechtigt, ohne Einmifhung der Gerichte, Wergehen 
er Aerzte als reine Dienftvergehen bisciplinarifch zu rügen, des⸗ 
halb Drdnungsftrafen feftzufeßen und zu vollſtrecken, und die Ger 
richtsbehoͤrden dürfen nach $. 36, ibidem dieferwegen nicht an 
ders, als auf Verlangen der: betreffenden Regierung die Unter⸗ 
fuhung einleiten, wenn nicht die in eben diefem Paragraphen ber 
zeichnete Ausnahme eintritt, nämlich wenn zugleich ein delictuma 
commune ſubverſirt, zum Beiſpiel die Beſchuldigung zugleich da⸗ 
hin geht, daß durch das Verabreichen der Arzeneien eine culpoſe 
Toͤdtung (Art. 319. des Strafgeſetzbuchs) bewirkt worden. 


Hiernach verqnlaſſe ih Em, Hochwohlgeboren, den Inhalt 
dieſer Verfügung fämmtlihen Ober : Proguratoren mitzutheilen, 
und fie zur genauen Befolgung der darin aufgeftellten Grundfägt 
und namentlich dahin anzuweiſen, daß fie die zu ihrer Kenntniß 
gelangenden Fälle des Selbftdispenfireng der Aerzte, ſofern nicht 
die Ießtgedachte Ausnahme eintritt, nicht an das Gericht zu brins 
gm. fondern lediglich der betreffenden Regierung zu deren weitern 
eranlaffung anzuzeigen haben, 


Berlin, den 6, Juni 1833, (0, 8.3. Bd. 41. ©,572,) 


Beſtrafung derjenigen, welche unbefugterweiſe geiſtliche Furftionen 
\ fih anmafen. 


Da die Rheiniſchen Gerichte, wie Ich ans Ihrem Berichte 

vom 4. d. M. erfehen, Anftand nehmen, die Art. 196, 197, 
258 und 259, des Rheiniſchen Strafgeſetzbuchs auf Geiſtliche 
und auf-diejenigen anzuwenden, welche, ohme dazu befugt zu fein, 
ſich geifkliche Functionen anmaßen, oder geiftfiche Amtskleidungen 
tragen: fo will Ich bie in dem vorgenannten Artikeln enthaltenen 
geſetzlichen Vorſchriften Hierdurch auch für anwendbar auf den 
geiftlichen Stand und anf geifkliche Funetionen und Amtekleidun⸗ 
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gen erklaͤren. Sie haben die Bekanntmachung dieſer Beſtimmung 
zu veranlaſſen. 

Berlin, den 23. April 1833. Me ne 
An Sriebdrich Wilhelm. 


® 


die Staatsminifter, 
Freiherr v, Altenftein 
und v. Kamptz. 

| (v. K. J. Bd. 41. ©. 576.) 


Aufhebung des erimirten Serichtöftandes in Unterfuchungen wider bis 
Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei. 


Ä rt 

Auf Ihren Bericht vom 27.9. M., will Sch den erimirten 
Gerichtsſtand, der durch die Art. 483 und 484, der Rheiniſchen 
“ Criminal» Drdnung in Unterfuchungsfachen ‚wider die Huͤlfsbeam— 
zen der gerichtlihen Polizei wegen ihrer in Ausübung des Amts 
‚ begangenen Verbrechen und Vergehen angeordnet ift, hinſichtlich 
der Bürgermeifter, Beigeordneten, Polizei: Compiffarien, Förs 
fter, Feld» und Waldſchuͤtzen hierdurch aufheben, und feftfegen, 
daß diefe Beamten wegen der Verbrechen und Vergehen, deren fie 
fih als Huͤlfsbeamte der gerichtlichen Polizei,. fehuldig machen, 
der gewöhnlichen Jurisdiction der Landgerichte unterworfen fein 
ollen. | 
! Berlin, den 17. Juli 1832, | * 
An Friedrich Wilhelm. 

die Staatsminiſter | | | 


Mangen, Freiherr. Brenn 
und dv. Kampk. 


B 


Da der bisherige erimirte Gerichtsftand der Huͤlfsbeamten 
der gerichtlichen Polizei in den, ihre Amtöverbrechen und Staats 
vergehen berreffenden Unterfuchungen unverkennbar mit Nachtheis 
Ien für deren Amtsfunctionen verbunden war, und bei der gegen, 
waͤrtigen Verfaffung der. Landgerichte kein Grund mehr obwaltete, 
dieſe Beamte der Gerichtsbarkeit der Ießtgedachten Gerichtshöfe zu 
entziehen, überdies auch die Unterfuchungen wider diefe Beamte 
vor dem Appellationshofe, für die Unterthanen mit Koften,, Vers. 
ſaͤumniſſen und Gewerbsftörungen verbunden waren, die Ahnen 
dung ber letzteren aber ein befonderes Augenmerk fein muß; fo 
Habe ich in Gemeinfchaft ‚mit den Kerren Miniſtern der Finanzen 
und des Innern bei des Könige Majeſtaͤt auf Aufhebung diefed 
eximirten Gerichtöftandes angetragen. | 

Em. Hochwohlgeboren communicire ich anliegend beglaubte 
Abſchrift der darauf erlaſſenen Allerhöchften Cabinets ; Ordre vom 
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17.ı d. M., um folche mit dem gegenwärtigen Neſerlpte dem dor⸗ 
tigen Koͤnigl. Appellationsgerichtshofe und ſaͤmmtlichen Landgerich⸗ 
ten bekannt zu machen. Die Publication durch die Amtsblaͤtter 
der Provinz wird durch das Ober-Praͤſidium erfolgen. Daß un: 
ter der gewöhnlichen Jurisdietion der Landgerichte die Zuchtges 
richte in erfter und die Appellationsfammer in zweiter Inſtanz 
und resp. die Affifenhöfe zu verftehen fi ind, folgt von felbft daraus, 


dag die "gerichtlichen Polizeibeamten in diefer (ettgedachten 3 


Qualitaͤt nicht zu den Verwaltungsbeamten gehoͤren, welche nach 
der Allerhoͤchſten Cabinets ⸗Ordre vom 6. März 1820 nad den 
Vorſchriften der Preußiſchen Geſetze zu verfolgen find; auch folgt 
aus der Aufhebung des erimirten Gerichtöftandes, dag bie in der 
Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre vom 17. d. M. genannten Beamten 
wegen Amtsverbrechen durch die Unterfuchungs » Aemter bei den 
Landgerichten ohne Auftrag von Ihrer Seite zur Unterfuchung 
gezogen werden können, fo twie, daß die Eremtion für die Königl. 
Procuratoren und Sriedensrichter nach wie vor beftchen bleibt. 

Um jedoch jeden möglichen Zweifeln der Gerichte zu begegtten, 
haben Sie denfelben zu eröffnen, daß dieſes die Abficht der obge— 
dachten, gemeinfchaftlic mit den Herren Staatsminiftern der Fis 
nanzen und des Innern und der Pollzei extrahirten Aller hoͤchſten 
Cabinets-Ordre iſt. 


ar den 27. Juli 1832, (0.8.5. ©d.40. S. 286.) 
den — des Koͤnigl. Uopsiioriensigriäie, 
Herrn Schwarz, 
und den Königl. General; Drocurator, 
Herrn Ruppenthal 
au Coͤln. 


Der Ausdruck quinze jours bedeutet — Tage. 


Ew. Hochwohlgeboren erhalten die von dem Ober⸗Procura⸗ 
tor am Landgericht zu Coblenz unter dem 26. v. M. eingereichten 
Unterſuchungs⸗Acten wider den Handelsmann H. zu K., wegen 
unerlaubten Pfandverkehrs, zur weiteren Befoͤrderung hierneben 
zurück, um bei diefer Gelegenheit fowohl den Ober; Procurator 
v. Olfers zu Coblenz, als die übrigen Ober - Procuratoren darauf 
aufmerkfam zu machen, daß der franzöfifche Ausdrud: quinze 
jours, nicht mit 15 Tagen, fondern mit 14 Tagen oder 
2 Wochen zu überfegen iſt. 


Berlin, den 8. Sepebr. 1832. (u K. J. Bd. 40. S. 294) 


An 
den Koͤnigl. General: Procutator 
Kern Ruppenthal 
zu Köln. 


image 
not 
avallable 
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uchung und von der Beſtrafung ſolcher Ind ividuen ſich handelt, 
— die Juſtizbehoͤrden abzugeben iſt. Dieſer in der Sache ſelbſt 
liegende — gilt auch in den Rheinprovinzen, da jene Bes 
fugnig der Regierung zum innern Staatsrecht gehört, und legte: 
ves für alle Provinzen des Staats daffelbe if, Die in den Rhein⸗ 
provinzen beſtehende Rechts⸗ und Gerichtsverfaffung kann dieſem 
um ſo weniger entgegenſtehen, als auch nach derſelben, wie inſon⸗ 
derheit nach ber Conſtitution von 1799, art. 46, dem örganifchen 
Senatus⸗Conſult vom 18. Mai 1804, 9. 61 ff. und dem Kais , 
ſerl. Decret vom 3. März 1810 hervorgeht, foihe Maaßregeln 
und Anordnungen überall nicht zur Competenz und Beurtheuung 
ber gerichtlichen Autorität, fondern. Tediglich zu den Attribuͤtionen 
ber Verwaltung gehörten, überdies aber auch der Polizei bei War 
brechen wider bie innere Ruhe und Gicherheit des Staats die 
Verhängung ber Haft und eine vorläufige Unterſuchung ſchon deß⸗ 
halb yufept weil bei Verbrechen und Vergehungen diefer Art in 
Gemaͤßhelt der Allerhoͤchſten Cabinets⸗ Ordee vom 6, Maͤrz 1821 
nach den altlaͤndiſchen Geſetzen verfahren werden ſoll, nach letzte⸗ 
ven und namentlich nach dem $. 12, des X, 8, N, pH. Tie, 17, 
aber die Polizei zu diefer voriaͤufigen Unterſuchung berechtigt if, 
Diefe Grund ind bereitd im Jahre 1819 mit Zuziehung 
Rheiniſcher Juſtizbeamten in reifliche Erwägung gezogen And 
von des Könige Majeftät beſtaͤtigt und vorgeſchrieben. Die den: 
Hoch in neueren Zeiteh entſtandenen Conflicte Lönnen daher nie dar 
Aus hervorgegangen fein, daß, da in den Rheinprovinzen kaum 
ein Fall der Anwendung dieſer Allerhoͤchſten Beſtimmung ſich er⸗ 
eignet hat, Iefstere ſelbſt nicht ‚allen Behörden und Bramten be; 
kannt iſt REEL. | | 
Bir Haben daher zur Vorbeugung aller. Conflicte und Con; 
teftatiönen für noͤthig erachtet, diefelben den Behörden der ung 
Allergnädigft übertragenen Reſſort⸗ wiederholentlich "bekannt zu 
machen, und überfenden der Koͤnigl. Reglerung hierbei abſchrift⸗ 
lich ſowohl die von des Könige Majeſtaͤt unterm 21. Auguſt 1819 
erlaffene Allerhoͤchſte Cabiners⸗Ordro (Anl. A.), ais das in deren 
Gemaͤßheit aid dem Juſtiz⸗Miniſterum unter 12, des folgen: 
den Monats ergangene Nefeript (Anl. B.), um fid darnach zu 
achten, die betreffenden Behörden und Beamten in Kenntniß zu 
ſetzen und darauf zu halten, daß auch ſie darnach verfahren. Die 
Königl, Regierung wird hieraus erfehen, daß diefe Beſtimmungen 
lediglich auf die obgedachten Gegenſtaͤnde der Staats: Palikei und 
der in der Alerhöchften Cabiners» Ordre vom 6. März 1821 or; 
wähnten Verbrechen und Vergehen, und die dabei eintretenden 
Sicherheitsmäaßregein ind vorläufigen polizeilichen Unterſu⸗ 
chungen fich beſchraͤnken, und weder die Polizei » Contraventionen, 
noch die eigentliche-gerichtliche Polizei betrifft, in Anfehung-deren 
es vielmehr bel den darüber beftehenden Vorſchriften und inſonder⸗ 


* 


/ 
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heit den 69. 27 ff. des Competenz⸗Regulativs verbleibt. Um je 
doch auch in Anſehung der letzteren einem kuͤrzlich entſtandenen Be: 
denken abzuhelfen, wird der Koͤnigl. Negierung eröffnet, daf die 
BDeftimmungen der $$. 28 und 29. des Competenz⸗Regulativs fih 
nur von den Fällen verſtehen, in welchen die Verhaftung an eis 
nem Orte erfolgt ift, an welchem ein Gericht oder ein zur Verneh: 
mung berechtigter gerichtlicher Beamter fich befindet, indem, wenn 
dies der Fall nicht fein follte, die Polizei allerdings berechtigt ift, 
den Inhaftirten in Arreft zu behalten, ihn vorläufig zu vernehs 
men und ſowohl die Ueberführungsmittel herbeizuſchaffen, als die 
dringenden Manßtegeln zur Sicherftellung der Entfchädigung. des 
Damnificaten durch Befchlagnahme oder fonft einzuleiten, jedoch 
‚ verpflichtet iſt, von der erfolgten Verhaftung fofort der competen⸗ 
ten Gerichtsbehörde Kenntniß zu geben. . Wir koͤnnen nicht ums 
hin, bei diefer Gelegenheit zu bemerken, daß die von Gerichts⸗ 
beamten hin und wieder gegen Polizeibehörden wegen Auslieferung 
verhafteter Perfonen eingeleiteten Zwangsmaaßregeln der Ref 
ſort⸗Verfaſſung nicht gemäß: find, ‚fondern daß vielmehr, wenn 
Darüber zwiſchen diefen. Behörden Differenzen entſtehen follten, 
. Anträge bei der-zunächft vorgefeßten Behörde zumachen. find, von 
welcher gegründete Befchwerden fofort nachdruͤcklich werden abge 
ftellt werden. a u 
Wir beauftragen die Koͤnigl. Regierung, hiernach fich zu ad: 
ten zc. (an. den Seneral» Procurator: Em. ꝛc., diefe Beftimmungen 
den Gerichtshöfen und den Beamten des öffentlichen Miniſteriums 
zur Nachachtung bekannt zu machen.) Pin 
- Berlin, den 26. Januar 1888. | 
Der Minifter des Innern ce - Der Zuftizminifter . 


‚und der Polizei 2 wm Kamptz. 
9. Brenn | | . 
An 


ſaͤmmtl. Königl. Regierungen der Rheinprovinz, 
an das Königl, Ober » Präfidium zu Coblenz, 
und an den Herrn General Prorurator 
zu Coͤln. *7 


— 
Die in den hierneben zuruͤckgehenden Anlagen Ihres Be 

richts vom 24. v. M. gedachten Maaßregeln find. auf Meinen 
Befehl angeordnet, und haben, wenigſtens zur Zeit, feinen zum 
Reſſort der Zuftizbehörden gehörigen Zweck. Sie find Ausfläfle 
der Staatspolizei, welche als Theil der Staatsverwaltung auch 
in Meinen Rheinprovinzen ausgeübt werden muß. Wenn hierbei 
aber auch auf die Grundſaͤtze der franzöfifhen Verfaffung Rüds 
ſicht genommen werden fönnte; fo würden nach denfelben die Re 
‚ «lamationen ber Rheiniſchen Juftigbehörden nicht: minder unbe 
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gründet fein, indem die Adminiftration nach dem organifchen Se: 
natuts/Conſult vom 18. Mai 1804. ‚Art. 60 ff., wie ed auch 
die Älteren Conftitutionen vorfchreiben ,. allerdings befugt ift, aus 
Gründen des oͤffentlichen Wohls, Verhaftungen, mithin auch ger 
lindere Maaßregeln, ohne alle Einmifchung der Juſtiz zu vers 
fügen. Diefe und nicht die in den —— —* Berichts an⸗ 
gefuͤhrten, nur den Fall des gerichtlichen Verfahrens betreffenden 
Stellen der franzoͤſiſchen Geſetzbuͤcher wuͤrden hierher gehoͤren, 
wenn man die in Frage ſtehenden Maaßregeln nach franzoͤſiſchen 
Geſetzen beurtheilen wollte. Ich beauftrage Sie daher, hiernach 
die Rheiniſchen Juſtizbehoͤrden zu beſcheiden und fie anzumeifen, 
ſich in diefe Sache nicht eher zu mifhen, als bis fie von der Ab⸗ 
miniftration an die Juſtiz wird übergeben worden fein. 
Berlin, den 21. Auguft 1819. | 
An Friedrih Wilhelm. 
den'Staatsminifter v. Beyme. | 


In der Anlage theile ih Ihnen, Kerr General: Advocat, 
Abſchrift der Allerhoͤchſten Cabinets ⸗Ordre vom 21. v. M. mit, 
welche auf meinen Bericht, in Beziehung auf die von Seiten der 
Polizei in den Rheinprovinzen ergriffenen außerordentlihen Maaß⸗ 
regeln, wegen demagogifcher Umtriebe, erlaffen worden. ch 
trage Ihnen auf, ſich darnach zu achten, und in vorfommenden 
Fällen die YZuftizbehörden, nah Maaßgabe derfelden, mit Ans 
mweifung zu verſehen. | 

Berlin, den 12. Septbr. 1819. 
An v. Beyme. 
den Koͤnigl. Erſten General⸗Advocaten 
beim Rheiniſchen Appellationshofe, 
Kern Boͤlling, zu Coͤln. 
(v. K. J. Bd. 41. ©. 293.) 


Tendenz der Allerhöchſten Cabinets⸗Ordre vom 6. März 1821, wegen 
Gültigkeit der im Allg. Landrecht Th. I. Tit. 0, enthaltenen Straf: 
befiimmungen gegen Verbrechen wider den Staat. 


A. 


Sch kann nicht umhin, ‚auf Ihren Beriht vom 24, v. M. 
Ihnen mein Befremden zu aͤußern, wie von Rheinifchen Juſtiz⸗ 
behörden Über die Anwendung Meiner Beftimmungen vom 6. März 
1821 auf die in den $$. 207 — 209. Tit. 20. &. 11. A. L. 8%: 
namhaft gemachten und mit Strafen bedroheten Verlegungen der 
Ehrfurcht gegen den Staat, durch welche die Staatöbeamten in 
und bei Ausübung ihres Amts befchimpft werden, ein Bedenken 
— — werden koͤnnen, da Ich ausdruͤcklich ſeftzeſebt habe, 
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daß alle Verdrechen und Vergehungen gegen den Staat, auf wel, 
che ſich die in den $$. 91-— 213; enthaltenen Strafvorfehriften” 
beziehen, in den Former» der rim. Ordn. vom Kl. Dechr, 1805 
unterfucht, und mit den nach dem Landrechte verwirkten Strafen 
belegt werden follen, mithin nicht einzufehen ift, weshalb die in 
ben mitbenannten $$. 207 — 209. als Vergehungen gegen den 
Staat bezeichneten ftrafbaren Handlungen ausgenommen. und aus 
fchliegend einem andern Verfahren unterworfen werden follen. 


Ich beauftrage Sie daher, die betreffende Juſtizbehoöͤrde 
durch den General » Procurator ‚hierüber ernftlich zu 
laſſen, und fonft dieſem gemäß zu verfügen. 

Berlin, den 3. Februar 1833. 
An Friebrich Wilhelm. 
den Staats: und Juſtizminiſter —8 — 
v. Kamptz. 

| 4 B. 

Aus Beranlaffung des von dem Königl. Landgericht dafelbft 
in der Unterfuchung wider den N. M. eingefchrittenen Höchft auf: 
fallenden, mit der klaren Vorſchrift der Allerhöchften Cabinets 
Ordre vom 6. März 1821 in geradem: Widerſpruche ftehenden 
Verfahrens, nach welchem die Verunglimpfung ber. Behörden und 
der Staatsbeamten vermeintlich nach. franzöfifchen Formen und 
Gefegen zuiunterfuchen und zu beftrafen fein follen, habe ic des 
Königs Majeſtaͤt Bericht erſtattet. Allerhoͤchſtdiefelben haben ein 
ſolches Verfahren mit Befremden erſehen und deſſen ernſtliche Be; 
richtigung verordnet. Ew. Hochwohlgeboren uͤberſende ich hierbei 
die darüber heute eingegangene Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre mit 
der Aufforderung, diefelbe nicht allein durch die Amtsblätter der 
Rheinprovinz und das Sand'ſche Archiv gemeinktundig zu machen, 
fondern fie auch fowohl dem Königl. Appellationshofe, als den 
ſaͤmmtlichen Ober-Procuratoren, letzteren zur Bekanntmachung 
an die betreffenden Landgerichte, mit der Anweiſung zugehen zu 
laſſen, auf dieſe Allerhoͤchſte Beſtimmung pflichtmaͤßig zu wachen. 

Berlin, den gr Febr, 1833. (v. K.J. Bd.41. S. 291.) 
n 


des Königl. General: Procurators, 
| Blade Seh. Ober » Zuftizraths Ruppenthal 
Hochwohlgeboren zu Coͤln. 


—— und Verrechnung un in den ftandesherrlichen 
e ieten. 

Dem Koͤnigl. Juſtiz⸗-Senat wird anbei eine Abſchrift der 

von dem Finanzminiſter, Miniſters des Innern und der Polizei 

und. vom Juftizminifter unterm 23, d. M. erlaffenen Verfügung, 


\ 
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in ben ftandesherrlichen Gebieten u, f. w.; 
mitgetheilt (Anl. A.), um einen Auszug bei den Koͤnigl. Unter, 
gerichten circuliven, und fowohl der Fürftl Regierung zu Neu— 
wied, als der zu Braunfels, von dem Refultate jenes Befchluffes 
Nachricht zu geben, und demfelben zu überlaffen, dem ftandes; . 
herrlichen Untergerichten davon Kenntniß zu geben. Eben fo find 
die Aemter zu Hohenfolms und Schönftein von dem Reſultate der 
Verfuͤgung zu benachrichtigen. - | , 
Berlin, den 29, März 1833. 


A. 


Die in dem Berichte vom 23. Septbr. 1829, "betreffend die 
Einziehung und Verrechnung der Geldftrafen in den ftandesherr, 
lichen Gebieten, vorgetragene Anficht, daß außer den in den Ge: 
feßen ausdruͤcklich als fisfalifch bezeichneten oder dem Staate vors 
behaltenen Geldftrafen, auch alle von den ftandesherrlichen Bes 
hörden erfannte Geldbugen, welche wegen Versehungen gegen 
die Landes: Polizeigefege und wegen Beeinträchtigung fisfalifcher 
Gerechtſame Statt finden, fo wie überhaupt diejenigen, welche 
mehr als fünf Thaler betragen, als fisfalifch der Staatscaffe ge⸗ 
buͤhren ſollen, kann nicht gebilligt werden. 

Wir ſtimmen zwar der Koͤnigl. Regierung darin bei, daß, 
in Ermangelung beſonderer Feſtſetzungen der mit den einzelnen 


ſtandesherrlichen Haͤuſern abgeſchloſſenen Receſſe, bei Beurthei⸗ 


lung der Frage: | . 
inwiefern den Standesherren die von ihren Behoͤrden er⸗ 
fannten Geldbußen zufalfen? | 


zufolge des $. 29. der Inſtruction vom 30, Mai 1820, die Bor: 
ſchriften des A. L. R. Th. II. Tit. 17, $$. 113 — 126., obwohl 
dieſes Gefeßbud in dem ofirheinifchen Theil des dortigen Depar⸗ 
tements noch) nicht eingeführt ift, zu Grunde zu legen find. Aus 
dieſem Principe laffen ſich aber die Folgerungen, welche die Kb: 
nigl, Regierung aus demfelben ableitet, nicht rechtfertigen. Aus 
fer bei Steuer -Tontraventionen, ift der Begriff von fiskalifchen 
Strafen nicht allgemein an gewiffe Gattungen von Vergehen ger 
bunden, und eben fo wenig hängt er von einem gewiffen Betrage 
‚ber Strafe ab, vielmehr beruht derfelbe darauf, daß in dem Ge; 
feße die Strafe als eine fisfalifche, oder als eine ſolche, welche 
dem Ötaate vorbehalten, oder dem Fiscus zu erlegen iſt, bezeichnet 

worden. (Vgl. A.L. R. Th. Tl. Tit. 17. $$. 119. 126., Crim, Ordn, 
8. 576., und das Reſcript des Juſtiz ⸗Miniſteriums vom 13. Aus 
guft 1814, — in den Juriſtiſchen Jahrbuͤchern Bd. 4. ©. 10.) — 
In der dem Berichte der Königl. Regierung sub IV. beigefügten 
Druckſchrift wird zwar auszuführen verfucht, — fiska⸗ 
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liſchen Geldftrafen und folhen, die nach gefeßlicher Vorſchrift dem 
Fiscus zu erlegen find, eim Unterfchied zu machen fei; allein es ift 
gar nicht abzüfehen, worin der Unterſchied liegen folle, und wenn 
er. auch in thesi begründet fein follte, fo würde daraus doch nichts 
zu Gunften der Standesherren folgen, da die leteren Strafen 
unbedenklich mit zur Kategorie der dem Staate vorbehaltenen 
Strafen zu zählen fein würden, auf welche die Standesherren 
nach $. 29, oben erwähnter Sinftruction, in Verbindung mit dem 
$. 119, Tit. 17. Th. IL. des A. L. R., keinen Anspruch haben. 
Nach der Vorfchrift des A. L. R. Th. IL. Tit. 17. $. 115. find die 
Molizei» Geldftrafen als Nutzungen der Gerichtsbarkeit zu betrach⸗ 
ten. Dabei macht es nach einer Allerhöchften Beftimmung feinen 
Unterfchied, ob die Strafen durch ein Vergehen gegen ein Landes; 
oder Local s Polizeigefeß verwirkt worden, fo wie auch durch den 
Umftand allein, daß die Contravention einem Landes ; Polizei 
gefege entgegenläuft, die Competenz der Local + Polizeibehörden 
nicht ausgefchloffen ift. (Juriſtiſche Jahrbücher Bd. 35. ©. 283.) 
Inſofern daher den flandesherrlichen Behörden die Cognition wer 
gen Vergehen wider Landes: Polizeigefege zufteht, gebühren ihnen 
auch die dieferhalb ausgefprochenen Geldftrafen. Diefe kommen 
ihnen fogar in dem Falle zu, wo fie von einer Staarsbehörde fell: 
geſetzt worden, die Feftfekung aber an fih zur Competenz der 
ftandesherrlihen Behörden gehört hätte. 

Daß alle Geldbußen wegen Beeinträchtigung fisfalifher Ger 
techtfame, wenn fie auch von andern ald Königl. Behörden vers 
fügt worden, dem Fiscus zu entrichten find‘, ift in einem Geſetze 
ausgefprochen. Der $. 29. der Inſtruction vom 30. Mai 1820 
beftimmt folches nur in Anfehung der Steuer » Contraventiond 
ſtrafen, und giebt hierducch, indem er fonft nur im Allgemeinen 
dem Staate die fiskaliſchen Strafen beilegt, deutlich zu erkennen, 
daß außer den gedachten nicht auch alle Übrige Strafen wegen 
engen der Nechte des Fiscus als fisfalifche für einen 
Vorbehalt ded Staates anzufehen find. Das in dem $. 3009. 
der v. Strombeck'ſchen Ergänzungen angeführte Reſcript, auf 
weiches die Königl. Regierung Bezug nimmt, fpricht nur von el: 
nem fpeciellen Gegenftande, den Poft » Eontraventionsftrafen, 
welche durch beſondere Geſetze den Poftcaffen beigelegt worden 
find. ‘Der $. 576, der Erim. Ordn. unterftägt die Meinung der 
Königl. Regierung , daß alle Geldbußen über 5. Rthlr. als file 
liſche zu betrachten, nicht allein nicht, fordern beweift fogar das 
Gegentheil. Die in den v. Strombed’fchen Ergänzungen $. 3008. 
allegirten Neferipte vom resp. 29. Juni 1798 und 13. Yan. 1803 
betreffen hauptfächlich die Frage: ob die Salariencaffen der Kö 
nigl. Gerichte die über 5 Rthlr. betragenden Geldbußen behalten 
koͤnnen, oder folhe an die Hauptcaffe der Kriegs: und Domai⸗ 
nencaffe abzuführen haben. Sie find daher hier nicht entſchei⸗ 
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dend, und wenn auch ans ihrer Faffung ſich Argumente für die 
Anfiche der Königl. Regierung entnehmen ließen, fo würden folche 
doch durch die Haren Vorfchriften des A. L. R. Ip. II. Tit. 17. 
$. 119. und der Crim. Ordn. 6. 576. völlig widerlegt werben. 
Daß Geldftrafen über 5 Rthlr, wenn fie nicht dem Fiscus oder 
ber Armencaffe befonders vorbehalten worden, dem Inhaber der 
Eriminalgerichtöbarfeit gehören, ift bisher niemals bezweifelt wors 
ben. | 


Hiernach können von den durch die ftandesherrlihen Behoͤr⸗ 
den erkannten Geldbußen nur diejenigen, welche wegen Steuer « 
Eontraventionen verwirkt, oder fonft in den Geſetzen befonders als 
fiskaliſch bezeichnet oder dem Staate vorbehalten worden find, für 
die Staatscaffen in Anſpruch genommen werden; alle übrige, von 
der Koͤnigl. Regierung für den Fiscus reclamirte Geldbußen muͤſ⸗ 
fen dagegen den Standesherren verbleiben. - Bei der Entfcheidung. 
darüber: welche Geldftrafen bei_einzelnen Verbrechen als dem Fiss 
us vorbehalten zu betrachten? kann Übrigens nur-auf die im oſt⸗ 
theinifchen Theile des dortigen Departements geltenden Geſetze 
und nicht auf die dafeldft bisher nicht publicirten Vorſchriften in 
dem Tit. 20. Th. IL. des A. L. R. gefehen werden. 

Berlin, den 24, März 1833. 


Der Finanzminifter Der Deinifter des Innern 
Maaßen. und der Polizei 
| | v. Brenn 
8 vr. Der Juſtizminiſter 
| An v. Kamp 
die Königl. Regierung. 
zu Coblenz. 


(0.8.5. Bd. 41. ©. 312.) 


Verfahren in den Affifengerichten in Sachen, welche nicht öffentlich 
verhandelt werden, i 


Aus den vorhandnen Affifenbetichten ft die Verſchiedenheit 
des Verfahrens der einzelnen Affifenhöfe bei Anwendung der Als 
lerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre vom 31. Januar 1822 in Anfehung 
der bei einigen Verbrechen aufgehobnen Deffentlichkeit bemerkt und 
zugleich wahrgenommen, daß einige Affifenhöfe jene Allerhoͤchſte 
Beftimmung auf eine ihrem Sinn durchaus zumider laufende Art 
befolgen, | | | 

Dieſe Verfchiedenheit Außert fih, nachdem der Zweifel, ob 
dem Affifen -Präfidenten auch der Vorfig in der Berathung über 
jene Vorfrage gebühre, durch das Urtheil des Koͤnigl. Rheinifchen 
Reviſions⸗ und Caffationshofes vom 20. Auguft 1823 befeitigt. 
worden, häuptfächlich bei folgenden Fragen: 
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1) Ob dabei der Beſchuldißte und deſſen Vertheidiger gehoͤrt 
werden muͤſſe? 
2) Ob die Mitglieder des Landgerichts, welche dem Straf— 
gerichte bei jener Berathung und bei der Abfaflung des Ur; 
theild darüber nach Art. 2. jener Verordnung hinzutreten, 
aud) bei deffen öffentlicher Verfündigung zugezogen merden 
mäüffen ? | 
3) Ob der Ausfchluß der Deffentlichkeit des Verfahrens nur bis 
zur Verkündigung des Haupturtheild Statt findenY und Is 
tere wieder Öffentlich erfolgen muͤſſe? 
Der Suftizminifter kann nur die Anficht, nach welcher alle die 
Fragen zu verneinen find, der Abfiht Sr. Majeſtaͤt des Königs 
entfprechend halten, und daher auch nur genehmigen. ‘Denn 
| ad 1. ift im Art. 1. der Verordnung, welcher das Verfah— 
ren genau beftimmt, eine Zuziehung des Befchuldigten nicht vor 
efchrieben, vielmehr fol diefem gemäß der Antrag der Staates 
ehörde unmittelbar Gegenftand der Berathfchlagung des Gerichts 
werden. Die Deffentlichkeit des Verfahrens ift lediglich im Inter— 
effe des Staats unterſagt und ausgefchloffen, und gehört diefelde 
Daher in den dazu geeigneten Fällen überall nicht mehr zum 9% 
richtlichen Verfahren; die Prüfung und Berathung, op, der vor 
liegende Fall in die der Deffentlichfeit entzogene Kategorie gehört, 
erfolgt eben fo lediglich im Intereſſe des Staates und kann mit, 
hin dem Angefchuldigten ‚dabei auch überall feine Stimme einge 
räumt werden, vielmehr ift dies allein eine zur Beſchließung des 
Gerichts ftehende Frage. Es liegt auch von feldft vor, daß jede 
darüber in sffentliher Sisung eintretende Ausführung mit dem 
wohlthätigen Zweck des Geſetzes ganz unvereinbarlich und daher 
bemfelben geradezu entgegen fein würde, da eine folhe Entwide 
‚lung füglic nicht ohne Anführung und felbft einige Entwidelung 
des Factiſchen gefchehen kann, es aber Sr. Majeftär Allerhoͤchſter 
Wille iſt, daß Gegenſtaͤnde dieſer Art nicht zur öffentlichen Eroͤr⸗ 
terung gebracht werden ſollen. | 
| ad 2, verordnet der Art. 2., nachdem vorher fowohl von der 
Abfaſſung als von der Verkündigung des Urtheils die Rede if, 
bie. Concurrenz der übrigen Mitglieder des Landgerichts nur bei 
der Abfaffung des Urtheils, Mit der weitern Nückficht auf die 
Störung und Unbequemlichkeit, ja feldft auf den Mangel an 
Würde, den dad momentane Erfcheinen und Wiederabtreten jener 
Mitglieder in der öffentlichen Sitzung mit fih führt, erfcheint 
dennoch das Verfahren derjenigen Gerichte als das Angemeſſenſte, 
bei welchen das nach Art. 2. der Verordnung in der Rathskammer 
abgefaßte und niedergefchriebene Urtheil, aus dem zugleich die 
Beobachtung der Art. 1 und 2, vorgefchriebenen Formen hervor 
geht, von dem betreffenden Strafgericht allein mittelft Vorleſung 
verfündige wird, Da ne > 


Pe 
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ad 3. die Verkuͤndigung des Urtheild eines der wefentlichiten 
ProceßsActe ift, und daher ganz unzweifelhaft zum erfahren 
gehört; fo ift die, Sffentliche Bublication des. in einer dem öffent: 
lihen Verfahren entzogenen Sache abgefapten Urtheils dem Ge⸗ 
ſetz geradezu entgegen, und darf daher um ſo weniger geſtattet 
werden, als dadurch der ad J. gedachte Zweck des Geſetzes durch: 
aus verfehlt werden würde, Es darf daher in allen denjenigen 
Soden, in welchen das öffentliche Verfahren ausgefchloffen war, 
auch das Urtheil nicht ‚Öffentlich publicirt oder fonft befannt ge 
macht, und eben fo wenig wie bie ganze Sache felbft, auf die Rolle 

oder zum Öffentlihen Anſchlag gebracht werden. Es ift daher . 
auch ganz zweckwidrig und unftatthaft, wenn von folhen Sachen 
in den öffentlichen Gerichtsſitzungen irgend die Nede oder diefe gar 
ihrentwegen unterbrochen und aufgefchoßen, und ſolche Sachen 
dadurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werden. 

Sachen dieſer Art muͤſſen vielmehr von der oͤffentlichen 
Sitzung gaͤnzlich ausgeſchloſſen und entweder außer den zu dieſer 
letztern beſtimmten Stunden oder am Schluß der ganzen oͤffent⸗ 
lichen Sigung verhandelt und abgeurtheilt werden, ohne daß ihrer 
in der fegtern auf irgend eine Art Erwähnung gefchicht. 


Sie haben das Vorftehende zur Kenntnig und Nachachtung 
‚der Gerichte zu bringen und die Ober » Procuratoren hiernach mit 
Anweifung zu verfehen.- 
Berlin, den 5. Novbr. 1830, (v. K. J. Bd. 36. S. 375.) 
An nur 
den Königl. General: Procurator 
Herrn Ruppenthal 
in Coͤln. 


Befugniß der Empfehlung eines Schuldigen zur landesherrlichen Begna⸗ 
digung von Seiten der Gefihmwornen. 

| - Da neulich bei einer Gelegenheit die Bemerkung gemacht 

worden, daß die Affifen » Präfidenten den nach dem Art. 267. der 
Rheiniſchen Crimmal: Ordnung und dem Refeript vom 24. März 
1823 ihnen obliegenden Beruf, die Geſchwornen von der ihnen 
zuſtehenden Befugniß, bei der Schuldigkeitserklaͤrung des Ange— 
klagten denſelben der landesherrlichen Gnade Sr. Majeſtaͤt zu 
empfehlen, zu unterrichten und ſie dabei uͤber die Bedingungen, 
unter welchen dieſe Befugniß auszuuͤben, ſo wie uͤber die dabei zu 
beobachtende Form zu belehren, nicht immer erfuͤllen; ſo werden 
das Praͤſidium und der Koͤnigl. General-Procurator des Koͤnigl. 
Appellationshofes hierdurch beauftragt, hierauf die Aſſiſen-Praͤſi— 
denten aufmerkfam zu machen, und darauf, daß dies geſchehe,z zu 
halten. 

Berlin, den 18. April 1831. (v. K. J. Bd. 37. 2.434.) 
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Sonftatirung des Recidivs in Geiminalfachen während ber 
| Unterfuchung. Sch 


Sin den Ew. Hochwohlgeboren heute mit den Urtheilen des 
Eaffationshofes remittirten Eriminalfahen gegen NN. (Aſſiſe 
von —) und NN. — MN. — und NN. (Affife von —) hat 
ſich Beranlaffung zu Ausftellungen über die Art gefunden, in wel 
cher der Fall der Recidive conſtatirt worden if. 


Im erften Fall ift diefes ohne Zuziehung der Gefchwornen 
durch ten Affifenhof felbft gefchehen und durch die Erwägung mo; 
tivirt worden, daß der Angeklagte durch Urtheil des Affifenhofes 
zu Coblenz vom 7. Suni 1819 wegen qualificirten Diebftahls zu 
fünfjähriger Zwangsarbeit verurtheilt worden ſei; allein es ift nad 
der Bemerkung des Königl. Caffationshofes verfäumt worden, eine 
Erklärung des Angeklagten hierüber in das Audienz « Protokoll 
aufzunehmen, ungeachtet die Angaben deffelben in der Vorunter: 
fuhung, fol. 93. 107. 187., über die Gattung der früher er 
Tannten Strafe differiren und auch der in dem Urtheils-Extract 
von Koblenz angegebene Geburtsort des Werurtheilten von dem, 
vom Angeklagten vor dem Sinftructionsrichter und dem Affifenhofe 
angegebenen Geburtsorte abweicht. - 


Sn der andern Sache war es verfäumt worden, die frühere 
Verurtheilung des NN. durch einen Urtheilsauszug zu den 
Acten zu conflatiren, deren-er blos im Allgemeinen in der Vorun⸗ 
terfuchung fol. 36. erwähnt hatte. 


Da gleichwohl diefer Umftand in den Anklage: Ast aufge⸗ 
nommen war, und der Angeklagte in ber Audienz es in Zweifel 
ftellte, ob die früher gegen ihn von dem Affifenhofe zu Düffeldorf 
erkannte Strafe eine Criminalftrafe (Zuchthaus) oder Gefängnißs 
firafe geweſen fei, fo fah ſich der Aflifen - Bräfident veranlaßt, den 
Gefhwornen die Frage zu ftellen, ob jener durch den Aſſiſen⸗ 
hof früher, wegen eines gemeinfchaftlichen nächtlichen Diebſtahls, 
zu fünf Jahr Zuchthaus. verurtheilt worden, Worauf diefelben 
natürlich „Nein” antworteten, da es eine feltfame Vorauss 
fegung war, von ihnen bei Lage der Sache, wo der Zweifel nicht 
die Identitaͤt des Subjects betraf, Kenntniß von dem Inhalte 
eines fruͤhern Strafurtheild zu erwarten. 


Damit in Zukunft Ähnliche Verftöge vermieden werden, muß 
‚dafür geforgt werden, daß der Punft der fruͤhern Werurtheilung 
fhon in der Vorunterfachung actenmäßig conftatire werde, daB 
das Audienz: Protokoll eine Erklärung des Angeklagten hierüber 
enthalte, und daß der Affifenhof, wenn er den Fall der Recidive 
als vorhanden annimmt, durch die Motive, aus welchen er die 
frühere Berurtheilung des Angeklagten als conſtant annimmt, in 
das Urcheil aufnimmt. | J 
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Em. Hochwohlgeboren fordere ic daher auf, dieſe Be 
flimmung zur Kenntniß der Ober » Procuratoren und Affifens 
böfe zu bringen, und auf deren Beobachtung auch Shrerfeits zu 
halten. 


Berlin, den 11. März 1832. (v. K. J Bd. 39. S. 236.) 


Abſtellung der Eumulation der Stafen in gleichzeitigen‘ Unterfuchuns 
| gen deflelben Berbrechers. Ä 


A. 


Da wiederum einige Verſtoͤße gegen die in dem Reſcripte vom 
9, April 1827, die Cumulation der Strafen betreffend, ausge 
fprochenen Grundfäge vorgefommen; fo veranlaffe ih Ew. Hoch— 
wohlgeboren, diefelben den fämmtlichen Affifen » Präfidenten, na⸗ 
mentlich aber den Ober s Procurgtoren, durch ein Nundfchreiben in - 
das Gedächtniß. zurückzurufen. 

Menn bei einem und eben demfelben Landgerichte, fei es 
auch bei zweien verfchiedenen Unterfuchungsämtern deſſelben, ges 
gen ein und daffelbe Individuum gleichzeitig wegen verfchiedener 
nicht conneren Verbrechen mehrere Unterfuchungen fchweben , toels 
che in verfchiedenen Actenftücken verhandelt werden ; fo haben die 
Der: Procuratoren, denen diefer Umftand nicht unbekannt fein 
darf, die Beendigung fämmtlicher Unterfuchungen abzuwarten 
und die Acten gleichzeitig der Nathstammer vorzulegen, damit der 
Anklage »Senat' gleichzeitig Über die Anklage erkennen, die Anges 
klagten gleichzeitig vor den Affifenhof verweiſen und dieſer gleich 
zeitig über die verwirfte Strafe urtheilen könne. 

Wenn ein Befchuldigter wegen eines Verbrechens durch 
Rathskammerbeſchluß bereits verwiefen, oder durch Urtel des Ac⸗ 
. <ufationd : Senats ‚bereitd angeklagt, fei ed, weil er nicht arretirt 
gewefen, oder inzwifchen ausgebrochen, ein neues Verbrechen bes 
gangen oder fpäter wegen eines Altern Verbrechens zur Unterfus 
chung gezogen wird, weil ed erft nachher zur Kenntniß der Behoͤr— 
de gelangt, fo muß in der Regel der weitern Verfolgung des erfte, 
ren fo lange Anftand gegeben werden, bis auc die Acten-über 
das letztere fpruchreif geworden, und wenn beide nicht gleichzeitig 
dem Accufations » Senate zur Abfaffung eines Verweifungsurteis 
vorgelegt werden koͤnnen, der Affifen : Präfidene requirirt werden, 
beide Sachen zu einer und eben berjelben Sitzung zu verweifen. 
Denn wenn derfelbe nad Artik. 308. der Erim, Proc. Ordn. die 
Verhandlungen trennen kann, fo darf er, wie der General: Pros 
curator Eichhorn richtig bemerkt hat, fie auch vereinigen. 

Menn gleichzeitig bei verfchiedenen Landgerichten Unterfuchun; 
gen gegen daſſelbe Individuum fchweben, fo kann dies iveder den 
- Der» Procuratoren, noh Ew. Hochwohlgeboren unbekannt bleis 
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ben; es muß ſich dieſer Umſtand theils aus den Acten ſelbſt erge⸗ 
ben, theils von den Ober⸗Procuratoren bei Einſendung der Arten 
angezeigt werden. Ka | 
Es muß alsdann in der Regel der Schluß ſaͤmmtlicher Unter 
fuhungen abgewartet werden, bevor bie Arten dem Accufationd: 
Senate zum Erfenntniß vorgelegt werden, damit derfelbe über 
fämmtliche dem Befchuldigten zur Laft gelegten Verbrechen in einem 
Urtel erkenne, . 
Wenn jedoch, ein folcher Auffhub nicht zuläffig erfcheint, weil 
die noch fehwebende Unterfuchung fehr weitläuftig iſt, und etwani⸗ 
gen Complicen des Angeklagten dadurch ein Nachtheil zugefügt 
werden würde, oder wenn eine Vereinigung der Anklagen aus der 
Urſache nicht rathfam ift, weil die verfchiedenen Verbrechen deſſel— 
ben Individuums in ganz entfernten Bezirken begangen worden, 
> die Neifen mithin den Zeugen zu viel Zeit und dem Criminal— 
fonds zu viel Gebühren koſten würden, oder, weil der Age 
flagte, da das zweite vor feiner erften Verurtheilung begangene 
Verbrechen zur Sprache fam, ſchon wirklich wegen des erſtern 
verurtheilt war, und der Angeklagte iſt durch die Jury beider Ver 
brechen fhuldig erffärt worden; fo find zwei Fälle denkbar: die 
Strafen find nämlich entweder gleicher oder verfchiederer Natur; 
im letztern Falle wird nur die ſchwerſte vollſtreckt, die übrigen 
werden vom Öffentlichen Meinifterio, als der vollftreckenden Be 
hörde, für abforbirt angenommen. - Nur im erftern Falle fcheint 
einige Schwierigkeit vorhanden zu fein, wenn z. B. beide Verbre 
chen mit Zuchthausftrafe belegt find, jedes einzelne aber von der 
Art ift, dag feine Beranlaffung vorhanden ift, über das Mini 
mum hinauszugehen. Wenn in einem folchen Falle zweimal gegen 
daſſelbe Individuum auf Hjährige Zuchthausftrafe erkannt worden, 
fo ſoll nach der entwickelten Anfiht in dem Gutachten vom 28, 
Febr. 1827, welches Ew. KHochwohlgeboren unterm 9. April 1827. 
mitgetheilt worden, nur eines diefer Urtheife vollftrecft werden, 
Sch muß jedoch Bedenken tragen, diefer Meinung unbedingt beis 
zutreten; denn, fo wie es dem Verbrecher nicht zum Nachtheil 
gereichen foll, wenn zufällige Umftände veranlaßt haben, daß über 
mehrere von ihm begangene Verbrechen nicht in einem und eben 
demfelben Strafurtheile gefprochen worden, -fo darf ihm diefer 
Umſtand eben fo wenig zum Vortheil gereichen; wäre es aber we— 
gen jener beiden mit Zuchthausftrafe belegten Verbrechen -gleichze: 
tig vor Gericht geftellt worden, fo würden die Richter nicht auf 
das Minimum erkannt haben. In ſolchen Fällen müfjen daher 
die Ober »Procuratoren dem Gericht, welches zuleßt erkennt, wie 
ohnehin gefchieht, von den gegen den Angeklagten ſchon vorhan 
denen Strafurtheilen, . fie mögen noch gar nicht, oder erſt zum 
Tpeil.vollftreckt worden fein, Kenntniß geben und ihren Strafan⸗ 
trag dahin ihtenn. 0... 00 N er 
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daß gegen den Angeklagten eine längere (z. B. hjaͤhrige) Zucht 
hausſtrafe, mit Inbegriff oder ftatt der. bereits jährigen, 
zu erfennen. | 


Ein ähnliches Verfahren befteht bei dem Zucht: Polizei» Gericht 


zu Coblenz, welches fehr häufig gegen Holzdiebe im dritten Mies 
derholungsfalle auf eine zufägliche Strafe erfennt, wenn bereits 
auf "eine viermöchentliche Gefängnißftrafe erfannt worden, fpäters 
hin aber noch andere Frevelprotofolle, wie dies oft gejchieht, ger 
gen daffelde Individuum zum Vorfchein kommen, welche aber Altes 
ren Datums als das erfte Strafurtel find. - Ä 
Nur auf diefe Art fann der Abdficht des Geſetzgebers im 
Art, 365. der. Erim. Proc. Ordn. vollftändig entfprochen und jede 
Willkuͤhr entfernt werden. 

| Em. Hochmohlgeboren haben auch dieſe ergänzenden Ans 
weifungen zur Kenntniß und Nachachtung der Gerichte und 
der Ober » Procuratoren zu bringen und auf deren Befolgung zu 
achten. 


Berlin , den 27. Juli 1832, 
. An e . 


den Königl. General; Procurator 
Herrn Ruppenthal 
zu Coͤln. 


® 


B. 


Durch den von Ihnen am 14. Januar c. erftatteten Bericht 
hat das in der Verfügung vom 22. Decbr. pr. geäußerte Bedens 
fen über die Gefelichkeit des in der Unterfuchungsfache wider den 
P. G. von Oftfeifen beobachteten Verfahrens feinesweges für bes 
feitigt angenommen werden können, namentlih muß es fid) auf 


den erften Blick ergeben, daß die in jenem Berichte aus den Uns 


terſuchungen wider den I. D. und W. B. in Bezug genommenen 

Straffälle auf den vorliegenden Fall um degwillen gar nicht pafs 
fen, weit der 20. G. nicht wie jene, successive, fondern in einer 
und derſelben Affifenfigung zwiefach zur vollen, geſetzlichen 
Strafe verurteilt worden if. Miewohl nun, unter diefen Ums 


ſtaͤnden, auch alles dasjenige, was Sie über die, Ihrer fruͤhern 
Anfiht vermeintlich entgegenftehende Praris des Nevifionss und 


Caſſationshofes angeführt und aus den porgedachten DBeifpielen 
gefolgert haben, nicht geeignet fein konnte, das in der Ynters 


fuhungsfache wider den ꝛc. ©. gerügte Verfahren zu rechtfertigen, 


fo Habe ich doch aus Ihrem Berichte Veranlaſſung genommen, zur 
Loͤſung der darin aufgeftellten Zweifel die gutachtliche Aeußerung 
des hiefigen General: Procurators zu erfordern. 


In dieſem hier abfchriftlich beigefügten Gutachten iſt gend; | 
gend auseinandergefegt ; daB folche Cumulationen der Anlagen 


\ 
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und Verurtheilungen, wie dieſelben in der G'ſchen Unterſuchu 
ſache Statt gehabt, keinesweges im Geſetz vorgeſchrieben —* 
deren richtigen Anwendung unvermeidlich ‚find, denſelben vielmehr 
durch das öffentliche Meinifterium fehr wohl vorgebeugt werden 
kann, indem.der Art. 308., der Crim. Proc. Ordn., welcher die 
Trennung nicht connerer Anklagen verftattet, unbedenklich auch 
die Befugniß ertheilt, die gegen denſelben Angeſchuldigten vorkom⸗ 
menden conneren Verbrechen in einer Anklage zuſammenzufaſſen, 
oder wenigftens zugleich zur Aburtelung zu befördern, 

Bei gehöriger Beachtung diefer Worfchtift Hätte alfo die zwel⸗ 


fache Verurtheilung des 20. ©. weder nothwendig noch angemeflen 


fcheinen fönnen. Aus dem Öutachten werden Sie aber ferner nt 
nehmen, daß auch Ihre aus der Praris des Nevifions s und Cal 
fationshofes gemachten Folgerungen über die Cumulationen der 
Strafen nicht begründet erfcheinen, daß es namentlich bei den 


‚successive zur Cognition gelangenden Verbrechen zwar fehr wohl 


zu rechtfertigen fei, wenn jedesmal die volle Strafe erkannt werde, 
hieraus aber noch nicht folge, daß auch jedesmal alle diefe Stra, 
fen eine nach der andern vollfirecft werden müßten, daß vielmehr 
in folchen Fällen, der fucceffiven Aburtelung , die geringere Strafe 
immer von der härtern abforbirt werde, mithin niemals mehr ald 
das Marimum einer Strafgattung vollftredft werden dürfe, da 
alfo insbefondere im vorliegenden Falle gegen den ꝛc. ©. geſehlch 
nur eine Gjährige, nicht aber eine Lljährige, wie Sie angenom 
men haben, hätte zur Vollſtreckung gebracht werden können. Da 
die hierin entwickelten Anfichten den gefeglichen Vorſchriften, ſo 
wie den allgemeinen Strafprineipien,. Aberall_ganz angemeſſen er⸗ 
ſcheinen, fo will ich Sie hierin mit anweiſen, diefelben auch Ihren 
feits zur Richtſchnur zu nehmen, und darauf zu achten, daß in 
Zukunft diefen Grundfägen überall ſowohl bei Unterfuchung als 
Aburtelung der Straffälle, als insbefondere auch bei der Pol 
ſtreckung der erfannten Strafen verfahren werde, 


Berlin, den 9. April 1827. (v. K. J. Bd. 40. S. 288.) 


An 
den Koͤnigl. General⸗Procurator 
Herrn Ruppenthal 
in Coͤln. 


Verfahren bei der Section eines kelchnams. 


Weber den Zeitraum, welcher nach dem Abſterben eines Men 
fchen verftrichen fein muß, ehe zu der etwa erforderlichen Session 
des Lelchnams-gefchritten werden darf, fo mie über das bei der 
Section zu beobachtende Verfahren, ift im Jahre 1811 eine Ver⸗ 
ordnung des Koͤnigl. Miniſterii des JIunern ergangen, und zugleic 
von Seiten des Juſtiz⸗WMiniſteri die abſchriftlich beikommende 
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Eircular » Verfügung vom 12. November 1811 (Ant. A.) erlafı 
fen worden. Auf ben Antrag des Könige. Minifterii des Innern 
und der Polizei vorn 25. v. M. werden Em. Hochmwohlgeboren 
veranlaßt, den Inhalt jener Lirculars Verfügung fünmtlichen 
Ober : Procuratoren und Gerichten in den Rheinprovinzen durch 
die Amtsblätter zur Achtung befannt zu machon. 

Berlin, den 20. Juni 1832, 


An 
den Königl. General; Procurator 
Kern Ruppenthal zu Coͤln. 


g 


A. 


Durch eine, von dem allgemeinen Polizei» Departement im 
Meinifterio des Innern erlaffene Verordnung iſt feſtgeſetzt 
worden: a 

1) daß Leihen nicht eher, als 24 Stunden nach dem Abſter⸗ 

. ben, und auch nad diefem Zeitraum nicht eher ſecirt wer; 
den follen, als bis der Arzt von der Gewißheit des erfolg⸗ 

ten Todes fich dergeftalt völlig und fo uͤberzeugt hält, daß 

er folhe auf Erfordern einer fachlundigen Behörde erwei⸗ 
fen zu können glaubt; Ä | ' 

2) daß alle Sectionen fo viel als möglich. ohne Geraͤuſch, 

- Auffehen, und ohne Sjemandes vermeidlihe Störung vers 
richtet werden, und daher Aerzte nur folche Perfonen beis 
ziehen und zu Huͤlfe nehmen follen, für deren anftändiges 

Betragen und Berfchwiegenheit fie einftehen können. 

Dem Königl, Kammergerichte (Ober » Landesgerichte, ber Erimi; 
nal: Deputation des Königl. Stadtgerichts) wird von diefer Wer: 
ordnung zu feiner (ihrer) Achtung in vorkommenden Fällen Nach⸗ 
richt gegeben, mit der Anweifung, die Untergerichte darnach ge 
legentlich anzumeifen. 

Berlin, den 12. Novbr. 1811. (v. 8. J. Bd.39. S. 483.) 


Keifekoften des Kreisphufieus und Kreischirurgus in Geiminals 
unterfuchungen. 


Der $: 10. des Geſetzes vom 28. Juni 1825, unterftelle, 
daß die an einem Orte wohnenden Kreisärzte, wenn fie fich ge 
meinfhaftlih an Ort und Stelle verfügen, fich zu der Reife 
anch eines gemeinfhaftlichen Fuhrwerks bedienen, und bewilligen 
nur. dem Kreisphufitus die Ertrapofigebühren unter der Bedins 
gung, dag er den Kreischirurg frei von Fuhrkoſten mitgenom⸗ 
men habe. Sehr häufig ift aber, befonders in gebirgigen Ges 
genden, der Fall, daß beide Aerzte zu Fuß gehen, oder, daß 
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Seide fich ihrer eigenen oder gemigtheten- Reitpferde bedienen. Da 
nun Über die Theilung der Neifegebühren oder die in folchen Fül 
fen den Kreischirurgen gebührende uote häufig unter beiden 
Kreisärzten Streit entftanden, fo hat das Königl. Miniſterium 
der Meedicinalangelegenheiten auf meine. Anregung entfchieden, 
dag dem Kreischirurgen 15 Sgr. pro Meile gebühren. 

Wenn daher der Kreisphnfitus die yanze ihm nach dem Ge 
fe zuftehende Neifegebühr liquidiren will, fo muß er unter der 
Liquidation, von dem Kreischirurg befcheinigen laſſen, daß er die: 
fen gratis mitgenommen, widrigenfalld er von feiner Liquidation 
pro Meile 15 Sgr. abfegen muß, welche alsdann der Kreischi⸗ 
rurg in feine Liquidation aufzunehmen hat, infofern fie ed nicht 
vorziehen, gemeinfchaftlih zu liquidiren. Mit diefem Falk 
iſt jedoch jener nicht zu verwechfeln, wenn beide Aerzte nicht an 
demſelben Orte wohnen, der Ort, wo der Kreischirurg wohnt, 
auch nicht fo gelegen ift, daß der Kreisphyſikus ihn abholen kann, 
als in- welchem Falle jeder Beamte für fich die Reiſekoſten rege 
mäßig liquidiren kann. | u 
Hiernach werden Ew. Hochwohlgeboren beauftragt, die 
Dber » Brocuratoren und durch diefe die Kreisärzte zu inſtruiren. 

. Berlin, den 1. Novbr. 1832, (v. 8. J. Bd. 40. ©. 568.) 


Borfchriften zur Vermeidung eines nachtheiligen Einfluſſes der Gut: 
achten über die Lethalität der Wunden auf die Beurtheilung des 
; Thatbeſtandes. | 


Die in dem abfehriftlich beiliegenden Berichte des ꝛc. N vom - 

13. Januar & J. enthaltenen Bemerkungen über den nachthei⸗ 
ligen Einfluß der in Folge der Inſtruction der Königl, Immediat⸗ 
Juſtizcommiſſion vom 4. Februar 1818 von den Sachverftändis 
gen abgegebenen Gutachten über die Lerhalität der Wunden, auf 
den Ausfpruch der Geſchwornen, weiche fehon öfter zur Sprade - 
‚gekommen, geben mir DVeranlaffung, mid, über diefen Gegen 
ftand gegen Ew. Hochwohlgeboren auszufprechen. 2 

J —— ſcheint bei Anwendung jener Gutachten auf die 
Feſtſtellung des Thatbeſtandes der Toͤdtung ſowohl, als der 
Schuld des Angeklagten ganz uͤberſehen worden zu ſein, daß die 
Immediat-Juſtizcommiſſion, weit entfernt, durch die getroffene 
Anordnung etwas in den DVorfchriften den Rheiniſchen Criminal 
gefeße abändern zu wollen, fich über die entgegengefetste Abſicht 
im $. 19. a. a. O. ausdrücdlich ausgefprochen hat. Wenn daher 
gleihwohl im $. 14. ebendafeldft vorgefchrieben ift, daß bei Tid- 
tungen das Gutachten ſich näher darüber aͤußern foll, ob die 
Verlegung abfolut, und zwar: 
‚+ 1) allgemein, oder | 

2) individuell tödtlich gewefen, — ob fie diefes 
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3) aus Mangel eines: zur Heilung erforderlichen Umftandes, 
oder Ä | 
4) durch den Zutritt einer Außerlichen Schädlichfeit gewor⸗ 
dern ſei; nn | 
fo ift hierdurch der Frage: 
in welchem von diefen Fällen der Thatbeftand der Toͤdtung 
als feftftehend anzunehmen?” 
eben fo wenig präjudicirt, als daraus die Folgerung abzuleiten 
ift, daß dazu die abfolute Lethalität der Verletzung gehöre, die 
Lerhalität wegen Mangels eines zur Heilung erforderlichen Ums 
ftandes aber nicht hinreiche. | 
Es wird daher zunähft darauf ankommen, daß die Ges 
fhwornen hierauf aufmerffam gemacht werden, um fie vor itrs 
thümlichen Anfichten und Ausfprüchen zu bewahren, wie ein fol 
‘cher erft vor Kurzem in der Unterfuchung wider den Heinr. E. 
von ©. Beranlaffung zu einer Laffation der Procedur im Ins 
tereffe ded Geſetzes durch Urtel des Revifions » und Caſſations⸗ 
hofes vom 28, April 1832 ‚gegeben hat. Sn diefem Falle hats 
ten die Gefchwornen, ftatt die Frage zu beantworten: ob die Ber: 
legte an den Folgen der Verlekung geftorben fei, fich begnügt, 
zu erklären, daß die Verlegung nicht abfolut lethal gemwefen fei. _ 
Befondere Nücficht verdienen hierbei die Fälle, in welchen 
die Sachverftändigen die Verlegung für zufällig oder per acci- 
dens tödtlich erffären. Denn, obwohl jener Kunſtausdruck, 
welchen der $. 169. No. 3. der Preußischen Criminal» Ordnung 
(der Duelle der Verordnung der Immediat-Juſtizcommiſſion) 
dem oben ad 3. erwähnten Falle der Tödtlichkeit durch Mangel 
eines zur Heilung erforderlichen Umftandes beigefügt hat, in die 
Verordnung vom 4. Februar 1818 mit Recht nicht aufgenommen 
worden iſt; fo pflegt er doch von den Sachverftändigen zur Be: 
zeichnung diefes Falles gebraucht zu werden, und führt dann 
nothwendig, wenn nicht eine Verftändigung uͤber ihn erfolgt, zu 
Mipverftändniffen, da er im gemeinen Sprachgebrauche eine 
durchaus verfhiedene, ja oft entgegengefete Bedeutung hat. 

. Wenn die Gefhiwornen den Cauſal⸗Zuſammenhang einer 
Handlung mit einer Wirkung feftftellen follen, fo muß es ihnen 
twiderfireben, diefen anzunehmen, wenn ihnen gefagt zu werden 
fcheint, daß ein Zufall, ein von dem Willen des Handelnden uns 
abhängiges, oder von dem gewöhnlichen Laufe der Dinge abwei— 
chendes Ereigniß die Wirkung Yyerbeigeführt hat. Wird ihnen 
aber, wenn die Sachverfländigen anmwefend find, durch die von 
diefen felbft abzugebenden Erläuterungen deutlic gemacht, daß 
jener Kunftausdrucf oft etwas ganz anderes bedeute, daß leftere 
5 B. die Toͤdtung durch Einfchlagen des Schädels in der Kunfts 
fprache ebenfalls unter diefe Rubrik bringen würden, weil die 
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Trepanation gar nicht, oder, wie fich bei der Section ergiebt, 
an der unrechten Stelle angewendet worden, fo werden die Ge 
fhwornen durch jenen, in folhen Fällen gebrauchten Ausdrud 
nicht irre geführt werden. ie werden, wenn ſonſt der Caufals 
Zufammenhang zwifchen der That und dem Erfolge feftfteht, den 
Thatbeſtand richtig würdigen und richtiger als feftgeftellt anneh⸗ 
men, als 3. DB. den des Verbrechens der Brandftiftung, wenn 
ber Angeklagte das Feuer angelegt, und letzteres die dazu beſtimm⸗ 
ten Gegenftände verzehrt hat, obwohl leßteres der Fall nicht ges 
‚ wefen fein würde, wenn die Feuerlöfhungs, Anftalten zur Stelle 
geweſen wären, | | 
Aehnliche Mifverftändniffe von Kunſtausdruͤcken der Sach⸗ 
verftändigen werden auch dann veranlaßt, wenn diefelben, wie 
es oft gefchieht, nur die unmittelbare innere Urfache des Todes 
und die Form, unter welcher er eintritt, ind Auge faffen und 
angeben, Re bei einem Erhängten, Erſtickten, Crtränften die 
felbe als Apoplerie bezeichnen, welches, da diefes Wort im ge 
wöhnlihen Sprachgebrauche eine natürliche Todesurfache andeu: 
tet, ohne die nöthigen Erläuterungen ebenfalls zu falfchen Urthei⸗ 
fen der Gefchwornen führen kann. 


Menn die Affifen Präfidenten fich Deühe geben, die Kunſt⸗ 
ausdrüde der Sachverftändigen in ihrer wahren Bedeutung den 
auch nicht wiffenfchaftlich gebildeten Gefchwornen klar zu machen, 
und fie dadurch in den Stand zu feßen, mit voller Sachkennt⸗ 
niß das Gutachten der erfteren, fowohl in Beziehung auf den 
Thatbeſtand als auf die Verfhuldung des Angeklagten anzuwen⸗ 
den, fo zweifle id) nicht, daß die behaupteten Nachtheile jener 
Verordnung der Immediat-Juſtizcommiſſion verfchwinden wers 
den, wogegen unter eben diefer Vorausfeßung der Nugen der 
nad) diefen Vorfchriften eingerichteten Gutachten, ſelbſt in Bezug 
auf die Feftftellung der Schuld des Angeklagten, unverkennbar 
ift, indem die Abficht deſſelben bei der Handlung häufig nur 
aus der Wirkung der legtern erfannt werden kann, und bei einer 
Nothwendigkeit der Iegtern nad) allgemeiner Erfahrung fid) buͤn⸗ 
dige Schlüffe darauf, daß der Thaͤter diefe Wirkung vorherge 
fehen und gewollt habe, ziehen laffen, als wenn der eingetretene 
Erfolg für einen ungewöhnlichen oder minder nothwendigen zu 
achten ift. , u Jule 

Um jedoch auch eine zweckmaͤßigere Faſſung in 
ſelbſt möglichft herbeizuführen, muͤſſen die vier im’ dem oben tt 
wähnten $. 24. der Inſtruction in zwei Fragen zufammenge 
drängten Fälle in die vier befonderen Fragen aufgelöft werdn, 
nämlich : —— 

1) mußte die Verletzung im Altch des Verletzten unbedingt 
und unter allen Umftänden den Tod zur Folge haben? 
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2) mußte ſie dies nach deſſen individueller Beſchaffenheit fuͤr 
ſich allein? 
3) hatte fie im Alter des Verletzten den Tod aus Mangel ei: 
nes zur Heilung erforderlichen Gegenftandes zur Folge? 
4) entftand diefe Folge nur durch den Zutritt einer aͤußern 

Schädlichfeit? pt Ra, 
und es muß darauf gehalten werden, daß fi) die Sachverftändi- 
gen in dem dritten Falle des, weder durch den Sprachgebraud,, 
noch durch das Geſetz gerechtfertigten Ausdrucks: ‚.zufällig”, 
nicht ferner bedienen. | 

Veberhaupt mäffen diefelben bei der Redaction des Gutach: 
tend nicht vergeffen, daß es zunächft für Laien beſtimmt ift, und 
daher mit möglichfter Vermeidung. diefer den leßteren unverftänd- 
lichen Kunſtausdruͤcke, in einer allgemein faßlichen Sprache ab: 
gefaßt fein muß; ferner, daß es für den Zweck des Strafver: 
fahrens bei Tödtungen hauptfächlidy darauf anfommt: 

06 der Tod als die Folge der dem Befchuldigten zur Laft ge 

legten Handlung anzufehen fei, oder nicht? | 

Sin dem vierten Falle wird diefe Frage immer zu verneinen, 
in dem erften immer, aber auch in dem zweiten und dritten Falle 
in der Negel, zu bejahen fein. . Nachdem alfo im Context des 
Gutachtens nicht allein jene vier Fragen, fondern auch noch die 
übrigen, deren die $$. 7 und 8. der mehrgedachten Inſtruction 
erwähnen, oder wozu die Eigenthuͤmlichkeit des Falles Veranlaſ— 
fung giebt, euörtert worden find, muß am Schluſſe eine be- 
fiimmte Antwort auf die obige Hauptfrage, als das Hauptre— 
fultat des Gutachtens, „abgegeben, oder (befonders im zweiten 
und. dritten Falle) die Gründe angegeben werden, warum dieſes 
ausnahmsweife nicht gefchehen koͤnne, damit die Geſchwornen, 
welche fi mehr an das Nefultat ald an deffen Motive halten, 
eine fichere Bafis für ihr Urtheil. gewinnen. 

Anh fann man die Frage, ob das Königl. Miedicinal - 
Collegium um ein ferneres Gutachten zu erfuchen, nicht wie im 
$. 18. der vor allegirten Inſtruction gefchehen iſt, dem Ermeſſen 
des Inſtructionsrichters allein anheim ſtellen, fondern die Raths— 
kammer muß ſolche auf den Antrag des oͤffentlichen Miniſteriums 
‚und auf den Vortrag des Inſtructionsrichters entfcheiden und die 
Entfcheidung motiviren, damit das Medicinal- Collegium erfehe, 
worüber das Gericht zweifle, 

Hiernach werden die gedachten Paragraphen der Inſtruction 
vom 4. Februar: 1313 modificirt. | m 
Ew. Hochteohlgeboren: fordere ich daher auf, diefe.Verfü- 
gung dem Appellationsgerichtshofe, den Affifen: Präfidenten, den - 
Landgerihten und DOber »Procurätörem.zur Nachachtung mitzu- 
—— und durch letztere auch den ——— und Kreis⸗ 

J. — 
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aͤrzten mittheilen zu laſſen, auch die Beamten der gerichtlichen 
Polizei anzuweiſen, den. Medicinal⸗Beamten bei Aufnahme der 
Öbbuctionss Protofolfe ſtets diefelde in Erinnerung zu bringen und 
darauf zu haften, daß fie beobachtet werde. 


Berlin, den 15. März 1833. (0. 8. J. Bd. 41. ©. 303.) 


Form.und Einrichtung der Affifen = Protofolle. 


Der Suftizminifter hat die mit Ew. Hochwohlgeboren Br, 
richt vom 21. October v. J. eingereichten Formulare zu den Pro 
tofolfen der Affifenfisungen dem Koͤnigl. Reviſi ons⸗ und Caſſa⸗ 
tionshofe zum Gutachten vorgelegt. 

Sie erhalten anliegend den genehmigten Entwurf des Pros 
tokolls der Affifenfigungen (Anl. A.), mit dem Auftrage, legteres 
bei Tammtlichen Affifenhöfen einzuführen, und fämmtlichen Ober⸗ 
gerichtsſchreibern zu unterſagen, ſich ferner eines andern gedruckten 
Formulars zu bedienen. Es wird zur Vereinfachung der Sa— 
chen und Erſparung der Koſten dienen, wenn Sie, Herr Gene⸗ 
ral⸗Procurator, die Formulare fuͤr fämmtliche Aſſiſenhoͤfe auf 
den Bedarf von etwa zwei jahren unter ihrer Auffiche druden 


laſſen, und fie ſodann nad Maaßgabe des Beduͤrfniſſes ver⸗ 


theilen. 

Zugleich werden Sie, Herr Praͤſident, veranlaßt, die 
Aſſiſen⸗Proͤſidenten aufzufordern, die von fruͤheren Geſtaͤndniſſen 
und Ausſagen abweichenden Erklaͤrungen der Angeklagten und 
Zeugen, fo wie die relevanten Ausſagen der in der ſchriftlichen 
Unterſuchung nicht vernommenen Zeugen, in gedraͤngter Kuͤtze zu 
Protokoll zu nehmen, und Sie, Kerr General: Procurator, 
die Ober⸗Procuratoren anzuweiſen, durch ihre Anträge darauf 
zu wachen, daß dies gefchehe. 

Den Präfidenten und Gerichtsfchreibern ift jedoch, bei Zufer 
tigung ber Protofollformufare zu eröffnen, daß der Juſtizminiſter 
entfernt ſei, den Gebrauch dieſer Formulare beſtimmt vorzuſchrei⸗ 
beu, derſelbe vielmehr nur den Gebrauch der Älteren Formulare 
unterfage und den Gebrauch der neueren nur mit der Maßgabe 
geftatte, das fie Dadurch von ihrer Derantwortlichkeit wegen jeder 
ftehen gebliebenen Stelle eben fo wenig entbunden würden, als 
wenn diefelbe von ihnen gefchrieben und resp. unterfchrieben wäre. 
Der Zuftizminifter gewärtige übrigens, daß fünftighin, nament⸗ 
lich in größeren, mehrere Tage dauernden Sachen, wo der größte 
Theil der Gründe für die Geftattung der "Formulare weofällt, 
die ordentliche gefchriebene  Nedaction der Protokolle gewaͤhlt 
werde, “ 

Berlin, den 15. Februar 1833. 
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Deffentlihe Sigung des’ Königl. Afflffenhofes zu .... vom 
. achtzehnhundert ... Uhr ... Mittags, mo anweſend waren 
Die Herren „uns... .. Gerichtsfchreiber. er 


Die Geſchwornen, welche nach dem heute über die Ziehung 
aufgenommenen Separat; Protokoll für die Criminal» Procedur 
N nenne beftimmt worden find, nahmen nach der in dem 
Ziehungsprotofolfe ‚bezeichneten Reihenfolge, ihre von dem Publi- 
cum und d... Angeflagt... getrennten Sitze d.. Ichtern gegen: 
über, in folgender Ordnung ein: | 














No. | Namen. | Vornamen. ar Stand. | Wohnort. 
l 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 
12 
Hierauf wurde auf Befehl des Herrn Praͤſidenten ungefeſ— 
felt und nur von einer - Wache begleitet, vorgeführt: 


welche durch das vondem Anklage ‚Senat des Rheinifchen Appella- 
tionsgerichtshofes erfaffene Urtheil vom vor ‚den 
Koͤnigl. Affifenhof hierfeldft verwiefen und angeklagt 


D  folchergeftalt vorgeführte Angeklagte vondem Herrn Präfi 
denten nach) Namen, Vornamen, Alter, Stand, Gewerbe, 
Wohn, und Geburtsort befragt, antwortete hierauf: 

Der Herr Präfident machte hierauf d anweſenden Vertheidi: 
ger Kerr Advocat die im Artikel 311. 
ver Criminal» Procegordnnung vorgefchriebene Vorhaltung. So— 
dann richtete der Kerr Präfident an die Gefchwornen die im Ar- 
titel 312. ibid. vorgefchriebene Anrede, welche diefe ftehend und " 
mit entblößtem Haupte anhörten. | 


32* 
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Geſchworne, einzeln von dem Herrn Präfidenten aufge 
rufen, antwortete fodann mit a aa Hand: | 


Hierauf forderte der Herr Präfident d Aungeklagte auf, auf: 

merffam zu fein auf dasjenige ,. was jeßt hören werde und 

befahl fodann dem Gerichtsichreiber, das Urtheil des An: 

Klage» Senates des Rheinischen Appellgtionsgerichtshofes vom 
welches die Verweiſung an den Könige. Aſſi — 

hierſelbſt enthaͤlt, ſo wie den Anklageact vom 

verleſen. 

Der Gerichtsſchreiber verrichtete dieſe Vorleſung mit lauter 
Stimme, und wiederholte hierauf der Herr Praͤſi dent d An— 
geklagten den Hauptinhalt des Anklageactes mit dem Zuſatze: 

das iſt es, weſſen angeklagt, werde nunmehr die 

Beweiſe vernehmen, welche man gegen vorbringen wird. 


Von dem Herrn Procurator wurde hiernaͤchſt der Ge⸗ 
genſtand der Anklage naͤher entwickelt und das Verzeichniß derje⸗ 
nigen Zeugen uͤbergeben, welche vernommen werden jol 


len. Dieſes Verzeichnig wurde von dem Gerichtöfchreiber mit 
lauter Stimme abgelefen und beim namentlichen Aufrufe der 
zeugen f 


Der Herr Präfident erinnerte hierauf fämmtliche Zeugen an die 
Heiligkeit und Wichtigkeit des Eides, an die Pflicht, die Wahr: 
heit zu fagen, machte fie aufmerffam auf bie in dem Artikel 361. 
des Strafgeſetzbuchs gegen den Meineid verhaͤngte Strafe, und 
befahl ihnen, ſich in das fuͤr ſie beſtimmte Zimmer zu begeben, 
und daſelbſt ſo lange zu verweilen, bis ſie vorgerufen wuͤrden. 

Nachdem in Folge dieſes Befehls ſaͤmmtliche Zeugen ſich aus 
dem Sitzungsſaale entfernt hatten, wurde nach dieſer Entfernung 
d Angeklagte über den Inhalt der. —— ne ver; 
nommen, wobei d felbe erklärte: 


Nach diefer Vernehmung d Angeklagten wurden ſodann die 
zeugen einer nach dem andern, wieder in den Sitzungsſaal ge: 
a er mündlich abgehoͤrt in folgender Ordnung: 


Der — erklaͤrte fodann auf Befragen des Herrn Präfidenten: 
Ich heißhß 

d Angeklagte habe ich vor der in der Anklage enthaltenen 

That ° gekannt. 

Der Zeuge ans hierauf feine Ausſage zur Sache felbft ab: 


Am Schluffe der Ausfagen eines jeden Zeugen befragte der Hert 
Präfident denfelben, ob es d gegenwärtige Angeklagte , wo 
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von er gefprochen habe, fo wie auch. d Angeklagte , ob auf 
Dasjenige, was fo eben gegen befunder worden, etwas erwie— 
dern wolle. 
Auch ließ der Herr Praͤſident im Laufe der Verhandlung 

d - Angeklagten die vorhandenen Weberführumgsgegenftände vor; 
zeigen und forderte auf, fich über die Anerkennung derfelben 
zu erklären. 

Diefe nämliche Vorzeigung gefchah auch den Zeugen, fo 
wie fi) die Veranlaffung dazu ergab. 

Nachdem. folchergeftalt das Zeugenverhoͤr beendigt war, ent; 


i wickelte der Herr Procurator die 
zur Unterftüßung der Anklage gereichenden Gründe und trug 
d Vertheidiger Herr Advocat die Vertheidigung 


d Angeklagten vor. 

Auf Befragen des Herrn Präfidenten äußerte d Ange: 
klagte fodann, daß nichts mehr zu fagen habe und «erklärte 
der Herr Praͤſident demnach die Verhandlung fuͤr geſchloſſen, 
trug in einer kurz gefaßten Darſtellung die Sache vor, machte 
die Geſchwornen auf die vorzuͤglichſten Beweiſe fuͤr und gegen 
d Angeklagte aufmerkſam, erinnerte fie an die ihnen oblie— 
genden Pflichten, ftellte und verlas fodann die von ihnen zu be: 
antwortende Frage: ; 


Der Herr Praͤſident übergab die Frage mit dem Anklageget, fo 
wie mit dem Protofolle über die Feftftellung des Thatbeſtandes 
und mit den uͤbrigen Unterſuchungsacten, jedoch mit Ausnahme 
der ſchriftlich aufgenommenen Erklaͤrungen der Zeugen, an die 
Geſchwornen in der Perſon ihres Vorſtehers, wobei die erſteren 
von dem Herrn Praͤſidenten zugleich bedeutet wurden, daß ſowohl 
für als gegen d Angeklagte die Entſcheidung nach der Stim— 
menmehrheit abzufaſſen ſei, und bei etwaiger Stimmengleichheit 
die gelindeſte Meinung den Vorzug erhalte, daß aber, wenn d 
Angeklagte nur mit ſieben Stimmen gegen fuͤnf der Hauptthat 
fuͤr ſchuldig erklaͤrt werde, dieſes im Eingange ihrer Erklaͤrung 
bemerkt werden muͤſſe. 

Der Herr Praͤſident ließgd Angeklagte ſodann aus dem 
Sitzungsſaale abführen und verfügten die Geſchwornen ſich in 
das für fie beftimmte SRG, um dort Über die ihnen geftellte 
Frage zu berathen. 

Auch wurde von dem Seren Proͤſt identen dem Befehlshaber 
der Wache der beſondere Befehl ſchriftlich ertheilt, den Zu: 
gang zu dem Berathungszimmer der Geſchwornen zu bewachen. 

Nachdem die Geſchwornen in den Sitzungsſaal zuruͤckge— 
kehrt waren, und ihre Site wieder eingenommen hatten, befragte 
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der Herr Präfivent dieſelben nach dem Reſultate ihrer Berathrng, 
worauf fodann der Kerr Vorſteher der Geſchwornen 
von ſeinem Sitze aufſtand, die Hand auf das Herz legte und 

rach: — J — 
* Auf meine Ehre und auf mein Gewiſſen vor Gott und 
vor den Menſchen, die Erklaͤrung der Geſchwornen iſt 
folgende: V * 

Frage: 

Dieſe Erklaͤrung der Geſchwornen wurde hierauf in Gegenwart 
der uͤbrigen von dem erwaͤhnten Vorſteher unterſchrieben und dem 
Herrn Praͤſidenten uͤberreicht, welcher ſolche ebenfalls unterſchrieb 
und eben ſo die Unterſchrift des fungirenden Gerichtsſchreibers 
beifuͤgen ließ. en 


D | Angeklagte wurde fodann auf Befehl des Herm 
Praͤſidenten wieder in den Sitzungsſaal gefuͤhrt, und in 


Gegenwart die Erklaͤrung der. Geſchwornen durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber mit lauter Stimme vorgeleſen: 


= 


Zufolge der vorftehenden Erklärung der Geſchwornen wurde 
hierauf von dem Herrn. PDrocurator "der Antrag 
dahin genommen: Ba Ä 


D Angeklagte wurde fodann von dem Herrn Praͤ— 
— befragt, od zur Vertheidigung nichts mehr anzufüh: 
ven hatte: — 

Der Gerichtshof ſchritt demnaͤchſt zur Berathung 
‚wonach der Here Praͤſident die Artikel - vorlas, und 
mit lauter Stimme in Gegenwart 
des Publicums und d Angeklagten das von dem König. Aſſien— 
hofe erlaffene Urtheil verfündigte, durch weiches d Angeklagte 


Von dem Herrn Präfidenten wurde fodann d Verurtheilte 
darauf aufmerkfam gemacht, daß ih die Befugniß zuftehe ‚von 
. dem Nechtsmittel der Caffation Gebrauch zu machen, welches 
Nechtsmittel jedoch binnen. drei Tagen, von dem Ablaufe dei 
heutigen Tages angerechnet, in der Kanzlei des hiefigen Landge—⸗ 
richts angemeldet werden muͤſſe. . | 
Die Sisung wurde hiermit aufgehoben, und ift über alles 
diefes von dem Gerichtsfchreiber gegenwaͤrtiges Protokoll aufge 
nommen und mit dem Herrn Präfidenten unterfchrieben worden. 
| So gefihehen in dem gewöhnlichen Sigungsfaale des Königl. 
Affifenhofes hierfeldft am — Be was 
| | | (v. 8.53. Bd. 41, ©. 297.) 
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Verfahren in ven Aſſtſen, und Pflichten des offentlichen Miniſteriums 
bei der Anklage. 


A. 


In der Anlage erhalten Ew. —— die Unter: 
ſuchungs⸗-Acten wider den M. P. zurück, nebft dem Auszuge aus 
- Dem Urtheile des Caffationshofes, welches den Caffationsrecurg 
gegen das Urtheil des Aſſiſenhofes vom 29. März d. J. verwor⸗ 
fen hat. 

Einer Zuftellung, des Caffationsurteld bedarf es nicht, da 
‚Durch die in beglaubter Abfchrift "beiliegende Allh. C. O. vom 24. 
Mai e. die Beſtaͤtigung verſagt und vielmehr die Freilaſſung des 
M. PD. zu N. verfügt werden. Ich habe bereits unterm 25. v. 
M. das Nöthige wegen Vollzugs derſelben direct an den Ober⸗ 
Procurator zu Trier erlaſſen. 


Bei Ueberſendung der obigen Actenſtuͤcke und der fol: 
‚genden: 


1) — des Ober »Procurators zu Trier vom 5. Octbr. 
— 

2) des Berichts des Kreisphuficus Schneiders in Saarburg 
vom 28. September 1832, 

3 der Cenſur des Rheiniſchen Mediclnat s Collegii aber den Ob⸗ 
ductlonsbericht deſſelben Kreisphyſtcus, welcher ſich in den 
Unterfuchungs + Acten befindet „ und welcher die Erdroffelung 
der Eliſabeth Fiſch durch einen Dritten als unzweifelhaft an- 
nimmt, vom 7. Juli 1832, 

4) der fogenannten Widerfegung dieſer Cenſur durch den Kreis: 

pyhyſicus Schneiders ohne Datum, 

. 5) des Gutachtens des Criminal» Senats des Königl. Kammer: 
gerichts hiefeldft in der vorliegenden Sache, 

kann ich mich folgender Bemerkungen nicht enthalten. 
1. Das Gutachten sub No. 5. und die Cenſur sub- No. 3. 
weiſen nad, daß durch das Obductions-Protokoll der objective 

Thatbeſtand keinesweges fefigeftellt worden fei, indem fich nicht 

einmal- daraus folgern läßt, daß die Eliſabeth Fiſch an einer Er; 
ſtickung, viel weniger, daß fie in Folge einer Erdroffelung geſtor⸗ 
ben iſt, daß es vielmehr wahrſcheinlicher iſt, daß ſie in Folge ei— 
nes Schlagfluſſes ihr Leben geendet. 

Dem Criminal⸗Senate des Kammergerichts lag die Cenfur 
des Medicinal⸗Collegii vor, er war mithin durch, diefelbe auf eine 
firenge Kritik des Gutachtens des Kreisphyficus angewieſen; den 
Unterfuchungsbeamten, dem Anklage - Senate und Dem Affifenhofe 
lag zwar dieſe Cenfur nicht vor, allein, wenn die, mit der Lei: 
tung der ſchriftlichen Unterſuchung beauftragten Beamten jened 
Gutachten einer nähern. a unterworfen hätten, fo würden 


$ 


J 
* * 
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fie darin fo viele Mängel gefunden haben, daß fie bei dem Nor; 
trage der Sache bei der Rathskammer des Landgerichts, ſtatt auf 
Vermweifung der Sache an den Aecufationg Senat, vielmehr auf 
Mittheilung der Acten an das Medicinal » Collegium angetragen ha; 
- ben würden. Auch beim Anklage» Senat hätte das Gutachten des 
Kreisphyficus einer forgfältigern Prüfung unterzogen werden muͤſ⸗ 
fen, da, bevor derfelbe darüber erfannt, ob hinlängliche Indicien 
der Thäterfhaft gegen ein beftimmtes Individuum vorhanden 
find, um daffelbe in den Anklageftand zu verfegen, er fid vor 
allem davon überzeugen uuß, ob der Thatbeftand des Verbre— 
chens ſelbſt hinlänglich bewiefen fei, indem da, wo fein Verbte— 
chen ift, auch fein Verbrecher fein’ kann, und daher die Ermitte; 
lung des objectiven Thatbeſtandes der Verweiſung in den Anklage 
ftand vorausgehen muß und dem öffentlichen Verfahren nicht über: 
laffen werden fann. Daß auch dem Ober : Procurator. zu Trier der - 
Beweis des objectiven Ihatbeftandes fehr zweifelhaft gefchienen, 


“ geht aus dem Umftande hervor, daß er zur Sigung des Aſſiſen— 


hofes drei Sachverftändige, außer dem obducirenden Kreisph; 
fieus, geladen hat. Das Protokoll ift aber fo mangelhaft, daß 
daraus nicht einmal erfehen werden kann, welcher Meinung diefe 
. drei Sachverftändigen gewefen. Da fie in der fchriftlichen In 
ſtruction nicht vernommen werden, fo hätte fchlechterdings we— 

nigftens das Nefultat ihres Gutachtens im Protokolle bemerkt 
werden müffen: ein Fehler, welchen der Präfident des Aſſiſen— 
hofes fofort hätte verbeffern muͤſſen und den Sie in meinem Auf: 
* an dem Letztern, ſowie an dem Gerichtsſchreiber zu ruͤgen 
1 en. In . 

2. find die Indicien, welche den Angeklagten verdädtig 
gemacht, fo entfernt und ſchwankend, daß fie, wie das Gutach— 
ten des Criminal: Senats des KRammergerichts richtig bemerkt, kaum 
eine absolutio ab instantia rechtfertigen würden es iſt mir da; 
her um fo auffallender gewefen, daß der Anklage: Senat dennod) 
darauf die Anklage erfannt hat, als die fo gewöhnliche Erception, 
dag die Nheinifchen Richter ihre moralifche Weberzeugung aus dem 
Totaleindruct der mündlichen Verhandlungen entnehmen, doch 
auch diefen Senat, welcher bios nach den fehriftlichen Acten er; - 
fennt, feine Anwendung finden ann. Ich habe darüber dem 
Präfidenten des Accuſations Senats meind Bemerkungen mitge 
theilt, wie Sie aus der anliegenden Abfchrift meiner Verfügung 
vom heutigen Tage erfehen werden, und fordere Sie anf, dem 
ſelben die Acten zur Einficht mitzutheilen. 

Ew. Hochmwohlgeboren veranlaffe ich zugleich, die Procura— 
toren, welche unter Ihrer Leitung die Anträge beim Accufations 
Senate formiren, aufzufordern, wenigftens bei den ſchweren und 
wichtigen Verbrechen die Acten auch in der Nückficht genauer zu 
prüfen, ob ſowohl der objertive Thatbeftand gehörig fefigeftellt, 


} 
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als auch ob die gegen den Befchuldigten fprechenden Anzeigen von 
dem Gewichte find, daß fie eine Anklage rechtfertigen. Es liegt. 
von felbft vor, daß der Antrag, wie ihn der Procurator Scheibe 
foi. 116. der Unterſuchungs⸗Acten genommen, der Abficht des 
Art. 217. der Criminal: Ordnung nicht entfpreche indem, wenn 
auch der. Procurator feinen fchriftlichen Antrag mündlich motivirt 
hat, es dennoch um fo angemeffener ift, dag die Hauptmomente, 

welche den objectiven Thatbeſtand und’die Thäterfchaft beweifen 
follen, in einer fo wichtigen Sache, wo e8 fich von einem Men: 
fchenfeben handelt, auch in den fehriftlichen Antrag zu deffen De; 
gruͤndung aufgenommen werden, als nach der, dem Bernehmen 
nad), bei dem gedachten Senate eingeführten Praxis die Entfchei: 
dungen nicht fofort auf den muͤndlichen Vortrag der Procurato: 
ven, fondern in einer folgenden Sitzung auf den Vortrag eines 
Referenten erfolgen und dieſem, fo wie den übrigen Staatsmit— 
‚gliedern, die mündlichen Neuerungen des Procurators dann nicht 
ange e gegenwärtig find. | 


3._ift aus dem Audienz: Protokoll nicht einmal zu erfehen, 
weichen Antrag der Oberprocurator an die Geſchwornen gerichtet 
hat, da es fol. 149. 6108 bemerkt ift,. dagder Ober »Procurator die 
Gründe, worauf die Anklage beruht, entwickelt habe. Die Ent: 
wickelung ift zwar unter allen Umftänden eine Pflicht, allein er - 
muß auch auf Verurtheilung antragen, wenn er von der Schuld 
des Angeklagten perfänlich überzeugt ift, oder endlich, wenn er 
ſelbſt zweifelhaft iſt, die Gründe für und wider mit gewiſſenhaf— 
“ter Unparteilichfeit vortragen, und die Entfcheidung der eben fü 
gewiffenhaften Meberzeugung der Geſchwornen gnheimftellen, und 

in dem einem, wie in dbem.andern, und daher in jedem Falle 
muß fein vollftändiger Antrag beſtimmt aus den Acten erhelfen, 

wenn auch) die Gründe deffelben nicht ing Protofoll gehören. 

Es ift fchlechthin nicht zu geftatten, daß aus den Acten und 
infonderheit aus dem Audienz: Protokoll nicht einmal der Antrag, 
der Staatöbehörde erhelle, und diefe dadurch außer Stand ge: 
feßt fei, bei unangemeffenen oder gar actenwidrigen Ausfprüchen 
der Gefchwornen gegen den Vorwurf der Iheilnahme an erſteren 
fich zu rechtfertigen. 

Sch veranlaffe daher Em. Hochwohlgeboren, die ſaͤmmtli⸗ 
chen Ober⸗Procuratoren anzuweiſen, in allen wichtigen Criminal: 
Unterfuhungsfachen ihre Anträge an die Jury ſchriftlich zu den 
Arten zu geben, und die Obergerichtöfchreiber , folche in die Au; 
dienz : Protokolle aufzunehmen, 

Im Uebrigen ift e$ mir angenehm gewefen, aus Ihrem Be⸗ 

richt vom. 26. Mai e. zu erfehen, daß die Ober: Procuratoren 

die Gruͤnde fuͤr und wider die Angetlagten mit gleicher Gruͤnd⸗ 
lichkeit en 


t 
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Ich fordere jedoch Ew. Hochwohlgeboren auf, Ihnen die: 

ſes bei der obengedadhten Anmweifung noch ganz befonders zur 

Pflicht zu machen. ; 

Die Ermittelung und der Schuß der Unfchuld ift für die 
Regierung eben fo fehr Pflicht und. eben fo wichtig, als die Er: 
mittelung und DBeftrafung des Verbrechens; das erftere gehört in 
völlig gleichem, ja in noch höherm Grade zu der Beftimmung des 
öffentlichen Deinifteriums, wie die letztere, und würde das öffent: 
lihe Minifterium fonft von feiner hohen Beftimmung zu einem 
bloßen oͤffentlichen Ankläger herabgewärdigt werden. _ Daffelbe 
foll und muß durd) feine gewiffenhaften und wohlgepruͤften An: 
träge eben fo eifrig, als es durch Verfolgung der Verbrecher den 
Unterthanen Sr. Majeftät Schuß und Sicherheit verfchafft, und 
der Unfchuld der letzeren und ihrer gründlichen, reiflichen und ge: 
wiffenhaften Entwicelung, Prüfung, Schuß und Sicherheit 
gewähren, und daher in der einen wie in der andern Beziehung 
eben die Pflichten erfüllen, welche der Negierung felbft obliegen. 
Ew. Hochwohlgeboren erfuche ih, dies den Beamten des öffent: 
lichen Minifteriums beftimmt zu eröffnen, und mir Abſchrift Sb: 
rer Eircularverfügung mitzutheilen. A 
Berlin, den 7. Suni 1833. 
B. 

In einem fpeciellen Falle, in welchem vor einem Affifen: 
hofe über eine wegen Mordes erhobene Anklage verhandelt wur; 
de, ift ed von des Herrn Juſtizminiſters Excellenz gerügt wor: 
den, daß in dem Sißungsprotofolle nur gefagt iſt, 

daß der Ober» Procurator die Gründe, worauf die Anklage 

beruht, entwickelt habe. 

‚Se. Excellenz bemerkt, daß diefe Entwicfelung unter allen Um: 
ftänden die Pflicht des Ober Procurators fei, daß diefer aber 
auch auf Verurtheilung antragen muͤſſe, wenn er von der Schuld 
des Angeklagten perfönlich überzeugt ift, auf Freifprechung aber, 
wenn er von der Schuld nicht überzeugt ift, oder endlich, wenn 
er felbft zweifelhaft ift, die Gründe für und wider mit gewiffen- 

hafter Unparteitichkeit vortragen und die Eintfcheidung ‚der eben ſo 

gewifienhaften Ueberzeugung der Geſchwornen anheimftellen müflt, 
und in dem einem wie in dem andern Falle fein Antrag. beftimmt 
aus den Acten erhellen mäffe, wenn auch die Gründe nit in 
das Protokoll gehören; daß es fehlechthin nicht zu geftatten ſei; 
daß aus den Acten und infonderheit aus dem Audienz - Protokolle 
nicht einmal der Antrag der, Staatsbehörde erhelle und diefe da 
durch außer Stand gefegt werde, bei unangemeffenen oder gar 
actenwidrigen Ausfprüchen der Gefchwornen gegen den Vorwurf 
der Theilnahme an erfteren fich zu rechtfertigen. 
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Nach diefen Bemerkungen, welche ich wörtlich wiedergege: 
ben habe, bin ich angewiefen, den Herren Ober: Procuratoren _ 
aufzugeben, in allen wichtigen Criminal » Unterfuchungsferhen ih: 
‚re Anträge an die Sjury fehriftlich zu den Acten zu geben, welche 
alsdann die Gerichtsfchreiber in die Protokolle aufzunehmen 
haben. _ . Ä 
Schon früher hatte ich Gelegenheit, des Herrn, Juſtizmini⸗ 
fters Excellenz die Verſicherung zu geben, daß die bei den Affifen 
fungirenden Beamten der Staatsbehörde die Gründe für und 
wider den Angeklagten mit gleicher Gründfichkeit würdigen, und 
- diefe Verfiherung ift von Sr. Excellenz wohlgefällig aufgenom: 
men worden; es ift mir jedoch noch befonders aufgegeben, diefe 
gruͤndliche Würdigung der Beweiſe für und wider, den Be: 
amten der Staatsbehörde noch ganz ' befonders zur Pfliche zu 
machen. | a er ae 
Des Heren Yuftizminifters Excellenz bemerkt hierbei, daß 
die Ermittelung und der Schuß der Unfchuld für die Regierung 
eben fo fehr Pflicht und eben fo wichtig jei, als die Eirmittelung 
und Beftrafung des Verbrechens, daß das erfterein völlig glei— 
chem, felbft in noch höherem Grade zu den Beflimmungen des 
öffentlichen Minifteriums gehöre,. als die letztere, indem fonft 
. das Öffentliche Diinifterium von feiner hohen Beftimmung zu eis 
nem bloßen öffentlichen Ankläger herabgewuͤrdigt würde. 

Ew. Hochwohlgeboren werden daher nicht verfäumen, fünf: 
tig hiernach felbft zu verfahren und auch Ihre Gehülfen hiernah 
anzumeifen. TE Ä 

Coͤln, den 27. Juni 1833. _ 

u Der General; Prorurator | 

h Ruppenthal. 

| Circulare | FB | 
an die Herren Ober : Procuratoren. | 

| | (ER I Bd. 41. ©. 577.) 


Anfang der Strafzeit ‚ wenn Eaffation nachgefucht ft. 


Em. Hochwohlgeboren wird auf die Anfrage in dem ‚Be; 
richte vom 25. v. M. eröffnet, daß, was die Strafzeit des ehe; 
maligen Burgemeifterd B. zu W. anlangt, diefe nach den befon; 
deren, in diefer Sache fiattgefundenen Allerhöchften Beſtim⸗ 
mungen mit dem 13. d. M. abläuft. | 

Was aber die allgemeine Anfrage anlangt, von. wo ab der 
‘ Anfang der Strafzeit verhafteter Perfonen in Sachen, wo Caf- 
fation nachgefucht ift, läuft, fo ift ed richtig, daß der terıninus 
a quo der Tag. der Entfcheidung des Caffationsgefuches ift, wenn 
nicht etwa die Verurtheilten auf ihr Verlangen vorläufig an ihren 
Strafort abgeführt worden find, - in welchem Falle. die Strafe 


I 
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vom Tage der Ankunft daſelbſt beginnt, wenn dieſer ein fruͤherer 
iſt, als der der Caſſations-Urtheile. 

Diefe vorläufige Antretung der Strafe muß übrigens den 
Verurtheilten nicht allein bei Criminal⸗, fondern aud) bei polizei: 
lich und correctionell erfannten Gefängnißftrafen , und ohne Un 
terfchied , ob das Nechtsmittel von ihnen felbft oder vom öffent 
lichen Meinifterium eingelegt ift, und bei den Gefängnißftrafen 
schon nach Publication des Urtheils erfter Inſtanz frei ftehen und 
fie deshalb darauf bei Einlegung der Nechtsmittel ausdruͤcklich 
aufmerkfam gemacht werden. Hiernach haben Sie das Weitere 
zu veranlaffen. 

Berlin, den 7. Juni 1833. 


Verfügung. 

Abfchrift des Berichts des Herrn Ober : Procurators am 
Landgerichte zu Trier vom 25. v. M. und der darauf erfaffenen 
Verfügung vom heutigen Tage erhält der Herr General: Procura: 
tor Ruppenthal zur Nachricht und ebenmäßigen Befcheidung der 
übrigen Ober » Procuratoren. 

Berlin, den 7. Suni 1833. (v. K. J. Bd. 41. ©. 586.) 


Forum der Defertions: und Confiscationg = Procefie. 


- Nach) einer Benachrichtigung von Seiten des Kriegs: Mint 
ferii haben des Königs Majeſtaͤt mittelſt Allerhöchfter Cabinets 
Ordre vom 11. Juni d. J. zu beftimmen geruhet, daß gegen Sn 
dividuen, welche 

1) von Truppentheilen, die getrennt vom Divifions - Comman 
do in einer Feftung ftehen, oder : 

2) von Neferve-Negimentern, Sjäger : und Schůuͤtzen ⸗Abthei⸗ 
lungen, der Artillerie und den Pionieren, welche außerhalb 
des Bezirks desjenigen Armeecorps, dem fie nach der Armee⸗ 
Eintheilung angehören, fich befinden, defertirt find. 

der Deſertions- und Confiscations-Proceß, im erftern Falle von 
des Abwefenden Divifions » Gerichte, im zweiten Falle von dem 
“ Corps; Gerichte desjenigen Armeecorpe, dem der Truppentheil 
nach der urfprünglichen Armee» Eintheilung — geführt 
werden fole. 

Bon .diefer Allerhoͤchſten Beſtimmung werden hiermit die 
Gerichtsbehoͤrden in Kenntniß geſetzt. 

Berlin, den 1. Juli 1833. (v. K. J. Bd. 42. ©. 208.) 


Publication der Erfenntnifie in den von der Deffentlichfeit, ausge: 
fehloffenen gerichtlichen Unterfuchungen. 
Es ind bei einigen Rheiniſchen Gerichtshoͤfen mehrmals 
darüber Bedenken entſtanden, ob in den von der Offentlichkeit 


\n 
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ausgeſchloſſenen gerichtlichen Faͤllen das abgefaßte Erkenntniß oͤf⸗ 
fentlich zu publiciren ſei. Der Zweck und Inhalt der Allerhoͤch⸗ 
ſten Werordnung vom 31. Januar 1822 kann es aber nicht 
zweifelhaft laſſen, daß die Publication des Erkenntniſſes ebenfalls 
von der Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen ſein und daher nicht oͤffent⸗ 
lich erfolgen ſolle. Wenn der Geſetzgeber von der Oeffentlichkeit 
gewiſſe Verbrechen ausſchloß, fo hatte er dabei die Abficht, die: 
ſelben nicht zur Öffentlihen Kenntniß gelangen zu lafien und fie 
dem aus ihrer Verhandlung hervorgehenden Aergerniß zu entzies 
hen, ein Zweck, der feinesweges erreicht werden würde, ment 
das Publicum nur während des Verhoͤrs entlaffen würde, vor 
den verfchloffenen Gerichtsthären nichr allein auf die Publication 
des Urtheils harrte, fondern fi) noch vermehrte, und endlich durch 
die Öffentliche Verkündigung des Urtheils daß Ergebniß der Unter: 
ſuchung veröffentlicht wuͤrde. So unverkennbar dies nicht die Ab: 
ficht des Gefeßgebers war, fo unummwunden ift auch die Vorfchrift 
- der Verordnung vom 31. Jannar 1822, welche für die dazu be: 
ſtimmten Fälle „das öffentlihe Verfahren der Gerichte” unbe 
dinge und ganz allgemein 'ausfchließt, zu demfelben aber die Pu: 
bficastion des Erkenntniſſes ganz wefentlich gehört, und, wie auch 
aus den Verhandlungen hervorgeht, darunter mit verftanden ' 
worden, 

Aus Veranlaffung einiger Fürzlich vorgefommenen Fälle ber 
auftrage ich daher Ew. Hochwohlgeboren ‚- zur Vorbeugung ähn; 
licher Uebelftände, hiernach die. Gerichtöhöfe baldigft anzumweifen, 
hierunter der Worfchrift der mehrgedachten Allerhöchften Verord⸗ 
nung gemäßer zu verfahten, und in den darunter begriffenen Faͤl⸗ 
ten auch die Publication der Erfenneniffe von der Deffentlichkeit 
auszuſchlleßen. 

Berlin, den 28. Septbr. 1833. (v. K. J. Bo. 42. S. 209.) 


Trennung zweier gegen daſſelbe Individuum nach preußiſchen und nach 
franzöſiſchen Geſeben zu führenden Unterfuchungen. 

Ew. Hochwohlgeboren wird auf den Bericht vom 6. Auguſt 
d. J. hiermit eroͤffnet, daß der Juſtizminiſter nur die Meinung 
derjenigen Mitglieder des Collegiums beftätigen kann, welche in 
dem Falle, wo daffelde Individuum zweier Verbrechen oder Ver; 
gehen befehuldigt wird, von welchen das eine nach. franzöfifchen, 
das andere nach preußifchen Geſetzen zu verfolgen und zu beſtra— 
fen fei, die Unterfuchungen trennen, in befonderen Actenſtuͤcken 
inftruiren und über jedes in befonderen Urtheilen erkennen wollen, 
wie dies auch ſchon in einem ganz ähnlichen Falle in dem Referipte 
des Zuftizminifters v. Kirheifen vom 7. Auguft 1821 aus 
drücklich vorgefchrieben worden ift. 

Wo gleichzeitig zwei verfchiedene Erirtinal: Proceduren und 
Geſetze herrfchen, find Kollifionen der angegebenen Art nicht zu 


® 
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vermeiden. Daß die Verurtheilten nicht durch Wollſtreckung meh, 
rerer Criminalftrafen hätter behandelt werden, als wenn nur ein 
Strafgeſetzbuch gelte, dafür muß das öffentliche Meinifterium bei 

der. Strafvollftrefung forgen, und wenn der Verurtheilte nicht, 
wie dies in. der Regel gefchieht, den Weg der Gnade verfuht, fo 
muß der Beamte des Öffentlichen Minifteriums in jedem einzelnen, 
ohnehin felten vorfommenden Falle an den Juſtizminiſter wegen 
Vollſtreckung der erkannten mehreren Strafen berichten, wo denn . 
nad) den Grundfägen des Allg. Landrechts die Neduction der 
Strafen ohnehin, in Gemäßheit des dem Juſtizminiſter ertheil 
ten Allerhoͤchſten Auftrags, erfolgen wird. E 

Berlin, den 1. Novbr. 1833. (v. 8. J. Bd. 42. ©. 474.) 


Wichtige Local- Unterfuchungen, befonders Obductionen, follen die Sn: 
| - ftructionsrichter feloft vornehmen. 

Sin der, wegen Erfparung der Criminalkoſten, am 31. Des 
cember 1825 ergangenen Eircularverfügung ift unter Anderm ge⸗ 
faat, daß Locals Unterfuchungen in der Regel den Friedensrich⸗ 
tern aufgetragen werden fönnen; es ift-aber zugleich gefagt, daf 
eine Ausnahme hiervon zu machen fei, wenn. die Natur und 
Schwere des Verbrechens die eigene Einfchreitung und Mitwir 
Eung des Inſtructionsamtes nöthig machen follte, und es find 
namentlich die Fälle eines Todtfehlages, Mordes, einer- Brand 
ftiftung genannt. BER) | — 

Dieſe letztere Beſtimmung iſt haͤufig uͤberſehen, und es ſind 
bei ſehr wichtigen Faͤllen die Friedensrichter mit Obductionsver— 
handlungen beauftragt worden, welche ſpaͤter wegen ihrer Unvoll⸗ 
ſtaͤndigkeit dem Zwecke nicht entſprachen, auch nicht mehr verbeſ⸗ 
ſert werden konnten, und deswegen das Reſultat der Unterſuchung 
"zweifelhaft laſſen. | ZZ 
Ein neuerer Fall hat dies fo augenfcheinlich bewieſen, daß 
ein Präfident der Affifen ſich veranlagt gefunden hat, in feinem 
an des Herrn Juſtizminiſters Ercellenz erftatteten Berichte die 
Meangelhaftigkeit des Obductionsverfahrens herauszuheben. 

Um das DVerfahren bei einer. Obduction zu leiten, und das 
hierüber aufzunehmende Protokoll fo abzufaffen, daß alle Ver 
hältniffe aufgeklärt, jeder dabei zu beachtende Umftand gehörig 
beleuchtet werde, ift eine Gewandtheit erforderlich, die nur durd) 
eine längere Erfahrung erworben werden kann. Den Friedens 
richtern fehlt aber die Gelegenheit, um folhe Erfahrungen zu 
machen, weil glücklicherweife die Verbrechen nicht fo Häufig find, 
als fie fein mäßten, um jedem ifolivt ftehenden Beamten diefe Ger 
fegenheit zu verfchaffen. Auch mag nicht jedem Arzte eine fo voll 
endete Gewandtheit zugetraus werden, daß man fid auf ihm ver: 
laſſen dürfte, | * 
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Auf ausdruͤcklichen Befehl des Herrn Juſtizminiſters Excel⸗ 

lenz muß ich daher die Herren Ober /Procuratoren und die Herren 

Inſtructionsrichter auf die Beſtimmung in- der Circularverfuͤgung 

vom 31. December 1825 aufmerkſam machen, und denfelben- an: 

empfehlen, bei Obductionen ſelbſt gegenwärtig zu fein und“ das 

Verfahren zu leiten. „Bon, Seiten des sffentlichen Meinifterii 
werden daher auch die Anträge in. diefem Sinne zu machen fein: 

Die, Herren Ober » Procuratoren erfuche ich, diefe Verfügung 

den an ihrem Wohnfige fungirenden Inſtructionsrichtern und den 

Procuratoren mitzutheilen;- an die abgefonderten Inſtructions— 

ämter habe ich von hieraus direct verfügt. 
Coͤln, den 13. November 1833, 
Der Öeneral- Prosurator 
| Ruppenthal. | 
(v. 8. J. Bd. 42, ©. 475.) 


Minifterielle Beftätigung der Criminal-Urtheile. 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß in denjenigen Criminäf- 
fachen, in welchen. nad) den Preußifchen Eriminalgefegen ver, 
fahren und daher in einigen, wenigen Fällen die vorgängige mini, 
fterielle Betätigung des Urtheils erforderfich ift, aus Unbekannt: 
fhaft mit der Preußiſchen Criminalverfaſſung hin und wieder 
eine ſchwankende Praris Statt findet, und dies Berfahren wohl 
gar aus Unkunde der Preugifchen Geſetze als Schärfung eines - 
gerichtlichen Erkenntmiffes angefehen wird. Das Yuftiz- Minis, 
ſterium findet ſich hierdurch zur Vorbeugung jener Inconvenienzen 
und zur Berichtigung dieſer Irrthuͤmer zu nachſtehenden Erläute, 
rungen bewogen. 

Nach der Preußiſchen Criminalverfaſſung beduͤrfen bekannt⸗ 
lich in den geſetzlich beſtimmten Fällen die Erkenntniſſe der Unter 
gerichte die vorgängige Beftätigung des ihnen vorgefegten 
Dber »Landesgerihts,. und. die der lektern die des Suftiz » Minis 
ſteriums, und find bis zu diefer Beftätigung nicht richterliche Ur⸗ 
theile ‚ -fondern  dergeftalt nur Entwürfe und Gutachten zu dens 
felben, daß, wie Em. Hochwohlgeborem aus dem in den Jahr⸗ 
buͤchern der Preußiſchen Geſetzgebung Bd. XXXVBGS. 339, 
abgedruckten Miniſterial⸗Circular⸗Reſcript vom 13. December 
1830 mit mehrerm erſehen werden, das aus Verſehen ohne dieſe 
Beſtaͤtigung publicirte Urtheil kraftlos und als nicht vorhanden 
angeſehen werden muß. Diefe zur Beſtaͤtigung eingeſandten Gut: 
achten werden ſowohl in den Provinzial⸗Gerichtshöfen, als im 
Inſtiz-Miniſterium, nach den Acten und Geſetzen genau geprüft, 
und falls fie mit den erftern oder den Ießteren nicht übereinftimmen 
follten, mit denfelden in Einklang geſetzt. Won den’Dber ; fan- 
desgerichten gefchieht dies von denfelben ſelbſt in Reſeriptsform; 
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im. Zufkiz- Minifterium hingegen werden nad) faft allgemeiner 
nenern Praxis die Acten an ein anderes Obergericht verfandt, 
und von demfelben ein in Lirtelsform abgefaßtes Gutachten erfor: 
dert. , Nachdem über daſſelbe im Juſtiz-Miniſterium Vortrag 
gehalten und Befchluß gefaßt, und es vom Szuftiz: Minifterium 
beftätige ift und dadurch Urtel geworden ift, wird daffelbe mit 
den Acten an das Gericht, welches Ießtere eingefandt hat, zurid: 
gefandt, um das mit der minifteriellen Beftätigung verfehene Ur: 
tel in dev. durch: die Allerhoͤchſte Cabinets - Ordre vom 18, Mär 
1831 (Sahrb. Bd. XXXVII. ©. 122,) beftimmten Form dem 
Angefhuldigten zu publiciren, welchem, wie fich von felbft ver: 
fteht, dagegen alle in der Sache feldft zuläffige Nechtsmittel in 
eben dem Maaße zuftehen, als gegen ein, weder der obergeridht: 
lichen noch der minifteriellen Seftätigung bedürfendes Urtheil. 
Dies ift der einfache Gang diefes, nach der Preußiſchen 
Eriminal: Suftizverfoffung feit deren Begründung beftehenden, 
ſowohl durch die Criminal⸗Ordnung $. 536,, als durch die ob; 
gedachte Allerhoͤchſte Cabinets⸗-Ordre noch ganz neuerlich beftätig; 
ten, und den Mangel eines in Criminalfachen der Regierung nicht 
Rn Nechtömitteld einigermaßen ergänzenden Verfahrens, 
n welchem fchon deshalb nur Unfunde und Irrthum, wenn das 
beftätigte zweite Gutachten gelinder als das erfte ausfallen ſollte, 
eine minifterielle Milderung, und, follte es härter/ausgefallen fein 
als das erfte, eine minifterielle Schärfung eines gerichtlichen Ur 
theils und einer zuerfannten Strafe finden kann, weil nad) jenem 
verfaffungsmäßigen. Verfahren noch gar Fein gerichtliches Urtheil, 
fondern nur ein gerichtliches Gutachten vorliegt und durch letzteres 
weder überhaupt, noch weit. weniger. aber eine Strafe erkannt 
werden kann. = 
Hieraus ergeben fich daher folgende Nefultate: 
1) Dies Verfahren findet nach der die Allgemeine Criminal: 
Drdnung $. 508 ff. modificirenden Allerhöchften Cabinets 
Drdre vom 4, December 1824. No, 3, (Geſetzſamm— 
kung von 1824.©. 221.) nur dann Statt, wenn die Unter 
fuchung. wegen Hochverraths, Landesverrätherei oder belet 
digter Majeftär eröffnet, und jederzeit, wenn auf Todesftraft 
‚oder lebenswierige Sreiheitsentziehung erfannt worden. 
2) Es muß in den erfennenden Gerichten nach gefchloffener Un 
terfuchung uud berichtigtem Defenfionspuncte eben fo fürm: 
lich und vollftändig re⸗ und sorreferirt und überhaupt fo ver⸗ 
a werden, als in. allen anderen Eriminalfällen ſchwe⸗ 
rer Art. | 
3) Da das Urtheil aber. der höhern Betätigung bedarf und 
‚vor derfelben Fein gerichtliches Urtheil, fondern nur ein Out 
achten: des Collegiums iſt; fo wird es zwar in Form eine 
richterlichen Erkenntniſſes und zwar in der nach der Preußi⸗ 


! 
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fhen Verfaſſung hergebrachten Art, abgefaßt, allein ed 
wird dem Angefchuldigten nicht publicirt, fordern B 

4) ed mag losfprechend oder verurtheilend ausgefallen fein 
(Allgemeine Criminal-Ordnung $. 508.), mit den 
Acten und ber Relation und Correlation, falld das entworfene 
Urtel in der einen eder der andern nicht angehängt ift, an 
das Zuftiz ⸗Miniſterium zur Öeftätigung eingefandt, und 

5) nachdem es von demfelben an das Gericht mit der Beſtaͤ⸗ 

‚ tigung zurücgefandt worden, — früher mit dem Beftätir 
gungs⸗Reſcript ( Allg. Criminal: Drdnung $. 515.), nad) 
der Alterhöchften Cabinets -DOrdre vom 18. März 1831 und 
frühere und fpätere Beftimmungen aber mit der Bemerkung 
im Eingange des Urtels, daß von dem Gerichte „auf den 
Grund des von dem Suftizminifter beftätigten Gutachtens 
des Königlichen ꝛc. Gerichts,” oder „daß in Gemaͤßheit 
des Beftätigungs, Referipts des Juſtizminiſters“ — dem 
Angefchuldigten publicjrt. 

6) Wenn dem Beftätigungs :Nefeript das von einem andern 

Dbergerichte abgefaßte und durch die Betätigung als Urtel 
- bekräftigte Gutachten beigefügt und letzteres ſchlechthin bes 
ftätigt worden; fo ift daffelbe genau nach deifen und even- 
tualiter nah dem im Beſtaͤtigungs⸗-Reſcript enthaltenen 
tenor (Allg. Crim. Ordn. $. 536.) abzufaffen und zu publis 
ciren; iſt ein folches Gutachten nicht beigefügt, ſo normirt 
die im Beſtaͤtigungs⸗Reſcript ſtets ausdrücklich und bezeich- 
nend vorgefchriebene Urtelsform (Meinifterials Refeript vom 
4. Novber 1831, in den Jahrb. Bd. XXXVIII. S. 436.). 

7) Sn jeder Urtelsform iſt der erfolgten Beſtaͤtigung des Juſtiz⸗ 
miniſters ausdruͤcklich zu erwaͤhnen. 

8) Dem Angeklagten ſtehen gegen dieſe beſtaͤtigten Urtheile 
alle ihm nach Preußiſchen Geſetzen gegen jede Criminal⸗Ur⸗ 
theile bewilligten Rechtsmittel, mithin ſowohl die weitere 
Vertheidigung, als in den dazu geeigneten Fällen die Reſti⸗ 
tution in gleichem Maaße zu. 

9) In den ferneren Inſtanzen findet eben das Verfahren wie 
in der erften Statt. | 

Durch diefe Grundfäge der Preußifhen Geſetzgebung mwers 
ben die bisherigen Abweichungen im erfahren befeitigt wers 
ben, und veranlafie ich daher Euer Hochwohlgeboren, dies auch 
zur Kenntniß des Collegiums zu bringen 

Berlin, den 22. Dechr. 1833. (v. 8. 3. Bd. 42. ©. 477.) 


Dad Preufifche Maaß iſt auch bei den in Folge eines Privatrechtvers 
hältniffes erfolgenden Landesvermeflungen anzuwenden. 


Das Polizeigericht zu N. N. hatte in der wider den Aderer 
M. nn auf Antrag der Königl. Negierung zu * eroͤffneten 
V 
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polizeilichen Unterſuchung, um die Beiſchreibung deſſelben am 
Rande des Caſſirten zu bewirken, und es zur Kenntniß der Ober: 


Procuratoren und Polizeigerichte zu bringen, den Grundfaß am 


genommen, daß die vom Denunciaten in der Gemeinde N. N. 
nad) dem alten und nicht nach dem Preußifchen Maaße vorge 
nommenen Zandvermefiungen deßhalb nicht ſtrafbar ſeien, weil 
fie in Folge eines Privarverhältniffes gefchehen und daher als eine 
reine Privathandlung anzufehen ſei, wodurch das Kataftermang 
nicht angegriffen, noch weniger im mindeften verändert werden 
folle , = in Folge diefes Grundfages den Angefchuldigten freir 
ro 

Nachdem wider dies Erfenntniß im Intereſſe des Geſetzes 
Caffation ergilffen, und das Urtheil des Polizeigerichts vom 
8. Sjanuar d. 3. durch das Erfenntniß des hiefigen Caffationt 
und Revifionshofes vom 7. d. M. caffirt worden ift, fo überfende 
ic) Euer Hochmwohlgeboren das leßtgedachte Urtheil. 

Berlin, den 37. Decbr. 1833. (v. K. J. Bd. 42, S. 473.) 
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. Zur Erläuterung ber Allgemeinen Gefegbücher. 


Kk 
Zur Erläuterung des Allgemeinen Landrechts. 





Zum Publications s Patent und zur Einleitung. 2 
1. Geſchlchtliche Einleitung in das Studium des Allgemeinen 


Preußiſchen Landrechts. | 
Qbuhandl. vom Prof. Dr Euler in Bonn.) 
Bd. 32. ©. 3 


2. Bemerkungen über dag Publications Patent des 
Allgem, Landrechts vom 5. Februar 1794, und über Ans 
wendung alter Gefege nad deren Aufhebung. 

(Abh. vom Ober s Landergerichtd-Nath v. Strombeck.) 
Bd. 9. S. 55 u. 289, 

3. Fragmente über das Verhaͤltniß der Gewohnheits- 
rechte. zu Geſetzbuͤchern, in befonderer Beziehung auf bie 
Verpflichtung der Descendenten, Laudemien von Ruſti⸗ 
talftelfen zu entrichten. | . 

Bd. 33. ©. 3. 

4. Weber das heutige Verhäftmig der ProvinzialsMechte 
zum Allg. Preuß. Landrechte, in Beziehung auf das ehe: 
liche Guͤterrecht, befonders in Weffphalen. 

(Vom Privatdocenten D. R. Maurenbrecher in Bonn.) 

| Br. 36. ©. 252. 

5. Suarez amtliche Vorträge bei der Schlußrevifion des Allg. 


Landrechts. 
Bd. 41. S. J. 


Zu verſchiedenen Materien. J 

6. Kurze Verſuche zur Erklaͤrung einiger Dunkelheiten im Allg. 
Preuß. Landrecht. 
Vom O. L. Gerichtsaſſeſſor Rinteln in Weſel. 
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R über den $. 32. der Einleitung (©. 89.) 
h) über Rechtögefchäfte und Handlungen, welche, i 
Auslande vorgenommen, bei Preußifchen Gerichten 
zur Konteftation kommen (&. 91.) | 
c) über den $. 95. der Einleitung, in Verbindung nfit 
Tit. 10. 9,18 — 25. (&. 100.) 
d) über den $. 135. Tie. 2. (S. 103.) 
e) über den $. 40, Tit. 3. (©. 113.) 
H über Tit. 5. $. 81. (S. 123.) 
g) über Tit. 7. $. 5. (©. 127.) 
Bbed. 30. &. 89 — 130, 

7. Vermifchte rechtliche VBemerfungen vom Ober » Landesge- 
richts-Rath Dorguth in Magdeburg (über Erbfolge: 
Wahl der Eheleute in Weftphalen nach $. 9. des Publicas ' 
tions» Patents vom 9. Septbr. 1814 zum Allg. Landredht 

Th. I. Tit. 8.; zu Tit. 22.9. 52. 54. 61.5 zu Tit. 1. Th. II. 
$. 1089, und Tit. 2, $. 618.; zu Th. II. Tie. 1. $. 721. und 
über Steuerftrafen.) | 
Bd. 36. ©. 245, 


. Bu 2h. 1. 2it. 5. | 

8. Weber die wefentlihen Erforderniffe der Werträge (Der: 
gleihung zwifhen ber Preußifhen und Franzöfifchen Ge⸗ 
feßgebung.) | 

(Abt. von Zum Bad.) 

\ Bd. 13. ©. 55. 

9, Weber Erfüllung dee Verträge, namentlich über die Fras 
ge: Iſt der Käufer einer Sache zu deren Uebernahme ver; 
pflichtet, auch wenn fie nicht die ausdruͤcklich vorbedungenen, 
oder ftillfhweigend vorausgefeßsten Eigenfchaften hat? 

(Bom Lands und Stadtriher Müller in Steinau in 
lefien. 
nn Bd. 31. ©, 12. 


10. Weber die Aufhebung der Verträge, wegen Mangels 

der Erfüllung von der anderen Seite. - 
W Abh. Bd. 2. S. 86. 

11. Noch Etwas über die Lehre des Landrechts Ih. I. Tit. 5. 
$. 395. u. ff. von Aufhebung der Verträge, wegen Man: 
geld der Erfüllung von der andern Seite. | 

(Abh. v. Juſt⸗⸗Commiſſ. Schlechtendal in Duisburg.) 
Bd. 4. ©. 267. A 
- 12. Ueber Correal»DObligationen nah Preußiſchem 
Recht. 
(Abh. von Dr. Rubo in Berlin.) 
Bd. 20. ©. 3. 


Bu Titel 7. 
13. Gültigkeit des Decreti Divi Marci im Preuß. Staate. 
Bd. J. S. 129. 
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‚Bu Titel 9, 


14. Berechnung der Verjährungs-Frift der Erwerbung 
des juris decimandi durd die Magifträte, 
(Erkennen. des Kammer : Gerichts.) 
Bd. 1. S. 129, 
15. Ueber die Extinctiv-Verjaͤhrung jaͤhrlicher Gefälle, 
(Abh. v. Ober sLandesgerichts:N. Ludwig in Brieg.) 
Zu Bd. 6. ©. 75. - 
16. Sf die Verjährung\der servitutum discontinua- 
“ zum et non apparentiumm durch den Art. 691. des Code 
Napoleon unterbrochen, oder hat fie während der Herr⸗ 
fhaft des Code Napoleon nur gruft? 
Abh. vom Ober Landgerichts Rath: Dr. Schelfer in 
Halberſtadt. | | 
Bd. 27. ©. 151. 
17. Bemerkungen zur Lehre om Schatz. 
(om Prof. Dr. = a v in Berlin.) 


gZu Titel 8 


18. Ruͤckzahlung der in Papier gezahlten Valuta. 
(Erf. des Ober » Appellationsfenats des Kammer ; Ger.) 
: ‚Bd. 1. ©. 134. 
19. Verbindlichkeit des Fiscus, beim Moratorium Verzugs⸗ 
zinfen zu bezahlen. — — 
(Erf. des Ober⸗Appellationsſenats des Kammer-Gerichts. 
und bed Geh. Ober⸗Tribunals.) 
| Bd. 1. 8,139 
20. Zins fuß bei Verſtattung zum Moratorium. 
(Erf, des Kammer-Gerichts und Geh, Ober » Tribunals,) 
. 8b. 3. ©. 321. 
21. Zum Vortheile der Erben des Ausftellers eines Schuld: 
Inſtruments erlifcht die Beweiskraft deſſelben durch 
eine zehnjährige Präfeription vom Todestage des Erblafr 
ers an. | 
(Abh. v. Erim. Rath u. Prof. Meifter in Breslau.) 
Bd. 2. ©, 261. 


22. Deber Yobberei⸗ und Stockboͤrſen :Spielverträge, ber 
fonders über Schlußzettel, Danziger Obligationen betreffend. 
(Bon Dr. Grattenauer in Breslau.) .- 
| Bd. 24. ©..215, 
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23. Weber die Nechte des Fiscus in Anfehung eines von einem 
Subalternen » Officier gemachten Anlehns, zur Erlänte 
, rung der Vorfchrift des A. L. R. Ih. I. Tit. 11. $. 684. 
| Abh. Bd. 34. ©. 209. — 
24. Ueber die Gefahr der erkauften Sache bei ger 
richtlichen Verkäufen. | 
(Abh. v. Ober» Landesgerichts Rath Ludwig in Brieg.) 
| Bd. 5,» ©. 91, | 


25. De laesione enormi. — Bon der Verlegung über die 
Hälfte beim Kaufvertrage nach Römischen Rechte. und nach 
Preuß. Landrecht. Zr 

| Bd. 41. ©. 339. _ 


Zu Zitel 12. 
26. Iſt der heres fiduciarius Eigenthilmer - oder Nieß⸗ 


draudher? Ä 
Ash. Bd. 6. ©. 245. 


Zu Titel 14. | Be 
22. Ueber eine auf beftimmte Zeit beſchraͤnkte Buͤrgſchaft 
in Beziehung auf den inmittelft eingetretenen Indult. 

(Erf. des Kammer »Gerihtd.) 
| | | Bd. 1. ©. 141, a 
28. Bemerkungen über den $. 232. Tie. 14. Th. LA. N. 
| J Vd. 27. S. 56. 
29. Rechtsbeſtaͤndigkeit der Buͤrgſchaft für eine von einem 
Subalternen»Dfficier ohne Einwilligung feines Chefs cons 
trahirte Geldſchuld. — | a, 
(Erk. des Kammer » Gerichts und Geh. Ober » Tribunale.) 
nr Bd. 3. S. 313. ’ 
30. Weber 1) die Bürgfhaft weibliher Perfonen 
2) die Cura sexus in Schleſien | 
3) die eheliche Gütergemeinfhaft in Schleſien. 
\ Bd. 27. ©. 158, Br 


Bu Zitel 15. | 
31. Ob der endliche Acquirent einer geſtohlenen und nach dies 
fer Acquiſition vorfchriftsmäßig mortificirten Banco⸗Obliga⸗ 
tion durch die unterlaffene Meldung in dem Mortifisations« 
verfahren den Negreß an feiner Auctor verloren habe? 
(Er. des Kammer : Gerichts.) 
5b: 3. ©. 316. 


Su Zitel 16. 

32. Bemerkungen über den Einwand der Compenfatien, 
wenn die Gegenforderung, mit welcher compenfirt werden 
ſoll, noch nicht liquide iſt. | | | 

Bp; 24. S. 201. 
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Bu Zitel 18, 


33. Laudemlalpflichtigkeit der auf einem erbzinsbaren 
Grund und Boden aufgeführten Gebaͤude 
| Abh. Bd. 1. ©, 115. J 
34. Laudemialpflichtigkeit eines auf einem Erbzins 
Grund und Boden praeter legen contractus erbauten 
ſes | 


| (Ext des Kammer: Gerichts u. Geh. Ober Tribunala.) 
Bd. 1. S. 135, 
ee lehnsherrlicher Conſens in eine 
uld. | ! 
(Erf. des Kammer s Gerichts u. Geh, Dber » Tribunals.) 
Bd. 3 S. 318. 


36. Bemerkungen über die Abloͤſung der Lehnw aare. 
(Vom Juſtiz⸗Commiſſ. Haͤlſchner in Hirſchberg.) 

| Bd. 25, ©, 192. | 

Bu Titel 20, | 


37. Berechnung des privilegirten zweijährigen Zins 
rüdftandes der eingetragenen Gläubiger außer dem Falle 
bes Concurſes und des Liquidationsproceffes. 

Bd. 23. ©. 3, | 

38. Synterpretation. des $. 446. Tit. 20, Th. J. des A. L. R. 
wegen der dem dinglichen Rechte des Hypotheken Glaͤu 
bigers mit unterworfenen hinzugekommenen beweglichen Per⸗ 
tinenzſtuͤcken. | 

| Bd. 6. ©. 245, 
39, rn ne | 
(Abh. v. Zuftiz» Commiſſ. Haͤlſchner in Si chber 
— Bd. 20. ©. 177. | . A 

Bu Titel 22, DER i 

40. Leber das Recht der Holzungsberechtigten, Holz zu 
verkaufen. | | | \ 


(Erf. des Kammer » Gerichts.) 
| - D.1©12: 
"Bu Titel 28. ß F | 
el. Entſchaͤdigung für Aufhebung der Banngeredtig: 
eiten. 
(Erf, des Kammer⸗Gerichts) 
Bu Theil U. Tit. 1, Ä 


42. Entfhädigungsanfprüche der filles entrelenues, 
Art. des Kammer : Gerichte.) 


vd. 1. ©. 130, 
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43. Verhaftung eines Ehemannes für die Schulden feiner 
Frau, bie fie gegen fein ausdruͤckliches Verbot gemacht hat. 
EErk. des Kammer » Gerichts.) - 
Bd. 1. ©. 131. 


44. Das Gehalt einer verheirateten Koͤnigl. Theaterfängerin . 
gehört zu ihrem adquestus muliebris, Ä 
(Erk. des Kammer ; Gerichts.) 
| Bd. 3. ©. 318, 
4. Erörterung der Frage, ob nach Preuß. Geſetzen, nament; 
lich auch in Schlefien, der von einer Ehefrau wäh 
rend der Ehe ohne Bewilligung des Mannes gemachten 
Schulden, falls fie fein durch Vertrag vorbehaltenes Wer: 
ie beſitzt, dergeftalt nichtig find, daß fie auch nach auf: 
gelöster Ehe von der Ehefrau nicht bezahlt werden dürfen, 
oder ob fie blos respectu inariti für ungültig zu achten. 
Abh. Bd. 29, &.54. 


(Siehe No. 4. wegen der Provinziafrechte über das eheliche 
Guͤterrecht.) | | 
Bu Zitel 2, 
46. Ueber den Pfliherheil der Enkel, und deffen Ent 
ziehung nad) Preuß. Erbrechte. | 
(Abh. v. Dr. Grattenauer in Breslau.) 
Bd. 13. S. 325, 
47. Ueber den Pflichttheil der Enkel. 
(Abh. vom Erim. Rath Stenger und vom Meg. Rath 
Graͤvell.) | 
86.16. S. 141. u. 152. | 
AH. über die Einkindſchaft., nr, 
Vom Ober »Landesgerihts-Rath v. Strombed.) 
| Bd. 13. ©, 335. - | 


Bu Zitel 4, 

48. Beftehende Fideicommiffe werden durch die Einfüh: 
zung des Code Napoleon nicht aufgehoben, und Familien; 
Tideicommiffe find ihm nicht durchaus entgegen. 

(Abh. vom Zuftizminifter v. Kamp.) 
\ | Bd. 25. S. 173, 


Zu Zitel 7. | | 
49. Verpflichtung der Dorfgemeinden zu Neifefuhren für den 
Lehnsſchulzen. | 
(Erf. des Kammer : Gerichte.) 
| — Bd, 1, ©. 142, | 
(Siehe No. 3, wegen der Laudemien von Ruſticalſtellen nach 
Gewohnheitsrechten.) Bu © 
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Zu Titel 8. 


50. Acceptation gezogener Segel. 
Erk. des Rama: Ende) 
» 8.3. ©. 314. 
51. Ruͤckſicht auf den Sonntag beim Wechfel, Protefte- 
Erk. des Kammer — u. Geh. Ober⸗Tribunals.) 
Bd. 3. ©. 314, 

52. Muß der, Betrag eines wegen Nichtacceptation proteſtirten 
Wechſel s / dem Kemittenten und. Wechſelinhader vom up 
Ei bezahlt werben? 

(Abh. v. Dr. Gratte nauer in Breslau.) 
Bd. 4. S. 96. 


53. Ueber Uſo⸗Wechſel, beſonders engliſche und deren Ver: 


allzeit. 
26h. von —— — 
d. 21. S. 22. 
Zu Zitel 11. 


54. Verbindlichkeit des Kirhempatrond , befonbers nach Mit: 
kiſchem Provinzialrecht, die Materialien zum Kirchenbau 
und sw Unterhaltung der Pfarr» und Küftergebäude her⸗ 
zugeben 

Erk. des Kammer Geriges u. u. — Ober Zribuna) 


55. Koſten der Eonfirmation der ER 
(Er. des Kammer s Gerichts u. Geh. Ober » Tribunale.) 
Bd. 14. ©, 279. 


Bu Zitel 17. 
- 56. Muß der Gutöherr zur Ausuͤbung des Poliz ei⸗ Straf: 
rechts richterliche Qualification befigen ? 
(Abd. vom Sußiyninifie v. Kamp.) 
28. ©. 43, 
Zu Zitel 0. 3 
> re a der. Öffentlichen ſchimpflichen Aus: 
ellun 
(Erf. des nn — 


133. 
58, Begriff des Wersrechens * verheimlichten —2 
gerſchaft. 
(Erf. des Sammer» eich) x 


d. I. ©. 135. 
59, Berechnungsart * — Diebſtahle 
Erf. des — 
dd. 3. ©, 307... , 
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60. Beſtrafung heilbarer Berfegungen in eöbtendet Ai 
(Erf. des —— Gerichts.) | 


3. ©, 317. 
61, Bemerkungen Über einige Seftimmungen des A. L. R. übe 
B a uerutt. 
Bd. 8. S. 335. 


62. Wird einem Schriftſteller durch öffentliche Verbren⸗ 
nung ſeiner Druckſchrift eine — zugefuͤgt? 
Abh. Bd. 10. S. 84. 
63. Ueberſicht derjenigen Beſtimmungen in welchen das Preuß. 
Erim, Recht und die Preuß. Crim Ordn. härter find als das 
Saͤchſiſche rim. a und — Saͤchſiſche Criminal⸗ Proceß. 


64. Bemerkungen in = — und den er des 
Hoch verraths. | 
Bd. 16. ©. 273. 
Litterarifcher — zu —— ——— 
d. 17. S. 221. 


65. Beitrag zur —8* * —— 

Erk. des Ober » Landgerichts zu Breslau wider die zu Köprin 
zur Unterfahung ‚gezogenen Mitglieder des ei 
therifchen Bundes der jungen.) 

Bd. 27. ©. 179, 

66. Rechtsbegriff der Eonfiscation, — | der 
Struerordnung für den äußern Verkehr vom 26. Mai 1818, 
und praftifche Folgerungen daraus. 

Abh. v. Ober⸗Landesger.⸗R. Baron in Maghehuig 

Bd. 36. ©. 237. 


| II. 
Zur Erläuterung der Allg. Gerichts⸗Ordnung. 


. 67. Hiftorifhe Nachrichten über die neuere Preußifche fpecielle 
und tranfitorifche Geſetzgebung, -befonders über proceffuas 
liſche Gegenftände. 

Bd. 42. ©. 233. 


68. Angelegenheiten des Kirhen:Regiments find nicht 
Gegenftand Baur — | 

3. ©. 262. | 

‘69. Betrachtungen lie z Anwendung des $.158. a. b, c. 

des Tit. 10. Th. I. der Preuß. Allg. Gerichts ;DOrdn. auf 

Urkunden, welche Beftimmungen über Pflicherheit 

und Abfindungen nothwendiger Erben enthalten, 
Wom Aſſiſtenz⸗Rath u. Juſtitiarius Vater in ve 
Bd. 16. ©, 154. 
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70. Intervention der Ehefrauen in puncto ilk- ı 
torum ohne Provocation auf Concurs. 
Erk. des re 
. Bd. 3. ©. 307. 
1. Weber den Einwand der Eompenfation und über die 


Meconvention in eodem processu, 
(Abd. v. een Dorgush in Magdeburg.) 


72. Bemerkungen über den $. 18. Te 24. Th. L der Al, 
Ger. Ordn. wegen der Erecution gegen Beneficials Erben. 
Abh. Bd. 27. ©, 68, 

73. Kammergerichtss Regulativ des Verfahrens bei den Se⸗ 
queftrationen verfchuldeter Ländlicher line 


25. Sannar 18 813. 
Bd. 4 S. 145. 


74. Einrede der Simulasion bes Indoffaments im 
Wechſelproceß. 
Erk. des Kammer⸗ eigun ) 
Bd. 3. S. 306. 
75. ra ger — aus trocknen Beqhſeln 
(Erf. des en, — 
76. Executiv⸗Proceß aus Notariats/JInſtrumenten der 
— Geſetzgebung. 
rk. des Kammer⸗Gerichts u. Geh. Ober-Tribunals) 
Bd. 3. S. 308. 


77. Ueber die Unzulaͤſſigkeit des Diffeſſionseides in 
Injurienſachen. 
(Erf. des — —— Kammer » Ger. zu Berlin) 
78. Ein Protofollführer in — Sachen iſt nicht 
nothwendig. 
Erk. des u ) 
. 1. ©. 132, 
79. O6 der — ae ei bei Errichtung eines Te ſta⸗ 
ments ald Protofollführer zugezogen werden kann? 
(Erf. des rer — Ober⸗ u 


| ‚ MI | 
Zur Erläuterung der Criminal⸗Or dnung. 
80. Wuͤnſche und Vorſchlaͤge, die Criminal⸗ Geſetzgebung be⸗ 


treffend. 
(Vom — en b Ak in Wolfenbüttel.) 
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81. Zufäge zur Criminal⸗Ordnung. 
Gom Ober⸗ —— v. Sirombech 


82. Vorſchriften uͤber die nn der Stedöriefi e 
in den Preuß. Staaten. 
(Aufſatz vom Juſtizminiſter v. Ka mptz) 
Bd. 4. ©. 247. 


83. Verordnungen uͤber den Transport der Verbrecher 
und Vagabonden. 
(Tab. Ordre vom B. Decbr. 1804 u. BURN v. 15, Ian, 
u. 12. März 1805.) 
85.7. ©. 323. 


84. Ueber das Verfahren bei Transporten und Lan⸗ 
desverweifungen der Verbrecher und Landftreicher, nebft 
Codex diplomaticus von 26 Transport » Gefegen. 

(Abh. vom — De — tz.) 


85. Bemerkungen = TerminatsOrrafastapnny, 


nebft Beilagen, | 
Bd. 37. ©. 157. _ ’ 


86. Bleibt, wenn ein Gerichtsherr fein Gerichts-Amt außer 
einigem firirten Gehalte und Deputate aud auf die Ge⸗ 
richtögebühren ohne einen Vorbehalt angemiefen hat, dennoch 
berfelbe von der Zahlung folcher Gebühren, ſowohl in feinem 
eigenen bei dieſem Gerichtsamte  verhundelten Rechtsge⸗ 
fhäften, als auch bei den ihn fonft in subsidium treffenden 
Criminal s Gebühren befreit? Ä 

(Abh. vom Affı — — in Breslau) 


IV. | 
Zur Erläuterung der Kypothefen-Drönung.: 


87. Zufäge und Bemerkungen zur Allg. Hypotheken⸗Ordnung. 
(Vom Ober ; — — v. Strombeck.) 
Bd. 5 


88. Bemerkungen und en zur Revifton der are 


Ordnu 
* Bd. 37. S. 243. 


‚89. Vergleichende Darftellung der franzöfifchen und 
prenßifchen Hypothekengeſetze. 
0 . 38.15. ©. 17 


* 


x 
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9. Giebt unter mehreren, der Hypothekenbehoͤrde zur Ein— 
tragung uͤberreichten Hypotheken, die frühere Praͤſenta— 
tion ein Recht auf Priorität? 

(Abh. vom Ober: Procurator Oswald.) 

| Bd. 9. ©. 110. 

91. Erörterung derfelben Frage. | 

(Rom Hofgerichts⸗Advocaten Sommer in Kirſchhundem.) 

ee Blhdhd. 11. ©. 61. ö 

92. Necenfion der foftematifchen Entwickelung der Theorie ber 
hnyyothekariſchen Proteftationen nah Preuß. Rechte, 
(Von Gräfen) - 

855. ©. 113. j 
Bemerkungen bes Derfafferd gegen. den Rocenſenten, und 
Antwort des Recenfenten. _ | 
Bd. 6. ©. 256, 
. Fortfegung der. Bemerkungen des Verfaffers. 
j | Bd. 7. S. 111. 


93. Ueber den Begriff und die Wirkung der Proteſtatio⸗ 
nr... non amplius intabulando, 
Abh. v. Ober Landesger.:R. Sobriner in Sr tt, 
‘94. Verſuch einer analytifchen Darftelling des Begriffes und 
der Arten der Proteſtation bei dem Hypothekenbuche. 
(Abh. v. Ober⸗Landesgerichts⸗Aſſeſſor Schepe rs.) 
7.825. ©. 201. 


a 
Zur Depofital: Ordnung. 


95. Zufäße zur Depofital» Ordnung. SER 
Vom Ober ; Landesgerichts. Rath v. Strombed.) 
| Bd. 6. S. 221. 


VI. . 
Caſſen⸗Weſen. 
"Siehe Nö. 86. | | 
96. Darftellung des Gefchäftsganges bei der’ Dber » Landesge⸗ 


richts s Salariencafle zu Frankfurt a. O. 
| Bd. 25. ©. 267. 
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B. 
Ueber Provinzial: Rechte und Provinzial» Werfaffung. 


I. 
Im Allgemeinen. 


97. Auszug aus dem hiftorifhen Theile des von dem Regie⸗ 
rungs⸗Rath Krauſe an das Koͤnigl. Miniſterium der Ge: 
ſetzgebung erſtatteten Berichts über die Provinzial: Gefeg: 


ebung. 
€ Bb. 18. ©. 99. 


08. Verzeichniß der allgemeinen Statuten und Willtahren in 
den Staͤdten der Peeubiicen Si | 


99, Weber EN 
- (Ah. und Necenfion der Werke von v. Kam ptz und 
v. Strombed. Vom ar — in Berlin.) 
Bd. 36. 


100. Bemerkungen uͤber die ee der Provinzialrechte 


durch die Provinzial »Gefeßbücher, mit befonderer Ruͤckſicht 
auf die links der ee Preußiſchen Landestheile. 


101. Ueber die Grenzen und Quellen des Provinzialrechts 
uͤberhaupt, und des für das Herzogthum Sachſen zuent: 
werfenden insbeſondere. 

Bd. 39. ©. 324, 


| | u. | 
PDrovinzialrchte und Berfaffung der. einzelnen 
- Provinzen. | 
1. 
Provinz Brandenburg. 


102. Litteratur des Märkifchen Privatrechts. 
(Som —— Kamptz.) 


Bd. 13. S. 109. 
103, Fragmente aus dem Urtelöbuche des Schöffenftuhls zu 
Brandenburg. 
Bd. 34. ©. 226. 


104, — zum Provinzialr echt der Kurmark Brandenburg. 
Bd. 42. S. 2859. 
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a) Auszug aus dem Schöppenbuche der Stade Trenen 
btietzen, nad) dem Driginale angefertigt, 
CGom Dr. Riedel in Berlin.) 
Bd. 42. ©. 259, 
b) Ueber die Berliner Stadtrechte, 
| Bd. 42. S. 279. 
105. Contractsfaͤhigkeit einer Maͤrkiſchen Ehefrau. 
1 (Gr. des A ’ | 
Bd. L ©. 130. | 
106. Zum sdquanstas muliebris einer Maͤrkiſchen 
Ehefrau gehört das, was fie durch ein  negotium inuliebre 
suo artificio erworben hat. 
(Erf, dei — 
| &.132. 
107. Die Alteften — Aber die portio statutaria 
der Ehegatten nach altem Märkifchen Rechte. 
(Abh. vom ar v. — ) 


108. Weder die wine 2 —— Rechts und dei 
Schooßfalls in — er 08 


- 109, Berechnung des nn * der Matt. 
| (Ext. des Kammer »Ger. und Geh, Ober ; Tribunale.) 
Bd. 1. S. 140. 


110. Unterſuchung der Frage, ob nad Maͤrkiſchem Prodinjialb 
recht das Repraͤſentationsrecht in der abſtelgenden 
Linie auf Enkel und Entelinnen befchränte ift, oder ob daſ⸗ 
ſelbe auch den Urenkeln und Urenkelinnen zufteht? 

Abh. Bd. 14. ©. 81. 
111, — der Maͤrkiſchen Bauern zu Baubdienſten. 
Erk. des Kammer⸗Ger.) 
Sb. 1. S. 134. 
112. Ueber die Nothwendigkeit der gerichtlichen Subhaſtatien, 
zur Ausmittelung des Werthes eines erb s und eigenthuͤm⸗ 
lichen, mit feiner Hofwehr verſehenen, Bauergutes in 
der Mittelmark zum Zweck der Erbesauseinanderſetzung. 
Erk. des Kammer⸗Ger.) 
Bd. 3. S. 143. 

113. Die, Schulzenlehne # der Mark⸗- Brandenburg m 
weibliche Mannlehne. 

Ert. des Kammer Ger.) . 

Bd. 3. ©. 303. 
114. In der Priegnitz bleibt unter dem Bauernſtande die 
Mitgabeé an Vieh und für die Hochzeit bit 
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zur Verheirathung des Erben des letzten Beſiters im Hofe 


ſtehen. 
(Et des. Sammer ‚er, 
Bd. 3. S. 322. 


Ueber die Natur der Vauer oͤfe in der Priegnitz, und die 

daſelbſt ſtatthabende Gewohnheit der Zuruͤckbehaltung der 

Mitgabe an Vieh und fuͤr die Hochzeit im Hofe bis zur Ver⸗ 

heirathung des Erben des letzten Beſi itzers. 

Erk. des Kammer +» Gier.) ® 
Bbd. 4. S. 182. 


415. Ueber die Vefchaffenheit der nicht — Bauer— 
guͤter in der Neumark, in Beziehung auf das Edict 
v. 14. Septbr. 1811, betreffend die Regulirung der * 
— und — Verhaͤltniſſe. | 

Abh. Bd. 3. ©. 327. 


116. Gutachten über die Qualität der Bauern und Kofäthen 
zu Wutzig und Hermsdorff im Sriedebergfchen Kreife 
"in der Neumarf.- 
(Bom Regierungs ⸗ > Kreisjuſtizrath Dübering.) 
Bd. 10. ©, 386, 


117. — die Erblichkeit * Bauernhoͤfe in der Neu: 
mar 
- (Abh. vom Oekonomie⸗Commiſſ.⸗Rath Krenf Hmer in 


EREEN: Ni 
d. 12. ©. 309. 


118. Scten» Stäce zur Preis der Frage: ob in der Kur: 
mark die Einlieger fehuldig find, anftart der aufgehobenen 
Naturaldienfte an. zu bezahlen? 

9. ©. 148, 


119. Beiträge — der Bauerguͤter in der Prieg— 
nitz, und in der Grafſchaft Ruppin. 
Geugniſſe der N en 


120. Die Erbfolge in den Bauergütern in der Marf 


Brandenburg, erläutert durch einen Bericht des Zuftizs 
Amts N Fr Su —— 


121. Ueber die Lehns- ——— Ar Maͤrkiſchem Lehns: 
rechte. 
(Erf. des Kamm, Ger. und Seh. Ober » Tribunals.) 
Bd. 15. ©. 350. 


(Siehe No. 54.) | | 
vñ. Eee | 
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139. Weber die Verfchuldbarkeit der, Lehngüter in Vor/Pom⸗ 
mern, und das dabei in Anfpruch genommene beneficium 
taxae, 

(Abh. vom Dr. juris Zimmermann, Konigl Schwe⸗ 
diſchem Kammerrath.) 
Bd. 19. S. 233. in, 

10 Refeript vom 1. et praes. den 15. Novbr. 1783 an die 
Pommerfhe Regierung, betreffend die Berfahrungss 

. art in Schuld», Credit- und Subhaftationg » Fällen, wo 
bei Pommerſche Lehngäter concurriren, und die dabei vor 
er Pag Principia des Pommerfhen Lehr; 


rechts. 
Bd. 29. ©, 231. 
£ 
Drovinz Sachfen. 
141, use das Magdeburgifche Remiſſions⸗Edict vom 5. Dec, 


(Erf, des Kammer Ger.) 
Bd. 1. ©, 140. 

142, Darftellung der Veränderungen in der Civil» und Criminal 
Sefeßgebung und Gerichtsverfaffung, welche die das Depar⸗ 
tement des Ober : Landesgerichts zu Halberſtadt bildenden 
Provinzen vom Jahre 1806 bis 1820 betroffen haben. 

Bd. 22, ©, 32, 

143. Geſchichte der Gefesgebung und Gerichtsverfaffung in dem 
Gerichtsbezirk des Dber : Landesgerihts zu. Magdeburg jeit 
dem Frieden zu - t = —* 1. Sjanuar 1815, 

. ©. 50. 

144, Darftellung ber — in der Geſetzgebung und 
Gerichtsverfaſſung der verſchiedenen zum Departement des 
Ober⸗Landesgerichts zu Naumburg gehörigen Landestheile, 
feit dem Jahre 1806, vom AO ftenten Kratzſch 


in Naumburg. 
Bd. 30. ©. 185. 
-145, Die patrimoniale Gefsggebung in der Altmark. 
(Ein Beitrag zum FERN vom Feeiheren 
v. NORIARE 0.8.8, 


146. Ueber die rechtliche Fe der IEERNEIRSSRIEE, in der 
rare Grafſchaft Hohenſt 
(Abh. vom Seh. Ober Sulz» Rath Dr. Seller in 
Halberſtadt) 
Bd. 31. ©, 169. 
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131., Ueber die gegenfeitigen Rechte und Pflichten der\Grund: 
herefhaften und Schußunterthanen, ‚und die 
Robothen und Abgaben der letztern, insbeſondere ruͤckſichtlich 
der von den Schutzunterthanen zu entrichtenden Schutzgelder 
in Schleſien. 

Bd. 24. S. 3. 


132. Bericht des Oberſchleſiſchen Ober; Landesgerichts zu Brieg 
—vom 31. Januar 1787, wie es im Oberſchleſiſchen De 
partement bei Auseinanderfegung der Eltern und 


Kinder. bisher vie 
d. 2. ©. 99. 


4. 


Provinz Pommern. 


133. Nachrichten von denen in der Pommerfchen Hauptftadt und 

Feftung Alt:Stettin geltenden ftatutarifchen Rechten. 
Bd. 28, ©. 199. 

134. Ueber 1) die Gültigkeit des Luͤbiſchen Nechts in Coͤslin; 
2) die Gültigkeit der baupolizeilichen Vorfchriften im Art. XIL. 
Zit. XIL Lib. II. des Lühifchen Rechte. 

Bd. 28, ©. 265, 

135. 86 die Communio bonorum in Pommern eine 
‚allgemeine oder befchräntte fei? 

Abh. Bd. 28, ©. 273. 

136, Ueber die Erbf olge der bereitö abgefundenen, aber ohne 
Descendenz und mit Hinterlaffung eines ihrer Eltern und 
vollbürtiger nicht abgefundener Geſchwiſter ab intestato ver: 
ftorbener Kinder nicht erimirten Einwohner des Be Lan: 


> Des in Pommern. 
| Bd. 28. ©. 279. . 


137. Das Kaufgeld eines wieberfäuflih erworbenen Lehns 
gehört, wenn folhes Bei Ausübung des Wiederfaufs zus 
ruͤckgezahlt wird, nach Hinterpommerſchem Lehnrecht zum 
Allodium. 

(Erf. des Kammer⸗Ger. und Geh. Ober⸗Tribunals.) 
Bd. 3. S. 308. 


138. Nach Schwediſch⸗Pommerſchem Lehnrecht iſt der Sohn 
eines Lehnsmannes verbunden, die von ſeinem Vater, deſſen 
Allodial⸗Erbe er geworden iſt, in Anſehung des Lehns vor⸗ 
genommenen Handlungen anzuerkennen und ohne alle An⸗ 
fechtung zu laſſen. 

(Abh. vom Ober⸗Appellations⸗Rath Dr. Hagemeiſter 
in Greifswalde.) 
28,59. ©. 49. 


34% 
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139. Ueber die Verfchuldbarkeit der, Lehnguͤter in VorsPom: 
mern, und das dabei in Anfpruch genommene beneücium 
taxae, 7 

(Abh. vom Dr. juris Zimmermann, Königl, Schwer 
difhem Kammerrath.) 
Sb. 19. ©. 233, e Fe 

‘140 Referlpt vom 1. et praes. den 15. Novbr. 1783 an Ye 
Pommerfche Regierung, betreffend die Werfahrungs 
art in Schuld», Eredit» und Subhaftationg » Fällen, wo⸗ 
bei Pommerſche Lehnguͤter concurriren, und die dabei vor⸗ 
auszuſetzenden Principia des Pommerf hen Lehm 


rechts, 
Bd. 29. ©, 231. 
5. 
Drovinz Sachfen. 
141, ‚Ute das Magdeburgifche Remiffionss Edict vom 5. Dee. 


(Erf, des Kammer» Ger.) 
Bd. 1. ©, 140. 

142, Darftellung der Veränderungen in der Civil» und Criminal 
Sefeßgebung und Gerichtsverfaffung, welche die das Depats 
tement des Ober » Landesgerichts zu Halberſtadt bildenden 
Provinzen vom Jahre 1806 bis 1820 betroffen haben. 

Br. 22. ©. 32, 

143. Gefchichte der Gefeßgebung und Gerichtsverfaffung in dem 
Gerichtsbezirk des Ober »Landesgerichts zu Magdeburg ſeit 
dem Frieden zu — t bis — 1. Sjanuar 1815. 

d. 22 


144. Darftellung ber —— in der Geſetzgebung und 
Gerichtsverfaſſung der verſchiedenen zum Departement des 
Ober⸗Landesgerichts zu Naumburg gehörigen Landestheile, | 
feit dem Jahre 1806, vom ee Affıftenten Kratzſch 


in Naumburg. 
Bd. 30. ©. 185. 


145, Die patrimoniale Geſetzgebung i in der Altmarf, 
(Ein Beitrag zum ————— vom Freihern 
v. — ————— 0.8, 2 


146. Ueber die rechtliche Fortan der U ERMHAIRAGRLLE, in der 
— Grafſchaft Hohenſt 
(Abh. vom Geh. ———— Dr. Scheller in 
Halberſtadt.) 
vo. 31. 8. 169. 
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147. Das Nechtsverhältmiß der Erbenzins Lehngäter in 
der Grafſchaft Hohenftein, bargeftellt vom Ober⸗Landesge⸗ 
richts-Rath Lentze in Halberftadt. 
Bd. 38. ©. 189, 
. 148. Sind die Kirhenpatrone im Herzogthum Sarhfen für 
befreit von Beiträgen zu Kichs, Pfarr» und Schulbau—⸗ 
koſten zu achten? ers 
(Abh. vom Ob.Landesger.Rath Pinder in Naumburg.) 
Bd. 35. 8.226, . i — 


(Siehe No. 101.) 
Rh 6. 
/ Provinz Weſtphalen. m 
149. XAufforderndes Nefeript des Suftizminifters vom 19. Febr. 
. 1819 an die Ober ; Landesgerichte zwifchen der Elbe und dem 
Rhein zur: Zufammenftellung der Deaterialien zur Gefchichte 
der Gefeßgebung in den dortigen Provinzen. | 
Bnud. 17. ©. 134. Ä 
- Darftellung der Gefchichte des Wechſels der Gefeßgebung in 
eivils und criminalrechtlicher Hinfiht in den, jetzt das Des 
partement des Ober » Landesgerichtd zu Meünfter bildenden 
- Ländertheiles, vom Reichsdeputations⸗Hauptſchluß vom 25. 
Febr. 1893 anfangend, bis zur Wiedereinführung der Preus 
Bifchen Gefege vom 1. Sjanuar 1815. | 
3.17. ©1366. , | 
- 150. Weberficht des Wechfels der Gefeßgebung und Gerichtövers 
faffung in dem Bezirke des Ober :Landesgerihrd zu Pader⸗ 
born von 1806 bis zur Einführung der Preuß. Geſetze. 
Bd. 17. ©. 357. Ä 


151. Geſchichtliche Darftellung der Veränderungen in der Geſetz⸗ 
gebung und Gerichtsverfaffung, welche in den Landestheilen, 
die gegenwärtig den Bezirk des Ober » Landesgericht zu 
Hamm bilden, in den Jahren 1802 bis 1820 Statt gefuns 


den haben. 
Bd. 19. ©. 3. 


152. Geſchaͤfts-Inſtruction für die Ober » Landesgerichts s 
Commiſſion zu Münden, deren Unter» Gerichte und In- 


quifitoriate. | j 
5.5. ©.131. 


153. Prüfung einiger wichtigen Rechtöfragen, die Bearbeitung 
und Einrichtung bes Hypothekenweſens in denen 
mit der Preußifchen Monarchie wieder vereinigten. Weſtphaͤ⸗ 
lichen Provinzen betreffend. ; 

(Vom Land; und Stadtrichter Rinteln in Bären.) 
Bd. 9. S. 253 | | — 


wr 
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154. Weber die in,der Grafſchaft Recklinghaufen im 
Dber  Landesgerichtd » Bezirk Maͤnſter — Guͤter— 
gemeinſchaft. 

(bh. vom Land⸗ und Stadtgerichts⸗ Affeffor Evelt in 


Dorften.) 
8.29. ©. 3, 
155. Das in der Grafſchaft Recklinghauſen vor en Ber; 
einigung mit, dem Großherzogthum Berg beftandene Pros 
vinzials Recht. Dargeftellt in einem Auszuge ber betieffen 
den Dorfen. vom Lands und — — 2 — Evelt 
in Dorſten 


Bd. 30. S. 3 
156. Ueber das Gaͤtervefeni in der Grafſchaft Recklinghau⸗ 
ſen, von Demſelben. 
Abh. Bd. 33. ©. 207. 
157. Das Delbruͤcker Landrecht. 
Dom Yuftizminifter v. Rampe. Geſchichte und Abdruch 
der — Stellen.) 
| v.29. ©. 62. . \ 
158. Kurze Ueberfi ht 6 Starutarricte der Herzogthumer En 
gern und Weftphafen. 
(Bom Juſtiz⸗ Amtmann Seibertz in Rüben.) 
Bd. 31. ©. 255. Nachtrag dazu Bd. 33. ©. 126, 
159. Darftellung der in den einzelnen Städten des Bezirks 
des Königl. Kofgerichts zu Arnsberg geltenden, vom ges 
meinen Rechte abweichenden — und Naturrechte. 
Bd. 21. S. 241 
160. u. Rechte und — des Fuͤrſtenthums 
orvey 
(Vom Land: und Stadtgerichts + Affeffor wien and in 


Höxter.) 
9b. 29. ©. 137. 


161. Das Landrecht der Grafſchaft Rietberg. 
Vom AYuftizminifter v. Kamp. Geſchichte und Abdruck 

der —— Stellen.) 

d. 29. S. 183. | 

"162. Circular des König ——— zu Muͤnſter, uͤber 
die Succeſſion i in ee vom 17. März 1827. 
u 8.29. ©. 253. 
163. Fuͤrſtlich ——— in 4 Theile eingetheilte Eigen 
thHums: Ordnung, d. d. Bonn, den 10. Mai 1770. 
2 Bd. 29. ©. 276. 

164. Graͤflich Bentheimſche Bormundfdafts: Ord— 
nung fuͤr die Grafſchaft Hohen +» Limburg vom 24. 


Mai 1786. 
Bd. 31. S. 325. 
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165. Graͤflich Bentheimſches Edict wegen ber ehelichen Güter: 
gemeinfhaft in der Graffhaft Hohen « Limburg vom 

31. Mai 1786, g , 
Bd. 31. S. 329. 


166. Gräfih Bentheimſche Wilticat» Ordnung vom 
— 


Bhd. 81. ©. 333, 
167, Weber die Ruͤckwirkung der Verordnungen vom 11. März 


118 und 9. Suni 1827. | 
(wegen der Erbfolge in die von der Geſetzgebung des che: 
maligen Königreichs Weftphalen betroffenen Lehne.) 
Abh. vom Ober: Landesgerihtg: Rath Dr. Pinder in 


Naumburg. | 
| Bd. 32, S. 71. 


168, Weber die im Erbfuͤrſtenthume Münfter geltende eheliche 
Guͤtergemeinſchaft. — 
(Vom Dr. jur. Romeo Maurenbrecher.) 
— Abh. Bd. 32.S. 221. Nachtrag dazu Bd. 37. S. 3. 
169. Beiträge zur Theorie der Muͤnſter ſchen ehelichen Guͤ⸗ 
"tergemeinfhaft | 
Wom Advocaten⸗ Anwalt Evelt in. Diffeldorf.) 
— Bd. 41. S. 397. 


170. Die allgemeine eheliche Guͤtergemeinſchaft nach den 

gs Statutar⸗ und Gewohnheitsrechten des. Fuͤrſtenthums Pas 

derborn, entworfen vom Dr. Weigand. - 
5.35. ©.3. 


A71. Die allgemeine ehelihe Gätergemeinfhaft nach den 
Statutarrechten im. Herzogtum Weftphalen, und den er; 
gänzenden Vorſchriften des. Allgem. Landrechts, dargeftellt 
vom Juſtiz- Amtmann Seibers zu Rüden. 
Be Abh. Bd. 36. ©. 207, - 
172, Ateber die ehelihe Gütergemeinfhaft im Allgemeinen, 
F und in beſonderer Beziehung auf die Fuͤrſtenthuͤmer Pader⸗ 
born und Korvey. | 
(Bom Land: und Stadtgerichts  Afieffor Wiegand in 


Hoͤxter.) 
Abh. Bd. 36. S.3. 
Fortſetzung und Schluß. Bd. 41. S. 366. 
173. Ueber das heutige Verhaͤltniß der Provinzialrechte zum All⸗ 
gemeinen Preuß. Landrecht in Beziehung auf das eheliche 
Gaͤterrecht, beſonders in der Provinz Weſtphalen. 
(Vom Privat: Docenten Dr. R. Maurenbrecher in 


Bonn)— 
Vd. 36. S. 252. 
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174. Ueber das Erbrecht des geiftlihen Fiscus im 
Herzogthum Weſtphalen auf den Beneficial⸗ Nachlaß der 
Geiſtlichen. 

(Zur Erläuterung des Alg Landrechts Th. I. Tit. II. 
$. 96..98. 99. 100. und. des Publications + Patents vom 
21, uni 1825 $. 2 u. 3, vom Hofgerichts + Advocaten 
Dr. Sommer in rd | 

’ d. 36. ©, 274. 

175. Ueber die NER der Güter unter Eheleuten 
im rigen Minden und der Grafſchaft Navensberg. 

(Abh. vom Land / und Stadtgerichts⸗ Aſſeſſor Wiegand 


in Hoͤrter.) 
Bd. 40. S. 3. 


Rhein „Provinz. 


176. Etwa uͤber einige gegen die Einfuͤhrung der Preuß. Ge⸗ 
richts und Criminal⸗ Drönung in den Rheinprovinjen es 
ſchienenen un 

d. 10. ©. 100. 


177. Aufhebung der * ſchen Geſetzgebung in den Hheinpte | 


vinzen. 

Abh. Bd. 28. S. 167. 

178. Ueberſicht der in den Koͤnigl. Preuß. einpemingn 
Rarefinpenden er 


179, Ueber die ln Sa zum. Regierungsbezirk Co⸗ 
blenz gehörigen Oft ⸗Rheiniſchen Landestheile. 
(om — — p er x el in Coblenz.) 


180. Werden die — — überlebenden Ehegatten 
durch die Juͤlich und Bergiſche Rechtsordnung 
eingeſchraͤnkt, und aͤußern ſich die Wirkungen dieſer Ein 
ſchraͤnkung auch noch nach Aufhebung dieſer Rechtsordnung 

wenn die Ehe im Bergiſchen vor, dem 1. Januar 1810 
— der Hoerrſchaft derſelben ihren, Anfang "genommen 
atte | 

(Abh. vom a —— OS glegtendat) 


181. Ob zur Sanfervaion ee Grundrenten deren 
Inſcription in die Hypotheken-Regiſter nach der in dm 
Königl. Preuß. Rheinprovinzen beftehenden Geſetzgebung eu 
forderlich fei? 
en vom Appellat. Ger.⸗Rath Rive in Coln. 
Bd. 28.8, 3 


‘ v 
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382. Darſtellung der in dem: Sprengel des. Koͤnigl. Land » und 
Ä Stadtgerichts zu Duisburg in Betreff der ehelichen Güter; 
gemeinfhaft vorhandenen Provinzial» Gefege , Status 
ten und Gewohnheiten. 
> (Vom Juftiz Rath und Land» mr Director | 
Bühl in Duisburg.) | | 
Bd. 29, ©. 193, — 
183. Des Abts Genediet zu Werden und Helmſtaͤdt Werden⸗ 
ſche Landesordnung vom 26. Auguſt 1734 nebſt Declara⸗ 
tion vom 21. Januar 1779. 
184 ; Anpatıjhe Statuta.und FERN vom Jahre 1847, con⸗ 
firmirt und Be Sjahre En und 1663, , 


185. Weber = in. einigen Gegenden der Rheinprovinzen befind⸗ 
lichen Schafts⸗, Stock- und een 
(Serie und rn 


186, Die Schöffen » —— von Senne und Bl 


veiboen, 

| 8b. 34 S. 91. | 

187. Sie Trierſchen Schöffengeriäte.. | 5 

Zr Abh. vom —— Loim bard in —2* | 
B.d. 37: ©. 301 

188, —— uͤber das Kömifche Hecht auf dem linken 


Rheinufer, indbsfondere in den Regierungsbezirken Coblenz 
und Trier. | 


(Vom Hegier. gr a nutoli zu Eoblenz.) 


189. Codicillus, das Divolutions / Recht in den Herzogthuͤmern 
Juͤlich und Berg betreffend. 
0.40. 8.325... ⸗ 


190. ag ya den —e* Rechten der Groffgaft 


' + 8b. 39. S. 261. 
\ A. Sräfl, Wied » Kunkelfche Kirchenordnung vom * Januar 


1782. 
Bd. 39. S. 261. 
B. Juſti— Reglemen für das Benreinfhafküe Amt Iſenburg 
und Meyſcheid vom 7/22 März 17 
Bd. 9. ©. 267. = 
C. Steimeler Marttrecht. - | . 
(Vom —— Rath Nettekoven in Eoblenz.) 
Bd. 39. ©. 273. 


MR Ehronsiogihes Verzeichnig. . 


Nefeript vom 31. — 1829, 85.6. ©. 681, 


— — — 19. — — — 6, — 196, 
— — 27. April — — 6. — 79 
6.0. — 1. Im — —6. — 3 
— — “ 9. Juli — gu — 7. — 386, 
— — 13. — — — 7. — 146. 
— — 13.. — — — 6. — 736. 
Cab. Ord. ⸗ 15. — — — 7. — 466. 
Refeript — 27. — — — 6. — 160. 
— gg 27. — — — T. — 182, 
Cab.Drd.— "5. Auguſt 6. — 20. 
Reſcripst — 10. — — — — 6. — 510, 
— — 10. — — — 6. — 201. 

ng y— 13. ey m ı — 6. — 649. 
Cab. Ord. —, 22. — — — 7. — 8. 
Reſcript — 31. — — — 7T. — 133. 
Ye Hr a 
— — .. — — — di — DUO. 
— — a, muß — WW. 
— — u. — — — 6. — 597. 
Cab Ord. ¶ 8. Dad. — — 6. — 2. 
Reſcript — 2. — — — 6. — 513. 
— zn 1 2 — — — b. — 606. 
— — 5 — — 26. — 606, 
— — 20. — — — 7. — 3683 
— — 30. — — — 6. — 604. 
— NW —. — 7. — 387. 
et Er Fa 
— — WW. — — — 6. —09. 
— — 26 — — —& 30 
BE — 
re Ba a ae 
+ — 8.=-.- IE 
- - 7 — — — 7. _—3 
— — 21. — — — 6. — 367. 
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199. Ueber das Geſchwornen-Gerich 
- (Abd. vom u A Zillanee ih Hirſchberg.) 


200. Geſchichte und kLitteratur des Fonkſchen Criminal; 
Prozeſſes 
&d. 19. ©,348. Bb. 20. ©. 121. Bd. 21. ©. 160. 


201. In wie fern Regierungshandlungen eines Zwi— 
Shenherrfders für den in der Biesistung wiederherger 
ſtellten rechtmaͤß ES verbindfich find? 


— der Fuſtiz⸗ Kanzlei zu Hildesheim und — | 
der Juriſten / Jacultat zu Gießen.) 
Bd. 15. ©. 319. b 


202. Statut der Moldermannfhen Stiftung jur Unter; 
ftügung der Söhne unbemittelter. Inſtizbeaniten der Unterge⸗ 

| 4 im Bezirt —— erichts. 

. 837I. 


Schreiben des — Praͤſtdenten Woldermann 
uͤber Sicherſtellung, Vermehrung und Benutzung des * 


tungsfonds. 
Bd. 22. S. 238. 


203. Bruchſtuͤcke Über das Recht eines Staats, die gegen ihn tm 
| Auslande von einem Ausländer begangenen Verbre— 
hen zu beſtrafen. 
(Born a v. ann 
S. 19. 


204. Litteratur der — des Koͤnigl. Hauſes. 
(Vom —— — ) 
5. S. 3 


205. Ueber das Biſchoͤfl * Recht der evangeliſchen Kirche 
in Deutſchland. 
Bd. 31. S. 25. 


206. Ueberſicht der — Litteratur in den Preußiſchen 


Staaten im Jahre 1828 
vd. 32. ©. 331. 


207. Bruchſtůcke uͤber das gutsherrliche Verhaͤltniß in 
den Preuß. Staaten. 
Vom Juſtizminiſter v. Kamptzz.) 
Bd. 34. ©. 236. 


208. Bemerkungen uͤber die Verhaͤltniſſe der Mediat⸗ 


Städte. 


Bd. 35. ©. 242. 
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209. Koͤnigl. Schwediſche Verordnungen fuͤr die 
Schwediſch⸗Deutſchen Ländern , 
a) wie es darin mit der Rechtspflege bis zu ber am 1. 

Septbr. 1807 bevorftehenden Einführung des Schwedi⸗ 

ſchen Reichs/Geſetzbuchs gehalten werden foll, vom 31, 

Juli 1806. a. 
nn SO: 

.; 6) über Aufhebung ber Leibeigenfchaft, vom 4. Zuli1806. 

er Bd. 35. ©. 305. 

6) Über Einrichtung des Juftizwefens in den Koͤnigl. dents 

ſchen Staaten, vom 8. Detbr. 1810. , 

Bd. 35. S. 308. | 

d) Koͤnigl. Schwedifche Altodificationss und Aſſecura⸗ 

tions/-Urkunde für bie Kitterfchaft im Herzogthum Pom⸗ 
mern und im Fuͤrſtenthum Rügen, vom 11. Octbr. 1810, 

— Bd. 35. S. 33223.— 


210. Weber die Organiſation der Daͤniſchen Vergleichs— 
Commiſſion und deren Wirkungen. | 
338.085 
211. Suarez, ein biographifches Fragment.‘ 
Bd. 41. © 3. | 


212. Weberfiht der Suftiz : Verfaffung in den Preußiſchen 
Staaten von der Publication der. Allgem. Gerichts Ordnung 

His auf die neuften Zeiten. 
(Rom Geh. Juſtiz- und Geh. Finanz » Rath Durdı 


‚berg. 
) 8.42.93 








Ehronolooiſches Verzeichniß 


ſämmtlicher 
im Gten und dten Bande allegirten 
Verordnungen 
bis 
1828. 


Caus onre vom 2A. Decbr. 1726. Dh. 6, ©. 352, 
— — 11 S$uni 1804, — 6. — 237. 

meecht vom 12. Novbr. 1811. Bd. 7. ©. 493. 

| — 17. April. 1812. .— 6, — 96, 


— — 8, Sepebr. 1816, — 7. — 216, 
— — 28. Januar 1817. 1, — 32, 
— — 15. Mir 1817. — 6. — 217. 
- Cab. Ord. — 21. Auguft 1819. 7. — 480, 
Reſcript — 13. März 1821. 6— 


— — 19. Suni 1821. 
Cab.Ord. — 9. Septbr. 1822. 
Reſcript — 18. Ochtr. 1822. 

— — 8, Febr. 1823. 

— — 2. Xuguft 1823. 
| Cab.Ord. — 26. Mai 1826. 
Reſcript — 19. März 1827. 


SER=agsEEN 


> 
* 





NESBSNMPENNDM MINI 


— — 
Do—— 


— — A April 1827. 491: 
— — 23. April 1827. 218, 
— — 9, Juli 1827. 177 
— — 20. Auguft 1827. 178. 
— — Decbr. 1827. 739. 
— — 10, März 1828, 227. 
— — 189. April 1828. 424, 
— — 16. Juli 1828. 7. 440, 
— 6. 737. 


— 4 Septbr. 1828, 


in 


Cab ord. 


Reſcript 


Cab Ord. 
Reſcript 


Cab Ord. 
Reſeript 


Cab Ord. 
Reſcript 


eſcript 
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28 


— 189. 


— 226 
260. 
195. 
386, 

— 146 
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